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1. Ian. (Frankreich). Die Regierung verbietet den Biſchöfen bie Verdffentlichung 
ber päpftlihen Encyclica und bed Syllabus v. 8. Dec. 1864. 
»  „ (Rom). Neujahrsempfang bes franz. Obercommandanten buch ben Papft. 
Der Papſt erteilt dem: Kaifer nur bebingungsiweife feinen Segen. 
2. „ (Brafilien). Krieg mit Uruguay: Einnahme von Paifenbü. 
4 „ (Deutihland — Schleswig: Holitein). Her v. Halbhuber tritt 
als öfterreihifcher Civilcommiſſar an bie Stelle bes Herrn v. Leberer. 
»„ (Deutiäland. — Württemberg). Ablehnende Antwort des Miniſters 
Varnbüler auf eine Interpellation in ber Il. Kammer Iwegen Einigung ber 
übrigen beutihen Staaten ben beiben Großmaͤchten gegenü 
GEranbkteich). Decret des Kaifers gegen bie päpft iche Encydica und ben 
Syllabus vom 8. December 1864. 
7., (Spanien). Dos Minifterium Narvaez fimbigt den Gortes feinen Ents 
ihluß an, St. Domingo wieber aufzugeben. 
„ (Merieo). Kaifer Mar erneuert das placetum regium bez. päpftlicher 

Bullen x. Der Nuntius proteſtirt. 

& „ (Branlreid). Drei Bilchöfe veröffentlichen bie päpfliche Enchclica und den 
Syllabus trotz des Verbots ber Regierung, faſt alle andern erlaſſen wenigſtens 
affentliche Proteſte gegen das Verbot. 

Deſterreich). Die — bes e— beſchließt einſtimmi 
vde⸗ ihr vom Haufe überwieſene Budget für 1865 au bie Regierung zurid 
aujenben, Damit diefe felbft Darin diejenigen Abftrihe vornehmen 
ſonſt die Commiſſion vornehmen müßte, um wenigfiens bas eigentliche & 
bahrungsdeficit für 1865 zu befeitigen. 

11. „ Ber. Staaten) Der neue Siaatscowwent von Miſſouri — wis 
60 gegen 4 Stimmen bie foforlige und unbebingte Abſchaffung ber Sciaverei. 
12. „ (dranfreid). Die drei Bilchöfe, welche bie päpitl. Euchclica trey bes 
Berbotes publicirt haben, werden bem Staatsrat überwieien. Ber Auntins 
richtet Dagegen an einen berfenben ein Schreiben, um ige wegen ſeünes Nuthes 
umd jeiner — — hit 8 
„  « (Bentidland —** stein). Die —— Gweilcammiß- 
jüre jegen eine " gemeinfhatliche anbesregierung für brite Derzogghlmc 1 
Schleswig en. 
. en sans, — Bürtiemberg). Die U kammer ade 158 
"zeues Saulgcie unb verwirit Hr een ei eng Pd 
von i 
„ „ (Ber. Staaten). Die Regierung lmig der mgishen Memesmg per 
ſog. Reciprocilätsverirag mit Gamaba 
14. „ (Prenten). Cröffnung bes Lanbiaz6. I: Iusmsen v2 Come ı€ me 
im der Form verjöhmlid, verräth aber in pr Eae Imre Auhgenigfker.. 
„ «= (Destidlend. — leswig· Helkem, Ce Et.ieumg meer zu 
" Sheel-Bleijen’jhe Aunerionsatrchhe Fmen Irmmer Fsıryer * Auf. PEBET 


Unteriäriiten. 
15-20. Zaun (Breufen) NRdnliedise Biiline ze Ymnzer ei Em 
nah Zien. 
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A Allgemeine Chronik. 


17. Jan. (Ber. Staaten). Der Bundesgeneral Sherman beginnt von Savannah 
in Georgien aus feinen Zug gegen Norden buch Süd: und Norbcarolina. 

18. „ (Defterreid). Differenzen zwiſchen bem Confiftorium ber Univerfität 
Wien und ben Stubenten über bie eier bes 500jährigen Jubiläums ber 
Univerfität ob am Gründungstage der Univerfität oder am Tage ber päpftl. 
Beftätigungsbulle, . . 

19. „ (England. — Canada). Eröffnung des Colonial-Barlaments. Das» 
jelbe wie die Regierung geben fi alle Mühe, bie Ver. Staaten wegen ber 
St. Albans-Affatre zufrieden zu ftellen. 

20. „ (Deutihland. — Württemberg). Schluß ber Beratung über bas 
fog. Complerlaſtengeſetz und fchließlihe Annahme besfelben mit allen gegen 

- 6 Stimme. 

„ „ (Rußland). Die Abelsverfammlung von Moskau beſchließt mit 270 gegen 
36 Stimmen, ben Kaiſer durch eine Abdreffe um bie Einführung einer Res 
prüfentativverfaffung zu bitten. Der Senat fchließt bie Berfammlung und 
erflärt alle ihre Beſchlüſſe für ungiltig. Der Kaifer erläßt ein Reſcript, in 

: der er das Unterfangen bes Moskauer Adels aufs ſchärfſte tadelt. 

21. „ (Defterreih). Ber Stabtrath von Trieft wird wegen eines italieniiche 
Sympatbieen verratbenden Beſchluſſes Traft kalſerl. Entſchließung aufgelöst, 

22. „ (Ber. Staaten). Die Staatsconvention von Tenneflee beſchließt bie Ab- 
fhaffung ber Sclaverei auf bem Gebiete des Staates. 

3. „ (Italien) Die Il. Kammer gebt im Intereſſe ber Einigkeit mit 140 
gegen 67 Stimmen über ben Commiffionsbericht betr. die Turiner September: 
- Sreigniffe zur Zagedorbnung über. Große Unzufriedenheit in Turin. 

24 „ (Preußen) Das Abg.:Haus lehnt e8 ab, eine Adreſſe an den König als 
Antwort auf die Thronrebe. zu erlaffen. . 

25. „ (Belgien). Das Inflitut bes flehenden Heeres wird in ber Il. Kammer 
mit großem Nachdruck angegriffen und bas Militäcbubget für 1865 nur mit 
65 gegen 29 Stimmen (und 8 Enthaltungen) bewilligt. 

25—30. San. (Italien). Unorbnungen in Turin. DBemonftration gegen einen 
Hofball. Die Gäſte bes Könige werben gröblich inſultirt. Die Nationalgarbe 
benimmt fich Tau, der Gemeinderath zweideutig. 

26. „ (Deutihland. — Bundestag) Sadılen verlangt eine Abänderung 

ber Bundesbeſchlũſſe beir. Bereinsweien und Preffe, wibrigenfalls es biejelben 
von fih aus außer Wirkſamkeit jegen würde. 

„ „ (Osfierreich). Die Regierung Rellt für eine Herabminderung bes Deficits 
pro 1865 mehrere Vorbedingungen und will erſt nach beren Zugeſtehung bie 
Ziffer bes ihr möglichen Abftrihs nennen. Der Finanzausihuß befchliekt, 
auf jene Borbedingungen nicht einzugehen, wenn nicht bie Regierung vorber 
bie Summe ihres Abſtrichs befannt gebe, unb nimmt bas Budget fin 1865 
in Berathung, um nun jelber die nothwendigen Abftriche vorzunehmen. 

28. „ (Spanien). Die Regierung erflärt in den Eortes, daß fie noch nicht in 
ber Lage jei, das Königreich Italien anzuerkennen. 

30. „ (Defterreidh). Das Confiftorium ber Univerfität Wien beſchließt mit 7 
gegen 4 Stimmen, auch in dem neuen Statut bie Nichtzulaffung ber prote⸗ 
ſtantiſchen Profefforen zu ben akademiſchen Würben aufrecht zu halten. 

„» „ &er. Staaten). Refultatlofe Friedensconferenz zwiſchen Lincoln und Be=- 
vmästigten bes Sübens in Fort Monroe. 

31. „ (Ber. Staaten). Das Repräfentantenhaus beſchließt nunmehr auch feiner- 
jeit8 mit ber verfaflungsmäßigen Mehrheit von 119 gegen 56 Stimmen ben 
Zuſatz zur Bunbesverfafjung, ber die Sclaverei auf bem ganzen Gebiete ber 
Union abſchafft. 

— ,„ (Deutihland, — Hamburg). Petitionen für und gegen einen Anz 
ſchluß an ben Zollverein. 

— „u Sehr. (Deutſchland. — Baden). Katholiſche Agitation gegen bas 
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weue Schulgeſetz. Handſchreiben bes Großherzoge bagegen. Gegenverfammts 
lung ber liberalen Partei. Scandal in Mannheim. 


2. Febr. (Jtalien). Die Regierung fließt mit dem Haufe Rothſchild einen 

neuen Bertrag über ben Verkauf ber piemontefiichen Staatsbahnen ab. 

„» „ (Spanien). Triebe mit Peru. Nücdgabe ber Chinas: Infeln. 

3 „ (Stalien). Ber König verläßt in Folge der Vorfälle vom 30. v. M. 

Zurin unerwartet und ohne Abichieb und fiebelt fofort nach Florenz über. 

5. „ (Peru). Unzufriedenheit mit bem Friedensſchluß mit Spanten. Miß⸗ 
handlung von Spaniern in Callao. Verſchwörung bes Erpräfibenten Caſtilla 
gegen den Präfibenten Pezet. 

„ (Stalien). Die Regierung erlaubt bie Verkündigung ber päpftlichen 
Encyclica vom 8. Dec. v. Is. unter Vorbehalt aller Nechte bes Staates. 

„ (Brafilien). Krieg mit Uruguay: Montevideo ergibt fi. Flores übers 
nimmt bie Präfidentihaft von Uruguay. 

„ (Franfreih). Die Regierung erhebt in Rom VBelchwerbe gegen ben 
Nuntius. Der Nuntius entihulbigt fi, in einer Audienz beim Kaiſer. 

„ (Merico). Die Stadt Dajaca ergibt fih ben Franzoſen nach mehrmöchiger 
Belagerung. 

10. „ (Spanien). Ber Staatsrath erlaubt die Veröffentlihung ber päpftlichen 
Encyclica vom 8. Dec. 1864 nur mit Ausnahme derjenigen Stellen, welche 
ben Vorrechten ber ſpaniſchen Krone zumiberlaufen. 

11. „ (Defterreid). Die von dem Kaifer einberufene Banatconferenz beräth 
das für ben bevorfiehenden Troatifhen Landtag zu erlaffenbe Wahlgefey und 
entſcheidet fich für dasjenige von 1861 (ober eigentlih 1848). Der Kaifer 
entſpricht bem Verlangen, jedoch mit ausbrüdlicher Verwahrung. 

12. „ (Deutfhland. — Schleswig: Holftein). Die unbebingten Anhänger 
Preußens conftituiren fi in Rendsburg als fog. nationale Partei umd ers 
Iaffen ein Programm. 

413. „ (Defterreid). Niederſetzung einer englifch:öfterr. Enquetecommiffion bes 
hufs Einkeitung eines Handelsvertrags mit England. 

14. „ (Deutfchland. — Württemberg). Die Tl. Kammer beſchließt mit 56 
gegen 27 Stimmen bie Abſchaffung ber Todeöftrafe. , 

15. „ (Preußen). Das Abg.-Haus ſpricht ſich mit großer Mehrheit für Abs 
öaffung ber bisherigen Gejete gegen bie Eoalitionsfreiheit ber Arbeiter aus, 

„ „ (Srantreih). Eröffnung ber Kammern. Thronrede bes Kaiſers. Blau⸗ 
buch der Regierung. ‚ 

- „ ($rantreig: Schweden) Abſchluß eines Handelovertrags wilden 
Frankreich und Schweden. 

16. „ (Deutihland. — Württemberg). Miniſter Barcbäler eaflän fi 
aus Müdfichten für Defterreich gegen eine Anerleuuung be6 Adrigteichs 
Stalien. 

17. „ (Ber. Staaten). Charlefion wirb von deu Bacheccrumen belegt 

18. „ (Deutfhland. — Weimar). Ter Landtag ſprücht TE ur ZI en 3 
Stimmen für Abſchaffung der Tobesfirafe ame. ‚ 

19. „ (Deſterreich). Der Minifter bes Auswärtigex er sem ir Sams, De 
Regierung anerferme feine Berpflidtung zu Kaeinge 12 zu.15em6h6r ı Feb ME 
Dänemarf. — Der Finanzminifier Frag Wer ze neh se Pam “Ic 
1866 mit einem muthmaßlichen Gchehrunpischt ser 
mit bem Jahre 1867 hefie bie Regierung Sicher yanz Si. er a. Zimmer 
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21. gie (Es sjianı, ie Regierung verlangt vom Parlament 200,000 Bid. 
fir ie Fertig Cucheca gegen aljällige Angriffe auf Canada von Seite 
ser Zur Ecaaten 

—E —— Tie IL Sammer genehmigt das Geſetz über bie legislative 
ser Hufkinid, ciuichlieſlich Der Cinführung ber Civilehe 
. —— ’srmmlizt emtlih Cefterttich gegenuͤber feine Forderungen ar 
Shlzhniz-Deiken, eine deren vergängige Grjüllung es in eine definitive 
Titueg aes nenen Staats nicht einwilligen werde. 
-» . fEır Staaten) Rilminzion wird von ben Bundestruppen beſetzt. 
2 , zmidieme — Lurhejjen). Tie Ständeverſammlung verlangt von 
ser Regierung bi e Peririzumg ber Bundespreßordouranzen von 1551. 

2 olkein). Die Telegirtenverjammlung ber 
" SsleswizHelpein- .-Bereine in Reubsburg ſpricht ſich einſtimmig gegen eine 
Eierſeibung in Preußen, gegen eine Perſonalunion mit demſelben und gegen 
ame tũdbaltleie Uneterdnung unter dasjelbe aus und ſtellt es mit Mehrheit 
sem: Herʒog und ber Landesvertretung anheim, bie im Intereſſe Deutſchlands 
nötigen Eisutöverrige mit Freuen abzuſchließen. 

„= „ tCeherreid). Flaue Feier bes Jahrestags der Berfaflung in Wien und 
im tem übrigen Theilen der Monarchie. 
Pas ¶Aecxico) Gin Decxet des Kaiſers erllärt die latholiſche Religion für bie 
Etaatsteligion, aber alle andern Religionen für geduldet. Ein zweites Decret 
bes Kaiſers verorbnet eine Reviſion der Berläufe von Kirchengut, beitätigt 
aber ſchon jeht grundjäglich alle ehrlih und gefegmäßig erfolgten Verkäufe 
diejer Art. 

21. „ (Rexico). Tie Leitung des Finanzminiſteriums geht an ben eben einge: 
trorfenen Franzojen Bonnejonbs über. 

28. „ (Fern). Ausbruch der Rmolution gegen ben Präfidenien Pezet wegen bes 
Friedens mit Spanien. 

— „ (Scfherreidn. Aufhebung der bisherigen Internirung einer großen An- 
zahl Folen Tiejelben werden mafjenhaft nad) Bayern und der Schweiz 


— , (alien), Die Regierung ſchließt eine ganze Reihe biſchöfl. Seminarien 
” md bie damit verbundenen Secundärſchulen, weil bie Biſchöfe bie Staats⸗ 
aufficht nicht bulden wollen. 

— „ (Ber. Staaten). Beide Häufer ber Legislatur von Kentudy lehnen ben 
vom a beigioijenen Zujakartifel zur Bundesverfaſſumg, ber die Scla: 
verei 
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. März. Oeſterreich). Die Regierung läßt ſich endlich bazu herbei, im Budget 

für 1865 einen Abftrih von 20,100,000 fl. anzubieten. 

4 „ (Ber Staaten) Lincoln tritt zum zweiten Mal fein Amt als Präfident 
der Union an. 

Meſterreich) Ichut bie Forderungen, unter denen Preußen allein in bie 
Conſtituirung eines neuen Staates Schleswig-Holjtein willigen will, als 
Ganzes ab und will bemfelben nur foweit Gonceflionen machen, als es inner: 
balb der Bundesverfafjung möglid, iſt. 

„ (Rom). Der Bapft richtet ein eigenhändiges Schreiben an Victor Emanuel, 
um Unterhandblungen über bie Wiederbefegung der verwaisten Bifchofeftühle 
Staliens anzuluüpfen. 

»„ „ (Franfreid). Der Unterrihtsminifter Duruy trägt auf obligatorifchen 
und unentgeltlihen VBolfsunterriht an. Der Minifter: und Geheimrath ente 
ſcheidet fih gegen den Antrag. 

„ (England). Eröffnung bes Telegraphen zwiſchen England und Dftindien. 

„ (Preußen). Die Stadtverorbneten von Köln lehnen ben ihnen zugemus 
mutheten Grebit für die Feier ber fünfzigjährigen Verbindung ber Rheinlande 
mit Preußen unter ben obwaltenden Umjtänden ab, 
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Alarme: Chesaik, 8 
.I948.. März. (Fran kreich). Adreßdebatte im Senat. Den Prinz Napoleon 


nimmt Teinen Theil darau. 

10. „ (Frankreich). Herzog von Morny +. ol 
41. „ (England. — Canada). Das Cofonial:Barlament erffärt ich für bes 
brittiſche Gonföberatiosusprojed. Die übsigen, Tleineren Golonien zeigen ihrer⸗ 

ſeits wenig Neigung bafür. . 
„ (Ber. Gtasten). Der Congreß ber Südftasten in Richneond befchliekt du 
ung der Sclaven, ohne benfelben indeß bamit auch bie Freiheit zu 

en, 

„Grankreich). Adreßdebatte bes gelekgeb. Körpers ı Rede Thies gegen 

bas Königreich Italien und für bie weltliche Herrichaft des Papſtie. 

„ (Deutihland. — Schleswig-Holjtein). Differenzen. zwiſchen bem 
 Ölerr. und dem preuß. Civilcommillär. FarFE 

„ (Preußen). Der feubale Provinziallandtag ‚und bie Stahtbehörben von 

Aaden-befchlichen, -ben König zur Feier des Jubiläums nach Aachen eine 
zulaben. 

„ (England)  Unterfausbebatte über Canabg. Allgemeine Beſorgniß vor 

ben Ver. Staaten. i 

„ (Donaufürfenthämer) Beide Kammern haben ein Geſetz votirt, has 
die Wahl und Abfebung bes Patriarchen und ber Biſchöfe in bie Hand des 
Fürſten legt und fie .zu bloßen Staatsbeamten madt. Fürſt Couza zögert 
noch, dem Gefeg feine Sanction zu eriheilen. : 

(Italien). Die I. Kammer beihliept bie Abſchaffung der Todesſtrafe mit 
einer Majorität von 59 Stimmen. — Der Yinanzminijter verlangt hie de 
mädtigung zu einem neuen Anlehen von 425 Mill. 

„» » &er. Staaten). Botihaft des Präf. Zefferfon Davis an ben Eongreß 

ber Sübdftanten und Antwort bes Congreſſes. Gegenfeitige Beichulbigungen. 

17. „ (Preußen). Das Obertribunal enticheibet in- ber fog. Stellvertretungs⸗ 

frage in letzter Inſtanz zu Gunſten der Regierung. 

18. „ (> : Rerzeiß). Ter bisherige Belagerungszuftanb in Galizien wirh wieber 

aufgehoben. 

22. „ Geutſchland. — Württemberg). Diell. Kammer erflärt ſich gegen 

jebe Vergewaltigung ber Herzogthümer buch Preußen und baß alle le 

Staaten verpflichtet feien, für die Rechte ber Herzogthlümer umb für bie 

Deutſchlande auf diefelben mit der That einzuflehen. 

„‚(Defterreih). Das Abg.⸗Haus beſchließt, in bie Berathung des Buubgeis 
für 1866, jedoch unter Verwahrung gegen jedes Präjubiz cmuzmiseem uub 
dazu einen neuen Ausſchuß zu wählen. Die Wahl jälı emiegend im 
oppofitionellem Sinne aus. 
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Abſtriche umerläßfich ſeien, weil wmeber eine weitere Steuerhöhung, noch Tine 
weitere Inanſpruchnahme bes öffentlichen Crebits mehr möglich et. 
27. Marz — 15. April, (Frankreich). Adreßbebatte im geſetzg. Körpr. 
28 „ (Deutfhland. — Württemberg). Der Abgeorbnete Hölber und 
41 Gen. bringen in ber 1. Kammer einen betaillirten und tief eingreifenben 
Antrag auf Revifion der Verfaffung ein. 
29. „ (Preußen). Das Mg.⸗Haus genehmigt im Wefentlihen die Eifenbahnver: 
J lagen ber Regierung mit 178 gegen 108 Stimmen. Spaltung ber Oppoſition. 
»„ (Defterreih). Erklärung bes Minifters des Aeußern im Abg.:Haufe über 
"bie auswärtige Politik Oeſterreichs. an 
on. (Br anfreich). Heftige Scene im gefetgeb. Körper bez. bes Staatoſtreichs 
v 


» „ (Stalien). Auch bie I. Kammer genehmigt mit 89 gegen 45 Stimmen 

die Einführung ber Civilehe. ' 

„ eo (Ber. Staaten). Die Armee Grant's ſetzt ſich zum letzten enticheibenben 

Kampf auf Richmond in Bewegung. | 

80. „ (Deutſchland. — Sachſen). Cine kgl. Verorbnung ſetzt bie Bundes⸗ 

beſchlüſſe betr. Preſſe und Vereinsweſen wieder außer Kraft. 

CGeutſchhland. — Bayern). Wiederzuſammentritt des ſeit 1863 ver: 

tagten Landtags. Die Regierung legt bemfelben ben Antrag auf zweijährige 
ftatt der bisherigen - fechsjährigen Finanzperioben vor, mas die 11. Kammer 
ſchon wiederholt und zulegt einftimmig verlangt, die E Kammer und bie Re: 
gierung dagegen beharrlich bisher abgelehnt Hatten. 

„ (BDeutidland. — Shleswig-Holftein). Herzog Friebrich erflärt 
ſich einläßlich darüber, wie weit er in feinen Concefitonen an Preußen gehen 
zu Tönnen glaube, 

„ (Deuifhland. — Bayern). Die bisherige Majorität der II. Kammer 
fällt gänzli auseinander ; ber bisherige Führer berfelben, Frhr. v. Lerchen⸗ 
feld, wird nicht einmal in ben Adreßausſchuß gewählt. Aus ber bisherigen 
Maforität bildet fi ein Gentrum und eine Rechte; bie Fortichrittspartei und 
ir Pfälzer treten unter Offenlaſſung der beutfchen Frage als vereinigte Linke 
zufammen. 

» „ (Delterreid). Erflärung Schmerling’s im Abg.:Haufe über bie Politik 

und die Ausfichten der Megierung bez. Ungarns. 

v„» nn (Deferreid). Die AQubelfeier der Univerfität Wien wirb „aus Oppor⸗ 
a ranacn“ auf ben Auguft (Sahrestag der päpſtl. Beſtätigungsbulle) 
angeſetzt. 

„ „CChina). Prinz Kong wird als Minifterpräfident abgeſetzt und aller ſei⸗ 
ner übrigen Ehrenttellen enthoben. Die Engländer räumen in Folge bavon 
bie Taku⸗Forts nicht. Der Prinz wirb in fen Miniſterium wieber eingejebt. 


4. April. (Preußen). Das —— lehnt das Verlangen der Regierung, 

Filialen ber preußiſchen Bank auch auf nicht⸗preußiſchen aber deutſchen Han⸗ 
belsplätzen errichten zu dürfen, ab. 

„ » (Spanien). Die I. Kammer genehmigt das Aufgeben St. Domingo’s 
mit 155 gegen 68 Stimmen, ber Senat mit 93 gegen 39 Stimmen. 

„ (Ber. Staaten). Kampf um Richmond. General Sheriban erflürmt ben 
entf&eibenden Punkt Five forks. 

2 „ (England). Ridarb Eobben }. 

u: » (Ber. Staaten). Kampf um Richmond. Die Bunbesarmee nimmt bie 
ganze Äußere Fortificationslinie von Petersburg und wirft bie Conföberirten 
auch aus allen Pofitionen vor Richmond. Lee räumt im :ber Nacht Peters: 
burg unb Richmond. Danis flieht mit wenigen Getreuen nach Süben. 

3. „ (Ber. Staaten). Die Bundestruppen ziehen in Richmond ein, die Neger- 
tegimenter voran. 
4 „ (Deutfäland, — Württemberg). Die II. Kammer werwirft ben Antrag 
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gie auf Einführung der allgemeinen Wehrpfiiht nur mit 45 gegen di 

timmen. 

. April. (Deutſchland. — Kurheſſen). Die Ständeverfammfiung lehnt bas 
von ber Regierung vorgelegte Wahlgeſetz ab. 

" Aha reich). Die Regierung * dem Reichrath einen neuen (liberaleren) 

olltarif vor. 

„ (Preußen). Die Regierung legt bem Abg. ‚Haufe einen umfalfenden Plan 
zu Ermeiterung ber preußifchen Marine vor, erflärt, daß Preußen nicht bloß 
gegenwärtig im Beſitz bes ‚Hafens von Kiel, fonbern auch entfchloffen ſei Im 
Beſitz biefes Hafens zu bleiben und fordert für bie Befeftigung besfelben und 
Fa ginfegung von Marineetabliffements bafelbft einen Grebit von 8,1850,000 

alern 

. „(Deutſchland. — Bundestag). Ter mittelftaatliche Antrag v. 27. März 
wirb von ber Bunbesverfammlung gegen Preußen mit 9 gegen 6 Stimmen 
zum Beichluß erhoben. Oeſterreich ſtimmt mit ber Mehrheit. 

„ (Deutiäland. — Naffau). Die Rechte der II. Kammer ericheint In 
"pen Sigungen nit und macht biefelbe dadurch befhlußunfählg, um bie 
Früfung ber von ber Tiberalen Mehrheit angefochtenen Wahlen zu verhindern, 

„ (Preußen) Das Abg. Haus ſpricht fich —— gegen den Mißbrauch 
bes Oberaufſichtsrechtes der Regierung gegenüber ben Stabdtverordnetenver⸗ 
ſammlungen aus. 

7-10. (Spanien). Unruhen in Mabrib. Chemaltmapregein ber Megterung. 

93, (Ber. Staaten). Lee capitulirt mit feiner ganzen Arm 

10. „ „Dere rreich) remonftrirt in Berlin gegen ie einfeitige Verfügung fiber 

ben Hafen von Kiel. 

„ . (Dänemarf). Die Regierungsvorlage für Mobification ber Verfaffung 
vom 14. November 1863 wird nad langen Verhandlungen In ber von einer 
gemeinfchaftlihen Commiſſion beiber Zhinge des Reichérathe vereinbarten 
Fafſſung vom Yanbsthing angenommen, vom Volksthing aber verworfen. 

11. „ (Deutidland. — Zollverein). Ter neue Handelevertrag zwiſchen bem 

Zollperein und Deſterreich wird enbli in Zerlin unterzeichnet. 

., (Merico). Neues Anlehen in Paris zu den brüdendften Bebingungen, 

12. „ (Italien) Die IL Kammer geneigt mit 156 gegen 88 Stimmen ben 

Terfauf der piemonteſiſchen Etantebahnen. 
„ u» (Ber. Etaaten). Mobile in Alabama wird von ben Bunbebiruppen 


befekt. 

14. „ (Ber. Etesten). Grmorbung bes Präfidenten Fincchh burch ben Schau⸗ 
ſpieler Wille Booth Ter Bicepräf. Johnſon tritt verfaffungsmäßig an 
feine Stelle unb leitet ben Gib. 

16. „ (Begupten). Teesirie bes europaiſchen Handels beſichtigen auf Cinladung 

Leſſepe bie Arbeiten des 


47. „ (Brensen) mg bei er bie Ginbernfung ber Mike Meowig⸗hol ſtein ſchen 
Staude an, um ſich Über ſeine Zerberuugen bireet zu ver⸗ 
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2. Apr. (Brefilien). Trippelallianz mit Uruguay und ber nugentinifhen Republif 


gegen el 

26. „ (Teutijdland. — Bayern). Der Abgeorbnete Kolb trägt in ber 
I. Kammer auf möglicäfte Einſchränkung bes fiehenden Hreres und Ginfüh- 
zung ber allgemeinen Wehrpfliht an. — Die IL Kammer genehmigt fait 
Ankimmig ben Antrag auf zeitgemäße Erweiterung (und Umbildung) ber 


„ 0. (Deutfdland. — Hannover) Die U. Kammer fpricht fih mit allen 
gegen 3 Stimmen für eine Reform ber Gewerbeordnung im Sinne ber Ges 
en aus, 

» = (Preußen). Das Herrenhaus verwirft den Beſchluß des Abg.-Haufes für 
aufoebung ber gejeglihen Beſtimmungen gegen bie Coalitionsfreiheit ber 

rbeiter. 
» » (Italien) Die IE Kammer nimmt ben erften Artikel bes von ber Re⸗ 
gierung vorgelegten Klofteraufhebungsgejeges in mobifizirter Faſſung an. 
n n (Ber. Staaten). General Zohnfton ergibt fih mit feiner Armee an ben 
——e— Sherman. 
27. „ (England). Der Schaklanzler legt dem Unterhaus das Budget für 18%, 
vor. Die Steuern fönnen wieder um 3,778,000 Bid. St. vermindert werben. 
» « (Stalien). Tie Regierung zieht das Kloſteraufhebungsgeſetz zurüd. 
283. „ (Italien). Letzte Situng ber II. Kammer in Turin. 
29. nm (Deutfhland. — Hannover) Die Il. Kammer beſchließt troß bes 
Widerſtandes des Minifters Windhorſt, die Regierung zu. Zurüdnahme 
der Bunbespreßorbonnanz von 1854 aufzufordern. 

„ « (DOefterreid). Das Abg.-Haus ſetzt in ber Beratbung bes Budgets für 
1865 den fog. Dispofitionsfonds (geh. Ausgaben). ber Regierung von 300,000 
auf 200,000 ©. herab. 

u „ (Frantfreih) Der Kaifer gebt auf 6 Wochen nad Algier. Regentichaft 
‚ ber Kaiferin. 


1. Mai. (Deutſchland. — Bayern). Die I. Kammer genehmigt die Ein- 
führung zweijähriger Perioden nunmehr gleichfalls mit 30 gegen 7 Stimmen. 

„» » &Deutfhland — Naffau) Die Linke der vereinigten Ständeverſamm⸗ 
lung verläßt bie Situng unb macht bie Verſammlung dadurch beichluß- 

unfähig, um eine Steuerbewilligung unmöglich zu machen, fo lange bie 
Rechie ber II, Kammer ihrerſeits jede Prüfung ber Wahlen durch Arbeits 
einftelung verbinbert. J 

2. „ (BDeutihland. — Hannover). Die II. Kammer ſpricht ſich mit 44 gegen 
36 Stimmen für bie Wieberherftelung ber Berfafjung von 1848 aus. 

4. „ (Deutihland. — Hannover) Lie I. Kammer lehnt einftimmig ihren 
Beitritt zu dem Beſchluſſe der I. Kammer gegen bie Bundespreßordonnanz 

von 1854 ab. Zn 

n ODeutſchland. — Naſſau). Die Regierung ift um der Steuerbewilli= 
gung willen genöthigt, den Landtag aufzulöfen und Neuwahlen anzuordnen. 

„ „ (Branfreid). Garnier Pagds erörtert im gefebgeb. Körper die Abichaffung 

der ſtehenden Heere, Glais-Bizoin erfläst ſich für Einführung des preußifchen 

‚ Sandwehrigftems. 

5. „ (Preußen). Das, Abg.:Haus verwirft bie von ber Regierung vorgelegte 
Militärnovelle, da die Regierung jebe Concefjion bezüglich ber dreijährigen 
Dienftzeit ablehnt, mit 258 gegen 33 Stimmen. 

» (Dänemarf). Der König löst das Volksthing bes Reichsraths auf unb 
ordnet Neuwahlen an. 

.6..„ (Deutfätand. — Baden). Die I, Kammer gebt mit 14 gegen 
5 Stimmen über die kath. Petitionen gegen das neue Schulgefeh zur Tages: 
ordnung über. oo. 

„  „ (Defterreih). Debatte bes Abgeorbnetenhaufes über das Militärbudget. 
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2Mie Megierung ll 11 Mill. von ihrer unipränglichengarbetung abftreichen. 
Der Kriegsminifter erflärt bie für die Außerfie Gränze bes Möglicdyen ; weis 
ter. zu geben, ſei unmöglich, wenn man nicht „bie Organifation ber Arwmee 
angreifen wolle". Das Haus genehmigt trotzdem ben Antrag feines Aus⸗ 

ſhchuſſes und fireicht 17 Millionen. Zu \ 

I Mai. (Rußland) Murawiew, ber Gouverneur von Litthauen, wirb in 
Ruheſtand verfeßt und durch Gen: Kaufmann erjebt. 

8 „ (Defterreih). Das Abg.:Haus freicht im Marine-Bubget für 1865 eine 

halbe Million mehr, als die Megierung zugefichen will. Das Budget für 
1865 if damit erledigt. Während bes ganzen. Verlaufs ber Tebatte,ift bie 
Regierung mit ihren Anträgen überall gegen bie bes Finanzausſchuſſes, wenn 
auch oft nur gegen 2 Stimmen Mehrheit unterlegen. Das Budget bes 
Abg.-Hauſes ergibt immerhin noch ein Deficit von 7 Mill, für beiten Be: 
dedung fi 808 Haus indeß ein beſonderes Geſetz vorbehält. 

„ „ (England). Die Baines’ihe Reformbill wird vom Unterhaus mit 288 
gegen 214 Stimmen: verworfen. . 

„„ (ranfreih). Die Regierung verlangt von ben Kammern 360 Mill zu 
außerordentlichen äffentlihen Bauten, woson A100 DU. durch Verfauf von 
Staatswalbungen aufgebracht werben follen. Die öffentliche Meinung erflärt 
fih aufs entjchiedenfte dagegen. . i 

I. „ (Preußen). Die Regierung Tegt dem Abg.-Haufe eine Denkſchrift über ben 
gegen Dänemark geführten Krieg und bie durch denfelben veranlaßten Koſten 
vor und verlangt die Genehmigung ber leßteren. ' 

»- „ (Stalien). Die.l, Kammer bewilligt das von ber Regierung geforderte 
neue Anlchen von 425 Mill. mit 73 gegen 19 Stimmen. 

11. „ Deutidland — Bayern). Der uftizminifter legt der U. Kammer 
einen Amneſtieentwurf für 1849 vor, ber die Ammeftie bloß auf bie Inländer 
(Bayern) bejchränfen will. 

„ „ (England). Die Regierung beginnt ihre in folge ber fog. Nentralitäts- 
erflärung gegen die Ber. Staaten getroffenen Maßregeln zurüdzunehmen. 

12. „ (Deutihland. — Baden) Die Il, Kammer tritt ber Abrefle ber 
I. Kammer betr. ihre eigene Umbildung nur unter Abweichungen bei. 

13. „ (Defterreig). Die Studenten ber Univerfität Wien weigern fich wiebers 
holt, ein Comité für ihre Betheiligung an der Yubelieier nieberzufegen. 

-»  » (Ber. Staaten). Ver Gonfdberirtenpräfivent Seiferfon Davis wird auf 
der Flucht gefangen und nach Fort Monroe gebradit. 

14. „ (Stalien). Großartige Iiterarifchepolitifche Dantefeier im Florenz. 

15. „ (Breußen). Offizielle Feier der 5Ojährigen Verbindung ber Rheinprovinz 
mit Preußen im Nahen und Nachfeier in Köln. Die Benölterung nimmt 
baran wenig Antheil. Im ber Provinz Bofen findet fürdasſelbe Ereigniß 
Teinerlei eier ftatt. , 

» u» ($ranfreid). Revolutionäre Rebe bes Prinzen Napoleon in Ajaccio. 

16. (Deutſchland. — Bayern). Die I, Kammer Ichnt ben Antrag bet 
Il. Kammer auf ihre Erweiterung (und Umbildung) einſtimmig ab. 

» „ (Deutidland. — Baden). Die H. Kammer geht über die kath. Peti⸗ 
tionen gegen bas neue Schulgefek ebenfalls zur Tagesorbnung fiber mit allen 
gegen 2 Stimmen. 

”„» = (Merico). Ein Verſuch des jwarifiifchen Generals Negrete, fi) Matas 

moros zu bemädhtigen, mißlingt. 
20. „ (Preußen). Die Abg. 7 ‚ Gneift u. A. ſprechen es im ag Haufe 
ofjen aus, baf bie alte Unabhängigkeit ber preuß. Gerichte gebt jet. 

» u. (Sefterreid). Tas Abg.-Haus genehmigt mit 112 gegen 52 Stimmen 

ben Spanbelsvertrag mit dem Zollverein. 

„ «. (Brantreid). Die Regierung beginnt, ihre bisherigen fog, Nentralkiiiig, 

Maßregeln gegen bie Ber. Staaten zurüdzunchmen. 
22. „ (Dentfäland. — Oldenburg). Der Großherzog verlangt von 
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Defterw erreich unb Preußen bie Beſeitigung ber angeblichen Auguſtenburgiſchen 

R gierung in Schleswig: Holftein. 

23. Mai. (Preußen). Das Abg.:Haus genehmigt ben Hanbelsvertrag mit Oeſter⸗ 

reich mit 170 gegen 99 Stimmen. 

24. „ (Deutfdland. — Bayern). Der Ausfhuß der 11. Kammer zwingt bie 

Regierung , ihren Amneflieentwurf wenigftens auf bie Angehörigen aller 

Fe en mbeötaaten auszubehnen und nur bie eigentlihen Ausländer 
auszu . 

W ußland). Die letzten Inſurgentenführer in Polen werben gehängt. 

.»  . (Donanfürftenthümer). Fürft Couſa läßt einen Abgeorbnneten bes Patris 
archen von Konitantinopel wieber über bie Gränze ſchaffen unb genehmigt 
das Geſetz, das bie Wahl des Patriarchen und ber Bilchöfe Rumäniens in 
feine Hände legt. 

„ „ (Paraguay). 5000 Baraguayaner bemädtigen ſich ber Stabt Eorrientes 
(Argent. Republif). 

26. „ (Deutfhland. — Zollverein). Preußen regt bie Frage eines Han: 

belövertrags mit Stalien an. 

„ „ (Deutidland. — Darmſtadt). Miniſter Dalwigk erflärt, daß bie Regie⸗ 

.. rung troß bes Beichluffes ber II. Kammer an der Mainzer Convention feſt⸗ 
halte. Die II. Kammer antwortet auf biefe Erflärung mit einer Anklage 
gegen den Minifter; bie I. Kammer lehnt ihre Mitwirfung dafür ab. 

„ „ (England). Snterpellation im Unterhaus wegen Amerika. Berubigenbe 
Erflärung ber Regierung. 

„ „ (Sriedenland) Wahlen zur Nationalvertretung. Zweifelhaftes Refultat. 
Finanznoth ber Regierung. 

„ „ (Ber. Staaten). General Kirby Smith ergibt ſich mit ber ganzen Heeres⸗ 
und Flottenmacht des Transmilfiffippi-Departemente (Tera®) an ben Bunbes= 
general Canby. 

27. „ (Deutfhland. — Zollverein). Paraphirung eines Hanbelvertrags 
mit ber Schweiz und eines Nieberlaffungsvertrags zunähft zwifchen Württem- 
berg unb ber Schweiz in Stuttgart. Derjelbe fommt nicht zur Geltung, ba 
Preußen und andere Zollvereinsftaaten ihm ihre Genehmigung verjagen. 

„ (Deutiäland. — Bayern). Die Il. Kammer nimmt ben erweiterten 

. Amneftie-Entwurf einftiimmig und ohne Discufjion an. 

.„ n (BDeutihland. — Sachſen). Ger König erteilt ſämmtlichen Compro⸗ 

mittirten von 1849 volle Amneftie. 

»  „ (Trantreih). Bruch zwiſchen bem Kaifer und bem Prinzen Napoleon. 
Schreiben bes Kaijers an den Prinzen und Antwort des Prinzen. 

„» " (Rom). Der päpftl. Nuntius in Mexico wirb zurädberufen. 

29. „ (Belgien). Die Il. Kammer genehmigt die Erneuerung bes fog. Fremden⸗ 

gejeßes mit 49 gegen 23 Stimmen. 

„»_ „ (Ber. Staaten). Präfident Johnſon erläßt eine Amneftieproclamation. 

30. „ (Deutihland. — Zollverein). Unterzeihnung eines Handelsvertrags 

mit England zu Berlin. 

» n (Rreußen). Das Abg.-Haus ſpricht fi für eine Reviſion ber Preßgeſetz⸗ 
gebung und Weberweifung ber Preßvergehen an Gejchwornengerichte aus. 

„ » (England). Neue nterpellation im Unterhaus ‘wegen Amerika. Wie: 
berum beruhigende Erflärungen ber Regierung. 

31. „ (Spanien). Differenz mit Chile. Beilegung berfelben durch ben ſpani⸗ 

fhen Geſandten ohne reale Genugthuung. Er wirb deßhalb ven ber ſpani⸗ 
fen Regierung abberufen. 


4. Zuni. (Defterreid) willigt gegenüber Preußen in bie Ginberufung ber 
ſchleswig⸗ holſteiniſchen Stände von 1854 ein. 
2. = (Preußen), Das Abg.-Haus lehnt die Marinevorlage ber Regierung mit 
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allen gegen bie Stimmen ber fenbalen Partei ab, Blemarck forbert ben Abg. 
Virchow zum Zweikampf. Virchow lehnt bie Forderung ab. 
2. Zuni Beutigland — Bayern). Beſchluß ber II. ammer bez, bew fehle 
wegeholiteiniigen 
„ « (England). Die Regierung entzieht den Gonföberirten ber Der. Staaten 
bie Rechte von Kriegführenden, will ihnen aber doch noch zum leyten Wial 
einige Vergünftigung zu Theil werben laſſen. 
„ (Stantreih). Buͤdgetdebatte bes gel eb, Körpers. Mebe Ihlere, 
.6 ). Beſuch des Kaiſers in Veltg--Dfen. 
«. (Deutfhland). Erſter deutſcher Proteftanientag zu Elſenach. 
- (Franfreid). Die Regieru er nimmt ihre frühere Weutralitätserliärung 
gegenüber ben Ber. Staaten zurüd 
8. . (Preußen). Das Abg.-Haus ichut bei Veratkung bes Weilitärhubgeie für 
1865 nie Armeereorgantiationskoflen mit 207 gegen 22 Stimmen neuer⸗ 


oe Die Regierung überraſcht bas Haus mit einer Am 
— — von nicht * als 117 Mill. —* ber bisherigen 
len Kb berienigen für 1 und 1, 

. (Ber. testen). Tie Zlotte wird von aus ſtriegolchitſe schusist 
ap irmer grötenteie je enlan enge gen. 
. — Stleawig Goiſteia⸗ MDitlien bes via Priazen 
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ſetzesentwurf zu Beſchtünkung des 6 13 bet Verfaffung unb begleitet ben- 
jelben mit energifchen Refolutionen. 

17. Zuni. (Deut ſchland. — AR een). Cabinetsjuſtiz gegen ben Magiſtrat 

bon — Die Regierung ſchickt demſelben Execution; ber Magiſtrat gibt 
alsbald nach. 

„(Preußen). Schluß ber Landtagsſeſſion. Rede Bismards im Namen bes 
Könige. — Eine Berfammlung in Köln befchließt, au in biefem Jahre 
wieder ein Abgeorbnetenfeft am Rheine zu veranftalten. 

„ „ (England. — Canada). Verfländigung zwifchen ben Bevollmächtigten ber 
Golonialregierung und der Megierung bes Mutterlandes fiber ihre Haltung 
ben Ber. Staaten gegenüber. 

18. „ (Deutfhland). Großartige Feier bes Jahrestags ber Schlacht von 

—5 in Naſſau und Hannover. In Berlin findet keinerlei Feier des 

Tages ſtatt. i. 

„ (Preußen). Die Kronfyndici fjchließen ihre Beratungen über das Erb⸗ 
folgerecht in Schleswig-Holftein. Die Regierung findet nidyt für gut, das 
egoni berfelben zu veröffentlichen. ’ 

„ (Spanien). Umſchwung der Dinge Tas Miniflerium Narvaez wirb ent: 
: ‚Jaflen und ein neues Minifterium O’Donnel gebildet, die Anerkennung Ste: 

liens beichloffen. ' 

» (Ber. Staaten). Die Reyierung ſpricht Ihre entidjlebene Unzufriedenheit 
mit ber immer noch nicht ganz aufgegebenen Begünftigung ſüdſtaatlicher 
Caperſchiffe von Seite Englands aus. 

21. „ (Preußen). Der König geht zur Badecur nach Karlsbab und zur Nachcur 

nah Gaſtein. Bismarck begleitet ihn. 

„nn (Defterreid). Das Abg.-Haus bewilligt ber Regierung wegen dringenden 
... Bebarfs von ben geforderten. 117 MI. vsrerft 13 Mill. und begleitet bie 

Bewilligung mit Reſolutionen. 

» » (Defterreid). ine Faiferl. Entſchließung befiehlt bie Einftellung bes 

: .. . GStrafverfahrens gegen ben größeren Theil ber an ber vorfährigen Injurrection 
im DBenetiantichen Betheitigten. Ze 

„ Granfreid:Spanien). Abſchluß eines Handelsvertrags zwifchen Frank⸗ 

. reich und Spanien. 

. „ (Italien). Refultatlofes Ende der Miffion Vegezzi's in Rom. 

„ (Merico). Ein Decret. des Kaifers regelt ben religiöfen Unterricht an ben 
Schulen, der gänzlich den Prieftern überlaffen bleibt. 

„Geſterreich). Das Herrenhaus tritt in ber Bubgetfrage' für 1865 auf 
. Seite der Regierung und fett das Militär- und das Marinebubget wieber 

um 5% Millionen hinauf, wodurd das Deficit wieber auf eirca 44 Millionen 
ſſteigen würbe. | 

. „Geutſchland. — Bayern). "Die I. Kammer lehnt ben Beſchluß ber 
1. Kammer bez. Militärjufiz ihverſeits ab. 

„Geſterreich). Beginn einer neuen Verfaflungskrifis: bie Hoffanzler von 

* Ungarn und Siebenbürgen, ausgefprochene Anhänger ber Februarverfaflung, 

werden ohne ihr Nachſuchen entlaffen und Graf Mailath von ber Partei ber 

.». Alteonfervativen zum ungariſchen Hofkanzler ernannt. 

„ (England). Das Oberhaus verwirft ſeinerſeits mit 84 gegen 63 Stimmen 

. bie Abichaffung bes fog. Katholifeneibes. ° 
„ (Spanien) fündigt dem bi. Stuhle bie bevorftehende Anerkennung Italiens 

an und Tnüpft zugleich mit dieſem Unterhandlungen an. 

„ (Defterteih), Das Meinifterium Schmerling, mit Ausnahme bes Minifters 
des Ausw. unb bes Kriegsminifters, bietet feine Entlaflung an und erhält 
fi. Der Minifterpräfident Erzherzog Rainer erhält Urlaub und reist noch 
am gleichen Tage ins Ausland ab. Auch ber Präſident bes Staatsraths, 

Frhr. v. Lichtenfels, fordert feine Entlafjung. Unteshandlungen mit benz 
Grafen Belcredi. Lange Miniftercrijis, 
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— Ami (Ber. Staaten). Die ‚Bumbeeregierung theilt das ganze Geblet der 
Union in 5 große Militärdivifionen ein. Praſident Johnſon leitet die Re⸗ 
conftruirung ber unterworfenen Sübſtaaten ein. 


1. Juli. (England). Das Cabinet beſchließt, den Lordkanzler Weſtbury mob bes 
Edmundſcandals nicht fallen zu laſſen. 

3. „ (Defterreih). Der Kaijer verfügt durch Hanbfchreiben ganz unerwarfet 
bie aunstzüglie Berfebung ber italienifhen Armee auf ben vollen Fries 
ensftan 

» „_(Breupen) zeigt fi bezüglich einer definitiven Loͤſung ber ſchleswig · hol⸗ 

Reiniihen Frage geneigt, auf bie Anſchauungen Defterreih6 einzugehen, aber 

unter ber Bedingung, daß der Großherzog von Oldenburg flatt bes Auguſten⸗ 

burgers ald Souverän ber Herzogthümer anerkannt werde. Oeſterreich geht 

. auf ben Plan nicht ein. 

.( ). Das Minifterium erleidet im Unterhaufe eine Nieberlage: mis 
"477 gegen 163 Stimmen wird ein Tabelsuetum gegen ben Lordkanzler Weſt⸗ 
"(Feantreich). Der geichgeb, Röcper genehmigt bie Anleihe von 100 MI 
«„ «- (Frtanfrei er geh genehmigt bie A von 

für öfientlidhe Arbeiten in Algerien. 

4 „ (Fraufreid) Schluß der Seflion der Kammern. 

5 „Ät ). Der König ſetzt, ba fich die beiden Häufer bes Landtags fiber 
” da6 von ber Regierung vorgelegte Dudget für 1865 nit PA age haben, 

basjelbe von Karldbab aus aus eigener Machtvollkommenhei 

, (Deutigland. — Bayern). Tie IL Kammer beherri F ihrer Forde⸗ 
8 einer een Amneſſtie (für 1849) and gegenüber ber I, Rammaer 
und zwingt Radgeben. 

„» „ (England). Das Cabinet mu5 ben Lorblanzler nun Doch fallen laflen und 
” fündigt ben Rüdırit besiekben am. 

nn „Spanien Tee —— — nimmt Das neue Wahlgeſetz an, das 

ben bisherigen Erujus aui bie Hälfte herabieht. 

„ . (Meries) Tas emſiciele G. bi Roms zeigt Die Abberuiung des yärfiiien 
Nuutins amd Werrico au: „Er fell nie mcht Zeuge defſen fein, was ber 


wiber bie Kirde sach.” 

„nn ‚Si t Dominze) Die — —* verwerien ben won ibren Braufttags 
mit Eparien Sertrag. Tea  Genruelenpisan weis 
Fünbet im Aelge bavem Dir nn 

5. „ (Deikernii, Tas Serzeuiuns Beh gr in Zulgg Der koiler⸗ 
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23 d. M. ein. Die: Polizei verbietet” das Feſt und Idat' das Comito 
auf Die Gerichte erklären Später die Maßregein ber Polizei für ungeſetz⸗ 
th und ihre Verfügungen für aufgehoben. 

10. Zuli. (Defterreich) fucht Preußen neuerdings zu einer befinitiven Löfung ber 
Ihleswig-holfteinijhen Trage innerhalb bes Bundesrechts zu bewegen und er- 
Uärt fi) zu den Außerjten Conceſſionen innerhalb biefes Principe geneigt. 
Preußen beobachtet Dagegen eine reſervirte Haltung. 

» n (Defterreid). Der auf ben 17. Inli einberufene Landtag Groatiens 

u *— in Folge der inzwifchen eingetretenen Miniftercrifis auf ben 28. Auguft 
verichoben. 

„ » (Schweiz). Der Bundesrath trägt durch eine Botſchaft in beiden Näthen 
ber Bundesverfammlung auf eine partielle Reviſion der Bundesverfafjung an. 
Der Antrag wirb von beiden Räthen angenommen und bafür eine befonbere 
Seffion auf den 23. October anberaumt. 

„ n (Brafilien). Sieg ber brafilianifhen Flotte über diejenige Paraguays. 

11: ,, (Preußen). Cine preußiſche Depeſche an Defterreich ſchildert die Zırftände 
in ben Herzogthümern mit ben jchwärzeften Farben und brot mit einjeitigem 
Vorgehen. Oeſterreich ſucht zu begütigen. | 

„„CGDeutſchland. — Naffan). Aligemeine Landtagswahlen. Bollftämbiger 
Sieg ber Fortihrittspartei bei ben Wahlen zur II. Kammer: von 24 Wah⸗ 
Ien gehören ihr 20 an, nur & ber clericalen Partei, gar feine ber gouver- 
nementalen. Auch gie Wahlen (ber Großgrundbefiter unb ber Großindus 
firiellen) zur I. Kammer fallen liberal aus. ’ 

»„ n„ (Bortugal). Allgemeine Corteswahlen. Diejenigen in Liſſabon, Oporto, 

- Coimbra ꝛc. fallen oppofitionel aus; die Reglerung Tann nur auf eine Mehr⸗ 
heit von etwa. 12 Stimmen rechnen. 

» » (Brafilien). Der Kaifer geht auf ben Kriegsichaupfag ab. Demon: 

firation der europäifchen Conſuln bei dieſer Gelegenheit zu Gunften Braftliens. 

12. „ (Spanien) Ein Fol. Decret ſchließt die Sejfion ber Kammern und ver: 
fügt Neuwahlen. | 
» n Bereinigte Staaten). Ein Handelstag ber nörblichen unb weils 
lichen Staaten in Detroit erflärt fi unter gewiſſen Bebingungen für eine 
Erneuerung bes Meciprocititsdertrags mit Canada und fpricht ſich mit allen 
gegen 2 Stimmen für bie Beibehaltung des Schutzzollſyſtemes aus. 

r efterreih). Das Abg.⸗Haus bes Reichsraths lehnt bie Genehmigung 
des von ber Negierung eingebrachten liberaleren Zolltarifs ab und verlangt 
vorerſt umfaflende Erhebungen. 

45. ,, (Defterreich) gibt dem preußifchen Gefandten neue Bermittlungsvorfchläge 

air rc mit. 

„ A, apanien) fpricht bie bedingungslofe Anerkennung bes Königreichs 

talien aus. 

» „ (Türkei — Aegypten). Die Suezcanal-Gefeltfchaft zeigt an, baß ber uns 
unterbrochene jchiffbare Weg zwifchen dem mittellänbifchen unb rothen Meer 
mit biefem Tage eröffnet fei. 

— „(FPreußen). Her v. Bismard äußert fi in Karlsbad ganz unumwunden 
babin, daß er einen Krieg mit Defterreich wünſche und daß Preußen mit 

Güte oder mit Gewalt die Suprematie in Deutſchland erlangen werbe. 

— „ (Spanien). Ger Carbinal-Erzbifhof v. Burgos erhält feine Entlaffung 
als Erzieher des Prinzen von Aſturien. Der Beichtvater ber Königin, 
P. Claret und die Schweiter Patrocinio werben vom Hofe entfernt. 

— „ (Bereinigte Staaten). Das ehemalige ſüdſtaatliche Caperſchiff Stonewall 
wird von ben fpanifchen Behörden auf Cuba ber Bundesregierung ausgelie: 
fert und ebenfo von der mericanijdhen Regierung bie nach ber Capitulation 
von Kerby Smith von Texas auf mericanıdhes Gebiet gebrachte Artillerie ber 
ehemaligen Conföderation. 

48, „(GPreußen). Die Regierung fließt mit der Direction ber Coln⸗Mindener⸗ 
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Eiſenbahngeſellſchaft einen Bertrag ab, ber für biefe vortheilhaft ifl, ihr ſelbſt 
aber die Verfügung über etwa 28 Mil. Thlr. fichert, ohne die Ratification 
bes Landtags vorzubehalten. 

18. Zuli. (Deſterreich). Ter bisherige Statthalter Ungarns, Graf Palffy, wirb 
entlafjen unb mit ber Wieberbejegung ber oberfien Würben nad ber alten 
Seriafjung Ungarns aus ben Reihen der fogenannten altconfervativen Partei 

| egonnen, 

20. „ (Breußen). Die preußiide Ylottenftammbivifion wird von Danzig wirk⸗ 
lich nad) Kiel verlegt. \ 

21. „ (Preußen). Der König von Preußen Hält auf dem Wege von Karlsbad 
nad Gaflein in Regensburg ein fürmliches Kabinetsconfeil, zu bem auch bie 
Geſandten in Wien und Paris beigezogen werben. 

„ » (Defterreid) gibt Spanien in einer einläßlihen Depeſche feine Mißbil⸗ 
ligung ber erfolgten Anerkennung des Königreihe Stalien zu erkennen. 

21122. „ (Defterreich). Beide Häufer des Reichsraths einigen ſich noch völlig 
über ihre zeitherigen Differenzen bezüglich bes Budgets für 1865. 

22. „ (Preußen). Der preuß. Geſandie Tehrt von Karlsbad und Regensburg 
nad Wien zurüd, ohne ein Zugeflänbniß an DOefterreich mitzubringen. 
Preußen bält im Gegentheil an feinen Forderungen feft, ſelbſt auf die Gefahr 
eines offenen Bruches mit Deiterreich. 

„ u (Brantrei). Allgemeine Wahlen neuer Gemeinberäthe in ganz Frank: 
reich. Das allgemeine Stimmrecht fängt an, fih auch auf biefem Felde von 
ben Einflüffen der Gewalt zu emancipiren. Im Ganzen fallen bie Wahlen 
freifinnig, aber nicht antidynaſtiſch aus. 

22/23. „ (Prenßen). Die Regierung verhindert das Abgeordnetenfeſt in Köln 
mit ben Mitteln ber Polizei und ber bewaffneten Madt. Die dazu erſchie⸗ 
nenen Abgeorbneten weichen ber Gewalt ohne Wiberfianb. 

23. „ (Preußen). Conferenz zwiſchen Bismard und dem bayerifchen Minifter 
v. d. Pfordten in Salzburg. Bismard nimmt einen Krieg zwiichen Preußen 

und Oefterreih in Ausfiht und verlangt von ben Mittelftaaten bewaffnete 
Neutralität. 

» (Stalien). Affaire bes Oberfien de Billata. Circular bes Kriegsminifters 
Betitti. Entfchiebene Oppofition, felbit in den SKreifen ber Senatoren und 
Deputirten, gegen die darin ausgelprochenen Grundfäte. 

„ (Zürtei. — DonaufürftenthHümer) Die Regierung bes Fürften 
Gouza et abermals die Einjührung bes Zabafmonopols auf ben 
12. Auguft. 

- . (Breußen) geht in Schleswig-Holftein wirklich einfeitig vor: ber Rebacteur 
May wird in Altona militäriih aufgehoben und nah Rendsburg gefchleppt, 
ber preuß. Abg. Freſe aus Kiel ausgewielen, ohne daß Preußen bazu bie 
Zufimmung Defterreihs eingeholt hätte. Der öſterr. Givilcommiffär legt 
energifhen Proteft dagegen ein. 

26. „ (Spanien). Reorganijation ber Jury; bie Jurisdiction in Preßfachen 

wird berjelben zurüdgegeben. 

(Bereinigte Staaten). Präfident Johnſon hat alle Kriegägefangenen aus⸗ 
nabınalos, jelbft die Generale ber ehemaligen Conföberation, begnadigt unter 
ber einzigen Bebingung, baß fie ber Union ben Treueid jchwören. — Seit 
Monatsfrift find aus Wafhington allein über 200,000 Mann der bisherigen 
Bundesarmee in ihre Heimath entlafjen worden. 

„ (Defterreih). Schluß ber Sefjion des Reichsraths. Thronrebe. An 
bemfelben Tage wirb bie Entlaffung des Minifteriums Schmerling befinitiv 
ausgefprochen und Graf Belcredi an ber Stelle Schmerlings zum Staats⸗ 
minijter ernannt. 

„» „ .(Deutihland — Bundestag). Bayern, Sachen und Heſſen⸗Darmſtadt 

ftellen am Bunde einen neuen Antrag bezüglich Löfung ber ſchles wig-holſtei⸗ 
nifhen Frage, indem fie bie Einberufung ber dortigen Stände und bie Aufs 


2 


2 


ot 


27. 


I 


18 Algemeine Ehsonik. 


nahme Schleswigs in ben deutichen Bund verlangen. Der Antrag wird an 
ben Ausſchuß gewielen. 

27. Zuli. (Türkei. — Tunis), England anertennt ben Bey thatſächlich als 
Souverän. 

.„ (Brafilien). Der Graf von Eu, Schwiegerfohn bes Kaifere, wirb zum 
efjectiven Marſchall bes brafilifhen Keere® gegen Paraguay ernannt. 
23. „ (Spanien). Ein fgl. Decret enthebt den Bertreter Spaniens in Chile in 
Folge feines angeblich ſchwachen Benehmens von feinem Poſten. 

30. „ (BortugaD. Eröffnung der Gortes: bie Thronrede Fünbigt bie durch 
Bermittlung des Königs erzielte VBeilegung der engliſch-braſiliſchen Differenz, 
eine ſehr befriedigende Finanzlage und die Abſchaffung ber Sclaverei in ben 
Golonien an. 

— „ ($rankreih). Auffielung bes Decentralifationsprogramms von Nancy. 

— , ($rantreid). Intenfive Bewegung ber Arbeiter, namentlih in Paris: 
Arbeiterftrifes und Arbeiteraffociationen. 

„ (Staftien). In Oberitalien, namentlih in Mailand und Toscana, zeigt 
fich eine lebhafte Bewegung unter ben Arbeiter für Gründung von Aſſoci⸗ 
tionen und Volksbanken nad Schulze:Delig’ihem Mufter. 

— „ (England). Allgemeine Parlamentswahlen. Das Refultat fihert bem 
Minifterium Palmerfton neuerdings die Majorität. Man zählt 365 Tiberale 
und nur 292 confervative Wahlen. 

— „ (Spanien). Sämmtliche Biichöfe bis auf einige haben gegen bie Aner: 
fennung bes Königreichs Italien Proteft eingelegt. Die Regierung nimmt 
barauf feine Rüdjicht. 


“ 


ni 
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Aug. (Oeſterreich). Die Liſte bes abgetretenen ungariſchen Hofkanzlers Zichy 
Fir Ernennung von Obergeipänen (im Sinne ber Februarverfaffung) wird 
befeitigt und es werben vorerft einige Dctobermänner zu Obergefpänen 
ernannt, 

1—8, „ (Defterreid). 500jährige Yubelfeier der Univerfität Wien. Die Ele 
ticalen haben fi berfelben bemächtigt. Bon ber Lifte ber Ehrenpromstionen 
find bie Herren Virchow, Gneiſt und Walded geſtrichen worben. 

„ (Portugal). Geburt eines Prinzen. Der päpftlide Nuntius weigert 
fih, den König Victor Emanuel von Stalien als Taufpathen besjelben zuzu⸗ 
lajfen. Der König muß darauf verzichten und wirb burch den Kaifer Nas 
poleon erjeßt, worauf die Taufe, am 26. Sept, erfolgt. 

— , (Rom). Die päpftl. Regierung fängt an, an bie wirkliche Aursführung ber 
Septemberconvention zwiſden Franfreih und Stalten zu glauben und beichließt 
bemgemäß , ben Cffectivftanb der päpftlichen Armee zu ergänzen, zunächſt 
und jo weit wie mögli aus ben eigenen Unterthanen bes Papftes. 

— , (Paraguay). Präfident Lopez erffärt die argentinifche Provinz Cor⸗ 
rientes für annectirt mit Berufung auf bie Nothwendigkeit des Gleichgewichts 
unter ben Laplata⸗Staaten. 

„ (England). Der dritte Verfuch eines transatlantiihen Kabels (vermittelft 
bes Great Eaftern) fcheitert wieberum. 

„ (Defterreid). Graf Blome kehrt vorerft, ohne einen Ausgleich mit 
—— erzielt zu haben, nach Wien zurück, um neue Inſtructionen ein⸗ 
zuholen. 

„ (Teutfhland. — Schleswig-Holſtein). Die Landesregierung er⸗ 
theilt der Univerfität Kiel einen Verweis wegen ihrer officiellen ‘Feier bes 
Geburtstags bes Herzogs Friebrih und warnt bie Preſſe vor Ausfchreitungen. 
„» « (Deutfäland. — Nafjau). Die bisherigen Leiter der herzoglichen 

Regierung, Werren und Schepp, werben entlaffen und ber gemäßigtere Hofger.s 
Dir. Winter zum Präfidenten der Landesregierung ernannt. 
4 u (Preußen). Affaire Ott:@uienburg in Bonn, 


» 
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6. Aug. (Preußen) Der preuß. Geſandte v. Werther Legt dem Sfterrreichifchen 
Cabinet neue Vorjchläge vor, bie fo ziemlich wie ein Ultimatum lauten. 

8 „ _ (DOefterreid). Graf Blome fehrt mit neuen Inſtructionen nad 
Gaſtein zurüd, 

9. „ (Preußen) Da bie Stabt Königsberg keinen der Regierung angeneh- 
men Oberbürgermeifter wählen will, fo jeßt ihr dieſe einen commiffarifchen 
Berwalter. 

» rn Beutihland. — Baden). 200 Tatholijche Geiftliche treten in Frei⸗ 

burg zufammen und exlafien eine Reihe von Nefolutionen, in benen fie 
namentlih bie Aufhebung bes flaatlihen Schulzwangs unb bie Gewährung 
allgemeiner Unterrichtsfreiheit verlangen und ben Erzbifchof auffordern, für 
bie Reh ber Fatholifchen Kirche in Baden ben Schuß bes beutfchen Bunbes 
anzurufen. 

9/11. „ Grankreich). Der Kaiſer flattet der Königin von Spanien einen 
Beſuch in S. Sebaftian ab; die Königin erwiedert den Befuch in Biarritz. 

12. „ (Deutfhland. — Schleswig⸗Holſtein). Die Feſtung fyriebrichsort bei 
Kiel wird von ben Preußen einjeitig mit jchwerem Geſchütz armirt, ber 
öfterr. Civilcommiſſär v. Halbhuber proteflirt bagegen. 

414. „ (Befterrid,. — Preußen) Abſchluß ber Gafteiner Convention: bie 
Elbherzogthümer werden wieder ausemanbergerifjen, Schleswig jo proviſoriſch 
von Preußen, Holſtein von Defterreich regiert werben. Lauenburg wird um 
baares Geld von Defterreih an Preußen überlafjen. 

„ u (Belgien). QAusweilung bes Frangojen Rogearbd. 

15. », an — Frankreich). Internationale engliſch-franzöſiſche Seeparabe 
in Cherbourg. 

„ (Donaufürftenthümer). Krawall in Buchareft in Folge der gewaltfamen 

Einführung des. Tabakmonopols und brutale Unterbrüdung desfelben. 

„ (Merieo). General Briancourt zieht in Chihuahua ein. Juarez zieht 

fih an bie äußerſte Grenze bes Landes nah Paſo bel Norte zurüd. 

17. „ (Raraguay). Die Paraguapiten werben bei Jantany am Uruguay vom 
Nräfidenten von Montevideo, General Flores, gejchlagen. 

418 „ (Schweiz). Beſuch bes Kaifers der Franzoſen in Arenenberg. 

19—21. „ (Defterreih. — Preußen). Zuſammenkunft ber beiden Souveräne 
in Salzburg. Ratification ber Gafteiner Convention. 

20. „ (Detterreid). Der Unterfuhungsrichter im Friauler Infurrectionsproce, 
Eßl, wird in Udine erboldt. 

21. „ (Schweiz). Die Gottbarbs-Conferenz beichließt, auf eine Bunbesjubven- 
tion Aa bie Alpenbahn zu verzichten und ſetzt den Beitrag der Schweiz auf 
20 Mill. feſt. 

v» mA. Sept. (Frankreich). Seſſion fämmtliher Generalräthe. Vereinzelte 

Verſuche, das Syſtem ber Regierung zu durchbrechen. 

21. Aug. (England. — Frankreich). Internationale engliſch⸗franzöſiſche See⸗ 

parade in Breſt. 

„m (Beenden). Zuſammentritt ber von ber Regierung berufenen großen 
Commiſſion zu Berathung der Arbeiterfrage (Soalitionsreht und der damit 
zyufammenhängenden Fragen). Das Refultat fällt ſchließlich nicht gerade nad) 
ben Erwarinugen ber Regierung aus. 

24. „ (Deutfchland. — Bundestag). Defterreih und Preußen legen ber Bun⸗ 
besverfammlung bie Gafteiner Convention vor, in der „Zuverficht”, daß bie 
weiteren Verhandlungen zwifchen ihnen zu einem alfeitig befriedigenden Er: 
gebniß führen werden und erfuchen bie 5. Berfammlung, biefem Ergebniß 
mit „Vertrauen“ entgegenzujeben. 

28. „ (Deſterreich). Conferenz in ber fiebenbürgiihen Hoffanzlei zwiichen bem 
Minifterium und Vertrauensmännern ber ungariſch gefinnten Partei. . Das 
Minifterium fest das Programm für Siebenbürgen feſt: dasſelbe joll aus 
dem Reichsrath wieder ausgeſchieden und bie Union mit Ungarn j neuerdings 
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— und Preußen bie Beſeitigung ber angeblichen Muguftenburgifchen 

-  Nebenregierung In Schleswig: Solftein. 

23. Mai. (Preußen) Das Abg.⸗Haus genehmigt ben Hanbelevertrag mit Oeſter⸗ 

veih mit 170 gegen 99 Stimmen. 

24. „ (Deutfhland. — Bayern). Der Ausihuß ber II. Kammer zwingt bie 

2 Regierung , ihren Amneftieentwurf wenigſtens auf bie Angehörigen aller 

deutſchen Bundesſtaaten auszubehnen und nur bie eigentlichen Ausländer 
auszuſchließen. 

u. (Rubland). Die letzten Inſurgentenführer in Polen werben gehängt. 

„»  „ (Donaufürftenthümer). Fürſi Coufa läßt einen Abgeorbneten bes Patris 

i archen von Konftantinopel wieder über. bie Gränze ſchaffen unb genehmigt 
bas Geſetz, das bie Mahl bes Patriarchen unb ber Bilchöfe Rumäniens in 
feine Häube legt. 

„ „ (Baraguay). 5000 Baraguayaner bemädhtigen ſich ber Stadt Eorrientes 
(Argent. Republif). 

26. „ (Deutfhland. — Zollverein). Preußen regt bie Frage eines Han: 
delsvertrags mit Stalien ar. 

„ (Deutigland. — Darmſtadt). Minifter Dalwigk erklärt, daß die Regie 
rung troß bes Beichlufjes ber II. Kammer an ber Mainzer Convention feſt⸗ 
halte. Die Il. Kammer antwortet auf biefe Erflärung mit einer Anklage 
gegen den Minifter; bie I. Kammer lehnt ihre Mitwirfung dafür ab, 

„ (England). Snterpellation im Unterhaus wegen Amerila. Berubigenbe 
Erflärung der Regierung. 

„ n (Sriedenland). Wahlen zur Nationalvertretung. Zweifelhaftes Refultat. 
Finanznoth ber Negierung. 

n (Ber. Staaten). General Kirby Smith ergibt fi mit ber ganzen Heeress 
und Flottenmacht des Transmiffilfippi-Departements (Texas) an ben Bundes⸗ 
general Canby. 

„ (Deutidland — Zollverein). Paraphirung eines Handelvertrags 
mit der Schweiz und eines Niederlafjungsvertrags zunächft zwiſchen Württem⸗ 
berg und ber Schweiz in Stuttgart. Derjelbe fommt nicht zur Geltung, da 
Preußen und andere Zollvereinsitanten ihm ihre Genehmigung verjagen. 

„ » (Deutjhland. — Bayern). Die Il. Kammer nimmt ben erweiterten 
Amneftie-Entwurf einftimmig und ohne Discuffion an. 

„  (Deutihland. — Sachſen). Der König ertheilt fämmtlichen Compro⸗ 
mittirten von 1849 volle Amneftie. 

v„ n (Trantreid). Bruch zwiſchen dem Kaifer und dem Prinzen Napoleon. 
Schreiben bes Kaifers an ben Prinzen und Antwort bes Prinzen. 

„ " (Rom). Der päpftl. Nuntius in DMerico wird zurüdberufen. 

29. „ (Belgien). Die II. Kammer genehmigt die Erneuerung bes fog. Fremden⸗ 

gefeßes mit 49 gegen 23 Stimmen. 

" „ (Ber. Staaten). PVräfident Johnſon erläßt eine Amneſtieproclamation. 

30. „ (Deutihland — Zollverein). Unterzeichnung eines Handelsvertrags 

mit England zu Berlin. 

» n (Preußen). Das Abg.:Haus fpricht fich für eine Revifion ber Preßgeſetz⸗ 
gebung und Weberweifung der Preßvergehen an Gejchwornengeriähte aus. 

»  „ (England). Neue Snterpellation im Unterhaus wegen Amerika. Wie: 
berum beruhigende Erklärungen ber Regierung. 

31. „ (Spanien) Differenz mit Chile. Beilegung berfelben durch ben fpani= 

hen Gefandten ohne reale Genugthuung. Er wird deßhalb ven ber ſpani⸗ 
[hen Regierung abberufen. 


& 
SI! 


1. Juni. (Defterreid) willigt gegenüber Preußen in bie Einberufung ber 
ſchleswig⸗ holſteiniſchen Stände von 1854 ein. 
2., (Preußen). Das Abg.-Haus lehnt die Marinevorlage ber Regierung mit 
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allen gegen bie Stimmen ber fendalen Partei ab. Bismard forbert ben Abg. 
Birhow zum Zweikampf. Virchow lehnt die Forderung ab. 

2. uni (Deutfhland. — Bayern). Beſchluß der II. Kammer bez. ber ſchles 
wigsholfteinijchen Frage. 

E (England). Die Regierung entzieht den Conföberirten ber Ber. Staaten 
bie Rechte von Kriegführenden, will ihnen aber doch nody zum letzten Mal 
einige Vergünftigung zu Theil werben laffen. 

„ (Krantreih). Budgetdebatte des gelebgeb. Körpers. Rede Thiers. 

6. „ (ODeſterreich). Beſuch des Kaifers in Peith--Dien. 

T. „ (Deutihland). Erſter deutſcher Proteftantentag zu Eiſenach. 

„ (Franfreidh) Die Regierung nimmt ihre frühere Neutralitätserflärung 

gegenüber ben Ber. Staaten zurüd. 

Ereußen). Das Abg.-Haus lehnt bei Beratung des Militärbubgets für 

100 vie Armeereorgantjationstoften mit 207 gegen 22 Stimmen neuer- 

dings ab. 

" (Befterteiß). Die Regierung überraicht das Abg.-Haus mit einer An: 

lehensforderung von nicht weniger al8 117 Mil, zur Dedung ber bisherigen 

Deficitö und berjenigen für 1865 unb 1866. 

„ (Ber. Staaten). Die Flotte wird von 600 auf 90 Keriegäfchiffe rebuzirt 

unb bie Armee größtentheil® zu entlaffen angefangen. 

„ (Deutfdland. — Schleswig Holſtein). Miſſion bes preuß. Prinzen 

Hohenlohe in Norbichleswig. 

10. „ Oeſter reich). Die englifch:öfterreichifche Enquete-Gommiflton wirb wies 

der vertagt. 

„ (Spanien). Militärverfhwärung in Valencia. Gemwaltmaßregeln ber 
Regierung. 

. „ (Breußen) verlangt von Oeſterreich tie Entfernung bes Auguftenburgers 

aus Schleswig⸗Holſtein und macht die Einberufung ber fchleswigsholfteiniichen 

Stände davon obhangin 

„ (Reutfchlaud. — Bayern). Die II. Kammer beſchließt die Bitte um 
einen Gefetesentwurf behufs Ueberweiſung militärifcher Vergehen und Vers 
breden an bie bürgerlichen Gerichte. 

„ (Preußen), Das Abg.-Haus lehnt die Kriegsfoftenvorlage ber Regierung 
einfach ab und erflärt die geichehene Entnahme von Geldern aus bem Staats⸗ 
ſchatze ohne gefetliche Ermädtigung ber Landesvertretung für verfaflunge- 
wibrig, das Staatsminifterium für verantwortlid bafür. 

14, „ (Preußen), Dos Herrenhaus genehmigt einen Antrag auf Befchränfung 

ber Redefreiheit bes Abg.:Haufes. Die feubale Partei ftellt auch im Abg.: 

Haufe einen ähnlichen Antrag. 

„ (Deutjhland — Bayern). Die I. Kammer ſucht ben Armgeftiebefchluß 

ber II. Kammer wieder etwas zu beſchränken. 

„ (England). Das Unterhaus befchließt mit 166 gegen 147 Stimmen bie 

Abſchaffung bes fog. Katholifeneibes. j 

15. „ (Deſterreich) lehnt die von Preußen geforderte Entfernung bed Auguften« 

burger aus ben Herzogthümern ab. 

— , ee). Der vn. Edmundsſeandal: Nepotismus bes Lorbfanzlers 

eſtbury. 

— „ (degypten). Ausbruch der Cholera in Alexandrien und Cairo. Fortſchritt 

berjelben nah Konftantinopel, Ancona, Marfeille ıc. . 
16. „ (Preußen). Das Abgq.⸗Haus lehnt den Antrag auf Beſchränkung ber Rebe: 
freiheit mit allen gegen 16 (jeubale) Stimmen ab. — Das Herrenhaus lehnt 
das Budget, wie es aus ben Berathungen des Abg.⸗Hauſes hervorgegangen 
ift, ab und erflärt, baß es bie Forberungen der Regierung von Schleswig: 
Holftein vom 22. Febr. feinerfeits für vollberechtigt anerkenne. 
« „ (Öefterreid). Das Abg.⸗-Haus beſchließt gegen die Megierung einen Ges 
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fetzesentwurf zu Beſchtünkung des F 13 bet Verfaffung unb begleitet ben: 
felden mit energiichen Refolutionen. 

17. Juni. (Deutſchland. — Mecklenburg). Babinetsjuftiz gegen ben Magiftrat 
er noflod. Die Regierung ſchickt demjelben Erecution; ber Magiſtrat gibt 

alsbald nad. 

„„(reußen). Schluß ber Landbtagsfeflion. Rede Bismards im Namen bes 
Könige. — Eine Berfammlung in Köln beſchließt, auch in biefem Jahre 
wieder ein Abgeorbnetenfeft am Rheine zu veranftalten. 

„ „ (England. — Canada). PVerfländigung zwifchen ben Bevollmächtigten ber 
Colontalregierung und ber Megierung bes Mutterlandes fiber ihre Haltung 
den Ber. Staaten gegenüber. 

18. „ (Deutihland). Großartige Feier des Jahrestags ber Schlacht von 

Fe In Naffau und Hannover. In Berlin findet Teinerlei Feier des 

Tages ſtatt. ;. 

„ (Preußen). Die Kronſyndici ſchließen ihre Berathungen über bas Erb: 

folgerecht in Schleswig⸗Holſtein. Die Regierung findet nicht für gut, das 
ie; berjelben zu veröffentlichen. 

„» (Spanien). Umſchwung der Dinge Tas Miniflerium Narvaez wirb ents 

lafſen und ein neues Minifterium O’Donnel gebildet, die Anerkennung Sta 
liens beſchloſſen. 

» (Ber. Staaten), Die Regierung ſpricht ihre entſchtedene Unzufriedenheit 
mit ber immer nod nicht ganz aufgegebenen Begünftigung ſüdſtaatlicher 
Caperichiffe von Seite Englands aus. - 

21. „ (Breußen). Der König gebt zur Badecur nach Karlsbad und zur Nachcur 

u nah Gaſtein. Bismarck begleitet ihn. 

„ m (Defterreih). Das Abg.-Haus bewilligt ber Regierung wegen dringenden 
... Bebarfs von ben geforderten 117 Mit. vorerft 13 Mill. und begleitet die 
’ Bewilligung mit Refofutionen. . 

» „ (Defterreih). Eine Faiferl. Entſchließung befiehlt bie Einftellung bes 
: . : ©trafverfahrens gegen ben größeren Theil ber an ber vorfährigen Inſurrection 

im Benetiantihen Betheitigten. 

„ Branfreid: Spanien). Abſchluß eines Handelsvertrags zwifchen Frank⸗ 

. xeich und Spanien. -- 

„ (Stalien). Rejultatlofes Enbe der Miffion Vegezzi's in Rom. 

„ n (Merico) Ein Decret des Kaifers regelt den religiöfen Unterricht an ben 
Schulen, der gänzlich den Prieſtern überlaffen bleibt. 

24. „ (Deiterreih). Das Herrenhaus tritt in ber Bubgetfrage für 1865 auf 

-.... Geite ber Regierung und ſetzt das Militär: und das Marinebudget wieber 

um 5% Millionen hinauf, wodurch das Defickt wieder auf circa 14 Millionen 

fleigen würbe. 

26. „ (Deutſchland. — Bayern). Die I. Kammer Iehnt ben Beſchluß ber 
IH. Kammer bez. Militärjuftiz ihverfeits ab. 

u. Oefterreih). Beginn einer neuen Verfaflungstrifis: bie Hoffanzler von 

NUngarn und Siebenbürgen, ausgefprechene Anhänger ber Yebruarverfaflung, 
werben ohne ihr Nachjuchen entlaffen und Graf Mailath von der Partei ber 

; ° Atconfervativen zum ungariſchen Hoffanzler ernannt. 

„ (England). Das Oberhaus verwirft feinerjeits mit 84 gegen 63 Stimmen 

. bie Abihaffung bes fog. Katholifeneides. ° 
„ (Spanien) Tündigt dem hl. Stuhle die bevorſtehende Anerfennung Italiens 

. an und fnüpft zugleich mit dieſem Unterhbandlungen an. 

. „ (Defterreih). Das Minifterium Schmerling, mit Ausnahme bes Minifters 
bes Ausw. und bes Kriegsminifters, bietet feine Entlaffung an und erhält 
fie. Der Minifterpräfident Erzherzog Rainer erhält Urlaub unb reist noch 
am gleichen Tage ins Ausland ab. Auch der Präſident bes Staatsraths, 

Frhr. v. Lichtenfels, fordert feine Entlafjung. Unterhandlungen mit dem 
Grafen Belcredi. Lange Miniftererifis, 
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Ami. (Ber. Staaten). Die een. theilt das ganze Gebiet ber 
t 


Union in 5 große Militärdiviſionen ein. Pr 


dent Johnſon leitet die Re⸗ 
conſtruirung der unterworfenen Südſtaaten ein. u 


1. Juli. (England). Das Cabinet beſchlieht, ben Lordkanzler Weflbury trotz bes 
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Edmundjcandals nicht fallen zu Lafien. 

„ (Deiterreih). Der Kaijer verfügt, durch Hanbichreiben ganz unerwartet 
bie Ans süglie Berfegung ber italienifchen Armee auf ben vollen Frie⸗ 
bensftand. 

„ (Preußen) zeigt fi) bezüglich einer definitiven Löfung der. fchleswig:hol: 
ſteiniſchen Frage geneigt, auf die Anihauungen Defterreihs einzugehen, aber 
unter ber Bedingung, daß ber Großherzog von Oldenburg jtatt bes Auguften- 
burgers als Souverän der Herzogthümer anerkannt werde. Oefterreich geht 
auf den Plan nicht ein. 

„ (England). Das Minifterium erleidet im Unterhaufe eig Niederlage: mit 

. 177 gegen 163 Stimmen wird ein Tabelsvotum gegen ben Lorblanzler Weſt⸗ 
bury wegen bes Edmundſcandals angenommen. 

„ (Franktreid). Der geſetzgeb. Körper genehmigt bie Anleihe pon 100 Mill 
für öffentliche Arbeiten in Algerien. 

„ (Franfreid). Schluß ber Seſſion der Kammern. Ä 

. (Dreußen). Der König ſetzt, da fi) die beiden Häufer beö Landtags über 
bas von ber Regierung vorgelegte Budget für 1865 nit geeinigt haben, 
-basjelbe von Karlsbad aus aus eigener Machtvollkommenheit feſt. 

„ (Deutihland. — Bayern). Die IL. Kanımer heharıt anf ihrer Forde⸗ 
rung einer umfaffenden Amneftie (für 1849) auch gegenüber der I. Kammer 
und zwingt biefe zum Nachgeben. 

„ (England). Das Cabinet muß ben Lorbfanzler nun body fallen laſſen und 
fündigt ben Rüdtritt desfelben au. 

„ (Spanien). Die Deputirtenfammer nimmt bas neue Wahlgefeß an, das 
ben bisherigen Cenſus auf bie Hälfte herabſetzt. 
„ (Merien). Das officiele &. di Roma zeigt die Abberufung bes päpftlichen 
Nuntius aus Merico an: „Er ſoll nit mehr Zeuge befien jein, was bort 

wider die Kirche geſchieht.“ 

„ (St. Domingo) Die Inſurgenten verwerfen ben von. ihren Beauftrags 
ten mit Spanien abgefchloffenen Vertrag. Der fpaniiche Generalcapiiän vers 
fündet in gas davon bie Wiederaufnahme ber Feindfeligkeiten. - 

ch). Das Herrenhaus bes Neichsrathes läßt in Folge der kaiſer⸗ 
lichen Verfügung vom 3. d. M. feine bisherige Oppofition gegen bie Abftriche 
bes Abgeorbnetenhaufes im Militär: und Marinebudget für- 1865 alsbalb 
ebenfalls fallen und genehmigt nunmehr alle Anſätze des Abg.⸗Hauſes. 

„ (Deutfchland. — leswig· Holftein). Der. Gehnrtstag. ‚bes Herzogs 
Friedrich wird überall im Lande feftlich gefeiert, von ber Univerfität Stiel 
officiell begangen. 

„ gEngland). Schluß ber Parlamentsjeljion. Thronrebe im Namen ber 

nigin. * 

„Grankreich-Hollaud). Abſchluß eines Handelsvertrags zwiſchen Frank: 
reich und Holland. 

„ (Stalien). Bericht Lamarmora's an ben König über die Miſſion Vegezzi. 

„ (Breußen) Das preußilche Preßbureau verbreitet die Ente einer Wieder: 
aufnahme ber Gongrekidee bes Kaifers Napoleon. Der Moniteur bementirt 
‚alle bergleichen Angaben. 

„ (Breußen). Kriegeriihe Vorbereitungen: aus ben rheinifchen werben ſtarke 
Geſchützſendungen nach den ſchleſiſchen Feſtungen gemacht. 

„(Preußen). Das Cölner Feftcomite ladet ſämmtliche Mitglieder der libe⸗ 

ralen Parteien des Abg.Hauſes zu einem Abgeorduetenfeſt auf den 22. und 
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23 d. M. ein. Die. Polizei verbietet‘ das Feſt und Idst das Gomits 
auf, Die Gerichte erklären fpäter die Maßregeln ber Polizei für ungeſetz⸗ 
lich und ihre Verfügungen für aufgehoben. 

10. Zuli. (Defterreich) fucht Preußen neuerdings zu einer definitiven Röfung ber 
ſchleswig⸗holſteiniſchen Trage innerhalb des Bunbesrechts zu bewegen und er 
Härt fi zu ben äußerſten Conceſſionen innerhalb biefes Principe geneigt. 
Preußen beobachtet dagegen eine reſervirte Haltung. 

»„ n (Defterreid). Der auf den 17. Yult einberufene Landtag Groatiens 
a in Folge der inzwifchen eingetretenen Miniftererifis auf ben 28. Auguft 
verichoben. 

„nn (Schweiz). Der Bundesrath trägt durch eine Votſchaft in beiden Räthen 
ber Bunbesverfammlung auf eine partielle Revifion ber Bundesverfaffung an. 
Der Antrag wird von Beiden Räthen angenommen und dafür eine befonbere 
Seffion auf den 23. October anberaumt. | 

„ GBraſilien). Sieg ber brafilianiichen Flotte über biefenige Paraguays. 

11: „ (Preußen). Cine preußiiche Depefche an Defterreich fchildert bie Zurftänbe 
in ben Herzogthümern mit den jchwärzeften Farben und brot mit einfeitigem 
Vorgehen. Defterreich fucht zu begütigen. 

un (Deutiland, — Naffeu). Aftgemeine Landtagswahlen. Wollftämdiger 
Sieg ber Fortichrittspartei bei den Wahlen zur II. Kammer: von 24 Wah: 
len gehören ihr 20 an, nur 4 ber clericalen Partei, gar feine ber geuver: 
nementalen. Auh alle Wahlen (ber Großgrundbefiter und ber Großindu⸗ 
firiellen) zur I. Kammer fallen liberal aus. ⸗ 

„„Mortugal). Allgemeine Corteswahlen. Diejenigen in Liſſabon, Oporto, 

Coimbra ꝛc. fallen oppofitionell aus; die Regierung Tann nur auf eine Mehr: 
heit von etwa. 12 Stimmen redhıten. 

„» nm (Brafilien). Der Kaifer gebt auf ben SKtriegsichaupfag ab. Demon⸗ 
ftration ber europätfchen Conſuln bei biefer Gelegenheit zu Sunften Braftliene. 

12. „ (Spanien) Ein kgl. Decret fchließt die Seffton ber Kammern umb ver: 
fügt Neuwahlen. - 

» nn (Bereinigte Staaten). Ein Handelstag ber nörblihen unb weils 

Ligen Staaten in Detroit erffärt fi unter gewiſſen Bebingungen für eine 

Erneuerung bes Reciprocitätsvertrags mit Canada unb fpricht fih mit allen 

gegen 2 Stimmen für bie Beibehaltung des Schutzzollſyſtemes aus, 

„ efterreih). Das Abg.-Haus bes Reichsraths Iehnt bie Genehmigung 
bes von ber Regierung eingebrachten Tiberaleren Zolltarifs ab und verlangt 
vorerft umfaffende Erhebungen. 

45. ,, (Defterreich) gibt bem preußifchen Gefandten neue Bermittfungsvorfchläge 

ur ebd mit, ' 

" N yanien) fpriht bie bedingungsloſe Anerkennung bes Königreichs 

talien aus. 

„ „ (Zürlei — a pten). Die Suezcanal-Gefellfchaft zeigt am, baf ber un: 
unterbrochene ſchiffbare Weg zwifchen dem mittelfänbifchen und rothen Meer 
mit biefem Tage eröffnet fei. 

— „ (Breußen). Herr v. Bismard äußert fi in Karlsbad ganz unumwunden 
babin, daß er einen Krieg mit Defterreih wiünihe und daß Preußen mit 

Güte ober mit Gewalt bie Suprematie in Deutfchland erlangen werbe. 

— „ (Spanien). Der Cardinal:Erzbifhof v. Burgos erhält feine Entlaffung 
als Erzieher bes Prinzen von Aiturien. Der Beichtvater ber Königin, 
P, Glaret und bie Schweiter Patrocinio werben vom Hofe entfernt. 

— „ (Vereinigte Staaten). Das ehemalige ſüdſtaatliche Caperfchiff Stonewall 
wird von ben ſpaniſchen Behörden auf Cuba ber Bundesregierung ausgelie⸗ 
fert und ebenfo von ber mericaniſchen Regierung bie nad ber Capitulation 
von Kerby Smith von Teras auf mericaniſches Gebiet gebrachte Artillerie ber 
ehemaligen Gonföberation. BE 

418. :„ (Preußen). Die Regierung ſchließt mit ber Direction der Coln⸗Mindener⸗ 
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Eiſenbahngeſellſchaft einen Vertrag ab, ber für biefe vortheilhaft ift, ihr ſelbſt 
aber die Verfügung über etwa 23 Mil, Thlr. fichert, ohne die — 
des Landtags vorzubehalten. 

18. Juli. (Deſterreich). Der bisherige Statthalter Ungarns, Graf Palffy, wird 
entlaffen und mit der Wieberbefegung der oberften Würben nad ber alten 
Sesfaflung Ungarns aus ben Reiben ber fogenannten altconfervativen Partei 
egonnen, 

20. „ (Preußen). Die preußiihe Flottenflammbivifion wird von Danzig wirk⸗ 
lich nach Kiel verlegt. ‘ 

21. „ (Preußen). Der König von Preußen hält auf dem Wege von Karlsbad 
nah Saftein in Regensburg ein fürmliches Cabinetsconfeil, zu bem auch bie 
Sefandten in Wien und Paris beigezogen werben. 

„ » (Defterreid) gibt Spanien in einer einläßlichen Depefche feine Mißbil⸗ 
ligung ber erfolgten Anerfennung des Königreichs Stalien zu erkennen, 

21122. „ (Defterreich). Beide Häufer des Reichsraths einigen fih noch völlig 
über ihre zeitherigen Differenzen bezüglich bes Budgets für 1865, 

22. „ (Preußen). Der preuß. Geſandte Tehrt von Karlsbad und Regensburg 
nah Wien zurüd, obne ein AZugefländniß an Defterreih mitzubringen. 
Preußen hält im Gegentheil an feinen Forderungen feit, felbft auf die Gefahr 
eines ofienen Bruches mit Oeſterreich. 

„» « (Brantreih). Allgemeine Wahlen neuer Grmeinperkthe in ganz Frank⸗ 
zeih. Das allgemeine Stimmrecht fängt an, ſich aud auf biefem Felde von 
ben Einflüffen der Gewalt zu emancipiren. Im Ganzen fallen die Wahlen 
freifinnig, aber nicht antidynaſtiſch aus. 

22/23. „ (Prenßen). Die Regierung verhindert das Abgeorbnetenfeft in Köln 
mit den Mitteln ber Polizei und ber bewaffneten Madt. Die bazu erjchie« 
nenen Abgeorbnieten weichen der Gewalt ohne Wiberftand, 

23 „ (Preußen). Gonferenz zwilchen Bismard und dem bayerifchen Minifter 
v. d. Pfordten in Salzburg. Bismard nimmt einen Krieg zwiſchen Preußen 

und Oefterreih in Ausfiht und verlangt von den Mittelftanten bewaffnete 

Neutralität. 

» (Stalien). Affaire des Oberfien be Villata. Gircular bes Kriegsminifters 
Petitti. Entſchiedene Oppofition, jelbft in den Kreifen ber Senatoren und 
Deputirten, gegen bie darin ausgefprochenen Grunbjäge. 

„ Zürtei. — Donaufürftenthümer) Die Regierung bes Yürften 
Souge a abermals bie Einführung bed Zabafmonopols auf ben 

2. Auguſt. 

25. „ (Breußen) geht in SchleswigsHolftein wirklich einfeitig vor: ber Nebacteur 
May wird in Altona militärifch aufgehoben unb nach Rendsburg gefchleppt, 
ber preuß. Abg. Freſe aus Kiel ausgemwiejen, ohne daß Preußen bazu bie 
Zuftimmung Delterreihs eingeholt hätte, Der öſterr. Givilcommiffär Tegt 
energiſchen Proteft dagegen ein. 

236. „ (Spanien) Reorganiſation der Jury; die Jurisdiction in Preßſachen 
wird berjelben zurüdgegeben. 

(Bereinigte Staaten). Präfidvent Johnſon hat alle Kriegsgefangenen auss 
nahmolos, jelbft die Generale der ehemaligen Conföderation, begnabigt unter 
ber einzigen Bebingung, baß fie der Union ben Treueid jhmwören. — Seit 
Monatsirift find aus Wafhington allein über 200,000 Dann ber bisherigen 
Bundesarmee in ihre Heimath entlafjen worden. 

27. „ (Deterreid). Schluß der Seflion bes Reichsraths. Thronrebe. An 
bemfelben Tage wird die Entlafjung des Minifteriums Schmerling definitiv 
ausgefprochen und Graf Belcredi an ber Stelle Schmerlings zum Staats: 
minijter ernannt. 

„  « (Deutfhland — Bundestag). Bayern, Sachen und Heſſen⸗Darmſtadt 
ftellen am Bunde einen neuen Antrag bezüglich Löfung der fchleswig-holfteis 
nifchen Frage, indem fie die Einberufung ber dortigen Stünde und bie Aufs 
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nahme Schleswigs in ben beutfchen Bund verlangen. Der Antrag wirb an 
ben Ausſchuß gewieien. 


27. Juli. (Türkei. — Tunis). England anerkennt ben Bey thatſächlich als 


Spuverän. 


„ (Brafilien). Der Graf von Eu, Schwiegerfohn bes Kaifers, wird zum 


effectiven Marſchall des brafiliichen Heeres gegen Paraguay ernannt. 
(Spanien). Ein fol. Decret entbebt den Vertreter Spaniens in Chile in 
Folge feines angeblich ſchwachen Benehmens von feinem Voten 
(Portugal). Eröffnung der Eortes: bie Thronrede Tünbigt bie durch 
Bermittlung des Königs erzielte Beilegung ber engliſch-braſiliſchen Differenz, 
eine fehr befriedigende Finanzlage und die Abfchaffung der Sclaverei in den 
Colonien an. 
(Frankreich). Aufftellung bes Decentralifationsprogramnie von Nancy. 


. (Frantreid). Antenfive Bewegung ber Arbeiter, namentlih in Paris: 


Arbeiterftrifes und Arbeiteraffociationen. 

(Italien). In Oberitalien, namentlid in Mailand unb Toscana, zeigt 
fig eine Iebhafte Bewegung unter ben Arbeiter für Gründung von Afjocis 
ationen und Volksbanken nad Schulze⸗Delitz'ſchem Mufter. 


— „ (England). Allgemeine Parlamentswahlen. Das Mefultat ſichert bem 


Minifterium Palmerfton neuerdings die Majorität. Man zählt 365 Liberale 
und nur 292 confervative Wahlen. 

(Spanien). Sämmtlicde Bifchöfe His auf einige haben gegen bie Aner- 
tennung bed Königreihs Italien Proteft eingelegt. Die Regierung nimmt 
barauf feine Rüdjicht. 


1. Aup (Defterreih). Die Lifte des abgetretenen ungariſchen Hofkanzlers Zichy 


1—8. 


” 


fr Ermennung von Obergefpänen (im Sinne ber Februarverfaffung) wird 
befeitigt und es werben vorerft cinige Octobermänner zu Obergelpänen 
ernannt. 

„ (Defterreid). 500jährige Jubelfeier ber Univerfität Wien. Die Ele 
ricalen haben fi derfelben bemächtigt. Von ber Lifte ber Ehrenpromotionen 
find die Herren Virchow, Gneift und Waldeck geſtrichen worden. 

(Portugal). Geburt eines Prinzen. Der päpftlihe Nuntius weigert 
fi, den König Victor Emanuel von Stalien als Taufpathen desſelben zuzus 
laffen. Der König muß barauf verzichten und wird durch ben Kaifer Na⸗ 
poleon erfeßt, worauf die Taufe, am 26. Sept, erfolgt. 

(Rom). Die päpftl. Regierung fängt an, an bie wirkliche Ausführung ber 
Septemberconvention zwiſchen Frankreich und Italien zu glauben und beichließt 
bemgemäß , ben Cffectivfland ber päpftlichen Armee zu ergänzen, zunächſt 
und jo weit wie möglich aus ben eigenen Untertbanen bes Papftes. 


» (Paraguay). Präfident Lopez erklärt bie argentinifche Provinz Cor⸗ 


rientes für annectirt mit Berufung auf bie Nothwendigkeit bes Gleichgewichts 
unter den Laplata⸗Staaten. 


2. „ (England). Der britte Verſuch eines transatlantiichen Kabels (vermittelft 


& 


” 


bes Great Eaftern) fcheitert wiederum. 


„ (Defterreid). Graf Blome kehrt vorerfi, ohne einen Ausgleich mit 


—— erzielt zu haben, nach Wien zurück, um neue Inſtructionen ein⸗ 
zuholen. 


„Geutſchland. — Schleswig-Holſte in). Die Landesregierung er: 


theilt der Univerſität Kiel einen Verweis wegen ihrer officiellen Feier des 
Geburtstags bes Herzogs Friedrich und warnt bie Preſſe vor Ausſchreitungen. 

(Deutfhland. — Naffau). Die bisherigen Leiter der berzoglichen 
Regierung, Werten und Schepp, werben entlaffen und ber gemäßigtere Hofger.s 
Dir. Winter zum Präfidenten der Landesregierung ernanni. 


4 „ (Preußen). Affaire Ott-Eulenburg in Bonn, 
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6. Aug. (Preußen) Der preuß. Gefandte v. Werther legt bein öfterrreichiichen 
Eabinet neue Vorſchläge vor, die jo ziemlich wie ein Ultimatum lauten. 

8 „ _ (Defterreid). Graf Blome kehrt mit neuen Inſtructionen nad 
Gaſtein zurüd, 

9. „ (Breußen) Da bie Stadt Königsberg Feinen der Negierung angeneh- 
men Oberbürgermeifter wählen will, fo fett ihr biefe einen commilffarifchen 
Verwalter. 

»„» » (Deutfhland. — Baden). 200 Tatholifche Geiftlihe treten in Frei: 
burg zujammen und erlaffen eine Reihe von Pefolutionen, in denen fie 
namentlid) die Aufhebung bes ftaatlichen Schulzwangs und bie Gewährung 
allgemeiner Unterrichtsfreiheit verlangen und ben Erzbifhof auffordern, für 
bie Bee ber Tatholifchen Kirche in Baben ben Schuß des beutfchen Bundes 
anzurufen. 

yı1l. „ Grankreich). Der -Kaifer flattet ber Königin von Spanien einen 
Beſuch in S. Sebaftian ab; die Königin erwiebert ben Beſuch in Biarrig. 

12. „ (Deutſchland. — Schleswig⸗Holſtein). Die Feſtung Friedrichsort bei 
Kiel wird von ben Preußen einfeitig mit ſchwerem Geſchütz armirt, ber 
öfterr. Civilcommiſſär v. Halbhuber proteflirt bagegen. 

414. „ (Deſterreich. — Preußen). Abſchluß der Gafteiner Convention: bie 
Elbherzogthümer werben wieder auseimanbdergeriffen, Schleswig joll proviſoriſch 
von Preußen, Holftein von Defterreich regiert werben. Lauenburg wird um 
baares Geld von Defterreih an Preußen überlafjen. 

„» u (Belgien) Ausweifung bes Franzoſen Rogearb. 

15. ", en — Frankreich). Internationale engliſch⸗franzöſiſche Seeparade 
in Cherbourg. 

„ (BDonaufürftentbümer). Krawall in Buchareſt in Folge der gewaltſamen 

Einführung des .Tabafmonopols und brutale Unterdbrüdung desfelben. 

„ (Merieo). General Briancourt zieht in Chihuahua ein. Juarez zieht 

fih an die äußerſte Grenze bes Landes nach Paſo bei Norte zurüd. 

17. „ (Raraguay). Die Paraguapiten werben bei Yantany am Uruguay vom 
Präfidenten von Montevideo, General Flores, gejchlagen. 

18. „ (Schweiz) Beſuch bes Kaijers der Franzofen in Arenenberg. 

19—21. „ (Defterreid. — Preußen). Zulammenfunft ber beiden Souveräne 
in Salzburg. Ratification der Gafleiner Convention. - 

20. „ (Defterreid). Ber Unterfuhungsrichter im Friauler Infurrectionsproceß, 
Eßl, wird in Udine erdolcht. 

21. „ (Schweiz) Die Gotthards-Conferenz beſchließt, auf eine Bundesſubven⸗ 
tion Aa en penbahn zu verzichten und ſetzt den Beitrag ber Schweiz auf 
20 Mid, feit. 

„ni. Sept. (Frankreich). Seffion ſämmilicher Generalräthe. DVereinzelte 
Verſuche, das Syſtem der Regierung zu durchbrechen. 

21. Aug. (England. — Franfreih). Internationale englifchefranzöfiihe See: 

, Parade in Breit. 

„u. (Preußen). AZufammentritt ber von ber Regierung berufenen großen 
Commifjion zu Berathung der Arbeiterfrage (Coalitionsreht und ber damit 
zufammenhängenden Fragen). Das Refultat ſällt ſchließlich nicht gerade nach 
ben Erwariungen ber Regierung aus. 

24. „ (Deutfchland. — Bundestag). Defterreih und Preußen legen der Bun⸗ 
besverfammlung bie Gafteiner Convention vor, in ber „Zuverfiht“, daß bie 
weiteren Verhandlungen zwifchen ihnen zu einem allfeitig befriedigenden Gr: 
gebniß führen werden und erjuchen bie 5. Berfammlung, biefem Crgebniß 
mit „Vertrauen“ entgegenzujehen. 

28 „ (Defterreid). Gonferenz in ber fiebenbürgifchen Hoffanzlei zwiſchen bem 
Minifterium und Vertrauensmännern ber ungarifch gefinnten Partei. . Das 
Minifterium fegt bas Programm für Siebenbürgen fell: basjelde jol aus 
bem Reichsraih wieder ausgeſchieden und bie Union mit Ungarn . neuerbinge 
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angebahnt, ber ganze Umfchwung aller dortigen Verbältniffe,. zu Gunften ber 
Sadhfen und Rumänen und gegen ben überwiegenden Einfluß der Magyaren, 
wieder fallen gelaffen werden. 

28. Aug. (Preußen). Die Generalverfammlung der Köln⸗Mindener Eifenbahne 
gejelichaft genehmigt einftimmig bas mit ber Regierung abgefchloffene Ge⸗ 
Ihäft, ohne bie Zuftimmung bes Landtags vorzubehalten. 

„ (Sranfreiid — England). Internationale franzöfifchzenglifhe Flotten⸗ 
revüe in Plymouth. 

„ (Schweiz). Perfammlung bes internationalen Gongreffes für fociale- 
Wiſſenſchaften in Bern. Derſelbe erfärt ſich einmüthig gegen das Inſtitut 
ber ftehenden Heere und für deren Abfchaffung. 

„ (Dänemarf). Die Regierung legt bem men gewählten Volksthing bes 
Reichsraths die Verfaffungsvorlage in ber vom Lanbsthing in ber früheren 
Seffion angenommenen Faſſung vor mit der erneuerten Erflärung, daß fie 
zu weiteren Conceflionen ſich unter feinen Umftänden entfchließen Tönnte. 

29. „ (Brantreich) erflärt ſich durch eine Kirculardepefche in den flärkften Aus⸗ 

brüden gegen die Gafteiner Convention. 

(Defterreih). Eine ganze Reihe in ben letzten Jahren befeifigter magy⸗ 
arifcher Beamten in Siebenbürgen wird durch Taiferl. Entſchließung, „baß 
bem N. N. geitattet werde, feinen Dienft wieber anzutreten“, veactivirt. 

30. „ (England) lehnt bie Anfprüche der Ver. Staaten auf Entfhäbigung für 
ben Schaden, welden bie in England ausgerüfteten Caper ber ehemaligen 
Mebellenftaaten angerichtet, definitiv ab. 

„ » (Deutihland. — Kurheffen). Der oberfie Gerichtshof erkennt in 
einem Urtbeil die Unrechtmäßigkeit und Unvollgiebbarfeit ber octroyirten Jagd⸗ 
ordnung vom 26. Yan. 1854 und damit bie Rechtsbeſtändigkeit des Jagd⸗ 
gefeßes v. 1. Juli 1848. Ä 

(Deutſchland. — Bundestag). Ter holfteinifche Ausſchuß beſchließt mit 
5 (worunter außer Hannover aud Württemberg) gegen 2 Stimmen, über 
ben Antrag Bayerns, Sachſens unb Heſſen⸗Darmſtadts vom 27. Zuli Teinen 
Bortrag zu erftatten und bie Bunbesverfammlung beichließt mit 13 gegen 
3 Stimmen auf zwei Donate Ferien zu machen. 

— , (England). Bie britiſchen Colonien in Nordamerika Neufchottland, Neu⸗ 
braunjchweig, Neufundland und bie Prinz Edwards⸗Inſeln erflären ſich gegen 
das Project einer britifhen Conföberation Norbamerifas. Das Project ift 
demnach wenigftens vorerft für geicheitert zu erachten. 

— ,„ (ARom). Um das Deficit zu beden, fieht fich die Eurie zu einem neuen 
Anlehen von circa 1% Mill. Scudi Rente genöthigt und knüpft befhalb 
Unterhandlungen mit verjchiedenen Banfiers an. 

— (Defterreid). Ein Rundſchreiben des ungariſchen Hofkanzlers Majlath 
fpricht ſich ſehr eindringlich gegen eine fofortige Reactivirung ber Eomitats- 
inftitutionen, wie im Sabre 1861, aus. 


1. Sept. (Deſterreich). Ein kaiſ. Refeript beruft den Landtag von Siebenbürgen 
auf ben 19. Novbr. ein unb zwar nicht nach der neuen proviforifchen Land: 
tagsorönung vom 21. April 1863, welde das Uebergewicht der Magyaren 
gebrochen Hatte, jondern nach bem XI. Geſetzesartikel des J. 1791, welche 
benjelben das Uebergewicht neuerbings fichert, und nicht nad Hermanftadt 
wie feit 1863, fondern wieber nach Klaufenburg. Als ausfchlieklichen Bera⸗ 
thungsgegenitand des Landtags wird die Reviſion bes erften Artifeld bes Ge: 
jeges von 1848, bie Union Ungarns und Siebenbürgens betreffend, bezeichnet. 

— „ (Oefterreih). Benebef muß bem magyariſchen Einfluß im Gabinet 

momentan weichen unb erhält einen unfreiwilligen mehrmonatlichen Urlaub. 

2% „ (Frankreich). Graf Walewsti wird vom Kaifer an Morny's Statt zum 
Präfidenten des gejeßgeb. Körpers ernannt. 

„» ce (Dänemark). Ueber 2000 bänifche Norbfchleswiger landen auf Seeland 
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zu einem Berbrüberungsfefte mit ben Dänen. Große Seftivitäten in Kopen⸗ 


bagen. 

3. Sept. (Deutfhland). Der in Leipzig zufammengetretene 36er Ausſchuß 
beicpließt, dem Drängen ber Scleswig.Holfleiner nachgebend, ſämmtliche 
Mitglieder deutſcher Randesvertretungen auf den 1. Dct. neuerdings zu einer 
allg. Abgeordneten⸗Verſammlung einzuladen. 

3—4. € (Deutſchland). Dritter Vereinstag deutſcher Wrbeitervereine in 
Stuttgart. 

4. „ (Deutihland. — Baben). Die clericale Partei unterliegt in ben 
allg. Wahlen zu ben neuen Kreisverfammlungen in ber weit überwiegenden 
Mehrzahl der Kreife. 

6. „ (Deutſchland. — Holftein). 31 von den 49 Mitgliedern ber holſteini⸗ 
[hen Ständeverfammlung richten an ben beutfchen Bund eine Proteftation 
gegen bie Abmachungen der Gafteiner Convention. 

8 „ (Deutihland, — Schleswig Holſtein). Telegirte von 110 Schleswigs 
Holftein-Bereinen aus beiden Herzogthümern fchließen ſich einftimmig bem 
Proteft der holſt. Ständemitglieber dv. 6. gegen bie Abmachungen bes Gafteis 
ner Vertrags an. 


11. „ (Deutfhland). Generalverfammlung ber Fathol, Vereine Deutſchlands 
in Trier. Diefelbe protefiirt in einer Nefolution gegen das Unterrichts- 
monopol bes Staates und verlangt Lehr: und Anterrichtsfreiheit für bie 
Kirche. 

13. „ (Preußen). Der König ergreift fürmlichen Befit von bem ihm durch bie 


Safteiner Convention von Defterreich überlaſſenen Herzogthum Lauenburg. 

„C(GDeutſchland. — Schleswig⸗Holſtein). Zwei Drittheile aller Stäbte 

und Flecken des Landes fchliegen ji auf einem Städtetag in Neumünfter 
einftimmig dem Proteft ber holft. Stänbemitglieder vom 6. gegen bie Ab» 
machungen bes Gafleiner Bertrags an. 

14. „ (Deutfhland. — Schleswig⸗Holſtein). Die bisherige gemeinſchaftliche 
Landesregierung beiber Herzogthümer wird aufgelöst. Die Preußen räumen 

Holitein, das von ben Defterreihern (ben Hafen von Kiel ausgenommen) 
allein befeßt wird, Der gefangene Rebacteur Mai wirb von den Preußen 
noch vor ihrem Abzuge nach Perleberg in Preußen gefchleppt, um durch 
preuß. Gerichte abgeurtheilt zu werben. 

„ (England) erklärt fich gleich Frankreich dur eine Circularbep. in den 
ftärkiten Ausbrüden gegen bie Gafteiner Convention. 

- „ (Deutfhland. — SchleswigHolſtein). Die Gafteiner Convention tritt 

mit biefem Tage in Kraft. In Schleswig übernimmt der General v. Mans 
teuffel, dem der bisherige Givilcommifjär v. Zeblig zur Seite bleibt, das 
Regiment im Namen Preußens, in Holſtein ber k. k. FME. v. Gablenz im 
Namen Oefterreichs. Der bisherige öfterr. Eivilcommifjär v. Halbhuber Tehrt 
nah Wien zurüd. 

„ (England). Feniſche Verſchwörung tn Irland. Die engliihe Regierung 
trifft unerwartet zahlreiche Berhaftungen in Dublin, erflärt mehrere Gegenden 
in Kriegszuftand, verſtärkt bas Militär und läßt bie Ganalflotte an ber Küſte 
von Irland Freuzen. 

— „ (Ber. Staaten). Die Sübftaaten reconftruiren fi unter bem Vorgange 
Mifjiffippi’s nad) ben Forderungen bes Präfidenten Johnſon, indem fie 
ben Seceflionsbefhluß widerrufen und bie Aufhebung der Gclaverei ‚fors 
mell anerkennen. Faſt in allen fommen bie Urheber der Seceſſion wieder 
oben auf. Im Norden werben immer mehr energiihe Stimmen aus dem 
Schooße ber republifaniihen Partei gegen das Vorgehen bes Präfibdenten 
laut, während bie bemocratifche Partei anfängt, ihn entichieden zu unters 


ützen. 
16. „ ſiren aßem). Herr v. Bismarck wird vom König in ben Grafenſtand 
erhoben, 
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angebahnt, ber ganze Umſchwung aller bortigen Verhältniſſe, gu Gunften ber 
Sachſen und Rumänen und gegen ben überwiegenben Einfluß ber Magyaren, 
wieber fallen gelaffen werben. 


Aug. (Preußen). Die Generalverfammlung ber Köln⸗Mindener Eifenbahn: 


eſellſchaft genehmigt einftimmig das mit der Regierung abgefchloffene Ge: 
* ohne die Zuſtimmung des Landtags vorzubehalten. 

(Frankreich — England). Internationale franzöſiſch⸗engliſche Flotten⸗ 
revüe in Plymouth. 

(Schweiz). Verſammlung bes internationalen Congreſſes für fociale- 


Wiſſenſchafien in Bern. Derſelbe erkärt ſich einmüthig gegen das Inſtitut 


der ſtehenden Heere und für deren Abſchaffung. 


„ (Dänemarf). Die Regierung legt dem neu gewählten Volksthing bes 


” 


Reichsraths die Verfaſſungsvorlage in der vom Lanbetbing in ber früheren 
Seffion angenommenen Faſſung vor mit der erneuerten Erflärung, bap fie 
zu weiteren Concefjionen fi unter feinen Umſtänden entfchließen könnte. 

(Frankreich) erflärt fi durch eine Girculardepefhe in ben flärfften Aus» 
brüden gegen bie Gaſteiner Convention. 

(Defterreih). Eine ganze Reihe in den letten Jahren befeifigter magy⸗ 
ariicher Beamten in Siebenbürgen wird durch Taiferl. Entichliegung, „daß 
bem N. N. geftattet werde, feinen Dienft wieder anzutreten”, veactivirt. 

(England) lehnt die Anfprüche ber Ver. Staaten auf Entfchädigung für 
ben Schaden, welchen bie in England ausgerüfteten Caper ber ehemaligen 
Rebellenſtaaten angerichtet, definitiv ab. 

(Deutihland. — Kurheſſen). Der oberfie Gerichtshof erkennt in 
einem Urtbeil bie UnzechtmäBigteit und Unvollziehbarkeit ber oetroyirten Jagd⸗ 
ordnung vom 26. San. 1854 und damit die Rechtsbeſtändigkeit des Jagd⸗ 
gefeßes v. 1. Juli 1848. 

(Deutfhland. — Bundestag). Der holſteiniſche Ausſchuß Kefchließt mit 
5 (worunter außer Hannover aud Württemberg) gegen 2 Stimmen, über 
ben Antrag Bayerns, Sachſens und Heflen-Darmfladts vom 27. Zuli Leinen 
Vortrag zu erftatten und bie Bunbdesverfammlung beſchließt mit 13 gegen 
3 Stimmen auf zwei Monate Ferien zu madhen. 


„ (England). Die britiſchen Colonien in Nordamerika Neufchottland, Neu⸗ 


braunjchweig, Neufundland und bie Prinz Edwards⸗Inſeln erflären fich gegen 
das Project einer britifchen Conföberation Nordamerifas., Das Project ifi 
demnach wenigſtens vorerſt für geſcheitert zu erachten. 


„ (Rom). Um bas Deficit zu beden, fieht fich die Curie zu einem neuen 


Anlehen von circa 1% Mil. Scubi Rente genötbigt und knüpft deßhalb 
Unterhandlungen mit verjchiedbenen Banfiers an. 


(Defterreid). Ein Rundſchreiben des ungariihen Hofkanzlers Majlath 


fpricht fich fehr eindringlich gegen eine jofortige Reactivirung ber Comitats: 
inftitutionen, wie im Sabre 1861, aus. 


Sept. (Defterreih). Ein Faif. Reſcript beruft ben Landtag von Siebenbürgen 


auf den 19. Novbr. ein und zwar nicht nach ber neuen proviforifchen Land⸗ 
tagsordnung vom 21. April 1863, welde bas Uebergewicht der Magyaren 
gebrochen Hatte, jondern nad) bem XI. Gefeßesartifel des J. 1791, welche 
benjelben das Webergewicht neuerdings fichert, und nicht nad) Hermanftabt 
wie feit 1863, fondern wieber nach Klaufenburg. Als ausſchließlichen Bera⸗ 
thungsgegenftanb des Landtags wird die Revifion bes erften Artifeld bes Ge: 
jeßes von 1848, die Union Ungarns und Siebenbürgens betreffend, bezeichnet. 

(DOefterreih). Benedek muß dem magyarifhen Einfluß im Gabinet 
momentan weichen und erhält einen unfreiwilligen mehrmonatlichen Urlaub. 

(Frankreich). Graf Walewski wirb vom Kaifer an Morny's Statt zum 
Präfidenten bes geſetzgeb. Körpers ernannt. 


. (Dänemard). Ueber 2000 bänifche Norbfchleswiger landen auf Seeland 
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zu einem Verbrüberungsfefte mit ben Dänen. Große Keftivitäten in Kopen⸗ 


hagen. 

3. Sept. (Deutſchland). Der in Leipzig zuſammengetretene 36er Ausſchuß 
beichließt, dem Drängen ber Schleswig-Holfleiner nachgebend, fämmtliche 
Mitglieder deutfcher Ranbeövertretungen auf ben 1. Dct. neuerdings zu einer 
allg. AbgeorbnetensBerfammlung einzuladen. 

3 —4. € (Deutſchland). Dritter Vereinstag deutſcher Wrbeitervereine in 
Stuitgart. 

4. „ (Deutihlanb. — Baben). Die clericale Partei unterliegt in ben 
alig. Wahlen zu den neuen Kreisverfammlungen in ber weit überwiegenben 
Mehrzahl ber Kreiſe. 

6. „ (Deutidland. — Holftein). 31 von den 49 Mitgliedern ber holſteini⸗ 
hen Ständeverfammlung richten an ben dentſchen Bund eine Proteftation 
gegen bie Abmadhungen der Gaſteiner Convention. 

8 „ (Deutihland. — Schleswig Holftein). Teelegirte von 110 Schleswigs 
Holftein- Vereinen aus beiden Herzogthiimern ſchließen ſich einftimmig bem 
Proteft der holſt. Stänbemitglieder v. 6. gegen bie Abmachungen bes Gafteis 
ner Vertrags an, 

11. „ (Deutihland). Generalverfammlung ber kathol. Vereine Dentfchlands 
in Trier. Diefelbe proteflirt in einer NRefolution gegen das Unterrichts- 
monopol des Staates und verlangt Lehr: und Anterrichtsfreiheit für bie 
Kirche. 

nn (Preußen). Der König ergreift förmlichen Befig von dem ihm durch bie 
Gaſteiner Convention von Deiterreich überlaffenen Herzogthum Lauenburg. 

„ (Deutfchland. — nee). Zwei Drittheile aller Stäbte 
und Flecken bes Landes fehliegen ji auf einem Städtetag in Neumünfter 
einflimmig dem Proteft ber holft. Stänbemitglieber vom 6. gegen bie Ab: 
machungen bes Gafleiner Bertrags an. 

„ (Deutfchland. — SchleswigHolftein). Die bieherige gemeinfchaftliche 
Landesregierung beider Herzogthlimer wird aufgelöst. Die Preußen räumen 
Holjtein, das von den Deflerreihern (den Hafen von Kiel ausgenommen) 
allein befeßt wird. Der gefangene Redacteur Mai wirb von ben Preußen 
no vor ihrem Abzuge nad Perleberg in Preußen gefchleppt, um durch 
preuß. Gerichte abgeurtheilt zu werben. 

„» „ (England) erklärt ſich gleich Frankreich buch eine Circulardep. in ben 
ftärkiten Ausdrücken gegen bie Gafteiner Convention. 

15. „ (Deutſchland. — Schleswig⸗Holſtein). Die Safteiner Convention tritt 
mit diefem Tage in Kraft. In Schleswig übernimmt ber General v. Mans 
teuffel, dem ber bisherige Eivilcommifjär v. Zeblig zur Seite bleibt, Das 
Negiment im Namen Preußens, in Holftein der 1, E. ZME. v. Gablenz im 
Namen Defterreiche. Der bisherige dfterr. Eivilcommifjär v. Halbhuber kehrt 
nah Wien zurüd. , , , 

„» „ (England). Feniſche Verſchwörung in Irland. Die engliihe Regierung 
trifft unerwartet zahlreiche Berhaftungen in Dublin, erklärt mehrere Gegenden 
in Kriegszuftand, verftärft das Militär und läßt bie Ganalflotte an ber Küſte 
von Irland Freuzen. 

—  „ (Ber. Staaten). Die Sübftaaten reconftruiren fih unter dem Vorgange 

Miſſiſſippi's nah ben Forderungen bes Präfidenten Johnſon, indem fie 

ben Seceffionsbefhluß wiberrufen und bie Aufhebung der Sclaverei ‚fors 

mell anerkennen. Faſt in allen kommen bie Urheber ber Secefjion wieder 
oben auf. Im Norden werden immer mehr energifche Stimmen aus bem 

Schooße der republifanifchen Partei gegen das Vorgehen bes Präfibenten 

laut, während die bemocratifche Partei anfängt, ihn entjchieben zu unter: 

fügen. 

(Preußen). Her v. Bismard wird vom König in ben Grafenftand 

erhoben, 
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16. Sept. (Deutſchland. — Schledwig). Das preuß. Regiment in Schleswig 

beginnt, unter ben auguftenburgiich gefinnten Beamteten aufzuräumen. 

„ » (Srantreih), Ber franzöſ. Staatsrath Langlais ſchifft fih nah Mexico 
ein, um daſelbſt thatjächlich die Leitung bes Finanzminijteriums zu über- 
nehmen. 

„» » (Merico). Der Kaifer Marimilian ertbeilt ber Tochter bes ehemaligen 
Kaiſers Iturbide den Rang einer Prinzeſſin, ben beiden Enkeln desſelben 
ben Rang von Prinzen und erläßt ein Decret behufs Regelung des Einwan= 
berungswefens, das wenigftend eine Art von Leibeigenfchaft von Negern zu 
geftatten jcheint. 

17. „ Breußen). feier ber 5Ojährigen Verbindung der Provinz Sachſen mit 

ns Monarchie in Merjeburg. Große TFeitivitäten ber feudalen Provinzial⸗ 

änbe. i 

„ (Defterreih). Ein Faiferl. Nefeript beruft den ungarischen Landtag auf 
ben 10. Dct. ein. Die ungarifche Preffe ſpricht fi immer mehr in rein 
dualiſtiſchem Sinne aus. 

„ (Spanien). Tifferenzen mit Chile. Der Abmiral Pareja erſcheint mit 

feiner Flotille vor Valparaiſo und fordert drohend Genugthuung. 

(Preußen) bezahlt die für Lauenburg flipufirte Kaufſumme an Defter- 

reich vorläufig aus den Mitteln bes Kronfideicommißfonds. 

» « (BDefterrreid). Ein kaiſ. Refcript beruft jämmtliche Landtage ber nicht: 

ungarifhen Kromländer auf den 23. Nov. ein. Ze 

(Deutihland). Eine Anzahl bemocratifch gefinnter Parteiführer tritt 

in Darmitabt zufammen und trifft die Einfeitungen zur Organifation einer 

fog. deutſchen Volkspartei, 

(Oefterreih). Der Kaifer erläßt ein Manifeft an feine Völker und ein Patent, 
durch welches die Februarverfaſſung auch für die Länder biesfeits ber Leitha 
fiftirt wird. — Die Eröffnung des croatifchen Landtags wird nochmals, vom 
9, Dct. auf ben 12. Nov., hinausgefchoben. 

„ n (Frantreih). Die Regierung fieht fi) gendthigt, in einem Rundſchreiben 
bes Minifters den jelbflänbigen Regungen ber Gemeinderäthe entgegen zu 
treten. 

» »  (Griehenland). Steigende Finanznoth Ein von der Negierung bei ber 
jonifcheenglifchen Bank in Corfu nachgefuchtes Anlehen wirb in London rund 
abgeichlagen; ebenfo von den Schutzmächten das Verlangen bezüglich einer 
Podificzuion der jährlichen Summe von 1 Mill, Fre. für das Anlehen 
von . 

21. „ (Deutfhland, — Hannover), Graf Borries wird zum Präfibenten bes 
Staatsraths ernannt. Die vier liberalen Minifter verlangen in Folge davon 
ihre Entlaffung. ur 

„ (Länemarf). - Das Volfsthing des Reichsraths modificirt ben Entwurf 
einer repibirten Verfaſſung fehr weſentlich. 

„» » (Zürkei). Finanznoth der Pforte Fuad Paſcha macht ben Vorſchlag, 
bie fog. Mofcheengüter zu Handen bes Staates einzuziehen. 

„ „ (E&bile) lehnt die Genugthuungs-Forderung Spaniens ab. 

23. „ (Sranfreich) mildert gegenüber dem Berliner Cabinet feine Gircularbep. 

v. 29. Ag. gegen bie Gafteiner Convention einigermaßen, mit Rüdficht auf 
ben bloß proviforifhen Charakter berfelben. 

24 „ (Deutihland). Der Reformverein verzichtet auch dieſes Jahr wieber 
auf bie Abhaltung einer Generalverfammlung. 

„ (Spanien) erklärt die ſämmtlichen Häfen Chile’s in Blofadezuftand. 

„ (Rom). Geheimes Sonfiftorium. Allocution des Papftes gegen bie Frei⸗ 
maurer. 

„ (Deutfhland). Dritter beutfcher Handelstag in Frankfurt a. M. 

„ (Chile) erklärt Spanien ben Krieg. v 8 In Frantf 
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26. Sept. (Preußen) Der König nimmt in Lauenburg bie Erbhuldigung ber 
Ritters und Lanbfchaft entgegen. 

„» „ (Deutihland, — Schledwig). Siebenfuß:Rebe bes Gouverneurs v. Mans 
teuffel in Flensburg. 

283. „ (VOefterreih). Der Gefandte in Rom, Frhr. v. Bad, fällt bem magyas 
riſchen Einfluß im Cabinet zum Opfer, wirb abberufen und burd Herrn 
v. Hübner erfegt. N 

29. „ (BDeutichland. — Baden), NRüdtritt des Hrn. v. Roggenbad aus bem 
ainifterium, Herr v. Edelsheim tritt als Miniſter des Aeußeren an ſeine 

tele. 

„» (Dünemarf). Das Landthing des Reichsraths verwirft bie vom Velks⸗ 
thing angebrachten Mobificationen in bem Entwurf einer repibirten Verfaſſung 
und ſtellt bie urfprüngliche Faſſung wieder ber. 

30. „ (Preußen). Graf Bismarck geht nah PBiarrik und Paris. 

„ " &Öefterreih). Der Admiral Frhr. v. WüllerstorfeUrhair, ein entfchiebener 
FO ber Freihandelsidee, wirb zum Minifter für Handel und Volkswirth⸗ 
haft ernannt. 

— ,„ (Belgien), Broſchüre Dehamps. Die gefammte europäifche Preffe be⸗ 
Ihäftigt fich lebhaft mit dem angeblih von bem preußifchen Minifter Bis: 
mund bem Kaifer der Franzoſen vorgefhlagene Project einer Theilung 

elgiens. 


1. Oct. (Deutſchland). Zuſammentritt der deutſchen Abgeordnetenverſammlung 
in Frankfurt a. M. Es finden ſich im Ganzen nur 272 Abgeordnete, aus 
Preußen nur 8, aus ganz Norddeutſchland nur 37, aus Oeſterreich nur 1 
ein. Die Berfammlung erklärt fi für das Selbſtbeſtimmungsrecht ber Elb⸗ 
berzogthlümer. Abſagebriefe der preußiſchen Abg. Tweſten, Mommſen, Jung. 
Erflärung von 15 nicht erſchienenen öſterr. Abgeordneten. 

„  „ (Schweiz) Eine vorzüglich aus ben nörblichen und öfllihen Cantonen 
zahlreich beſuchte Militärverſammlung in Zürich erklärt ſich einftimmig für 
weitere Vereinfachungen im Militärwejen und beſchließt die Organifirung 
einer Agitation gegen bie ben ftehenden Heeren nachgemachten Liebhabereien 
im Militärwefen. 

— . (Paraguay). Die Brafilianer beſetzen bie Stabt Uruguayana, bie Para» 
guayiten ergeben fich 6000 Mann ftarf anf Gnabe und Ungnabe. 

—  ,„ (Schweiz) Prügel-Urtheil in Uri gegen ben Typographen Ryniker. 

2. „ (Merten). Gine Proclamation bes Kaifers Marimilian erklärt die Ans 
hänger des Präfidenten Juarez in die Acht und erläßt behufs Ausführung 
berielben ein beionderes Geſetz. , 

„» (Dänemarf). Das Volksthing des Reichsraths beharrt auf feinen Mo⸗ 
bificationen in bem Entwurf einer revidirten Verfaſſung; berjelbe geht daher 
nunmehr wieber an eine gemeinſame Commiſſion beider Thinge. 

„» »_(Berr Staaten), Erſter Schritt zu Mieberherftellung ber Valuta: 
50 Millionen verzinsliches Papiergeld follen in Bundesobligationen umges 
wandelt werden. 

„ (Preußen). Der ſchleswig⸗holſteiniſche Redacteur May wird von dem preuß. 
Kreisgerichte Perleberg freigeſprochen und beeilt ſich, das preuß. Gebiel als⸗ 
bald zu verlaffen. _ 

6/8. „ (Defterreih u. Preußen) richten an ben Senat von Frankfurt brohende 
Noten gegen bie dortige Handhabung des Preß- und Vereinsweſens mit be⸗ 
jonderer Rüdficht auf bie Abg. Verſammlung v. 4. Oct. 

7%. „ GErankreich) regt den Zujammentritt einer internationalen Gonferenz in 
Konftantinopel an behufs fanitarifcher Maßregeln gegen das Einfchleppen ber 
Cholera in Europa duch Mekkapilger. , , 

11. „ (BDeutfchland. — Schleswig). Das preußifhe Regiment beginnt das 
Bereinsweien allmälig gänzlich zu unterbrüden. 
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14. Oct. (Jamaiea). Unorbnungen in Morant Bay. Der engliſche Gouverneur 
Eyre und die weißen Pflanzer jehen darin einen Negeraufftand, ben fie auf 
bie barbariſchſte Weife zu unterbrüden berechtigt feien. 

12, „ &er Staaten). Präfidbent Johnſon ordnet die Freilaffung bes gewe⸗ 
fenen Vicepräfidenten ber Conföberation, fowie mehrerer anderer Mitglieber 
ber ehemaligen Regierung der Conföberation gegen Ehrenwort an. 

14, „ (Nom). Sturz ber Partei Merode im Deinifterium: Morode erhält 
einen (nicht erbetenen) dreimonatlichen Urlaub und nimmt jeine Entlaffung. 

15. „ (Breußen) Das Kölner Tomkfapitel proteftirt dagegen, baß bie Regie: 
rung von feinen 5 Candidaten für ben erzbilhöflihen Stuhl 3 geftrihen 
in at 2 übrig gelafien babe, fo daß eine canonishe Wahl nicht mög⸗ 

ei. 

„ (Schweden). Gröffnung bes Reichstags. Tie Regierung legt demſelben 
lediglich ben Berfaflungsentiwurf und, in der Torausfegung feiner Annahme 
und damit jährlicher NReichstage, das Budget für ein Jahr vor. 

16. „ (Deutfhland. — Schleswig). Herzog Friedrich wird auf einem Aus- 

fluge ins Schleswig'ſche in Edernfürde von den Gemeinbebehörben officiell 

begrüßt und von der Bevölkerung feftlih empfangen troß aller Bemühungen 
ber preuß. Behörden, 

(Ber. Staaten) Zufammentritt des Congrefjed ber Fenier in Phila- 
delphia. Es finden fi etwa 600 Delegirte ein und berathen in geheimer 
Sitzung unter dem Vorfike John O'Mahony's. 

17. „. (Defterreid). Die Mitglieber der bisherigen reichsräthlichen Staats: 
ſchulden-Cvntrollcommiſſion entjchließen fi, auf Grund eines fail. Hand: 
Tchreibens, ihre Junctionen troß der Siftirung der Verfaſſung fortzuführen. 

» GDeutſchland. — Kurheffen). Der landſtändiſche Ausſchuß conftatirt 
ven faft vollftändigen Stillſtand auf dem Gebiete bes gefammten Staatslebens 
durch Schuld ber furfürftlichen Regierung. 

18... „ (Preu Ben) 5Ojährige Aubelieier der Vereinigung Weflphalens mit ber 
Monardhie in Münſter. Die Bevölkerung bleibt wie in Köln und Merfe- 
burg ziemlich pafjiv und das Felt verläuft lediglich in großem officiellem 
Gepränge. 

„ (England). Lord Palmerfton, der Leiter bes Cabinets, T. 

„ (Brankreih) erklärt fich bereit, mit dem Gabinet von Wafhington fich über 
eine Räumung Mexico's zu verftändigen, wenn die Ver. Staaten ſich dazu 
entichließen Fünnten, den Kaifer Maximilian ihrerfeits anzuerkennen. 

„ (Deutfäland, — Schleswig). Tas preuß. Regiment trifft fharfe Maß⸗ 


a 3 


. 


regeln gegen eine allfällige Miederholung der Vorfälle v. 16. d. M. in 
Edernförde. Herzog Friedrich fol in einem foldhen Falle ohne weiteres verhaftet 
und auf eine preuß. Feftung gebracht werben. 

19. „ (Deutidland. — Naſſau). Die I. Kammer lehnt mit 10 (ſämmilichen 


privilegirten) gegen 9 (jämmtliche gewählte) Stimmen ben Antrag auf 

Wiederherftellung der Verfaflung von 1849 ab. 

20. „ (Deutſchland. — Baden). Der bisherige Director des Oberſchulraths, 
Knies, wird entlaffen und als Profefior nach Heidelberg verfet. 

nn (Deutihland — Frankfurt), Der Senat beichließt einftimmig, die Zu⸗ 
muthungen Defterreihg und Preußens v. 6,8. d. M. abzulehnen. 

22. „ (Deutſchland. — Hannover). Tie Demifjion ber liberalen Miniſter 
wird angenommen; an ihre Stelle werden reactionär gefinnte Minifter 


ernannt. 

22/29. „ (Stalten), Allgemeine Parlamentswahlen in ganz Stalien. Die bis: 
ber herrfchende Partei macht ziemliche Einbußen, bas Iinfe Centrum und bie 
Linke gewinnen wefentlih an Zahl, die clericale Partei fegt troß aller Ans 
firengungen faum 12 der ihrigen durd). 

23. „ (Schweiz) AZufammentritt der Bundesverfammlung behufs Revijion ber 
Bundesverfaflung- 
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23. Oct. (Daänemark). Der gemeinfame Ausſchuß beider Thinge des Reichsraihs 
einigt ſich vorläufig mit 23 gegen 4 Stimmen (3 Mitgl. enthalten ſich) über 
einen modificirten Entwurf für die Reviſion der Verfaſſung. Die Regierung 
erklärt, dieſe Modificationen ihrerſeits nicht aunehmen zu können. 

24. „ (Preußen). Der Proceß ber Regierung gegen die Abgg. Frenzel und 
Tweften wegen Aeußerungen im Abg.-Hauſe ift in beiden Fällen von ben 
Gerichten erfter und zweiter Inſtanz "mit Rüdficht auf die den Abgeordneten 
verfaflungsmäßig verbürgte Nebefreiheit abgelehnt worden. Die Frage gebt 
nun zur Entſcheidung an bag Obertribunal. 

25. » (Merico). Die Juariſten machen einen mißlungenen Verſuch, fi Mata⸗ 
moros zu bemächtigen. 

27. „ (Deutfhland. — Raflau). Die II. Kammer befchließt mit «allen gegen 
die 4 clericalen Stimmen die Wiederherſtellung ber Verfaflung von 1849. 

28. „ (Rußland). Der 7Ojührige Adminiftrator der Erzdißceſe Warfchau, Rze⸗ 
wuski, wird verhaftet und nah Aſtrachan abgeführt.‘ 

"» « (Schweiz). Die radicale Partei benützt die Affaire Rynifer in Uri, um 
für eine weitergehende Revifion der Bundesverfafjung, als bie beiden Räthe 
zu beabfihtigen fcheinen, zu agitiren. 

29. , (Deu Al land). Gemeralverfammlung bes Nationalvereina in Frank⸗ 
urt a. M. 

„ (Deutichland. — Frankfurt). Der Senat richtet eine zweite erläuternbe 
Depeihe an Defterreih. Diefes beruhigt fi babei und Preußen fieht fich 
ieh bie Angelegenbeit auch ſeinerſeits vorerft ſtillſchweigend fallen zu 
aſſen. 


(England). Das Miniſterium reconſtruirt ſich unter dem Vorſitze des 

Grafen Ruſſel. 

31. „ (Deutihgland — Schleswig⸗Holſtein). Die Bezeichnung bes 
Herzogs Friedrich als bes eigentlichen Landesherrn ber Herzogthümer wirb 
von Deflerreich für Holftein, für Schleswig von Preußen verboten. 

— „ (Defterreih). Landtagsabgeordnnete aus Ober: und Nieberöfterreich, Steiers 

mark, Salzburg, Kärntben und Vorarlberg verflänbigen fich in einer Vers 

fammlung zu Wien über einen in allen Landtagen ber beuticheflavifchen Pros 
vinzen einzubringenben Proteft gegen bie „Siflivang“ ber Februarverfaſſung. 


a 


. Rov. (Oeſterre ich). Den Proteftanten in Meran wird vom Staatsmintis 
fterium bie Bildung einer Kirchengemeinſchaft definitiv und ohne Angabe von 
Gründen unterfagt. 

—  . (Baraguay). Präjident Lopez bat die annectirte Provinz Corrientes 

wieder ‚geräumt. Die Alliirten treffen unter ber Leitung Brafiliens alle Vor⸗ 
bereitungen, Lopez fofort mit bem @intreten ber befferen Jahreszeit mit 
ergehen Streitkräften zu Wafler und zu Lande in Paraguay felbft an⸗ 
zugreifen. 

. (Breuten). Das Domcapitel von Cöln weigert ſich definitiv, bie Wahl 
eines Erzbiſchofs unter bloß zwei Candidaten vorzunehmen. 

„ (Dänemark). Ter gemeinfame Ausſchuß beider Thinge bes Neichsratbs 
nimmt auf Betreiben des Grafen Frije-Frijlenborg den mobificirten Verfaſ⸗ 
fungsentwurf definitiv mit allen gegen 1 Stimme an. 

„ (Deutfchlend. — Bundestag). Bayern, Sachen und Heſſen⸗Darmſtadt 
fielen einen neuen Antrag auf Einberufung ber Stände in Schleswig⸗Hol⸗ 
ftein und Aufnahme Schleswigs in ben beutfchen Bund und verlangen ſofor⸗ 
tige Abftimmung, bleiben aber damit in ber Minderheit. 

-»_ « (Deutfchland. — Bayern). Der liberale Minifter bes Innern, Herrn 

v. Neumayr, fieht fih veranlaßt, um feine Entlaffung nachzuſuchen. 

„„England). Der conföderirte Caper Shenandoah ergibt ſich in Liverpool 

den engliſchen Behörden. Die engliſche Regierung übergibt das Schiff den 

Ber. Staaten, läßt dagegen Eapitän und Mannſchaft laufen. 
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5. Nov. (Danemark). Das Cabinet Bluhme nimmt feine Entlaffung, Graf 
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19. 


Frijs⸗Frijſenborg bildet ein neues Cabinet. 
Peru). Sieg ber Revolution gegen ben Präfibenten Pezet und Einnahme 
von Lima. Dictatur des Oberſten Brabo. 


„(Preußen). Bismard kehrt von Biarrik und Paris nach Prenßen zurüd. 


Die öffentlihe Meinung nimmt an, daß feine Miffion bei ber franz. Regies 


rung gänzlich geicheitert ſei. 
.(h 


om). Die Franzoſen beginnen, zufolge der September⸗Convention zwi⸗ 
hen Franfreih und Stalien, Rom zu räumen. Die Gränze gegen Neapel 
wirb von ben päpftl. Truppen befekt. 


„(Dänemark). Beide Thinge des Reichsraths nehmen den Entwurf einer 


revidirten Berfaffung nad bem Vorfchlage ber gemeinfamen Commiſſion an. 

(Italien). Eröffnung des neuen Parlaments in Florenz. Thronrede 
bes Königs. 

(Deutfihland. — Bayern) erflärt fich bereit, das Königreih Stalien 
anzuerkennen. 

(Defterreih). Nach vielen vergeblichen Bemühungen gelingt es ber Res 
gierung endlid ein Anlehen von 90 Mil. Silber in Frankreich zn Stande 
zu bringen, jedoch nur unter ben drückendſten Bebingungen, noch 10% niebris 
ger als das legte Anlehen Age 

chland. — Sachſen) erflärt fich gleichfalls bereit, das Königreich 
Italien anzuerkennen, 

(Ber. Staaten). Kapitän Wirz, vom Milltärgericht zum Tobe verur⸗ 
theilt, wirb gehängt. 

(England). Stephens, bas Haupt ber Fenier, fällt der Regierung in bie 
Hände, entwiſcht jedoch aus bem Staatsgefängnifje zu Dublin und weiß fich 
troß des hoben auf feinen Kopf gefehten Preifes allen weiteren Nachforſchun⸗ 
nen ber Polizei zu entziehen. 

(Schweiz), Sturz bes Syſtems Fazy in Genf. Die radicale Partei uns 


. terliegt auch bei ber Gefammterneuerung bes Staatsrathe vollftändig der⸗ 


jenigen ber ſog. Independenten. 
erreich). Gröffnnng des croatifchen Landtages. Das k. Refeript an 


-( 
benjelben ftellt die Regelung ber alten Verbindung Croatiens mit Ungarn 


in den Vorbergrund. 


„ (Deutihland. — Bayern). Me liberale Preife greift das Inſtitut bes 


kgl. Sabinetsjecretariats als verfaffungswibdrig an. Ser Eomponift Richard 
Wagner thut dasſelbe aus perfönlihen Gründen. Die kath. Vreffe ftellt fich 
mit Leidenſchaft auf bie Seite bes angegriffenen nftituts gegen Wagner. 

(Frankreich) nimmt mit grobe Seräufch eine unbedeutende Rebuction 
feiner Armee (um circa 10, Mann) vor. 


„Ceutſchland. — Baden). Die clericale Partei erleidet bei ben Lands 


tagswahlen eine neue, totale Niederlage. 

(Deutfchland: — Bundestag). Defterreih und Preußen verlangen, daß 
der Antrag Bayerns, Sachſens und Heffen-Darmfladts an den holſt. Ausſchuß 
gewielen, d. b. dort begraben werde, was mit 8 (worunter auch Württem⸗ 
berg und bie freien Städte) gegen 7 Stimmen beicdhloffen wird. Bayern, 
Sachſen und Hefjen-Tarmitabt erklären hierauf, daß fie ihre Thätigfeit in 
ber ſchleowig⸗holſteiniſchen Angelegenheit innerhalb ber Bunbesverfammlung 
für geſchloſſen betrachten. 

Preußen). Ein kgl. Decret Gebt bie Verfügung vom 5. Nov. 1861, 


" durch weldhe bie Zahl der kleinen Herren im Herrenhaus weſentlich vermin⸗ 


bert werben follte, wieder auf und beftiimmt, daß biefes Tecret nur durch 
Geſetz d. 5. nur durch Webereinftimmung aller brei Factoren ber Gejeßgebung 
folle verändert werden bürfen. 


„ (Dentfhland. — Schleswig), Das preuß. Regiment unterbrüdt bie 


bisherige Freiheit der ſchleswig⸗holſt. Preſſe. 
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19. Nov. (Nom) ſieht ſich endlich gendtbigt, fein bisheriges Stillſchweigen über 
bie September-Sonvention zwiſchen Frankreich und Sttalien zu bredien. Des 
peiche des Cardinals Antonelli an bie Vertreter bes hl. Stubls an den aus⸗ 
wärtigen Höfen. ' 

..,„Gchweiz). Schluß der auferordentlichen Seffton ber Bunbesverfammlung. 
Beide Räthe haben fich über 9 Mevifionspunkte zur Bunbesverfaffung umd 
über ben Modns der Volksabſtimmung über biefelben geeinigt. Die Abs 
fimmung wirb vom Bundesrathe auf ben 14. Januar 1866 angeſetzt. 

20. „ (Defterreih). Gröffnung bes fiebenbürgifhhen Landtags. 

„ . (Merien). Juarez zieht von Paſo del Norte wieder in Chihuahua, das 
bie Franzoſen neuerdings verlaffen haben, ein. 

21. „ (Ber. Staaten). Die Unionsregierung lehnt den Vorſchlag des englifchen 
Cabinets, eine gemifchte Commiffion zu Aburtbeilung gewifler Entſchädigungs⸗ 
anſprüche einzufegen, ab, weil nach bemjelben alle forderungen wegen Aus⸗ 
rüftung ſüdſtaatlicher Caperſchiffe in England ausgeſchloſſen bleiben follten. 

„»_ » (Deutichland. — Raffau). Die II. Kammer beichliept mit allen gegen 
bie 4 clericalen Stimmen bie Abfchaffung ber i. J. 1860 reflaurirten feu⸗ 
balen Jagdrechte. 

23. „ (Defterreid). Eröffnung ſämmilicher Landtage ber deutich-flavifchen Kron⸗ 
länder. Die deutfchen Parteien berfelben beantragen Protefte gegen, bie flas 
hen Parteien dagegen Dankadreſſen für bie Siftirung ber Tebruars 
verfaffung. 

27., (Aubland). Die Abelsverfammlung von Moslau befchließt mit 161 
gegen 28 Stimmen eine Art erflärenber Rechtfertigung ihres Beſchluſſes v. 

. Sanuar db. J. 

29. „ (Deutfhland — Holftein) Scandal Barmann in Kiel. 

30. „ (Deiterreih). Die deutfche Partei untertiegt im Landtag von Böhmen 
mit ihrem Antrag gegen bie Siflirung ber Februarverfaffung mit 105 gegen 
111 Stimmen, indem ein Theil der Großgrundbbefiger, die bisher zu den 
Deutſchen hielten, zu ben Czechen libergebt. 

on »„ (Schweden). Die Regierung erflärt ber Majorität bes Ritter: und bes 
Prieſterſtandes des Reichstags gegenüber, daß fie Teinerlei Aenderung ihres 
Verfaſſungsreform⸗Vorſchlags acceptire, 

„ . (Meries). Juarez, deſſen Präfidentfchaft mit diefem Tage verfaflungss 
mäßig abgelaufen ift, verlängert aus eigener Machtvollfommenbeit feine 
Amtsdauer. General Ortega proteſtirt dagegen und macht als Präfident 
bes oberfien Gerichtshofes ſelbſt Anſpruch auf die Nachfolge auf bem Prä- 


enſtuhl. 

— , (England). Aufregung über bie Gräuelthaten gegen bie Neger auf Ja⸗ 
maica- — Zahlreiche Meetings bringen auf Mieberanfnahme der zeither durch 
Balmerfion bintangehaltenen Parlamentsreform. 


1. Dec. (Spanien). Allgemeine Gorteswahlen. Die Democraten, bie Progreſ⸗ 
fiften und felbft ein Theil der Moberados enthalten fih ber Theilnahme. 

2. „ (Defterreid). Der Landtag von Steyermart nimmt den Proteft gegen 
bie Siftirung ber Zebruarverfaffung mit 50 gegen 7 Stimmen (morunter 
bie Biihöfe von Sorkau und Lavant) an. 

„ (Spanien). Die Ehilenen nehmen das fpanifhe Kriegeihifi Cavadonga. 
Der ſpaniſche Admiral Pareja macht in Folge bavon feinem Leben ſelbſt 
ein Enbe. 

„  . (Griechenland). Der König ſieht ſich genöthigt, feinen bisherigen Berather, 
ben Grafen Sponned, bem immer unb immer wieberholten Drängen feiner 
Minifter gegenüber fallen zu laſſen; Graf Sponned verläßt Griechenland. 
Die Kammer beſchließt mit 125 gegen 19 Stimmen bie Wieberabf fung 
bes auf das beflimmie Berlangen bes Könige hergeſtellten Staalsraihe; dver 
König genehmigt ben Beſchluß. 
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4. Dec, (Schweden). Der Bürgers und ber Bauernfland bes Reichetags nehmen 
den Berfaffungsvorichlag der Regierung ihrerſeits an, ber Bauernitand ohne 
Diseuffion und ohne Abflimmung, der Bürgerſtand mit 50 gegen 5 Stim⸗ 
men. Der Priefterftand befchließt Auffchiebung ber Berathung bis nad er= 
folgten Enticheib des Ritterſtandes. 

„ +. (Schweiz) Bei einer Nachwahl in ben neuen Staatsrathb von Genf 
wird mit einer aus Theilen beider Parteien beftebenden Mebrheit ein Radi⸗ 
caler gewählt. 

„ „ (Ber. Staaten). Aufammentritt bes Congreſſes. Botichaft bes Präfis 
denten Johnſon. Im Repräfentantenhaufe übergeht ber Secretär bei Ver⸗ 
lefung ber Mitglieder bie Namen der von ben teconfiruirten Südſtaaten ge⸗ 
wählten Vertreter, bie daher vorerft nicht anerfannt unb nicht zugelafjen 
werben. In beiden Häufern wirb barauf angetragen, über bie frage ber 
Zulaffung folder Vertreter eine gemiſchte Commiſſion mieberzufeßen. 

5 „ (Peru), Schub: und Trutzbündniß mit Chile gegen Spanien. 

6. „ (Befterreih). Der Landtag von Siebenbürgen ertlärt fi) gegen bie 
Stimmen ber Sachſen und Rumänen für die Union mit Ungarn und bittet 
um Berufung ber Vertreter Siebenbürgens in ben ungarifchen Landtag nad 

e 


Der Landtag von Nieberöfterreih genehmigt mit 46 gegen 10 Stimmen 
ben Proteft gegen die Siflirung ber Februarverfuffung. 

Die deutiche Partei unterliegt im Landtag von Mähren mit ihrem An: 
trag gegen bie Siftirung der Februarverfaffung mit 43 gegen 51 Stimmen. 

„ » (Deutfhland — Bayern). Die Gegner Richard Wagners haben im 

Mathe des. Königs bie Oberhand gewonnen. Der Componift erhält bie Wei- 
fung, das Land auf einige Monate zu verlaffen. Die clericale Partei feiert 
das Ereigniß als einen großen Sieg. 

„»  „ (Ber. Staaten). Die Unionsregierung lehnt bie ihr von Frankreich un⸗ 

: ter dem 18. October gemachte Zumutbung, das Kaifertfum Mexico anzuer: 
fennen, um baburd den Rüdzug ber franzöfifchen Armee zu ermöglichen, un: 
umwunben ab. 

7., (Defterreih). Die Landtage von Oberöfterreih, Kärnthen und Schlefien 
Aanigen die beantragten Protefte gegen bie Siſtirung ber Februarvers 

affung. ' 

»  „ (Deutfhland — Medlenburg). Der feubale Landtag lehnt bie Re: 
gierungsvorlage bez. Errichtung von Erbzinsftellen auf den Rittergütern mit 
93 gegen 32 Stimmen ab. 

" Öchweden). Der Ritterftand nimmt ben Verfaſſungsvorſchlag ber Regie: 
rung mit 361 gegen 294 Stimmen an. 200 Mitglieder ber Curie legen 
bagegen förmlichen Proteſt ein. 

8., chweden). Der Prieſterſtand nimmt nach erfolgtem Entſcheid des Rit- 
terſtandes die Verfaſſungsvorlage der Regierung nunmehr auch ſeinerſeits an. 
25 Mitglieder ber Curie legen dagegen Proteſt ein. 

„„(Mexieco). Die mericaniſche Commiſſion in Rom legt dem Papſt einen 
nenen Concordatsentwurf vor, der als Grundlage weiterer Unterhandlungen 
von der Curie angenommen wird. 

9. , (änemark). Das Landsthing bes Reichſstags nimmt ben Entwurf 
einer Reviſion ber Verfaſſung von 18. November 1863° mit 26 gegen 20 
Stimmen an. 

10. „ (Belgien). König Leopold I. P. 

411. „ (Defterreih). Der Landtag von Krain beichließt gegenüber bem heftigen 
Widerſtand ber Slovenen mit 18 gegen 12 Stimmen über ben beantragten 
* gegen bie Siſtirung ber Februarverfaſſung zur Tagesordnung über: 
zugehn. 

12, „ (Deiterreid). Die beutfche Partei unterliegt neuerbings im böhmifchen 
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Landtag mit 97 gegen 118 Stimmen, welche eine Dankabreſſe an ben Kaiſer 
für bie Siftirung ber Februarverfaffung befchliegen. Flammende Rebe bes 
Negierungsvertreterd Grafen Lazansky gegen die verfaffungstreue beutiche 


Partei. 

12. Dec. (Deutfchland, — Medlenburg). Der feudale Landtag fieht fich ges 
nöthigt, das Prügelgefeg auf Antrag ber Negierung ohne Debatte zurüdzus 
nehmen, reſp. wenigitens wefentli zu milbern. 

„ (Oeiterreid). "Der Landtag von Salzburg genehmigt einftimmig ben 
Proteft gegen die Siſtirung ber Februarverfaflung. 

„ (England). Die Regierung fulpenbirt den Gouverneur Eyre von Jamaica 
und ernennt eine Unterfuchungscommiffion bezüglich der vorgefallenen Gräuels 

- thaten gegen bie Neger. 

„ (Stalien), Der YFinangminifter. bringt im Parlament das Budget für 
1866 mit einem neuen Deficit von 230 Mill. ein und fchlägt zu Dedung 
besfelben eine Reihe neuer Steuern und Steucrerhöhungen, namentlich bie 
Wiedereinführung ber verhaßten Mahlfteuer vor. 

„ (Rußland). Der Provinziallandtag des Gouvernements St. Petersburg 
brüdt auf Anregung bes Grafen Schuwalow feine Sympathie für bie ‘bee 
eines Vertretungsförpers für bas ganze Reich aus. 

„» (Ber. Staaten). Beide Häufer genehmigen den Antrag auf Ginfehung 
einer gemiſchten Commiſſion bezüglich Zulaffung von Vertretern ber ehema⸗ 
ligen Rebellenſtaaten. " 

14. „ (Deiterreid). Eröffnung bes ungarifchen Landtags. Thronrede bes 

Kaiſers. 
— „ (GFrankreich) kündigt den Auslieferungsvertrag mit England v. 13. Febr. 
1843 als ungenügend mit Rückſicht auf politiſche Verbrecher. 
16. „ (Deſterreich). Abſchluß eines Handelsvertrags mit England. 
Der Landtag von Vorarlberg nimmt mit allen gegen 2 Stimmen (wor: 
unter biejenige bes Biſchofs) dem vorgefchlagenen Proteft gegen die Stftirung 
ber Februarverfaflung an. 
» n, (Breußen) Nachbem fi die Regierung und ber römifche Stuhl über 

ben Grafen Ledochowaki für den erledigten Sit eines Erzbiſchofs von Pofen 
und Gneſen verfländigt haben, geben beibe Domcapitel, welche fich gegen biefe 
Wahl lange gefträubt batten, nach unb mählen ihn bazu. 

„» (Ber. Staaten), Die Unionsregierung richtet meuerbings eine bringenbe, 
faft drohende Depeſche an bie franzöf. Regierung gegen bie Fortdauer ihrer 
Smtervention in Mexico. 

417. „ (Deutſchland. — Schleswig). Das preußiſche Megiment unterdrückt 

das bisher geübig, Petitionsrecht in allg. Landesangelegenheiten gänzlich. 

» » (Beutfhland, — Bayern). Eine Anzahl Mitglieder der Zortfchrittspartel 
legt in einer Verfammlung zu Nördlingen ihre Anfichten über die unklare 
Lage bes Landes in einer Rejolution nieder. Zahlreiche Volksverſammlungen 
in Franken und Schwaben, namentlich aber in Kunberg und Augsburg, 
erklären fich damit einverftanden und beſchließen, biefelben bem Könige buch 
‚eine eigene Luanbesbeputation ans Herz zu legen; 

n « (Belgien). Einzug des neuen Königs, Leopold II., in Brüſſel. Der: 
ſelbe Leiftet ben Eid auf bie Verfaſſung. Erſte Thronrebe des neuen Königs. 

18. „ (Deutſchland. — Heſſen⸗Darmſtadt). Die II. Kammer beſchließt mit 

27 gegen 16 Stimmen eine Abreffe an ben Großherzog über bie allg. Rage 
bes Landes. Der Großherzog lehnt es ab, bie Adrejje entgegenzunehmen. - 
» (Ber. Staaten). Die Regierung bes Präfidenten Sobnfon verfündet 
durch Proclamation, daß das Amendement zur Bunbesverfaffung behufs 
Aufhebung der Sclaverei von brei Biertbeilen jämmtliher Staaten ans 
FR worben ſei. Die ehemaligen Rebellenftaaten werben babei mits 
gezählt. 


13. 
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18. Dec, (Mepies). Juarez muß fi neuerbinge vor ben Franzoſen aus Chis 


19. 


20. 


DD 
— 


29. 
30. 


30. 
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" 


huahua nad Paſo bei Norte zurüdziehn. 

„ (Frankreich) regt bie von ber Septemberconvention mit Italien geforberte 
Mebernahme eines Theild der päpftl. Schuld durch das Tebtere ſowohl in Rom 
als in Born ar, 

» (Stalien). Die II. Kammer erflärt fich faſt einfiimmig gegen bas Hal. 
Decret, das ber Nationalbank bie Verwaltung bes Staatsſchatzes überwies, 
obne erfi die Zuftimmung bed Parlamenies dazu einzuholen. Das Minis 
um Lamarmora fieht barin ein Mißtrauensvotum und nimmt feine Ent⸗ 
R ung. " 

„ (Ber. Staaten). Präfident Johnſon beginnt, bie bisherigen von ihm 
ernannten provtjorifhen Gouverneurs ber ehemal, Sübflaaten abzurufen und 
die von ben neuen Staatsconventen besjelben gewählten befinitiven Gouver⸗ 
neurs einzumeilen. 

„. (Rupland). Ein kaiſerl. Ukas verbietet ben Erwerb von Grunbeigenthum 
in ben ſog. weftlihen Gouvernements (Littbauen) durch Polen. 

„ (Dänemarf). Auch das Volkstbing bes Reichstags nimmt ben Entwurf 
einer Revifion der Verfaſſung vom 18. Nov. 1863 mit 62 gegen 27 Stim- 
men (ber Partei ber Bauernfreunde) an. 

„ (Rußland). Ein Laiferl. Ukas normirt die Einkommense⸗ und fonfligen 
Berbältniffe der kath. Geiftlichkeit in Polen. Die Liegenichaften und Capi⸗ 
talien ber Kirche geben nach bemjelben in die Verwaltung bes Staates über 
und ber Clerus wirb auf feite Beſoldung gefekt. 

„ (Spanien), Eröffnung ber Cortes. Thronrede der Königin. Gährung 
ber öffentlihen Meinung. 

„ (Oefterreig). Der Landtag von Kärnthen fpricht ſich mit großer Mehr: 
beit für die MWünjchbarfeit eines Handelsvertrages mit Italien aus. 

„ (Deiterreih). Der Kaifer nimmt bie Dankadreſſe des böhmifchen Land: 
tags entgegen und ftellt feine Krönung mit ber böhmifchen Krone in Ausficht. 

CDeſterreich). Die amtliche Wiener Ztg. veröffentlicht ba vom Kaifer 
„auf Grund des Septemberpatentes" genehmigte Finanzgeſetz für 1866 nebft 
«ine erläuternden Vortrage des Finanzminifters Lariih. Das Deficit für 
1865, das vom Reichsrath auf bloß 7,922,769 präliminirt war, beträgt in 
Wahrheit die Summe von 80 Mill., bas Deficit für 1866 wirb auf 40 Mill. 
—A—ã— und das für 1867 zu erwartende auf wenigſtens 28 Millionen 

eſchätzt. 

„Deutfäland. — Schles wig-Holſtein). Jahrestag ber Ankunft 
bes Herzogs im Lande. Zahlreiche Deputationen, aud aus bem Schleswigs 
ſchen, finden fich bei ihm in Kiel ein. - 

„ (Türkei) Ausbruch neuer Unruhen im Libanon auf Anfliften bes Ma⸗ 
an Joſeph Karam. 

„ (Griechenland). Die Schupmächte haben ſich über eine activere Politik 
gegenüber Griechenland geeinigt. Hr. Ersfine, ber englifhe Geſandte in 
Athen, erhält zuerft bie Inftruction, fih im Kalle eines Confliktes unbebingt 
auf die Seite des Königs zu ftellen und benfelben mit allen ibm zur Ver⸗ 
fügung ſtehenden Mitteln zu beſchützen. 

n (Deutfhland. — Zollverein). Abſchluß eines Handelsvertrags mit bem 
Königreih Stalien in Berlin. Die Zollvereinsflaaten verpflichten fich, durch 
Ratification besjelben das Königreich Italien anzuerfennen. 

„ (Defterreih). Der Geſandte in Paris, Fürft Metternich, überreicht bem 
KRaifer Napoleon die Infignien bes Orbens vom BL. Stephan für den kaiſerl. 
Prinzen, als Zeichen des aufrichtigen Intereſſes, das Se, öſterr. Maj. für 
ihn hege und ihm „ieberzeit” bewahren werde. 
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— De. (Schweiz). Die Regierung von Uri legt dem Landtag ben Entwurf 
eines neuen Criminalgeſetzes ohne bie bisherige Prügelfirafe vor. 

— „ Mußland). Die Aufhebung der Leibeigenjchaft kann als vollftändig durch⸗ 
geführt angejehen werben. 
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LI. 


Dentſchland 


und 


die beiden dentfhen Großmächte. 


I. 
Deutſchland. 


Gemeinſame Angelegenheiten. — Mittel- und Aleinflaaten. 


3. Jan. (Württemberg). II Kammer: die Finanzcommiffion der 
Kammer [pricht fich gelegentlich ber Berichterftattung über die Bubget- 
anſprüche des Kriegsminifteriums für allgemeine Wehrpflicht ohne 
2008 und ohne Stellvertretung, wo möglih auch in den Nachbar: 
ftanten, und für Berüdfihtigung ber Jugendwehren im activen 
Militärdienft aus (ſ. 1864 ©. 158 XII 28). 

4. „ (Schleswig-Holftein). Der neue öfter. Civilcommiſſär, Hr. 
v. Halbhuber ftatt Des abberufenen Herrn v. Lederer trifft in 
Flensburg ein. 

5. „ (Württemberg) II Kammer: Der Minifter v. Varnbüler be- 

antivoriet eine Snterpellation der Abgeordneten Defterlen und 
Wolbach 

„.. · ob bie k. Regierung der Einigung ber beiden deutſchen Großmächte 
gegenüber eine Einigung der übrigen deutſchen Bundesſtaaten oder wenigſtens 
eines Theils derſelben zur Verfolgung einer gemeinſamen Politik für unmög⸗ 
lich oder für unrathſam halte, dahin: „Er halte es der Lage und ben 
Intereſſen, bie er zu vertreten babe, für angemeflen, vorerfi abzuwarten, 
welche Anträge bez. Schleswig.Holftein als Ergebniß ber Verhandlungen zwi: 
ſchen Defterreih und Preußen bein Bunde werben geftellt werben. Er habe 
zur Zeit Teinen Grund anzunehmen, daß biefelben nicht zu einer ben 
nationalen Intereſſen und bem Rechte entiprechenden Löſung der 
jhleswig-holfteinifchen Frage führen werben. Bor Abjchluß dieſer Frage aber 
könne wohl die durch ruhige und einmüthige Verftändigung bedingte Löſung 
tiefeingreifender — namentlich organiſatoriſcher — Fragen nicht erwartet 
werden. Immerhin balteer die Einigung der beutfhen Großmädte 
für eine Bedingung ihrer Löfung und überhaupt dem Intereſſe Deutjch- 
lands entjprehend. Eine Ginigung ber Eleineren deutſchen Bundes⸗ 
ftanten oder eines Theils berfelben als Gegenſatz gegen bie ber bdeutichen 
Großſtaaten hielte er zur Zeit weber für ndthig noch für rathſam.“ 
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10, 


11. 


12. 


Deutſchlaud. 


Als Vorſchlag für die Stelle eines Vicepräſidenten werden von 
der Kammer drei Liberale mit 45—50 Stimmen gewählt, bie Con⸗ 
jervativen bleiben mit 34—36 Stimmen in ber Minderheit. 


San. (Kurhefien) Die Regierung legt der Stänbeverfammlung ein 
neues Recrutirungsgefeb vor, durch welches die bisherige Sjährige auf 
eine Gjährige Dienftzeit erhöht werben fol. 

(Medlenburg: Schwerin) Neue Borftellung des Rathes ber 
Stadt Roftod gegen die vom Minifterium geforderte Aufhebung 
feines freifprechenden Urtheils wegen Theilnahme am Nationalverein. 


„ (Hamburg). Petition von Gewerbtreibenden an den Senat um 
Beitritt zum Zollverein. 


„ (Württemberg). II. Kammer: Der Minifter v. Geßler verheißt 
in Antwort auf eine Snterpellation Hölders eine Vorlage der Re- 
gierung bez. Verfaffungsrevifion auf den nächſten Landtag. 


„ (Seifen: Darmftapt). I. Kammer: ſtimmt einftimmig bem 
Regierungsentwurf und der Minderheit der II. Kammer be. Straf: 
prozeßordnung bei (ſ. 1864 XI 12 u. ©. 146 XU 1). 


„ (Breußen). Antwort Bismards auf die Annerionsabrefe Scheel- 
Plefiens v. 22. Dec. 1864 (f. 1864 ©. 156), deren Annahme 
vom Kaifer von Defterreich ſchon unter d. 28. December verweigert 
worden war: 


.. Ich erfülle eine angenehme Pflicht, indem ich im Allerhochſten Auf⸗ 
trage Sie benachrichtige, daß Seine Majeftät bie Abdrefje gern entgegengenom: 
men bat. Allerhöchſtderſelbe legt einen hohen Werth auf die Stimme von 
Männern, welche in ihrem Vaterlande eine jo große und 
wohlverbiente Achtung genießen und burd eine innige unb lang: 
jährige Vertrautheit mit ben Berhältniffen besfelden zu einer Würdigung feis 
ner wahren Intereſſen berufen find. Indem Allerhöchſtderſelbe überzeugt 
iſt, daß die darin ausgedrückten Wünſche aus einem wahren Patriotismus 
hervorgegangen ſind, erkennt Seine Majeſtät mit Befriedigung darin den 
Ausdruck eines richtigen Verſtändniſſes der Verhältniſſe, einer ernſten und 
redlichen Achtung vor dem Recht und einer eingehenden Würdigung der Be⸗ 
dürfniſſe der Herzogthümer, welche, die Nordmarken Deutſchlands bildend 
und durch eine lange und ehrenvolle Geſchichte zu reicher Blüthe entwidelt, 
eben jo jehr auf einen vollen und ausreichenden Schuß nad außen, wie 
aufeineBeahtung ihrer innern Eigenthümlichkeiten Anſpruch 
haben. In allen diefen Beziehungen ift es bas Beſtreben bes Königs, den 
Herzogtbümern eine ihrer Wohlfahrt wie dem Recht entſprechende Stellung 
zu fihern, unb indem Ihre Adreſſe Ihn in der Gewißheit beſtärkt, daß Se. 
Majeſtät dabei auf ein vertrauensvolles Entgegenkommen im 
Lande rechnen darf, kann der König mit um ſo größerer Zuverſicht 
das Gelingen dieſes Beſtrebens erwarten, als Allerhöchſiderſelbe Sich mit 
Seinem hohen Verbündeten und gegenwärtigen Mitinhaber ber höchften Ge⸗ 
walt in den Herzogthümern im der ‚warmen und berzliden Theilnahme und 
Fürforge für biefelben begegnet. .... 


„ Shleswig-Holjtein). Die öfterr.preuß. Civilcommiſſäre fegen 
durch Verordnung „bis zur Entſcheidung über die definitive‘ ftaats- 
rechtliche und abminiftrative Stellung der Herzogthümer Schleswig: 
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Holftein” eine gemeinſame Regierung. für beide mit dem Sitz in 
ber Stabt Schleswig ein: 
$ 1. Die unter bem Namen herzogliche Landesregierung am 12. Januar 
v. J. für bie geſammte Verwaltung im Herzogthum Holftein in Kiel errich⸗ 
tete Behörde wird als folche aufgelöst und vom 1. Februar d. J. ab mit 
ber Verwaltung bes Herzogthums Schleswig zu einer Regierungsbehörbe ver: 
seinigt, die unter bem Namen „Schleswig-Holſteiniſche Landesregierung” in 
ber Stadt Schleswig auf Schloß Sottorf ihren Sit nehmen wird. $2. Die 
Landesregierung ift der k. k. öfterreichiichen und T. preußiichen oberften Givil- 
bebörbe für Schleswig-Holftein und Lauenburg untergeordnet und bat mit 
Ausnahme ber im G 3 bezeichneten Gegenftände und unter ben im $ 4 an⸗ 
gegebenen Einfchränfungen alle Zweige der Verwaltung zu beforgen, welche 
früher zu dem Wirkungskreiſe ber betreffenden Minifterien und Centrals 
behörben in Kopenhagen, ſowie ber bolfteinifchen Regierung in Ploen gehörten 
und feitbem von ber herzoglichen Landesregierung in Kiel und der oberften 
Eivilbehörbe in Flensburg ihre Erledigung fanden. G 3. Ausgenommen 
von dem Geſchäftskreiſe der Landesregierung find: ij) bie bes 
reit8 bejonderen Behörden von uns übertragene Verwaltung bes Poſt⸗ und 
Telegraphenweſens und 2) bie Verwaltung bes Zollweſens mit Einſchluß bes 
ben Kreuzzoll⸗Inſpectoren unterliegenben Lootſen⸗, Leuchtfeuer- und Baken⸗ 
wejens an ber Oft: und Weftfüfte der Herzogthümer, welche wir laut unferer 
anbermweitigen Verorbnung vom heutigen Tage ebenfalls einer bejonberen Bes 
hörde übertragen haben. $ 4. Die hienach zum Gefchäftsfreife ber Landes⸗ 
regierung gehörenden Angelegenheiten bat bieferbe in Gemäßbeit ber beſtehen⸗ 
ben Geſetze und Verfügungen unter folgenden Einfchränfungen felbftändig zu 
erledigen und zu entjcheiben. Der Entfheidung ber oberften Eipils 
bebörbe werben vorbehalten: a) Alle Angelegenheiten, welche bisher 
eine landesherrliche Reſolution erfordert haben. b) Die auf die Verfaffung 
ber Herzogtbümer bezugbabenben Angelegenheiten. c) Alle Normativver: 
fügungen. d) Die Dispenfation von Geſetzesvorſchriften, infoweit biefelbe 
nicht anderen Behörden bereits gefelich zufteht. e) Der Erlaß und bie Er: 
mäßigung von Strafen, mit Ausnahme ber nach ben beſtehenden gefeglichen 
Vorſchriften von der Landesregierung ad mandatum zu erlaffenden Geld: 
brüchen. ) Die Suspendirung und Conftituirung von Beamten, Geiftlichen 
und Lehrern, infoweit bie Befugniß hierzu nicht anderen Behörden geſetzlich 
zufteht. g) Die Bewilligung ber Ueberſchreitung des jährlichen Budgets, ‚os 
wie ber Berwenbung ber auf allgemeines Bubget:Conto „außerordentliche 
Ausgaben” ausgeworfenen Summen im Einzelnen. h) Die Bewilligung von 
Gratificationen und Unterftügungen, mit Ausnahme ber aus ber Unter: 
ftügungstaffe der Landesregierung nach ihrem Ermeſſen zu gewährenben ge: 
ringeren Unterftüßungen bis zum Belauf von 200 Mark Ert. im Einzelnen 
als Marimum, 1) Die obere Leitung ber Staatspolizei unb ber Angelegen⸗ 
beiten ber Preffe und Vereine. Auch behält fi) bie oberſte Civilbehörde vor, 
unmittelbar Verfügungen und Zahlungsanweifungen an die ſchleswig—-holſtei⸗ 
nifhe Hauptkaſſe in Rendsburg zu erlaffen. $ 5. Die Landesregierung bes 
ftebt aus einem Regierungspräfidenten und 6 Sectionschefs. In Abwefenheit 
des Präſidenten oder in befien Verhinderung übernimmt der tangältejte Sec⸗ 
tionschef das Präſidium. Die Beſtimmung über die Vertheilung der ver⸗ 
ſchiedenen Geſchäfiszweige unter die Sectionen und über bie Art und Weiſe 
ber Gefchäftsbehandlung bleibt einer befonderen Verordnung vorbehalten. 
8 6. Gegen Entfcheidungen und Verfügungen ber Landesregierung findet ber 
Necurs an bie oberfte Eivilbehörbe flatt”. , 
12. Ian. (Shleswig-Holftein). Gegenüber der burd bie Annerions- 
abreffe der XVIler (Scheel: Pleffen zc.) im ganzen Lande entitan- 
denen Aufregung gegen bie Annerionstenbenzen richtet ber engere 
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Ausſchuß der ſchleswig⸗holſteiniſchen Vereine ein Rundſchreiben an 
ſämmtliche Localvereine für das Feſthalten an Herzog Friedrich und 
gegen jede Annerion, aber zugleich auch für eine Verſtändigung mit 
Preußen und gegen „particnlariftifche" Tendenzen: 

„Mit freubigem Danfe haben wir e8 anerkannt, daß bie glorreichen 
MWaffentbaten des preußifchen und öfterreichiichen Heeres uns von ber Dänen= 
herrſchaft befreit haben. Das Jahr 1864 ift das bebeutungsvollfte in ber 
Ihleswig-holfteinifchen Geſchichte. Für alle Zeiten find wir dem beutfchen 
Baterlande gewonnen. Aber wie es uns fehmerzlich berührt hat, daß es uns 
nicht vergännt war, an unferem eigenen Befreiungsfampfe theilzunehmen, 
baß wir ben Frieden ohne unfere Betheiligung haben abfchließen fehen, 
fo erfüllt uns bie völlige Unficherheit über bie Geftaltung unferer Bus 
Zunft mit fchwerer Sorge. An dem ernſten Augenblide, wo die 
Vertreter des preußifhen Volkes fih wieber verfammeln, 
um vielleicht für unfere und bes beutfhen Volkes Zukunft 
folgenreihe Befhlüffe zu fallen, fehlt es unferem Lande noch 
an jebem gefeblihen Organ, das feinen Willen Fund thun Fönnte Es 
fühlt deswegen ber Ausſchuß bie Verpflichtung, fi) mit einer Turzen An: 
Iprache, worin er feinen Standpunkt entwidelt, an bie jchleswig-holfteinifchen 
Vereine zu wenden. Durchdrungen von ber Ueberzeugung, baß Schleswig: 
Holfteins und Preußens Wohlfahrt mit bem Gebeihen des beutfchen Vater: 
Yandes unauflöslich verbunden ift, fühlen wir, wie nur gemeinfame Arbeit 
aller deutſchen Patrioten und gegenfeitiges Vertrauen einen glüdlichen Erfolg 
verbürgen. Wie wir uns nicht durch Fleinliche Empfindlichfeit zur Verfolgung 
particulariftiicher Beſtrebungen werben verleiten Iaffen, fo erwarten wir aud) 
zuverfichtlich von dem preußifchen Volke, daß es nicht durch augenblidliche 
Erfolge fi) werbe verblenden Tafjen Über die Wege, die Preußen in feiner 
beutfchen Politik einzufchlagen hat. Wir verjchliegen uns nicht ber Einficht, 
daß für Schleswig-Holftein und Preußen diejenige enge Verbindung 
zum unabweislichen Bebürfniß geworben ift, welche bereit8 in der deutſchen 
Reich sver faſſung als der Weg der Einigung aller beutichen Staaten 
bezeichnet if. Wir freuen uns, daß wir mit der Erfüllung unferer Pflichten 
gegen Preußen, auf deſſen Schuß wir in europäiſchen Verwicklungen ftets 
werben angewiefen fein, zugleich dem beutjchen Vaterlande einen wejentlichen 
Dienft werben leiſten können. Wir zweifeln nicht baran, daß unfer Herzog 
ſowohl, wie unfere Sanbesverfammlung bereit fein werben, die für dieſen 
großen Zweck erforderlichen Opfer zu bringen. Aber uns und Deutſchland 
droht jett eine große Gefahr. Wir find ein befreites, fein erober: 
te8 Lanb. Wenn man mit uns als mit einem freiin Staate Verträge 
fhließt, wird man einen treuen Bunbesgenoffen finden; wenn man 
über uns als eine eroberte Provinz verfügen wollte, würbe man 
einen beutfhen Volksſtamm zu unnatärlihem Widerftanbe auf: 
ftaheln Einen ſolchen für Schleswig-Holflein und Preußen wie für das 
ganze beutjche Vaterland verberblihen Weg haben in unferem Lande vor 
Kurzen jene 17 Männer eingefchlagen, welche fich nicht geſcheut haben, im 
Namen bes Landes aufzutreten, ba8 einige von ihnen noch in bem verwichenen 
Sahre an Dänemark zu fetten befirebt waren. Der Schritt biefer Mäns 
ner, welcher im bewußten Gegenſatz zum deutlich au sgeſpro— 
henen Willen unferes ganzen Landes fteht, würbe völlig bedeutungs⸗ 
108 fein, wenn er nicht zu unferm großen Bebauern in einigen Kreifen des 
preußiichen Volkes einen lebhaften Wiederhall gefunden hätte. Mean hat den 
Wunſch ausgeſprochen, unſer Land zu einer Provinz des preußiſchen Staates 
zu machen. Wir fünnen uns nidyt denken, daß je der ernfte VBerjuch gemacht 
werben würbe, diefen unbejonnenen Wunſch zu verwirklichen. Es wäre ein 
verhängnißvoller Schritt, welcher den preußifchen Staat nur zu leicht 
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um alle Früchte feiner ehrenvollen Stege bringen könnte, ein verhängnißvoller 
Schritt, möchte er nun Erfolg haben ober nit. Für das fittlide Be- 
wußtjein unferes Volfes ift bie Erbfolgefrage unwiberruf: 
lich entſchieden. In Uebereinfiimmung mit ber großen Mehrheit ber 
preußifchen Landesvertreter, mit den Rechtsgutachten ber juriftifchen Fakultäten 
Deutihlands, mit ber Kechtsüberzeugung bes ganzen beutichen Volkes haben 
wir unferem Herzog Friedrich als unferem rechtmäßigen Landesherrn gehulbigt, 
als demjenigen Fürften, deſſen Recht unfere Rettung war, als preußil e 
Staatsmänner ausdrücklich erklärten, den Kampf für unſere Befreiung nicht 
aufnehmen zu wollen. Die ſittlichen Bande, welche damals zwiſchen unſerem 
Fürſten und uns geknüpft wurden, ſind unzerreißbar. Der Verſuch, auch nur 
einem Theil unſeres Landes einem andern Herrſcher aufdringen zu wollen, 
würde als Verleitung zum Treubruche aufgefaßt werden, und bei unferem 
Volke jenen zähen Widerftand, ben es in Tangjährigem Kampfe gegen Däne- 
mar? gelernt bat, zum großen Bedauern aller Vaterlandsfreunde gegen eine 
deutſche Macht herausfordern. Bei biefer Lage ber Sache unb ben jekigen 
politifhen Gonftellationen wird ein jolches Ziel überhuupt für ben preußifchen 
Staat ſchwer zu erreichen fein. Die Vergewaltigung unſeres Volks— 
ffammes wäre aber von den verderblichſten Folgen aud für 
bie Entwidlung des preußifhen Staates begleitet. Mit 
einem ſolchen Unterdrückungsſyſtem wäre ein conflitutio-= 
nelles Staatsleben völlig unverträglid. Kin Volt, das folder 
Politik Vorſchub Teiftete, würde dadurch einen vernidhtenden Schlag 
gegen feine eigene Freiheit führen. Die allergrößte Gefahr aber 
würde die Durchführung folcher Pläne ber Stellung Preußens zu Deutſchland 
bringen. Dem erfterbenden Particularismus würbe in allen Ländern ein 
neues Leben gejchaffen und in einem verberblichen blutigen Kampfe würben 
fich bie Kräfte aufreiben, welche berufen find, durch gegenfeitige Ergänzung 
bie erfte Macht Europa’s zu fchaffen. Die gewaltfame Annerion 
Schleswig-Holſteins würde zum deutſchen Bürgerfrieg füb> 
ren. Noch geben wir uns fo erniten Befürdhtungen nicht bin, noch hoffen 
wir, daß das hochberzige Wort des preußiſchen Königs: „Europa fol wiffen, 
daß Preußen überall bereit ift, das Recht zu ſchützen“, zur Wahrheit wird. 
Einer unflaren politiihen Lage gegenüber werden wir zu unferem Theile uns 
nicht zu Gefühlen und Demonftrationen binreißen lafjen, welche uns bem 
Volke entfremden, mit bem eine enge Verbindung zu knüpfen unfer eigenftes 
Intereſſe forbert, und gleichzeitig werben wir an bem, was bie Medhtsüber: 
zeugung und ber feierlich erffärte Wille unferes Volkes if, mit aller Ent: 
Ichiedenheit feſthalten“. 

an. (MWürtiemberg). IL Kammer: Schluß ber Beratbungen über 
das Schulgeſetz nad 12 langen Sikungen. Die principielle Trennung 
ber Schule von der Kirche wird in wiederholten Abſtimmungen 
(zulegt mit 69 gegen 13 Stimmen) verworfen, dagegen bie Stel: 
Iung der Schullehrer weſentlich verbefjert, den Eltern eine Vertre⸗ 
tung in der Ortsſchulbehörde eingeräumt und mit 54 gegen 16 
Stimmen das Präfidium zu einem gemeinfchaftlihen bes geiftlichen 
und bes weltlichen Ortsvorſtandes gemadt. Bei der Enbabftimmung 
(am 20. Januar) wird das Geſezt ſchließlich einftimmig genehmigt, 


„ » (Hannover). Ob. Ger.Anw. Miquel wird mit 8 gegen 4 Stim- 


men an Stüve's Stelle zum Bürgermeifter von Osnabrüd, D.G.N. 
Albreht in Hannover und O. G. A. Lauenftein in Lüneburg zum 
Syndicus gewählt, alle Drei Mitglieber ber ſtändiſchen Oppofition 
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und bes Nat.Vereins. Der König beſtätigt nach längerem Zögern 
(am 25. März) diefe Wahlen. 

12. Kan. Geſſen-Darmſt adt). Die Regierung erklärt ihren Ent- 
wurf einer Strafproceßorbnung einfach mittelft Durchzählung ber 
Stimmen für benjelben in beiben Kammern ale verfaffungsmäßig 
angenommen (j. 1864 ©. 146 XI 1). 

14, „ (ShleswigsHolftein). Bei Gelegenheit bes fog. Kieler Um- 
ſchlags treten 40 Mitglieber der Ritterichaft ober fonft Großgrund- 
befiter aus beiden Herzogthümern zufammen und erlafien folgende 
Erklärung: 

„Wir unterzeichnete Bewohner ber Herzogthümer Schleswig-Holftein er- 
Mären biemit, gegenüber ber Adreffe des Frhrn. von Söerl-Blelfen und Ge⸗ 
noſſen wie folgt: Im Bemußtfein der Uebereinfiimmung mit bem Willen 
und ber Nechtsüberzeugung der Gefammtibevölferung unfers Landes und in 
ber Meberzeugung, zum Bellen unfers VBaterlandes zu handeln, halten wir 
feft an ber auf Grund bes Rechts gelobten Treue zu unferm Herzog Fried⸗ 
rih VIII; halten wir feft an ber Forderung, baß bei der zu be Sleunigenben 
Ordnung unferer flaatlihen Verhältniffe ſowohl im Innern als in Beziehung 
zu Deutfiland bem Herzog und ben gejehlichen Vertretern bes Lanbes eine 
entfcheibende Stimme zuiteht”. 

Es wird beichloffen, diefer „Erklärung“ die weitefte Verbreitung 
im Lande zu geben und möglichſt viele Beitrittserflärungen zu ber: 
felben zu fammeln. Binnen eines Monats erhält dieſelbe wirklich 
gegen 60,000 Unterfchriften. 

15— 20. San. (Preußen). Reſultatloſe Miſſion des Prinzen Friedrich 
Karl nah Wien. 

17. „ (Kurheſſen). Stänbeverfjammlung: Bubgetberatfung Die 
Geſandtſchaften in Wien und Berlin werben nod beibehalten, bie in 
Münden und Paris dagegen geftrichen. 

20. „ Bürttemberg). DO. Kammer: Schluß der Beratbung bes og. 
Complerlaſtengeſetzes. Der lebte G desfelben „burdy gegenmwärtiges 
Geſetz wird die Beitimmung bes Zehentablöfungsgefebes v. 17. Juni 
1849 ergänzt und zur Ausführung gebracht” wird mit dem Zuſatze 
ber Commiflion (um eine weitere wenigftens moralifhe Sicherung 
gegen bie Anfechtung ber Ablöfungsgefege von 1848 und 1849 zu 
haben) „und bilbet berfelbe mit ber bisherigen Ablöfungsgefebgebung 
ein untrennbares Ganges“ einftimmig angenommen, indem aud) die 
Ritterbank feinen Einſpruch dagegen erhebt. Das Gefeb als Ganzes 
wird fchlieplih (am 11. Yebr.) mit allen gegen 6 Stimmen (ber 
äußerften Linken) angenommen. 

26. „ (Bundestag). Sachſen gibt die Erklärung ab, daß 

eine theilweife Abänderung ber Bundesbeſchlüſſe vom 6. Juli 1854 wegen 
ber Verhinderung bes Mißbrauchs ber Preſſe, und vom 13. Juli 1834 in 
Betreff bes Vereinsweſens fich als Dringenb nothwendig erweife, infofern burch 
bie ungleihmäßige Ausführung derfelben fich Unzukömmlichkeiten ergeben, 
welche bie F. Regierung veranlaffen würben, jene Beichlüffe in Ermanglung 
einer theilweijen Abänderung wieder außer Wirkfamfeit zu ſetzen. 
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26. Zan. (Preußen). Depeſche an Defterreih: Preußen ift noch nicht 
in ber Lage, feine Forderungen bezüglich Schleswig-Holfteins genau 
zu formuliren. 

27. „ (Hamburg). Eine Petition der Manufacturiften an den Senat 
erklärt ſich gegen einen Anſchluß an den Zollverein und wünſcht 
lediglich einen Vertrag mit demſelben wie Bremen. 

). „(Württember g). IL Kammer: tritt in bie Regierungsuorlage 
bezüglich Penfionserhöhungen und Befoldungserhöhungen ein, be: 
ihließt aber mit 47 gegen 40 Stimmen, babei das Verlangen aus: 
zuſprechen, daß bie Regierung bie in ber Adreſſe an ben König 
(22. Juli 1864) erbetenen Reformen in Verfaſſung und Verwaltung 
durchführe. 

— Jan. u. Fehr. (Baden). Agitation ber clericalen Bartei gegen 
das neue Schulgeſetz: Petitionen zahlreiher Stabt: und Land: 
gemeinden an ben Großherzog, er möge basfelbe von fi aus wie⸗ 
der aufheben und Abhaltung ſog. „wandernder Caſinos“ auf ver: 
ſchiedenen Punkten des Landes. 


1/4. Behr. (Kur heſſen). Eine Aufforderung Oetkers zu einer Zu: 
fammentunft behufs Bildung eines Nationalvereins wird polizeilich 
verboten, die Verſammlung jelbft im Haufe Oetkers polizeilich auf- 
gelöst, 

3» Raffau). Nachdem in ben lebten Jahren jedes von ber Op: 
pofition gegründete Organ eines nad, dem andern unterbrüdt ober 
verboten worden, wird nun fogar bie (jehr gemäßigte und feit 
10 Jahren auch nicht einmal beftrafte) „Mittelrhein. Zeitung” von 
der Negierung auf 2 Monate fuspendirt „wegen fortgejebter 
Schmähung der Regierung unb wegen Erregung von Haß unb 
Verachtung gegen dieſelbe“. Mehrfache Gefuche berfelben und 
Demonftrationen der öffentlihen Meinung für diejelbe bleiben er» 

| folglos. 

9. „ (Bayern). Der Geſetzgebungsausſchuß ber II. Kammer ſchließt 

- feine lebhaften Berathungen für und wider bie Stellung, welde 
die Regierung der Staatsanwaltihaft im Eivilproceß anzuweiſen 
wünfcht und lehnt das von ihr begehrte allgemeine Concluſionsrecht 
des Stantsanwalts einftimmig ab. Selbſt eine Reihe von Abände- 
rungsanträgen, welche für die Wünſche der Regierung wenigftens 
etwas zu retten fuchen, bleiben mit 1 ober 2 Stimmen in ber 
Minderheit. 

11. „ Maſſau). Vier Oberfle werden zu Generalen befördert. (Auf 

6300 Mann Militär hat das Ländchen nunmehr 9 Generale, alſo je 

1 auf 700 Mann). 

„ Defterreih). Schmerling erflärt einer Verſammlung von 

Meitgliedern des Abg.-Haufes unumwunden, daß die ſchleswig—holſtei⸗ 

niſche Frage für. Defterreich „total verfahren“ jei. 
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12. Febr. (Schleswig-Holftein). Die hervorragenberen Anhänger ber 
(von der Flensburger „Norddſch. Ztg.”, den „Schlesw. Nacht.“ unb 
und ben „Itzehoer Nachr.“ vertretenen) Partei eines engen An: 
ſchluſſes an Preußen treten in Rendsburg zufammen und verftän- 
digen fi) mit 21 gegen 3 Stimmen über ein Programm als „na: 
tionale Partei”: 

„1) Die nationale Pflicht und das Antereffe Schleswig-Holfteins forbern, 
daß dem Staate Preußen bie feiner Aufgabe als Schutzmacht ber Herzogthü- 
mer entjprechenden Rechte voll und für alle Zeiten zu Theil werden, 2) Wir 
verſtehen unter dieſen Rechten die volle Militärboheit zu Waſſer und zu Lande, 
bie diplomatiſche Vertretung und bie handelspolitiſche übrung. 3) Diefe Rechte 
find vor der definitiven Ordnung unferer inneren —*— ältniffe ſicher zu ſtellen.“ 

Die Beitrittserklärungen zu dieſem Programm erfolgen langſam 
und erreichen im Verlauf der nächſten Monate kaum einige Hunderte. 

14, „ (Württemberg). Die I. Kammer ſpricht ſich mit 56 gegen 
27 Stimmen für Abihaffung der Tobesftrafe aus. 

15. „ (Baden) Ein Handichreiben des Großh. an den Minifter Lamey 
tritt der von den Führern der kath. Agitation verbreiteten Meinung 
„es könne irgendwie bei ihm eine Entſchließung hervorgerufen wer— 
den, welche eine einjeitige Aufhebung des Echulgefehes wenn auch 
nur auf dem Wege bes proviſoriſchen Geſetzes verfüge” mit der Er: 
klärung entgegen, daß eine ſolche Maßregel „Io lange als einfeitige 
Parteiwünſche erſcheinen und unbeachtet bleiben müßten, als ſie nicht 
auf dem Wege eines regelmäßigen Ausſpruches der verfaſſungsmä⸗ 
Bigen Organe als die überwiegende Meinung bed Landes ſich geltend 
gemacht haben“: 

. Mein Eingreifen in den geordneten Gang ber, gerade mit Rück⸗ 
ſicht auf das Andrängen ber Leidenichaften des Tages, weiſe und vorſichtig 
abgeſtuften Gewalten werde ich meinerſeits, getreu den in meiner Proclama⸗ 
tion vom 7. April 1860 ausgeſprochenen Srundfägen, jetzt und künftig jeweils 
nur zur Aufrechthaltung und Regelung der geſebmaßigen Thätigkeit ber ein- 
zelnen Factoren ber Gejeßgebung und Regierung, — niemals aber, wie in 
gänzlicher Verkennung ber böheren Aufgabe der Krone gewünſcht wird, zur 
Umgehung bes berechtigten Einflufjes derjelben, erfolgen laffen.. 

Die Führer der Agitation bejchließen, fernerhin Feine Deputationen 
mehr an den Großherzog zu fchiden. 

16. „ (Württemberg). IL Kammer: Bubgetberathung, Etat des Aus- 
wärtigen. Der Minifter Varnbüler erklärt, er werde wegen Defter- 
reich8 und DVenetiend dem Könige eine Anerkennung. Italiens berzeit 
nicht vorſchlagen. 

18. „ (Weimar) Der Landtag ſpricht fi mit 23 gegen 5 Stimmen 
für Abſchaffung der Todesftrafe aus. 

22. „ Preußen) formulirt endlich in einer Depeſche an Oeſterreich 
ſeine Forderungen an Schleswig-Holſtein, ohne deren vorgängige 
Erfüllung es in eine definitive Conſtituirung des neuen Staates nicht 
einzuwilligen vermöchte: 

„Ew. Erc. bin ich nunmehr in der Lage, in näherer Formulirung bie 
Bedingungen anzugeben, unter welchen wir bie Bildung eines neuen Staates 
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Schleswig⸗Holſtein nicht als eine Gefahr für bie Intereſſen Preußens und 
Deutſchlands anſehen dürften und deren geſicherte Verbürgung das k. Staats⸗ 
miniſterium daher berechtigen würde, S. M. dem Könige die Uebertragung Seiner 
durch den Friedensſchluß vom 30. Oktober erworbenen ober ſonſt Ihm zu: 
ftehenden Rechte auf einen Anderen vorzufchlagen. Sie finden biefelben in ber 
Anlage I zuſammengeſtellt. 

„Zur Begründung unb Erläuterung füge ich Folgendes hinzu: Daß Preu⸗ 
Ben bei der Conftituirung bes neuen Staates an benfelben bie Forberung 
eines feiten und unauflöslichen Bündniffes ftellen muß, tft ſelbſt⸗ 
verftänblich; es kann ſich nicht einen eventuellen Gegner felbft fhaffen wollen. 
Eben jo ſehr und noch mehr bedarf ber neue Staat ſelbſt eines foldhen Bünd⸗ 
nifjes zu jeiner eigenen Sicherheit, welche zugleich bie Sicherung Deutichlanbs 
gegen Norden in ſich begreift. Die allgemeinen VBerhältniffe find in dieſer Be- 
ziehbung fo klar, daß es hier Feiner meiteren Ausführung bedarf. Die Her: 
zogthümer bilben einerſeits vermöge ihrer geographiſchen Lage und ber poli= 
tiichen Verhältniffe einen ſehr erponirten Angriffe: und ertheibigungspunft 
für das gefammte Norbdeutichland und für Preußen insbefondere; anderer: 
jeit8 würden fie in einer ifolirten militäriſchen Stelung nicht im Stanbe 
fein, fich ſelbſt zu ſchützen. Preußen wird daher immer ihren Schuß und 
ihre Bertbeibigung übernehmen müffen, und wenn es fo weitgehende Verpflich- 
tungen und bie bafür erforderlichen Opfer auf fich nehmen joll, fo muß es 
auch bie Mittel erhalten, dieſe Verpflichtungen in wirffamer Weife jederzeit er: 
füllen zu fönnen. Daß die Herzogthlimer nicht im Stande find, dem erften, 


. mit nachhaltiger Kraft geführten Stoße einer fremden Macht zu wiberftehen, 


haben die Erfahrungen zu Anfang bes Jahres 1848 und 1850 gezeigt. In 
ähnlicher Weife wird für Schlesiwig-Holftein, wenn e8 nur auf feine eigenen 
Kräfte angemwiefen ift, immer bie Gefahr beftehen, daß das Herzogthum Schles⸗ 
wig im erſten Anlauf verloren gebe. Die Folge davon würbe fein, daß ber 
Feind dort fofort eine fefte und ſehr gefährliche Operationsbafis gewönne, und 
daß Preußen genöthigt wäre, das Land mit großen Opfern wieber zu erobern, 
wie dies im Jahre 1848, namentlih aber im vorigen Jahre gejcheben ift. 
Diefer Gefahr, ber wir uns nicht ausfegen bürfen, kann nur vorgebeugt wer- 
ben, wenn bie in Schleswig vorhandenen Streitfräfte und mili— 
tärifhen Einrichtungen in einem organifhen Juſammenhang 
mit bes preußifchen fich befinden; wenn biefes Herzogtum, in militä- 
riſcher Beziehung, einen integrirenben Theil unferes eigenen Ver— 
theidigungsiyftems bildet, und wir daher in ber Lage find, einem erften 
Angriff ſchon dort nachhaltig zu widerftehen und ein eftieken bes Feindes 
bafelbft zu verhindern. Der beutfhe Bund Tann feinen Schu nicht auf das 
Herzogthum Schleswig ausdehnen, welches nicht zu ihm gehört. Auch hier kön⸗ 
nen wir uns auf die Erfahrung berufen, welche gezeigt bat, wie ber Schub 
bes Bundes auf Holftein nur in fo weit Anwenbung fand, als er auf unfere 
und Defterreihs Reſerven geſtützt war, an der Eiber aber ganz aufhörte. 
Bon ber Sicherheit Schleswigs hängt die Sicherheit Holfteins ab. Letz⸗ 


teres iſt Bundesland, unb ber neue Souverän muß in ben Stanb geſetzt 


werben, feine Verpflichtungen gegen ben Bund in militäriſcher wie in jeder 


anderen Hinfiht zu erfüllen. Holftein aber eine andere Militärorganifation 
zu geben als Schleswig, wärbe zu einer neuen Schwächung bes ftaatlichen 
Zufammenhanges führen nnd das Einfchreiten Preußens in Sriegszeiten läh⸗ 
men. Es muß aljo ein Modus gefunden werben, um bem neuen Staate 
eine einheitliche Militärorganifation und zugleid bie unum- 
gänglihe Verbindung mit bem preußifhen Militärfyftlem zu 
geben. In Betreff des Bundeslandes Holftein bietet hierzu der Art VIII. 
ber Grundzüge ber Yunbeskfriegsverfaffung das Mittel dar. Derfelbe Yautet: 
„„Bei der Organtfation ber Kriegsmacht des Bundes ift auf die aus beſon⸗ 
beren Berbältnifien der einzelnen Staaten hervorgehenden Intereſſen berfelben 
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infoweit Rüdficht zu nehmen , als e8 mit ben allgemeinen Zwecken vereinbar 
anerkannt wird““. Der allgemeine Zweck ift bie Wehrhaftigkeit im Kriege. 
Diefe erfordert, daß bie holfteinifche Wehrkraft ebenſo wie bie ſchleswigſche in 
organiihen Zuſammenhang mit ber preußichen gejeßt und ihre Ausbildung 
in berielben Tüchtigfeit und Bollzöhligfeit wie die der preußifchen Armee ficher: 
eftellt werde. Um nicht ohne Noth eine Aenderung der Bundesfriegsver: 
Far fung zu beantragen, find wir bemübt, bie erftrebten Garantien in Weber: 
einftimmung mit berfelben ins Leben zu führen. Art. 5 ber Bunbesfriegsnerfal: 
fung beftimmt: „„Kein Bundesſtaat, beifen Contigent ein ober mehrere Ar: 
meecorps für ſich allein bilbet, darf Gontingente anderer Yundesflaaten mit 
dem jeinigen in eine Abtbeilung vereinigen“. Das holſteiniſche Bundescon⸗ 
tingent fol daher nicht mit dem preußifchen Bunbescontingent in eine Abthei: 
lung verbunden werben, fondern fortfahren, einen Theil bes 10. Bundesarmee: 
corps zu bilden. 

„Für die Kriegsmarine ber beiden Herzogthilmer wirb biefelbe orga⸗ 
niſche Verſchmelzung mit ber preußiſchen beabfichtigt. Da feine Marine des 
beutfchen Bundes eriftitt und bie Streitfräfte Holfteins zur See für eine 
folche aljo vertragsmäßig nicht in Anfpruch genommen find, fo findet auf 
biefem Gebiete Teıne Berührung mit der Bunbeskriegsverfaffung ftatt. Die 
Bildung einer jelbitänbigen Marine Schleswig-Holfteing würbe nach den Kräften 
dieſes Staates ſchwer zu verwirklichen und unzulängli bleiben, um bie 
Kräfte, weldye die Herzogthümer auf diefem Gebiete darbieten, für Deutfchlands 
Wehrkraft zur See thätig zu machen. 

„Das find die Grundjäge, welche uns bei der Entwerfung ber anliegenden 
Formulirung geleitet haben, vollftändige Wehrhaftmachung und Vertheidigung 
des neuen Staates und Erfüllung der Pflichten Holfteins gegen ben beut: 
Ihen Bund. - 

„IH erwähne nur flüchtig der in bem Entwurf ebenfalls ausgelprochenen 
ZerritorialsAbtretungen. Sie find nady dem dringenden Bebürfnif 
für bie Befefligungen des Landes und bie Erforbernifje der preußiſchen Marine 
möglichft eng abgemefjen und enthalten Teinen erheblichen Gebietszuwachs für 


- Preußen. Sie können nicht einmal als ein Aequivalent für die von Preußen 


durch die Anlegung und Unterhaltung ber erforderlichen Befeſtigungen, welche 
wejentlih der Sicherheit ber Herzogthümer felbit zu Gute fommen, zu über: 
nehmenden Laften angefehen werben, ſondern nur als die nothwenbige Vorbe⸗ 
dingung für die wirffame Vertheibigung des Landes: fie find daher von 
Seiten bes neuen Staates weniger ein Opfer, als eine in feinem eigenen In⸗ 
tereſſe liegende Zwedmäßigfeitsmaßregel. Die Berechtigung zu folder Abtretung 
ift für Holftein ebenjo wie für Schleswig außer Zweifel, da nad) Art. 6 ber 
Wiener Schlußafte bie Abtretung der auf einem Bundesgebiet haftenden Sou- 
veränetätsrechte zu Gunſten eines Mitverbünbeten nicht einmal ber befonberen 
Zuſtimmung des Bundes bedarf. Selbſtverſtändlich tritt Preußen, infofern 
dadurch bie matrifularmäßige Stellung Holfteins berührt werben follte, in bie 
betreffenben Verpflichtungen ein. 

„zur die übrigen, außerhalb ber militärifchen Verhältniffe liegenden Be- 
dingungen, babe ih nur wenige Bemerfungen zu machen. Die Bildung eines 
neuen tjolitten Zollgebietes zwilchen Norddeutſchland und bem ffandina- 
viihen Norden würde unnatürlih fein, auf alle materiellen Intereſſen läh⸗ 
mend einwirten unb bie bisherigen Verfehrsbeziehungen Preußens zu Däne: 
mark und Schweden wejentlich verſchlechten. Die innere Selbftändig- 
keit des neuen Staates und feiner Berwaltung bleibt unbeſchränkt. Nur 
foweit bie Einrichtungen für bie Aushebung bes Militärs u. |. w. dabei in 
Betracht kommen, werden die inneren Verhältniffe den preußifchen Einrich- 
tungen angepaßt und ben preußiſchen Miilitärbehörben die erforderliche Mit⸗ 
wirkung gefihert. Außerdem muß bie k. Regierung fih in zwei Bunften 
einen beftimmenben Einfluß vorbehalten. Der eine betrifft ben Norb-Oft: 
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ſee-Canal, über welden, ba er bie Verbindungslinie für bie preuß. Marine 
in ber Nord: und Oſtſee bildet, Preußen ein Oberaufſichtsrecht nach ben in bem 
Entwurf entwidelten Grundfägen in Anſpruch nimmt. Der zweite bezieht 
fih auf das Poſt- und Telegraphenweſen in ben Herzogthümern, In 
der Anlage II. finden Ew. ıc. eine kurze Denkſchrift, welche bie Grünbe ent» 
widelt, aus benen eine Verſchmelzung besfelben mit dem preußijchen Poſt⸗ 
und Telegraphenweſen im Intereſſe des allgemeinen Verkehrs wie ber Her- 
zogthümer jelbit geboten erjcheint. Sie legt bie Nachtheile Mar und bündig 
bat, welche für den ganzen Verkehr Deutfi$lanbs mit dem Norben aus ber 
Bildung eines neuen ifolirten Zwijchengebietes ber Verkehrsmittel entftehen 
würden. Ich mache noch beſonders auf den Nachweis aufmerkſam, daß Preu⸗ 
Ben durch letzteres geradezu eine Benachtheiligung gegen ben früheren Zuſtand 
erfahren würde. 

„Die Geſammtheit dieſer Forderungen, wie fie in ber Anlage I. entwickelt 
find, ftehen auch für Holftein mit ben Bundesverträgen laut Art. VI. der 
Wiener Schlußacte nicht in Widerſpruch. Ohne eine vorgängige und bin⸗ 
dende Regelung der Verhältniſſe zu Preußen nach dieſen Grundſatzen würden 
wir in der Bildung eines neuen Staates — wie ich im Eingang bereits an⸗ 
gedeutet — eine poſitive Gefahr für Preußen erkennen. Wir müſſen 
wenigſtens in dieſer Beziehung ſicher geſtellt ſein, wenn wir auf die von einem 
großen Theil des preußiſchen Volkes gehegten weitergehenden Wünſche und auf 
bie Vortheile verzichten follen, welche ber Mitbefig ber Mg für ung 
enthält, ja welche in bemjelben für beibe Mächte und dadurch für Deutſchland 
liegen. Sollen die Herzogthümer aus dem jetzt über ihnen waltenden Schutz 
Preußens und Oeſterreichs entlaſſen werben, fo müſſen fie in eine Lage ge⸗ 
bracht werben, welche dieſen Schuß für fie felbit, für ganz Deutichland und 
für ung erfekt. Nur unter biefer Vorausſetzung können wir auch größeren 
Bortheilen, zu welchen uns bie gebrachten Opfer berechtigen würben, entjagen 
und Rechte aufgeben, welde wir nad allen völkerrechtlichen Grunbfägen durch 
ben Krieg erworben haben, und melde dadurch, daß wir fie mit Oeſterreich 
theilen, nicht minber werthuoll für ung find, 

„Ehe daher dieſe Verhältnifie nicht vollfiänbig und in bindender 
Weile geregelt find, Tönnen wir zu feiner Veränderung bes Status quo 
und namentlich zu feiner Einſetzung eines der Prätendenten als Regenten 
eines neuen jelbftändigen Staates unjere Einwilligung geben. Unter 
Vorausjegung ber geeigneten Bürgſchaften für bie Erfüllungen biejer Bebing- 
ungen wirb die Berfon des eventuell einzujegenben Souveräns 
Gegenfiand weiterer Berftändigung mit bem kaiſerlichen Hofe fein. Es würde 
ben Gefinnungen Sr. Maj. des Königs nicht ent|prechen, bieräker eine Eut⸗ 
fheidung zu treffen, ehe er die auf gründlicher Prüfung bernbende Aufıcht 
Seiner jurifiifchen NRäthe der Kronfyndici, welche er zu einem Gutzchken über 
bie Rechtsfrage aufgeforbert hat, gehört haben wird. Die materiellen Pebinz- 
ungen bleiben aber biefelben, wie biefe Entſcheidung auch amsiılien mar, 
indem bie Lebensbebingungen des eventuellen Staates wmb teime Bejiebunzen 
zu Preußen von der Perjon feines Negenten unabhängig im. Car ivruben 
auf ber Natur ber Dinge und auf ben Pflichten, weidhe Freupen zu über⸗ 
nehmen haben wird. 

„Es ift daher auch felbitverftändlich, bay bir gymie Eekgenz 
ber Herzogthümer fortdauert, bis die Einriäizugem ız r..ız me= 
jentliden Stüden ausgeführt worden zer. ar zu ze Eriifrug 
unferer Forderungen nicht von der Willfür oder sex zr'Zilıes Zemerıter 
auf welde fie nachträglich ſtoßen möchten, sbbimmz zumber Seen Gme 
Ipätere Nichterfüllung würde alle unfere Reder, ze,De IEEI De 
Bedingung und mit dem beftimmten Rerbehsli zei kuftulrs zıigerer Tomer. 
wieder ins Leben treten Lafien. 


„Ew. Exc. erfuche ich ergebeuft, uuiere Berin.üge sem Zee Grat 
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Mensborff vorzulegen und ermächtige Sie auch, bemfelben ben gegenwärtigen Er: 
laß voftändig mitzutbeilen. Sollten unfere Vorfchläge auf Schwierigfeiten 
ftoßen, fo müflen wir uns weitere Entfhließung vorbehalten“. 

Anlage 1: A. Bünbnigund Verfhmelzung ber &inridtungen 
bes Heeres unb ber Flotte. Der nen zu gründende Staat Schleswig: 
Holftein jchließt ein ewiges und unaufldslihdes Schuß: und Trup- 
bündniß mit Preußen, vermöge beffen leßteres fi zum Schuge und zur 
Bertheibigung ber Herzogthümer gegen jeben feindlichen Angriff verpflichtet, 
Schleswig-Holftein dagegen Str. Maj. dem Könige von Preußen bie ge: 
fammteWehrfraft beider Herzogthlimer zur Verfügung ſtellt, um fie inner: 
bald ber preußiichen Armee und flotte zum Schuße beider Länder und ihrer 
Sntereffen zu verwenden. Die Dienftpflicht und bie Stärfe ber zu ber 
preußifchen Armee und Flotte wog Schleswig: Holftein zu flelenden Mann: 
ſchaften wird nad den in Preußen geltenden Beſtimmungen feft: 
geftellt, vorbehaltlich einzelner nach den befonderen Verbältniffen der Herzog: 
thlimer von Sr. Maj. bem Könige zu bewilligender Abweichungen. Die Au 8: 
hebung ber Mannſchaften wirb von den preußiſchen Militär: 
behörden in Gemeinfhaft mit ben Givilbehörben ber Herzogthümer nach 
ben in Preußen geltenden Grundfäten vorgenommen und findet auf bie ber- 
zoglihen Unterthanen bie gefammte preußifhe Kriegsverfalfung 
Anwendung, namentlih aud alle in Preußen allgemein eingeführte Aushe- 
bungs= und Dienftzeitbeftimmungen, alle reglementarifche und fonftige Verord⸗ 
nungen über Servis⸗ und Verpflegungswefen, Einquartierung, Erſatz von 
Flurbeſchädigungen, ale Mobilmahungsvorfchriften u. ſ. w. für Frieden und 
Krieg. Es bleibt bem Ermeffen S.M. bes Königs überlaffen, bie aus ben 
Herzogthbümern auszuhebenden Mannfchaften zu einem befonberen Armee: 
corps zu formiren, ober fie, vorbehaltlich der Anwendung ber Vorfchriften 
bes Art. 5 ber Bunbesfriegsverfaffung, mit andern preußiſchen Trup— 
pentheilen zu verbinden, ihnen ihre Stanbquarticre in ben Herzogihü- 
mern felbft oder in Preußen anzumeilen und preußifhe Truppen, 
benen im Allgemeinen bie freie Eirculation in Schleswig.Holftein in demſelben 
Maße wie in Preußen zufteht, in den Herzogthbümern zu flationiren 
und bie Garnifonsverhältniffe zu regeln. Die in bie preußifche Armee und 
Flotte eintretenden jchleswig-holfteinifhen Untertbanen leiflen 
Se. Mai. bem Könige ben Fahneneid und haben in Betreff bes 
Avancements , der Verforgung, Penflonirung und ber fonftigen mit dem gl. 
Dienft verbundenen Rechte und Vortheile diejelben Anfprüche wie die gebornen 
Preußen. Ebenſo find für die Vorbereitung zum Eintritt in die Armee alle 
preußifhe Militär-Bilbungsanftalten ben herzoglichen Untertbanen ganz in 
gleicher Weiſe offen und zugänglich wie ben Föniglichen. 

„Diefelben Grundſätze wie für das Landheer treten Behufs gemeinjamer 
Bertheidigung zur See auch für die Marine in Kraft. Die in Anwendung 
ber preußifchen Beſtimmungen über bie Verpflichtung zum Kriegebienft zur 
See aus den Herzogthümern auszuhebenden Mannfchaften, werben auf der 


- angemefjen zu verflärfenden preußifchen Flotte ausgebildet und auf dieſer, 


gleich den preußischen Unterthanen, zu Kriegs- und Friebenszweden verwendet. 
Diefe Flotte ift in allen ſchleswig-holſteiniſchen Gewäffern zu freier Eircula- 
tion und zu Stationirung von Kriegsſchiffen abgabenfrei berechtigt. Auch) 
fteht ber preußifchen Regierung Behufs ber wirfjamen Ausübung bes Küften- 
Thubes bie Gontrole über das Lootfen-, Betonnungs: und Küftenerleuchtungs- 
weſen an ber Oft: und Norbfee zu. 

„Zur Unterhaltung der auf biefe Meife aus den Mitteln beider Länder 
berzuftellenden Streitfräfte zu Waffer und zu Lande, einfchließlich aller für 
die gemeinfamen Kriegszwede erforberlihen fachlichen Ausgaben, zahlt Schles- 
wig-Holftein an die preußiiche Staatskaſſe einen näher zu vereinbarenben, 
eventuell nuch Maßgabe ber Volfszahl und der preußifchen Militär und Ma: 
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rineausgaben näher zu beſtimmenben jährlichen Beitrag, Für ben Transport 
von Lands und Seetruppen und Kriegematerial auf ben fchleswig=holfteinifchen 
Eijenbahnen tritt die preußiſche Regierung letzteren gegenüber in biejelben 
echte, welche fie preußiichen Privatbahnen gegenüber beſitzt. Das Fortifica- 
tionsſyſtem der Herzogthümer wird in Bezug auf alle auf bem Gebiete ber- 
jelben liegende oder anzulegende Befeftigungen an ber Küſte ober im Lande 
burch Webereintumft zwiſchen ber preußifchen unb ber Landesregierung und 
nad bem von ber erften für bie allgemeinen militärtfchen Zwecke anerlannten 
Bebürfniß geregelt. 

B. HoliteinifhesBundescontingent. Die Verpflichtungen, welche 
ber Souverän bes neuen Staates Schleswig: Helftein gegen ben beutfchen 
Bund für Holftein zu erfüllen bat, bleiben diefelben, wie bisher. Das Bun: 
descontingent für Holftein wird von dem Herzoge aus ben nicht zu dem preu- 
Biihen Bundescontingent gehörigen Zruppentbeilen ber aus ben Streitfräften 
beiber Länder gebildeten, unter bem Befehle Sr. Maj. bes wönige von Preu⸗ 
Ben ftehenben Armee geftellt werben. Dem Art. V. ber Bundeskriegsverfaſſung 
entſprechend, wird biejes Contingent nicht mit bein preußifhen Bunbescon: 
tingent in Eine Abtheilung vereinigt werden, fonbern fortfahren, einen Theil 
bes 10. Bunbesarmeecorps zu bilben, 

C. Bundesfeſtung. Die E preußifche Regierung behält fich vor, in 
Gemeinſchaft mit der kaiſ. öfterreihifchen dem Bunde den Vorſchlag zu machen, 
Nendsburg, foweit es auf holſteiniſchem Bunbesgebiete Yiegt, zu einer Bun⸗ 
besfeftung zu erheben, und bie eventuelle Regierung bes neuen Staates gibt 
im Voraus ihre Einwilligung bierzu. Bis zur Herftelung und Ausführung 
biefer Einrichtung bleibt Nendsburg von Preußen befett. 

D. Territorialabtretungen. Die Verpflichtung zum militärifchen 
und maritimen Schuße ber Herzogthümer und bie geographifche Lage, in 
welcher Schleswig fremden Angriffen ausgefegt tft, machen für Preußen Be: 
bufs wirffamer Anlage von Befeftigungen den birecten Beſitz von Territorien 
nötbig, welche zu biefem Behuf mit vollem Souveränetätsrecht an Preußen 
abzutreten find. Diefe Zerritorialabtretungen werben minbeftens begreifen: 
a) zum Schuße von Norbichleswig: bie Stabt Sondberburg mit einem 
entſprechenden Gebiete auf beiden Seiten bes Atfen«Sundes und allem 
darin befindlichen Staatseigenthum in einem Umfreife von überall wenigftens 
% Meile Halbmefier und von ber Ausdehnung, daß die Dörfer Düppel, Rades 
büll, Kjär, Bagmore, Ulkbüll und Sundsmarte und das zur Anlage und Be: 
feftigung eines Kriegshafens im Hiörup-Haff erforderliche Gebiet auf Alien 
jedenfalls innerhalb bes preußifchen Gebietes fallen. Behufs Anlegung eines 
preußifchen Kriegshafens in ber Kieler Bucht: b) bie Feſte Friedrichsort 
nebſt entjprehenbem Gebiet, welches bie Ortſchaften Holtenan, Stift, 
Pries, Seecamp und Scheibefoppel umfaßt, fo wie auf ber Öftlihen Seite ber 
Kieler Bucht das zur Anlage ber für die Vertheibigung der Einfahrt in den 

afen für nothwendig erachteten Befeftigungen mit ihren Rayons erforderliche 
errain; e) an ben beiden Münbungen bes Norb:DOfteecanals das 
für bie Anlage von Befefigungen und Kriegshäfen erfor= 
derliche Terrain, beffen Lage fich erſt beſtimmen läßt, wenn ber Lauf bes 
Canals felbft und feine Ausmünbungspunkte feftgeftellt worden find. 

E. Rord-Dftfee: Canal. Da ber anzulegende Norb:Dftjeecanal neben 
feinem coummerciellen, für alle Nationen in möglichſt vollftändiger Freiheit zu 
gewährenden Gebrauch, die Verbindungsitraße für bie preußiſche Kriegsmarine 
in ber Oft: unb Norbfee bildet, fo übt die preußiiche Regierung das Dberaufs 
fichtsrecht über denſelben. Sie behält ſich die Entſcheidung Über den Lauf des 
Eanals, die Leitung des Baues desfelben und das Zuftimmungsrecht zu allen 
reglementariſchen Beſtimmungen über feine Benugung vor; insbeſondere auch 
bas Met, Ausführung und Betrieb bes Canals für eigene Mech 


vun (3 
ternehmen, ober eine Actiengefellihaft Dazu zu conceffioniven, Im —RX * 


48 


Deniſchland. 


teren Falle auf Grund dieſer koͤniglichen Conceſſion und unter ben burch dieſelbe 
feſtgeſtellten Bedingungen dieſer und nur dieſer Geſellſchaft die landesherrliche 
Genehmigung mit dem Rechte der Erpropriation gegen Erſatz des Werthes in 
Betreff ber zur Anlage erforderlichen Grundſtücke und alle Schutzfürſorge 
und örberung zu Theil werben wird. Ein Zranfitzoll oder Abgabe von 
Schiff und Ladung irgend welcher Art, außer ber an bie Unternehmer bes 
Canals zu entrichtenden Schiffsabgabe, darf von ben Handelsſchiffen irgend 
welcher Nation nicht erhoben werben. Ueber bie Benutung für Kriegsfchiffe 
werben nähere Beitimmungen zwiichen beiden Regierungen vereinbart werben. 


F, Zutritt zum Zollverein. Der Staat Schleswig - Holſtein tritt 
mit feinem ganzen Gebiete zunächſt dem Zollverein, gleichzeitig aber für 
immer dem preußiſchen Zollfyftem bei. In erfterer Beziehung wird 
Preußen über bie näheren Mobalitäten mit ben übrigen Mitgliebern bes Zoll: 
vereins unterhanbeln. 


G. Verkehrsweſen, Um bie Nachtbeile abzuwenden, welche für ben 
Verkehr Deutſchlands mit bem Norden aus ber Bildung eines neuen iſolirten 
Zwifchengebiets für bie Verkehrsmittel entftehen würden, wird bas Poſt- und 
Telegraphbenwejen berHerzogthbümer mit bempreußijdenver- 
Ihmolzen, in ber Weife, daß die Poften und Telegraphen mit allen bamit 
zufammenhängenden Rechten und Pflichten für alle Zeiten ausſchließlich auf 
bie k. preußifche Staatsregierung übergeben, welche für ihre Rechnung den Be⸗ 
trieb im Intereſſe des Verkehrs der Herzogthümer nach benfelben Geleken und 
Vorſchriften führen wird, die für das Poſi- und Telegraphenmeien in Preußen 
maßgebend find. 

Die Webergabe ber Herzogthümer an den fünftigen Souverän erfolgt nad 
Sicherſtellung der Ausführung aller vorfiehenden Bedingungen. Kommen leb: 
tere nicht zur Ausführung, Jo tritt Preußen in die ihm aus dem Wiener 
Trieben zuftehenden Rechte wieder ein und behält fi die Geltendmachung 
aller ibm fonft in Betreff ber Herzogthümer zuftändigen Anſprüche vor. 

Anlage. ift eine .befondere Denkichrift über die Nothwenbigleit einer 
Verſchmelzung bes Verkehrsweſens mit bem preußifchen. 


22/23. Febr. (Baden). Große Tiberale Verfammlung in Mannheim: 


Beſchluß einer Proteftabreffe an ven Großherzog gegen bie clericalen 
Umtriebe. Am folgenden Tage verfucht es die clericale Partei, gerade 
in Mannheim ein „wanderndes Caſino“ abzuhalten, wirb aber von ber 
Straßenjugend in feandalöfer Weife verhöhnt und auseinanderge: 
Iprengt. 


23. „ (Bayern). Eine Entſchließung des Cultusminifteriums auf Die 


25. 


BVorftellung des bayr. Episcopats vom 30. Dec. v. J. in ber Diffe⸗ 
renz bes Biſchofs von Speyer mit ber Staatsgewalt erklärt eine 
Collectiveingabe des Episcopats in diefer Angelegenheit überhaupt 
für „unzuläflig und ber ftantsrechtlichen Grundlage entbehrend“ und 


lehnt die Intervention ber Bifchöfe ab. 


„ (Kurhejfen). Die Ständeverfammlung beſchließt auf den Antrag 
ihres Ausſchuſſes: 

„unter Hinweifung auf bas inzwifchen Seitens k. Bunbesregierungen 
(Württemberg und Sachſen) in Betreff des Bunbesbeichluffes vom 6. Juli 1854 
eingetretene Verhalten an h. Staatsregierung das wieberholte Erfuchen um 
Beleitigung ber Bunbespreßverorbnungen vom 25. Juli und 19. Dec. 1854 
und um Wieberherftellung der durch biefelben bejeitigten gejetlichen Beſtim⸗ 
mungen zu richten.“ 
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26. Febr. (Schleswig-Holſtein). Delegirtenverſammlung der Schles⸗ 


wig⸗Holſtein⸗Vereine beider Herzogthümer in Rendsburg. Von 149 
Vereinen ſind 120 durch 208 Delegirte vertreten. Der (einem 
engeren Anſchluß an Preußen geneigte) engere Ausſchuß des Ge: 
jammtvereing hatte die Einberufung der Delegirtenverfammlung 
Anfangs abgelehnt, war aber durch den Altonaer Verein, ber den 
förmlihen Antrag dazu jtellte und ſofort die nöthige Unterflübung 
bei andern Vereinen fand, dazu genöthigt worben. “Der engere 
Ausſchuß enthält ſich demgemäß, der Verfammlung irgend einen Ent: 
wurf von Refolutionen feinerfeits vorzulegen. 

Einer Borverfammlung am 25. Febr. liegen folgende An: 
träge bor: 

1. Antrag bes Reinbeder Vereins: „I. Wir conftatiren, daß das 
Land den Anflug an Preußen in militärifcher, maritimer und biplomatifcher 
Hinſicht als dem allfeitigen Intereſſe entiprechend betrachtet und daher ben- 
jeßben aufrichtig wünicht; wir halten feit baran, baß aber bie preußifchen 
Forderungen der gefehlichen Landesvertretung zur Berathung über bie Art 
und Weile der Ausführung der einzelnen Punkte vor ihrer Inkrafttretung 
vorgelegt werben. II. Wir halten unverbrüchlich feft und wahren, ſoweit es 
in unjerer Macht fteht, die innere Selbjtändigfeit des Landes unter Herzog 
Friedrich VIII.” 

2) Antrag bes Altonaer Vereins: „Das fchleswig=holfteinifche 
Bolt proteftirt auf das entichiedenfte gegen bie vielfach aus Unfenntniß 
oder Perfidie verbreitete Anjchuldigung, als gebe fi in einem Theile bes 
ſchleswig⸗-holſteiniſchen Volks eine particulariftifhe Störrigfeit gegen 
die Sache des Geſammtvaterlandes zu erkennen. Jederzeit bereit, für bie 
Herbeiführung eines wirfliden Bundesſtaats, für bie Einfeßung einer 
fräftigen Centralgewalt mit Gontrole einer Vollsvertretung aus allen Kräften 
mitzuwirken, und feinem andern deutſchen Volfsftamme in ber vollen Hin 
gebung an eine foldhermaßen bejchaffene deutſche Bundesgewalt irgend nade 
zuſtehen; des Weiteren überzeugt, daß Herzog Friedrich VIII, treu und ges 
wifjenhaft zu feinen Worten fiehen und es in allen Stüden an Hingebung 
für das Wohl des deutſchen Geſam mtovaterlandes nicht fehlen laſſen werde; 
— empfindet das ſchleswig-holſteiniſche Volt eben beshalb in feinem Gewiffer 
bie ſchwerſten Bedenken dagegen ber Entſcheidung Deutſchlands vorzugreifen 
und die vollen Befugniffe einer Fünftigen Gentralgewalt der jegigen von Hrn. 
v. Bismard repräfentirten preußifchen Regierung zuzufprechen, und bies um 
jo mehr, da e8 an jeber ausreichenden Buͤrgſchaft fehlt, daß dieſe Befugniffe 
nicht zur Unterbrüdung der conjtitutionellen Freiheit in Schleswig-Holftein 
und zum Nachtheile der Gefammtintereffen Deutichlands werben verwendet 
werben”. 


3) Antrag des Kieler Vereins: I. „Im Bemwußtfein ber Weberein- 
ftimmung mit dem Willen und ber Rechtsüberzeugung ber Geſammtbevöl⸗ 
ferung unferes Landes und in ber Weberzeugung, zum Beſten unferes Vater: 
landes zu handeln, halten wir feit an ber auf Grund bes Rechts gelobten 
Treue zu unferem Herzog Friedrich VIIL, — halten wir feft: an ber Yorbe- 
rung, baß bei ber zu befehleunigenben Orbnung unferer ftaatlichen Verhält⸗ 
niffe ſowohl im Innern als in Beziehung zu Deutfchland dem Herzoge und 
ben gefetlichen Vertretern bes Landes eine entfcheibende Stimme  zufteht. 
II. Wir erffären uns aber gleichzeitig bereit, unbefchabet ber inneren Selbftänbig- 
Teit bes Landes und nur Grund eines durch ben Herzog unter geſetzlicher 
Mitwirkung der Landesvertretung zu ſchließenden Vertrages eine engere Ver⸗ 
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Bindung mit Preußen einzugehen in denjenigen Angelegenheiten, beren gebeib: 
lihe Entwidelung ohne Anlehnung an bie norddeutſche Großmacht weder für 
Schleswig:Holftein noch für das übrige Deutfchland möglich if.“ 

Auf den Antrag der Altonaer wird befchloffen, den Antrag bes Reinbeder 
Vereins, da er ſowohl das Staatsgrundgeſetz, als auch das Selbftbeftimmungs: 
vecht preisgebe, ohne Discuflion von der Tagesordnung zu entfernen. Mit 
ber Altonaer Erklärung gegen das gegenwärtige Regiment in Preußen erflären 
fi auch bie Kieler einverjtanben, beftreiten aber ihre Opportunität. Die Al- 
tonaer find bereit, fich mit ben Kielern zu verftändigen nnd wollen den eriten 
Theil der Kieler Rejulution annehmen, verlangen bagegen für ben zweiten 
Theil folgende Faſſung: 

„Wir verwerfen daher bie Einverleibung in Preußen, die Perfonalunion 
mit Preußen, die rüdbaltlofe Unterordnung unter Preußen. Wir räumen 
babei ein, bag ein Anſchluß an Preußen in einigen Beziehungen wünfchens- 
werth it. So lange aber Preußen das Recht unferes Landes auf bie Regie: 
rung Herzog Friedrich's VIIL und das Staatsgrundgefeß nit im Princip 
anerfannt und in beftimmter Weife nicht fich barliber ausgeiprochen bat, was 
es von uns forbert, Fönnen wir es nicht für richtig halten, Namens bes 
ſchleswig-holſteiniſchen Volks Anerbietungen entgegenzutragen.” 

Die Delegirtenverfammlung genehmigt einftimmig den 
erften Theil des Kieler Antrags, verwirft dagegen mit 120 gegen 
88 Stimmen ben zweiten Theil besjelben und beichließt auf ben 
Antrag der Advocaten Stemann aus Segeberg, ftatt desjelben bloß 
zu jagen: 

„U. Wir ftellen e8 daher auch bem Herzog und ber Landesvertretung 
anheim, die im Intereſſe Deutfchlands nöthigen Staatsverträge mit Preußen 
abzuſchließen.“ 

Der ſo amendirte Beſchluß wird als Ganzes einſtimmig ange— 
nommen und hierauf der engere Ausſchuß des Geſammtvereins neu 
beſtellt und zwar im Sinne der Majorität mit Gegnern eines allzu 


engen Anſchluſſes an Preußen. 


26. Febr. (Hannover). Der Bolizeibirector von Hannover wird zum 


a7. 


Präfidenten des Obermebizinalcollegiums ernannt, da die Kammer 
eine Gehaltserhöhung desjelben abgelehnt Hatte. 


„ (Zollverein). Die aus Vertretern Preußens, Bayerns und 


Sachſens einerjeit8 und Defterreihg anderſeits beftehende Con: 
ferenz zu Berathung eines Handelövertrags zwiſchen dem Zollverein 
und Oeſterreich beendigt ihre Verhandlungen über die gegenfeitigen 
Zarifconceffionen, jo daß. zur Paraphirung des Vertrags gefchritten 
werden fann. 


— Febr. u. März. (Baden). Verfammlungen in Freiburg, Pforzheim, 


Dffenburg, Heidelberg und Stodad gegen die clericale Agitation 
ber wandernden Caſinos. Katholiſche Petitionen an den Erzbifchof 
um Zurüdnahme feines Erlaſſes v. 15. Sept, der den Geiftlichen 
den Eintritt in die Ortsichulräthe verbot. 


5. März. (Defterreih) lehnt bie preußifchen Forderungen vom 


22. Febr. bez. Schleswig.Holfteins als Ganzes ab: 
Ein unter diefen Bedingungen eingefegter Yürft fei nicht gleichberechtigtes 
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und ſtimmfähiges Mitglied des deutſchen Bundes. Die Bedingungen gingen 
nur auf einen individuellen Gewinn, während Oeſterreich und der Bund An⸗ 
ſpruch auf Das hätten, was die Herzogthümer an Wehrhaft zu Land und 
zur See leiſten könnten. Die öſterreichiſche Regierung ſei bereit, zu bewilli⸗ 
gen, daß Rendsburg zur Bundesfeſtung erhoben werde, daß Preußen den 
Kieler Hafen für ſeine Marine, eine Canalverbindung zwiſchen beiden Meeren 
und den Eintritt des neuen Staates in den preußiſchen Zollverein erlange. 
So lange aber bie Souveränetätsfrage in ber Schwebe bleibe, ſei für Detail- 
verbandlungen Tein Boden. Dejterreich lehne bas mitgetheilte Promemoria 
ab und fchließe eine Phaje der Verhandlungen, in ber eine definitive Verein: 
barung überhaupt nicht möglich fcheine. 

5. März (Weimar) Die Regierung legt dem Landtag ven Entwurf 
eines Militärftrafgefeßbuches ganz nach preußiichen Muſter vor. 

„» nn (Hanfeftädte) Abſchluß eines Handelsvertrags zwifchen Franke 
reih und den Hanſeſtädten. 

6. „ (Shleswig-Holftein). Der von ber Delegirtenverfammlung 
der Schleswig-SHoljteinvereine am 26. Febr. neu gewählte engere 
Ausſchuß ſetzt fih mit dein 36er Ausſchuß in nähere Verbindung 
und ſpricht den Wunfch einer perjänlichen Zufammenfunft aus, „um 
fih mit den Leitern der deutichen Volkspartei Betreffs der Haltung, 
welche im deutichen Intereſſe bei dem nunmehrigen Stande der 
Dinge als angezeigt zu erachten feien, insg Einvernehmen zu ſetzen“. 

9. „ (Hannover) Die officiöfe H. Hannov. Ztg. fpridt fih für . 
bie preußifchen Forderungen vom 22. Febr. bez. Schleswig-Hol- 
fteind aus, 

10/141. März. (Defterreih). Der öfterr. Präfidialgefandte Kübel und 
ber dfterr. Gefandte in München Blome werben nad Wien berufen, 
um einen von ben Mittelftaaten am Bunde beabfichtigten Schritt in 
der jchleswig-holfteinifchen Frage in Erwägung zu ziehen. 

11. März (36er Ausſchuß) erwiebert auf die Zufchrift des engern 
Ausſchuſſes der jchlesw.-holit. Vereine, er erachte es „Angeſichts ber 
gegenwärtigen Tage der Dinge und bejonbers bei ber täglich mach: 
enden Zerfahrenheit der Meinungen für geboten, der gemwünjchten 
Zufammenfunft eine größere Ausbehnung und einen allgemeineren 
Charakter zu geben, und habe deßhalb beichloffen, den geſammten 
36er Ausſchuß zu einer Sitzung nad Berlin einzuberufen und lade 
den engern Ausſchuß der ſchlesw.holſteiniſchen Vereine möglichſt voll- 
zahlig dazu ein”, 

15. „ (Rauenburg) Das preußifche Kriegsminifterium entſpricht dem 
Wunſche ber lauenburgiſchen Landesregierung um Aufnahme der in 
Tolge des Miener Frievensvertrages aus dem däniſchen Dienſte ent- 
Yafjenen Lauenburger Unterofficiere und Mufifer in die preußilche 
Armee ; die lauenburgiſchen Unteroffictere und Muſiker äußern da—⸗ 
gegen den Wunſch, im Lande bleiben zu dürfen. Die offictelle 
Lauenburger Zig. meint jedoch: „Der ausgefprochene, aber unbe— 
greiflihe Wunfh Tann natürlich gar Feine Berüdfichtigung finden. 
Männer, die eben aus einer befiegten Armee eines fremben Königs, 
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aus fremden Landen in ihre deutſche Heimath zurückkehren, ſollten 
es ſich zur größten Ehre anrechnen, in eine ſiegreiche, ruhmgekrönte 
Armee, die zu den beſten Europa's zählt, aufgenommen werden zu 
können, wie ſie auch geſtellt werden.“ 


. März. (Baden). 97 evang. Geiſtliche der ſog. Proteſtpartei richten 


an den Oberkirchenrath eine neue Eingabe wider Schenkel. 
„(Schleswig-Holſtein). Die durch Graf Reventlow-Farve 
verſammelte Prälaten- und Ritterſchaft beſchließt auf den 22. d. 
M., den Geburtstag des Königs von Preußen, eine Gratulations⸗ 
deputation an denſelben zu ſchicken. Ebendasſelbe beſchließt eine 
Bürgerverſammlung in Flensburg. 

„ (Preußen). Auch der preußiſche Bundestagsgeſandte Savigny 
wird nad Berlin berufen, um den am Bunbe beabfichtigten Schritt 
ber Mittelftaaten in Erwägung zu ziehen. 


„ (Zollverein). Nachdem Preußen die Einholung der Ratification 


bes Handelsvertrags mit Dejterreih durch Die Zollvereinsſtaaten 
immer wieder hinausgefchoben und neue Anjtände erhoben, ladet 
es nunmehr zu einer Zollconferenz auf ben 29. März nad Berlin 
ein: ihr fol dann auch der Vertrag mit Defterreich vorgelegt 
werben. 


„ (Deftereich) theilt den von den Mittelftaaten am Bunde beab- 
fihtigten Antrag Preußen vertraulih mit und ſpricht den Wunſch 
aus, daß ſowohl Defterreih als Preußen fich dabei der Abſtimmung 
enthalten möchten. 
„ (Schleswig-Holftein). Der engere Ausfhuß der Schleswig - 
Holſtein-Vereine ladet die Vereine durch Kreisfchreiben zu einer 
Feier des 24. März, des Jahrestags ber Erhebung bes Ichleswig- 
boljteinifchen Volks im Jahre 1848, ein: ' 

.... Der Ausichuß erachtet es für geboten, das durch bie Erhebung von 


1848 geltend gemachte und ſeitdem unveräußerlic gewahrte Necht bes ſchles⸗ 
wig⸗holſteiniſchen Volfes auf Mitbeftiimmung bei der Ordnung feiner ftaatlichen 


Verhältniſſe in nahdrüdlicher Weife zu betonen. Es erfcheint dies vor Allem 


nothwendig in einer Zeit, wo in unferem eigenen Lande ein Programm auf: 
geftellt worben ijt, des Inhalts: (j. 12. Febr. das Programm ber fog. natio⸗ 
nalen Partei). Sofern biefes Programm im Gegenjage zu ber von 60,000 
Männern unterzeichneten Erflärung barauf binzielt, dem Herzoge und ber 
Landesvertretung eine entjcheidende Stimme bei ber Feitftellung unferer Be: 
ziehungen zu Deutichland, vefp- Preußen abzufpredhen, kann ber Ausihuß 
einen ſolchen Verfuh, eine etwaige Vergewaltigung im Vor: 
wege gut zu heißen, wenn nidt gar anzurufen, nur als ein 
Preisgeben nicht minder ber Ehre wie ber Rechte und Intereſſen bes fchles- 
wigeholfteinifchen Volkes anfehen; und da man nicht Anftand genommen hat, 
in ber Prefje mit ber Behauptung hervorzutreten, daB das angeführte Pro: 
gramm in der Bevölferung der Herzogthümer Boden gewinne, fo findet ber 
Ausihuß ſich veranlaßt, auszufpredden, baß er es für angebracht erachten 
würde, wenn bie Vereine am Tage ber Feier unferer Erhebung conftatiren 
wollten, daß bie beregte Behauptung nur aus einer gröblihen Mißachtung 
ber Wahrheit hervorgegangen ift und daß das Volk nun und nimmer 
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eine Mißachtung ſeiner Rechte in Ruhe über ſich ergehen zu 
laſſen gewillt nr 


22. März. (Schles wig-Holſtein). Der Geburtstag des Königs von 


” 


Preußen wird von ben preußifhen ‘Truppen in ben Herzogthümern 
mit möglihftem Glanz durch große Reveillen, Baraden und Feſtdiners, 
zu denen auch bie Spigen ber Behörden geladen werden und durch 
großen Empfang bei Hrn. v. Zeblit für Verfonen „von Diftinction“ 
gefeiert. In den Städten wird hie und da geflaggt. Die Depu- 
tation der Prälaten- und Ritterſchaft nach Berlin enthält fich aller 
politiihen Demonftration. Vier Bürger von Flensburg erhalten 
preuß. Orden. 


„ Württemberg) D. Kammer: Beriht und Antrag ber ftaate: 


rechtlichen Commiſſion in Folge der unbefriedigenden Erklärung bes 
Minifters Varnbüler v. 5. Januar. 

Der Bericht der Commiffion fpricht fich entſchieden nicht bloß gegen 
eine Annerion, jondern au gegen jeden engern Anſchluß der Her: 
zogthbümer an Preußen aus: „....Müßte einmal ein engerer An- 
ſchluß beftehen, jo wäre es vortbeilhafter für bie Herzogthüimer, bem preuß. 
Staate als ein mit deſſen übrigen Provinzen gleichberechtigter Theil einver- 
leibt zu fein, um dann wenigſtens nicht bloß Pflichten, fondern auch Rechte 
zu haben. Allein biefe von -vielen Seiten in Preußen erſtrebte Annerion 
führt anbererjeits noch mehr als der „Anſchluß“ zur Prüfung ber Frage, 
was das Intereſſe Deutichlands erfordert. Wir glauben conflatiren zu bür- 
fen, baß darüber feine Verſchiedenheit ber Anfichten herrſcht, daß Deutichland 
nicht zum Einheitsſtaate beftimmt if, Tondern zum Bundes: 
ftaate, in welchem ebenjo das Bedürfniß ber Einigung nach außen und in 
den gemeinfamen inneren Angelegenheiten, ala das berechtigte Verlangen ber 
Selbſtbeſtimmung ber hiſtoriſch geglieberten Kreife feine Erfüllung findet. 
Sprehen wir e8 aus, daß wir feine Hegemonie zu ertragen ver» 
möchten, fondern für die zur Griftenz berechtigten Staaten bie gleiche 
rechtliche Stellung im großen Ganzen in Anfpruch nehmen, und daß wir 
biejes Ganze nur in der Gefammtbeit aller deutſchen Stämme zu finden 
verniögen. Was wir für und verlangen, das verlangen wir auch für bie 
Herzogthümer. Die Annerion berjelben aber wäre nur ber erſte Schritt ber 
Berwirklihung eines Strebens des einen Großftantes, das in ber Einverlei- 
bung anderer Theile Deutjchlands, foweit die Möglichkeit überhaupt gegeben 
wäre, feine conjequente Fortſetzung, in dem beberrichten Ginheitsftante aber 
oder wenigitens in ber Mainlinie erft fein Ziel fände. Wir fprechen uns 
entjchieben aus gegen alle Bedingungen, welche Preußen geſtellt bat, wir 
leugnen, daß biefem Staate irgend ein Recht zufomme, ſolche Bedingungen 
zu ftellen, und fünnen nur folde Einräumungen begründet finden, welche 
bie Herzogthümer felbft als conftituirter Staat billigen werben und die beutfche 
Bundesgewalt mit dem Rechte und Intereſſe Deutichlands vereinbar findet. 
Es iſt leicht vorauszufehen, daß einem ſolchen Protefte mit ben oft gehörten 
Einwendungen begegnet wird, mit der Hinweifung auf bie Macht Preußens, 
das bis heute noch mit Defterreich in enger Verbindung fteht, und auf bie 
Kleinheit unferes Staates und feiner Mittel, insbefondere mit dem Gebote 
der Borficht, welche überall flörend einzugreifen fürchtet, wo Gelegenheit zum 
Handeln geboten ift. Auch wir verfennen bie thatfächlichen Verhältniſſe nicht 
im Geringften; allerdings Tonnte aus einer fefleren Art bes Auftretens 
(der Fleineren deutſchen Staaten) ein Conflict erwachlen, der felbft mit einer 
Niederlage hätte endigen können. Aber wir können es niemals gerechtfertigt 
finden, um bes Conflictes willen und wegen ber Gefahr ber Niederlage das 
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Recht im Stiche zu laſſen, und halten dieſe Einbuße am Recht für ein 
ſchwereres Uebel als die Niederlage im Kampf um basRedt. 
Es jcheint ung aber nicht einmal an bem, baß ber Conflict wirklich hätte 
ausbrechen müfjen. Die Erfahrung unferer Zeit fpricht dafür, daß ber Sieg 
auf jene Seite fällt, wo die Energie des Willens und ber That Tiegt, und 
daß die Niederlage da unvermeidlich ift, wo unter bem Vorwande ber Vorfidht 
bie Paflivität zum Grundfate gemadt wird. Die Snittative eines rückſichts⸗ 
Yofen Willens bat die Herzogthüümer bem tbatlofen Willen Deutfchlands zum 
Trotz ben beiden Großmächten zur Verfügung geftellt. Es handelt ſich jebt 
darum, ob das hintangelegte Deutſchland der Thatkraft noch fähig ift, das 
offen vorliegende Recht zur Verwirklichung zu bringen. Das Recht muß und 
wird in dieſer Frage fiegen, wenn endlich die Zaghaftigfeit ihr Ende findet, 
welche feinen Einſatz wagt und eber jeber Gewalt jich unterwirft, als einen 
Schritt unternimmt, ber mit einer Gefahr verbunden fein könnte“. Nach 
einer Kritif des Verfahrens der würtiembergifchen Regierung insbeſondere 
fährt der Bericht fort: „Am Bewußtfein, daß ein Feiner Staat für ſich nichts 
durchzuführen vermag, daß aber ber geeinigte Wille bes außergroßmächtlichen 
Deutichlands auf der Grundlage bes guten Rechtes für dieſes einzutreten 
ebenjo im Stande wäre, als e8 hiezu verpflichtet ift, bat bie hohe Kammer 
ſchon früber wiederholt biefe Einigung verlangt. Eine foldhe Einigung im 
Gegenfate gegen bie Großmächte erflärt Die Antwort auf bie Interpellation 
„zur Zeit weder für nöthig noch für rathſam“. Hierauf bürfen wir mit der 
Trage antworten, was benn bie k. Regierung zur Erreichung bes auch von 
ihr anerfannten Zwedes überbaupt noch für ratbfam findet? Daß 
die bloße Paffivität einem regfamen Staate gegenüber, der weiß, was er 
will, und vor den Mitteln nicht zurückſcheut, zu nichts führt, als zur Einbuße 
bes Rechtes, glauben wir ſchon gezeigt zu haben. Es ift möglih, baß bie 
Umftände auch jett noch zu einem günftigen Ziele führen, das die Handlungs- 
weife der Kleinftaaten ſich wahrlih nicht zum Verdienſte jchreiben Fönnte, 
aber wenn man der Pflicht entiprechen will, für das erfannte Recht einzu⸗ 
treten, jo bleibt gerabe für jet nihts übrig, alsbie Einigung 
ber Staaten, welde in der gleihden Rechtsanſchauung über: 
einſtimmen.“ Hieran fchließt fi) das Begehren ber Berufung einer Ber: 
tretung des deutſchen Volks, das Verlangen eines deutſchen Parlaments. 

Antrag der Eommiffion: „Die Kammer wolle: I) ihre Anficht 
babin ausſprechen, daß fie nicht nur bie Ginverleibung ber Herzogthüümer in 
das Königreich Preußen, fondern jede Aneignung von Rechten über biefelben 
durch Preußen, deren Einräumung nicht Durch die gefeßliche Negierung und 
Bolfsvertretung der Herzogthlimer genehmigt und von ber Bundesverfammlung 
ald mit dem Bunbesredht und Bunbesintereffe vereinbar anerfannt ift, als 
einen Rechtsbruch betrachte; 2) die f. Regierung aufforbern, baß fie in Ver— 
bindung mit den gleichgefinnten beutfchen Staaten für bie Rechte ber Her: 
zogthümer und Deutfchlands auf diefelben mit ber That einftehe”. 

Minifter Varnbüler erflärt, daß er an biefer Discuffion nicht theilnehmen 
könne; er fei fich aber „feiner vollen Verantwortlichfeit in diefer Frage voll- 
fommen bewußt und nehme die ganze Verantwort lichkeit fiir biefelbe, wie fie 
auch immer gelöst werbe, bez. Württernbergs in ihrem vollen Umfange 
auf ſich“. 

Die Kammer nimmt in namentlicher Abjtimmung mit 77 gegen 
5 Stimmen ben Antrag der Commillion, doch mit der Mobdification 
on, baß e8 heißen folle 2) „daß alle deutſchen Bundesftanten, welche 
das Bundesrecht anerkennen, verpflichtet find, für die Rechte ber 
Herzogthümer und für die Rechte Deutfchlands auf Tektere, mit der 
That einzuftchen.“ | 
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22. Marz (Anhalt). Der Landtag beſchließt auf den Bericht feiner Com⸗ 
mifjion mit 18 gegen 13 Stimmen 

„Für bie Entſcheidung der zwifchen ber herzoglichen Staatsregierung unb 
bem Landtag entilandenen Differenz über ben Umfang bes nad ben SS 18, 
19 und 31 ber Landſchaftsordnung den Ständen eingeräumten Rechts auf 
Mitwirkung bei ber Gejeßgebung, fowie insbefondere darüber, ob nach ben 
Beilimmungen der Landichaftsordnung zum Erlaß ber im Bericht unter I auf: 
geführten landesherrlichen Verordnungen ber vorgängige Beirath bes Landtags, 
beziehungsweile 06 zum Erlaß ber im Bericht unter II, 1 und 3 aufgeführten 
Geſetze eine Ar ung bes Landtags erforderlich war, ein Bunbestiehöge: 
richt in Vorichlag zu bringen, und erjucht die landesherrlichen Commiffarien, 
bie Genehmigung Sr. Hoheit des Herzogs zur Berufung eines Bundesſchieds⸗ 
gerichts unterthänigft zu erbitten”. 

Der Geheimrath Dr. Sintenis verliest eine Erflärung der Saats⸗ 
vegterung, wonach biefe, unter Betheurung ihrer Ioyalen Abfichten, 
aufrihren früher ausgeſprochenen Anfichten behartt. 

24. „ (Schleswig:-Holftein). Der Jahrestag der Erhebung von 
1848 wird von der Bevölkerung in allen Städten und ben meiften 
größern Ortjchaften bes Landes durch allgemeines Flaggen, Verſamm⸗ 
lungen und Reben gefeiert. Die preußiichen Autoritäten halten fich 
fern und die Spiben ber Behörden nehmen theilweife feinen An- 
theil. 

„» » (Preußen). Eine k. Cabinetsorbre verfügt die Verlegung der 
preuß. Slottenftation von Danzig nady Kiel, ferner, daß bie außer 
Dienft geftellten Schiffe des aufzulöfenden Oſtſeegeſchwaders im Hafen 
von Kiel Station zu nehmen hätten und endlich, daß eine ECommil: 
fion unter Vorfig des Contreabmirals Jachmann in der Kieler Bucht 
Erhebungen für die Unterbringung des Flottenperfonal® und Mate⸗ 
rials vornehmen werde. 


„ n» (Breußen). Dep. an Defterreih: Preußen beftreitet dem Bund die 
Competenz zu bem beabfichtigten Antrage bez. Schleswig-Holfteins: 
Dem vereinten Einfluß ber beiden Großmächte werde es ohne Zweifel 
gelingen, bie Zurüdziehung ober bie Mobification oder eventuell bie Ableh— 
nung bes mittelftaatlichen Antrags zu Wege zu bringen. Würde aber Defter: 
reich in diefer Richtung feine Mitwirkung verfagen, jo würde Preußen nicht 
im Stande fein, ihm auf feinem Wege zu folgen, jondern ſich genöthigt jehen, 
fo ſehr e8 auch feinerfeits eine befchleunigte Löfung wünfdhe, nach „ausbrüd: 
licher und entjchiebener” Ablehnung jenes Antrags auf ber firengen recht⸗ 
lihen Prüfung aller vorhandenen Erbanfprüdhe zu beftehen, benen es als: 
dann bie feinigen beizufügen nihtermangeln werbe. Ein Bus 
besbefchluß im Sinne des mittelftaatlichen Antrags werde entweder folgenlos 
bleiben und alsdann der Würde bes Bundes eine tiefe Wunde ſchlagen, oder 
ben Keim bebauernswerther und unabjehbarer Conflicte in fih tragen. „Be: 
feelt von dem Geift bundesfreundlicher Verföhnlichkeit wird Preußen joldye Con⸗ 
flicte nach Kräften auszugleichen oder zu mildern fuchen, aber das Bewußt⸗ 
fein, feinerfeits nicht die Verantwortlichfeit dafür zu tragen, wird Sr. Maj. 
bem König auch bie Entfchloffenbeit verleihen, an dem Rechte Preußens 
auch dann feflzubalten, wenn basfelbe wider Erwarten nicht blos von 
einzelnen Bunbesregierungen, fondern von ber Majorität feiner Bun: 
besgenoffen verfannt werben ſollte“. - j 
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26. März. (Schleswig⸗Holſtein). Verſuch einer Verftändigung zwiſchen 
dem engern Ausfchuffe der jchleswig-holftein. Vereine nebft einigen 
anbern von ihm beigezogenen Vertrauensmännern und einer Anzahl 
Mitgliedern des preuß. Abg.-Haufes unter Vermittlung bes in Berlin 
zufammengetretenen 36er Ausſchuſſes. Nach längeren Verhandlungen 
fommt eine von fämmtligden 12 Bertrauensmännern der Schleswig: 
Holfteiner unterzeichnete Erklärung zu Stande: 

„Der engere Ausfhuß ber f[hleswigsbolfteinifhen Vereine 
ertlärt, unter dem ausbrüdlichen Vorbehalt, Hierburch nicht der Geſammt⸗ 
beit der Vereine, unb noch weniger ber Landesvertretung vorgreifen zu wollen, 
jedoch mit ber Zuſicherung, für den Inhalt dieſer Erflärung ſeinerſeits nad) 
Kräften eintreten zu wollen, Folgendes: 1) Unantaflbar iſt das Recht ber 
Herzogthümer Schleswig» Holftern, ſich zu conflituiren als felbfländiger und 
untheilbarer Staat mit bem Erbrecht bes Mannesftammes, alfo unter Herzog 
Friedrich VIII als Lanbesherrn, und mit dem Rechte, alle en de gen 
heiten unabhängig zu orbnen, gleih jedem andern deutſchen Bunbesftaat. 
2) Eine rechtsbeftändige Verfügung über das Schidfal ber Herzogthümer iſt 
nur möglich unter Zuftimmung bes jchleswig-holfteinifchen Volks ober feiner 
nach dem Staatsgrundgefeß von 1848 berufenen Vertretung. Das mit bem 
Intereſſe wie mit dem Rechte des Landes unverträgliche Proviforium muß 
ſchleunigſt ein Ende nehmen. 3) Die Rechtsſphäre der Herzogthümer ift be- 
grenzt durch das Wohl und das Intereſſe Deutſchlands; daher verwahren fich 
bie Mitglieder des engeren Ausſchuſſes auf das Entichiedenfte gegen bie An- 
ſchuldigung eines vermeintlichen Bartifularismus: fie find vielmehr überzeugt, 
bag Herzog unb Lanbesvertretung bereit fein werben, an Deutichland, und 
weil dieſes zur Zeit in feinem Norden einen anderweiten hinlänglic mächtigen 
Repräfentanten feiner Intereſſen nicht bat, an Preußen bie zur Sicherheit 
Deutſchlands und zur Förderung feines materiellen Geſammtwohls erforber- 
lichen Zugeſtändniſſe zu machen. Als folchergeftalt im Intereſſe Deutichlands 
nüglide und mit Preußen zu vereinbarendbe Einrihtungen be 
zeichnen fie: 4a) Die gleichartige Formirung, Ausbildung und Bewaffnung 
bes ſchleswig⸗holſteiniſchen Heeres mit ber preußifchen Armee, etwa aud) unter 
Vorbehalt einer wirkſamen Inſpection Seitens Preußens; 1b) bie Verfügung 
Preußens über bie militäriichen Kräfte Schleswig-Holfteins im Kriegsfalle; 
lc) die Anlegung ber zur Sicherung ber beutidhen Grenzen etwa nöthigen 
Teftungen , befefligten Kriegsbäfen 2c. in Schleswig » Holftein durch Preußen. 
2) Verfügung Preußens über die feebienftpflichtige Mannſchaft ber Herzog: 
thümer nad ben bisherigen gefeßlichen Beftimmungen und Leiftung eines ver⸗ 
hältnigmäßigen Geldbeitrags Seitens der Herzogtbümer zur Unterhaltung ber 
preuß. Marine bis zur Gründung einer deutſchen Flotte. 3) Eintritt Schles- 
wigs in den deutſchen Bund unb ber Herzogthümer in ben Zollverein, jo wie 
Einräumung ber in Bezug auf Anlage und Benupung eines Norboftjeecanals 
erforderlichen Rechte an Preußen, Dagegen erachtet der engere Ausſchuß als 
durchaus unverträglidh mit ber Selbſtändigkeit ber Herzogthümer: 
1) Ableiftung des Fahneneids an den König von Preußen; m Aushebung 
ber Mannſchaften für das Landheer Seitens Preußens und einſeitige Ueber⸗ 
sn der preuß. Armeeorganijation, Militärgefetgebung und Gerichtsbar- 
feit auf Schleswig-Holſtein ohne Mitwirkung ber Ichleswigehoffteinifchen Staats⸗ 
gewalten; 3) Verwaltung des Zoll-, Poft: und Telegraphenweſens durch an⸗ 
bere als die eigenen Landesbehörden. Der engere Ausfhuß erflärt 
ſchließlich, daß bie Bevölkerung Schleswig-Holfteins jeder Vergewaltigung 
ben zäheften Widerfianb entgegenfegen wirb und im Kampfe 
gegen jolde von bem Rechts- und Ehrgefühl der gefammten 
beutihen Nation Schuß und Beihilfe erwartet”. 
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27. März. (Bundestag). Bayern, Sachſen und Heſſen⸗Darmſtadt ſtellen 
den Antrag: 

„Hohe Bundesverſammlung wolle unter Vorbehalt weiterer Beſchlußfaſſung 
die vertrauensvolle Erwartung ausſprechen, es werde den höchſten Regierungen 
von Oeſterreich und Preußen gefallen, dem Erbprinzen von Schleswig-Holſtein⸗ 
Sonderburg » Auguftenburg das Herzogthum Holſtein in eigene Verwaltung 
nunmehr zu übergeben, bezüglicy der wegen bes Herzogthums Lauenburg aber 
unter ihnen getroffenen Vereinbarungen ber Bunbdesverfammlung Eröffnung 
zugeben zu laſſen“. 

Motivirung bes Antrags: „.... Die deutſchen Mächte, welche in 
ben Beſitz ber Herzogthlimer getreten find , beabfichtigen , biefelben dem recht: 
mäßigen Regierungsnachfolger auszuantworten, und die Bunbesverfammlung 
bat durch ihr bisheriges Verfahren und alle ihre Beichlüffe Fundgegeben, daß 
fie die baldmöglichfte Löſung ber fchwebenden Fragen in gleihem Sinne er⸗ 
firebe. Die Erfüllung biefer Abfichten wird dadurch verzögert, daß verſchie⸗ 
bene Anfprüche erhoben werben. So fehr nun ber Gebante, in folchem 
Falle einer rechtlichen Entſcheidung nicht vorgreifen zu wollen, Anerkennung 
verdient, jo treten doch auf der anbern Seite Betrachtungen entgegen, welde 
ein berartiges Zuwarten nit gerechtfertigt erfcheinen Taflen. Ganz 
abgefehen nämlich von der weitausjehenden Zeitbauer eines procefjualifchen 
Verfahrens und ben groben Nachtheilen, welche aus ber bamit verbundenen 
Unficherbeit der Verhältniffe für Deutſchland erwachfen, Tann nicht unberüd: 
ſichtigt bleiben: 1) daß zur Zeit fein Gerichtshof befteht, welcher competent 
wäre, ein procefjualifches Verfahren einzuleiten, und einen Urtbeilsfpruch zu 
fällen, baß mithin bie Bundesverfammlung berufen ift, fi dar⸗ 
über jchlüffig zu machen , welchen Prätendenten fie als ben Beftberechtigten 
erachte, und bemgemäß als Bunbesglied anerfenne, wozu ihr das genügenbe 
Material bereits vorliegt; 2) daß ber Bund und feine einzelnen Glieder einen 
begründeten Anſpruch darauf zu machen haben, baß die nunmehr feit länger 
als Jahresfriſt juspendirte Stimme bes engern Rathes nicht länger ruben 
bleibe; 3) daß bie höchften Regierungen von Defterreih und Preußen im Vers 
eine mit bem deutſchen Bunde ben Erbprinzen von Auguftenburg auf einer 
europäiſchen Gonferenz als ben Beftberechtigten proclamirt und für benjelben 
die Herzogthümer Echleswig-Holftein verlangt haben; 4) daß durch feine Ein- 
ſetzung in bie Regierung des Herzogthums Holftein, beffen unzertrennliche 
Verbindung mit Schleswig auf deuticher Seite nie in Zweifel gezogen worden 
ift, und gegenwärtig alfo feiner Anfechtung mehr unterliegen kann, ber recht⸗ 
lichen Verfolgung anderer Anſprüche ber Weg nicht abgefchnitten, ja vielmehr 
erft rechtlich möglich wird, ba für ben angemeldeten Diitprätendenten folchen 
Falles das Beichreiten bes Austrägalverfahrens offen fliehen würbe....“ 

Defterreih trägt darauf an, den Antrag am 6. April zur Ab: 
flimmung zu bringen. Preußen verlangt dagegen die Ueberweifung 
besjelben an den Ausſchuß: 

„Der vorliegende Antrag involvirt eine Beſchlußnahme der Bundesver⸗ 
fammlung über biejenige Stellung, welche die hohe Verfammlung zu ber ftrei- 
tigen und am Bunde ſelbſt noch gar nicht zur wirklichen Verhandlung gelom- 
menen Erbfolgefrage annehmen fol. Der Antrag behandelt babei das Erb- 
recht bes Erbprinzen von Auguftenburg als ein nachgewiefenes, während bie 
f. Regierung im Einverftändniß mit anbern Yundesregierungen es entichieben 
beftreitet, baß ein foldher Nachweis bereits geführt ſei. Hiernach fcheint bie 
Boffung eines derartigen Beichlufles ohne vorgängige gründ FF pie 

ung im Ausſchuß als übereilt, enthält einen Mangel an Nüdficht für bie 

Anſprüche beutfcher Bundesfürften und muß ber Sadye felbft infofern fchaben, 
als fie einer im allfeitigen Intereſſe wünfchenswertken Verfländigung ben 
Raum verfagt.” 
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Der Antrag Oeſterreichs wird mit 9 Stimmen zum Beſchluß 
erhoben, derjenige Preußens bleibt mit 6 Stimmen in der Minder⸗ 
heit (Preußen, Hannover, Kurheffen, Medienburg, 15. u. 17. Eurie). 
Erklärung Preußens: 

„Der Gefandte muß in bem fo eben gefaßten Beichluß mit Bedauern 
eine Ueberſtürzung erkennen, welcher ber Sache nicht fürberlich fein wirb. 
Zugleich ijter Schon jeßt zu erflären beauftragt, daß bie F. Regierung, da fie 
bie Anfprüche des Erbprinzen von Auguftenburg als nachgewielen nicht er: 
achten Tann, ihr Votum gegen ben vorliegenden Antrag abgeben wird, und 
daß fie fi im Voraus gegen einen beſchlußmäßigen Ausſpruch der Bundes⸗ 


. verfjammlung über beftrittene ragen verwahrt. Die kgl. Regierung darf 


vielmehr von der Bunbdesverfammlung und von jeder beutihen Regierung 
insbejondere erwarten und verlangen, daß bevor bei einem Bundesbeſchluß 
eine Formulirung der Anfichten feitgeftellt wird, biefelben eine Prüfung nicht 
nur der Auguftenburgifhen, fondern aller concurrirenden Anfprüdhe vor- 
nehmen werden, namentlich der Seitens bes Großherzogs von Oldenburg 
erhobenen und berjenigen Rechte, welche Preußen felbit fowohl aus ber 
Geifion des Königs Chriftian IX. als aus ben alten Anfprüden des 
brandenburgifhen Haufes berzuleiten hat. Wenn bie Fol. Regierung 
biefe eigenen Rechte bisher nicht zur Sprache gebracht hat, fo geſchah es in 
ber Hofinung, bie berechtigten Intereſſen Preubens auf bem Wege der Ver: 
ſtändigung ficherfiellen zu können. Wie nun aber diefe Hoffnung mit An- 
nahme des vorliegenden Antrages ſchwindet, fo beabfichtigt die k. Regierung, 
bie Seltendmahung der Preußen zuftebendben Anfprüde 
niht länger zu vertagen. Die rechtliche Begründung berfelben behält 
fi) der Geſandte vor, hat aber ſchon jekt Namens feiner Allechöchiten Regie- 
gierung bie Erwartung auszufprechen, baß hohe Bundesverfammlung für alle 
erhobenen Anſprüche eine rechtliche Prüfung und gleihmäßige formale Be: 
handlung eintreten laſſen werde.“ 


28. März. (Württemberg). Die II. Kammer genehmigt einftimmig bie 


neuen Sollvereinsverträge, Tpricht jedoch mit 54 gegen 24 Stimmen 
ihr Bebauern aus, daß bie Erneuerung des Sollvereind von der 
unveränberten Annahme des preußiſch-franzöſiſchen Handelsvertrags 
abhänge. 

Hölder und 41 Gen. bringen einen detaillirten Antrag auf Re— 
viſion der Verfaſſung ein, welcher vorbehaltlich der Entſcheidung der 
Frage, ob nicht das Einkammerſyſtem an die Stelle des bisherigen 
zu treten habe, folgende Reformen verlangt: 

1. Eine, gegenüber ben bisherigen Verfaſſungsbeſtimmungen umfaſſen⸗ 
dere und fichernbere Feſtſtellung der flaatsbürgerlihen Rechte der Einzelnen, 
insbefonbere des Rechts auf freien Aufenthalt und Wohnfiß, auf Sicherheit 
gegen willfürliche Verhaftung und Hausſuchung, bed Nechts der Preßfreibeit, 
des Verjammlungs- und Vereinsrechts, die Anerfennung ber allgemeinen unb 
gleichen Wehrpflicht. 2. Aufhebung bes Geheimenrathes. 3. Aufhebung ber 
Berwaltungsrechtspflege; Verweilung ber Streitigfeiten des öffentlichen Rechts 
an die ordentlichen Gerichte. 4. Beleitigung aller Vorrechte ber Geburt und 
bes Standes bei Zuſammenſetzung ber Abgeorbnietenfammer. 5. Ausdehnung 
des Wahlrehts zu ben Abgeorbnetenwahlen auf diejenigen Staatsbürger, 
weldhe von Gapital-, Renten⸗, Dienſt- und Berufseinfommen Steuer bezahlen; 
Aufhebung ber Borichrift, wornah die Ausübung dieſes Wahlrehts am 


Wohnſitz durch dns Gemeinbebürgerreht am Orte des Iebteren bebingt ift. 


6. Abänderung derjenigen Beflimmungen, wonach den Höchſtbeſteuerten bei 
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ben Abgeordnetenwahlen eine überwiegende Stellung eingeräumt ift, im Sinne 
des gleichen Wahlrechts ſämmtlicher Wahlberechtigter, und Einführung der ges 
heimen Abftimmung bei den Abgeorbnnetenwahlen. 7. Gewährung nachſtehen⸗ 
der Rechte an jede Kammer, beziehungsweije deren Mitglieber: a) Das Recht 
bes Gefekesvorichlags; b) das Recht der Erhebung von Thatfadhen (enquäte); 
ec) genauere Beitimmungen über das Necht ber Ausgabenverwilligung und 
über bie civilrechtliche Verantwortlichkeit der Minifter wegen nicht verwilligter 
Ausgaben; d) Aufhebung ber Vorſchrift, wonach die Wahl bes ftändigen 
Ausichuffes im AZufammentritt beider Kammern vorzunehmen ift, und Wahl 
ber jeder Kammer zu entnehmenden Mitglieber derjelben durch dieſe Kammer 
für fi; e) Erweiterung der Unverantwortlichfeit der Stänbemitglieder durch 
bie Beſtimmung, daß feines derfelben wegen ber in Ausübung jeines Berufs 
entwidelten Thätigfeit, insbejondere wegen feiner Anträge, Aeußerungen ober 
Abftimmungen, außerhalb der Ständeverfammlung irgendwie verfolgt ober 
zur Strafe gezogen werben bürfe. 

Der Antrag wird (am 3. Apr.) von der Kammer einem befon- 


deren Ausihuß von 15 Mitgliedern überwiefen. 


28. März — 5. Juni. (Sachſen). Großer Arbeiterfirife der Buchdrucker⸗ 


30. 


30, 


31. 


gehilfen in Leipzig. 


„ Raffau). Der Herzog eröffnet den Landtag mit einer politifch 


farblofen Thronrede. 


„ (Sadjen). Eine gl. Verordnung ſetzt die Bunbesbefchlüffe von 


1834 und 1854 bez. der Preſſe und des Vereinsweſens wieberum 
außer Wirkſamkeit. 


» (Bayern). Der zeither vertagte Landtag tritt wieber zufammen, 


ohne, troß bes inzwiſchen erfolgten Thronwechſels, durch eine Thron: 
rede eröffnet zu werden. Die Regierung legt ber zweiten Kammer 
einen Öefetesentwurf für zweijährige (ftatt ber bisherigen ſechsjähri⸗ 
gen) Finanzperioden vor, was fie zeither, unterftüßt von ber 
I. Kammer, beharrlich verweigert hatte. 


„ Raffau). Die IT. Kammer wählt wieder ihren früheren Prä- 
fidenten, aber nur mit 1, bez. 2 Stimmen Mehrheit. Der Prä— 
fivent Raht tritt fein Amt mit einer Rebe an, in der er fagt: 

bie Hoffnung, es werde fih bie Negierung von ber Unbaltbarfeit ihres 
Syſtems überzeugen, fei nicht in Erfüllung gegangen; bei ben vorletzten 
Wahlen fei die Wahlfreiheit auf unverantwortliche Weife gejchmälert worben, 
aber bei der lebten Wahl jei es noch fchlimmer bergegangen; von der Aus- 
übung eines verfafjungsmäßigen Rechts der Wahlfreiheit fei an vielen Orten 
nicht mehr die Rede geweſen, bas freie Wahlrecht, ja jogar das freie Haus: 
recht, fei von ben Behörden verfümmert und nicht mehr geachtet worben; 
man müſſe aus diefem unheilbringenden Zuſtand, einem —38— der polizei⸗ 
lichen Bedrückung, jetzt heraustreten. 


„ (Schleswig-Holftein). Antwort des Herzogs Friedrich auf 
bie feinem Zebollmächtigten in Berlin, Hrn. v. Ahlefelbt, unter bem 
20. März mitgetheilte Depefche des Hrn. v. Bismark an Oeſter⸗ 
veih vom 22. Februar bez. ber Forderungen Preußens an Schles⸗ 
wig-Holftein: 

„Der Ihnen durch bie Geneigtheit bes preußifchen Hrn. Minifterpräfiben: 
ten am 20. d. DM. gewährten Kenntnißnahme ber von ber preuß. Regierung 
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an Oeſterreich geſtellten Forderung iſt der Antrag Bayerns, Sachſens und 
Heſſen⸗Darmſtadts unmittelbar gefolgt. 

„Der Hr. Minifterpräfident hat freilich, als er Ihnen die Mittheilung der 
preußifchen Forderungen in Ausficht ftellte, nicht zugleich den Wunſch ausge: 
Iprochen, mit Ihnen nunmehr in befinitive Verhandlungen über bas Berbält- 
niß, welches zwijchen den Herzogthümern und Preußen begründet werben ſoll, 
zu treten, indefjen liegt mir baran gerabe unter ben jebigen Umſtänden aufs 
neue feitzuftellen, daß meinerfeits Feine Schwierigfeiten obwalten, 
um über die obfchwebenden Fragen eine enbliche Verftändigung im Intereſſe 
Deutfchlandse unb ber Herzogthümer herbeizuführen. Der jekt jchwebende 
Antrag am Bunde legt mir biefen Wunſch nahe. Denn obwohl ich denjelben 
in Teiner Weife beeinflußt habe, jo wäre es doch möglich, daß fich in Berlin 
bie Anficht bilde, als ob ich auf biefen Antrag rechnete, um, wenn berjelbe 
zum Beſchluß erhoben werden jollte, den Wünſchen Preußens entgegenzutreten. 
Sie wifjen zu gut, baß ich von jeher, und ſchon zu einer Zeit, ald Preußen 
noch an dem Lonboner Vertrag fefthielt, der Weberzeugung geweien bin, daß 
eine glüdliche Beilegung ber jchleswig-holfteinifchen Angelegenheit nur mit 
bem guten Wilen ber Föniglich preußifchen Regierung erfolgen fann, und daß 
ich biefer Ueberzeugung Ausbrud gegeben babe. Somohl Se. Maj. ber König 
als ber Hr. Minifterpräfident haben es im früheren Verlauf diefer Angelegen: 
heit wiederholt anerkannt, daß ich eg weder an Entgegenkommen, nod 
anBereitwilligfeit babe fehlen laflen, um zu der glüdlichen Löſung bei: 
zutragen, von welder bie Zukunft ber ſchwer geprüften Herzogthümer und 
vielleicht ber Friede Deutichlands abhängt. Und fo wünſche ich auch jekt, 
und noch bevor eine Entſcheidung über ben am Bunde geftellten Antrag er: 
folgt ift, bem Hrn. Minifterpräfidenten biefelbe Bereitwilligfeit zu erkennen 
zu geben, und erſuche ich Sie daher, dies in förmlicher und unzweideutiger 
Weife zu thun. 

‚Sie werben fich babei vor Allem Har zu maden haben, wie bie Lage 
war, als bie Verhandlungen von dem Hrn. Minifterpräfibenten vor jebt länger 
als einem Vierteljahr ausgejegt wurden. Als Sie fi, nachdem ber Hr. 
Minifterpräfident nad einer mehrmonatlichen Abweſenheit nach Berlin zurück⸗ 
gefehrt war, in Anlaß ber damals ſchwebenden Friedensverbandlungen dorthin 
begeben hatten, äußerte fich derjelbe in ben Unterredungen vom 28. Septem: 
ber und 1. October über das Fünftige Verhältnig der Herzogthümer zu Preu- 
Ken in einer Weiſe, daß Sie es fofort ausſprachen: es werbe fich alles bies 
ohne Schwierigfeiten orbnen laſſen. Derſelbe erflärte fi, und zwar nach 
genommener Rückſprache mit feinen Herren Collegen, auf Grund Ihrer 
Aeuperungen bereit, mit Ihnen über die Yormulirung ber preußiichen For⸗ 
berungen in Verhandlung zu treten, jobald er von feiner bamals bevorftehenben 
Babereife zurüdgefehrt fein werbe. Gegen bie Gewährung ber gewünſchten 
Bortheile würbe nad) der Ihnen gewordenen Erklärung bes Hrn. Minijter: 
präfidenten Preußen mit feiner Rolitit meine Intereſſen oder Rechte zur Gel: 
tung zu bringen fuchen. 

„als Sie fi) dann nach ber Rückkehr bes Hrn. Minifterpräfidenten von 
Biarriß wieber nach Berlin begaben, und fi in ber erften Unterrebung, 
welche Sie mit bemjelben am 10.Nov. hatten, zu ber in Ausficht genommenen 
Berbanblung bereit erklärten, ſchien die Lage eine andere geworben zu fein. 
Obwohl Sie auf Grund des Voraufgegangenen mein volles Einverftändniß 
mit ben von dem Hrn. Minifterpräfidenten aufgeftellten Gefichtspunften aus- 
ſprechen Fonnten, ſchien derſelbe bamals ben Abſchluß ber Angelegenheit nicht 
in nahe Ausficht zu nehmen, war inbeffen doch an feinem früheren Verſpre⸗ 
hen feſthaltend, bereit, die nähere Formulirung ber preußifchen Forderungen 
durch bie Fachminiſter bewirfen zu laſſen und fie Ihnen in einiger Zeit mit- 
zutheilen. Am 14. Dec. v. J. indeſſen eröffnete Ahnen ber Hr. Minifter- 
präſident, baß er gegenwärtig mit Defterreich über Conceſſionen unterhanble, 
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und fi) vorber mit bemfelben zu einigen wünfche, was aud mir angenehmer 
fein werde. Er fagte Ihnen, fobald diefe Einigung erreicht fei, Mittheilung 
darüber zu. Diefe Einigung ift leider bis jetzt noch nicht erreicht. Wenn ich 
dies auch lebhaft beflage, weil bie Herzogthümer unter dem Proviforium ſehr 
leiden, jo gibt mir doch ein Umftand bie Hoffnung, daß es möglich fein 
wird, zu diefer Einigung zu gelangen. Ich erfehe nämlih aus ben or: 
lägen, welche die kgl. preußifhe am 22. Febr. d. J. an bie kaiſerl. öfterr. 
Regierung gerichtet, unb bie leßtere nach der Ihnen geworbenen Mittheilung 
abgelehnt bat, daß biefelben in weſentlichen Punkten von ben früher an mid 
geftellten Forderungen abweichen ; ich zweifle aber nicht, daß biefe leßtern von 
ber kaiſerl. öfterr,. Regierung annehmbar befunden worben wären. Ich weiß 
nicht, ob bie Tal. preußifche Regierung in ben letzten Monaten bes verfloſſe⸗ 
nen Jahres ihre Anfichten über das Verhältniß, in welches die Herzogthümer 
Schleswig⸗Holſtein künftig zu Preußen treten werben, geändert hat, ober ob 
bie nach Wien mitgetheilten Forderungen nur als ein Ausgangspunkt für 
weitere Verhandlungen anzufeben find. Ich darf mich aber gewiß ber Hoff: 
nung bingeben, daß es möglich ift, zu einer Einigung zu gelangen, wenn 
nicht auf Baſis ber früheren Auffaffung ber kgl. preußiſchen Regierung, fo 
doch auf einer ſolchen Baſis, welche zwifchen biefer unb ber am 22. Februar 
ausgeiprochenen liegt. Ich würde mich um fo glüdlicher ſchätzen, zu einer 
folden Einigung beitragen zu Tönnen, als in ber That auf ber Mitte zwi: 
ſchen biefen beiden Auffafjungen die Außerſte Grenze besjenigen Verhält⸗ 
niffes liegt, welches nach meiner feften Weberzeugung von ben Herzogthümern 
angenommen und ertragen werben kann. Ach halte eine folche Einigung für 
um fo wünfchenswertbher, als bie Berbindlichkeiten, welche zwiſchen Preußen 
und Oefterrrich beitehen, biefelbe gebieten, und als, nachdem einmal bie Ver: 
bandlungen zwifchen ben beiden Mächten, welche bie Herzogthümer befekt 
halten, eröffnet worben find, die Lage der Verhältniffe von der Art ift, daß 
ohne eine tiefgehende Erichütterung Deutſchlands die Zukunft ber Herzogthü:- 
mer nicht einfeitig entichieben werden fann. Von Anfang an ift e8 aber mein 
Beftreben gewefen, zu verbüten, das die fchleswigsholfteinifche Angelegenheit, 
in welcher fich bie Wünfche aller Deutfchen einigten unb von ber bie Welt: 
ftelung Deutichlands abzuhängen ſchien, nicht zu einer Veruneinigung unb 
zur Schwächung Deutſchlands führe. Bon biefen Gefühlen aud in dem 
gegenwärtigen Augenblid geleitet, erfucche ich Sie, fih zu dem Hrn. Minifter- 
präfibenten zu begeben und demſelben mitzutheilen, daß Sie jetzt, wie ſchon 
früher, von mir bevollmädtigt worben jeien, über formelle Berein- 
barung in Betreff ber fünftigen Beziehungen ber Herzogthümer mit Preußen 
zu unterhanbeln. 

„Sollte ber Hr, Minifterpräfident überhaupt zu einer foldhen Unterhand⸗ 
Yung geneigt fein, jo wird es fih um die Grunblage berfelben handeln. Ich 
brauche nicht zu jagen, baß ich zu meinem Theil an ber ſchon früher gewon- 
nenen Baſis fefthafte Sollte inbeffen ber Hr. WMinifterpräfident darauf 
Werth legen, bie Vorſchläge, welche von Preußen jest an der kaiſerl. öfterr. 
Regierung gerichtet worden find, zum Ausgangspunft ber Erörterung zu neh⸗ 
men, jo würden Sie ihrerfeit8 auch hieraus einzugehen haben. 

„zür biefen Fall will ich nicht unterlaffen, Ahnen ſchon jet im Allge: 
meinen mitzutheilen, wie id die Vorfchläge auffalfe. 

„Ich muß mich hiebei in erfter Linie von dem Wunſch leiten laſſen, daß 
ein Verhältniß zwilchen Preußen und ben Herzogthümern geichaffen werde, 
welches im beiderjeitigen Intereſſe Yiegt, und bei welchem beide Theile fich 
wohl befinden. Denn nur ein foldes Verhältniß würbe Ausfiht auf bauer: 
haften Beftand und auf günftige Entwidlung haben. Ich muß mir aljo bie 
Frage vorlegen: inwieweit bas Land, wenn fpäter die Frage an uns heran: 
tritt, bie zugeftandenen Leiftungen an Preußen bereitwillig übernehmen wird, 
ober wie weit es biefelben wenigſtens ohne Gefährdung feiner ſtaatlichen 
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Eriſtenz würbe acceptiren können. Bon dieſem Geſichtspunkt ausgehend, bin 
ich der Anſicht, daß die unter C Bundesfeſtung, D Territorialabtretungen, 
E Norboftjeecanal und F Zutritt zum Zollverein, aufgeſtellten Forderungen 
feinen Bedenken unterliegen. Ueber einzelne Nebenpunfte würbe, bevor ein 
erfchöpfendes Urtheil darüber möglich ift, noch eine nähere Aufflärung wün- 
ſchenswerth fein. Ich bemerfe in dieſer Hinficht vorläufig nur, daß 3. 2. 
unter O in Betreff der Territorialverhältniffe Nenbsburgs eine mit ben ge: 
fehichtlichen und rechtlichen Verhältnifien der Stadt, fowie mit ber früher von 
Preußen felbft vertretenen Auffafiung im Widerſpruch ſtehende Anficht accep- 
tirt zu fein ſcheint. 

„Wenn ferner unter F verlangt wird, baß ber Staat Schleswig=.Holftein zu: 
nächſt dem Zollverein, zugleich aber für immer dem preußiichen „Zolliyftem“ bei- 
trete, jo ift mir dabei die Bedeutung bes Wortes „Zollſyſtem“ nicht ganz Far. 

„Die unter G, Verkehrsweſen, aufgeftellten Forderungen verfolgen offenbar 
ben Zwed, bie möglichſte Erleichterung bes Verkehrs herbeizuführen, jo daB 
bie ftaatlichen Grenzen bemjelben in feiner Weife ein Hemmniß werben, ferner 
die möglichite Conformität ber Betriebsverbältnifje zu bewirken. Ich follte 
meinen, daß bies ohne bie völlige Verfchmelzung zu erreichen iſt, und daß 
fih in diefem relativ weniger wichtigen Punkt ohne große Schwierigkeiten 
ein für beide Theile zufriebenftelendes Arrangement wirb treffen laſſen. 

„Der Schwerpunkt ber ganzen Angelegenheit liegt offenbar in den unter 
A und B in Bezug auf Buͤndniß, Heer und Flotte gemachten Vorjchlägen. 
Ich bin vollfommen bamit einverftanden, baß ein unauflöglihes Schuß- 
und Trugbündniß zwifchen Preußen und Schleswig-Holftein die Bafis 
ber künftigen militärifchen Beziehungen beiber Länder zu einander wird bilden 
müffen. Hierbei werden bie Verbältniffe im Einzelnen nad) dem Gefichts- 
punft geregelt werben müſſen, daß es darauf ankommt, bie preußiihe Wehr: 
fraft durch die fchleswigsholfteinifche zu verftärten, unb alle Hemmniffe zu 
befeitigen,, welche einer einheitlichen militärifchen Action in ben Weg treten 
fünnten, Was für diefen Zweck nothwendig ift, wird bereitwillig vom Lande 
zugeflanden werden. Was aber darüber hinausgehend gefordert wird, würde 
dem Land als ein brüdendes Verhältniß ericheinen. 

„Was nun zunächft bie Geftaltung des Heerweſens betrifft, jo würde 
ih der Meinung fein, baß ein nad) Analogie der coburgiſchen Convention zu 
begrünbendes Verhältniß dem angegebenen Zweck vollfommen genügen würde. 
Auch würde, wenn bie Forderungen ſich auf diefes Maß bejchränfen, eine Eini- 
gung aller Betheiligten gewiß viel leichter zu erreichen fein. Nicht allein, daß 
bei Defterreihh ohne Zweifel der Hauptgrund des Widerſpruchs in ben bas 


Heerweſen betreffenden Forderungen liegt, auch die Bevölkerung ber Herzog- 


thümer würde für eine bis auf das Maß ber aufgeftellten Forderungen aus⸗ 
gebehnte Verfchmelzung nicht zu gewinnen fein. Bor Allem find es brei 
Punkte, mit welchen das Land ſich nicht zu verlöhnen vermag, nämlich ber 
Sr. Maj. bem König von Preußen zu leiftende Fahneneib der Soldaten, 
die Verlegung ber Truppen außerhalb bes Landes in Friebenszeiten und bie 
Nichteriftegz des Begriffs einer jchleswig-holfteinifchen Armee, an welde fi 
noch aus dem Iekten Krieg bie thenerften Erinnerungen fnüpfen. Dadurch), 
daß man bas Princip der coburgifchen Convention zu Grunde legt, wären 
jelbftverftändlich etwaige buch die bejonderen Verbältniffe motivirte Abiwei- 
hunger nicht ausgeſchloſſen. 

„Segen den bie Marine betreffenden Theil ber preußifchen Vorſchläge 
finde ich durchaus nichts einzuwenden. Jeder Einfichtige begreift, Daß bie 
wirkliche Verfehmelzung ber maritimen Kräfte Preußens und SchleswigsHol: 
fteins nothwendig ifl. Die etwa gegen ein preußifches Aushebungsrecht fich 
erhebenden Einwendungen würden, wie id) glaube, leicht zu vermeiden fein. 
Das Aushebungswefen jteht bier unter befonderen Beamten. In jebem Aus: 
hebungsdiſtrikt fungirt ein Aushebungschef, der die Lageregifter führt, bie 
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jährliche Aushebung leitet und bem bei ber Aushebung Officiere ber einzelnen 
Waffen beigeorbnnet werden. Wenn biefen AushebungschefS auch ferner unter 
Beiordnung preußiicher Marineoffictere die Aushebung bes für Die preußiiche 
Marine Seftimmten Eontingents überlafjen bliebe, jo würde ohne Verletzung 
der Form Breußen alle erforderliche materielle Gewähr erhalten. Ferner laſſen 
es die hiefigen jeemännifchen Gewohnheiten und Verhältniffe für beide Theile 
wünfchenswerth ericheinen, baß bie preußifche Marine-Recrutirungsgefeßgebung 
erft nach und nach eingeführt wird. 

„Schließlich barf ich nicht unterlaffen, au auf die finanzielle Seite 
der Frage wenigitens furz binzubeuten, und ich erfuhe Sie auch auf bie 
biebei in Betracht kommenden Gefichtspunfte, wo fi die Gelegenheit bazu 
bietet, die Aufmerkſamkeit bes Herrn Minifterpräfidenten binzulenfen. Ich 
barf babet von ber Borausfegung ausgehen, daß es nicht bie Abficht fein Tann, 
den Fünftigen fchlesiwig=bolfteinifhen Staat auf eine finanziell unhaltbare 
Bafis zu ftellen, ober die ohnehin ſchwierigen finanziellen Verhältniffe der 
Herzogthümer durch die an Preußen zu gewährenden Einräumungen nod) 
mehr zu erjchweren. Ich glaube daher auf bie Zuftimmung bes Herrn Mi⸗ 
nifterpräfidenten rechnen zu dürfen, wenn ich, ſowohl in Betreff des Zollver- 
eins als bes Verkehrsweſens, ben Grundſatz als geltend annehme, daß bie 
Herzogthümer dadurch nicht geradezu finanzielle Ginbußen erleiden bürfen, 
baß daher ihr Eintritt in den Zollverein nicht ohne ein Präcipuum ftattfinden 
fann. Und ebenjo wird es body wohl feinem Zweifel unterliegen, daß, wenn 
Preußen aus bem Krieg eine Verjtärfung feiner miljitäriſchen Macht und ſelbſt 
eine Ausdehnung feines Gebietes gewinnt, bie den Herzogthümern zur Lafl 
fallenden Kriegsfoften fih in dem Maße vermindern werben, als jener Gewinn 
anzufchlagen ift. 

„Wenn ich bie Weberzeugung ausgefprocdhen babe, daß bie Bevölferung ber 
Herzogthümer einem auf Grundlage der obigen Bemerkungen getroffenen 
Arrangement zujtimmen werde, fo betrachte ich e8 dabei als eine felbftver- 


ſtändliche Borausfegung, baß zugleich die ganze Angelegenheit befinitio geregelt 


und alſo namentlich auch die Erbfolgefrage durch meine Regierungsübernahme 
erledigt werde. Denn Feiner Lanbesvertretung wird cine Zuflimmung zu 
foIhen Bedingungen zugemuthet werben können, wenn bamit doch nur eine 
neue Phaſe des Provijoriums eingeleitet werben ſolle. Wenn endlich bie 
preußilche Regierung für die Sicherftellung ihrer Intereſſen in den Herzogs 
tbümern bejondere Garantien in Anipruh nehmen will, fo zweifle ich nicht, 
daß fich biejelben werden finden laſſen, ba ich mit voller Aufrichtigfeit die zur 
Drtesigung ber Angelegenheit führende Einigung mit Preußen durchzuführen 
ereit bin“. 


31. März (Bayern). I. Kammer: Wahl der Adreßcommiſſion. Das 


bisherige Haupt der Majorität, Frhr. v. Lerchenfeld, bleibt bei ber 
Wahl in ber Minderheit. Diefe bisherige Majorität fällt gänzlich 
auseinander. | 


, »„ Raffau). I. Kammer: Wbg. Lang bringt fofort wieder ben 


Antrag ein, 

„bie Kammer wolle die Regierung erjuchen, bie Verfaffungsverorbnung vom 
25. Nov. 1851 nebft ber dazu gehörigen Wahlordnung von bemfelben Tage 
zurüdguziehen und die rechtmäßige Verfaffung vom 28. Dec. 1849 mit dem 
Wahlgeſetz vom 5. April 1848 wieder in Wirffamfeit zu feßen; mit ber Mo⸗ 
bification jedoch, daß inmittelft dem Staate auf Grund ber Verordnungen 
vom 25. Novbr. 1851 erwachſenen Verbindlichfeiten durch bie Aufhebung nicht 
berührt und bie auf Grund der octroyirten Verfaſſung erlafjenen Geſetze einer 
Reviſion durch den Landtag unterworfen werben”, 
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— April. (Preußen) läßt einen neuen Vorſchlag zur Verſtändigung über 


Schleswig-Holftein an Defterreih gelangen: 

es (Preußen) wolle ben Berfuch machen, ſich mit einem ber Prätenbenten 
bitect zu verfländigen und weist aufben Großherzog von Olben- 
burg als denjenigen bin, mit bem eine Verftänbigung fiherer 
zu erzielen fei, ala mit bem Erbprinzen von Auguftenburg, ba 
er als fouveräner Fürſt und Bundesmitglied unanfechtbare Verträge abfätie: 
Ben könne und feine Zuſagen bejjere Bürgjchaften für ihre Erfüllung barbieten 
würben. VBorausgefett'werbe, daß Defterreich biefen Vereinbarungen, als zwifchen 
jonveränen Fürſten abgeſchloſſen, ohne Weiteres zuflimmen werbe, 

Oeſterreich geht darauf nicht ein, jondern macht auch für biefen 
Fall die vorherige Prüfung der Vereinbarung zur Bebingung feiner 


Entſchließung. 


3.17. April, (Schleswig-Holſtein). Differenz zwiſchen dem preuß. 


3. 


4. 


unb dem öfterr. Civilcommiſſär über die Verlegung ber preuß. Ma- 
rineftation nach Kiel. 

Herr v. Zedlitz richtet unter dem 3. April einfeitig ein Reſcript an bie 
ſchlesw.⸗holſt. Landesregierung: „Mittelft allerhöchfter Orbre vom 24. v. M. 
hat bes Königs Majeftät zu beftimmen geruht, daß das Oftfeegefchwaber auf: 
zulöfen und die Marineftation ber Oftfee, unter Ernennung bes Contreadmi⸗ 
rals Jachmann zum Chef berfelben, von Danzig nad) Kiel zu verlegen, fowie 
daß die außer Dienft zu ftellenden Corvetten und Segelfregatten in der Kieler 
Bucht, foweit es die Räumlichkeiten daſelbſt geftatten, zu flationiren feien. 
Der Landesregierung unterlaffe ich nicht hievon ergebenft Mittbeilung zu 
machen mit bem Bemerfen, daß unter dem Borfite bes Contreadmirals Jach⸗ 
mann an Ort und Stelle commiffarifhe Ermittelungen von Räumlichkeiten 
zur Unterbringung des Perfonals, des Anventars, ber Munition, ber Beklei⸗ 
dungsvorräthe u. ſ. w. in Friebrichsort oder bei Holtenau flattfinden werben, 
und mit dem ergebenften Erfuchen, Ihrerſeits die Ausführung diefer Ange: 
legenheit nach Möglichkeit fördernd zu unterſtützen“. Die Landesregie— 
rung theilt diejes Reſcript dem Magiftrat von Kiel mit, mit bem Erfuchen, 
„ben Wünjchen ber E. Marinebehörden möglichft entgegen zu kommen“. Hr. v. 
Halbhuber richtet dagegen unter dem 13. April an bie Landesregierung 
ben Erlaß: „... Nachbem ich meine Zuftimmung zu irgend weldjen auf bie 
Berlegung ber gebachten k. preuß. Marineftation bezüglihen amtlichen Einlei- 
tungen verweigert habe und kraft bes Mitbefigrechtes Defterreichs von dem 
t. preuß. Eivilcommiffär ohne meine Zuſtimmung Feine bie öffentlichen Ange: 
legenheiten ber Herzogthümer betreffende Verfügung giltig erlaffen werben 
fann, fo muß ich die Landesregierung erfuchen, die Circularverfügung ſofort 
zurückzunehmen unb mich von dem Verfügten gefällig zu verftändigen*. Unter 
bem 17. April zieht hierauf die Landesregierung ihren Auftrag an ben 
Kieler Magiftrat wieder förmlich zurüd. Ä 

„ (Bayern). ID. Kammer: ein Theil der früheren Majorität 
eonftituirt fih mit Ausſchluß ihrer bisherigen Führer als Centrums⸗ 
partei und ftellt ein Programm feit. 

„ Württemberg). IL Kammer: Debatte über den Fetzerſchen 
Antrag auf Herftellung- eines auf allgemeiner Wehrpflicht und Wehr- 
haftmachung des ganzen Volles beruhenden Wehrſyſtems. 

Die Mehrheit ber Commiſſion trägt auf Tagesordnung an, ba fie 
„1) den Grundfaß ber allgemeinen Wehrpflicht auch unter dem beitehenden 
Syſtem und bei der Auswahl durch das Loos gewahrt findet unb in biefem 
Syſtem fein Unrecht erbliden fan, 2) e8 als einen ſehr großen Nachtheil 
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2008 ober. burdy Stellung eines Erfakmanmes Befreiung erlangen Tann, 3) bie 
Einführung eines Milizigftems nach Art des ſchweizeriſchen weder mit bem 
Verhältniß zum deutjchen Bunde noch mit ber Sicherheit Deutichlanbs ver: 
träglich finden würbe, 4) eine große Vermehrung ber Ausgaben auf das Mili- 
tär von Einführung des allgemeinen Wehrſyſtems befürdten müßte, ba eine 
jo Furze Präfenzzeit wie in der Schweiz unter ben Verhältniſſen Deutſchlands, 
welche ein viel geübteres Militär erfordern, nicht ausführbar wäre, 5) und 
indem fie eine fo große Ausdehnung bes Militärweiens weder als geboten 
noch als erfolgreich für die politiſchen Machtverhältniffe des Landes anſehen 
fann“. Die Minderheit der Commiffion trägt barauf an, „bie Kam: 
mer möge an bie E. Regierung bie Bitte richten: 1) auf bie Umgeftaltung 
bes beftebenden Syſtems ber Kriegädienftpfliht im Sinne ber allgemeinen 
Wehrpflicht mit Befeitigung bes Loojes und des Rechtes, durch Einfteher vom 
perfönlichen Dienfte fih zu befreien, Bebacht zu nehmen und zu gleihmäßiger 
Behandlung diefes Gegenitandes mit ben benachbarten Staaten in Berhand: 
lungen zu treten; 2) ſchon jeßt bie militärisch organifirten Jugendwehren 
durch allgemeine Beſtimmungen über eine bei ber Berufung zum Dienft im 
activen Heer in Friedenszeit eintretende Berüdfichtigung ber Mitglieder ber- 
felben, welche über die erlangte entfprechende Ausbildung ſich auszuweiſen ver- 
mögen, zu fördern”. 


Die Kammer geht nach lebhafter Debatte nur mit 45 Stimmen 
(der Heinen Mittelpartei und fämmtlichen privilegirten Mitgliebern, 
mit Ausnahme eines einzigen) gegen 41 Stimmen zur Tagesordnung 
über, nimmt bagegen ben zweiten Theil des Minberheitsantrags 
bez. Jugendwehren mit 74 gegen 11 Stimmen an, 


4.April. (Bayern) Die II Kammer beichließt einſtimmig eine (bloße) 


Loyalitätsadreffe an den König. — Die Fortfcrittspartei und bie 
Dfälzer conftituiren fih als „Vereinigte Linfe*, innerhalb ber „bie 
Trage ber beutfchen Lentralgewalt als eine offene, ohnehin nur durch 
bie Macht gejhichtliher Thatjachen zu Iöfende anerkannt und alſo in 
biefer Beziehung volllommene Freiheit der Anſchauung und Wirk: 
ſamkeit ftattgegeben wird,“ 

„» (Kurbdeffen). Ständeverfammlung : Bericht des Ausſchuſſes 
über die Regierungsvorlage bez. Abänderung des Wahlgefeges und 
Antrag auf Verwerfung. Der Antrag wirb mit allen gegen 8 (rit- 
terichaftliche) Mitglieder angenommen. Erflärung des ritterſchaftl. 
Abg. dv. Trott. 

„ Beimar) Der Landtag befchließt mit 22 gegen 4 Stimmen, 
die Regierung um Vorlage eines neuen Gefeßes zu bitten, wonach 
bie Militärgerichtsbarkeit auf rein militäriiche Vergehen und Tisci⸗ 
plinarmaßregeln beſchränkt werben fol. 

„» Bayerm). I. Kammer: Der erfte Ausſchuß beſchließt auf den 
Antrag Edels einftimmig, in ber II. Kammer zu beantragen: 

„Es ſei an Seine Majeftät den König bie Tinte zu nit, es mie Dem 
gegenwärtigen Landtag ber Entivurf eines Seieges zer werten, tu:l 
welches den von ben Wohlthaten bed Gefehes vom 2. Tec. I9i,, ee Luz 
fuhung wegen politifcher Verbrechen und Vergehen Ser, zat:e‘ Si: Lrz= 
ben 16. uni 1849 wegen nit teöpginger Mameisrz, sur dirier ancer 
vom 16. Juni 332 £ 
find, joweit noch erforderlich, voller Erlaß Ber ger uns Crrmuiger * 

2 


66 


Deniqland. 


währt wird“. Der Juſtizminiſter v. Bomhard erklärt darauf, „er babe mit 
hohem Intereſſe die Anſicht des Ausſchuſſes vernommen und werde nun dem 
Miniſterrath darüber Vortrag halten, um denſelben in die Lage zu verſetzen, 
Sr. Maj. dem König bie geeigneten Anträge zu unterbreiten”. 


5.April. (Preußen). Die Regierung verlangt in ihrer Marinevorlage 


" 


"n 


7. 


an ben Landtag für die Befeſtigung des Kieler Hafens und die An- 
legung von Marine: Etabliffements im Ganzen bie Summe von 
6,150,000 Thlrn. Der Kriegsminifter erklärte unummwunden, baß 
Preußen nicht nur gegenwärtig im Beſitz biefes für bie Zwecke ber 
Kriegsmarine wohlgeeigneten Hafens, fondern auch „entichloflen fei, 
im Befig biejes Hafens zu bleiben. * 

„Maſſau). Die II Kammer lehnt den von der clericalen Partei 
geftellten Antrag auf Erlaß einer Antwortsabreffe an den Herzog 
mit 13 gegen 10 Stimmen ab. 

» (Eoburg:Öotha). Der gemeinfhaftliche Landtag lehnt die Er: 
höhung des Gehalts des Bundestagsgefanbten mit 11 gegen 8 Stim- 
men ab. 


„ Bund). Der mittelftantlige Antrag (v. 27. März) wirb mit 9 
gegen 6 Stimmen zum Beſchluß erhoben: 

Dibenburg proteflirt, Defterreich gibt bie Erklärung ab, daß es 
nach dem Friedensſchluſſe die Abtretung ber erworbenen Nechte an den Herzog 
von Auguftenburg beantragt habe, worauf Preußen nicht eingegangen fei, und 
daß es noch immer unter Verzicht auf eigene Vortheile hiezu bereit fei, falls 
Preußen zuftimme Es werde fortan auf befähleunigte Entſcheidung dringen, 
jedoch ben Befittitel nicht aufgeben, bis eine „ben Intereſſen Deutſch— 
lands entſprechende“ Löſung erzielt fei. Preußen beftätigt bas That- 
ſächliche dieſer Erffärung und erflärt fih zur Verſtändigung geneigt, welche 
aber bedingt fei durch Prüfung aller, alfo auch ber preußiſchen Anſprüche. 
Preußen werde bie Rechte an dem gemeinfamen Befib wahren, bis eine ber 
eigenen MHeberzeugung und den Intereſſen Aller entiprechende Löſung erfolgt. 
Es könne indefjen [hon jegt erflären, daß die Erfüllung der im 
dugeeebeſchluß ausgeſprochenen Erwartung nicht in Ausſicht 

ehe. 

„ (Württemberg). Die II. Kammer beſchließt mit 65 gegen 
17 Stimmen den Antrag an die Regierung, den Sold der Soldaten 
um 3 Kreuzer täglich zu erhöhen und mit 69 gegen 11 Stimmen 
bie Bitte, daß die Militärmannjchaft außer dem Dienfte das Seiten: 
gewehr nicht trage, 

» @raffau). IL Kammer: Die Mitglieder der Rechten erfcheinen 
nicht in der Sitzung und machen die Verfammlung dadurch befchluß: 
unfähig, weil troß ihres Proteftes die Prüfung der von der Oppo- 
fittion angefochtenen Wahlen auf die Tagesordnung gefebt ift. 

» &Raffau). I. Kammer: Die gefammte Rechte, 11 Mitglieder, 
erjcheint wieberum nicht in der Kammer. indem ſie dur eine Ein- 
gabe das Präſidium benadhricht, daß fie „in den Sitzungen mit ber 
Tagesordnung: Wahlprüfung, ſo lange nicht erfcheinen werde, bis Die 
Majorität ihre Anträge auf Beanflandung von 7 conferpatinen Mit- 


10, 


S 


11. 


S 


17. 


- Deutflend. 67 


gliedern zurüdgenommen habe“. Die Verfammlung ift dadurch wie⸗ 
berum beſchlußunfähig und die Regierung vertagt fie daher bis zum 
19. April. 

Apr. (Anhalt) Die Regierung fagt bem Landtage endlich bie 
Borlage der mit Preußen abgefchloffenen Milittärconvention zu. Der 
Landtag lehnt den Neubau eines Regierungsgebäubes ab, 

„ (Deiterreih) remonftrirt in Berlin gegen bie einfeitige Ver: 
legung ber preuß. Marineftation nach Kiel und bie einfeitige Die- 
pofition über den Hafen von Riel überhaupt. 

» (Bayern). Die IL Kammer genehmigt einftimmig ben Antrag ber 
Regierung auf zweijährige ftatt der bisherigen fechsjährigen Yinanz- 
perioden. — Die Berathung bes Ammneftieantrags unterbleibt, weil 
der Juſtizminiſter die Erflärung abgibt, daß der König den Befehl 
ertheilt habe, ein Amneftiegefeg auszuarbeiten. 

„ (Zollverein). Der neue Handelsvertrag mit Oeſterreich wird 
enblih von ben Bevollmächtigten Defterreihs, Preußens, Bayerns 
und Sachſens in Berlin unterzeichnet. 

„ (Rurbeffen). Die Ständeverfjammlung genehmigt das Jagdgeſetz 
nad) den Anträgen bes Ausſchuſſes, obgleich der Landtagscommiſſär 


erflärt, daß das Geſetz in diefer Faflung nicht werbe publicirt 
werden. 


n Breußen) regt endlich bei Defterreih die inberufung der 
ſchleswig⸗holſteiniſchen Stände an, um fih direet mit ihnen über 
jeine Forberungen zu verftändigen. 

+. Wir erkennen fattfam, baß in ber Negelung von Verhältniſſen welche bie 
Lebenshedingungen des neuen Staats fo weentlich berühren, bie Stimme 
ber Bepdlterung felbft in ihren gefetlihen Organen einen 
Anſpruch darauf hat, gehört zu werben, unb wir glauben, baß, 
wenn wir einerfeits gemwiffe Punkte als für uns unerläßlich hinſtellen müflen, 
bie Ausführung berfelben im einzelnen und die bem Lande felbit bequemite 
und vortheilhaftefte Modulirung am leichteften und ficherften durch die Mit: 
wirfung der Vertreter des Landes wirb vorbereitet werben. Es wird babei, 
anflatt der politifchen, wefentlich bie praftifche Seite und das wahre Bebirfniß 
in ben Vordergrund der Erörterung treten, und wir ſind überzeugt, Daß ger 
rade dadurch manches Vorurtheil gegen unfere Auffaffung und unjere Abſich⸗ 
ten in ben Herzogthümern, in Deutſchland und vielleicht bei Defterreich felbft 
ſchwinden werde. In einer vorhergehenden Verfländigung mit den Vertretern 
ber fchleswigsholfteinifchen Bevölkerung, wenn fie auch Tebiglih einen 
berathenden Character trägt, würden wir zugleich die Blirgichalt 
für die wirkliche Ausführung von Verabredungen fehen, deren Anhalt, ſoweit 
er bie inneren Verhältniſſe berührt und der Zuftimmnng ber Yegie- 

Iative in ben Herzogtbümern bebarf, naher dann ohne elle 

durch Acte ber Geſetzgebung würbe ſanctionirt werden. Es wluhe unß braher 

als ein höchſt förderlicher Schritt zur Beſchleunigung einer yrtinitiven Vinn 3 

exjcheinen, wenn bie Stände ber beiden Herzogihlumer Geftteın 

und Schleswig berufen und zu einerBerlammiung versiniys 
würden, welcher bie Gelegenheit gegeben wärbe, Ihr nv Dmlunit her 

Landes fich auszufprehen und ſich zunächt unser simvunır Ihre nie, som um 

zeinen wohl auseinander gehenden, im en wo re her Neu Zap 

haften Wünſche und Anfichten zu verfiänbigen, mr'do nr Horst ltson. kalt 
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in Betreff ber engeren Beziehungen zu Preußen in einzelnen Stüden und 
ber inneren Selbjtändigfeit im Uebrigen hegt. Aus dem Ergebniß dieſer Er⸗ 
örterungen und ber Stimmung, die fi in biefer Verfammlung fund gäbe, 
würden wir erfennen können, 05 wir auf dem von Wien ber 
angedbeuteten Weg einer birecten Berftändigung mit dem 
neuen Staat zu einem für ung annehbmbaren Ziel gelangen Tönnen. 
Wenn auf diefe Weile burch das Land ſelbſt fowohl, als durch den eventuellen 
fünftigen Landesherrn ung annehmbare Bedingungen entgegengebradht würben, fo 
würden auch unfere Verhandlungen mit Wien dadurch wieder in Fluß Tom: 
men, und wir glauben, daß es dadurch auch der Laiferlichen Negierung felbft 
erleichtert werben Tünnte, den durch bie geographiſche Lage und bie Natur ber 
Verhältniſſe gegebenen Intereſſen Preußens Rechnung zu tragen, ohne ihre 
eigene Stellung aufzugeben. Wir wünſchen baber, uns mit bem Taiferlichen 
Cabinet über die Berufung eines fchleswig-holfteinifchen Landtages und eine 
Verhandlung mit bemfelben in Betreff der Zukunft des Landes zu verflänbi- 
gen. 8 entfteht alsdann allerdings fofort bie Frage: was für eine Verſamm⸗ 
lung als die gejegmäßige Vertretung und der wirflihe Ausdruck des Landes 
würde anzufehen fein. Daß die im gegenwärtigen Augenblid vor: 
bandenen Abgeorbneten nah dem inzwijhen eingetretenen 
Wechſel ber Landesherrſchaft niht mehr als wirklich zur Ver: 
tretung berufen gelten können, ſcheint uns kaum zweifel: 
haft. Auch wirb dem Lande baran gelegen fein, daß es diejenigen, welche 
e8 als feine Vertreter in bie Verſammlung fhidt, mit ausbrüdlidher 
Rüdfiht auf die ihnen geftellte Aufgabe wählen könne. Nach 
welchem Behlgeleh aber fol eine neue Verfammlung berufen werben? Nach 
dem von 1854 ober dem von 18487 Für erfteres läßt fich fagen, daß es bis 
jetzt factifh in Giltigkeit beiteht, und für leßteres, daß es fchon auf ber Ber: 
einigung ber beiden Herzogthümer zu einem Staat beruht, und daß wenig- 
ftens der eine der Prätendenten an bie Berfaffung von 1848 gebunden ift 
und nur auf biefem Wege verfaffungsmäßige und ihm jelbft bindende Ver: 
pflihtungen wird übernehmen zu fönnen glauben. &8 wird babei nicht bie 
Einführung ber DVerfaffung von 1848, fondern nur bie einmalige Berufung 
der Stände nad) dem damaligen Wahlgejeg zu einem beitimmten Zwed vor- 
ausgejeßt ; dieſer Zweck ift aber nur der, den Intereſſen, Wünſchen und Rechts⸗ 
auffafjungen des Yandes einen geordneten und regelmäßigen Ausdbrud zu ge= 
währen, und es fleht zu erwägen, in welder von ben beiden Formen biejer 
Ausdrud am fiheriten und mit der größten Autorität für das Land felbft 
erfannt werden bürfe.” 


19. Apr. (Schleswig- Holftein). Die Delegirtenverfammlung ber 


n 


Schleswig-Holftein-Vereine in Rendsburg beſchließt — es find 
117 DBereine dur 185 Delegirte vertreten — mit allen gegen 
1 Stimme: _ 

„1) Die Delegirtenverfammlung ber [chleswigsbolfteinifchen Vereine tritt 
der am 26. März b. 3. zu Berlin zwifchen dem engeren Ausſchuſſe der 
Bereine, dem 36er-Ausichuffe deutjcher Abgeordneten und hervorragenden Mit 
gliedern bes preußifchen Abgeorbnetenhanfes in Betreff der fchfeswig-holfteini= 
ihen Frage angebahnten PVerftändigung bei. 2) In Erwägung, daß bas 
Proviforium das Volf ber Herzogthümer in feinen wefentlichften materiellen 
und fittlichen Intereſſen auf das Aeußerſte gefährdet und unverträglih mit 
ber Ehre Deut ſchlands ift, fordert die Delegirtenverfammlung in Uebereinſtim⸗ 
mung mit ber gefammten Bevölferung bie endliche Conſtituirung Schleswig: 
Holfteins unter feinem allein berechtigten und von feinem Volke Tängft aner- 
kannten Herzog Friedrich VIII.“ 


„ Oldenburg). Der Landtag genehmigt feinerfeits mit 27 gegen 
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in Betreff ber engeren Beziehungen zu Preußen in einzelnen Stüden und 
ber inneren Selbitändigkeit in Vebrigen begt. Aus dem Ergebniß biejer Er⸗ 
örterungen und ber Stimmung, bie fidh in biefer Verfammlung fund gäbe, 
würden wir erfennen fönnen, ob wir auf dem von Wien ber 
angebeuteten Weg einer birecten VBerftändigung mit dem 
neuen Staat zu einem für uns annehbmbaren Ziel gelangen Tönen. 
Wenn auf diefe Weife durch das Land felbjt fowohl, als durch den eventuellen 
Fünftigen Landesherrn und annehmbare Bebingungen entgegengebradht würben, fo 
würden auch unfere Verhandlungen mit Wien dadurd wieder in Fluß kom⸗ 
men, und wir glauben, daß es dadurch auch der Faiferlichen Regierung ſelbſt 
erleichtert werben könnte, den durch bie geographifche Lage und die Natur ber 
Berhältniffe gegebenen Intereſſen Preußens Rechnung zu tragen, ohne ihre 
eigene Stellung aufzugeben. Wir wünfchen baber, uns mit dem Faiferlicheı 
Cabinet über die Berufung eines fchleswig-bolfteinifchen Landtags und ein 
Verhandlung mit bemfelben in Betreff ber Zukunft des Landes zu verfländ! 
gen, Es entiteht alsdann allerdings fofort die Frage: was für eine Verſamm 
lung als die geſetzmäßige Vertretung und ber wirkliche Ausdrud des Lande 
würbe anzufehen fein. Daß die im gegenwärtigen Augenblid vo: 
bandenen Abgeordneten nah dem inzwijhen eingetretene 
Wechſel ber Landesherrfhaft nicht mehr als wirklich zur Ve 
tretung berufen gelten können, jheint uns kaum zweife 
haft. Auch wird bem Lande daran gelegen fein, daß es diejenigen, wel: 
es als feine Vertreter in die Verſammlung ſchickt, mit ausbrüdlid 
Rüdfiht auf bie ihnen geftellte Aufgabe wählen könne. N 
welchem Sengeieh aber fol eine neue Verfammlung berufen werben? N 
bem von 1854 oder bem von 1848? Für erfteres läßt fich jagen, daß es 
jebt factiſch in Giltigkeit befteht, und für letzteres, daß es ſchon auf der‘ 
einigung ber beiben Herzogthümer zu einem Staat beruht, und baß we 


ſtens der eine ber Prätendenten an die Verfaffung von 1848 gebunder 


und nur auf diefem Wege verfafjungsmäßige und ihr jelbft bindende 
pflihtungen wird übernehmen zu Tönnen glauben. Es wird dabei nid: 
Einführung der Verfaffung von 1848, fondern nur bie einmalige Beru 
ber Stände nad) dem damaligen Wahlgefe zu einem beftimmten Zweck 
ausgeſetzt; dieſer Zweck ift aber nur ber, den Intereffen, Wünſchen und R- 
auffafjungen des Landes einen geordneten und regelmäßigen Ausbrud 31 
währen, und e8 ftebt zu erwägen, in welder von den beiden Formen 
Ausdrud am ficheriten und mit der größten Autorität für das Land 
erfannt werben dürfe.” 


19. Apr. (Shleswig-Holftein). Die Delegirtenverfammlung 


n 


Schleswig⸗Holſtein⸗Vereine in Rendsburg beſchließt — es 
117 Vereine durch 185 Delegirte vertreten — mit allen 
1 Stimme: “ 
„1) Die Delegirtenverfammlung ber ſchleswig-holſteiniſchen Vereir 
der am 26. März b. J. zu Berlin zwiſchen dem engeren Ausſchu 
Vereine, dem 36er⸗Ausſchuſſe deutſcher Abgeordneten und hervorragend 
gliedern bes preußifchen Abgeorbnetenhaufes in Betreff ber ſchleswig⸗h 
Ihen Frage angebahnten Verftändigung bei. 2) In Erwägung, ! 
Proviſorium das Volk der Herzogthümer in feinen wefentlichften ma 
und fittlichen Intereſſen auf das Aeußerſte gefährdet und umverträg! 
ber Ehre Deut ſchlands ift, fordert bie Delegirtenverfammlung in Vebe: 
Su mit ber men ‚Senölferung bie endliche Eonftituirung Sc 
olfteins unter feinem allein berechtigten und lin: 
kannten Herzog Friedrich VIII.“ erg von feinem Volfe 


„Oldbdenburg). Der Landtag genehmigt ſeinerſeits mit 2 
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felbftverftändlich mit dem Vorbehalt ber Ertheilung bes ſogenannten kleinen 
Urlaubs, und mit bem weitern Vorbehalt einer entſprechenden Abfürzung 
jener Zeitdauer für alle diejenigen, welche in Schulen, Jugendwehren ober 
auf fonftige Art eine militäriiche Vorbildung vor dem Eintritt in das Heer 
ſich bereits verfchafit haben. Vie durch bie erftrebte Sefammtumgeftaltung zu 
erzielenden finanziellen Erſparniſſe jollen oleg die Mittel bieten, den in 
die Kategorie des Bundescontingents fallenden Militärs möglichſte finanzielle 
Entfhädigung für bie perſönlichen Opfer zu an welde fie im Gegen: 
fa zu ben übrigen jungen Männern bringen müffen. b. Anfchluß einer vier- 
jährigen Reſervepflichtigkeit an biefe höchſtens zweijährige active Dienftpflichtig- 
feit, mit bem Vorbehalt acht: ober vierzehntägiger Wiederholungscurfe jährlich, 
und ber Regierungsbefugniß jederzeitiger Einberufung im Fall eines drohen⸗ 
ben ober ausbrechenden Kriegs; im übrigen aber unter Befeitigung jeber Be⸗ 
ſchränkung der Dienftpflichtigen binfichtlid bes Wohnorts, Gejchäftsbetriebs, 
ber Nieberlaffung und Verehelihung während ber gewöhnlichen Zeitläufte. 
2) Militärifche Vorbildung der Jugend in ben Schulen, nomentlih ben Mit: 
telfchulen, und zwar nicht bloß durch Turnen, fondern ebenſo durch Ererciren 
unter ber Leitung wirklicher Militärs. 3) Militärifhe Bildung und feſte 
gegliederte Organifation aller zum Waffendienft nicht abfolut untauglichen 
jungen Männer (außer ben für das Bundescontingent ohnehin beflimmten), 
und zwar in ber Weife, daß bie Einübung in einer Zeitfrift von etwa vier, 
ſechs oder allerhöchftens acht Wochen flattfinde ; baß dann bie in biefer Weife 
vorgebilbeten Recruten fofort beftimmten Corps (Comp., Bataillonen, Batte: 
rien 2c.) zugetheilt werben und mit benfelben (etwa zwei jahre Yang im 
Auszug, dann vier Jahre in der Referve) alljährlich kurze Wiederholungscurfe 
durchzumachen haben, im Uebrigen aber — das Aufgebot für ben Kriegsfall 
jelbftverftändlich ausgenommen — unter vollfländigem Fernehalten jeber Be: 
ſchränkung in ben bürgerlichen Verhältniſſen. 4) Aufheben bes Jnſtituts ber 
unmontirt und umererceirt Affentirten und fländig Beurlaubten, durch welches 
bie Leute ſechs Jahre lang in ihrem bürgerlicher Beruf beläftigt und gehemmt 
find, währenb die Einrichtung militärifch rein nußlos if. 5) Aufheben bes 
militäriſch ebenſo nutzloſen Inſtituts ber Landwehr in ber gegenwärtigen Art, 
dagegen Organifation einer militärifch wirklich brauchbaren neuen Landwehr 
unter Befeitigung aller umnöthigen Befchränfungen und Beläftigungen ber 
Einzelnen in ihren bürgerlichen Verhältniſſen.“ 

Die Kammer genehmigt faft einftimmig den Ausſchußantrag, an 
Se. Maj. die Bitte zu richten, „ven Kammern bes Landtags einen 
Geſetzesentwurf über die zeitgemäße Erweiterung ber Kammer ber 
Reichsräthe vorlegen zu laflen.” Das Minifterium erklärt fich 
neuerdings dagegen. 


26. Apr. (Hannover). Die II. Kammer beſchließt mit allen gegen 3 Stim- 


men bas Verlangen an bie Regierung, in ber nächſten Diät einen 
Entwurf zu. Reform ber Gewerbeordnung und zwar im Sinne der 
Gewerbefreiheit einzubringen. 

„ (Helfen: Darmiftabt),. V. Kammer: Antwort des Minifters 
Dalwigk auf eine nterpellation bes Abg. Met bezüglich ber 
Mainzer Convention: 

„... Die in Frage ſtehende Uebereinfunft ift nicht aufgehoben worben ; 
fie beſteht noch fort. Die Gründe, warum bie großherzogl. Staats⸗ 
regierung ſich nicht veranlaßt finden Tann, dem in ber Interpellation erwähnten 
einfeitigen Beichluffe ber zweiten Kammer Folge zu geben, find in ben mehr: 
fachen im Laufe ber fländifchen Verhandlungen über biejen Gegenfland von 
Seiten ber Regierung abgegebenen Erklärungen enthalten,” 
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Met und 20 Gen. beantragen, ben Mimifter dafür in Anklage: 
zuftand zu verfeßen. 


27. Apr. (Bundestag) beſchließt, die Bundes-Fachmännercommiſſion, 


— 


welche ben Entwurf für Einführung gleihen Maßes und Gewichtes 
ausgearbeitet bat, wieder einzubernfen. Preußen, bas ſich bisher 
nicht betheiligte, will nunmehr auch Xheil ‚nehmen. Luremburg- 
Limburg allein gibt ein biffentirendes Votum ab. 

„ (Bayern). Die I. Kammer genehmigt ebenfalls bie Zollvereinsver- 
träge, lehnt aber die von der II. Kammer beigefügte Bitte um Han: 
belsverträge mit Italien zc. ab. 

„ (Defterreich) geht auf den Vorſchlag Preußens wegen ber Be 
rufung der Stände ber Herzagthümer ein, und trägt darauf an, zu: 
wählt die Stände ber beiden Serzogihümer nad dem Wahlgeſetz 
von 1854 zu berufen, um fi mit benjelben über bie Anwendung 
des Wahlgefebes von 1848 zu verſtändigen. Preußen erflärt fich 
bereitwillig damit einverftanden und legt nunmehr auch feinerfeits 
auf die „Erhaltung der Rechtscontinuität“ großes Gewicht, gibt aber 
zu erwägen, ob es nicht zwedimäßiger wäre, ftatt des Wahlgeſetzes 
von 1848 das Princip der allgemeinen und bdirecten Wahlen für bie 
zu berufende Vertretung in Anwendung zu bringen. ' 

„ (Hannover). Die IL Kammer befhließt trotz des Wiberftanbes 
bes Minifters Windhorft mit allen gegen 8 Stimmen, die Regierung 
aufzuforbdern, ihre die Bundespreßorbonnang von 1854 einführende 
Berorbnung von 1855 zurüdzunehmen. 

„(Schleswig - Holftein). Die Delegirtenverfammlung ber 
ſchleswig⸗holſteiniſchen Kampfgenoffenvereine — von 45 Bereinen 
find 34 durch 67 Delegirte vertreten — beſchließt einjtimmig: 

„Die Anerkennung Herzogs Friedrich VIL. ift der richtig bezeichnete Weg, 
auf welchem die ſchleswig⸗holſteiniſche Landesſache für bie beutiche Nation und 
insbejondere für das fchleswig-holfteinifche Volk in ehrenvoller und jomit na⸗ 
tionaler Weile zu löfen ift. Fürft und Bolk werben fi — wenn ohne 
Zwang, um fo bereitwilliger und mit um fo größerer Opferbereitwilligfeit — 
folche Beichränfungen der vollen Selbſtändigkeit auferlegen, welche im Inter— 
eſſe der Sicherheit nnd Wohlfahrt Deutichlands erforderlich und im Anſchluß 
an Preußen zu ermöglichen find.‘ 

Die Propos de Labienus von Rogeard werben auf Anbringen 
der franzöftfchen Regierung von den Regierungen von Preußen, 
Sachſen und Hamburg verboten. 

„ @Breußen). Arbeiterfirife in Burg bei Magdeburg. 


" 


1. Mai. (Bayern). Die I Kammer genehmigt mit 30 gegen 7 Stim— 


” 


H 


men bie bisher von ihr abgelehnte Abfürzung ber Finanzperioden 
nunmehr ebenfolls. . 
„ (Hannover). Reben bes Königs in Odttingen (für ben „Geiſt 
der Achten Monarchie und Föderativität“ und für bie Dauer bes 
MWelfenhaufes bis „zum Ende aller Dinge”). 

; OSeflen-Darmftadt). Die IL. Kammer beharrt trotz ber Ableh- 
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nung ber I. Kammer auf ihrem früheren Beſchluſſe gegen bie Nie- 
berlaffung der Jeſuiten in Mainz. 


41. Mai. Maſſau). Gemeinfchaftlihe Sitzung beider Kammern ale 


Ständeverfammlung. Abgeorbneter Raht trägt auf Ausichliefung ber 
11 Mitglieber ver II. Kammer, welche bort ihre Arbeit eingeftellt 
haben, an. Der Antrag wird mit 22 gegen 21 Stimmen zur Be: 
gründung zugelaffen, dann aber mit 23 gegen 20 Stimmen ver: 
worfen. Dieſe Minorität proteftirt unb verläßt den Saal, um bie 
Steuerbewilligung für 1865, wozu bie Renttenten ber II. Kammer 
bereit wären, nunmehr ihrerfeits durch Belchlußunfähigkeit ber DVer- 
fammlung unmöglich zu machen. 


2. „ (Hannover). Die IL. Kammer ſpricht fi mit 44 gegen 36 Stim- 


men bei ©elegenheit der Frage neuer Normen für die Entſcheidung 
von Competenzeonflicten auf ben Antrag Bennigfens für die Wieber- 
beritellung der Verfaflung von 1848 aus, indem fie erklärt 
„baB ber Antrag nur eine einzelne Verbeſſerung ber durch bie einfeitig 
erlafjene Verordnung vom 1. Aug. 1855 berbeigeführten, ſchwere Bedenken 
erregendben Veränderungen bes Verfaſſungsrechts und ber Organijationsgrund- 
füe bes Landes bezwedt, — Stände aber den bringenden Wunſch hegen und 
bie beſtimmte Erwartung ausfprechen müffen, daß königl. Regierung nicht 
allein die auf diefem bejonderen Gebiete vorhandenen Unzuträglichfeiten be: 
rüdfichtige, fondern mindeſtens in ber nächften ordentlichen Diät umfaſſendere 
Vorlagen machen werbe, burch welche die fo wohltgätigen, ohne Mitwirkung 
ber Stände abgeänberten Beftimmungen bes Verfafjungsgefeßes vom 5. Sep⸗ 
tember 1848 und ber auf biefelben gebauten Organifationsgefege im Weſent⸗ 
lichen, vorbehaltlich einzelner zwilchen Regierung und Ständen zu vereinbaren 
ben Abänderungen, wiederhergeftelt unb bamit nicht allein bie Rechte und 
Sntereffen des Landes in früherer Weife wieber gefichert, fondern auch bie 
durch das Vorgehen ber Föniglichen Regierung im Jahre 1855 hervorgerufe: 
nen, ben Frieden und bie Entwidlung bes Königreichs beinträchtigenden poli: 
tiſchen Streitigkeiten endlich völlig befeitigt werden mögen.” Bennigfen 
führt in der Begründung aus: „Mit der Wieberftellung der Verfaffung müſſe 
zugleich die Ausjcheidung ber Domänen fallen, müßten bie Verfchlechterungen 
‘aus ber Stäbteordnung unb bem Geſetze über Eivilbiener' wieber befeitigt werben. 
Mit dem Verweigern biefer Reformen feien bie größten Gefahren verbunben. 
Schon jet mache fich in ben deutſchen Mittel- u. Kleinitanten eine politifche Agonie 
geltend, die flaunerierregend fei; man befümmtere fih faft gar nicht mehr um 
das eigene Wohl und Wehe, fondern fehe nach dem Gang ber Dinge in Ber: 
Iin und Wien. Wenn bas jebt ſchon fo gebe, wo bie Verfafjungsverhältnifie 
in Oeſterreich und Preußen nicht erfreulich feien, wie ſolle das erft werben, 
wenn in Preußen wieber ein liberales Regiment herrſche. Diefe Stimmung 
begünftige die Pläne auf Errichtung eines Einheitſtaats in Deutichland, ihr 
—* jeder entgegentreten, der den Bundesſtaat für das zu erſtrebende Ziel 
alte“. 


4. „ (Bayern). Erlaß des Miniſters des Innern gegen die Agitation 


y 


 ] 


für Aufhebung oder totale Umgeftaltung der Landwehr. 


„ (Bannover). Die L Kammer verwirft einftimmig ben Beitritt 
zu dem Beſchluſſe der II. Kammer vom 29. April bez. Bunbespreß- 
ordonnanz. 


„ (Kurbefjen). Ständeverſammlung: Recrutirungsgeſetz. Bei 


11. 
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S 3 ber Regierungsvorlage (Erhöhung der Dienftzeit von 5 auf 
6 Sabre, wovon 4 im activen Dienft und 2 in der Reſerve) wirb 
der Antrag des Ausfchuffes auf Zuftimmung verworfen und bagegen 
auf ben Antrag bes Abg. Trabert mit 27 gegen 26 Stimmen be- 
ichloffen, die active Dienftzeit bloß auf 3 Jahre feftzufegen. Der 
Kriegsminifter erklärt fofort die Vorlage für zurückgezogen. 


. Mai. Maſſau). Die Regierung löst den Landtag auf, „nachdem fich 


dur) das Ausbleiben der Minorität der II. Kammer bie Fortfüh- 
zung ber Gefchäfte dort und durch das Ausſcheiden von 20 Mit: 
gliebern aus ber Ständeverfammlung die Bewilligung der Steuern 
als unmöglich erwieſen habe.” 

„ (Württemberg). Die I. Kammer befchließt mit 73 gegen 3 
Stimmen bie Regierung wieberbolt zu bitten, das Inſtitut der Jugenb- 
wehren im Lande durch Aufftelung eines militärifchen Vorflandes 
und militärifcher Anftructoren, fowie durch Abgabe von Waffen aus 
bem k. Arfenal zu fördern. Der Kriegsminifter lehnt den Wunſch 
nicht gerabe ab, ſetzt aber ber Erfüllung mehrfache Bedenken ent: 
gegen. 

„ (Hannover) Die J. Kammer faßt auf den Antrag des Minifters 
Hammerftein bez. bes Verfahrens bei Competenzconflicten einen 
wenig eingreifenden Beichluß und nimmt von ber beigefügten Erflä- 
rung ber TI. Kammer bezüglich SHerftellung ber Berfaflung von 
1848 gar feine Notiz. 
„ Württemberg). Die II. Kammer: lehnt bie Abſchaffung ber 

Lebenslänglichkeit der Ortsvorſtände mit 61 gegen 19 Stimmen ab. 
„ (Baden). Die I Kammer geht mit 11 gegen 5 St. über 
die Petitionen gegen das neue Schulgefeh zur Tagesorbnung über. 
»„ (Heffen-Darmftadt). Die II. Kammer beſchließt mit 28 gegen 
12 Stimmen, gegen den Miinifter Dalwigk wegen fortbauernder 
Aufrechthaltung der Mainzer Convention Anklage zu erheben. 


. » (Heffen:-Darmftadt). Die I. Kammer lehnt den Beichluß der 


I. Kammer wegen Anllageerhebung gegen den Minifter Dalwigk 
einftimmig ab. 

„(Sähleswig-Holftein). Erklärung des Altonaer ſchleswig⸗ 
holſteiniſchen Kampfgenofjenvereins gegen bie fog. nationale Partei 
und biejenigen Mitgliever ihres Vereins, bie fi) berjelben ange: 
ſchloſſen haben. Bon 65 Bereinen treten 45 der Erklärung bei. 
»„ (Bayern). U. Kammer: Der Juftizminifter legt einen bloß auf 
bie Inländer (Bayern) befchräntten Entwurf eines Amneſtiegeſetzes 
bor unb verkündet einen Generalparbon des Königs für alle Mi- 
litärs wegen Betheiligung an ben Ereigniffen von 1849. 

„ (Bürttemberg). Die IL Kammer bejchließt mit 69 gegen 4 St. 
bie Abſchaffung der Prügelftrafe und mit 76 gegen 5 Stimmen 
bie Aufhebung ber Kreisregierungen. 
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12. Mei. (Defterreich). Depeſche an Preußen: Oeſterreich zieht feinen 
Vorſchlag einer vorherigen Berufung ber Stände von 1854 zurüd, 
hält dagegen an ber Anmwenbung bes Wahlgejetes von 1848 feit. 

„ » (Hannover). Die IE Kammer beichließt mit allen gegen 7 Stim⸗ 
men, von ber Regierung bie enbliche Publication ber (von ber Re 
gierung felbft worgefchlagenen und von beiben Kammern im vorigen 
Sahre genehmigten) mobificirten Wahlgefeße zu verlangen. 

„ „ (Baden). D. Kammer: Debatte über bie Resrganifation ber 
I. Kammer. Commiſſionalbericht Häuſſers. Die Anträge ver Com: 
miflion werden angenommen und ba biefe in mehreren Puncten von 
ben Vorſchlägen der Abrefje ber I. Kammer abweichen, fo ift der 
Beitritt zu biefer Adreſſe von ber II. Kammer als abgelehnt zu 
betrachten, 

13. „ (Bayern). I. Kammer: Bor dem Eintreten in die Ausichuß- 

‚ anträge bez. Reform der Militärjuftiz gibt der Kriegsminifter bie 
Erklärung ab, 

„daß Se. k. Maj. ben bisherigen Zuftand ber Militärftrafrechtspflege ala 
einen verfaffungsmäßigen erfermen, gleichwohl aber aus freier E, Ent- 
ſchließung allergnädigft anzuorbnen gerubt haben, daß die bei ben Militär: 
gerichten zur Anwendung kommenden Vorfchriften über Strafrecht und Straf: 
verfahren, fomit unter Ausſchluß jener bezüglich der Disciplinarfachen, für 
bie Folge buch Geſetz feftgeftellt werben; ferner daß Se. T. Majeftät zur 
Vollziehung diefes Allerhöchſten Entſchluſſes das Kriegsminifterium mit Aus- 
arbeitung ber betreffenden Gefetentwürfe, welche dem Landtage vorgelegt 
werden nen, allergnädigft beauftragt haben, Dagegen aber an bem in Tit, 
IX. $ 7 ber Verfaflungsurfunde ausgeſprochenen Grundfate, wonach Militär- 
perfonen in Dienflfachen, dann wegen Vergeben unb Verbrechen unter ber 
Militärgerichtsbarkeit fiehen, auch fernerhin feſtzuhalten geruhen.“ 

Der Antrag des Ausihuffes wird in Folge biefer Erklärung an 
benfelben zu weiterer Prüfung und Bericterftaitung zurüdgemwiejen. 

— Bölt und 59 Sen. interpelliren den Winifter des Innern wegen 
- feines Erlafles vom 4. Mai bez. der Landiwehrfrage. 

„ „ (Baden). H. Kammer: Der Kriegsminifter Ludwig verjpricht 
den Entwinf einer neuen Militärproceßordnung und einen Gefehes- 
entwurf zu Uebertragung ber nichi-militärifchen, gemeinen Vergehen 
und Verbrechen von Militärs an bie bürgerlichen Gerichte. 

14, „ Bürttemberg). Die I. Kammer geht über den Antrag Teber 
auf allgemeine Wehrpflicht ebenfalls zur Tagesordnung über. Re 

. ferat des General Baur für Beibehaltung ber ſtehenden Heere und 
gegen das ſchweiz. Milizſyſtem. 

— „BGahyern). Auch die Rechte ber IT. Kammer conſtituirt ſich 
noch und erlaͤßt ein Programm. 

15.—16. Mai. (Baden). IE Kammer: Nach zweitägiger Debatte über 
bie Petitionen gegen das neue Schulgefeb wird mit allen gegen 2 
Stimmen über biefefben zur Tagesordnung gefchritten. Die Regie: 
rung erflärt fi) damit einverftanden. | 

Erflärung des Geſammtminiſteriums: „Die eingefommenen Pe⸗ 
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titionen verlaugen für bie katholiſche Kirche entweber bas Recht ber Mit⸗ 
leitung und Mitaufficht über die Schulen ober vollſtändige Unterrichtsfreiheit. 
Die großh. Regierung vermag dem Verlangen nad) einer folchen Erweiterung 
ber beftehenden Unterrichtsfreiheit nicht ftattzugeben, bei welcher das bem Eins 
zelnen gewährte Recht als ſchrankenloſes Vorrecht für Corporationen ange: 
ſprochen und bie ſtaatliche Aufficht über derartige Unterrichtsanftalten ausge⸗ 
fhlofien oder unwirffam würde. Einen Rechtsanfpruch ber Kirchen auf Mit⸗ 
leitung der öffentlichen Schulen im eeoßhergonthum ann bie Regierung ges 
qenüber ber ben Staatsbürgern zugeficherten Gewifiensfreiheit und gegenüber 
5 6 bes Geſetzes von 1860 gleichfalls nicht anerfermen, und fie kann fi 
bes Rechtes nicht entäußern, Schulen ohne confelftonellen Characs 
ter zu errichten, mit bem Borbehalt, daß die Kirchen für ben Religionss 
unterricht ihrer Angehörigen neben ber Schule Sorge tragen. Inſoweit bas 
gegen die beftehenbe Gefehgebung eine confeffionelle Volksſchule mit obliga⸗ 
toriſchem Religionsunterricht angeordnet Bat, .. ging bie Regierung von ber 
Erwartungaus, daß bie Kirchen von ber ihnen gebotenen Stellung Gebruud 
machen werden, und fie war bei Vollzug bes Geſetzes bemüht, den Eintritt 
biefer eitwirtung möglihft zu erleichtern. Ste hält auch jet bie Hoff» 
nung fefl, baß dieſes von ihr im Intereſſe ber confeflionellen Volksſchule ges 
wünſchte Rejultat eintreten werbe unb wird, um bie Abſicht bes Geſetzes voll- 
fündig zu erreichen als vollziehende Gewalt nach der ihr obliegenben Pflicht 
umfichtiger Unparteilichkeit einer mit dem Worte unb bem Geiſte bes Geſetzes 
vom 29. Juli 1864 verträglihen Berftänbigung mit ber katholiſchen Kir 
henbehörbe nicht aus dem Wege gehen... .” 


16. Mai. (Zollverein). Die neuen Zollvereinsverträge werben in Berlin 


„ 


17. 


19, 


22, 


von ben Bevollmächtigten ſämmtlicher Zollvereinsftanten unterzeichnet. 


„» (Breußen) ſucht eine Stüße für feine Abſichten an ben bänifd 


rebenden NRorbfchleswigern; zu biefem Ende bin geht ein Erlaß an 
Syn. dv. Zeblib in Betreff ihrer angeblichen Bebrüdung, mit dem 
Auftrag, „er folle zuverläffige Perfönlichkeiten, über beren Unpartei- 
lihfeit Fein Zweifel beftche, auf preuß. Koften abfenden, bamit biefe 
fh an Ort und Stelle von den Zufländen und Beſchwerden ber 
Einwohner durch Exrkundigungen bei benfelben unterrichteten“. 

„» (Bayern). Die IL Kammer lehnt den Antrag ber IL Kammer 
auf Erweiterung (und limbilbung) bes Reichsraths einftimmig ab. 


„ (Baben). Der Erzbifhof von Freiburg madt einen erfolglofen 


Berfuch, ſich mit ber Regierung über das Schulgefeb zu verflänbigen. 
Tie Regierung erklärt feine Forderungen für unnannehmbar. 


„ (Hannover). Beibe Kammern verftänbigen ſich vor ihrer Ber: 


tagung noch über ein (ſchwaches) Verlangen nach Beränberung ber Preß- 
Geſetzgebung; dagegen ift feine Berflänbiguug in ber Verfaffungs- 
frage zu erzielen. Der Wahlgefebfrage weicht bie I. Kammer aus. 


„ (Bayern). IL Sammer: Der Ausihuß beidlicht mit T gegen 


2 Stimmen cine Ausdehnung ber beabfidkiigten Ammeſtie auch auf 
(deutſche und nichtdentiche) Auslänber trotz der lategeriſchen Erkla⸗ 
rung des Miniſteriums, daß meit dieſer Ausdehnuug das ganze Ge⸗ 
ſetz nicht zu Stande kommen werde. 


„ (Dlbenburg) richtet eine identiſche Rote gegen bie augebliche 
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in Betreff der engeren Beziehungen zu Preußen in einzelnen Stüden und 
ber inneren Selbjtändigfeit in Uebrigen begt. Aus bem Ergebniß biefer Er- 
Örterungen und ber Stimmung, bie fih in biefer Verſammlung fund gäbe, 
würden wir erfennen fönnen, ob wir auf bem von Wien ber 
angebeuteten Weg einer bdirecten Berftändigung mit dem 
neuen Staat zu einem für ung annehbmbaren Ziel gelangen können. 
Wenn auf biefe Weife durch das Land felbjt fowohl, als durch den eventuellen 
fünftigen Landesherrn uns annehmbare Bedingungen entgegengebracht würden, fo 
würden auch unfere Verhandlungen mit Wien daburdy wieder in Fluß kom⸗ 
men, und wir glauben, daß e8 dadurch auch ber Faiferlichen Regierung ſelbſt 
erleichtert werden könnte, ben durch bie geographifche Lage und die Natur ber 
Berbältniffe gegebenen Intereſſen Preußens Rechnung zu tragen, ohne ihre 
eigene Stellung aufzugeben. Wir wünſchen baber, uns mit bem faijerlichen 
Cabinet über die Berufung. eines ſchleswig⸗-holſteiniſchen Landtags und eine 
Verhandlung mit bemfelben in Betreff ber Zukunft des Landes zu verfländi- 
gen. Es entjteht alsdann allerdings fofort die Frage: was für eine Verſamm⸗ 
lung als die gejegmäßige Vertretung und ber wirflihe Ausbrud des Landes 
würbe anzufehen fein. Daß bie im gegenwärtigen Augenblid vor- 
bandenen Abgeordneten nah dem inzwijhen eingetretenen 
Wechfel der Landesherrfhaft nicht mehr als wirklich zur Ver— 
tretung berufen gelten können, ſcheint uns kaum zweifel- 
haft. Auch wirb bem Lande daran gelegen fein, baß es diejenigen, welche 
es als feine Vertreter in bie Verfammlung ſchickt, mit ausbrüdlidher 
Rüdfiht auf bie ihnen geftellte Aufgabe wählen könne. Nach 
welchem Wahlgeſetz aber foll eine neue Verfammlung berufen werben? Nach 
bem von 1854 oder dem von 18487 Für erfteres läßt fich jagen, daß es bis 
jet factiſch in Giltigkeit befteht, und für letzteres, daß es fchon auf ber Ber: 
einigung ber beiden Herzogthümer zu einem Staat beruht, und baß wenig: 
ftens der eine ber Prätendenten an bie Berfaffung von 1848 gebunden ift 
und nur auf diefem Wege verfafjungsmäßige und ibm jelbit bindende Ver⸗ 
pflihtungen wird übernehmen zu fünnen glauben. Es wird babei nicht bie 
Einführung der Verfafjung vorn 1848, fondern nur die einmalige Berufung 
ber Stände nad) dem damaligen Wahlgejet zu einem beftimmten Zweck vor⸗ 
ausgefeßt ; biefer Zweck ift aber nur der, ben Intereſſen, Wünſchen und Rechts⸗ 
auffafjungen des Yandes einen geordneten und regelmäßigen Ausdrud zu ge⸗ 
währen, und es ſteht zu erwägen, in welcher von ben beiden Formen biejer 
Ausdrud am ficherjten und mit ber größten Autorität für das Land felbft 
erfannt werben dürfe.” 


19. Apr. (Schleswig-Holftein). Die Delegirtenverfammlung der 


Schleswig-Holftein-Vereine in Rendsburg beſchließt — es find 
117 Dereine durch 185 Delegirte vertreten — mit allen gegen 
1 Stimme: 

„4) Die Delegirtenverfammlung der ſchleswig-holſteiniſchen Vereine tritt 
der am 26. März d. J. zu Berlin zwilchen dem engeren Ausfchuffe ber 
Vereine, dem 36er⸗Ausſchuſſe beutjcher Abgeorbneten und hervorragenden Mit⸗ 
gliedern bes preußifchen Abgeordnetenhauſes in Betreff der ſchleswig-holſteini⸗ 
ſchen Frage angebahnten Verftändigung bei. 2) In Erwägung, daß das 
Provijorium das Volf der Herzogthümer in feinen wefentlichften materiellen 
und fittlichen Intereſſen auf Das Aeußerſte gefährdet und umverträglich mit 
ber Ehre Deut ſchlands ift, fordert Die Delegirtenverfammlung in Uebereinſtim⸗ 
mung mit der gefammten Bevölkerung bie endliche Conftituirung Schleswig: 
Holfteins unter feinem allein berechtigten und von feinem Wolfe Tängft aner- 
faunten Herzog Friedrich VIII.“ 


„» „ Oldenburg). Der Landtag genehmigt feinerfeits mit 27 gegen 
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21 Stimmen den von der Regierung mit dem Senat von Hamburg 
wegen Uebernahme des hamburgiſchen Reitercontingents abgeſchloſſenen 
Vertrag. 


20. Apr. (Bayern). II. Kammer: Der dritte Ausſchuß erklärt ſich mit 


24. 


25. 


26, 


allen gegen 1 Stimme für die Umgeftaltung ber Reichsrathskammer. 
Das Minifterium beharrt bei feiner früheren ablehnenden Erklärung. 
„ Rafjau). DO. Kammer: Die Rechte erfcheint, weil Wahlprü- 
fungen auf bie Tagesordnung gefegt find, auch nach der Vertagung 
wieder nicht in der Derfammlung und macht fie damit wieder be- 
ſchlußunfaͤhig. | 

» (Bayern). UI. Kammer: Zahlreiche Petitionen verlangen bie 
Umgeftaltung des Landwehrinftitutes ober die Verfeßung besfelben 
in „ruhende Nctivität”. Der Minifter des Innern Yehnt in Ant: 
wort auf eine bießfällige SInterpellation eine ſolche „Conceſſion 
an bie Tagesmeinung” ab. — Die neuen Zollvereinsverträge werben 
mit 117 gegen 7 Stimmen genehmigt und dem Beſchluß mit gro: 
Ber Mehrheit bie Bitte beigefügt „es möge Se. Maj. ber König im 
Verein mit den übrigen Zollvereinsregierungen bahin zu wirken fire: 
ben, daß bald thunlichſt Hanbelsverträge mit Italien, der Schweiz, 
Belgien, England und Rußland abgefchloffen werben.“ 

„Maſſau). II. Kammer: Die Rehte erklärt neuerdings, daß 
fie an feiner Arbeit ber Kammer Theil nehmen werbe, bevor nicht 
die Beanftandung der Wahlen ihrer Partei zurüdgezogen feien. Die 
Redner der Majorität beharren dagegen barauf, daß bie Wahlfreiheit 
von ber Regierung arg beeinträchtigt worden fei und daß bie Rechte 
durch ihre Arbeitseinſtellung nichts anderes bezwede, als jogar die 
bloße Discufjion der Wahlen und die Offenlegung der Mißbräuche 
abzufchneiden. Die Mehrheit beichlieft, vor Erledigung der Wahl- 
prüfung und ihrer Conftituirung könne die Kammer ſich auf weitere 
Gegenſtände nicht einlaffen. 

„ (Bayern). ID. Kammer: Antrag des Abg. Kolb auf Umgeltal- 
tung bes (ſtehenden) Heerweſens: 

„Es fei an Se. Maj. den König die erfurchtsvollfte Bitte zu richten, dem 
gegenwärtigen Landtag einen Geſetzentwurf vorlegen zu laffen, durch welchen 
einerjeit8 die Wehrhaftmachung der ganzen männlichen Bevölkerung des Lanz 
des angebahnt, andererjeitS die ebenjo drückende als ungerecht vertheilte, die 
Ausgehobenen insbejondere übermäßig lang in ihrem bürgerlichen Beruf bin: 
bernde Laſt der jetigen ſechsjährigen Dienftpflichtigkeit auf das Nothwendige 
beichräntt werde. Se. k. Maj. möge ferner gebeten werben, bie nöthigen 


Weiſungen zu ertbeilen, um vom deutfchen Bunb eine burchgreifende Revifion 
fowohl der Bundesfriegsverfaffung an fich, als ber in völlig ungerechtfertigter 


Weiſe zum unmittelbaren Nachtheil Bayerns feitgeftellten Matrikel des Bun: 


bescontingent8 zu verlangen. Es möge ferner in Beziehung auf das zu ent- 
werfende Gefe auf folgende Punkte befondere Rüdficht genommen werben: 
4) BIS zur Erzielung einer principiellen Aenderung ber Bunbesfriegsverfaj: 
fung: Herftellung eines Proviforiums für das jebenfalls auf bie geringite 
Zahl zu vebucirende Bundescontigent, und auch in Beziehung auf dieſes: 
8. Beihränfung ber Zeit voller Dienftpflichtigfeit auf hoͤchſtens 1% bis 2 Jahre, 
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ſelbſtverſtaͤndlich mit dem Vorbehalt ber Ertheilung bes ſogenannten kleinen 
Urlaubs, und mit dem weitern Vorbehalt einer entſprechenden Abkürzung 
jener Zeitdauer für alle diejenigen, welche in Schulen, Jugendwehren ober 
auf fonftige Art eine militärifche Vorbildung vor bem Eintritt im das Heer 
fich bereits verfchafit haben. Die durch die erftrebte Sefammtumgeflaltung zu 
erzielenden finanziellen Eripamiffe ſollen zugleih bie Mittel bieten, den in 
bie Kategorie des Yunbescontingents fallenden Militärs möglichſte finanzielle 
Entfhädigung für die perfönlihen Opfer zu gewähren, welche fie im Gegen 
ſatz zu ben übrigen jungen Männern bringen müffen. b. Anfchluß einer vier- 
jährigen Nefervepflichtigfeit an dieſe höchſtens zweijährige active Dienftpflichtig- 
feit, mit bem Vorbehalt acht: oder vierzehntägiger asieberholungscurie jährlich, 
und ber Regierungsbefugniß ieberzeitiger Einberufung im Fall eines drohen: 
ben ober ausbrechenden Kriegs; im übrigen aber unter Bejeitigung jeder Be⸗ 
ſchränkung der Dienftpflicätigen hinſichtlich des Wohnorts, Gejchäftsbetriebs, 
der Niederlaſſung und Verehelichung während der gewöhnlichen Zeitläufte. 
2) Militäriſche Vorbildung der Jugend in den Schulen, namentlich den Mit⸗ 
telſchulen, und zwar nicht bloß durch Turnen, ſondern ebenſo durch Exerciren 
unter ber Leitung wirklicher Militärs. 3) Militäriſche Bildung und feſte 
gegliederte Organiſation aller zum Waffendienft nicht abfolut untauglichen 
jungen Männer (außer den für das Bundescontingent ohnehin beflimmten), 
und zwar in ber Weife, baß die Einübung in einer Zeitfrift von etwa vier, 
ſechs oder allerhöchſtens acht Wochen ftattfinde; baß dann die in biefer Weife 
vorgebildeten Recruten fofort beftimmten Corps (Comp., Bataillonen, Batte- 
rien 2c.) zugetheilt werben und mit benfelben (etwa zwei Jahre lang im 
Auszug, bann vier Jahre in ber Reſerve) alljährlich kurze Wieberholungscurfe 
durchzumachen haben, im Webrigen aber — das Aufgebot für den Kriegsfall 
jelbftverftändlih ausgenommen — unter vollftänbigem Fernehalten jeber Be: 
ſchränkung in den bürgerlichen Berhäftniffen. 4) Aufheben bes Inſtituts ber 
unmontirt und unerercirt Affentirten und ſtändig Beurlaubten, burch welches 
die Leute ſechs Jahre Yang in ihrem bürgerlicher Beruf beläftigt unb gehemmt 
find, während bie Einrichtung militärifch rein nuglos ift. 5) Aufheben des 
militäriſch ebenſo nußlofen Inſtituts der Landwehr in der gegenwärtigen Art, 
bagegen Organifation einer militärifch wirklich brauchbaren neuen Landwehr 
unter Bejeitigung aller unnöthigen Beichränfungen und Beläftigungen ber 
Einzelne in ihren bürgerlichen Verhältniſſen.“ 

Die Kammer genehmigt faft einftimmig den Ausſchußantrag, an 
Se. Maj. die Bitte zu richten, „den Kammern bes Landtags einen 
Sefeßesentwurf über bie zeitgemäße Erweiterung ber Kammer ber 
Neichsräthe vorlegen zu laſſen“ Das Meinifterium erklärt ſich 
neuerdings dagegen. 


26. Apr. (Hannover). Die II. Kammer befchließt mit allen gegen 3 Stim- 


men das Verlangen an die Regierung, in ber nächſten Diät einen 
Entwurf zu.Reform ber Gewerbeordnung und zwar im Sinne ber 
Gemerbefreiheit einzubringen. 
„ (Helfen: Darmftadt). TI Kammer: Antwort des Miniſters 
Dalwigt auf eine nterpellation bes Abg. Met bezüglich ber 
Mainzer Convention: 

+. Die in Frage ſtehende Uebereinfunft ift nicht aufgehoben worben ; 
fie befteht noch fort. Die Gründe, warum bie großherzogl. Staats⸗ 
vegierung fih nicht veranlapt finden Tann, bem in ber Interpellation erwähnten 
einfeitigen Beſchluſſe ber zweiten Kammer Folge zu geben, find in ben mehr: 
fachen im Laufe ber ſtändiſchen Verhandlungen über dieſen Gegenfland von 
Seiten der Regierung abgegebenen Erklärungen enthalten,” 
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Metz und 20 Gen. beantragen, den Minifter dafür in Anklage: 
zuftand zu verjeben. 

27. Apr. (Bundestag) beſchließt, die Bundes-Fachmännercommiſſion, 

welche ben Entwurf für Einführung gleihen Maßes und Gewichtes 

ausgearbeitet hat, wieber einzuberufen. Preußen, bas ſich bisher 
nicht betheiligte, will nunmehr auch Theil ‚nehmen. Luremburg- 

Limburg allein gibt ein biffentirendes Votum ab. 

„ (Bayern). Die I. Kummer genehmigt ebenfalls die Zollvereinsver⸗ 

träge, lehnt aber Die von ber IL. Kammer beigefügte Bitte um Han: 

belsverträge mit Italien zc. ab. 

29. „ (Defterreidh) geht auf den Vorſchlag Preußens wegen ber Be 
rufung der Stände der Herzogthümer ein, und trägt darauf an, zu: 
nächſt bie Stände ber beiben Herzogthümer nad) dem Wahlgefet 
von 1854 zu berufen, um fi mit denfelben über bie Anmwenbung 
des Wahlgefehes von 1848 zu verſtändigen. Preußen erklärt fich 
bereitwillig damit einverftanden und legt nunmehr auch feinerjeits 
auf die „Erhaltung der Nechtscontinuität” großes Gewicht, gibt aber 
zu erwägen, ob e8 nicht ziwedimäßiger wäre, ftatt bes Wahlgeſetzes 
von 1848 das Princip der allgemeinen und directen Wahlen für bie 
zu berufende Bertretung in Anwendung zu bringen. 

„ u» (Hannover). Die IL Kammer beſchließt trot bes Widerſtandes 
des Minifters Windhorſt mit allen gegen 8 Stimmen, bie Regierung 
aufzufordern, ihre bie Bunbespreßorbonnang von 1854 einführende 
Berordnung von 1855 zurüdzunehmen. 

30. „ (Schleswig : Holftein). Die Delegirtenverfammlung ber 
Tchleswig-holfteinifchen Kampfgenofjenvereine — von 45 Bereinen 
find 34 durch 67 Delegirte vertreten — bejchließt einftimmig: 

„Die Anerkennung Herzogs Friebrih VIII. ift ber richtig bezeichnete Weg, 
auf welchem die fchleswig-holfteinifche Landesſache für die beutjche Nation und 
insbefonbere für das ſchleswig-holſteiniſche Volk in ehrenvoller und fomit na⸗ 
tionalee Weife zu löſen ift. Fürſt und Bolk werben fih — wenn ohne 
Zwang, um fo bereitiilliger und mit um fo größerer Opferbereitwilligfeit — 
ſolche Beichränkungen der vollen Selbftändigfeit auferlegen, welche im inter: 
effe der Sicherheit nnd Wohlfahrt Deutſchlands erforderlich und im Anſchluß 
an Preußen zu ermöglichen ſind.“ 

— „ Die Propos de Labienus von Rogearb werben auf Anbringen 
der franzöftichen Regierung von ben Regierungen von Preußen, 
Sachſen und Hamburg verboten. 

— „u &reußen) Arbeiterſtrike in Burg bei Magdeburg. 


1, Mai. (Bayern). Die I, Kammer genehmigt mit 30 gegen 7 Stim- 
men bie bisher von ihr abgelehnte Abkürzung ber Finanzperioden 
nunmehr ebenfalls. 

„ » (Banngver). Reben des Königs in Göttingen (für ben „Geiſt 
ber achten Monarchie und Foͤderativität“ und für bie Dauer bes 
Melfenhaufes bis. „zum Ende aller Dinge”). 

„» » (deffen:Darmftadt). Die II. Kammer beharrt troß ber Ableh- 
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nung der J. Kammer auf ihrem früheren Beſchluſſe gegen die Nie⸗ 
derlaſſung der Jeſuiten in Mainz. 


1. Mai. (Naſſau). Gemeinſchaftliche Sitzung beider Kammern als 


Ständeverfammlung. Abgeordneter Raht trägt auf Ausſchließung der 
41 Mitglieder der II. Kammer, melde bort ihre Arbeit eingejtellt 
haben, an. Der Antrag wird mit 22 gegen 21 Stimmen zur Be: 
gründung zugelaffen, danı aber mit 23 gegen 20 Stimmen ver: 
worfen. Diefe Minorität proteftirt und verläßt ben Saal, um bie 
Steuerbewilligung für 1865, wozu bie Renitenten ber IL. Kammer 
bereit wären, nunmehr ihrerfeits durch Beſchlußunfähigkeit der Ver⸗ 
ſammlung unmöglich zu machen. 


2. „ (Hannover). Die I. Kammer ſpricht fi) mit 44 gegen 36 Stim- 


y 


men bei Gelegenheit der Frage neuer Normen für die Enticheidung 
von Competenzconflicten auf ben Antrag Bennigfens für die Wieber- 
berftellung der Verfaffung von 1848 aus, indem fie erklärt 

„baß der Antrag nur eine einzelne Verbeſſerung ber durch bie einfeitig 
erlaffene Verordnung vom 1. Aug. 1855 herbeigeführten, fchwere Bedenken 
erregendben Veränderungen des Verfaffungsrehts und ber Organijationsgrund: 
füte bes Landes bezwedt, — Stänbe aber ben dringenden Wunſch begen und 
die beflimmte Erwartung ausfprechen müffen, daß königl. Regierung nicht 
allein bie auf biefem befonberen Gebiete vorhandenen Unzuträglichkeiten be= 
rückſichtige, ſondern minbeften® in ber nächften ordentlichen Diät umfaflendere 
Borlagen machen werbe, burch welche die fo wohlthätigen, ohne Mitwirkung 
ber Stände abgeänberten Beitimmungen des Berfaffungsgefetes vom 5. Sep⸗ 
tember 1848 und der auf biefelben gebauten Organifationsgefepe im Wefent: 
lichen, vorbehaltlich einzelner zwilchen Regierung und Ständen zu vereinbaren 
ben Abänderungen, wieberhergeftelt und bamit nicht allein bie Rechte und 
Snterefjen bes Landes in früherer Weife wieber gefichert, ſondern auch die 
duch das Vorgehen ber Töniglihen Regierung im Jahre 1855 heroorgerufe: 
nen, den Trieben und die Entwicklung bes Königreichs beinträchtigenden poli⸗ 
tiſchen Streitigkeiten endlich völlig befeitigt werden mögen.” Bennigfen 
führt in der Begründung aus: „Mit ber Wieberftellung der Berfaffung müſſe 
zugleich die Ausſcheidung der Domänen fallen, müßten die Verſchlechterungen 
"aus ber Stäbteorbnung unb bem Geſetze über Civildiener wieber befeitigt werben. 
Mit dem Verweigern dieſer Reformen feien die größten Gefahren verbunden. 
Schon jetzt mache ſich in den beutfchen Mittel- u, Kleinftaaten eine politifche Agonie 
geltend, bie flaumerierregend fei; man befümmtere ſich faft gar nicht mehr um 
das eigene Wohl und Wehe, fonbern fehe nach bem Gang ber Dinge in Ber: 
lin und Wien. Wenn bas jebt ſchon jo gehe, wo bie Verfafjungsverhältnifie 
in Defterreih und Preußen nicht erfreulich ſeien, wie folle das erft werben, 
wenn in Preußen wieder ein Tiberales Regiment herrſche. Diefe Stimmung 
begünftige Die Pläne auf Errichtung eines Einheitftants in Deutſchland, ihr 
* jeder entgegentreten, der den Bundesſtaat für das zu erſtrebende Ziel 

te". 


„ (Bayern). Erlaß des Minifters des Innern gegen bie Agitation 
für Aufhebung ober totale Umgeftaltung der Landwehr. 

„ (Hannover). Die I Kammer verwirft einftimmig ben Beitritt 
zu dem Beichluffe der II. Kammer vom 29. April bez. Bunbespreß- 
orbonnanz. 


„CKurheſſen). Stänbeverfammlung: Recrutirungsgeſetz. Bet 





Pa 
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F 3 ber Regierungsvorlage (Erhöhung ber Dienſtzeit von 5 auf 
6 Jahre, wovon 4 im activen Dienft und 2 in ber Reſerve) wirb 
ber Antrag bes Ausichuffes auf Zuftimmung veriworfen und bagegen 
auf den Antrag bes Abg. Trabert mit 27 gegen 26 Stimmen be- 
ſchloſſen, die active Dienftzeit bloß auf 3 Jahre feftzufeben. Der 
Kriegsminifter erflärt fofort die Vorlage für zurückgezogen. 


. Mai. (Naffau). Die Regierung löst den Landtag auf, „nachdem fich 


durch das Ausbleiben der Minorität ber II. Kammer bie Fortfüh—⸗ 
rung ber Gefchäfte dort und durch das Ausſcheiden von 20 Mit: 
gliedern aus ber Ständeverfammlung die Bewilligung der Steuern 
als unmöglich erwieſen babe.“ 
„ Württemberg). Die IL Kammer beiließt mit 73 gegen 3 
Stimmen bie Regierung wieberholt zu bitten, das Inftitut der Jugend⸗ 
wehren im Lanbe durch Aufftellung eines militärifchen Vorſtandes 
und militärifcher Inſtructoren, ſowie durch Abgabe von Waffen aus 
dem F. Arjenal zu fördern. Der Kriegsminifter lehnt den Wunſch 
nicht gerabe ab, jet aber der Erfüllung mehrfache Bedenken ent- 
gegen. 
„ (Hannover). Diel Kammer faßt auf den Antrag des Minifters 
Hammerftein bez. des Verfahrens bei Competenzeonflicten einen 
wenig eingreifenben Beſchluß und nimmt von ber beigefügten Erklä⸗ 
rung ber TI. Sammer bezüglich SHerftellung ber Verfaſſung von 
1848 gar feine Notiz. 
„ (Württemberg). Die IL Kammer: lehnt die Abſchaffung ber 
Lebenslänglichleit der Ortsvorftände mit 61 gegen 19 Stimmen ab. 
„ (Baben). Die I Kammer geht mit 11 gegen 5 St. über 
bie Petitionen gegen das neue Schulgefeg zur Tagesorbnung über. 
„ (Heilen: Darmitapt). Die II. Kammer befchließt mit 28 gegen 
12 Stimmen, gegen den Miniſter Dalwigk wegen fortbauernder 
Aufrechthaltung der Mainzer Convention Anklage zu erheben. 
„ (Hefjen:Darmftadt). Die I. Kammer lehnt den Beſchluß ber 
Kammer wegen Anflageerbebung gegen den Minifter Dalwigk 
einftimmig ab. 
„ (Scäleswig-Holftein). Erklärung des Altonaer ſchleswig⸗ 
holſteiniſchen Kampfgenofienvereins gegen bie ſog. nationale Partei 
und biejenigen Mitglieder ihres Vereins, bie ſich berjelben ange: 
Ihloffen haben. Von 65 Vereinen treten 45 ber Erklärung bei. 
»„ (Bayern). OH. Kammer: Der Juſtizminiſter legt einen bloß auf 
die Inländer (Bayern) beſchränkten Entwurf eines Amneſtiegeſetzes 
vor unb verfünbet einen Generalparbon bes Königs für alle Mi- 
litärs wegen Betheiligung an den Creigniffen von 1849. 
„ Württemberg). Die IL Kammer beſchließt mit 69 gegen 4 St. 
die Abſchaffung ber Prügelftrafe und mit 76 gegen 5 Stimmen 
bie Aufhebung ber Kreisregierungen. 
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12. Mei. (Deſterre ich). Depeſche an Preußen: Oeſterreich zieht feinen 
Vorſchlag einer vorherigen Berufung der Stände von 1854 zurüd, 
hält Dagegen an ber Anmenbung bes Wahlgefekes von 1848 feft. 

„ „ (Hannover). Die IL Kammer beichließt mit allen gegen 7 Stim⸗ 
men, von der Regierung bie enbliche Publication der (von ber Re 
gierung ſelbſt vorgefchlagenen und von beiden Kammern im vorigen 
Jahre genehmigten) mobificirten Wahlgefeße zu verlangen. 

» „ (Baden). HD. Kammer: Debatte über die Meorganifation der 
I. Kammer. Commifjionalberiht Häuſſers. Die Anträge ber Com⸗ 
million werden angenommen und ba biefe in mehreren Puncten bon 
den Borfchlägen ber Adreſſe der I. Kammer abweichen, fo ift ber 
Beitritt zu biefer Adreſſe von ber II. Kammer als abgelehnt zu 
betrachten. 

413. „ Bayern). DL. Kammer: Bor dem Eintreten in die Ausfchuß- 

‚ anträge bez. Reform ber Militärjuftiz gibt der Kriegsminifter bie 
Erklärung ab, 

„baß Se. k. Maj. ben bisherigen Zuftand ber Militärftrafrechtspflege als 
einen verfaffungsmäßigen erkennen, gleichwohl aber aus freier E, Ent- 
ſchließung allergnädigft anzuordnen gerubt haben, daß bie bei ben Militär- 
gerichten zur Anwendung fommenden Vorfchriften über Strafrecht und Straf: 
verfahren, fomit unter Ausfchluß jener bezüglih der Disciplinarfacdhen, für 
bie Folge durch Geſe tz feftgeftellt werben; ferner daß Se. T. Majeftät zur 
Bollziehung dieſes Allerhöchſten Entſchluſſes das Kriegsminifterium mit Aus- 
arbeitung der betreffenden Gefetentwürfe, welche dem Landtage vorgelegt 
werben jollen, allergnäbigft beauftragt haben, Dagegen aber an dem in Tit. 
IX. 57 der Berfaffungsurfunbe ausgefprodhenen Grundſatze, wonach Militär: 
perfonen in Dienflfachen, dann wegen Vergehen und Verbrechen unter ber 
Militärgerichtsbarkeit fiehen, and fernerhin feſtzuhalten geruhen.“ 

Der Antrag des Ausihuffes wirb in Folge dieſer Erklärung an 
benjelben zu weiterer Prüfung und Berichterſtattung zurückgewieſen. 
— Völk und 59 Gen. interpelliren den Minifter des Innern wegen 
feines Erlafjes vom 4. Mai bez. der Landwehrfrage. 

„ u (Baden). H. Kammer: Der Kriegsminifter Ludwig verſpricht 
ben Entwurf einer neuen Militärproceßorbnung und einen Geſetzes⸗ 
entwurf zu Uebertragung ber nicht-militärifchen, gemeinen Vergehen 
und Verbrechen von Militärs an die bürgerlichen Gerichte. 

14, „ Bürttemberg). Die I Kammer geht über den Antrag Fetzer 
auf allgemeine Wehrpflicht ebenfalls zur Zagesorhnung über. Re: 

. ferat des General Baur für Beibehaltung ber ſtehenden Heere und 
gegen das ſchweiz. Milizſyſtem. 

— „BGanhyern). Auch die Rechte ber II. Kammer conſtituirt ſich 
noch und erlaͤßt ein Programm. 

15.—16. Mai. (Baden). IE Kammer: Nach zweitägiger Debatte über 
bie Petitionen gegen Das neue Schulgefeb wirb mit allen gegen 2 
Stimmen über biefelben zur Tagesordnung gefchritten. Die Regie: 
rung erflärt fi bamit einverftanben. 

Erflärung bes Geſammtminiſteriums: „Die eingefommenen Pe⸗ 
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titionen verlaugen für bie katholiſche Kirche entwe der das edit ber Mit⸗ 
leitung und Mitaufſicht über die Schulen oder vollſtändige Unterrichtsfreiheit. 
Die großh. Regierung vermag dem Verlangen nach einer ſolchen Erweiterung 
ber beſtehenden Unterrichtsfreiheit nicht ſtattzugeben, bei welcher das dem Ein⸗ 
zelnen gewährte Recht als ſchrankenloſes Vorrecht für Corporationen ange⸗ 
ſprochen und die ſtaatliche Aufſicht über derartige Unterrichtsanſtalten ausge⸗ 
ſchloſſen oder unwirkſam würde. Einen Rechtsanſpruch der Kirchen auf Mit: 
leitung der öffentlichen Schulen im Großherzogthum kann die Regierung ge⸗ 
genüber der den Siaatsbürgern zugeſicherten Gewiſſensfreiheit und gegenüber 
5 6 des Geſetzes von 1860 gleichfalls nicht anerkennen, und fie kann fi 
des Rechtes nicht entäußern, Schulen ohne confefftonellen Charac- 
ter zu errichten, mit bem Vorbehalt, daß bie Kirchen für den Religions: 
unterricht ihrer Angehörigen neben ber Schule Sorge tragen. Inſoweit da⸗ 
gegen die beftehende Gefehgebung eine confeffionelle Volksſchule mit obliga⸗ 
torifchem Religionsunterricht angeorbnet bat... ging bie Regierung von ber 
Erwartungaus, daß bie Kirchen von ber ihnen gebotenen Stellung Gebraud) 
machen werben, und fie war bei Vollzug bes Gejeßes bemüht, den Eintritt 
biefer Pewirtun moͤglichſt zu erleichtern. Sie hält auch jetzt die Hoff⸗ 
nung feſt, daß dieſes von ihr im Intereſſe der confeſſionellen Volksſchule ge: 
wünſchte Reſultat eintreten werde und wird, um die Abſicht des Geſetzes voll⸗ 
fländig zu erreichen als vollziehende Gewalt nach der ihr obliegenden Pflicht 
umfichtiger Unparteilichfeit einer mit bem Worte und dem Geifte des Geſetzes 
vom 29. Yuli 1864 verträglihen Verftändigung mit ber Fathofifchen Kir: 
chenbehörde nicht aus dem Wege geben... .“” 


16. Mai. (Zollverein). Die neuen Zollvereinsverträge werben in Berlin 


19, 


22. 


bon ben Bevollmädtigten ſämmtlicher Zollvereinsftaaten unterzeichnet. 
„ Preußen) fuht eine Stüße für feine Abſichten an den däniſch 
rebenben Nordſchleswigern; zu biefem Enbe bin geht ein Erlaß an 
Hrn. v. Zeblik in Betreff ihrer angeblichen Bebrüdung, mit dem 
Auftrag, „er folle zuverläffige PVerjönlichfeiten, über beren Unpartei⸗ 
lichkeit kein Zweifel beftehe, auf preuß. Koften abſenden, bamit bieje 
ih an Ort und Stelle von ben Zuſtänden und Beſchwerden ver 
Einwohner durch Erkundigungen bei denfelben unterrichteten”. 

»„ (Bayern). Die I Kammer Ichnt den Antrag der IL Kammer 
auf Erweiterung (und Umbildung) bes Reichsraths einftimmig ab. 
„ (Baden) Ber Erzbifhof von Freiburg macht einen erfolglofen 
Verſuch, ſich mit ber Regierung über das Schulgefeß zu verfländigen. 
Die Regierung erflärt feine Forderungen für unnannehmber. 

„ (Hanndvver). Beibe Kammern verftändigen fi vor ihrer Ver⸗ 
tagung noch über ein (ſchwaches) Verlangen nad; Beränberung ber Preß⸗ 
Geſetzgebung; dagegen ift Feine Verftänbigung iu her Verfaflungs- 
frage zu erzielen. Der Wahlgeſetzfrage weit bie I. Kammer aus. 
„ (Bayern). TE Kammer: Der Ausſchuß beihliekt mis 7 gegen 
2 Stimmen eine Ausdehnung ber beabfickkigtem Amneſtie auch auf 
(deutſche und nichtdeutſche) Ausländer trotz der kategoriſchen Erklä⸗ 
rung des Miniſteriums, daß mit dieſer Ausdehnung das ganze Ge⸗ 
ſetz nicht zu Stande kommen werde. 

„Olbdenburg) richtet eine identiſche Note gegen die angebliche 
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Auguftenburgifche Nebenregterung in ben Herzogthümern an Oefter: 
reich unb Preußen: 

„... Die biesfeitige Negierung ift weit entfernt in ihrem Bebenfen gegen 
bie Einberufung einer ſchleswig⸗holſteiniſch en Vollsrepräfentation von ber Mei: 
nung auszugehen, daß es etwa ber Wille ber deutfchen Großmächte fei, Be⸗ 
jchlüffe gerabezu herbeizuführen ober zu begünftigen, welche den Rechten Sr. 
e. 9. des Großh. auf die Erbfolge zu nahe treten. Sie barf im Gegentbeil 
vorausfegen, baß ber Wille befteht, anmaßliche Bejhlüffe dieſer Art 
abzuwehren und überhaupt in ben ftändifchen Berathungen für bes Groß: 
berzogs k. Hoheit alle diejenigen Rüdfichten walten zu lafien, welche gegen 
über einem anbern Erbprätendenten bie einfache Gerechtigkeit fordert. Daß es 
aber möglich fein werde, ben Erbanjprüchen ber ftreitenden Theile von vorne 
herein eine gleiche Achtung zu fihern, muß bem begründetften Zweifel unter: 
liegen, wenn man erwägt, wie vollftändig in ben Herzogtbümern 
bie Herrihaft einer Partei gegenwärtig etablirt ift, welche durch 
bie Anweſenheit bes Prinzen Friedrich von Auguftenburg feit langer Zeit ſchon 
einen feſten Mittelpunkt ihrer über das ganze Land ausgebehnten Agitation 
gefunben bat. Es ift befannt genug, daß bie perjönliche Umgebung bes 
Prinzen fogar in ber Geftalt dienfllider Behörden organifirt if, 
und ebenfo befannt ift auch der wirffame Einfluß, ber auf alle Landesange⸗ 
legenheiten von dort aus Öffentlich geübt wird, concurrirend mit demjenigen 
ber gejeglichen Behörden bes Landes. Se. k. H. ber a: glaubt Die 
Befeitigung fo anormaler Zuftände als fein Recht fordern zu bürfen, 
und fieht fi jeßt um jo mehr genöthigt, auf biefelben zu bringen , als bei 
ber Fortdauer biefer Verhältniſſe offenbar jedes Wahlgefeb, welches von 
ben deutjchen Großmächten in den Herzogthümern erlaffen wird, nothwen- 
dig eine Bolfsrepräfentation ergeben muß, wie fie der Par— 
teiregierung in Kiel beliebt. Eine ſolche Volfsrepräfentation würde 
aber vorausfichtlich nicht verhindert werben können, fich die Befugniß zu Be⸗ 
ſchlußfaſſungen beizulegen, welche, wenngleich ihre rechtliche Nichtigkeit auf der 
Hand liegt, ſich doch leicht zu politifcher Bebeutung erheben unb ber weitern 
Entwidfung ber jchleswig-holfteinifchen Crbfolgefrage eine Richtung geben 
könnte, die zu einer ernfllihen Bebrohung ber Rechte St. k. H. des Groß: 
herzogs, welcher fich feinerfeitS jeder Parteiorganifation in ven Herzogthümern 
grunbläplig und gewiflenhaft enthalten, führen würbe. Die großh. Regierung 

ezweifelt nicht, daß bie erleuchteten Großmächte die geeigneten Mittel finden 
werben, ber in einer folhen Wendung liegenden Gefahr für eine bem Recht 
entſprechende Köfung ber Erbfolgefrage wirffam vorzubeugen und aud in 
diefem Stadium bes jchleswig-holfteinifchen Conflicts ben beiben Erbpräten- 


denten die Barität, welche jeder von ihnen zu forbern ben unbeftreitbar= 


ſten Anſpruch bat, zu fihern. In biefer Hoffnung ftellen Se. k. H. ber 
Großherzog bie Erbanſprüche Ihres fürftl. Haufes auf bie Herzogthümer 
Schleswig und Holftein vertrauensvoll unter den Schub der allerhöchſten Re⸗ 
gierungen ber beiden deutſchen Großmächte“. | 


24. Mai. (Preußen) beharrt nunmehr in einer Depefche an Defterreich 


” 


265. 


ſeinerſeits auf der Einberufung der ſchlesw.-holſt. Stände von 1854 
um der „Redtscontinuität” willen. 

» (Bayern). I. Kammer: Die Regierung gibt in der Amneſtie⸗ 
frage nad und macht den Vorſchlag, diefelbe auf die Angehörigen 
aller deutſchen Bundesſtaaten auszubehnen und nur Ausländer (Mie- 
roslawsti) auszufchließen. Der Kammerausihuß geht hierauf ein- 
ftimmig ein. | 

„ (Sadfen). Geburt eines Sohnes bes Prinzen Georg, bes 
erjten Enkels bes greifen Königs. | 
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26: Mai. (Zollverein). Preußen regt durch eine Circulardepeſche bei ben 


a7. 


29. 


30. 
31. 


—— 


Zollvereinsftaaten die dee eines Hanbelsvertrags mit alien an. 
„ (Zollverein). Paraphirung eines Handelsvertrags zwiſchen dem 
Zollyerein und der Schweiz und eines Nieberlaffungsvertrags zunächſt 
zwifchen Württemberg und der Schweiz in Stuttgart. 

» Bayern). Die IL Kammer genehmigt mit allen gegen 1 


- Stimme (des clericalen Abg. Ruland) das Amneſtiegeſetz nad bem 


mit ber Regierung vereinbarten Antrage des Ausſchuſſes und ohne 
Discuflion. 
„ (Sadfen). Der König gewährt zur eier ber Geburt eines 
Thronfolgers allen politifchen Compromittirten von 1849 volle Am- 
neitie. 
„ (Preußen). abinetsconfeil unter dem Vorſitz des Könige und 
unter Zuziehung des Kronprinzen. Die beabfichtigte Miffion bes 
zum Oberbefehlshaber der äfterr.preuß. Streitlräfte in den Herzog: 
thümern befignirten Gen. Manteuffel nah Wien wird wieder fallen 
gelaflen. 
„ (Zollverein). Unterzeichnung eines SHanbelsvertrags zwiſchen 
dem Zollverein und England zu Berlin. 
„ (Zollverein). Preußen theilt den Zollvereinsftaaten dur eine 
Girculardep. mit, daß bie italienische Regirung erkläre, fie könne fich 
nicht mit dem Abſchluß eines bloßen Protocolls begnügen, fonbern 
werde nur auf einen fürmlichen Handelsvertrag eingehen, welcher bie 
Anerkennung bes Königreich entweber zur Folge ober zur Voraus: 
fegung habe; fie halte es mit ihrer Würde unvereinbar, in anderer 
Weife abzufchließen und glaube auch, daß das Parlament einem in 
anderer Form abgefchloffenen Vertrage ficherlich feine Zuftimmung 
beriweigern mwürbe. 
„ (Bayern). Die IL Kammer beſchließt nad dem Antrage ber 
Regierung eine Erhöhung der Beſoldung ber kath. Geiſtlichkeit. Aus- 
fall des Abgeordneten Völk gegen den Biſchof von Paſſau bez. bes 
Knabenſeminars. 
„ESchleswig-Holſtein). In Schleswig ſprechen ſich die Bürger, 
durch den Bürgerverein von Haus zu Haus darüber befragt, faſt ein⸗ 
ſtimmig gegen die (im Sinne ber ſog. nationalen Partei rebigirten) 
„Schlesw. Nachr.“ aus; in Itzehoe wird der Nebacteur ber „Itzh. 
Rachr.“ aus bemjelben Grunde von bem Verleger bes Blattes ent⸗ 
Iaffen. Gegen zwei Mitglieder der Ständeverſammlung, die das og. 
nationale Programm unterzeichnet haben, erflären fih ihre Wähler 
in großer Zahl und fordern fie zur Nieberlegung ihres Manbates 
auf. Gegen diejenigen Mitglieber des Kanıpfgenofienvereins, bie das 
nationale Progemmm unterzeichnet haben, haben nach und nad) 45 
‚ Kampfgenofjenvereine Erklärungen erlaflen (ſ. 9. Rai) und zwingen 
ſie dadurch zum Austritt aus dem Verein. 
„GMaſſau). In Abweſenheit bes barlaubten Regler Directors 


18 
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Werren halten die Liberalen wieder wie die Conſervativen zahlreiche 
Wahlverſammlungen im Lande ſelbſt. 


1. Juni. (Defterreih) gibt Preußen ſchließlich nach und willigt in bie 


2. 


Einberufung der ſchlesw.-holſt. Stände von 1854 ein. 


„ Medlenburg Schwerin). Kabinetsjuftiz: ein wminifterielles 
Reſcript verfündet dem Rath der Stabt NRoftod, 


es jolle von ber Forderung, baß ber Rath fein eigenes Erfenntniß caffire 
unb ein neues Erfenntniß auf Grund ber die Theilnahme am Nationalverein ver: 
bietenben minift. Verordnung von 1859 — welde vom Rathe für rechtsun⸗ 
giltig erflärt worden war — fälle, abgeſehen und bie eingeleitete Erecution wieber 
aufgehoben werben. Der Großherzog babe aber bas Erkenntniß bes Raths 
cafjirt und das bie Mitglieber bes Nationalvereins verurtheilende Erfennt: 
niß bes Bolizeibirectors Bland wieberhergeftellt, und es werbe benmad 
dem Rath bei Strafe einer neuen Erecution aufgegeben, biefe Ent: 
ſcheäödung bes Großherzogs den Betheiligten binnen 8 Tagen zu infinuiren. 


» (Bayern). 1. Kammer: Debatte über Schleswig-Holftein. 


Antrag bes Ausfchuffes: „I An Se. Maf. ben König bie Bitte zu 
richten, derjelbe möge in geeigneter Weife babin wirken: 1) daß bem Volke 
in bem deutſchen Bundeslande Holftein und in bem bamit untrennbar ver- 
bundenen Herzogthum Schleswig nicht länger das Recht vorenthalten werbe, 
unter dem von ihm anerkannten rechtmäßigen Fürften feine Angelegenheiten 
gleich unabhängig wie jeder andere deutſche Bundesſtaat felbft zu orbnen; 


2) daß demnach die verfaffungsmäßige Vertretung bes ſchleswig-holſteiniſchen 


Volkes zur Ausübung ihrer vollen gejcklichen Wirkſamkeit einberufen werbe. 
II. An ©e. Maj. den König ferner die Bitte zu richten, jeber ohne die freie 
Zuftimmung biefer Landesvertretung oder im Widerfpruche mit den Grund 
gefegen bes Bundes erfolgenden Entſcheidung über die Zufunft ber Herzog: 
thümer bie Auerfennung zu verfagen und dahin zu wirken, baß fie auch vom 
deutſchen Bunde verfagt werde”. 

Antrag bes (clericalen) Abg. Körg: „An Se. Maj. ben König bie 
Bitte zu richten, jedenfalls bie Angelegenheit der Herzogthlimer mit ber Löfung 
ber großen deutſchen Frage in unmittelbare Verbindung zu bringen“ (b. b. 
nady ber, Idee ber vom Antragfteller herausgegebenen hiſt.⸗polit. Blätter Schles- 
wig-⸗Holſtein Preußen zu überlaffen, um dagegen die Aufnahme bes öfterr, 
Gefammitſtaates in den beutjchen Bund zu erzielen). . | 

Rebe des Ausſchußreferenten v. Hofmann (Anregung ber “dee, 
die Kriegskoften gegen Dänemark von denjenigen Bundesitaaten, bie 
an dem Kriege nicht Theil genommen, tragen zu laſſen, mas, indeß 
beſchlußweiſe auszufprechen noch verfrüht wäre, weshalb ber Ausihuß 
es auch nicht in den Antrag aufgenommen habe). Rebe v. d. Pforb- 
tens (gegen Jörg). Die Kammer nimmt den Ausihußantrag mit 
allen gegen 2 (clericale) Stimmen, bie für ben Antrag Jörgs vo⸗ 


tiren, an. | 


„—7. „ (Oldenburg), Beſuch des Großherzogs in Berlin. - 
3. (Bayern). Die I Kammer ſtimmt bem Beſchlufſſe ber IT. Kammer 


. be. Schleswig⸗Holſteins einftinmig bei. Rede des Referenten Fürft 


Hohenlohe. Drohung v. d. Pforbtens. („Für uns fragt es fi, 


9b, wenn das Bundesrecht bes Herzogthums Holſteins nicht gewahrt 
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wird, e8 fi dann mit ber Ehre, der Würbe und der Zukunft Bay: 
erns vereinbart, fi an feine Bundespflict gebunden zu eradhten?“) 


3. uni. (Hamburg). Eine zahlreiche Berfammlung nimmt bezüglich ber 


4. 


* 


Verhaltniſſe, welche bei einer möglichen Einverleibung von Schleswig⸗ 
Holitein, Lauenburg und ben beiden Mecklenburg in ben Zollverein 
in Bezug auf bie Stellung Hamburgs in Frage ftehen werben, fol- 
gende Resolution an: 

„In Erwägung, daß Hamburg durch feinen Beitritt gum Zollverein bie 
Hanbelsfreiheit, in beren vollftändigem Genuß es herrlich emporblüht unb 
jeinen und ben deutichen Hanbel am beiten förbert, aufs Spiel feßen würde, 
erflärt die Berfammlung: daß fie diefem Beitritt im Intereſſe Hamburgs 
nicht minder wie Deutfchlands für unzweckmäßig erachtet. Die Verfammlung 
fordert zugleich jebes ihrer Mitglieder auf, in feinem Kreife und fo weit wie 
mögli für bie Durchführung dieſes Beichluffes zu wirken“. 

„ (Säleswig-Holftein). Sämmtliche Seeftaaten, auch Däne- 
mark, Haben nunmehr bie proviſ. ſchlesw.⸗ hofft. Flagge anerkannt. 
Der preuß. Civilcommiffär verhindert jedoch eine biesfällige Bekannt⸗ 
machung ber oberiten Landesbehörde. 

n &Deiterreih) wimmt in einer Depeihe an Preußen bie am 5. 
März abgebrohenen Verhandlungen über die preuß. Forderungen vom 
22. Zebr. wieder auf und erörtert, wie weit e8 benfelben innerhalb 
des Bundesrechts entiprechen könnte. 


- „ Wünfgehnte allgemeine deutſche Lehrerverſammlung zu Leipzig. 
- „ Erfter deutſcher Proteftantentag zu Eiſenach. Die Berfammlung 


anerfennt einftimmig , daß im allgemeinen bie bürgerliche Che: 
ſchließung das allein ausreichende Mittel zur Beſeitigung ber beftehen- 
ben Uebelſtände fei, ertheilt aber zugleich dem engern Ausfchuffe ven 
Auftrag, die Frage ber obligatorifchen Eivilehe einer eingehenden Be- 
rathung und Bericterftattung auf dem nächſten Proteflantentag zu 
unterziehen, 

„ (Hamburg). Die Bürgerfhaft verwirft den vom Senat abge: 
Ihloffenen Vertrag wegen Uebernahme des hamburgifchen Reitercon⸗ 
tingentes durch Oldenburg. 

„ (Zollverein). Preußen madt die Zollvereinsftanten, bie wegen 
Oeſterreichs einen Handelsvertrag mit Italien abgeneigt find, durch 
eine Eircularbepefhe darauf aufmerffam, daß ber öſterr. Hanbel zu: 
fällig dur die Beitimmungen des öſterr.ital. Handelsvertrags von 
1851 in Stalien viel günftiger geftellt fei und alle Vorrechte ber 
meiftbeglinftigten Nationen genieße, ber zollvereinslaͤndiſche Handel da⸗ 
gegen jene Vorrechte nach dem Vertrage von 1845 „mer in Anſpruch 
nehmen könne, wenn ber Zollverein dafür Aequivalente biete, 
De dann den Gegenſtand einer befondern Berftändigung zu bilden 

aben“, | 


9.—14. Juni, (Schleswig-Holftein). Miffien des preuß. Landraths 


Bringen v. Hohenlohe-Ingelfingen nad; Nordſchleswig. Die Dänifd- 
Sefinnten erheben ſogleich wieder den Kopf; däniſche Yahnen, pro: 
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vocirende bänifhe Lieber x. Die Mitgliever ber Landesregierung 
find im Begriff, einen Proteft gegen bie Miflion einzugeben, even- 
tuel um ihre Entlaflung zu bitten, begnügen ſich jebodd auf ben 
Rath des öſterr. Eivilcommiffärs und da der Prinz plötzlich zurüd- 
fehrt, mit ber Eingabe eines Expoſé über bie Unzuverläfligfeit feiner 
Unterſuchungen. 


10. Jun. (Coburg-Gotha). Der vereinigte Landtag lehnt den Antrag 


11. 


u 


12. 


" 


der Regierung auf Gehaltserhöhung bes Bunbestagsgefandten aber: 
mals ab. 


„ Deutiher Sournaliftentag in Leipzig. Derfelbe befchließt in Be: 


treff der Preßgefeßgebung einftimmig zu erllären: 

1) Jede Art von präpentiver Genfur, Cautionen, Conceffionen, ebenjo 
eine bejondere Erlaubniß zur Öffentlihen Feilbietung von Druckſachen oder 
Bildwerfen, ferner ber Zwang zur Einreihung von Pflihteremplaren, endlich bie 
FREE: von Preßerzeugniffen vor einer richterliden Verurtheilung ift un: 
ftatthaft. 2) Dasfelbe ijt der Fall mit jeber vorbeugenden Vorfchrift wegen Nen⸗ 
nung von Druder ober Verleger auf einer Drudichrift, ober Stellung eines ver: 
antwortlihden Nebacteurs bei Zeitfchriften. Der Verbreiter einer Druckſchrift ift 
zunächſt dafür haftbar, Tann aber durch Nennung bes Druders, biejer durch 
Nennung bes Verlegers ꝛc. ſich fraffrei machen. Umgekehrt kann jebe biejer 
Perjonen die Verantwortung auf ſich nehmen unb barf dann nicht zur Nen- 
nung ihres Vormannes gezwungen werben. 3) Die Vernichtung eines Preß- 
erzeugniffes Fann nur auf Grund ber Berurtbeilung einer bei beffen Berbrei- 
tung betbeiligten Perſon, nur gegen ben ftraffälligen Theil besfelben ausge: 
Iprochen werden. Zeitungsverbote find unftattbaft. 4) Gefegesübertretungen 
durch die Preffe verjähten binnen drei Monaten. 


y Der Ausihuß des Nationalvereins bejchließt in einer Verſammlung 


zu Eifenah, zu ber auch ſchleswig-holſteiniſche DVertrauensmänner 
eingeladen wurden, er gebe ſich 

„im Hinblid auf bie Berliner Vereinbarung vom 26. März 1865 ber 
Hoffnung Hin, daß bie Landesverfammlung Schleswig-Holfteins im nationalen 
Spntereffe begründete Forderungen nicht ablehnen, daß auf ber andern Seite 
aber. die preußifche Volfsvertretung darüber hinausgehende Forde⸗ 
rungen ber preußijchen Regierung an Schleswig-Holftein entjchieben zurück⸗ 
weiſen werbe.” 


„ Breußen) thut weiter feine Schritte für bie mit Oeſterreich 


vereinbarte Einberufung der ſchleswig-holſteiniſchen Stände, fondern 
bringt vorerft bei Defterreich wiederholt auf die Entfernung bes 
Auguftenburgers aus Holitein. 

„ (Bayern). IL Kammer: Debatte über die Trage der Militär- 
juftiz in Folge der Erklärung bes Kriegsminifters v. 13. Mai. Der 
Antrag des Ausſchuſſes wird mit 114 gegen 4 (clericale) Stimmen 


. angenommen: 


„1) Es fei den Anträgen Dr. Völk und Dr. Arnheim auf gefehliche Re⸗ 
gelung ber Militärftrafrechtspflege im Hinbli auf die beftlimmte Zufage der 
t. Staatsregierung, eine diefe Regelung bezielende Geſetzesvorlage an ben 
Landtag gelangen zu laſſen, eine weitere Folge nicht zu geben; 2) Es jet an 


-.. Se. Majeflät den König bie Bitte zu bringen, ben Kammern bes Landtags 


ben Entwurf eines Gejeßes vorlegen zu lafjen, durch welches die Uebertragung 
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ber Unterfuchung und Aburtheilung ber von Militärperfonen veräbten nicht⸗ 
militärifchen Verbrechen, Vergeben und Webertretungen an bie allgemeinen 
bürgerlien Strafgerichte herbeigeführt wird.“ 

12. Juni. (Frankfurt). Der gefebgeb. Körper verwirft einftimmig ben 
Senatsantrag bez. eines neuen Wahlgejebes. 

14. „ (Zollverein). Preußen zeigt Dänemarf an, daß die vom Zoll: 
verein ben franz. und ben öſterr. Producten gewährte Zollfreiheit 
ober Zollherabfegung v. 1. Juli an auch auf die däniſchen Probucte 
mit ſämmtlichen begünftigten und meiftbegünftigten Nationen bei ber 
Einfuhr in den Zollverein ausgebehnt werben follen, wenn bie Zoll: 
vereinsprobucte bei ber Einfuhr in Dänemark wie bie der jebt meiſt⸗ 
begünftigten Nationen behandelt werben, 


„» ve (Bayern). DieL Kammer will den Amneftiebefhluß der IL. Kam: 
mer nur unter einer (beſchränkenden) Mobification beiftimmen. Das 
Miniſterium äußert keinen Widerſpruch bagegen. 

DO. Kammer: Debatte über bie Landwehrfrage und faft einftim- 
mige Annahme des Ausſchußantrags: 

Es find bei ber Kammer 52 Petitionen eingelaufen, bie alle von bem 
Grundgedanken ausgehen, daß bas Landwehrinftitut eine Reform bebürfe, und 
daß, bis biefe erfolgen könne, jedenfalls einzelne Erleichterungen bez. bes 
Landwehrdienſtes gewährt werben jollen. Der Fein. jei zu der Anficht 
gelangt, daß das Landwehr: Sinftitut allerdings an wejentlihen Gebres 
Ken leide unb einer Reform bebürfe und jebenfall® auf geſetzlichem 
Wege geregelt werben müſſe, wie bieß bie Beſtimmungen ber Berfaffung vor: 
fchrieben, währenb bie beſtehende Landwehr-Ordnung von 1826 nur auf bem 
Berordnungswege erlaffen worben fei; daß es aber auch ald wünſchens werth 
ericheine , daß, bis die vollſtändige Reform zu Stanbe komme, einftweilen 
Erleidterung für die Landwehrpflichtigen gewährt werbe. Dagegen habe 
fi) ber Ausſchuß nicht für bie Aufhebung der Landwehr entfcheiben können, 
weil fie nach der Verfafſung einen Theil bes Heeres bilde. Der Aufhebung 
glei zu achten wäre bie Verſetzung in bie ruhende Activität, ba durch fie 
bie Erfüllung ber verfaflungsmäßigen Pflicht unmöglich gemacht werbe. 

„» nn (Kurbeffen) Ständeverfammlung: Debatte über den Scanbal 
bez. des Lehnguts Schwarzenhafel. Einjtimmige Annahme des Aus: 
ſchußantrags. 

15. „ (Defterreid) lehnt bie preuß. Forderung wegen Entfernung bes 
Auguftenburgers entſchieden ab, regt dagegen jeinerfeits eine Ber: 
minderung der preuß. Truppen in ben Serzogthümern an. 

„» » (Schleswig-Holftein). Die Kieler Ztg. veröffentlicht eine 
Note, daß der Herzog Friedrich entſchloſſen fei, das Land nicht zu 
verlafien, auch wenn Preußen und DOeiterreih einen bießfälligen 
Wunfh ausſprechen jollten. 

" „ Sabresconferenz von Abgeordneten ber evangeliſchen Kirchenbehör⸗ 
den Deutfchlands in Eiſenach. 

17. „ (Bundestag). Oldenburg überreiht einen Nachtrag zur Be: 
gründung feiner Anſprüche auf Schleswig.Holftein vom 3. Nopbr. 
1864 — keineswegs aber bie Hauptfache, eine förmliche Ceſſions⸗ 
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urkunde Rußlands und einen Verzicht des ihm immer noch vorge⸗ 
henden Prinzen Waſa. 

17. Sun. Mecklenburg-Schwerin). Die Execution trifft in Roſtock 
ein. Der Rath gibt alsbald nach. 

18, „ Großartige und allgemeine Feier des Jahrestags der Schlacht von 
Waterloo in Hannover, in Naffau und in Braunſchweig. In Hans 
nover entſchließt fi der Hof erit im lebten Moment, fih daran 
zu betheiligen. In Berlin findet keinerlei Feier des Tages jtatt. 

19. „ (Medlenburg: Schwerin), Die Bürgerjchaft beider Quar⸗ 
tiere der Stadt Roftod erflärt fi einſtimmig gegen bie Nachgiebig⸗ 
keit des Rathes. 

21. „ (Bayern). Die II. Kammer genehmigt den von ber Regierung 
für 186%, geforberten Militärcrebit mit einem unbebeutenben Ab- 
ſtrich, befchließt indeß, zwei Wünfche beizufügen: 

„I. Se. Maj. wolle die Regierung anweiſen, am Bunbe bie Revifion ber 
Bunbesmatrifel auf Grundlage bes bermalen wirklich beftehenben Bevölferungs- 
verhältnifjes und daraufhin bie Feſtſtellung ber Contingente nah Maßgabe 
einer bie dermalige Zahl bes Bunbesheeres Feinesfalls überfteigenden Truppen: 
menge zu betreiben. II. Se. Maj. wolle anorbnen, daß ſchon jegt und na⸗ 
mentlich bei Aufftellung bes nächſten Budgets alle jene Erfparungen ange⸗ 
ftirebt werben, welche ben bermaligen über mäßigen Aufwand für unjere 
Heereseinrichtungen zu vermindern geeignet find, namentlih wolle Bebacht 
genommen werben auf weitere Beſchränkung ber noch immerhin häufigen 
Garniſonwechſel; Verminderung ber unverbältnißmäßig großen Zahl 
ber Generäle, Abſchaffung aller unzweckmäßigen und unnöthigen Armaturen 
oder Befleidungsftüde; Aufhebung der überflüffigen Hauptwaden und 
Wachtpoſten und Einziehung der überflüffigen Stadtcommandantidhaften 


und Verminderung bes bei ben übrigen Commandantſchaften verwendeten 
großen Perſonals.“ 


24. „ (Scähleswig-Holjtein). Die preuß. Corvette Vineta trifft in 
Ausführung der Verlegung ber preuß. Marineftation mit 2 Comp. 
Seeſoldaten in Kiel ein. 

25. „ (Breußen) findet in Antwort auf die öſterr. Depefche vom 5. 
d. M. den Inhalt derſelben als Verbandlungsgrundlage zu unbeftimmt, 
doch „eigne fich Diefelbe als Anknüpfungsfaden für weitere Erörterung“. 

26. „ (Bayern). Die I. Kammer lehnt den Beſchluß der IL Kam⸗ 
mer vom 12. Juni bez. Militärjuftiz mit allen gegen 1 Stimme 
(Färft Hohenlohe) ab. 

7. „ Württemberg). Die II. Kammer nimmt die umfaffende Eifen- 
bahnvorlage der Regierung ſchließlich mit 76 gegen 2 Stimmen an, 
nachdem (am 23. Juni) die Hauptfrage Böblingen oder Leonberg 
nah dem Willen des Miniſters Varnbüler mit 44 gegen 22 Stim- 
men zu Gunſten des letzteren entſchieden worben. 

„ n (Gotha), Der Sonderlandtag erflärt ſich mit allen gegen 
7 Stimmen für Einführung einer Synodal- und Presbyterial⸗ 
verfaflung. 

28. „ (Schleswig-Holftein). Schreiben des Ausſchuſſes der ſchles⸗ 
wig-hoffteiniichen Vereine an diejenigen zu Wilfter über das Gerücht, 
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daß Herzog Friedrich gewaltfam auf eine preußifche Feſtung abgeführt 


werben jolle: 

„. .. Einer etwaigen Abficht, ben Herzog gewaltfam aus ber Mitte feines 
Volkes zu entfernen, mit mündlichen ober riftfichen Proteften zu begegnen, 
bürfte dem jchweren Ernſt einer ſolchen Cventualität wenig entfprechen. 
Sollte ein fo brutaler Gewaltact wirklich Platz greifen, fo wirb ber entſchei⸗ 
dende Augenblid gefommen fein, in welchem das fdhleswigsholfteinifche Wolf, 
feiner feierlichen Verheißungen eingeben, ſich nicht mit Proteften wird be= 
gnügen wollen.“ 

29. Jun. (Preußen). Gen. Herwarth v. Bittenfelb wird gelegentlich ber 
SJahresfeier der Einnahme von Alfen zum Commandeur bes rheint: 
fen Armeecorps, Gen. Manteuffel zum Obercommanbanten in 
Schleswig-Holftein ernannt. Die offic. Organe fprechen fofort wie: 
der von feiner „Meldung” in Wien und baß ber Großh. v. Olden⸗ 
burg zu berjelben Zeit ebenfalls in Wien eintreffen werbe. 

„ nn (Eoburg). Der Landtag einigt fi mit der Negierung über 
das Preßgefeb, indem er im Weſentlichen nachgibt. 

— „ (Scähleswig:Holitein). Allgemeine Vorbereitungen zu einer 
glänzenden Feier bes Geburtstags bes Herzogs Friedrich. Unfinnige 
Gerüchte. Hr. v. Zedlitz macht auf die Gefahren folder Demon⸗ 
ftrationen aufmerffam und erflärt, Preußen werbe gegen jebe babei 
vorkommende Verletzung feines Rechts in ben Herzogthümern mit 
allen ihm zu Gebote ftehenden Mitteln einfchreiten, eventuell feine 
Truppen verftärten. 

—  „ (Hamburg). Zahlreiche Arbeiterſtrikes. 


41. Juli. (Zollverein). Preußen, Sachſen, Kurheſſen verweigern dem 
in Stuttgart mit der Schweiz abgefchloffenen Handelsvertrage ihre 
Genehmigung, der baher vorerft bahinfällt. 

3. „ (Breußen) Der „Stantsanzeiger“ veröffentlicht eine amtliche 
Darlegung ber Sendung des Fürften Hohenlohe nad Nord: 
ſchleswig: 

„Die auf Anordnung ber k. Regierung Seitens bes k. Civilcommiſſarius, 
Frhrn. v. Zeblig, dem Prinzen zu Hohenlohe übertragene Miffion zur nähe 
ren Information über bie Klagen und Befchwerben ber Bewohner Norbichles: 
wigs hat nad ben eingegangenen Berichten Ergebniffe geliefert, welche bie 
Aufmerkſamkeit der bie Herzogthümer auf Grund des Wiener Friedens be 
figenden Mächte zu erregen geeignet find. Erſt bie bevorftehenden weiteren 
amtlichen Unterſuchungen werben ergeben, inwieweit biefe Beichwerben wirklich 
begrünbet find. Ohne diefen Unterhuhungen irgendwie vorgreifen zu wollen, 
ift es doch angemefjen, ſchon jetzt eine kurze Ueberficht über ben nahe ber» 
felben zu geben, um gegenüber den laut gewordenen gehäfjigen Infinuationen 
Mar zu machen, daß allerdings Grunb vorhanden war, durch eine Informa- 
tion an Ort und Stelle ber Bevölkerung die Gewißheit zu geben, daß ihre 
Klagen wenigftens nicht ungehört verhallen und daß es nicht bie Abficht ber 
beiden, das Lanb regierenden Mächte ift, einen Theil ber Benölferung, wel 
der auf ihren Schub Anfpruch Bat, ungerechter Behandlung preiszugeben. 
Eine erſte Gruppe bieler. Beſchwerben bezieht fich auf bie Tirchligen umd da⸗ 
mit in fo enger Verbinbung ſtehenden fprachlichen Beau. Es war 
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natürlich, daß im vorigen Sabre fofort nach der Decupation bes Landes bie 
beutfche Sprache überall ba wieber bergeftellt wurde, wo ſie durch die früheren 
bänifchen Webergriffe verbrängt worden war. Es geſchah bieß zum Theil 
buch Abſtimmung in den Gemeinden, welche eine große Majorität für die 
beutiche Sprache ergab. Aber die Minoritäten beklagten fi, daß Einſchüch⸗ 
terungen bei diejen Abftimmungen gegen fie verübt worden jeien; fie be 
Hagen fih, daß feit jener Zeit, namentlih durch die Bereinigung 
ber beiden Herzogthümer und die Unterordnung aud bed Herzogthums 
Schleswig unter bie gemeinfame „Landesregierung“ bie unmittelbare 
Einwirkung und Gontrole der Commiffarien in bie Ferne gerüdt fei, bie 
Iocalen Behörden in ben ſprachlichen Berhältnifien in ben Schulen mit ent 
fHiedener Parteilichkeit verfahren, ben Unterricht in ber bänifhen Sprade 
allzufehr beſchränken und bei ber Anftelung von Lehrern nicht genug auf bie 
Bedürfniſſe der angeblih ber Majorität nah dänifch rebenden Kinder Rück⸗ 
fiht nehmen. Das Bebürfniß und bie wachſende Bedeutung bed Deutjchen 
auch für fie felbft wird babei von ben meilten willig anerfannt. Daneben 
treten Klagen über neu angeftellte Geiftlihe, ganz in berjelben Art, wie fie 
früher von ber beutjchen Bevölferung gegen bie uufgebrungenen bänijchen 
Geiftlichen laut wurden: daß diefelben weder der däniſchen Spracde genug 
mächtig feien, um in ben gemijchten Gemeinden aud bei bem däniſchen 
Theile die Amtshandlungen in einer würdigen, mindeftens verjtänblichen 
Weile vornehmen und ben Kindern ben geeigneten Religionsunterricht erthei⸗ 
len zu koͤnnen, noch die Adtung ber Gemeinden ſich zu erwerben verftänben, 
weil fie ſich felbft von Barteiumtrieben nidt fern hielten. Es ift mög⸗ 
ih, daß bei ber theils freiwilligen, theils gezwungenen und auch burch bie 
Kriegsverbältniffe gebotenen Entfernung vieler Geiftlichen und ben raſch unb 
zum Theil proviſoriſch zu treffenden Einrichtungen mandes Einzelne vorge: 
fommen, was bei georbneten und rubigen Zuſtänden einer Abänderung be- 
barf. Die Befchwerdeführer beflagten fi aber zum Theil ganz bejonbers 
darüber, daß ihre Klagen und Eingaben an bie Kandbesregierung unbe- 
achtet und felbit ohne Antwort blieben. Es ift bie Aufgabe der Commiffarien 
von Deflerreih und Preußen, ſich genau und perfönlid von biefen Sachen 
zu unterrichten und gerade in biefen zarten, das Gewiſſen ber Einzelnen fo 
nahe berührenden Punften bie forgfältigfte Rückſicht eintreten zu lafien.... 
Eine andere Gruppe von Beichwerben richtet fich geger angebliche Verationen 
polizeiliher und anderer Art, die von untergeorbneten Beamten gegen bie 
bänijch rebende Bevölkerung gerichtet fein follen. Da biefe Beſchwerden Ge: 
genftand amtlicher Unterfuchung werden müffen, ift hier nicht näher barauf 
einzugeben. Es muß aber boch bemerkt werben, daß in ber That in vielen 
Fallen über das Maß berechtigter Repreffion von Demonftrationen politifchen 
Characters binausgegangen zu fein f&heint.... ine befondere Aufmerkiam- 
feit verdienen auch die Beſchwerden über Verfolgung von Beamten, die nicht 
Anhänger ber auguftenburgifhen Partei find, wobei fogar über will: 
Türliche Eingriffe in den Organismus ber Gemeinden und Gorporationen 
geflagt wird.... Im Habersleben ift vom Magiftrate und dem Stabtver: 
ordneten⸗Collegium der Erbprinz Friebrih von Auguftenburg als all: 
einiger legitimer Landesherr proclamirt worden; und viele Befchwerbeführer 
haben zu bedenken gegeben, welche Unparteilichkeit fie wohl von Beamten zu 
erwarten hätten, welche, obgleich ein Lanbesrefcript den Beamten bie Bethei- 
ligung an politifchen Demonftrationen unterfage, in Flensburg und: Graven- 
ftein dieſe Anordnung” baburd) verlegen, daß von ihnen öffentlih dem Her: 
zoge Ehriftian Ehren erwiefen wären, welche nur regierenden Herren zu= 
ftänden. Bei biefem nur Furz und überfichtlich zufammengeftellten Bilde der 
Beichwerden — welche, wir wieberholen es noch nicht als begründet, 
jondern nur ber Aufmerffamteit und Unterfuhung bedür— 
fend anzu feben find — ift es nicht zu werwundern, wenn die Stim⸗ 
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glieber dieſes Ausſchuſſes (6 Mitglieder ber Linken, 6 Mitglieder bes 
Centrums und 3 Mitglieder, die keinem Clubb angehören; bie Rechte 
vermag keines ihrer Mitglieder hineinzubringen). 

4. Juli. (Bayern). Die II. Kammer beſchließt gegenüber dem Beſchluſſe 

der J. Kammer, auf ihrem Beſchluſſe in der Amneſtiefrage zu be⸗ 

harren und will nur einen erläuternden Zuſatz aufnehmen, um einen 

Sefanmtbeihluß zu ermöglichen. Rebe des Ausihußreferenten Ebel 

(ſcharfe Kritik der gerichtlichen Actenftüde von 1849, namentlich der 

Anklagencte in dem damaligen Staatsproceß gegen bie Aufftänbifchen 

in ber Pfalz). 

„ (Säleswig-Holftein). Herr v. Zeblik, ber preußiſche Civil⸗ 

commiffär, verlangt, ben GSikungen ber Lanbesregierung beizu- 

wohnen, 

» (Bayern). Die I Kammer gibt in ber Ammefliefrage ber 

II. Kammer nad unb befriebigt fi mit dem Aufate berfelben vom 

4. Juli. 

v» » Medlenburg). Danede-Duggentoppel gibt dem Landtag wie⸗ 
ber feinen Antrag auf Beitritt zum Zollverein ein. 

v„ » (Säleswig-Holftein) Die Landesregierung verbietet, um 
jeden Zujammenftoß mit den preußiichen Gewalten zu vermeiden, am 
6. Juli, dem Geburtstage des Herzogs Friedrich, öffentliche Umzüge 
und andere politiide Demonftrationen vorzunehmen. 

6. „ (Schleswig:Holftein). Geburtstagsfeier des Herzogs Friedrich. 
Großer Empfang zahlreiher Deputationen in Nienftädten durch ben 
Herzog. Faſt in allen Ortſchaften bes Landes wird ber Tag burdh 
Berfammlungen, Feſteſſen und Toaſte begangen. Die Univerfität 
Kiel feiert den Tag ganz officiell. 

„ » (Medlenburg). Der Polizeibirector von Roſtock bringt bie 
großbergogliche Babinetsorbre (|. Anfang Juni) nunmehr zur Auss 
führung und fordert die 43 Mitglieber bes NRationalvereins auf, 
binnen 8 Tagen ihre Strafe zu zahlen. Diefelben weigern ſich, 
werben (am 14, Aug.) wirklich gepfänbet und richten eine Eingabe 
um Rechtsſchutz an die Bunbesverfammlung. 

„ (Württemberg). Die II. Kammer beſchließt mit 55 gegen 

27 Stimmen die Aufhebung aller politiſchen Ehehinderniſſe. 

9. „ (Preußen). Ente ber Londoner Pal Mall Gaz., der Köln. Ztg. 

unb anderer Organe bes preuß. Preßbureaus über bie bevorſtehende 

Wiederaufnahme ber europätfchen Congreßidee Napoleons. Der 

„Moniteur“ bementirt die Nachricht als vollfländig aus der Luft 
gegriffen. 

„Vierter Verbandstag ber mittelrheiniſchen Genoffenfhaften zu 

Worms. Derjelbe wiederholt einftinmig feinen früheren Beſchluß 

für geſetzliche Negelung bes Genoſſenſchaftsweſens. 


* 


* 
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10. Juli. (Defterreidh) formulirt in einer Depeſche an Preußen feine 
Bermittlungsporfchläge bezüglih ber Herzogthümer in vier Punkten 
und geht dabei in feinen Conceſſionen moͤglichſt noch über bie bis- 
berigen binaus, 

„ » Preußen). Die beabfichtigte „Meldung“ des Generals v. Man- 
teuffel als neu ernannten preußifchen Obercommanbanten in ben 
Herzogthümern wirb wieder aufgegeben; auch der Großherzog von 
Dibenburg verzichtet auf ben von ben officiöfen Blättern angefün- 
bigten Beſuch in Wien und geht in ein englifhes Seebad. 

„» u (Württemberg). Eine größere Verfammlung von Kaufleuten 
und Fabrikanten in Stuttgart erflärt fih für einen Hanbelsvertrag 
mit Stalien und beſchließt eine biekfällige Adreſſe an bie Regierung. 

— „ (Preußen) Kriegeriſche Borbereitungen. Aus ben rheiniſchen 
werben ftarte Geſchützſendungen nad den fchlefiihen Feſtungen 
gemacht. 

11. „ (Preußen). Eine preußiſche Depeſche aus Karlsbad an Oeſter⸗ 
reich ſchildert in ben lebhafteften Farben bie Lage ber Herzogthümer 
und erhebt Recriminationen gegen bie bortige Preffe, Vereine, Be: 
amte, Univerfität. Bei Verweigerung dfterreichifcher Mithilfe zur 
Befeitigung folcher Zuſtände wird ein einfeitiges Vorgehen Preußens 
in Ausficht geſtellt. Defterreich beflagt in feiner Antwort, daß 
biefe in Ausficht genommenen einfeitigen Maßregeln vie eingeleitete 
Verftändigung vereiteln würben und ſucht Preußen zu begütigen, ins 
bem es eine gewiflenhafte Handhabung der Geſetze in Schleswig: 
Holftein gegen jeden UWebergriff als ſelbſtverſtändlich zugibt. Das 
gegen glaubt Defterreih gegen ben Großherzog von Oldenburg an 
ber gemeinfamen Crllärung vom 28. Mai zu London für ben 
Auguftenburger feftbalten zu follen. 

„ u (Bayern). Schluß des Landtags. Kol. Lanbtagsabfchieb: 

„... In dem Antrag ber Kammer, bie ſchleswig-holſteiniſche An- 
gelegenheit betr, erkennen Wir mit Befriebigung ebenſo den Ausdrud 
bes ernften Strebens nad Erhaltung ber rechtlichen Srunblagen des beutfchen 
Bundes, beren Verlegung in irgend einem Bunbesgliebe nicht ohne bebeutungss 
volle Rückwirkung auf Bayern bleiben Tönnte, als bie volle Webereinftimmung 
der Bertreter Unteres Volkes mit benjenigen Grundſätzen, von welden Wir 
in biefer inhaltsfchweren Angelegenheit bisher ausgegangen find und beren 
Berwirklihung Wir auch fernerhin anzuftreben gefonnen find.... Indem 
Wir Unferen Lieben und Getreuen biefen Abſchied ertheilen, überbliden Wir 
mit Behriedigung bie Ergebniffe ber nunmehr zum Abfchluffe gelangten 
Sitzungsperiode. In banfenswertber Vorforge für die Bebürfniffe ber mate⸗ 
riellen Wohlfahrt des Landes, fowie für bie Anforberungen bes Staatshauss 
baltes und ber Heeresverwaltung bat bie Landesvertretung ihre Hingebung 
auf's Neue bewährt. In Zukunft wirb bie Regelung bes Staatshaushaltes 
weſentlich durch das Gefep über Abkürzung ber Finanzperioden erleichtert 
werden. Zur möglichft raſchen Verwirklihung Unferer Tandesväterlichen Ab» 
ſichten, durch zeitgemäße Reform ber focialen Geſetze fowie ber Eivilproceß- 
orbmung ben Anforderungen ber Gegenwart zu genügen, find bie entſpre⸗ 
enden Einleitungen getroffen. Die beflagenswerthen Verirrungen einer 
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politiſch grrepten Zeit find ber Vergeflenheit überliefert. Das geſchichtlich ge= 
beiligte Ba welches Bayerns Fürften und Bayerns Volt zu allen Zeiten 
geeinigt Bat, wir fih in Bingebender Liebe zu bem theuren Vaterlande, im 
gewifſenhafter Achtung ber beiberfeitigen Rechte, in allfeitig treyem Feflfalten 
an bem Palladium ber Verfaſſung auch fortan bewähren und uns bie Kraft 
verleihen, alle Gefahren, weldye Bayern bebrohen mögen , unter bem Schube 
Gottes fiegreich zu befteßen“ . 


11. Juli. Maſſau). Allgemeine Landtagswahlen zur IL Kammer. Die 


13. 


15. 


16, 


18. 


Regierung enthält ſich diesmal größtentheilg ber bei den lebten Wahlen 
mit allen Mitteln ber Polizei ausgeühten Beeinfluffung. Sieg ber 
Fortſchrittspartei: von 24 Wahlen gehören ihr 20 an; 4 Wahlen 
fallen auf Clericale, gar Feine auf Ooupernementale. Don den 7 
das leute Mal auf Elericale und Goupernementale gefallenen Wahlen, 
bie von ber Fortichrittspartei wegen gefehwibrigen Einfluſſes ange 
fochten, zu den Secejfionen in ber I. und II. Kammer und damit 
zur Auflöfung des Landtags Anlaß gegeben hatten, find nunmehr 
6 auf Liberale gefallen. Die Wahlen der Großgrunbbefiger (vom 
13. Juli) und ber Orofinbuftriellen (vom 15. Juli) zur L Kam- 
mer fallen ebenfalls auf Liberale, jo daß auch ſämmtliche gewählte 
Mitglieder der I. Kammer der liberalen Partei angehören. 
» (Säleswig:-Holftein).. Die beiden ivilcommifjäre haben 
fi, Darüber geeinigt, daß fie beide, aber nur beide zufammen, das 
Recht befiten, den Sibungen ber Landesregierung beizumohnen unb 
ericheinen an biefem Tage zum erften Mal in einer jolchen. 
„ (Rüde). Die von Senat und Bürgerfchaft niedergeſetzte Com: 
million bat ihre Vorarbeiten für Einführung ber Gewerbefreiheit 
beenbigt und bie Ausarbeitung eines biesfälligen Gefeßesentwurfs 
begonnen. 
„ (Schleswig-Holftein). Herzog Friebrih und feine Gemahlin 
ftatten bem burchreifenben Kronpringen von Preußen in Hamburg einen 
Beſuch ab. 
„ (Scähleswig-Holftein) Faſt täglich erfolgen Austrittserklä⸗ 
— aus der, überhaupt ſehr wenig zahlreichen, ſog. nationalen 
artei. 
» (Defterreich) gibt dem preuß. Geſandten in Wien, Hrn. v. 
Werther, neue Bermittlungsvorfchläge nah Karlsbad mit. 
„ (Preußen) Hr. v. Bismard Außert fih in Karlsbad gegen 
den franz. Botfhafter in Wien, Herzog v. Grammönt, ganz unum: 
wunben dahin, daß er den Krieg mit Oeſterreich wünfche und daß 
Preußen mit Güte oder mit Gewalt die Suprematie in Deutfchland 
erlangen werde. 
„ Eröffnung des deutſchen Schüßenfeftes in Bremen. Glänzender 
Empfang ber Amerikaner; Schreiben bes Präftdenten Johnſon. Be⸗ 
ſchluß, das nächſte Feſt in Wien abzuhalten. 
„ (Preußen). Die „Kreuzzeitung“ bezeichnet das Vorgehen Preu- 
Bene bezüglich eines Handelsvertrags mit Italien direct als eine 
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Folge des Widerſtrebens Defterreichs gegen bie Wünidhe Preußens 
in der ſchlesw.holſt. Frage. 

19. Juli. (Defterreid). Der öfterr. Gejanbte in München, Graf Blome, 
wirb nady Wien beſchieden. 

20. „ (Säleswig-Holftein). Die preuß. Flottenftammbirifion Yangt 
von Danzig in Kiel an. . 

„ vo Maffau). Der Abg. Schent wird von ber Regierung wegen 
Aeußerungen in der Kammer gerichtlich verfolgt. Derſelbe verwei⸗ 
gert jebe Auskunft. 

21. „ (Preußen) Der König bält auf feiner Reife von Karlsbab 
nach Gaſtein ein Babinetsconfeil in Regensburg. Alle Minifter find 
von Berlin dahin beſchieden und ebenfo bie preuß. Gelandten von 
Paris und Wien, 

22. „ (Breußen). Der preuß. Geſandte, Se. v. Werther, kehrt von 
Karlsbad und Regensburg nad, Wien zurüd, ohne ein Zugeſtändniß 
an Defterreih mitzubringen: Preußen Bält an feinen Forderungen 
bez. ber Herzogthümer vom 22. Febr. feft. 

„ n» (Säleswig-Holftein). Die öfterr.:prauß. Eivilcommifjäre jehen 
fi genöthigt, in Folge der Miſſion Hohenlohe in Norbichleswig 
neuerbings däniſche Farben und aufreizendbe bänifche Lieber zu ber; 
bieten. S 

23. „ (Breußen) Hr. v. Bismard trifft auf dem Wege von Regens⸗ 
burg nad) Saftein in Salzburg, wohin er ihn zu einer Unterrebung 
eingelaben, mit dem bayrifchen Deinifter v. db. Pforbten zufammen: 

Ueber das Refultat dieſer Zuſammenkunft wurbe aus anfcheinenb authen⸗ 
tifhen Quellen fpäter folgende Enthüllung gemadt: „Hr. v. Bismard er: 
öffnete bie Unterredung mit ber Erflärung, daß feiner feiten Ueberzeugung 
nach der Krieg zwiſchen Preußen und Oeſterreich fehr wahrjcheinlich und uns 
mittelbar bevorftehend fei, und er halte e8 demnach burdy das bringenbite In⸗ 
terefle der Mittelftaaten geboten, jet fchon für eine folche Eventwalität ihrer 
feits Stellung zu nehmen. 8 handle ſich, bemerkte er weiter, wie er bie 

Sache auffafle, um ein Duell zwifchen Defterreih und Preußen allein, unb 
e8 werbe eine verhältnigmäßig geringe Sntereffenfumme in Mitleibenheit ges 
zogen werben, wenn bas übrige Deutichland ben paffiven Zufchauer bicles 
Duells abgebe. Das könne es mit voller Berubigung: Preußen habe niemals 
daran gedacht, und benfe auch noch jekt nicht daran, fein Machtgebiet über 
die Mainlinie hinaus zu erfiveden. Lange werbe übrigens bie Entſcheidung 
nicht auf ſich warten laſſen. Oeſterreich fr weber gerüjtet, noch habe es bie 
Mittel, fich zu rüften. Gin einziger Stoß, eine Hauptſchlacht — und Preußen 
werbe in ber Lage fein, bie Bedingungen zu bietiren.... Hr. v. — 
machte auf dieſe Auslaffungen hin den Einwurf, daß ihm die ung der 
Neutralität denn doch nicht unter allen Umſtänden geſichert erſcheine, und daß 
beiſpielsweiſe Preußen ſich leicht veranlaßt finden könnte, jene eine Hauptſchlacht 
auf ſächſiſchem Boden zu ſchlagen. Hr. v. Bismarck erklärte ſofort, daß eine 
Localiſirung des Krieges, und zwar durch einen Stoß von Schleſien nicht 
blos beſchloſſen, ſondern auch möglich ſei, nicht blos nach ſeinem Urtheil, dem 
Urtheil eines bloßen Laien, ſondern nach dein bereits eingezogenen und auf 
reiflichſter Erwägung beruhenden Gutachten der competenteſten militäriſchen 
Autoritäten. Den Mittelſtaaten ſei zubem in der Proclamirung ihrer bewaff⸗ 
neten Neutralität noch ein Mittel mehr zur Sicherung jener Localiſirung ges 
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geben. Bayern aber ſpeciell werde wohl zu erwägen haben, daß es ber na⸗ 
türliche Erbe der Stellung Oeſterreichs in Sübbeutichland fe. Hr. v. d. 
Pfordten erflärte: zur Zeit nicht in ber Lage zu fein, Namens feiner Regie: 

rung auf ben Inhalt ber jenfeitigen Eröffnungen weiter einzugehen und lehnte 
e8 auch ab, feine Privatanficht darüber zu äußern.” 

25. Juli, (Sähleswig-Holftein). Der Redacteur ber Schlesw.Holſt. 
Big. und Mitglieb bes engern Ausſchuſſes ber fchlesw.-holft. Vereine, 
May, ein geborner Preuße, wirb in Altona von preuß. Militär in 
feiner Wohnung gewaltſam aufgehoben unb auf bie Feſtung Rends⸗ 
burg abgeführt. Es findet eine Hausfuchung ſtatt und feine Schriften 
werben mit Beſchlag belegt, aber nichts baruınter gefunden, was ben 
Herzog Friedrich compromittirt hätte. 

26, „ (Scähleswig-Holftein). Der preuß. Civilcommiſſär, Hr. v. 
Zeplig, meist ben preuß. Abg. Freeſe aus Holftein aus, „da alle 
während Ihres Aufenthaltes in Kiel gemachten Wahrnehmungen bie 
Ueberzeugung begründen, daß Ihr fernerer Aufenthalt daſelbſt und 
in ben Herzogthümern ber Förderung ber wohlbegründeten Anſprüche 
und Intereſſen bes preuß. Staates nachtheilig iſt“. 

„„ ODeſterr eich). Graf Blome, befien Sendung nah Gaftein 
fhon früher angefünbigt, dann aber (am 24.) wieber abgeftellt wor⸗ 
ben war, wird in Yolge der Nachricht von dem gewaltfamen Bor: 
geben Preußens in ben Herzogthümern und ber militäriſchen Auf: 
hebung bes Mebacteurs May in Altona nun body nach Gaftein ge 
fanbt. 

» „m (Bürttemberg). Die IL Kammer ertheilt dem Kriegsminifter 
eine Art Mißtrauensuntum wegen Mißachtung ihrer wieberholt aus: 
geſprochenen Wünfche bez. Jugendwehren, Abfchaffung des Säbel⸗ 
tragens außer Dienſt und Beeidigung des Militärs auf die Verfaſſung. 

27. „ ESchles wig-Holſtein). Das ganze Land geräth durch bie 
Gewaltthat gegen May in Aufregung. Die Landesregierung unb 
bie Communalbehörben von Altona und ihnen nach eine Reihe von 
DOrtsbehörben und von Vereinen proteftiren laut dagegen. Aud ber 
ölterr. Civilcommilfär, Hr. v. Halbhuber, erhebt Protefte: 

4) 25. Juli: „Nach einer mir fo eben von dem preuß. Givilcommiffär 
Frhrn. v. Zeblik mündlich ‚gemachten Mittheilung bat ſich derſelbe veranlaßt 
gefunden, ben Redacteur der „Schleswig⸗Holſteiniſchen Zeitung”, May, weil 
ex preußiicher Untertban fei und fich gegen bie preußiſche Gehete vergangen 
babe, in Altona verbaften zu laſſen. — Gegen biefen ohne meine Zuſtimmung 
vorgenommenen Aft erhebe ich als eine gewaltſame Verletzung bes öſterreichi⸗ 
ſchen Mitbefigrechtes, meines Wirkungskreiſes und der Landesgeſetze Proteft 
und erfuche ben preuß. Hrn. Civilcommiffär, die von ihm einfeitig getroffene 
Verfügung zu wiberruien”. | 

2) 26. Auli: „Aus einem mir foeben zugelommenen Schreiben bes in 
Kiel fi aufhaltenden Mitgliebes bes preußiſchen Haufe ber Abgeorbneten 

. Dr. Freeſe habe ich entnommen, daß berielbe von Euer Hochwohlgeboren mit: 
telſt Schreiben vom 25. b. M. angewiefen worben, bie Herzogthümer binnen 
24 Stunden zu verlaffen, wibrigenfalls berfelbe zwangsweife durch Militär 
bis an bie preußifcge Grenze iransportirt und bei etwaiger Wieberfehr in bie 
Herzogthümer verhaftet werben würbe. Da in ben Herzogihümern nur bie 
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oberfte Civilbehoörbe bie Repierungsautorität auszuüben bat, fo erfläre ich 
biefe und jede ähnliche einfeitig von Euer Hochwohlgeboren ausgehende Ber: 
fügung als einen gegen das Dlitbefibrecht Oeſterreichs gerichteten Gewaltſchritt 
und in rechtlicher und gefeßlicher Beziehung für ungültig”. 


27. Juli. (Bundestag) Bayern, Sachſen und Heſſen⸗Darmſtadt fiellen 
am Bunde einen neuen Antrag in ber ſchlesw⸗holſt. Frage: 


„Als die 5. Bundesverfammlung am 7. Dec. v. 3. beichloß: das Exe⸗ 
cutionsverfahren in ben Herzogthümern Holftein unb Lauenburg als beendet an⸗ 
zufehen und damit ben Beſitz und die Verwaltung biefer Herzogthümer thats 
ſachlich an bie h. Regierungen von Oeſterreich und Preu zu überlaſſen, 
geſchah dieſes unverkennbar in der dabei auch mehrſeitig ausgeſprochenen Hoff⸗ 
nung und Erwartung, es ſei nunmehr der ewunt gekommen, in welchem 
bie Herzogthümer einem peocbneten alfeitig anerkannten Rechtszuſtande 
und ihrer eigenen Selbftänd preit unter ihrem angeſtammten Fürſten zurüd: 
zugeben feien unb es werde bie Erreichung biefes Bieles durch jenen Beſchluß 
erleigtert. Dieſer Erwartung bat fobann bie h. Berfammlung durch ihren 
Beſchluß vom 6. April b. 3. beſtimmten Ausbrud gegeben. Dieſelbe ift jedoch 
bis jept nicht in Erfüllung gegangen, inbem fi —— Meinungsvers 
fchiebenheiten über das Erbredht und über bie Tünftigen Beziehungen dieſer 
Zänber zu bem Königreiche Preußen entgegengeftellt n. Es Tann indeſſen 
nicht verfannt werben, baß bie längere Dauer bes proviforifchen Zuſtandes 
fowohl für die Herzogthümer ſelbſt als für beren Beziehungen zum beutfchen 
Bunde von ben na igften Wirkungen ift, in welder Hinficht vorzüglich 
barauf hinzuweiſen fein wird, daß bie verfaflungsmäßige Thätigbeit der Ge: 
ſetzgebung in ben Herzogthümern ftille fteht, daß bie Stimme —3* in 
ber Bundesverſammlung ——* iſt und daß die von denſelben zu ſtellenden 
Bundescontingente nicht formirt find. Bet dieſer Sachlage erſcheint es eben 
fo zwedmäßig als rechtlich und politiſch begründet, zur eBlung ber noch ſchwe⸗ 
benden Fragen bie Mitwirfung frei gewählter Bertreter der Län⸗ 
ber, um deren Wohl und Wehe es fih handelt, in Anſpruch zu nehmen. 
Auf diefem Wege würde zugleich dasjenige Mittel, welches bie Sicherſtellung 
ber gefchichtlich begründeten unirennbaren Verbindung bes Herzogthums 
Schleswig mit Holften und ben Schuß beiber gegen fremde Angriffe am nas 
turgemöbehen gewährt, nämlich bie Aufnahme bes Herzogthums 
Schleswigin ben beutfhen Bund eingeleitet und verwirklicht wer: 
. den Fönnen, infofern eine gemeinfchaftliche Vertretung biefer beiben Herzog⸗ 

thümer berufen würde. Zugleich würbe damit bie Möglichkeit geboten werben, 
daß bie 5. Bunbesverfammlung buch Verzichtleiſtung auf ben Erſatz 
ber Erecutionstoften bezüglich Holfteins und Lauenburgs und durch Be: 
theiligung an Tragung ber Kriegstoften bezüglich —A—A— 
Schleswig bie finanziellen Zuſtände dieſer Länder von denjenigen Laſten bes 
freite, welche ſehr ſchwer auf dieſelben drücken würden, wenn fie jene Koſten 
allein tragen ſollten. Gewiß hat es daher ſämmtlichen deutſchen ngen 
zu aufrichtiger Befriebigung gereicht, daß bem Vernehmen nach zwiſchen ben 

ben Regierungen von Oefterreih unb Preußen wegen Ginberufung einer 

ertretung ber Herzogthümer bereits —— — gepflogen wurden. 
bie Bundesverſammlung biefem Vorhaben ihren Beifall und ihre vollſte Auf⸗ 
merkſamkeit zu wibmen um fo mehr Urſache, als fie ſich von ben zu erwar⸗ 
tenden Kunbgebungen ber einzuberufenden Bertreiung eine willkommene unb 
wertbuolle Unterlage für ihre fernere Berathungen und Beichlüffe verfprechen 
barf, fo tft andererfeits dadurch bie Hoffnung gerechtfertigt, baf bie Hohen Res 
gierungen von Defterreihh und Preußen felbft bie oben amgebeuteten Gefichto⸗ 
punfte und Anfhaunngen nicht zurückweiſen. In biefem Vertrauen flellen 
baber die 2c. Regierungen ben Antr 


„Hohe Bundesverſammlung wolle befäifießen: 4) an bie hoͤchſten Regie⸗ 
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rungen von Oeſterreich und Preußen bie Anfrage zu richten, welche Schritte 
fie gethan haben ober zu thun beabfichtigen, um eine befinitive Löfung ber 
bezüglich ber Elbhergogthümer noch ſchwebenden Fragen herbeizuführen; ob 
biefelben insbefondere gefonnen find, eine aus freien Wahlen beroorgehenbe 
allgemeine Dertretung bes Herzogthums Holftein in Gemeinfhaft mit einer 
gieigen Bertretung bes Herzogtbums Schleswig zur Mitwirfung bei jener 
öfung zu berufen, und für welchen Seitpunft biefe Einberufung, beren Be⸗ 
f&leunigung fi aus ben angeführten Gründen als in hohem Grade wün⸗ 
f wertb barftellt, in Ausfiht genommen werben kann; 2) an biejelben 
böchften Regierungen das Anfuchen zu ftellen, baß fie auf bie Aufnahme bes 
Herzogthums Schleswig in den beutichen Bund hinwirken; 3) für biefen Fall 
und fobalb die in dem Bundesbeſchluſſe vom 6. April d. 3. ausgeſprochene 
vertrauensvolle Erwartung fich erfüllt haben werbe, bie Bereitwilligfeit zum 
Verzicht auf ben Erſatz ber Erecutionskoften bezüglid Holfteind und Lauen- 
burgs und zur Betheiligung an Tragung ber Kriegskoſten bezüglich Schles= 
wigs zu erklären, ſei es, ba ber Bund in feiner Selammmtpeit für die Kriegs- 
toften aufkommt, ober baß ein verhältnipmäßiger Antheil von benjenigen 
Sunbeätanten, welche an ber Kriegführung nicht betheiligt waren, übernommen 
wird“. 


Der Antrag wird mit allen Stimmen außer Oldenburg, bas da⸗ 


” gegen proteftirt, an den holſt. Ausſchuß gewiejen, ohne demfelben in- 


bei einen Termin zur Berichterftatiung anzuberaumen. 


29. Juli. (Coburg). Der Landtag gibt ber Regierung bezüglich bes 


Preßgejetes nad, Derjelbe wird darauf vertagt und das verein- 
barte Gejeb am 19. Aug. publicirt. 


— Aug. (Baden). Ein Hirtenbrief des Erzbiſchofs von Freiburg forbert 


1. 


2. 


bie Katholifen zur Theilnahme an ben Kreis: und Kammerwahlen 
„im hriftlihen Sinne” auf und ſpricht fih aufs ſchneidendſte über 
bas Regierungsſyſtem aus. 

Man verlange, heißt es darin, von ber kath. Kirche, daß fie fi mund⸗ 
tobt und rechtlos erfläre, daß fie den Staat zu ihrem Vormund, ja zu ihrem 
Gebieter erfenne, „ohne deſſen Erlaubniß fie nichts thun kann, der ibr Rechte 
geben und wieber nehmen kann nad Belieben”. Das muthe man ber Kirche 
zu, bie älter als alle Staaten ſei, bie auf bem Erdenrund beftehen; „ber 
Kirche, bie ein heiligeres und verbriefteres Recht bat, als je ein Monardy ober 
eine Regierung“. „Sol bie Kirche vieleicht ihr Recht vom Staate als Gnade 
empfangen“, ober „in ber Erfüllung ihres bl. Auftrages fi an Zuſtimmung 
vielleicht einiger unchriftlicher Menjchen gebunden erachten?" Die Kirche wird, 
„jo gewiß fie auf einen unzerftörbaren Felſen gegründet ift, nie, nie in folche 
Entwürdigung willigen. Sie fann ihren zeitlichen Beſitz verlieren, fie kann 
wenn es noth thut, wieder binabfleigen in bie Katafomben, wieder Ströme 
bes Blutes ihrer Kinder fließen fehen; aber Dienfimagb werben bei einem 


. weltlichen, dazu nody undrifilichen Regiment — nein, das kann, bas barf, 


bas wird fie nimmermehr !* 

„ (Helfen: Darmftadt). Die von ber Regierung beshalb be: 
fragten Hanbelsfammern haben ſich übereinſtimmend für ben Abſchluß 
eines. Hanbelsvertrags mit Italien ausgefprochen. 

„ @efterreid). Graf Blome fehrt vorerſt unverrichteter Dinge, 
behufs Berichterftattung von Gaftein nah Wien zurüd, 


:» (Preußen). Die offic. Prov.-Correfp. meldet, daß bem Könige 
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fünf Mechtsgutachten ber Kronſyndiei über bie ſchlesw.holſt. Erbfolge: 
frage vorgelegt worben jeien. 

Die Regiernng bat nicht für gut gefunden, biejelben ber Deffentlichkeit zu 
übergeben. Nach ben aujcheinend gut unterrichteten Berlautbarungen preuß. 
Blätter Hätte nur Prof. v. Daniels für die Zuläfiigkeit ber (hellwingſchen) 
brandenburgifchen Erbanfprücde ausgefprochen, während Homeyer, Bauerband 
und Bernuth faft bei allen einzelnen Abjtimmungen eine Minorität gegenüber 
den Anjhauungen und Wünſchen ber Regierung bildeten und ber Hauptent⸗ 
ſcheid, baß ber Wiener Frieden von 1864 bie Rechtsbaſis für bie Zukunft bilde, 
nur mit i1 gegen 7 Stimmen (darunter Jähnigen, Bernutb, Bauerbanb, 
Bloemer, Heffter und Homeyer) gefaßt wurde. Die officidfe Prov.⸗Corveſp. bes 
hauptet dagegen wiederholt, daß biefer Hauptentfcheib mit 17 gegen 1 Stimme 
gefaßt worben jei. 

3.Aug. (Bundestag). Hannover verlangt vom Bunde Erfah feiner 
Koften für Küftenfhub während bes Kriegs gegen Dänemark. Ham: 
burg ftimmt ber Forberung Hannovers in ber Sigung vom 24. d. M. 
bei, um — ſofort eine gleiche Forderung an ben Bund zu ftellen. 

„ » (CSdäleswig-Holftein). Die Landesregierung fieht fi ver: 
anlaßt, ber Univerfität Kiel einen Verweis wegen ihrer officiellen 
Feier bes Geburtstags bes Herzogs Friedrich zu ertheilen und ein 
Edict gegen bie Ausfchreitungen der Preffe zu erlaffen. 

„1 Raffau) Die bisherigen Leiter ber Regierung, Werren unb 
Schepp, werben als ſolche entlaffen und auf andere Stellen verſetzt. 
Hofgerichtsbirector Winter von Dillenburg wird zum Präftbenten ber 
Randesregierung ernannt. 

95. „ Defterreid). Der Kaifer kommt von Iſchl nah Wien, um 
eine abinetsfigung über den Bericht des Grafen Blome bezüg- 
lich feiner Sendung nad Gaſtein abzuhalten. 

6, „ (Preußen) Der preuß. Gefandte in Wien, Herr v. Werther, 
legt bem öfterr, Cabinet neue Vorſchläge vor, bie jo ziemlich wie 
ein Ultimatum lauten, 

„» „ (Eoburg: Gotha). Feierlide Volljährigfeitserflärung bes 
präfumtiven Thronfolgers, des Prinzen Alfred von England. 

7. „ Oldenburg). Der oldenburgifhe Nationalverein erklärt ein- 
ftimmig, „eine Militärvereinigung mit Preußen, wonad bie olden⸗ 
burgifche Wehrkraft fih als integrirender Theil bauernd ber preußi⸗ 
fen anſchlöſſe, für bringend geboten”. 

„„Maſſau). Eröffnung des Landtags, dießmal nicht durch ben 

Herzog felbft, fondern durch den Minifter Prinz Wittgenftein. 

„ (Defterreid). Graf Blome geht mit neuen mftructionen nad 

Gaſtein ab (in erfter Linie, die äußerſten Conceflionen innerhalb 

bes Bundesrechts zu machen, um bie Frage definitiv zu Iöfen, in 

zweiter über eine neue Regelung bes Condominats refp. eine Thei⸗ 
lung besfelben zu unterhanbeln). 

» (Bayern). Der Schleswig-Holftein-Berein in Erlangen nimmt 

feine Ihätigfeit wieder auf. 

» m Bürttemberg), IL Kammer: Abg. Oeſterlen interpellivt bie 
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rungen von Oeſterreich und Preußen die Anfrage zu richten, welche Schritte 
ſie gehen baben ober zu thun beabfichtigen, um eine befinitive Löſung ber 
bezüglich ber Elbherzogtbümer noch jchwebenden Fragen herbeizuführen; ob 
biefelben insbefonbere gefonnen find, eine aus freien Wahlen bervorgehenbe 
allgemeine Dertrelung bes Herzogthums Holftein in Gemeinſchaft mit einer 
gieiden Vertretung bes Herzogthums Schleswig zur Mitwirfung bei jener 
öfung zu berufen, und für welchen Seitpuntt biefe Ginberufung, beren Be= 
ſchleunigung fih aus den angeführten Gründen als in hohem Grabe wün= 
ſchenswerth barjtelt, in Ausjicht genommen werben kann; 2) an biefelben 
hochſten Regierungen bas Anfuchen zu ftellen, baß fie auf die Aufnahme bes 
Serzogthums Schleswig in den deutſchen Bund hinwirken; 3) für biefen Fall 
und fobald bie in dem Bundesbeſchluſſe vom 6. April d. J. ausgejprochene 
vertrauensyolle Erwartung fich erfüllt haben werbe, bie Bereitwilligfeit zum 
Berzicht auf ben Erſatz ber Erecutionsfoften bezüglich Holfteins und Lauen⸗ 
burgs und zur Betheiligung an Zragung ber Kriegskoſten bezüglich Schles⸗ 
wigs zu erklären, jei es, daß ber Bund in feiner Selammipeit für bie Kriegs- 
Toften aufkommt, ober daß ein verhältnißmäßiger Antheil von benjenigen 
Sunbeöfanten, welche an ber Kriegführung nicht beiheiligt waren, übernommen 
wird”. 


Der Antrag wirb mit allen Stimmen außer Oldenburg, bas ba- 
gegen proteftirt, an ben bolft. Ausſchuß gewielen, ohne demſelben in- 
deß einen Termin zur Berichterftatiung anzuberaumen. 


29. Juli. (Coburg). Der Landtag gibt ber Regierung bezüglich bes 


Preßgeſetzes nad. Derfelbe wirb barauf vertagt unb das verein- 
barte Geſetz am 19. Aug. publicitt. 


— Aug. (Baden). Ein Hirtenbrief bes Erzbiſchofs von Freiburg fordert 


bie Katholifen zur Theilnahme an den Kreis: und Kammerwahlen 
„im hriftlihen Sinne” auf und ſpricht fih aufs ſchneidendſte über 
bas Regierungsiyiten aus. 

Man verlange, heißt e8 barin, von ber kath. Kirche, daß fie ſich mund⸗ 
tobt und rechtlos erkläre, daß fie den Staat zu ihrem Vormund, ja zu ihrem 
Gebieter erkenne, „ohne deſſen Erlaubniß fie nichts thun Tann, ber ihr Rechte 
geben und wieber nehmen kann nach Belieben”. Das muthe man ber Kirche 
zu, bie älter als alle Staaten fei, die auf bem Erdenrund beftehen; „ber 
Kirche, die ein heiligeres und verbriefteres Recht hat, als je ein Monarch oder 
eine Regierung‘. „Sol bie Kirche vielleicht ihr Recht vom Staate ald Gnade 
empfangen“, ober „in ber Erfüllung ihres HI. Auftrages fi an Auftimmung 
vielleicht einiger unchriftlicher Meenjchen gebunden erachten?” Die Kirche wird, 
„jo gewiß fie auf einen unzerftörbaren Felſen gegründet ift, nie, nie in jolche 
Entwürbigung willigen. Sie kann ihren zeitlichen Beſitz verlieren, fie kann 
wenn es noth thut, wieber binabfteigen in die Katakomben, wieber Ströme 
bes Blutes ihrer Kinder fließen jehen; aber Dienfimagb werben bei einem 
weltlichen, bazu noch undriftlichen Regiment — nein, das kann, bas barf, 
das wirb fie nimmermeht |!“ 

„ (Heffen:Darmftabt). Die von ber Regierung beshalb be: 
fragten Hanbelsfammern haben fich übereinftimmenb für ben Abſchluß 
eines. Hanbelsvertrags mit Italien ausgeſprochen. 

„ (Defterreih). Graf Blome kehrt vorerſt unverrichteter Dinge, 
behufs Berichterftattung von Gaſtein nah Wien zurüd. 


;» (Preußen) Die offic. Prov.-Correfp. meldet, daß dem Könige 
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fünf Rechtsgutachten ber Kronfyndiei über bie ſchlesw.⸗holſt. Erbfolge: 
frage vorgelegt worben feien. 

Die Regiernng bat nicht für gut gefunden, biefelben ber Deffentlichleit zu 
übergeben. Nach ben aufcheinend gut unterrichteten Verlautbarungen preuß. 
Blätter Hätte nur Prof. v. Daniels für die Zuläffigfeit ber (hellwingſchen) 
brandenburgifchen Erbanfprüce ausgefproden, während Homeyer, Bauerband 
und Bernuth fait bei allen einzelnen Abftimmungen eine Minorität gegenüber 
den Anjchauungen und Wünſchen der Regierung bildeten und ber Hauptent: 
ſcheid, daß ber Wiener Frieden von 1864 bie Rechtsbaſis für bie Zukunft bilde, 
nur mit 11 gegen 7 Stimmen (darunter Jähnigen, Bernutb, Bauerband, 
Bloemer, Heffter und Homeyer) gefaßt wurbe. Die officibſe Prov.⸗Corveſp. be⸗ 
hauptet Dagegen wieberholt, daß biefer Hauptentjcheib mit 17 gegen 1 Stimme 
gefaßt worben jei. 

3.Aug. (Bundestag) Hannover verlangt vom Bunde Erfah feiner 
Koften für Küſtenſchutz während des Kriege gegen Dänemarl. Ham: 
burg flimmt ber Forderung Hannovers in ber Sitzung vom 24. d. M. 
bei, um — Sofort eine gleiche Forderung an ben Bund zu ftellen. 

„ u» (Schleswig: Holftein). Die Landesregierung fieht ſich ver- 
anlaßt, der Univerfität Kiel einen Verweis wegen ihrer officiellen 
Feier bes Geburtstags bes Herzogs Triebrich zu erteilen unb ein 
Edict gegen die Ausſchreitungen der Preffe zu erlaffen. 

„  Raffau). Die bisherigen Leiter ber Regierung, Werren unb 
Schepp, werben als ſolche entlaffen und auf andere Stellen verjeßt. 
Hofgerichtsbirector Winter von Dillenburg wird zum Präfibenten ber 
Ranbesregierung ernannt. 

5. „ Defterreid) Der Kaifer kommt von Iſchl nah Wien, um 
eine Cabinetsfigung über den Bericht des Grafen Blome bezüg: 
lich feiner Sendung nad Gaſtein abzuhalten. 

6. „ (Preußen). Der preuß. Gefandte in Wien, Herr v. Werther, 
legt dem öfterr. Cabinet neue Vorſchläge vor, bie jo ziemlich wie 

| ein Ultimatum lauten. 

„ „ CEoburg-Gotha). Feierlide Boljährigfeitserflärung bes 
präfumtiven Thronfolgers, des Prinzen Alfred von England. 

7. „ OOldenburg). Der oldenburgifche Nationalverein erklärt ein⸗ 
ftimmig, „eine Militärvereinigung mit Preußen, wonad bie olben- 
burgifche Wehrkraft fi) als integrirender Theil bauerndb der preußi⸗ 
ſchen anſchlöſſe, für dringend geboten”. 

„ » @Raffau) Eröffnung des Landtags, dießmal nicht durch ben 
Herzog jelbit, fondern durch den Minifter Prinz Wittgenftein. 

8 „ (Defterreih). Graf Blome geht mit neuen Inftructionen nach 
Saftein ab (in erfter Linie, die äußerſten Eonceffionen innerhalb 
bes Bunbesrehts zu machen, um bie Frage definitiv zu Iöfen, in 
zweiter über eine neue Regelung des Conbominats rejp. eine Thei- 
lung besfelben zu unterhanbeln). 

„» u Bayern). Der Schleswig-Holftein-Verein in Erlangen nimmt 
jeine Thätigkeit wieder auf. 

„» »o QRürttemberg). I. Kammer: Abg. Defterlen interpellirt bie 
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Regierung wegen Schleswig⸗Holſtein. Miniſter Barnbüler erklärt, 
unter ben obwaltenden Umſtänden halte er jedes officielle öͤffentliche 
Wort für gefährlich. 

8. Aug. (Naffau). DO. Kammer: Wahl des Bureau. Der neugewählte 
Präfident Raht erklärt die gegen ben Abg. Schenk eingeleitete Un- 
terſuchung für eine verfafiungswibrige Beeinträchtigung ber Rebe: 
freiheit. Abg. Lang ftellt fofort ben Antrag auf Wieberberftellung 
ver Verfafiung von 1849. 

9. „ (Baden). 200 Tatholifche Geiftliche treten in Freiburg zuſam⸗ 
men und erlafien eine Reihe von Refolutionen über bie Beſchwerden 
der Tath. Kirche in Baden unb ihre Forderungen bagegen: 


„... 11) Eine Vereinbarung zwiſchen der gegenwärtigen Regierung und ber 
Kirche über bie katholiſchen Belswerben if bisher nicht zu Stande gelommen. 
Bei ben fchroffen Gegenfäben unferer Zeit, und bei ber ſchweren Trübung 
ber Verhältniffe im babifchen Land namentlich, fcheint es hoöchſt zweifelhaft, 
ob das an fi jo wünjchenswerthe aufrichtige Sufantmengeben von Kirche und 
Staat überhaupt und im Gebiete ber Schule Insbefondere auch nur wieber: 
herſtellbar jei. Wir erbliden in ber größtmöglichen Freiheit und Selbitver- 
waltung das wahre Heil und bie einzige Sicherheit ber Erhaltung ber katho⸗ 
lifhen Kirche in Baben, unb als wahre Löſung ber Schulfrage unter ben 
gegebenen Verhältniffen erachten wir bie Aufbebung bes ſtaatlichen 
Schulzwangs und bie Gewährung allgemeiner Unterrichts: 
freiheit. 12) Demnad verlangen wir auch für bie katholiſche Kirche bas 
Recht, gemäß ihren Einrichtungen, Unterrichts: und Erziehungsanftalten aller 
Art, namentlih Pfarrfhulen, ;u gründen und im Gebiet ihrer Lehr: und 
Erziehungsthätigfeit Tebiglih dem allgemeinen Recht zu unterfiehen. 13) Da 
bie Staatsregierung ben confelfionellen Character ber katholiſchen Schulen 
ausdrücklich zugeflanden ip da aber nach den anerkannten Formen ber kat ho⸗ 
liſchen Kirche feine confeflionelle Anftalt gedacht werben kann, weldye von ber 
Autorität und Leitung der Kirchenbehörde getrennt wäre, jo verlangen wir 
vom Staat bie Meberlaffung ber confefjionellen katholiſchen Schule und Schul: 
fonds an ben katholiſchen Religionstheil bes Landes, nämlich an bie katholiſche 
Familie, Tatholifche Kirchſpielsgemeinde und katholiſche Kivchenobrigfeit. 
14) Wir erfireben bie Freiheit der Kirche vermöge ihrer Stiftung unb Auf 
gabe, vermöge wohlerworbener und garantirter Mechte, zugleih als einen 
nothwenbigen Ausfluß der ja auch von ber großherzoglichen Regierung ver: 
heißenen Freiheit und Selbftverwaltung bes Volfs. 15) So wenig wir ben 
gefeßgebenden Factoren ein Recht zuertennen tiber religiöfe und kirchliche 
Dinge bindende Normen zu geben, jo erfennen wir doch unter bem thatſäch⸗ 
lichen Drud dieſes gefeßgeberiichen Gebahrens die zwingende Nothwenbigfeit, 
unjeren gebührenben Antbeil an den öffentlichen Gefchäften fortan zu nehmen, 
insbefondere durch Betheiligung bei ben Wahlen für die Kreisverfammlungen 
und für bie Kammern. 16) Wir werben bazu beitragen, bafı burch Vereine, Ber: 
fammlungen und eine wohlunterflügte und geleitete Preſſe bie Rechte ber Ka⸗ 
tholifen vertheibigt werben, das Pflicht: und Sorgelühl berjelben gewedt unb 
eine Vereinigung ber zerftreuten Kräfte erreicht wird. 17) Unferem hochwür⸗ 
bigften Erzbiſchof legen wir biefe Bejchlüffe ehrfurchtsvollft zu Füßen. In⸗ 
bem wir ihn um feinen Segen unb das hohepriefterlihe Gebet um Stär- 
fung unferer ſchwachen Kräfte für unfere fchwere Aufgabe bitten, können wir 
ben Ausbrud unſers Dankes bafür nicht unterbrüden, da der jüngfte Hirten- 
brief ung die oberhirtliche Genehmigung und Aufforderung zum Wirken in 
ben Wahlangelegenheiten gebracht hat. 18) Ueberbieß erlauben wir uns an 
unſern hochwürdigſten Oberhirten bie ehrfurchtsvollen Bitten zu richten: es 
möge ihm gefallen 1) zunächſt für die Rechte ber Fatholifchen Kirche und 
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Religionsgenofien ben Sch utz bes beutfchen Bundes anzurafen; 2) für 
bie Erhaltung ber Tatholifchen Religion und Kirche in Baben ein einmaliges 
folennes Botivamt in allen Pfarrfirhen bes Landes auf einen Beflimmten 
Tag anzuorbnien“. 


10. Aug. (Naffau). I. Kammer: Debatte über die inneren Zuftänbe. 
Rebe des Abg. Braun. — Die 4 zum erften Mal in bie Kammer 
eingetretenen Mitgliever legen Berwahrung ein gegen bie Ber: 
fafjungs-Detroyirungen feit 1849. 

412. „ (Defterreid). Graf Mensborff Tann dem Kaifer vor befien 
Mieberabreife nah Iſchl noch die freubige telegraphiiche Nachricht 
bes Grafen Blome aus Gaftein bringen, baß eine Verftändigung in 
Ausficht ftehe. 

„» n Konferenz zwiſchen ben Deiniftern v. d. Pforbien (Bayern), Beuft 

(Sachſen) und Barnbüler (Württemberg) in Münden. Differenz 

zwifchen ben beiden erfteren und Hrn. v. Barnbüler. 

„ (Schleswig: Holftein). Die Feſtung Friedrichsort (bei 

Kiel) wird von ben Preußen mit ſchwerem Geſchütz armirt, Der 

öiterr. Eivilcommiffär, v. Halbhuber, proteftirt dagegen. 

14. „ (Bundestag) Die Bundes-Fachmännercommiffion einigt ſich 
im Wefentlihen über einen Entwurf behufs Einführung gleichen 
Maßes und Gewichtes in ganz Deutſchland. 

„ »„Oeſterreich⸗Preußen). Abſchluß einer Convention über eine 
propiforifche Theilung des Condominats in Schleswig-Holftein zwi: 
Then Oefterreih und Preußen zu Gaftein. Graf Blome kehrt nad 
Wien zurüd, Die beiben Herricher von Deflerreih und Preußen 
follen nunmehr in Salzburg zujammentreffen. 


Safteiner Convention: Art. I Die Ausübung der von den hohen 
vertragichließenden Theilen buch ben Art. III. des Wiener Friebenstractates 
vom 30. October 1864 gemeinfam erworbenen Rechte wird, unbeichadet ber 
Fortdauer biefer Rechte beider Machte an ber Geſammtheit beiber Herzog. 
thümer, in Bezug auf das Herzogthum Holftein auf Se. Maj. ben SKaifer 
von Deflerreih und in Bezug auf bad Herzogthum Schleswig auf Se. Mai. 
ben König von Preußen übergehen. Art. II. Die hoben Contrahenten wols 
len am Bunde die Herftellung einer deutſchen Flotte in Antrag bringen unb 
für diefelbe ben Kieler Hafen als Bundeshafen beſtimmen. Bis zur Ausführung 
ber deßfallſigen Bundesbeſchlüſſe benügen die Kriegsichiffe beider Mächte dies 
fen Hafen und wird das Commando und bie Polizei über benfelben von 
Preußen ausgeübt. Preußen ift berechtigt, ſowohl zur Vertheidigung ber 
Einfahrt Friedrichsort gegenüber die nöthigen Befeftigungen anzulegen, als 
auch auf dem bolfteinifchen Ufer der Bucht bie dem Zwecke bes Kriegohafens 
entiprehenben Marineetabliſſements einzurichten. Diefe Vefefligungen unb 
Etabliſſements fiehen gleichfalls unter preußifchem Commando und bie zu 
ihrer Befagung und Bewaflnung erforderlichen preußifchen Marinetruppen unb 
Mannſchaften Finnen in Kiel und Umgegend einquartiert werben. Art. IIL 
Die hoben contrahirenden Theile werben in Frankfurt beantragen, Renbsburg 
zur beutfchen Bundesfeſtung zu erheben. Bis zur bundesgemäßen Regelung 
ber Bejagungsverhältniffe diefer Feſtung wird deren Sarniton aus k. T. öfter: 
reichiichen und k. preußifchen Truppen beftehen mit jährlih am 1. Juli alters 
nitendbem Commando. Art. IV, Während ber Dauer ber durch Art. L ber 
gegenwärtigen Webereinfunft verabrebeten Theilung wirb bie T. preußiſche Res 
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gierung zwei Militärfirafen durch Holftein, bie eine von Lübeck auf Kiel, 
bie andere von Hamburg auf Renbeburg, behalten. Die näheren Beſtimmun⸗ 
gen über bie Etappenplätze und ben Unterhalt ber Truppen werben eheitens 
Fo eine bejonbere Convention geregelt werden. Bis dies gejchehen, gelten 
bie für die preußifchen Etappenſtraßen durch Hannover beitehenden Vorſchriften. 
Art, V. Die k. preußifche Negierung behält die Verfügung über einen Tele 


a one zur Verbindung mit Kiel und Rendsburg und bas Recht, preu= 


iſche Poftwagen mit ihren eigenen Beamten auf beiben Linien durch das 
Herzogth. Holitein gehen zu laſſen. Inſoweit ber Bau einer birecten Eifenbahn 
von Lübel über Kiel bis zur ſchleswig. Grenze noch nicht gefichert iſt, wirb 
bie Goncefjion bazu auf Verlangen Preußens für das holſteiniſche Gebiet 
unter ben üblichen Bedingungen ertbeilt, ohne daß ein Anſpruch auf Hoheits⸗ 
recht in Betreff der Bahn von Preußen gemacht wird. Art. VI. Es ift bie 
übereinftimmenbe Abficht der hoben Gontrahenten, baß bie Herzogthümer bem 
Zollverein beitreten werden. Bis zum Eintritt in den Zollverein, reſp. bis 
zu anberweitiger Verabrebung befteht bas bisherige, beibe Herzogthüimer um⸗ 
faſſende Zollſyſtem unter gleicher Theilung der Revenuen besjelben fort. Im 
Falle, daß e8 ber k. preußiſchen Regierung angezeigt ericheint, noch während 
ber Dauer ber in Art. I. ber gegenwärtigen Uebereinkunft verabrebeten Theis 
lung Unterbandlungen behufs des Beitritt? ber Herzogthümer zum Zollverein 
zu eröffnen, ift Se. Maj. ber Kaifer von Defterreich bereit, einen Bertreter 
bes Herzogthums SHolftein zur Theilnahme an ſolchen Verhandlungen zu be: 
vollmädhtigen. Art, VIL Preußen ift beredtigt, ben anzulegenben Oſtſee⸗ 
canal je nah dem Ergebnifje der von der k. Regierung eingeleiteten technis 
ſchen Ermmtittelungen durch das bolfteinifche Gebiet zu führen. Inſoweit bies 
ber Fall fein wird, fol es Preußen zuftehen, die Richtungen und Dimenfionen 
bes Canals zu beſtimmen, bie zur Anlage erforberlichen Grundftüde im Weg 
ber Erpropriation gegen Erſatz bes Werthes zu erwerben, ben Bau zu leiten, 
bie Aufficht über ben Canal und deſſen Inſtandhaltung zu führen und bas 
Zuſtimmungorecht zu allen benfelben betreffenden reglementarifhen Beſtim⸗ 
mungen zu üben. ZQranfitzölle ober Abgaben von Schiff und Ladung außer 
ber für die Benußung bed Canals zu entrichtenben, von Preußen für bie 
Schiffe aller Nationen gleihmäßig zu normirenden Schiffahrtsabgabe bürfen 
auf der ganzen Ausdehnung bes Canals nicht erhoben werben. Art. VIIL 
An den Beftimmungen bes Wiener Friebenstractats vom 30. October 1864 


. über die von ben Herzogthümern fowohl gegenüber von Dänemark ald gegen⸗ 


über von Dejterreih und Preußen zu übernehmenden financiellen Leiſtungen 
wird durch Die gegenwärtige Uebereinfunft nichts geändert, doch ſoll das Her: 
zogthum Lauenburg von jeder Beitragspfliht zu ben Kriegsfoften befreit 
werden. Der Vertheilung biefer Leiftungen zwiſchen ben SHerzogthümern 
Holftein und Schleswig wird ber Bevölkerungsmaßſtab zu Grunde gelegt 
werden, Art. IX. Se. Mai. ber Kaifer von Defterreich überläßt bie im mehr- 
erwähnten Wiener Friedensvertrag erworbenen Rechte auf das Herzogthum 
Lauenburg Sr. Maj. dem König von Preußen, wogegen bie f. preußifche 
Regierung fich verpflichtet, der k. k. öfterreihiihen Regierung die Summe 
von 2,900,000 däniſchen Reichsthalern zu entrichten, in Berlin zahlbar in 
preußiſchem Silbergeld vier Wochen nach Beftätigung gegenwärtiger Ueberein- 
funft durch 3% MM. ben SKaifer von Defterrrih und ben König von 
Preußen. Art. X. Die Ausführung ber vworftehend verabrebeten Theilung 
des Condominiums wirb baldmöglichit nach Genehmigung dieſes Abkommens 
buch 33. Maj. den Kaiſer von Defterreih und ben König von Preußen 
beginnen und jpäteftens bi8 zum 15. September beendet fein. Das bis jetzt 
Beftehenbe gemeinfchaftliche Dbercommando wird nad vollendeter Räumung 
Holfteind durch die königl. preußifchen, Schleswigs durch die Taif. öſterreichi⸗ 
hen Truppen fpäteftens am 415. September aufgelöst. Art. XI. Gegen: 
wärtige Webereinfunft wird von JI. MM. bem Kaiſer von Defterreih und 
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bem König von Preußen durch Austauſch ſchriftlicher Erklärung bei Aller⸗ 
böchftderen nächlter Zufammenfunft genehmigt werben. 

14—16. Aug. Großartige fünfzigjährige Jubelfeier ber deutſchen Burſchen⸗ 
Ihaft zu Jena. 

—  . Eine Anzahl hochadeliger Damen aus Defterreih und Deutſchland 
rufen zur Gründung einer fpecififh kathol. Univerfität in Deutſch⸗ 
land auf. 

16. „ Raffau). IE. Kammer: Lang begründet feinen Antrag auf 
Wieberherjtellung ber Verfaffung von 1849. Der neue Regierungs: 
präfident Winter erklärt fi) dagegen. Derſelbe wirb troßbem mit 
allen gegen bie 4 clericalen Stimmen zugelaffen und an eine Com: 
miflion gemwiejen. — Die vereinigten Kammern verweigern ber Re: 
gierung den von ihr geforderten Erebit für ein Varrackenlager mit 
allen gegen 5 Stimmen. 

17. „ (Defterreih). Die Wiener Hanbelsfammer beſchließt mit allen 
gegen 3 Stimmen, den biefjährigen beutihen Handelstag nicht zu 
beſchicken. 

18. „ (Württemberg). Die II. Kammer beſchließt mit 73 gegen 
5 (abelige) Stimmen die Motion der 41 Abg. bez. Reviſion ber 
Berfaffung 

„unter Bezugnahme auf bie fchon in ber Antwortsadbreffe auf bie Thron- 
rede vom 23. Juli v. J. bez. ber zwedmäßigen Revifion ber Verfaflung vors 
getragene Bitte und das von bem Minifter bes Innern in Ausficht geftellte 
Entgegenfommen, fowie unter Beziehung auf bie in Betreff einzelner dragen 
in beſonderen Adreſſen bereits geſtellten Geſuche der Staatsregierung zur Be⸗ 
rückfſichtigung zu übergeben”. 

Schluß des Landtags. Die Thronrebe ſchweigt gänzlich über bas 
Berbältnig zu Deutihland und über die verlangten und verheißenen 
Reformen. 

19.— 21. Aug. (Defterreih: Preußen). Zufammenkunft des Kaifers 
von Defterreih mit dem König von Preußen, bie von ihren Mini: 
ftern des Auswärtigen, Graf Mennsborff und Hrn. v. Bismard, be- 
gleitet find, in Salzburg. Unterzeihnung der Gafteiner Convention, 
Auch der Großherzog von Oldenburg findet fih in Salzburg ein. 
Der König von Preußen begleitet darauf den Kaifer nah Iſchl, um 
ber Kaijerin, der Königin-Wittwe von Preußen x. feinen Beſuch zu 
maden. 

21. „ (Scäleswig-Holftein). Herzog Zriebrid erhält endlih ben 
nachgeſuchten Abſchied ale Major & la suite bes preuß. 1. Garde: 
tegimentes. 

22. „ (36er Ausfhuß). Die gefhäftsleitende Commiſſion beruft den 
vollſtändigen 36er Ausihuß und den engern Ausſchuß ber fhlesw.: 
holſteiniſchen Vereine auf den 3. September zu einer Sitzung nad 
Leipzig, um über bie Abhaltung einer neuen Abg-Verfammlung zu 
beratben. . 
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Beutfgiend. 


22. Aug. Stebenter Vereinstag deutſcher Erwerbs: und Wirthſchaftsgenoſ⸗ 


24. 


ſenſchaften zu Stettin. Derſelbe beſchließt: 

„Mit Rülckſicht auf bie von dem preuß. Miniſterium ber am 21. Auguſt 
in Berlin zuſammengetretenen Commiſſion für die Arbeiterverhältniſſe vorge⸗ 
legten Fragen: 1) Was kann geſchehen, um die auf Selbſthülfe beruhenden 
Genoſſenſchaften (Vorſchuß⸗ und Creditvereine, Vereine zur Beichaffung von 
Rohſtoffen, Conſumvereine, Productivaſſocialionen) zu fördern? 2) Welche 


. biefer Aſſociationen können auch unter Fabrikarbeitern Eingang finden, und 


auf welchem Wege würbe dies zu erreichen fein? — erklärt ber allgemeine Ber: 
einstag der auf Seldfthilfe beruhenden beutichen Erwerbs: und Wirthſchafts⸗ 
genoffenjchaften: 1) Dieeinzige Förderung, welde bie Genoffenfchaften von der 
preußijchen, wie von jeder andern Staatsregierung beanjpruden, iſt: a) daß 
fie fih aller Verfuche, die Genoffenfchaften unter bie ber polizeilichen Controle 
unterliegenden Vereine zu ftellen, fernerhin enthalte, b) daß fie dem Geſetzes⸗ 
entwurfe über die enbliche Regelung ber privatrechtlihen Stellung ber Ge- 
noſſenſchaften, welcher die VBejeitigung der für fie bei ber jeßigen Lage der 
Geſetzgebung vorhandenen Schwierigkeiten in Betreff Erwerb, Aufgabe und 
Verfolgung von Vermögensrechten bezwedt und im preußifchen Abgeordneten: 
haufe in ber Seflion von 1863 von dem Anwalt ber Genoffenfchaften einge⸗ 
bracht ift, nicht länger entgegenftebe, ſondern dahin wirke, baß berjelbe zum 
Geſetz erhoben werde. 2) Bon ben auf Selbithilfe beruhenden Genofjenichaften 
haben namentlich die Sonfumvereine unter ben Fabrifarbeitern längft Eingang 
efunden. Auch die Vorſchuß⸗ und Crebitvereine und die Probuctivgenoffen: 
haften erfreuen ſich einer wachſenden Betheiligung berfelben; ihrer weiteren 
Entwidelung fliehen nur die vorher bezeichneten Hinbernifje entgegen. 3) Alle 
Verſuche ber Staatsregierungen, bie auf Selbfthilfe beruhenden Ermwerbs- und 
Wirthſchaftsgenoſſenſchaften im Allgemeinen oder innerhalb einer einzelnen 
Berufsflaffe buch pofitive Einmiſchung fördern zu wollen, müffen als 
ihnen ſchädlich zurüdgewiejen werden”. 


„ (Defterreid). Auch die Prager Handels: und Gewerbefammer 


befchließt mit 13 gegen 9 Stimmen, den diesjährigen deutſchen Han- 
belstag nicht zu beichiden. 

„» Bundestag). Defterreih und Preußen legen ber Bunbesver- 
fammlung mittelft gemeinfamer Erklärung die Gaſteiner Conven⸗ 
tion vor: 

„Die hohen Regierungen von Bayern, Königreich Sachſen und Großber: 
zogthum Heſſen haben in ber Situng vom 27. Juli d. J. in einem beshalb 
gertellten Antrage den Wunſch ausgefprochen, daß bie Regierungen von Deiter: 
reich und Preußen über bie Schritte, welche fie zur Herbeiführung einer befi- 
nitiven Loͤſung ber bezüglich ber Elbherzogthümer noch ſchwebenden Tragen 
geidan oder zu thun beabſichtigten, eine Mittheilung an ben Bunb gelangen 
affen möchten, und haben babei zugleich anberweiten Wünſchen Ausdruck ge⸗ 
geben, welche auf biefe Angelegenheit Bezug haben. Die Regierungen von 
Defterreih und Preußen haben inzwijchen e8 für bie nächfte Aufgabe erachten 
müffen, bie Schwierigkeiten zu befeitigen, welche ſich aus ber bisherigen nicht 
zwedentiprechenden Form ber Ausübung ber durch ben Art. III. des Wiener 
Friedens vom 30. October 1864 erworbenen Rechte ergeben hatten, um ba= 
buch Raum für bie weiteren Verhandlungen über eine definitive Löfung zu 
gewinnen. Es gereicht ben beiden Regierungen zur Befriedigung, hoher Bun- 
besverjammlung nunmehr mittheilen zu fünnen, daß e8 ihren Bemühungen 
gelungen ift, über eine jene Schwierigfeiten befeitigende Organifation ber Ver: 
waltung ber Herzogthümer ſich zu verftändigen, und die Geſandten find be- 
auftragt , hoher Bundesverfammlung von bem in biefer Beziehung am 14. 
Auguft d. J. verabrebeten unb am 20. desſelben Monats von ben beiden 
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Monarchen genehmigten Uebereinkommen durch die Ueberreichung der anlie⸗ 
genden beglaubigten Abſchriften desſelben Mittheilung zu machen. Hohe Bun⸗ 
desverſammlung wird hieraus die Ueberzeugung gewinnen, daß die Regierungen 
von Oeſterreich und Preußen ernſtlich bemüht ſind, die Frage der Elbherzog⸗ 
thümer einer definitiven Löſung zuzuführen und die berjelben noch entgegen- 
ftehenden Schwierigkeiten zu bejeitigen. Die einzelnen in dem Antrage ber 
hoben Regierungen von Bayern, Königreid Sachſen und Großherzogthum 
Heſſen erwähnten Punkte find gegenwärtig Gegenftand ber weiteren Verhand⸗ 
lung zwiſchen Defterreih und Preußen. Die beiden Regierungen begen bie 
Zuverficht, daß dieje Verhandlungen zu einem allfeitig befriedigenden Ergebniß 
führen werden, und erſuchen die hohe Bundesverſammlung, dieſem Ergebniß 
mit Vertrauen entgegenzuſehen, indem ſie ſich weitere Mittheilungen vorbe⸗ 


halten“. 

Der preußiſche Gejandte fügt dieſer Erklärung noch die Bemer⸗ 
fung bei, daß jeine allerhöchſte Regierung nicht verfehlen werbe, hoher 
Bundesverfammlung über den bevorftehenden Regierungsantritt Se. 
Mai. des Königs in Lauenburg und die Vertretung dieſes Herzogthums 
am Bunde feiner Zeit geeignete Anzeige zu machen. 


24. Aug. (Preußen) Der König beſucht den König von Bayern auf 


n 


a7. 


28. 


jeiner Reife von Salzburg nad Baden-Baden in Hohenſchwangau, 
geht Dagegen beim König von Sachſen (in Poflenhofen) und beim 
König von Württemberg (in Stuttgart) ohne Begrüßung vorbei. 

„ (Bayern). Berathung von 25 Abgeoroneten des Centrums, ob 
fie an ber Abg.Verſammlung in Frankfurt Theil nehmen wollen ober 
nit. Es ſprechen fih 14 (deren Zahl nachher auf 32, wovon bie 
Hälfte aus Oberbayern, fteigt) dagegen aus und erlaflen eine Erflä- 
rung an bie bayriichen Mitglieder des 36er Ausſchuſſes: 

„... Sol die Berfammlung der Yandesvertreter blos ihrem Urtheil über 
die Gaſteiner Convention, fei e8 in Form einer Reſolution oder Proteftation, 
Ausdrud verleihen, ſo erfcheint uns ber Frankfurter Tag weber als noth⸗ 
wendig noch als zwedmäßig..... Um aber der Gewalt , welche dieſes Recht 
zur Zeit unterdrüdt und gefährbet, mit Ausjicht auf Erfolg entgegen zu treten, 
dazu fehlen uns die Mittel. Hätten die Mitglieder aller beutfchen Kammern 
bie am 21. Dec. 1863 zu Frankfurt übernommene Verpflichtung, „ „jene beutjchen 
Negierungen, welche das Recht und die Ehre Deutſchlands in der jchleswig- 
holſteiniſchen Sache Preis geben, mit allen verfaſſungsmäßigen Mitteln zu be⸗ 
kämpfen““, wirklich gelöft, die Sache ber Elbherzogthümer ftände zur Stunde 
wohl beifer, als fie fteht! Sollte man aber in Frankfurt über das Bereich ber 
Rejolution oder Brotejtation in Sachen Schleswig-Holſteins hinausgehende 
Maßregeln bejchliegen wollen, jo wären wir jelbtverjtändlich in noch höherem 
Grade veranlaßt, uns von ber beabfichtigten Verſammlung ferne zu halten, 
ba wir die Verantwortung für die Gefahren und Nachtheile nicht mit über: 
nehmen wollen, welche ein ſolches Vorgehen für unjer engeres und meiteres 


Baterland, ſewie für die Elbherzogthümer insbeſondere unausbleiblich nach ſich 
ziehen würde. 


„Gayer n). Der Schleswig -Holftein Verein in Erlangen zeigt 
durch Circular ſämmtlichen Vereinen des Landes die Wiederaufnahme 
feiner Thätigkeit an und forbert fie ebenbazu auf. 


„ Achte Verfammlung des volfswirthichaftlichen Congreſſes Deutſch⸗ 
lands zu Nürnberg. Beſchlüſſe: 
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Deniſqlaud. 


Handelsvertrag mit Italien: „Der Congreß empfiehlt bringend 
ben baldigen Abſchluß eines Hanbelövertrags mit Italien.“ 

Bantwefen: 1) „Die Privilegirung von Banken, namentlih von 
Zettelbanfen, verhindert die gelunde Entwidelung des Bankweſens, fie erzeugt 
mit bie großen wirthſchaftlichen Nachtheile, an benen noch immer ber Geld⸗ 
verkehr in Deutichland Teibet; fie ſchädigt namentlid bie Entwidelung bes 
Depofitene und Ched:Spitems, während beffen beſondere Pflege bie Hauptauf- 
gabe bes Bankgeſchäftes ift; 2) bie Vermehrung von Eirculationsmitteln durch 
Emijfion von privilegirtm Wertbzeichen, insbejondere von Staatspapieren iſt 
verwerflih; 3) ben jetzt in einzelnen beutichen Staaten vorhandenen Mangel 
an bequemen Gelb: und Werth Zeichen kann ſolche Vermehrung nicht befeitigen ; 
mindern wirb ihn die Entwidlung und Vermehrung von BDepofiten-Banfen, 
ganz befeitigen kann ihn nur bie endliche Herftelung ber deutſchen Münz⸗ 
einheit.” 

Goalitiongfreibeit: „Alle Eingriffe der Geſetzgebung in bie Coali- 
tionsfreiheit ber Mrbeiter, welche bie Vereinigung berjelben bei Auflöjung 
ihrer Arbeitsverhältniffe befchränten unb irgendwie eine Auenafmetelung der⸗ 
ſelben gegen die übrigen Klaſſen der Geſellſchaft rechtlich begründen, wider⸗ 
ſtreiten dem gemeinſamen Intereſſe ber Arbeiter und Arbeitgeber, find unver 
einbar mit ben eriten Principien ber Gerechtigkeit und vom wirtbichaftlichen 
wie vom jocialen Stanbpunfte glei verwerflich.” 


30. Aug. (Kurheſſen). Der oberfte Gerichtshof erfennt in einem Ur: 


theil bie Unrechtmäßigfeit und Unvollziehbarfeit der octroyirten Jagd⸗ 
verorbnung vom 26. Januar 1854 unb damit die NRedhtsbeftänbigkeit 
bes Jagdgeſetzes vom 1. Yuli 1848 an. 


31. Aug. (Bundestag) Der bolfteinifhe Ausſchuß beſchließt mit 5 


(Defterreih, Preußen, Hannover, Württemberg und Medlenburg) 
gegen 2 Stimmen (Bayern und Sachſen) über ben von Bayern, 
Sachſen und Heflen-Darmftabt eingebradgten Antrag vom 27. Juli 
bezüglich Schleswig-Holſtein vorerft feinen Antrag zu bringen, fondern 
bie angekündigten weiteren Mittheilungen Defterreih8 und Preußens 
zu gemwärtigen. Die Bundesverfammlung bejchließt hierauf mit 13 
gegen 3 Stimmen (Bayern, Sachſen und Heſſen-Darmſtadt) bis 
zum 26. Oct. Serien zu machen. Baden gibt eine (ziemlich, ſchwach— 
müthige) Erklärung zu Protokoll. Durch den Beihluß ift wenigftens 
für 2 Monate jede Erörterung der jchleswig-holft. Frage durch bie 
Bundesorgane unmöglich gemacht. Württemberg wird als bereits 
bon ben Mitteljtaaten abgefallen, Baben als ſchwankend betrachtet. 
— Sachſen-Weimar und Meiningen legen Verwahrung gegen bie 
Gaſteiner Convention bez. Lauenburgs ein und tragen neuerdings 
auf Anwendung des Austrägalverfahrens an. 

„ (Zollverein). Die Unterhanblungen mit Bremen über Er: 
neuerung bes bisherigen Vertrages führen vorerft zu feinem Refultate. 


— Set. (Schleswig) Hr. v. Zeblit richtet an diejenigen Beamteten, 


welche behufs ihrer weiteren Verwendung bei ber beuoritehenben 
neuen Verwaltung bes Herzogthums Schritte gethan haben, folgendes 
Schreiben: 

„Sie werben hiedurch benachrichtigt, daß Sie in ber Regierung für 
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Schleswig Verwendung finden werben. Selbſtverſtändlich wird dabei voraus⸗ 
geſetzt, daß Sie bereit ſind, ſich Sr. Majeſtät dem Könige von Preußen und 
den von Allerhöchſtdemfelben eingeſetzten Autoritäten zum Gehorſam zu ver⸗ 
pflichten und ſich in feiner mit dieſer einzugehenden Verpflichtung un verein⸗ 
baren Richtung irgendwie gebunden halten.“ 

— Sept. (Schleswig). Der Amtmann von Tondern, de Fontenay, wird 
von Hrn. v. Zedlitz feines Amtes entlaſſen, das erſte Opfer ber 
neuen Aera des ausſchließlich preußiſchen Regimentes. 

1. „ Graunſchweig). Gründung eines „braunſchweig. Tagblattes“ 

im Sinne der preußiſchen Politik. 

„ Württemberg). Der Kriegsminiſter Miller wird in Ruhe⸗ 

ftand verfebt und durch den Gen. v. Wieberhold erfekt. 

3» 6er Ausſchuß). Der in Leipzig verfammelte 36er Ausſchuß 
— bon ben öſterr. Mitgliedern desjelben hat fich feines eingefunben, 
von den preußifchen nur wenige — beſchließt, die jämmtlichen Mit- 
glieber deutſcher Lanbesvertretungen, der einftimmigen Yorberung bes 
engern Ausichufles ber fchl.-holft. Vereine entfprechend, auf bem 1. 
Dct. zu einer neuen Abg.-Verfammlung nad Frankfurt einzulaben: 

„Durch Die Gaſteiner Uebereinfunft haben bie Regierungen von Oeſterreich 
und Preußen bie flarften Rechtsgrundſätze und namentlih das nur durch 
das Intereſſe der beutichen Nation beſchränkte Selbſtbeſtimmungsrecht ber 
Herzogthümer auf das fchwerfte verlegt. Die dieſer Uebereinkunft vorausfichtlich 
nachfolgenden Maßregeln broben, neben ber Erſchütterung des Nechtsgefühls im 
beutfchen Bolf, das materielle und moraliſche Wohl ber mit beutichem Blut von 
bänifchem Joch befreiten Herzogthümer auf Jahre hinaus zu vernichten. Der unters 
zeichnete Ausihuß . . . erwartet, baß bie beutfchen Abgeordneten, welche in 
der Verfammlung vom 21. December 1863 und in der bei ber Lonboner 
Conferenz übergebenen Rechtsverwahrung vom April 1864 fi feierlid 
verpflichteten, für bas Selbſtbeſtimmungsrecht ber Hergogthümer und das 
Recht derſelben überhaupt einzuftehen, dieſe Verpflichtung auch durch ihr Er⸗ 
feinen auf der neuen Verfammlung löſen werben.“ 

Die gejchäftsleitende Commiſſion des Ausſchuſſes unterftäßt den 
Beſchluß durch eine Zufhrift an ſämmtliche Schl.Holſt.Vereine 
Deutſchlands, durch welche ſie zu energiſcher Unterſtützung der bevor⸗ 
ſtehenden Verſammlung aufruft, und richtet an jedes einzelne Mit⸗ 
glied ber beutichen Lanbesvertretungen beſondere Einladungsfchreiben : 

„Wir geben uns nun ber Hoffnung hin, daß die Mitglieber ber deutſchen 
Lanbesvertretungen, Angefichts ber neueiten Vorgänge in ber Sache ber Herzog- 
thümer, ſich volzählig einfinden und fein Opfer an Zeit, Gelb ac. ſcheuen 
werden. Alle Geſchäfts- und fonftige Rüdfichten müſſen, benfen wir, bier 
ihwinden. . . . Insbefondere vehnen wir auf die Theilnahme ber 
Mitglieder aus Defterreih und Preußen, ba gerade ihre Regier⸗ 
ungen es find, welche das gute Recht ber Herzogthümer mißachten, ba fomit 
gerade die Mitglieder aus Defterreih und Preußen vorzugsweiſe zeigen müffen, 
daß fie, ohne Rüdficht auf befondere Landes⸗ ober Barteiinterefien, als beutfche 
Männer den Muth haben, auch gegenüber ihren eigenen Regierungen bad 
Recht des beutjchen Volfes zu vertheibigen.” 

3/4. „ Dritter Vereinstag beutfcher Arbeitervereine in Stuttgart. Der: 
ſelbe befchließt: 

- Coalitionsfrage und Verfürzung ber Arbeitszeit: „1) Das 

Eoalitionsrecht ift ein natürliches Recht und darf daher unter feiner Bebingung 


6) 
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irgendwie gefehmälert werben. 2) Gine Abkürzung ber Arbeitszeit wäre für 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer von großem Nuten unb für legteren durchaus 
notbiwendig, um ihm biejenige politifche und fittliche Bildung zu ermöglichen, 
welche die Arbeitervereine anjtreben. Cinführung ber Stüdarbeit, foweit fie 
nur möglich ift, wäre ber praftifche Meg dazu. 3) Mehr zu empfehlen benn 
jegliche Coalition ift Gründung von Produftivgenoffenfchaften. 4) In keinem 
ber erften 3 Punkte Tann ohne vollitändig freie Bewegung und befonders ohne 
ein durch und durch freifinniges Vereinsgejeß irgend etwas Erfprießliches erzielt 
werben. Es ergeht daher an alle Arbeiter die Aufforderung, mit allen Mitteln 
dahin zu wirken, daß eine Umgeftaltung ber mangelhaften Bereinsgefeke zu 
Stande fommt. 5) In Erwägung, daß notoriſch viele Fabrikordnungen 
bie Ehre und das Intereſſe ber Arbeiter beeinträchtigen, beauftragt ber Vereins⸗ 
tag feinen ftändigen Ausfhuß bis zum nächſten Vereinstag möglichſt viele 
ea Fabrikordnungen zu ſammeln und einen Bericht darüber zu ver— 
anlaſſen. 
Allgemeines und direktes Wahlrecht: „Es ift Pflicht aller 
Arbeiter, für das allgemeine, gleiche und direkte Wahlrecht einzutreten.” 
Eonfumpvereine: „1) Diejenigen Gonfumvereine, welche ihren Mit: 
liebern Beranlafjung zur Kapitalbildbung geben, bilben bie befte Grundlage 
ür die Weiterentwidlung bes Genoffenfchaftswefens und zur Anbabnung ber 
erftrebten focialen Reformen; 2) es ift Aufgabe ber Confumvereine, Durch 
ftatutarifhe Beftimmungen bafür Sorge zu tragen, daß das gefparte Kapital, 
foweit als thunlich wieder zu genoffenfehafttiche Zwecken verwendet wird.“ 
Baugenoffenfhaften: „Unter Beftätigung der ſchon vom vorjährigen 
Bereinstag in diefer Frage gefakten Beichlüffe, wonach dahin gewirkt werben 
fol, daß das Bauhandwerk freigegeben, bie Freizügigkeit in ganz Deutſchland 
a ler jede Erfchwerung bes Baues Feiner Häufer aus ben Bauordnungen 
entfernt, und die Häuferbaugenofjenfchaften von allen andern Arbeitervereinen 
und Genofjenfchaften möglichft unterftüßt werben follen: 1) Die Baugenoffen® 
haften nad dem Syſtem bes Schriithens „Jedermann Hauseigenthümer“ 
werben ber Beachtung ber deutichen Arbeiter empfohlen. 2) Es ift zu wünſchen, 
daß bie Staatsbanfen den Baugenofjenfchaften, welche auf dem Princip ber 
Selbfihilfe beruhen, Credit ertheilen und mit ihnen in Geſchäftsverbindung 
treten.“ . 
Productiv:Affociationen: „1) Eine gefehliche Regelung der privat 
rechtlichen Stellung ber NArbeiter-Affociationen und befonbers der Conſum⸗ 
vereine und Probuctiv-Affociationen ift bringenbes Bedürfniß. Es ift daher 
bei jämmtlichen beutfchen Regierungen darauf hinzuwirken, baß eine entiprechende 
Ergänzung ber Beftimmungen bes allgemeinen beutjchen Handelsgeſetzbuchs ver: 
einbart werbe, welche bieje Formen von Handelsgeſellſchaften anerkennt und 
ihre rechtlichen Beziehungen zu benjenigen, welche mit ihnen in Verkehr treten, 
regelt ; 2) ber Vereinstag, indem er anerfennt, baß von vielen Creditgefell- 
Ichaften die weiter entwidelten Formen des Genoſſenſchaftsweſens in Fräftiger 
Weiſe unterftüßt wurden, bedauert bei benfelben nicht überall dasjenige Ent- 
gegentommen zu finden, das von berartigen gemeinnüßigen Anftalten er: 
wartet werden ſollte. An folhen Orten, wo eine Geichäftsverbindung mit 
ben beſtehenden Grebitvereinen nicht möglich erfcheint, ift e8 Aufgabe der Ar: 
beitervereine, durch Anwendung des Principe genoſſenſchaftlicher Selbſthülfe 
bie erforderlichen Crebitinftitute felbft ins Leben zu rufen. Der fländige Aus- 


ſchuß wird daher beauftragt, über die Mittel und Wege zu berathen, wie bieß 
- am beften auszuführen ift, und bem nächften Vereinstag Vorjchläge ober An: 


träge in biefer Richtung zu unterbreiten; 3) die Arbeiterbildungsvereine find 
ber fefte Boden für das Emporblüben ber ProbuctivAffociationen. Es ift 
baber Pflicht ber Arbeitervereine, durch Sorge für ben geeigneten Unterricht 
ſowohl als auch buch Gründung der unteren Stufen von Genoflen- 
Ichaften, wie Sparvereine, Krankenkaſſen, Confumvereine u. |. w., ihre Mit: 
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glieder zu ben Probuftiv- Affociationen vorzubereiten unb beranzmbilben. 
4) Der Bereinstag beauftragt feinen fländigen Ausfchuß, auf dem nächſten 
Vereinstag die Frage zur Discuffion zu bringen: Sind die auf dem Brincip 
ber Dividendenvertheilung beruhenden Vorſchußvereine benen, weldhe auf dem 
Princip der Amortifation beruhen, vorzuziehen ober nicht? und bie bazu ers 
forberlihen Vorarbeiten zu veranlaffen.“ 

Sparkaſſen: „Der Vereinsiag empfiehlt Gründung von Spartaffen auf 
Grundlage möglihft einfacher ben örtlichen Verhälmiffen entfprechender Statuten 
und Gejhäftsführung. 

Alterverforgungstaffen: 1) Tie Errichtung von Altersverforgunges 
kaſſen auf dem Grundſatz der Gegenfeitigfeit ift den Arbeitervereinen zu 
empfehlen. 2) es ift vortheilbaft, bie Kaffenfübrung berartiger Vereine ſchon 
beftehenden Genoſſenſchaften als Credit-⸗, Spar- oder Baugenofienfchaften zu 
übertragen. 3) bie Alterverforgungsfaffen ſollen möglihft gleichartig einges 
richtet werben, und es wirb ber ftändige Ausſchuß beauftragt, binnen brei 
Monaten ben Bereinen ein Normalftatut unter Berüdfihtigung ber bem 
zweiten Vereinstag gemachten Vorlage zugängig zu maden. 4) Die verſchie⸗ 
benen NAlterverforgungsvereine follen miteinander in Verbindung treten, 
um ben Mitgliebern den Uebergang aus einer Anftalt in bie andere zu 
erleihtern. 5) Daß Kranfenunterftügungstaffen für Arbeiter insbeſondere 
in Fabriken, wo fie für Arbeiter in obligatorifcher Weiſe eingeführt, 
Eigenthum der Arbeiter in folange find und bleiben, als bie Mittel ber Kaffe 
bon ihnen berrühren. 6) Daß ferner Ueberſchüſſe, welche fih aus biefen 
Kaffen ergeben, nah Zuweiſung eines Theils berfelben zu einem Reſervefond 
nachſtehende Verwendung erhalten follten: a. als Unterftügung in Unglüde- 
fällen, welche eine längere als bie flatutenmäßige Arbeitsunfähigfeit begründen, 
b. bei nad) einer Reihe von Jahren im gleichen Gefchäft aufgeriebener Arbeits⸗ 
fraft und dadurch abnehmendem Verbienft und Lohn, c. nad einer beftimmten 
Anzahl von Jahren im gleichen Gefchäft geleifteten Dienftes, welcher gänzliche 
Arbeitsunfähigkeit begründet, in Form einer Penfion. 7) Allen Arbeitgebern, 
insbefondere Fabrifanten, denen das Loos ihrer Arbeiter am Herzen liegt und 
bei benen berartige Verhältnifle vorhanden find, werben bieje Vorſchläge 
dringend empfohlen.“ 

Abihaffung der Wanberbüder: „Das zur Zeit in Deutſchland 
beitebende Paßſyſtem ift aus politiihen, fociafen und volkswirthſchaftlichen 
Gründen nicht Länger haltbar. Dur den Paßzwang und bie Paßcontrole 
werben bie arbeitenden Klaſſen am bärteften betroffen. Es ift Pflicht ber 
Regierungen, alle die freie Bewegung von Ort zu Ort beſchränkenden polizei= 
lihen Beitimmungen ſchleunigſt aufzuheben. Die Arbeitervereine haben im 
eigenen Intereffe mit allen ihnen zu Gebote ſtehenden gejeglichen Mitteln bahin zu 
wirfen, daß ber Verkehr durch bergleihen Hinberniffe nicht länger gehemmt 
und fie bei den zu erlaffenden neuen, diefelben regelnben Beitimmungen ben 
übrigen Klaffen der Geſellſchaft gleichgeftellt werben.“ 

Trauenarbeit: „Lie Berfammlung erflärt ſich mit ben im Müller'ſchen 
Berichte niebergelegten Anfichten im Allgemeinen einverftanden, namentlich mit 
ber Nothwendigkeit ber Bejeitigung aller ber weiblichen Arbeit im Wege 
ftehenden Hinberniffe und beauftragt feinen ftändigen Aueihuß, biefe Frage 
auf die Tagesordnung ber nächſten Verfammlung zu ſetzen.“ 

Arbeiterbildungspereine: „1) Den Vereinen wieberholt bie große 
Wichtigkeit willenfchaftlicher Vorträge und Unterrichtscurfe ans Herz zu legen; 
2) einen Aufruf an die deutſchen Männer ber Willenfchaft und bie Behörden 
zur Unterftügung der Bildungsbeftrebungen ber Arbeiter zu erlaſſen; 3) zur 
Gründung und Erhaltung von Pleineren Vereinen, bejonbers auf bem Lande, 
Benbeiche auszufenden unb bie Gauverbände zu gleihem Verfahren aufe 
zufordern.“ 
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4. Sept. (Baden). Allg. Wahlen im ganzen Land zu den Kreisver⸗ 
verſammlungen. Kampf zwiſchen der liberalen und der kath. Partei. 
Bei einer Betheiligung von 60—80 % aller Wahlberechtigten fällt 
das Reſultat gegen bie kath. Partei und bie mit ihr haltende alte 
Bureaufratie aus: bie Liberalen fliegen in 35, bie Elericalen nur in 
9 Bezirken ; im Ganzen werben 3278 Tiberale und 1671 clericale 
Wahlmänner gewählt. 

5. „ (Schleswig-Holftein). Die oberfte Civilbehörde verfünbigt 
bie Gafteiner Convention und erläßt eine Bekanntmachung für Aus: 
führung derfelben. Die Trennung der Herzogthümer foll am 15. d. Mts. 
eintreten. Der bisherigen gemeinfchaftlihen Landesregierung wirb 
ihre Auflöfung auf den 14. d. M. angezeigt. 

6. „ (Holſtein). 31 von 49 Stänbemitglievern (Abgeordnete ber 
Städte, Geiftlichkeit, Bauern — der Abel fehlt) beſchließen in Kiel 
eine Eingabe an ben Bund gegen die Oafteiner Convention. Fünf 
weitere Mitglieder find nur zufällig am Erfcheinen verhindert wor⸗ 
ben, fo baß die Manifeftation auf mehr als 2 ſämmtlicher Stände: 
mitglieber beruht. — Baron v. Scheel-Pleſſen, Baron Blome und 
G.-Rath Rötgers erlaffen eine Erklärung, warum fie nicht Theil nehmen. 

Eingabean bieBunbesverfammlung: „... Während ſelbſt unter 
dänischer Herrichaft die Stänbe ordnungsgemäß zufammentreten unb wenig: 
flens Klage über die Unbill, die ben Lande wiberfuhr, und Proteft wider bas 
Unrecht, das bemjelben drohte, erheben Tonnten, ift das Land, feitdent es in 
beutjche Hände übergegangen ift, noch nicht gehört. Man bat feine Gränzen ver: 
ändert, man bat ibm im raſchen Wechſel verfchiebene Negierungen gegeben, 
man bat in die Verwaltung unb feitherige Ordnung feiner Verbältniffe tief ein⸗ 

. gegriffen, man bat über feine finanziellen Mittel verfügt, aber man bat es 
nit für nöthig gehalten, das Land in feiner Vertretung zu vernehmen.... 
Jetzt ift der Augenblid gefommen, wo wir glauben, nicht länger ſchweigen zu 
dürfen... . Die unterzeichneten Abgeordneten haben es für ihre Pflicht ge= 
halten, demjenigen, was in biefem Augenblid die Herzen ber Benölferung 
Schleswig-Holfteins in einer an Einftimmigfeit grenzenden Mehrzahl bewegt, 
einen Ausdruck zu geben. Sie find ber feften Ueberzeugung, daß das geſchieht, 
wenn ſie Namens des Landes Proteſt einlegen gegen die dem Landesrechte 
zuwiderlaufende Trennung ber Herzogthümer Schleswig-Holſtein; wenn fie 
mit Entjchiebenheit fordern, daß das Land in feiner Vertretung über feine 
eigenen Angelegenheiten gehört werde, und dabei erflären, daß fie jebe Ab⸗ 
machung, welde ohne Mitwirfung ber Landesvertretung getroffen würbe, als 
nicht zu Recht beſtehend anſehen; und wenn fienodeinmal laut und 
feierlich es ausfpreden, baß fie nur in bem Herzog Friebridh 
von Schleswig-Holftein den berechtigten Landbesherrn erken— 

- nen. Unter Hinweifung auf bas Geſagte ftellen die Unterzeichneten ben ehr⸗ 

erbietigften Antrag: Eine hohe Yunbesverfammlung wolle dahin wirken, 
FAR bas Recht unjeres Landes ohne weiteren Verzug feine Anerkennung 

nbde". 

„u Hauptverfammlung des Guſtav⸗Adolfs-Vereins in Dresben. 

8% „ (Shleswig-Holftein). 177 Delegirte von 110 Schleswig. 

| Holftein-Vereinen (darunter 37 aus Schleswig) befchließen einftim- 
mig ihre Uebereinflimmung mit ber Erklärung der 31 holſt. Abge⸗ 
orbneten vom 6. Sept. 
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11. Sept. Generalverſammlung ber kath. Vereine Deutſchlands in Trier. 


13. 


” 


14, 


Diejelbe wird auch von Parteigenoffen aus Belgien und aus Frank: 
reich zahlreich befucht. Die Verſammlung beſchließt, eine Deputation 
an den Erzbifhof von Freiburg abzufenden, um ihm ben Dank ber 
Berfammlung für feine Haltung im badiſchen Schulftreit auszubrüden 
und faßt folgende Reſolutionen: 


„Die Berfammlung erfennt es als firenge Gewiſſenspflicht Tatholifcher El⸗ 

tern, ihre Kinber nicht in eine Schule und zu Lehrern zu ſchicken, welche für 
bie Tatholifhe Erziehung ber Kinber nicht genügende Garantie bieten; das 
Unterrihtsmonopo!l bes Staates, ein Erzeugniß bed abfoluten Polizeis 
ftaates, ift unverträglich mit ber Selbſtändigkeit, ber höchſten Aufgabe und 
bem weſentlichen Rechte der Kirche, unverträglich mit ber chriftlichen Gewiſſens⸗ 
freiheit und überfchreitet die natürlichen Grenzen ber Staatöcompetenz übers 
haupt, befonders aber im paritätifhen Staat. Die Generalverfammlung pro: 
teftirt daher gegen biefes Monopol und bezeichnet es als eine ber wichtigften 
Pflihten ber Katholiken, durch alle rechtmäßigen Mittel bie Lehr- und Uns 
terrichtsfreibeit fih unb ihrer Kirche zu erringen. Die Verwenbung 
Tatholifcher Fonds und ber Steuern bes katholiſchen Volkes zur Bezahlung 
unkatholiſcher Lehrer und Profefforen und Verbreitung unfatholifcher Lehren 
ift eine ſchwere Nechtsverlekung , die an ben Katholifen begangen wirb. Die 
Generalverfammlung hofft, baß diejenigen, bie dazu berufen find, nöthigen⸗ 
falls auch bie Hülfe ber Gerichte dagegen anrufen werben”. — „Die Katho⸗ 
Tifen Deutichlands haben von dem Vorgange zwilchen ber Bayerifhen Re: 
gierung unb bem Biſchof von Speyer in Saden ber Speyerer Seminar: 
frage mit tiefem Schmerze Kenntniß genommen und in biefem Kalle eine Bes 
einträchtigung der Lehrfreiheit und Rechte bes Episcopats in Erziehung und 
Bildung bes Clerus erfennen müffen. Da biefe Sache jeboch dem Urtheils⸗ 
fpruche des Papftes unterliegt, fo glaubt die Generalverfammlung in biefem 
Umftande bie fihere Gewähr erbliden zu bürfen, daß bem Rechte der Sieg 
nicht entgehen werde”. 
„ (Schleswig-Holftein). Städtetag in Neumünſter. Cs find 
über 4 aller Städte und Flecken vertreten: 27 Stäbte und Flecken 
durch 46 Delegirte, 9 weitere durch fchriftliche Beitrittserklärungen. 
Einftimmig wird beichloffen: 

„Wir bie Deputirten der gewählten Vertreter ber Birgerfchaften in ben 
unterzeichneten fchleswig = bolfteiniihen Städten und Kleden erflären: Wir 
treten ben in ber Eingabe von Mitgliebern ber holſteiniſchen Ständeverſamm⸗ 
lung an bie deutſche Bundesverfammlung vom 6. Dec. enthaltenen Erflä- 
rungen ihrem ganzen Inhalte nad bei. Die jetzt berbeigeführte Trennung 
ber Herzogthümer Schleswig-Holftein ift eine ſchwere Verletzung ber Landes⸗ 
rechte. Keine Verfügung über das Land ohne Mitwirkung ber Landesver⸗ 
tretung Tann al® zu Necht beftehend gelten. Nur in dem Herzoge Friedrich 
zu Schleswig-Holftein erkennen wir ben berechtigten Landesherrn“. 


„ (Holitein). Zwei Compagnien des preuß. Seebataillons treffen 
in Kiel ein. 

„ (Schleswig) ine k. preuß. Cabinetsorbre ernennt den (feiner 
Zeit entſchieden däniſch gefinnten) Hugo von Scheel-Plefien zum 
Amtmann von Gottorff und Hütten. 

„ (Preußen) fchleppt den in Rendsburg aufgehobenen Rebacteur 
May noch vor feiner Räumung Holfteins nad Perleberg, wo er an 
das dortige Kreisgericht abgeliefert wird, nachdem bas Berliner Kam: 
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mergeriht vom 13. d. M. die Verhaftung besjelben für begründet 
erklärt bat. 


14. Sept. (Schleswig-Holftein). Der öfterr. Civilcommiffär, Frhr. v. 


u 


15. 


„ 


„ 


Halbhuber, verläßt bie Herzogthümer und kehrt wieder nad Wien 
zurüd, 

„ (Schleswig-Holftein). Auflöfung der bisherigen Lanbesre: 
gierung. Bon ben 6 Mitgliebern gehen 4 in bie neue holjteinifche 
über, 1 Tehrt ins App.-Gericht von Flensburg zurüd, 1 (v. Rumohr) 
bleibt Hrn. v. Zedlitz. 

»„ Raffau). Die Regierung Winter zieht die von der Regierung 
Werren eingeleitete gerichtliche Verfolgung bes Abg. Schenk megen 
Aeußerungen besjelben in der II. Kammer zurüd. 


„ Defterreid: Preußen). Nachdem fih bie offic. preußiſchen 


Blätter bisher über die Bebeutung der Gafteiner Convention jehr 
zurüdhaltend geäußert und nur an bas Wort Bismards von 1863 
erinnert hatten, „mer Schleswig hat, hat auch Holftein“, bricht bie 
offic. Prov.Corr. enblih offen heraus: Defterreich hat bie wejent- 


. lihften Februarforderungen ſchon jebt zugeftanden und ift ferner bie 


Einſetzung eines andern Regiments (des Auguftenburgers) in ben 
Herzogthümern nun nicht mehr fraglid. Die Wiener „Debatte“ 
aber gefteht in einem offic. Artikel offen ein, daß die Gafteiner Eon- 
vention gejchloffen wurde, weil der Krieg für Defterreih eine Un- 
möglichfeit war. 

„ Preußen) Rede des neuen Gouverneurs von Schleswig, 
Generals v. Manteuffel, an das öfterr. und preuß. Officierscorps in 
Kiel gegen die deutfche Tricolore („Aus Schwarzweiß und Schwarz: 
gelb entiteht eine Tricolore, welche die einzig wahre, in den Herzog⸗ 
thümern allein berechtigte if. Für fie flirbt jeder Brave öſterrei⸗ 
hifche und preußifche Soldat fehr gern. Eine andere Tricolore gibt 
es freilich, die aus dem Koth des Jahres 1848 hervorgegangen ift, 
aber diefe, das Symbol des Aufruhrs und des Verraths, verbient, 
daß fie wieber in ben Koth getreten werbe”). 
„ (Scähleswig-Holftein). Die’ Herzogthümer werben nad) ber 
Safteiner Convention auseinander geriffen. Schleswig wird von 
Preußen regiert, das ben Gen. Manteuffel zum „Gouverneur“ er: 
nennt und ihm ben Hrn. v. Zeblik als Civilcommiffär an der Seite 
läßt; Holftein fällt an Oefterreih, das den Hrn. v. Halbhuber fallen 
läßt und ben F. M.k. v. Gablenz zum „Statthalter” mit militäriſchen 
und bürgerlihen Vollmachten bezeichnet. | 

„ (Holitein). Antrittsproclamation bes neuen öſterr. Statthalters 
Gablenz und Einfegung einer „herzogl.” Landesregierung: 

n... Einwohner bes Herzogthums Holftein! Wir find einander nicht un⸗ 
befannt, denn noch ift es nicht lange ber, daß ich fo glücklich war, euer ſchönes 
und gejegneies Land zu betreten, um an der Spitze eines kaiſerl. Armeecorps 
im Verein mit ben allüürten k. preuß. Truppen in ben Kampf zu gehen, ber 
eure nationale Unabhängigkeit zur Folge gehabt bat. Ich hoffe als kaiſerl. 
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Statthalter auf basfelbe Entgegenkommen von euch, wie es damals bie kaiſer⸗ 
lichen Zahnen fanden. Mit voller Zuverficht zähle ich auch diesmal auf euren 
oft erprobten befonnenen Charakter, auf euren Sinn für Gefeßlichkeit. ‚Diele 
zuverfichtlihe Hoffnung erleichtert mir die Uebernahme meiner jebigen Million, 
beren Schwierigkeiten ich nicht verfenne — Schwierigfeiten, bie jedoch durch 
eure ruhige und von wahren Patriotismus befeelte Haltung überwunden 
werben können. Mit aller Entſchiedenheit will ich meinerfeits bie unter euch 
fo hoch ausgebildete Selbfiverwaltung aufrecht erhalten und bie Landes: 
finder vor Allem babei mitwirken laflen. Ich verfpreche euch bie gewiſſen⸗ 
hafte Anwendung ber befiebenden Geſetze, die möglichſte Yörberung eures 
geiftigen und materiellen Wobls, energifchen und ſchnellen Vollzug ber Ad» 
miniftration und firenge Handhabung einer unparteliichen Rechtspflege. Zum 
Zwed eines geregelten und ununterbrochenen Gefhäftsgangs erlafje ich gleich: 
zeitig die erforderlichen Verorbnungen, woburd für mich die Grundlage ges 
wonnen wird, um ben wirklichen Bebürfniffen des Landes Rechnung tragen 
zu können. Den Befugnifien der entſcheidenden Politik fern: 
fiebend, befeelt mich allein der Gedanke, jedem Parteigetrieb fremb, unabs 
läfjig nur bie Entwidlung ber Wohlfahrt diefes Landes anzuftreben und durch 
bas Vertrauen ber Benölferung geftübt, ben berechtigten Wünſchen besjelben 
entgegenzufommen.‘ 


15. Sept. (Schleswig) Antrittsproclamation bes neuen preußiſchen 


Gouverneurs Manteuffel und Belanntmahung des Frhrn. v. Zedlitz 
über bie neue Regierung des Herzogthums: 

„Einwohner des Herzogthums Schleswig! Durch ben Vertrag von Gaflein 
jeid Ihr demnächſt einer bejondern Verwaltung unter ber Autorität Se. Mal. 
bes Königs von Preußen überwiefen worden. Tas Wort preußifche Verwal: 
tung ſchließt den Gedanken: „Gerechtigkeit, öffentliche Ordnung, Beförderung 
ber allgemeinen Wohlfahrt“ in fi ein. Indem ich auf Befehl Se. Maj. des 
Königs von Preußen heute das Gouvernement bed Herzogthums übernehme, 
verfpreche ich Euch zugleich volle Berüdfichtigung Eurer eigenen Intereſſen. 
Ich erwarte von Eu Gehorjam gegen bie Befehle St. Dajeftät und Vers 
trauen”. 

Regelung ber Eivilverwaltung bes Herzogtums Schles⸗ 

wig: „... Der dritten Section, beren Borftand ber Negierungsaffefjor v. 
Richthofen ift, werben alle Militärangelegenheiten zugetheilt, jo weit bie Civil⸗ 
verwaltung dabei concurrirt, einichließlih des Aushebungsgefehes und 
bes Erpropriationsverfahrens für Grundftüde, bie zu fortificatorifchen unb 
militäriihen Zweden erforberlih find, und außerdem bie bisciplinarifchen 
und öconomifchen Angelegenheiten der Genbarmerie.... .” 
„ (Lauenburg). Der König von Preußen ergreift nach ber Ga⸗ 
fteiner Convention Befig von dem Herzogthum und läßt durch ben 
gew. Staatsminifter Grafen Arnim-Boygenburg bie oberften Behörben 
bes Landes für ihn in Eid und Pflicht nehmen. 

Dejipergreifungspatent v. 13. Sept.: „Wir Wilhelm von Gottes 
Gnaden König von Preußen ıc., thun hiermit Jedermann fund und zu wiſſen: 
Nahdem Se. Maj. König Chriftian IX. von Dänemark in dem zu Wien am 
30. October abgefchloffenen Zriebenstractate feine Rechte an bas Herzogthum 
Lauenburg an Uns und Se. Maj. ben Kaifer von Oeſterreich gemeinfchaftlich 
abgetreten; und nachdem Se. Maj. ber Kaifer Franz Joſeph I. von Defterreich 
feinen Antheil an biefen Rechten durch die am 14. Auguft b. Jahres zu Ga⸗ 
fein verabrebete und am 20. besfelben Monats zu Salzburg zwiſchen Uns 
abgeſchloſſene Vereinbarung, welche durch unfere Eivilcommiffarien unter bem 
5. d. M. zur öffentlichen Kenntniß gebracht ift, Uns überlaffen hat: jo nehs 
men Wir, in Erfüllung bes von ber Iauenburgifhen Landes: 
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vertretung ausgeſprochenen Wunſches, dieſes Herzogthum in Kraft 
bes gegenwärtigen Patentes mit allen Rechten ber Landeshoheit und Ober— 
berrlichkeit in Befit, fügen Unferen Titeln ben eines Herzogs von Lauenburg 
bei und wollen, daß das Herzogthum Lauenburg in Unferem Königlichen 
Haufe nach ben für bie Succeflion in bie Krone Preußen beftehenden Grund: 
ſätzen vererben ſoll. Wir entbieten allen Einmohnern bes Herzogthums Un: 
feren Iandesväterlihen Gruß und gebieten ihnen, Uns fortan als ihren recht: 
mäßigen Landesherrn anzuerfennen, Uns und Unjern Nachfolgern ben Eid 
ber Treue zu leiften und Unferen Gefegen und Anorbnungen nachzuleben, wo⸗ 
gegen Wir fie Unferes Iandesherrlichen Schutzes verfidern und verſprechen, daß 
Mir fie gerecht regieren, das Land und feine Bewohner bei ihren wohler- 
worbenen Rechten hüten und Unfere landespäterliche Fürſorge auf bie 
Moblfahrt derfelben richten wollen. Zu Unferem Miniſter für Lauenburg 
haben Wir Unferen Minifter-Präfidenten und Minifter der auswärtigen An: 
gelegenheiten, v. Bismard-Schönhaufen, ernannt und bdemfelben befohlen, bie 
Regierung nad) Maßgabe ber im Herzogtum beftehenben Gelege und 
Landesorbnungen zu führen, wollen auch alle Beamten bes Herzogthums, 
nahbem Uns biefelben ben Eid ber Treue geleiftet haben werben, in ihren 
Anftellungen beftätigen und belaffen....“ 


15. Sept. (Hamburg). Die holfteinifdhe Telegraphenftation wird von 


18. 


ber neuen öſterr. Regierung in Holftein (nad) dem früheren Vertrage 
zwiichen den Bunbescommiffären und Hamburg) an Hamburg wieber 
überlaffen. 
„ (Breußen). Hr. v. Bismard! wird in den Grafenftand erhoben. 
„ (Schleswig-Holftein). ine preuß. Cabinetsorbre regelt 
den allfälligen Eintritt von Schülern ſchleswig'ſcher und holftein’fcher 
Gymnaſien in das preuß. Heer für und fpäter in den preuß. Civildienft. 
„ (Schleswig). Der Prinz v. Hohenlohe wirb von Preußen ab- 
berufen. Eine Reihe von Beamteten werben wegen auguftenburgifcher 
Geſinnung ihrer Stellen enthoben und follen durch früher däniſch 
Sefinnte und Werkzeuge ber däniſchen Gewaltsherrihaft erfebt wer- 
ben; doch tritt in Folge allgemeiner Aufregung gegen dieſe Reftau- 
ration borerft in den Ernennungen ein Stillſtand ein. 
„ (Hslftein). Der öfterr. Statthalter verlangt von ben Beam: 
teten folgendes Gelöbniß: 

„Ich gelobe hiemit an Eibesftatt, daß ich bie Pflichten bes mir von Sr. 


Erc. bem kaiſ. Fönigl. Hrn. Statthalter für das Herzogtfum Holftein. anver: 
trauten Amtes treu und redlich erfüllen werde.“ 

„ (Schleswig). Der preuß. Gouverneur Manteuffel verlangt 
von ben DBeamteten folgenden Revers: 

„Ih verfpreche, daß ich St. Maj. dem Könige von Preußen und den 
von Allerhöchſtdemſelben eingefegten Autoritäten des Herzogtums Schles- 
wigs Gehorfam Teiften und mich bei meiner Amtsführung von Feiner Seite 
beeinfluffen laſſen will.“ 

„» @reußen) bezahlt die in der Gafteiner Convention ftipulirte 
Kauffumme für Lauenburg an Defterreich, vorläufig aus ben Kron⸗ 
fideicommißfonds. 

„ (Lauenburg) Zuſammentritt des Landesconvents (Ritter⸗ und 
Landſchaft) in Ratzeburg. Die Majorität erhebt gegen die Ausbrüde 
bes Befigergreifungspatents des Königs von Preußen vom 13.15. d. M. 
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Bedenken und vermißt darin ſowohl die ausdrückliche Beſtätigung des 
Landesreceſſes vom 15. Sept. 1702 (welcher der Ritterſchaft die 
umfaſſendſten Vorrechte ſichert) als diejenige des Patentes vom 20. 
Dec. 1853 (daß dem Lande auch künftighin eine Regierung, ein Conſiſto⸗ 
rium und ein Hofgericht verbleiben ſolle) und beſchließt gegen eine 
kleine vorzugsweiſe aus den bäuerlichen Deputirten beſtehende Mino- 
rität, das neue Miniſterium für Lauenburg (Bismarck) zu erſuchen, 
„daß er die namhafte Beftätigung biejer beiden Privilegien bei Sr. 
Maj. dem Könige veranlafje.” 

18. Sept. (Württemberg). Generalverfammlung bes württ. Hanbels- 
vereins in Reutlingen. Derfelbe fpricht fi einftimmig für einen 
Handelsvertrag mit Italien aus. 

„» » (K&urbefien). Der von der Stänbeverfammlung (f. 11. April) 
amenbirte Gejebesentwurf über Ausübung ber Jagdrechte wird nun= 
mehr, in Folge des Erfenntniffes des oberften Gerichtshofes vom 
30. Aug., vom Kurfürften genehmigt und verkündet, um ber ein= 
fachen Wieberheritellung des Jagdgeſetzes von 18483 zu entgehen. 

»  »  Verfammlung von demokratiſch gefinnten Parteiführern aus verſchie⸗ 
denen Staaten in Darmſtadt in Folge vorbergegangener Einladung. Die 
Berfammlung Fann fi über ein Programm vorerft noch nicht einigen und 
es wird lediglich beichlofjen, den Wunſch auszufprechen, es „möge die bevor: 
ftehende Abg.-Verfammlung in Frankfurt bie fchleswig-holft. Frage 
nicht einfeitig, fondern im Zufammenhang mit der von ihr untrenn- 
baren deutſchen Frage behandeln”. Am folgenden Tage wird in 
engerem Kreije das Comite ber Randesverfammlungen ber Volkspartei 
in Württemberg mit ber Ausarbeitung eines Programm-Entwurfs 
beauftragt, der Nürnberger Volksverein proviſoriſch als Vorort auf: 
geftellt und bejhloffen, auf Grund ber an das Comité bes Nürn- 
berger Volksvereins einlaufenden Erklärungen, Zujtimmung oder Ab: 
änderungsporfchlägen, zu einer die Partei (nicht einen neuen Verein) 
eonftituirenden Verfammlung von Delegirten zur paffenden Zeit nad 
Nürnberg einzuladen. Das Comité der Landesverfammlungen 
der Volkspartei in Württemberg tritt darauf am 25. Gept. in 
Stuttgart zufammen unb bejchließt unter dem Vorſitze des bg. 
Defterlen: 

Brogramm:Entwurf einer deutſchen VBolfspartei: „I) Des 
mofratifche Grundlage der Berfafjung und Verwaltung ber beutfchen Einzel- 
ftaaten, allgemeines und direktes Wahlrecht, parlamentarijche Regierung ; Selbft- 
verwaltung bes Volfes in den Gemeinde: und Bezirfsverbänden; Bolfsbilbung, 
Trennung ber Schule von ber Kirche; Freiheit der Preffe, der Verſammlungen 
und ber Vereine; Befeitigung ber in Bezug auf bie arbeitenden Klaffen noch 
beſtehenden gejeglichen Ungleichheiten und der Hinberniffe einer freien volks⸗ 
wirtbichaftlihen Entwidelung; Reform des Militärweſens, allgemeine Wehr: 
pfliht. 2) Föderative Verbindung des Einzeljtaaten unter fi mit einer 
über den Negierungen berjelben ftehenden Gentralgewalt und Parlament. 
Keine preußifche, Feine öſterreichiſche Spitel 3) Gegenfeitige Anerkennung 
ber Principien ber Nationalität und des Selbftbeftimmungsrechtes, ber Freiheit 
und Gerechtigkeit im Verkehr mit anderen Nationen,“ 
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Motivirung: „Die ſchlesw.⸗holſt. Angelegenheit wird nur im Zu⸗ 
ſammenhange mit ber deutſchen Verfaſſungsreform definitiv geordnet werden. 
Das dem Frankfurter Fürſtentage vorgelegte Reformprojekt Oeſterreichs iſt, 
wie ber Verſuch einer Reform im Wege der Ausſchließung Oeſterreichs und ber 
Unterordnung bes übrigen Deutfchlande unter bie preußiſcheSpitze erfolglos geweſen. 
Der Reformverein und ber Nationalverein fcheinen ihrer Auflöfung nahe zu 
fein. Die Weberzeugung verbreitet fi, daß auf ben eingeichlagenen Wegen das 
Einheitsftreben ber Nation nicht fowohl befriedigt, als im Intereſſe ber Macht- 
vergrößerung bes einen oder andern beutichen Sroßitaats benüßt werben fol. 
Die Einigung zwiſchen Preußen und Defterreich geftattet bem Bunde nur ein 
Scheinleben und gefährbet, wenn fie Beſtand haben follte, bie Zukunft Deutfch- 
lands mehr ald ihr Zwieſpalt. Man Tann es beflagen, aber nicht beftreiten: 
jener Sonbergeift, welcher die Ausbildung ber Landesherrlichkeit in Deutichland 
begünftigt und bie Auflöfung bes beutjchen Reichs mit herbeigeführt hat, ift 
noch heute in den fouveränen Einzelftaaten lebendig; er wiberfirebt in noch 
höherem Grabe, als ber Einheit des alten Reichs, ber Unterwerfung des 
ſchwächeren Einzelftaats unter ben mäÄchtigeren. Die Einheit in biefer Form 
kann nicht im Wege ber moralifchen Eroberung, fondern nur durch Gewalt, 
„mit Eifen und Blut‘, herzuftellen verjucht werden, Der Verſuch müßte aber, 
da die Einheit nicht weiter ſich erftreden würde als bie Gewalt, zur Zer- 
reißung Deutſchlands und überdieß zur Einmiſchung bes Auslands führen. 
Die gefhichtliche Aufgabe unjerer Zeit ift, jenen Sondergeift, anftatt gewaltfam 
zu unterbrüden, mit ber Idee ber politifchen Einheit der Nation zu verfühnen. 
Diefe Verföhnung ift nur in ber föberativen Verfaſſung Deutſch— 
lands möglich; fie allein entfpricht ber Eigenart ber deutfchen Nation und 
geftattet eine Vereinigung wenigſtens derjenigen einzelnen Glieder, welche das 
Bebürfniß, einem größeren politiichen Ganzen anzugebören, fühlen, ohne es 
durch ihr Aufgehen in einem mächtigen Einzelftaat befriedigen zu wollen. 
Seldft unter den Stammesgenofjen in ben zur Zeit beftehenden beutfchen 
Großftaaten hat das moderne Großmachtsbewußtſein das deutfhe Weſen und 
die gefchichtlichen Erinnerungen nicht fo ganz verdrängt, daß nicht eine folche 
Föderation Sympathie und Unterflüßung fände und die Hofinung begründet 
wäre, diefelhe werde mit ber Zeit bie gefammte Nation umfaſſen. Nur in 
füderativer Form kann die gefammte deutſche Nation ihre getrennten Glieder 
einigen, ohne bie Giferfuht und Einmiſchung des Auslands hervorzurufen, 
und den übrigen Nationen frieblid die Hand zur gemeinfchaftlichen Löfung 
der großen Aufgaben unferer Zeit reichen. Wenn die Herftellung ber Ein- 
heit Deutfchlands in der Form ber Unterordunng unter einen mächtigen Einzel: 
ftaat- nur im Wege der Gewalt verjucht werben Tann, fo kann bie Einheit 
in füberativer Form nur auf dem, dem bemofratifchen Geifte ber Zeit allein ent- 
jprehenden Wege der Freiheit und ber Selbſtbeſtimmung ber ein- 
zelnen Bunbesglieder verwirklicht werben. Der demokratiſche Fortfchritt in 
den Verfaſſungs- und Verwaltungszuftänden ber deutſchen Einzelftaaten ift 
daher nit bloß Zwed für fi, fondern das wichtigfte Mittel zur 
Erreihung des großen nationalen Zieles felbft. Es gibt fein Mittelding 
zwijchen dem vergrößerten preußiſchen Cinzelfiaate des Herrn v. Bismard 
und dem Föderativſtaat ber Demokratie; die Entſcheidung für und wiber 
kann nicht zweifelhaft fein. Die Einheit ift ohne Dauer und Werth, 
wenn fie nicht das Produkt ber Freiheit if. Es ift an ber Zeit, daß 
bie unbeilvolle Zerfahrenheit endige, welche die Parteien des Foriſchritts in 
Deutichland fo lange beherriht. Alle, welche ein freies und einiges Vaterland 
wollen, mögen fie dem Nationale ober Reformverein angehört haben, ober 
biefen Vereinen ferne geblieben fein, müſſen ſich unter den jegigen kritiſchen 
Verhältniffen aufgefordert fühlen, mit Sintanfeßung untergeorbneter Meinungs: 
verfchiebenheiten, thatkräftig zufammen zu wirken; droht doch das undeutiche 
Bündniß zwifchen Preußen und Oefterreih in der Sache ber Herzogthümer 
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zu einem Bunde ber Reaction gegen bie conflitutionellen Rechte und Freiheiten 
in Dentichland überhaupt zu werben. Tie beutiche Volkspartei fügt fi anf 
das Volf, nicht auf bie Gabinette. So wünſchenswerth ihr zur Abwehr ver Gewalt 
bie Uebereinitimmung zwifchen Volk und Regierung in den beutichen Mittel: und 
Kleinftaaten ericheint, fo kann jie eine andere Grundlage jener Uebereinſtimmun 
doch nicht anerkennen, als ben bemofratifchen Fortichritt und bie —— 
der Wahrheit, daß die bedrohten Regierungen ſich um ihrer ſelbſt, wie 
um Schleswig-Holſteins willen vereinigen müſſen, den Anfang mit einer 
deutſchen Conföderation zu machen. Geſtützt auf die Macht des Volksgeiſtes 
kann dieſelbe den Vorwurf einer beabſichtigten Anlehnung an das Ausland mit Ruhe 
zurückweiſen. Ereigniſſe, welche ſich weder vorausſehen, noch herbeiführen 
laſſen, werden ihren Einfluß auch auf die Beſtrebungen der deutſchen Volks⸗ 
partei äußern; dieſe wird in der deutſchen Verfaſſungsangelegenheit eine Initia⸗ 
tive von Seiten ber Regierungen im Sinne bes demokratiſchen Fortſchritts 
und der föberativen Bereinigung eintretenden Falls nicht ablehnen; aber es 
wäre nad ben gemachten Erfahrungen nicht richtig, abermals ein Programm 
aufzuſtellen, welches eine ſolche Initiative wejentlih zur Vorausſetzung bat. 
Ebenfo wäre verwerflih, in der Erwartung kommender Dinge in Unthätig⸗ 
feit zu beharren, während bie Ereignifje der Gegenwart wie bie Eventualitäten 
ber Zukunft gebieten, daß man Partei nehme und fich nicht bloß des fernen 
Ziels, fondern auch ber möglichen, dahin führenden Wege bewußt werbe. Die 
deutſche Volkspartei wird, ihrem Weſen entiprechend, nicht in der Form eines 
centraliftifch organifirten und dirigirten Vereins nach dem Mufter bes National- 
vereins, jondern unter bem Vorbehalt von Berfammlungen ber Barteigenofjen aus 
ben verſchiedenen Ländern, vorzugsweiſe durch bie Thätigfeit berfelben im 
im eigenen Lande, in der bafelbit fattbaften und angemeſſenen Weile mittelft 
Berfammlungen und Bereine, Preife und Landesvertretung auf bie Befeitigung 
ber Hinderniffe hinwirken, welche in den Einzelftaaten ben freiheitlichen wie 
ben nationalen Fortſchritt hemmen.“ 


19. Sept. (Preußen). Eine Berfammlung Tiberaler Abgeorbneter zu 


21. 


n 


Berlin entſcheidet ſich für Nichtbetheiligung an ber Abgeorbneten- 
verfjammlung zu Yranffurt, ohne ſich indeß über eine bießfällige 
gemeinfame Erklärung einigen zu können. 
„ Württemberg). Der offiz. Staatsanzeiger erflärt, daß ſämmt—⸗ 
lihe Minifter bez. der jchlesw.-holft. Frage einig feien. 
„ Rafjfau). Die Regierung Winter hebt die Werren'ſchen Ver: 
bote und Beſchränkungen politifcher Verfammlungen wieder auf und 
weist die Tocaljtellen an, das Geſetz gleihmäßig für alle zu hand: 
haben, auch ohne die äußerſte Noth ſolche Zufammenkünfte weder zu 
hindern noch polizeilich zu überwachen. 
„ (Hannover). Graf Borries mird am Geburtstage bes 
Kronprinzen zum Bräfidenten bes Staatsraths, Bacmeifter zum 
Vicepräſidenten, Wermuth zum Miitgliede besfelben ernannt. Die vier 
liberalen Minifter verlangen in Folge diefer Ernennungen ihre Entlaffung. 
„ (Breußen). Der (feudale) „Bublicift“ erklärt alg Vorwort 
zum neuen Quartal feinerfeit8 ganz unumwunden: 

„Woran wir feitgehalten haben in diefen fieben Jahren (das Beſtehen bes 
Blattes), das ift folgendes: Preußen muß in Deutfhland herrſchen 
Bis zur Maingrenze. Heute liegt bie Frage fo: Deutfchland mit oder ohne 


Oeſterreich. Mit dem „deutichen Parlamente” und dem „deutſchen Volke" ift 
genau jo wenig los, wie mit dem deutſchen Bundestage. Will Preußen feine 
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Grenzen, fei e8 unmittelbar ober mittelbar, an ben Main vorfchieben, jo bat 
e8 dabei nichts zu erwarten, weber von einem beutichen Barlamente noch von 
einem beutichen Volke. Ob wir auch einer lanbläufigen Phrafe damit ins 
Geficht Schlagen, fo jagen wir doch: es gibt Fein „beutfches Volk‘. Nun benn: 
Preußen barf fi an diefen Wiberfiand der allezeit zungenfertigen aber nie: 
mals opferwilligen Oppofition in ben klein⸗deutſchen Barlamenten nicht fehren. 
Es muß die Grenzen mindeftens feiner militärifchen Herrichaft bis an ben 
Main verlegen; es muß bies, wenn mit Oeſterreich barüber feine Einigung 
zu erzielen ift, felbft auf die Gefahr eines Kriegs mit Oeſterreich thun. Mit 
einem Worte: unjere Bolitif ift das Aufgeben Deutfhlands in 
Preußen und bamit bie Umgeftaltung Preußens zu Deutfchland.“ 


23. Sept. (Naffau). Die Il. Kammer befchließt die Abſchaffung der (über: 


" 


24. 


" 


" 


bieß von ber Regierung nur einfeitig anerkannten und gehandhabten) 
Lebenslänglichfeit ber Bürgermeifter. 


» Der preuß. Major a. D. Graf Theodor Stolberg: Wernigerode 


überreicht dem Könige Franz II. von Neapel einen im Namen des 
deutſchen Adels zur Huldigung bargebracdten filbernen mit Toftbaren 
Steinen reichbefegten Ehrenfhild in Gegenwart ber Minifter und 
bes Hofes im Palaft Farneſe zu Rom. 

„Nachdem Ew. Maj. und Ihre Maj. bie Königin, vor vier Jahren aus 
ben Händen bes Fürften von Saynı-Wittgenftein eine von mehreren bunbert 
Edelleuten Deutichlands unterzeichnete Adreſſe entgegenzunehmen gerubten, 
wodurch wir uns erlaubten, Ihnen den Tribut unferer Ehrfurcht darzubringen, 
zum Zeugniß, daß, wenn uns nicht heilige Banbe bei unfern eigenen Fürſten 
zurüdgebalten hätten, wir alle mit bem Schwert in ber Hand herbeigeeift 
wären, uns an ber beldenmütbigen Vertheidigung Gadta’s zu betheiligen, und 
bort für das legitime Prinzip zu flerben. . . .“ 

Der in Frankfurt verfammelte Ausfhuß des deutſchen Reform: 
vereing erläßt eine Anſprache an feine Parteigenofjen und beichließt 
auch dieſes Jahr auf eine Generalverfammlung zu verzichten: 

„Das Recht Schleswig-Holſteins auf volle Selbftänbigfeit und Unabhängig: 
feit, auf feinen legitimen Herzog Friedrich VIII. und auf die Geltung feiner 
Landesvertretung wird neuerdings burch Die Webereinfunft von Gafteın aufs 
ſchwerſte beeinträchtigt. Ueberdies ift die Rechtsſicherheit unb bie Freiheit 
beutfcher Staatsbürger durch bie Verhaftung und Gefangenhaltung des Dr. May 
in empörenber Weije verlegt. Die Beftrebungen des Reformvereins, welcher 
die Umbildung des deutjchen Bundes auf legalem Wege fih zur Aufgabe ge: 
ftellt bat, find geläbmt, fo lange Fürſten- und Volfsrecht in einem beutjchen 
Rande von deutſchen Regierungen ſelbſt in ſolcher Weiſe hintangeſetzt und ge= 
beugt wird. Aus diefem Grunde glaubt ber Ausfhuß im’ Sinne fämmtlicher 
Bereinsmitglieber zu handeln, wenn er heute befchloffen bat, von einer Gene: 
ralverfammlung des Vereins bis weiter abzufehen“. 

„ (Kurbeffjen) 10 Abgeorbnete bejchließen in einer Verſamm⸗ 
Yung bei dem Präf. Nebelthau, ſich an der Abg.-Berfammlung in Tranf: 
furt nicht zu betheiligen. . 

Motive (nad) Angabe der heſſ. Morg.:Ztg.): „Man war von ber Ueber: 
zeugung durchdrungen, daß bie zweckmäßigſte Löfung jener Frage im Intereſſe 
Deutfchlands und der Herzogthümer Schleswig-Holftein in einer bundesftaat- 
lihen Einigung diefer mit Preußen zu finden fei, man erfannte an, baß eine 
Einmifchung des Auslands in dieſer Angelegenheit als bie Ehre Deutſchlands 

verlegend aufs Entfcheidenfte zurückzuweiſen ſei; man unterfhäßte am Wenig: 
ften die hohe Bedeutung, welche ein pofitiver Ausſpruch der Abgeorbneten ber 
deutſchen Staaten über bie Grundlagen ber ftaatsrechtlichen Geftaltung ber 
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berzogtähmer ſowohl für die Bevölkerung biefer und das beutidre Volt als 
auch Für das Ausland haben werde. Auf der anderen Seite aber verichloß 
man’ fih auch der Erkenntniß nicht, daß bie Beſchlüſſe bes beworitehenben Abs 
georbnetentags, da, wie leider nicht mehr zu bezweijeln ift, nicht blos wie 
ſchon früher, die Abgeorbneten Oeſterrreichs, fonbern nun auch diejenigen Preu⸗ 
Bens von bemifelben fich fern Halten werben, als ber Ausbrud bes Willens 
bes beutichen Volkes nicht werbe angefeben werben. Man war ber Anficht, 
daß vorausfichtlich erfolglofe Beichlüfje von einer politiichen Berfammlung über: 
haupt, unter ben obwaltenben thatjächlichen Verhältniffen aber und von ben 
Abgeordneten eines Kleinen geographiſchen Bruchtheils Deutſchlande um fo mehr 
zu vermeiden ſeien, als fie die Gefahr in fich tragen, ben Beſtrebungen nach 
einer Einigung Deutſchlands Hinderlich zu werben und ben Anmafungen bes 
Auslandes Vorſchub zu leiſten“. 
25. Sept. Dritter deutſcher Handelstag zu Frankfurt a. M. Beichlüffe: 
1. Hanbelsvertrag mit Rußfanb: „Der deutfche Hanbelstug erklärt, 
fi mit ben Schritten, welche fein Ausſchuß zur Anbahnung eines Zoll: und 
Hanbelsvertrages zwiſchen Rußland und ben beutichen Staaten gethan hat, 
tinverfianden ; er erachtet das Zuftanbefommen eines ſolchen Vertrags für höchſt 
zeitgemäß und wichtig im Antereffe ber beiben großen Länber, und ſpricht ben 
angelegentlihen Wunſch aus, daß es den betreffenden hohen Regierungen ges 
fallen möge, ihre Beſtrebungen für einen Vertrag im Sinne ber Denkſchrift 
vom Febr. 1864 nachdrücklichſt fortzufegen und möglichſt bald ben Abſchluß 
besielben herbeizuführen“. 
2. Handeldvertragmit Stalien: „In Erwägung, baß bie Ausdehnung 
‚ bei internationalen Hanbel&beziehungen eine Hauptbebingung für bie wirtbichaft- 
liche Entwidlung des Zollvereins ift, — Daß unter denjenigen Staaten, mit wel⸗ 
hen die Anknüpfung folder Beziehungen fich vorzugsweiſe empfiehlt, das König: 
veich Italien vermöge feiner progrefiiven Conſumtionsbefähigung eine fehr bedeu⸗ 
tende Stelle einmimmt, — daß baher bort die Behandhung auf bem Fuße ber meiſt⸗ 
Begünftigteri Nationen jetzt und in Zukunft für unfern Handel und unfere Induſtrie 
bon bejonderer Michtigfeit ericheint, — bag, nachdem Stalien mit andern con= 
currirenden Staaten bereits Verträge abgefchloffen, durch die Unterlafjung oder 
auch nur bie Verzögerung einer Gleichſtellung ſchon jetzt bie wirthſchaftlichen In⸗ 
tereſſen des Zollvereins empfindlich geſchädigt werden, — daß aber eine ſolche 
nothwendige Gleichſtellung unter den obwaltenden Verhältniſſen nur im Wege 
eines abzuſchließenden neuen Handelsvertrags zu erlangen iſt, das Zuſtande— 
kommen eines ſolchen auch bekanntlich keineswegs durch wirthſchaftliche Schwie⸗ 
rigkeiten, vielmehr durch ganz andere Rückſichten (Erwägungen) bisher ver: 
hindert worden ijt — beſchließt ber Handelstag: die Regierungen bes Boll: 
vereins bringenb zu erfuchen, unter Beifeitefegung entgegenftehender Bedenfen 
mit bern Königreich Italien ohne Verzug einen neuen, möglichſt vortheil⸗ 
haften Handelsvertrag abzufchließer, Durch welchen dem Zollvereine mindeſtens 
ale Vortheile ber meitbegünftigten Nation gefichert werden, und durch Förde: 
rung einer Schweizer Alpenbahn bie fürzefte Verbindung mit Italien zır erftreben“. 
3. Hanbelsvertrag mit ber Schweiz: 1) „Der beutfche Handelstag 
erkennt in dem Handels- und Zollvertrage mit ber Schweiz eine nüßliche und 
nothivendige Weiterbildung der Verfehrsverhältniffe des Zollvereins. 2) Die Bes 
benfen, welche von einigen Regierungen gegen einzelne Bunfte bes Bertrags gel: 
tend gemacht werben, find nicht von folcher Bebeutung, daß man nicht vertrauen 
bürfte, folche im Wege ber Webereinfunft in Bälde Befeitigt zu ſehen. 3) Der 
definitive Abfchluß bes Hanbelsvertrags tjt um jo nothwendiger, als von ihm 
auch das Zuſtandekommen bes zwiſchen ber Schweiz und Württemberg verab⸗ 
-rebeten Nieberlaffungsvertrags abhängig ift. Ebenſo 4) erſcheint es als bringenbes 
Bedürfniß, daß, um ben vorgefehenen Anſchluß ber andern Zollvereinsitanten 
"U gm biefen Niederlaſſungsvertrag zu ermöglichen, bie freiefte Bewegung in Bes 
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zug auf Gewerbebetrieb und Nieberlafjung überall ba hergeſtellt werde, wo 
Biderbe zur Zeit noch Beichränfungen unterworfen iſt“. 

4. HSanbelsvertrag mit Spanien: „In Erwägung, daß das König- 
reich Spanien, wie ber letzthin zwijchen biefem Staate und Frankreich abgeichlofjene 
Hanbelsvertrag barthut, jet bereit zu fein jcheint, in bie Bahn freierer internatio= 
naler Sanbelsbeziehungen zu treten, wie dies England, Frankreich, Deutſch⸗ 
Iand, Holland, Belgien und Italien gethan haben und zu hoffen ift, daß Seis 
tens Spaniens ben jet gemachten, wenn auch noch fehr beſcheidenen Anfängen 
weitere Fortſchritte folgen werben, fo wie ferner in Erwägung, daß ein Schiff⸗ 
fahrts⸗ und Handelsvertrag mit Spanien, welcher das bortige Tifferential: 
zollſyſtem und die hohen Eingangsabgaben zu Gunſten beutider Schiffe und 
beuticher Erzeugniffe befeitigen oder doch möglichft mildern würbe, beutichem 
Schifffahrts⸗ und Hanbelsverfehr und ber beutichen Induſtrie wejentliche För⸗ 
derung verfchaffen müßte, beſchlie ßt der Handelstag: ber bleibende Ausſchuß 
wird beauftragt, nah Sammlung unb Bearbeitung ber erforderlichen Belege 
und Tefiberien bei den betreffenden hohen beutichen Regierungen geeignete 
Vorſtellungen einzureihen, um biefelben zu erſuchen, wenn irgenb möglich, den 
Abſchluß eines zeitgemäßen Schiffiahrts: und Handelsvertrags zwiſchen Spa: 
nien unb ben beutihen Staaten herbeizuführen”. 

5. Maß und Gewicht: „Ter Handelstag beftätigt bie bei feiner erften 
Aufammenfunft im Mai 1861 beichloffene Erflärung in Betreff ber Einfüh- 
rung eines einheitlichen Maß: und Gewidteigftems ihrem ganzen Inhalte 
nah und ſpricht fi demnach aufs Neue dahin aus: 1) Die Einführung eines 
umpfafjenden einheitlihen Maß: und Gewichtsſyſtems in Deutſchland macht fich 
als unabweisbare Forderung geltend. 2) Ale Einheit bes Längenmaßes if 
bag Meter — und zwar bas ganze Meter — anzunehmen, mit becimaler 
Theilung. 3) Als eine ber Hohlmaße, jowohl für trodene Dinge 
als auch für Flüſſigkeiten, iſt das Liter (das Cubikdecimeter) anzunehmen. 
Als Maßeinheit für trockene Dinge iſt der Hectoliter einzuführen, mit Unter⸗ 
theilungen von 50, 10, 5 und 1 Liter. Als Maßeinheit für Fluͤſſigkeiten iſt 
ber Hectoliter einzuführen mit Untertbeilung in Liter. Die Unterabtheilung bes 
Liter bat durch fortgefeßte Halbirung zu gejchehen. Bei Aichung von Ges 
binden ac. ift bie Inoltsgröge burch die Anzahl Liter, welche fie jaffen kön⸗ 
nen, zu bezeichnen. A) Der deutſche Hanbdelsftand bat dahin zu wirkten, daß 
in jämmtlichen deutſchen Staaten die Einführung des bemgemäß aus bem 
Meter abzuleitenden einheitlichen becimalen Maßſyſtems für alle Zwede bes 
Handelsverkehrs balbigft flattfinde, wenn auch im Uebrigen bie vollftändige 
Durchführung bes metrifhen Maßſyſtems, namentlich in Bezug auf Flächen⸗ 
maße, längere Vorbereitungen unb Uebergangsperioben erforbern ſollte. 5) In 
benjenigen deutſchen Staaten, wo das |. g. metrijche Pfund (& 500 Gramm) 
bisher noch nicht als Lanbesgewicht, beziehungsweile ale Gewicht für Edel: 
metall, angenommen worben, iſt basjelbe baldigſt zur allgemeinen Anwendung 
zu bringen, und zwar mit rein becimaler Theilung”. 

6. Herftellung beutfher Münzeinbeit und neue Bereins: 
Soldmünze: „Der Handelstag beitätigt im Allgemeinen bie bei feiner erften 
Zufammenkunft im Mai 1861 beichloffene Erflärung für Herftellung ber 
Münzeinbeit in Deutichland und ipricht fich in Betreff ber Kourant: und Scheibe: . 
münze aufs neue dahin aus: 1) Die endliche Befeitigung ber einer vollftändigen 
Münzeinheit in Deutſchland noch entgegenftehenden ausnahmsweiſen Zuftänbe 
und Hinderniffe ift nicht länger aufzujdieben. 2) Der Wiener Müngvertrag 
vom 24. rn 1857 muß im Allgemeinen bie Grundlage und Norm bes 

emeinjchaftlichen beutjchen Münzweiens bleiben und bie in Gemäßheit des⸗ 
elben ausgeprägten Bereinsthaler, 30 Stüd ein Pfund feines Silber enthal: 
tend, jollen auch ferner die Hauptmünzforte in ganz Deutichland bilden. So 
weit nicht durch nachftehende Artikel eine Abänderung oder Aufhebung von 
Beltimmungen bes Wiener Münzvertrags bedingt wird, ift biefer in allen 
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Punkten aufrecht zu erhalten. 3) Als allgemeine Rechnungseinheit ift ber 
Drittel-Thaler unter ber Benennung Mark anzunehmen, mit birecter Theilung 
in 100 Piennige. 4) Die Beibehaltung des fterreichiihen Münzſyſtems — be# 
45⸗Guldenfußes mit conjequenter Decimaltbeilung — neben ber einzufübrenden 
allgemeinen Rechnung nah Mark und Pfennigen ift zuläffig. — Die in Ge 
mäßheit des Wiener Dlüngvertrags geprägten öiterreichiichen Ein« und Zweigul⸗ 
benjtüde find als Zwei⸗ und Viermark durchweg als gefehliches Zablmittel zuzu⸗ 
Iaffen. 5) Nah Einführung der einheitlichen neuen Rechnungseinheit und 
nad) damit verbunbener Aufhebung ber fogenannten fübbeutfchen Währung 
—5 die Courantgeld⸗Ausmünzungen in Deutſchland nur folgende ſein 
rfen: 

Thaler oder Dreimark 30 Stück = 1 Pfb. feines Silber 

Dat ...2...90 Süd=i1, , . 

Aweimart . . .. 4 Süd =i „ 

Biermalt . . 0. 22H Süd =1 „ . . 

Halbe Matt . .„ „180 Sid =i „ . R 

Ale Scheibemünze find Fünftig nur folgende Münzforten zu prägen: 

20 Piennigftäde (2 Grolden) 

" Groſchen) 

5 Halbe Groſchen) 

Pfennige. 
7) Die Einziehung des nad ber bisherigen ſüddeutſchen Währung ausge: 
münzten Courantgelbes bat innerhalb der nächiten fünf Jahre nah Annahme 
des gemeinfamen neuen Münzſyfiems fucceffive zu gefchehen. Bis ſolches flatt: ⸗ 
gefunden bat, bleiben bie betreffenden Münzjorten innerhalb ihres bisherigen 
Bereichs zu bem nad ihrem Münzfuß, beziehungsweife bisherigen legalen 
Eurs, ihnen beizulegenden Wertbe, wobel Bruchtheile von % Pfennig und bars 
über 1 Piennig, unter % Pfennig nicht gerechnet werben”. 

„in Betreff der Goldmünze fpricht fich ber Handelstag dahin aus: 8) Die 
im Wiener Münzvertrage vereinbarte Golbmünzforte ber ganzen und halben 
Kronen möge gänzlich befeitigt und bagegen bie Ausprägung von Goldmünzen 
774 Stüd auf das Pfund Gold von %, Feinheit (alfo gleich dem 20 Frank⸗ 
ftüde) feitens ber deutſchen Staaten beliebt werben (In mamentlicher Abs 
flimmung mit 59 gegen 45 Stimmen angenommen). 9) Die Annahme diefer 
Drünzforte bei den öffentlichen Kaffen zu einem befannt zu machenden Curs, 
weldyer in rundem Betrage ſich ber beftehenden wirklichen Werthrelation ber 
Edelmetalle thunlichft anzufchließen hätte und bis zu einer anberiweitigen öffent: 
lichen Tariflrung een behalten müßte, wird empfohlen. Es wirb princi= 
paliter empfohlen, diefe Münzſorte bei öffentlichen Caſſen zu einem feſten Curs 
anzunehmen. Sollte indeß dieſer Vorſchlag bei ben Regierungen vorerft noch 
Auftand finden, wirb empfohlen, die vorerwähnte Münzjorte bei ben öffent: 
lichen Caffen zu einem befannt zu machenden Curs, welcher in runden Ber 
trage fich ber beftehenden wirklichen Werthrelation ber Edelmetalle thunlichft 
anzufchließen hätte und bis zu einer anderweitigen dffentlichen Zarifirung 
Geltung Ian müßte, anzunehmen. 10) Die Mitglieder bes Handelstages 
werden aufgeforbert, bei ihren Staatsregierungen angelegentliäft bahin zu- 
wirken, daß biefe zur Ausführung ber vorſtehend in ihren Grundzügen ers 
wähnten Maßregeln baldigft Gonferenzverhanblungen wegen einer Additional: 
Vebereinfunft zum Wiener Münzvertrage eintreten laſſen, unter Zuziehung 
ber bei feßterem Vertrage bisher nod nicht betheiligt gewejenen beutfchen 
Stanten”. ‚ 

7. Einführung von Handelsgerichten: „i) An Handelsfachen ent: 
fheiden nur Handelsgerihte. 2) a. Die Competenz ber Hanbelsgerichte bat 
fih räumlich über das gefammte Gebiet eines jeben einzelnen Bundesſtaates 
zu erſtrecken, bergeftalt, daß in Handelsftreitigkeiten bie ordentlichen bürger⸗ 
Tichen Gerichte nirgends concurriren. db. Bel Abgrenzung ber Handelögerichtss 
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bezirke ift in geeigneter Weile barauf Bedacht zu nehmen, daß für bie Recht⸗ 
fucdenden durch die Entfernung ihres Wohnortes vom Gerichtoſihe feine un⸗ 
verhältnißmäßige Beläftigung entſtehe. 3) Der Sig ber Hanbelögerichte ift 
an ſolche Orte zu verlegen, wo bie Berhültnilfe eine ſachgemäße Befeßung ber: 
felben ermöglichen. 4) Die Urtbeile ber Handelsgerichte werben von Tauf- 
männifchen Richtern unter einem vechtsgelehrten Vorſitzenden gefällt. Indem 
fi ber Hanbelstag folchergeitalt von Neuem zu dem bereit auf dem Han⸗ 
belstag zu Heidelberg angenommenen Grundſatz befennt, ſpricht ſich berfelbe 
in Uebereinſtimmung mit der bamaligen Berichterftattung dahin aus, daß hieraus 
nicht zu folgern ſteht, als ob da, wo nur Kaufleute zu Gericht figen, und 
dieſe Einrichtung fowohl in der Vergangenheit fi) Lewährt, als auch ber all: 
gemeinen Zuftinnmung ber Betheiligten noch jetzt ſich zu erfreuen bat, eine 
Aenderung ber betreffenden Organifation vorgenommen werden müßte. 5) Bei 
Beftimmung bes Perfonalbeftandes der Handelsrichter ift für jedes einzelne 
Gericht nad) Maßgabe ber Local: und Perfonalverhältniffe entſprechende Rüde 
fit auf den bürgerlichen Hauptberuf der Handelsridhter zu nehmen, mithin 
eine ausreichende Anzahl von Handelsrichtern zu beftellen,, welche abwechjelnd 
fungiren. 6) Der Präſident des Handelsgerichts darf nicht zugleich Mitglied 
eines andern ordentlichen Gerichts fein. Auch find bie techtsgelehrten Mit: 
glieber bes Handelsgerichts dem gewöhnlichen Wechſel burch Verjekung an or: 
bentliche Gerichte der Regel nach nicht zu unterwerfen. 7) a. Die Hanbele: 
ridhter geben aus ber Wahl der Berufsgenofjen hervor. b. Activ wahlbered): 
tigt find in denjenigen Bezirken, wo öffentliche kaufmänniſche Organe (Han: 
belsfammern, faufmännijche Eorporationen) befiehen, die zur Wahl biefer Or: 
gane berechtigten, in ben andern Bezirken die im Hanbdelsregifter eingetragenen 
Kaufleute. c. Tie Wahl erfolgt in geheimer Abftimmung, und entjcheibet bie 
abjolute Majorität. d. Paſſiv wahltähig ift jeber unbefchaltene, im Gerichte: 
bezirte wohnhafte Kaufmann, welder das 30. Lebensjahr zurüdgelegt bat 
und entweder feit minbeftens 5 Jahren das Gewerbe eines Kaufmanns jelb: 
ſtändig betreibt, ober basjelbe mindeſtens 5 Jahre lang jelbftänbig betrieben 
bat, ohne zur Zeit ſich mit bem Betriebe eines andern Giewerbes zu befalfen. 
8) Die Handelsrichter find bezüglich ihres außeramtlichen Verhaltens denjenigen 
Disciplinarvorichriften, welche für bie vechtsgelehrten Beamten über Amtsver- 
verluft, Dienftentlafjung und Amtsjuspenfion etwa gelten follten, nicht zu 
unterwerfen. 9) Die Hanbelögerichte jind zuftändig: a) in allen Rechtsſtrei⸗ 
tigfeiten über Gefchäfte, welche auf Seiten beider Contrahenten als Handels⸗ 


geſchäfte fich darſtellen; b) in allen Faufmännifchen Eoncurjen; e) in Wechſel⸗ 


ſachen; d) in kaufmänniſchen Bagatellfachen. 10) Bei Erridtung von Appel: 
lationsgerichten in Hanbelsjachen ift auf geeignete Berüdfichtigung des Tauf- 
männifchen Elements Bedacht zu nehmen. 11) Das Verfahren vor bem Han: 
belsgerichte ſoll ſummariſch, mündlid und öffentlich fein. 12) Die Vollſtreck⸗ 
barfeit der Urtheile muß eine allgemeine im ganzen Bunbesgebiete fein“. 

8. Differenzialbahnfradten: „Die Beichiverben bes. beutfchen Han⸗ 


delsſtandes über das beutfche Eiſenbahntransportweſens veranlaffen ben Handels⸗ 


tag, zu erklären: I. Die unter Ausübung bes Erpropriationsrechtes erbauten 
Eijenbahnen fünnen nicht ausjchließlich als folche gewerbliche Anlagen betrachtet 
und gejeglich behandelt werben, deren willfürliche Ausbeutung dem Eigenthümer 
zufteht. Vielmehr haben die Gefeggebungen und bie Staatsverwaltungen ber 


deutſchen, Länder das Recht und die Pflicht, dafür zu forgen, daß bie Eifen- 


bahnen ihrem gemeinnüßigen Zwecke gemäß auch unter dem Geſichtspunkt 
ber Förderung ber wirtbichaftlihen Landes-Intereſſen verwaltet und betrieben 
werden. Doc ift biefe ftaatlihe Cinwirfung auf das Eifenbahntransport- 
weien auf das Maaß des Nothwendigen zu bejchränfen, um nicht eine Fern: 
haltung bes Kapitals von ber Verwendung zu Eiſenbahn-Unternehmungen 
und eine Lähmung des Unternehmungs-GBeiftes herbeizufühnen. IE. Zur Ab⸗ 
bilfe vielen Bejchwerden ift erforderlich, bie Concurrenz ber Verkehrsſtraßen 
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unteremander ‘in jeber Weife zu fördern, alle ber Anlage von Concurrenz⸗ und 
Parallelbahnen entgegenftehenben gejeglichen und abminiftrativen Hinderniſſe 
"zu befeitigen: und auf bie Anlage von Kanälen, auf lußregulirungen und 
auf Erleichterungen ber Schifffahrt Bebacht zu nehmen, forwie dahin zu 
wirken, daß den neuen Eifenbabn-Unternehnumgen bei Ertheilung der Eonceffion 
und den beftehenden, ſoweit es gefetlich zufäffig ift, bie Pflicht auferlegt 
werde: a. für den Transport von Maffengütern, melche in offenen Waggons 
waggonweiſe beförbert werben, auf Entfernung von nicht unter 10 Meilen 
. ben Cinpfernigstarif einzufüihren, b. die von Bahn zu Bahn tranfitirenden 
Güter ohne Uebergangegebühr zu übernehmen, c. ben Betrieb auf den von 
den inbduftriellen Etabliffements gebauten Privat-Anſchlußbahnen zu den Selbits 
koſten zu bewerfiteligen. III. Tie Tifferentialtarife verändern nicht felten - in 
willfürlicher Weife, und ohne dag gegründete Goncurrenzentereffen dazu 
nöthigen oder die Rückſichten auf das finanzielle Ergebniß bed Bahn-Unter: 
nehmens die Beibehaltung der bisherigen unregelmäßigen Höhe bes Tarifs 
im unterbrochenen Verkehr zu rechtfertigen vermächten, bie natürlichen Beding⸗ 
ungen, unter denen Handel und Induſtrie prodnciren und verjenden. Sie ver: 
ſtoßen alsdann gegen bie wirthfchaftlichen Landes-Intereſſen. Der ante: 
erklärt jede im Intereſſe der Gifenbahnen Tiegende Fracht-Herabſetzung, felbit 
wenn biejelbe nicht anf den Local-Verkehr ansnebehnt werben kann, im alle 
gemeinen Intereſſe wünſchenswerth. IV. Tie lebhafte Betheiligung bes 
Handelsſtandes kei der Bildung und Verwaltung der Eiſenbahn⸗Unternehmungen 
ſowie in ber Geltendmachung des gemeinfamen Intereſſes der Eifenbahnen und 
Transport⸗Aufgeber muß als eine wirkſame Hilfe gegen bie bervorgetretenen 
Uebelftände empfohlen werden. Namentlich ift dahin zu wirfen, daß durch 
bie Trerinung ber wirthfchaftlichen Funktionen, aus benen fich der Eiſenbahn⸗ 
Transport zufammenfebt, eine beffere Ausnutzung der Fahrzeuge und ber 
Zugkraft und dadurch cine Herabſetzung des Transportspreiles herbeigeführt 
wird, ſowie dahin, Daß die Klafiification ber Güter in ben Tarifen ber ver: 
ſchiedenen Bahnen, möglichft in Hebereinftimmmng mit ber Klaffification ber 
mit Dentfchland verbundenen Linien ber Nachbarſtaaten, eine gleihmäßige und 
vereinfachte werde. V. Der Hanbelstag erſucht ben bleibenden Ausſchuß, 
ber Reform bes beutfchen Eiſenbahnweſens und feiner Gefebgebung feine 
unausgeſetzte Aufmerkſamkeit zu widmen und fie auf dem nächſten Handelstage 
wiederum zur Tagesordnung zu ftellen.“ , 
9 Reform des VBoftwefens: Der Handelstag beichließt: „Die aus- 
fuhrliche Berathung des Gegenftanbes für die Tagesordnung bes nächſten 
Handelstags zu ftellen,, dagegen ſchon jetzt zu erflären, daß in 
Betreff des Tarifes für die Briefpoften das jogenannte Diſtanzenſyſtem zu 
verlaſſen und der einfache Brief mit höchſtens 1Sgr. (3 fe.) zu tarifiren it.“ 
10. Zollvereinsangelegenbeit: a) Zollvereinsverfaflung: 
„Der deutſche Handelstag beflagt, daß bie Erneuerung ber Bollvereinsverträge 
unter ben betreffenden dentſchen Staaten im vorigen Jahre vorübergegangen 
ift, ohne daß zugleich für bie einheitliche Berfaſſung des zollvereinsländiſchen 
Wirthſchaftsgebieles auch nur das Mindefte im Sinne ber Heibelberger und 
Münchener Hanbelstagsbejchlüffe erreicht ift. ara jene Verträge auf 
bie Dauer von 12 Jahren abgefchloffen find, jo weilen dennoch die unausge- 
." jeßten mittelbaren und. ummittelbaren Benachtheiligungen, welche ber ‚beutfche 
Handels: und Gewerbeftand durch bie Verzögerung ber deutſch⸗italieniſchen 
und ſchweizeriſch-⸗deutſchen Handelsverträge durch ben Mangel eines ‚einheitlich 
geordneten Conſularweſens, durch bie fich jeder wohlwollenden Kritik entzieb- 
enben, in einzelnen Heinen Staaten herrſchenden Mißbräuche im Verſicherungs⸗ 
wefen, durch die Ungleichheit und Unmwirtbfchaftlichfeit in ber Behandlung ber 
"Fragen des Öffentlichen Verkehrs, durch die Mangelhajtigfeit und Mannigfal: 
“ tigfeit der eigentlichen Gewerbegefeßgebung und Anderes ſetleidet, und beren 
Befeitigung von der Schaffung einer einheitlichen Leitung ber Zollvereins⸗ 
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angelegenheiten als nothwendige Conſequenz zu erwarten if, mit täglich zu⸗ 
nebmenbem Gewichte, barauf bin, daß die Einführnng einer einheitlichen Zoll: 
vereinsverfaffung nicht bi8 zur Erneuerung ber Zollvereinsverträge im Jahre 
1877 verichoben werben kann und darf. Der Handelstag hofit, daß es ber 
Energie berjenigen deutſchen Regierungen, welche die materielle Wohlijahrt und 
Stärkung des Rolivereind ben offenkundigen Bebürfniffen bes Handels⸗ und 
Gewerbeftandes und unjerer Stellung zum Ausland entirrehend zu förbern 
entfchloffen find, gelingen werde, auch ſchon früher jeben Widerſtand gegen bie 
Einführung einer einheitlichen Berfafiung *zu überwinden. b) Deutſche 
Sechäfen und bie zollamtlidhe Bebanblung für ben Waaren: 
$mport und Erport. 1) Die größeren beutihen Kanbelspläße find 
als Vermittlungsftätten bes vaterländiſchen Verkehrs ein höchſt wertboolles 
commerzieles Gemeingut ber Nation, für welches in Betreff zwedmä- 
Bigfter Einrichtungen alles geichehen muß, was zur Vervollkommnung bes 
Verkehrs und zur Erleichterung des Waaren⸗Imports und =Crpori® bienen 
kann. Cine Verbindung ber Seehäfen an ber Nord⸗ und Oftfee, ſowie an ber 
Adria mit bem Binnenlande durch Eifenbahnen auf bem Türzeften Wege muß 
als cin meiteres unabweisliches Bebürfniß dringend empfohlen werben. 2) Tie 
zollamtlihe Behandlung bes Schifffahrtsverkehrs und bes Waaren⸗Imports 
und ⸗-Erports in ben deutſchen Eee: und Binnenplägen muß fo eingerichtet 
werben, taß biefelbe, unter Wahrung bes fiscalifhen Intereſſes, jede benfbare 
Vereinfachung, Beichleunigung und Berwohlfeilerung ber zollamtligen Mani: 
pulation bietet“, e) Conſularweſen: „Der beutiche Handelstag erachtet bie 
jetige Confularvertretung ber einzelnen deutſchen Staaten in überleeiichen Län- 
bern durchaus ungenügend und ben beutichen Handels⸗ und Schifffahrts⸗In⸗ 
tereffen nicht entiprechenb; es erjcheint Daher eine gemeinfame zollvereinslän- 
bijche bezw. beutiche Gonjularvertretung bringend geboten unb Deutfchland, 
welches den dritten Rang unter ben feefahrenden Nationen einnimmt, allein 
würdig; er beſchließt demgemäß: die hohen Zollvereins⸗ bezw. beutichen 
Regierungen zu erſuchen, wie e8 aud in ben Zollvereinsverträgen von 1853 
angebahnt und beim Abſchluß der oftafiatifchen Hanbelsverträge wirklich zur 
Ausführung gefommen ift, baldthunlichit auf eine gemeinjame zollvereinslän⸗ 
bifche, bezw. beutfche GSonfularvertretung duch Anftelung von Fachconſuln 
und kaufmänniſchen Viceconfuln im Orient und ben überſeeiſchen Ländern 
Bedacht zu nehmen“. 

Anmerk.: Nah einer Mittbeilung bes Präfidenten betrug bie Mitglie⸗ 
berzahl beim Handelstag in München 200, feitdem bat fie fih jedoch ver⸗ 
mindert. 25 Gorporationen fchieden aus, von benen die Mehrzahl Defterreich 
angehörten, außerdem müffen noch 9 Corporationen und Bereine ale ausge⸗ 
ſchieden betrachtet werben, ba fie zwar alle Oruckſchriften empfangen, aber feit 
1862 durchaus Teine Beiträge gezahlt haben; dieſe gehören ebenfalls der Mehr⸗ 
zahl nach Defterreih an. , Beigetreten find dagegen 13 Corporationen, fo daß 
die Sefammtmitgliederzahl jett 179 beträgt. 


26. Sept. (Holftein). Der von Hrn. v. Zedlitz entlaffene Yürgermeifter 


Reimers von Schleswig wirb von Gablenz zum vortragenden Rathe 
ernannt. 


„ (Säleswig). In einer Anſprache an die Beamteten in Flens: 
burg forbert der Gouverneur, General Deanteuffel, dieſelben fchließ- 
lich zur | 

vollſten Pflichterfüllung auf, „weil wir einftweilen die fehlende Landesvertre: 
tung möglichſt zu erjeßen beftrebt fein müſſen“, fowie zum Sefthalten an ber 
Zufammengebörigfeit der Herzogthümer, zum Aufgeben bes politiichen Parteis 
getrieben, zum Anſchluß an bie beftehende Regierungsgewalt und zum Fallen: 
affen ber Befürchtung, daß „irgend ein Beamter gelonderte politifche Inter⸗ 
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eſſen verfolgen könnte. Dabei fiößt ber Gouverneur bie Möglichkeit weit von 
fih, daß auch nur ein Fuß breit Land abgetreten werbe, indem er erflärt: 
„sebes fieben Fuß lange Stüd Erbe bedie ich, bevor es abgetreten wird, mit 
meinem Leibe”, und fordert zur QVereinigung beider Nationalitäten Norbichless 
ige, ber beutjchen und ber bänijchen, im Gedanken an bas gemeinſame Vater: 


and auf. 

26. Sept. (Rauenburg). Der König von Preußen trifft in Raßeburg ein, 
um in ber dortigen Kirche perjänlich bie „Erbhuldigung“ entgegen 
zu nehmen, 

Superintendent Brömmel Hält vor ben Altare bie feierliche Anrebe an ben 
König: „... Wir Lauenburger wiſſen, daß Ew. Maj. einen fhweren Kampf 
mit ben Ideen ber Zeit Tämpfen, bie von Chriftus und von jeglicher Obrigs 
feit nichts mehr wifjen und das Fleiſch zur Herrſchaft über ben Geift fegen 
wollen. Diefen Kampf — das weiß ich von vielen und ſage ich für viele, bie 
bier anweſend find — wollen wir Lauenburger mit Ew. Majeftät fämpfen. .. .” 
Nun ergreift ver Minifter für Lauenburg, Graf Bismard, das Wort unb er: 
bittet fih von Sr. Maj. dem König bie Gelattung, mit ber Erbhuldigung 
vorgehen zu bürfen. Graf Bismard verliest bie Eidesformel und fragt bie 
anwejenben Vertreter ber Ritter: und Landfchaft, ob fie gefonnen feien, biefe 
„rechte Erbhuldigung“ zu thun, worauf ber Erblandmarfhall v. Bülow vor 
ben Thron tritt und mit zum Schwur ausgeftredten Fingern, nach Verle⸗ 
jung bes vollftändigen Titels der Könige von Preußen, ben Eid leiſtet und 
alle einzelnen zur Eibesformel Berufenen nach einander ebenfalls vor ben 
Thron treten unb bie verpflichtenbe Endformel bes Eibes wieberbolen. Der 
König nimmt diefe Huldigung vor dem Thron fiehend an. Nach der Hulbi- 

ung gebt bie Nitterfhaft den Grafen Bismard nach ihren Beichlüffen vom 
85. M. an, bei Sr. Maj. die pure Beitätigung bes Landesreceſſes von 1702 
und bes Patents von 1853 zu veranlaffen. Bismarck antwortet erit auswei⸗ 
hend, „er möge jetzt die hohe Feſtfreude bes Königs nicht ftören”, dann aber 
jehr beftimmt, daß, wenn auf biefer Forderung beharrt werben follte, er ſich 
vielmehr veranlaßt ſehen würbe, bem Könige bie „folortige Vereinigung des 

Landes mit Preußen zu unterbreiten”. Bu 

28. „ NRaffau) Die U. Kammer erflärt fih einftimmig für Ver: 
minberung ber Beamten. 

29. „ (Baden). Der Rüdteitt des Minifterd von Roggenbach wird 
vom Großherzog angenommen. 

”» » Der in Frankfurt verfammelte Ausſchuß bes Nationalvereins be: 
fchließt die Abhaltung einer Generalverfammlung auf den 29. Oct. 
in Frankfurt. 

30. „ (Preußen). Graf Bismard geht nach Paris und Biarrik, wo 
fih zur Zeit auch ber Kaifer der Franzoſen noch aufhält. 


1. Oct, Abgeorbnetenverfammlung in Frankfurt. | 
. Anweſend find aus Defterreih 1 (Brinz), Preußen 8 (Pauli, Beder, 
Getto, Free, Groote, Jablonsky, Lüning, Raffauff), Bayern 80, Württem: 
berg 27, Baben 18, Sachſen 9, Hannover 10, Heſſen⸗Darmſtadt 23, Kur: 
beiien 6, Naſſau 21, Frankfurt 37, Braunfchweig 3, Hamburg 2, Lübed 1, 
Lippe-Detmold 1, Altenburg 1, Coburg⸗Gotha 1, Weimar 2, Meiningen 2, 
Schleswig⸗Holſtein 19 (15 Holfteiner, 4 Schleswiger), Total: 272 Abge- 
ordnete. 
Antrag bes 36er Ausſchuſſes: „In Hinblid auf ben Belhluß vom 
21. Dec. 1863, worin 491 Mitglieber deutſcher Lanbesverireiungen ein ſt i m⸗ 
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Dental: 


mig bie fofortige Herfiellung der Selbfänbigfeit mb mzertreunten Berbin- 
bung ber Herzogtdümer unter ihrem unzweiſelhaft erbberedgtigten Herzog Trieb: 
rich forderten und bierfür ihre thatfräftige und opferwilfige Viitwirfung ge: 
lobten, — unter Bezug auf die Erklärungen von nahezu 300 auf Oftern 
41864 in allen Theilen Deutſchlaude abgehaltenen Volksverſammlungen, wor: 
nach jede Entiheibung wider ben Willen bes Volkes ber —— als recht⸗ 
loſe Eewalithai null und nichtig erflärt wurde, — mit ückücht auf die Rechts⸗ 
perwahrung von 1388 Mitgliedern deutſcher Landesvertsetungen, welche bie Ent⸗ 
ſcheidung über bie etwa beſtrittenen Erbrechte des Herzogs Friedrich dem Volke 
und feinen Vertretern vindicirte und gegen jede Verfügung über bie Herzog: 
thitmer ohne und wider ihren Willen vor Deutfchland und Europa proteftirte, — 
in Grirägung, daß es gegen Bundes: und Rreunbesland ein Recht bet Erobe: 
rung nicht gibt nnd daß bie nadte Gewalt fein Recht begründet, baß ebenfo 
ber Kauf und Verkauf eines deutfchen Landes und feiner Bevölkerung Seitens 
ber zwei beutihen Großmächte dem Rechte Hohn ſpricht, — unter Hinweis 


auf den zweifellofen Srunbfak, daß zwar das Wohl bes Ganzen bie einzelnen 


Theile zu Opfern verpflichtet, daß aber unter dem Vorwand ber Förderung 
beuticher Intereſſen oder wegen angeblich eigenen Intereſſes fein einzelner 
beutfcher Staat ben andern zur Bewilligung einfeitiger beliebiger Anſprüche 
zwingen kann und daß ein verfaffungsmäßiges Orgaı bes Willens der beut- 
chen Nation zur Zeit nicht befteht, — ftellt der Sechsundreißiger 
Ausſchuß an bie Heutige Verſammlung vonMitgliedern deut: 
fher Landesvertretungen folgenden Antrag: 1. Tie Verſamm⸗ 
lung beſchließt unter Aufrechthaftung ber einftimmigen Erffärung vom 21. Des 
cember 1863: 1) Das Selbſtbeſtimmungsrecht des fhleswig-holjtein’- 
hen Volkes fchließt jede Vergewaltigung desſelben und jede Entſcheidung über 
fein Schickſal ohne freie Zuftimmung der Vertretung des Landes aus. Der 
Gaſteiner Vertrag verlegt auf das Tieffte alle Rechtsordnung und Rechts: 
ficherheit in Teutfchland und droht ber in jeder Form verberblihen und unter 
allen Umfländen abzumehrenden Ginmifchung des Auslandes in rein deutſchen 
Tragen einen Vorwand zu geben. Er wirb als Rechtsbruch von ber Nation 
verworfen und ift namentlich für bie Herzogthümer in feiner Weile rechts⸗ 
verbindlih und giltig. 2) Tas Selbftbeftimmungsredt ber Herzogthiimer ijt 
nur beichränft durch die höheren Intereſſen Deutſchlands. 3) Tie vom 
engeren Ausſchuß ber Schleswig:Holftein:Bereme vom 26. März d. J. in 


. Berlin zu Gunjten Preußens gebotenen und in der Telegirten-Berfommlung 


vom 19. April beftätigten Zugeftändnifje jowie die in ber Eingabe ber hol: 
ſteiniſchen Stänbemitglieder an ben deutſchen Bund vom 6. Sept. I. J. aus: 
geiprochene Geneigtheit zu Gonceffionen an Preußen find ein unbeftrcitbares 
Beugniß der Opferwilligfeit der Herzogthümer. II. Gegenüber dem bie: 
berigen Vorgehen der Regierungen von Defterreih und Preußen erklärt bie 
Verſammlung e8 als heilige Pflicht der beutfchen Volfsvertretungen, insbefondere 
bes preußiſchen Abgeordnetenhaufes, für bie verlegten Rechte ber 
Herzogthümer, für bie Berufung ihrer Vertretung und für die folortige ſtaat⸗ 
liche Gonftituirung Schleswig-Hoffteins entſchieden und ohne Verzug einzutreten 
und damit ihre eigenen verfafjungsmäßigen Rechte zu wahren. Tie Ver: 
ſammlung vertraut anf ben bewährten Rechteſinn der Bevölkerung ber 
Herzogthbümer, baß fie feft und muthig ausharre. Sie erwartet und for⸗ 
bert, daß das ganze beutjche Volk ben bedrängten SchleswigsHolfteinern treu 
und Fräftig zur Seite ſtehe und alle Gegenfäge der Parteien und Meinungen 
ſchweigen laſſe, welche bie Kraft der nationalen Kundgebungen nur Lihmen, 
bie Sache ber Herzogthümer gefährden und ſtatt zur Kräftigumg des gemein: 
Samen Baterlandes nur zu deſſen Zwietracht und Zerriffenheit führen werben. 
III. Die Verfammlung erklärt es für Pflicht der deutſchen Volksvertretungen: 
1) Anlegen oder Steuern, welche bie bisherige Bolitit ber Vergewaltigung 
fördern koönnten, Sind feiner Regierung zu verwilligen. 2) Dagegen. ift es, 
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" wern DIE Sache ber Herzogthümer im Eltıne des a Aa wird, ges 
eutſchlan 


recht und billig, daß bie Koften bes ebenſowohl für ats‘ für bie 
Herzogthümer geführten Krieges nicht den letztern allein aufgebürbet, ſondern 
von ganz Deutichland verhältnigmäßig getragen werben. . Tie Berfamnıs 
Yung deftellt'‘ abermals einen Ausſchuß von 36 Mitzliedern, um im Sinne 
ber am 21. Dec. 1863 und heute gefaßten Beſchlüſſe ferner thätig zu fein. 


Dieſer Ausſchuß iſt beingt, ſich nach Bebürfnig weiter zu ergänzen, eine engere 


gefgäitsteitende Kommiffion aus feiner Witte zu beflellen und nad feinem 
Ermeſſen eine abermalige Verſammlung zu berufen“. 


Antrag von Trabert (Kurdefien): Die Berfammlung wolle ein Mani⸗ 
feft an das deutſche Volk erlafien, in welchem folgende Saͤtze ausgeſprochen 
werden: „I. Die in der ſchleswig-holſteiniſchen Frage entwidelte Politik Preu⸗ 
ßens und Oeſterreichs dharafterijirt fich ale widerrechtliche und babei antinas 
tionale Gewalt, aus welcher anzuerfennende Rechte, bie im Widerſpruch fteben 
mit den Antereflen Deutichlands und bem Selbftbeitimmungsredhte ber Schless 


wig-Holſteiner, niemals erwachſen können. II. Ter an den Ber: 


waltigungspolitif gegenüber, die nur zur Zerrcißung Teutſchlands führt und 
bie Einmiſchung des Muslandes heiverruit, find bie übrigen deutſchen 
Staaten verpflichtet, fich zu vereinigen zu einem engeren Bündniſſe, 


welches, geſtützt auf eine gemeinſame Volksvertretung und geleitet durch ein 


kräftiges Bundesbirectorium mit perantirortliden Bundesminiftern, jeber Ver: 


gewaltigung zu widerfichen und gleichzeitig den Anfang einer föberativen Eini⸗ 
gung Geſammtdeutſchlands abzugeben vermöchte. III. Unterlafjen es bie beuts 


hen Regierungen, gemeinſchaftlich mit dem Volke in diefem Sinne vorzu« 
eben, jo würde c8 jedenfalls nicht bie Schuld ber deutſchen Abgeordneten 
—* wenn, in immer weiteren Kreiſen bie Ueberzeugung Platz greift, daß nur 
noch die Politif derer ‚gerechtfertigt erfcheint, welche bie Herftellung einer 


deutſchen Zörberatiorepublif durch das deutſche Volk forbern”. 


Amenbementsantrag von Defterlen (Mürttemberg) zu Reſolu⸗ 
tion IE. bes Ausichufantrags: „Gegenüber dem bisherigen Vorgehen der Re⸗ 
gierungen von Oefterrrich und Preußen, erflärt bie Verfammlung es ale 
Pfticht des Volkes und ber Volksvertretungen in den Einzelnſtaaten ohne Vers 
gug und. mit. allen Mitteln bahin zu wirken: 1) daß bie Megierungen ber: 
felben jofort. das Selbſtbeſtimmungsrecht ber Kerzogtbilmer und bas Erb⸗ 
recht Herzogs Friedrichs anerbeunen und am’ Bunde zur Geltung bringen. 


:2) Am al .ber Auffehnung gegen einen Mehrheitsbeſchluß und bamit ber 


Auflöfung des: Bundes einen neuen Bunb unter Herftellung einer gemeins 
ſchaftlichen VeRlevertreiung ſchließen“. 


Zuſchrift des engeren Ausſchuſſes der ſchlesw.holſt. Vereine an 


die Berfammlung. Referat des Abg. TEE (Bayern), Rebe des Abg. 
Braun (Naffau) gegen die Triasivee. Nach diefer Rebe wird Schluß 
gerufen und beſchloffen, worauf Trabert und Defterlen ihre Anträge 
zurüdziehen nnd ber Ausſchußantrag mit großer Mehrheit angenom⸗ 
men. wird, mit dem von den Babenfern beantragten Zuſatze: 
„Die Verſammlung erachtet es and bei biefem Anlaſſe für ihre Pflicht, 
bie Forderung eines deutfchen Parlaments energiich zu wieberholen“. 
. Der. 36er Ausſchuß ‚wird duch Acclamation beftätigt. Die 8 
preuß. Mitglieder. enthalten ſich jeder Abſtimmung, 6 davon haben 


dem Präfidenten eine gemeinfhaftlihe Erklärung überreicht, daß fie 


s 


"den Auffchußanträgen als Preußen nicht beiftimmen könnten und ba- 


ber. nicht mit abjkinunen würben. 
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Einige audere preuß. Abgeordnete motiviren ihr Nichterſcheinen in Franlfurt 
durch förmliche ablagebrieie: Tweiten, Momımnien, Jung. Abſagebrief Twe⸗ 
ſtens: „. ... Die Majorität des preußiichen Abgeorbnnetenbaufes Hat biefe Politik 
nicht gewollt. Wir haben neben ber Trennung ber Herzogthümer von Dänes 
mark ein ihrem Recht und ihrem Willen entſprechende Gonftituirung berfelben 
gewünfdt, babei freilich eine Unterorbuung unter Preußen in militäri: 
{her und maritimer Beziehung vorausgefent, ale die einzige Form, 
in welcher ihre Kräfte für Teutichland nugbar werben lönnen. Wir lönnen 
auch jetzt nicht damit einverfianden fein, baß über ein beutiches Lanb ohne 
beffen Zuftimmung bieponirt, daß es als willenlofes Object ber Cabinetspolitit 
bebanbelt wird. Aber wir baben nicht bloß das Selbfibeflimmungsrecht bes 
Volkes in Deutichland, nicht blos bie Rechte bes Volkes ben Regierungen gegen 
über, wir haben au bie Mactftellung unferes Staates ind Auge 
zu faffen und können uns nie an Schritten beteiligen, welde fih nicht 
blos gegen bie augenblidlihen Machthaber, fonbern gegen 
ben preußiShen Staat wenden, weldebarauf abzielen, Preu: 
Ben eine Nieberlage zu bereiten. Ich hielt es im Kebruar v. J. 
für geboten, nicht mehr an bem SechöunbbreißigersAusfhuß Theil zu nehmen, 
ale er das übrige Teutichtanb gegen Preußen aufrief. Aehnlich Tiegt 
die Sache fept. Wir ziehen jede Alternative einer Niederlage 
des preußifhen Staates vor. Wir thun das nicht bloß in preußi⸗ 
ſchem, fondern auch in deutſchem ntereffe, weil wir durch ben Verlauf ber 
nceueften Creigniffe nur in ber Ueberzeugung beftärkt find, daß es Feine 
Macht gibt, die für Deutſchland etwas leiften unb wirten 
fann, als Preußen. Eine Gefahr von Schmach und Schande dem Aus⸗ 
Iande gegenüber, cine Gefahr ber Einmiſchung besfelben Tiegt nicht vor. Eine 
folhe Gefahr würbe nur entftehen, wenn bie vagen von ferne gegen Preußen 
eingegebenen Gebanfen eines Deutfchland ohne Preußen Realität gewinnen 
fönnten. Darauf gerichtete Pläne würbe ich für verderblich halten, wenn fie 
nicht ohnmächtig wären, Bei ber jebigen Sachlage fürchte ih, ba Verhand⸗ 
Iungen preußifcher und ſübdeutſcher Abgeordneten über die ſchleswig-holſteini⸗ 
ſche Sache entweder reſultatlos verlaufen, oder den Bruch zwiichen dem Norben 
und Süden Deutjchlande unbeilbar erweitern würben. Daher halte ich es 
für gerathen, daß bie preußifchen Abgeorbneten bem gegen ihre Wünfche berufenen 
Abgesrbnetentage ferne bleiben. Den Muth, für Recht und Freiheit einzutreten, ſo⸗ 
wohl ber eigenen Regierung wie populären Strömungen gegenüber, haben Manche 
von und bewährt unb werben ihn ferner bewähren. Die Borausfeßung einiger 
ſüddeutſcher Zeitungen, als ob wir aus Furcht vor unferer Regierung zurück⸗ 
bleiben möchten, muß ich zurüdweifen und ebenfo bie Borausiebung, baß bie 
Ausbleibenden den etwaigen Beichlüffen ber Erihienenen zuftimmten. Die 
Mehrheit ber preußifhen Abgeorbneten wirb niemals Be 
jhlüffen zuftiimmen, welde gegen bie Macht unb bie Zu: 
Tunft bes preußifhen Staates in bie Schranten treten.” 

Die preußiſchen Abgeorbneten Harkort und Freſe erlaſſen nachher fürmlide 
Protefte gegen die Erflärungen Tweftens; Erklärungen Grootes unb Virchovs. 

Erklärung von 15 nicht erfdienenen Ifterr. Abgeorbnnet en 
(meift ans Steiermark): Augeſichts der munmehr durch bie Erfolge ber 
Waffen Oefterreihs und Preupens bewirkten Lostrennung Schleswig⸗Hol⸗ 
ſteins von Dänemark, Angeſichts ber ſeither in ben Herzogthümern geſchehenen 
Gewaltſchritte, Angeſichts der durch die Gaſteiner Convention neuerlich ge⸗ 
ſchaffenen, bie Rechte Schleswig⸗ Holſteins gefährdenden proviſoriſchen 
Zuſtände, endlich Angeſichts der aus Anlaß derſelben erfolgten Einladung der 
Mitglieder deutſcher Landesvertretungen zu einer Verſammlung in Frankfurt 
am 1. October d. Is., an welcher theilzunehmen die Unterzeichneten aus 
nicht näher zu erörternden Gründen fi nicht beſtimmt finden, er⸗ 
tlären bie Unterzeichneten, baf fie an ben Nedtsanfcauungen, welche in ber 
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am 21. December 1863 in Frankfurt beichlofienen Erklärung und in ber im 
April 1864 unterzeichneten Rechteverwahrung ber Mitglieder beuticher Lans 
besvertretungen ausgeſprochen find, aud Heute unverbrüclic mit voller 
Uebergeugung feſthalten und nicht anftehen werben, fo weit es ihnen 
in ihrer Stellung und in ihrem Wirkungskreiſe möglih if, mit allen geſet⸗ 
lihen Mitteln dahin zu wirken, baß dieſe Rechtsanſchauungen zur Aners 
fennung und Geltung gelangen und bie befinitive Entſcheidung über bie Hers 
zogthümer auf eine Weile eriolge, welche bem vollen Rechte bes ſchleewig⸗hol⸗ 
—5 — Volkes und dem Recht der Ehre und Würde der deutſchen Nation 
entſpricht.“ 


1. Oct. (Zollverein). Erneuerung bed Vertrags mit Bremen auf 


4. 


6,8. 


weitere 12 Jahre. 

„ (Preußen). Rogeard’s „Pauvre France“ wirb in Berlin mit 
Beſchlag belegt. Dasfelbe geſchieht in Württemberg unb in Sachſen. 
„Maſſau). Die vereinigte I. und IL Kammer ftreiht im Bub: 
get für 1865 ben Mehrbetrag (über ben Beitrag Braunfchweigs 
hinaus) für den Bundesgefandten und die Gefanbtichaften in Wien 
und Berlin. 

„ (Baden) Die Wahlmännerwahlen für die Erneuerungswahlen 
zur IL. Kammer fallen noch entſchiedener zu Gunſten ber liberalen 
und gegen bie clericale Partei aus als bie Wahlen zu ben Kreis: 
verfammlungen. 

„ (Deftereih und Preußen) richten an ben Senat von Fran: 
furt drohende Depefchen gegen Pie bortige Handhabung bes Preß⸗ 
und Vereinsweſens mit befonderer NRüdfiht auf die Abgeorbnetens 
Berlammlung vom 1. Det. 

Preußiſche Depeſche v. 6. Det.: „Wir hatten bis zum letzten Augens 
blide gehoflt, daß ber Senat, im Bewußtſein feiner Verpflichtungen gegen feine 
beutihen Verbündeten und eingebent früherer von uns und Defterreich ges 
machten Lorftelungen, bie am 1. db. Mts. dort abgebaltene Abgeorb: 
neten:Berjamm lung verhindern würbe. Leider haben wir und getäufcht. 
Mir baden uns von Neuem überzeugen müflen, daß der Senat nichts bas 
gegen bat, wenn bas Territorium der Stadt Frankfurt zum Musgangepunfi 
für unverftändige, ja gemeinfchädliche politifche Projekte benüpt wird. Solche 
Nacficht gegen fubverfive Beftrebungen können wir nicht ferner ges 
ftatten. Wir fönnen egnicht dulden, daß vorzugsweiſe am Si bes Bundes⸗ 
tages auf bie Untergrabung beftehender Autoritäten in den erſten Bundesſtaaten 
bingearbeitet wird, Daß von tort aus Preßerzeugniſſe in bie Welt gefchict werben, 
welche ſich durch Rohheit vor allen übrigen hervorthun. Der Verlauf bes 
Abgeorbnnetentages hat gezeigt, daß die Phraſe in bem gebilbeten Theile ber 


Bevölkerung immer weniger Anklang findet. Aber die Nachficht ber Senats 


bleibt deshalb nicht minder tabelnswerth, Wir begegnen uns mit ber Faifer- 
lich öfterreichifchen Regierung in ber Auffaffung, daß. bie Wiederholung eines 
ſolchen öffentlichen Aergerniſſes, ſelbſt in ber Geſtalt vejultatlofer Velleitäten, 


nicht geſtattet werden darf. Der kaiſerlich öſterreichiſche Vertreter bat ben 


Auftrag, dem dortigen Senate in dieſem Sinne Vorſtellungen zu machen. 
Ew. Hochwohlgeboren erſuche ich ergebenſt, im Einvernehmen mit Ihrem 
öſterreichiſchen Collegen, dem älteren Herrn Bürgermeiſter darüber keinen 
Zweifel zu laſſen, daß wir uns in dieſer Beziehung im vollſtändigen Ein: 
verfiändnifle mit ber Taiferlichen Regierung befinden. Ich gebe mich ber zu⸗ 
verfihtligen Heffsung bin, daß man Frankfurter Seits bie beiden beutjchen 
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Gropmächte nicht im bie Lage bringen wird, durch eigenes Eingreifen 


weiteren Folgen unzuläffiger Nachſicht vorzubeugen.” 


Oe ſterre ichiſche Depeſche vom 8. Oci.: „Ter Berlauf des am 1. 
d. M. zu Frankfurt abgehaltenen fog. Abgeorbnetentage bat bis jept nur 
Die innere Haltlofigkeit diefes neuen Agitationsverſuches und bie Zerfahrenheit 
ber politiſchen Parteien in Deutichland bloßgelegt. Die eingelaufenen Abfage: 
briefe, wie die unverfennbare Gleichgültigkeit bed Publikums dürften felbit 


- ben Urbebern biefer bebeutimgslofen Demonftration bie Verkehrtheit bes Un: 


teenehmens gezeigt haben, an den Entichlüffen ber beiden erſten Mächte 
Deutſchlande ihre anmaßliche Kritik zu üben. Allein wenn auch die gehörten 
Reben, fowie bie Refolutionen ber Berfammlung in ihrer, gelinde gelagt, 
unpaffenden : Motivirung und halbrevolutionären Zufpigung gerechter Miß— 
achtung verfallen find, fo tilgt diefes Fehlſchlagen doch nicht ben verletzenden 


., Charakter ter Thatſache. daß bie gegen die Regierungen von Defterreich und 


Preußen gerichteten Schmähungen und Beleidigungen, welde bie demokra⸗ 


tiſche Preſſe täglich anfüllen, in frankfurt unter ben Augen bes Bundestages 


und ber eigenen Truppen der beiden Mächte auf offener Tribüne wieberbolt 
worben find. Es darf ferner nicht außer Acht gelaffen werden, dab jener 
36er:Ausjchu, welcher den Abgeorbnetentag einberufen hat, auch Diesmal er: 
neuert worden ift, und daß diefer Ausſchuß und fein engeres gefchäftsleitendes 
Comite als ein in Bermanenz ertlärtes Organ ber beutfchen 
Hevolutionspartei, nur auf 'günftigere Umstände wartet, um mit mehr 


‚. Krfolg von Neuem auf ben Schauplag zu treten. Die Regierungen Deutfchlande 


werden gewiß ſämmilich mit uns barin einverftanden fein, daß ſchon bie bloße 


Eriſtenz des Sechsunddreißiger-Ausſchuſſes, ganz abgefehen von ben Wirkungen 


des neuejten maßloſen Auftretens der Berfammlung in Yranffurt und vorn dem 


- für DOeſterreich und Preußen beleibigenden Charakter ihrer Beichlüffe, eine 


vollkommen ungelebliche und unconftitutionelle it. Insbeſondere wird ber 
Senat von Frankfurt in feiner bunbesgetreuen Geſinnung fich nicht verhehlen 
koönnen, daß bie Bundesftabt am menigften zum Sammelplaß dieſer geſetz⸗ 
widrigen Agitationen bergeliehen werben ſollte. Bereits nach dem am 21. De: 
cember 1863 abgehaltenen Abgeorbnetentage, aus welchem die Einſetzung eines 


‚ permanenten Ausichufles zur Durchführung des Bolfswillens als Mittelpunft für 


bie Thätigkeit ber Vereine, der Fortſchrittspreſſe 2. hervorging, haben wir es 
gemeinichaftlich mit Preußen an ernſten Vorftelluungen gegen bie dieſem Treiben 
am Sitze ber Bunbesverſammlung gewährte Duldung nicht "fehlen laſſen. 
Die jeitbem in häufiger Aufeitanderfolge dort in Scene geſetzten Kundgebungen 
beweifen, welche geringe Beachtung bie damals von den Vertretern ber beiben 
Höfe dem Herrn Älteren Bürgermeifter in vertraulicher Weife gemachten Be: 


: merlungen gefunben haben. In diefer Wahrnehmung fowohl, wie in ihrer 
"Veberzeugung, daß eine fo uſurpatoriſche Wirkfanfeit, wie bie jenes Ausſchuſſes 


und des Abgeorbnetentages, nicht ohne ernfte gerneinfame Gefahr noch länger 
fillfhweigend zugelaffen und dadurch gewiffermaßen zu ge: 


wohnheitsmäßigem Beftande erhoben werben bürfen, müſſen 


die Gabinette von Wien und Berlin eine unabweisliche Aufforderung er: 


‚bilden, die ganze Aufmerkſamkeit bes’ hohen Senates von Neuem auf bie be- 


fpeochenen Vorgänge und bas Verhältniß ber Yunbesftäßt zu benfelben zu 


lenken. Wir glauben ber zuverfichtlichen Srwartung Raum geben zu können, 


:. daß nicht nur fo leidenſchaftliche Invectiven und ein fo ausgeſprochener Par: 
- . teilampf gegen die erfien Bundesmächte, wie er die Tagesordnung ber lebten 


Verſammlung bildete, Tünftig feine Stätte mehr in Frankfurt finden, ſondern 
ber. Senat überhanpt das Zufamtmentreten neuer von bem Comité des Sechs⸗ 


undbreißiger⸗Ausſchuſſes einberufener Verſammlungen auf feinem Gebiet von nun 


an wicht mehr geflatten werde. Die Autorität. des Senates, an welche wir 


ans in erfter Linie wenden, wirb uns hoffentlich ber Nothwendigkeit über- 


‚heben, auf anderweite Schritte: Bedacht zu nehmen; ah. vom Site ber 
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deuiſchen ee 6 in Zukunft die bisherigen ungejetlichen Be: 
firebungen fern zu halten“. , 

Diefe Dep, werden von Deiterreih und Preußen auch ben übrigen 

deutſchen Regierungen mitgetheilt, von Preußen mit. befonderer Beto⸗ 

.. nung ‚derjenigen von Sachſen. Hr. v. Beuft weist in feiner Ant- 

‚ mortsdep. vom 11. Oct. die Großmächte bez. Frankfurts an die Bun- 

besverfammlung und antwortet auf bie Beſchwerden über bie fächftiche 

Preſſe mit noch viel. nachdrücklicheren Beſchwerden gegen die unab- 

hängige und fogar gegen bie officidje preuß. Preſſe, indem er feine 
des fallſigen Erörterungen babin fließt: 

n... Bevor ich bem ber ſächſiſchen Regierung gemachten Borwurf, preu⸗ 
fenfeindlihen Tendenzen nicht entgegen zu treten, Rede ſtehe, habe ich zu er⸗ 
warten , daß in Preußen den Sadjen vernichtenden Tendenzen gefteuert 
werbe”. 


Dagegen beeilen fih Medlenburg und Hannover in Berlin ihre 
lebhafte und vollftändige Befriedigung über das Vorgehen der beiden 
Großmächte gegen bie „rebolutionären” Tendenzen auszubrüden. 


Dep. Medlenburgs an Preußen v. 17.0c.: „».. Die großh. Res 
gierung begrüßt den Inhalt bey Mittheilung in fo fern mit lebhafter Genug⸗ 
thung, als fie darin eine Velräftigung der von ihr ſtets gehegten und oft ges 
äußerten, auch innerhalb des eigenentLandes mitErfolg gehand⸗ 
babten Weberzengung findet, ai ed don Seiten ber deutſchen Regierungen 
den breiften Beitrebungen ber Umfturzpartei gegenüber bes Fräftigften Ein⸗ 
ſchreitens bedarf, um bie ftets wachlenden Gefahren für bie innere Sicherheit 
Deutichlands abzuwenden. Es mag hier babingeftellt bleiben, ob der bundes⸗ 

»geſetzliche Zuftand ſchon an fich ein ungenägenber ift, beionbers in fo fern, 
. ale bie vom deutſchen Bunde befchlofjene Vereins: und Preßgeſetzgebung den 
einzelnen Sanbesgefeßgebungen zu viel überlaffen und dadurch ihre Wirkfam- 
Teit, bie nur durch völlige Nbereinftinnmung in allen Bundesländern zu er: 
reichen ift, gelähmt bat, oder ob einzelne Regierungen es an ber fchulbigen 
. Ausführung ber Bundesbeſchlüfſe haben fehlen laſſen. Die großh. Regierung 
wird in dem einen wie in dem anbern alle allen geeigneten Schritten zus 
fimmen, um bem Treiben ber revolutionären Parteieen, wenn fie 
auch bisher refultatlos gewefen find, mit Nachdruck entgegenzutreten. Se 
mehr nun die Gefahr, womit der Frankfurter Abgeordnetentag zumächft bie 
beiden größten Bundesſtaaten bebroht bat, ohne Zweifel eine aflen deutſchen 
. Staaten gemeinjame if, um fp.weniger glaubt bie großh. Regierung ‚mit ber 
Anerkennung zurüdhalten zu dürfen, baB ber. deuttihe und als joldyer bie 
von Defterreih und Preußen für ihn ergriffene energifche Snitiative dank: 
Bar und einmütbig auf jede Weile unterffüßen follte, in ber 
zuverjichtlihen Hoffnung, daß dann ohne Schwierigkeit das gemeinfame Vor: 
geben in bie rechtmäßige, ben Bundesgejegen entiprechende Form, bie fein ein⸗ 
zelner beutjcher Staat. als ſolcher einem gleichberedhtigten andern deutſchen 
Sta ate gegenüber wirb verlegen wollen, zu leiten fein wird”. 


6. Oct. (Preußen). Proceß gegen ben Redacteur May (Schleswig: 
Holftein) vor dem Kreisgerichte von Perleberg. Die Anklage Yautet 
auf Majeftätsbeleidigung durch einen Artikel der Schlesw.Holſt. Big. 
vom 11. Juli „ber Geburtstag des Herzogs". Der Angeklagte wird 
freigefprochen und der Antrag der Staatsanwaltſthaft, ihn wegen Bes 
Veibigung ber Minifter neuerdings in Haft zu uehmen, verworfen. 
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May wird auf freien Fuß gelebt und Hält es für gerathen, noch 
in ber Nacht über bie preußiſche Grenze zu geben. 

7. Det. (Schleswig). Zedlitz verlangt Aufſchluß über Statuten, Mit- 
glieder und Vorſtände der Schleswig-Holftein-Bereine des Landes. 

8 „ (Kurheffen) Die Regierung übermacht ber Ständeverſamm⸗ 
lung in Folge der Publication des nenen Jagdgeſetzes eine Propo- 
fition bez. des kurfürſtl. Leibgeheges. 

8/9. „ (Bayern). Ein brutaler Pöbeleree in Münden zum Schluß 
des Octoberfeftes wirb vom Militär ebenfo brutal unterbrüdt. 

10. „ (Schleswig). Der bekannte Patriot Thomſen⸗Oldenswort wirb 
von Zedlitz als Beamteter entlaflen. 

11. „ (Hvlftein) Reg.-Rath von Etemann bereift das Rand, um bie 
Zeitungsrebactionen perfönlih im Auftrage des k. k. Statthalter zur 
Vorfiht und Rüdficht gegenüber. Preußen zu mahnen. 

„» » (Säleswig) Die Ehleswig-Holftein-Vereine in ber Landſchaft 

Stapelholm werben aufgelöft und „bei willfürlider Strafe” gegen 

Zuwiderhandelnde verboten. 

v„ Maffau) Der in Höchft nachgewählte neue Abg. Hefle prote⸗ 

ftirt bei feinem Eintritt in die U. Kammer auch jeinerjeits gegeu 

bie Octroyirungen feit 1849. 

» (Baden). Das von den Kammern Yängft votirte Gefeß über 

bie Rechtsverhältniffe der Richter wird von ber Regierung endlich 

publicirt. 

„» n DMaffau) IL Kammer: Der Antrag auf Befeitigung ber 1860 
reftaurirten feudalen Jagdrechte wird, obwohl ſich ber Reg. -PBräfident 
Winter fehr entſchieden dagegen ausfpriät, einftimmig in Betracht zu 
ziehen beſchloſſen. 

43. „ (Bayern). Gerücht, daß ber TYiberale Minifter von Neumayr 
aus bem Minifterium verbrängt werben folle. — Der Abg. Völk 
ſpricht ſich im Augsburger Bürgerverein dahin aus, daß „viele, ſehr 
viele die Auffaſſung hätten, daß, wenn einmal bismardifirt fein müffe, 
ein großer Bismard einem Fleinen noch vorzuziehen wäre”. — Eine 
Boltsverfammlung in Münden ſpricht einftimmig ihr Bebauern ges 
genüber derjenigen bayr. Abgeordneten aus, welche (unb darunter bie 
ſämmtlichen Vertreter ber Stadt Münden) nicht an ber Abg.:Der: 
fammlung in Frankfurt Theil genommen baben. 

16. „ (Schleswig). Herzog Friedrich beſucht von Kiel aus ben Herzog 

Karl auf ber Karlsburg im Schleswigifhen. Auf ber Durchreiſe 

wird er in Edernförbe feftlih von der Bevölkerung empfangen: 

Fahnen und Begrüßung durch das Deputirtencollegium. Dasfelbe findet 

auch bei ber Rückkehr ftatt trob aller Androhungen der Ortspolizei. 

„GPreußen). Die preuß, Regierung läßt das Gutachten ber 

Kronfynbici nun doch drucken, aber nur das Gutachten ber Majorität, 

nicht aber auch das ber Minorität, und nur in wenigen Eremplaren, 

nit für das Publicum. 


12, 


2 


Ddeuijlaud. 127 


16. Oct. Frauenconferenz in Leipzig. Dieſelbe genehmigt ein Statut für 
Gründung eines „allgemeinen deutſchen Frauenvereins” mit möglichft 
vielen Localveteinen und befchließt folgende Refolutionen: 

„Die erfte deutiche Frauenconferenz erflärt bie Arbeit, welche bie Grunbs 
lage ber ganzen neuen Geſellſchaft fein fol, für eine Pflicht und Ehre bes 
weiblichen Gejchlechtes, nimmt bagegen das Recht ber Arbeit in Anfpruch unb 
hält es für nothwendig, daß alle ber weiblichen Arbeit entgegenftehenden Hinz 
berniffe entfernt werden.” — „Die Verfammlung erklärt e8 für ein unabweisbares 
Bebürfniß, bie weibliche Arbeit von ben Feſſeln bes Vorurtheils zu bes 
freien; fie hält, neben der Agitation durch die Preſſe und bie Frauenbildungs⸗ 
vereine, bie Errichtung von Probuctiv:Affociationen, die Gründung bon In⸗ 
buftrie-Ausftellungen Fir weiblihe Arbeitserzeugniffe, fowie von Induſtrie⸗ 

jhulen für Mädchen und von Mädchenherbergen, enblid bie Pflege wiſſen⸗ 

ſchaftlicher Bildung für bie geeigneten Mittel diefem Ziel näher zu kommen: 
fie beauftragt daher ben Borftand bes Vereins, über biele Gegenftänbe ber 
nächſten Verſammlung Material vorzulegen“. 


17. „ (Kurheſſen). Ständeverſammlung: Ein Bericht des Tanbftän- 
diſchen Ausſchuſſes conftatirt, daß auch während der Vertagung ber 
Stände auf dem ganzen Gebiete des Staatslebens beinahe völliger 
Stillſtand geherrſcht habe. Der Referent ſchließt dahin, die Mini⸗ 
ſter möchten bedenken, „daß die Beſchwerden des Landes ſchwere An⸗ 
klagen enthielten, die, wenn ſie nicht bald Abhilfe finden, dahin 
führen könnten, Umwälzungen zu veranlaſſen, bei welchen die Selb⸗ 
ſtändigkeit Kurheſſens verloren gehen könnte“. 


18.—20. Oct. (Frankfurt). Die geſetzgebende Verſammlung und bie 
ſtändige Bürgerrepräſentation beſchließen, beide einſtimmig, die Er⸗ 
wartung auszuſprechen, daß der Senat gegenüber den Drohungen 
Oeſterreichs und Preußens die Unabhängigkeit und Selbſtändigkeit 
der freien Stadt mit Energie und Würde wahren werde. 


18. „ (Schleswig). Der preußiihe Gouverneur, Gen. Moanteuffel, 
warnt ben Herzog Friedrich durch Zufchrift vor einer Wieberholung 
ber Vorfälle in Edernförde vom 14. d. M.; der preußifche Civil⸗ 
commiljär, Frhr. v. Zeblig, erläßt ein Mefcript bezüglich jener Vor: 
fälle. 

Schreiben Mantenffels an ben Herzog Friedrich: „...Eurer 
Durchlaucht Fahrt durch Edernförbe und Aufenthalt in Borbye hat hienach 
ben Charakter einer politiichen Demonftration angenommen. Dergleichen fören 
ben Frieden bes Landes, gefährden bie Eriftenzen einzehner Perſoͤnlichkeiten und 
verfioßen gegen bie gefeßlihe Orbnung bes Herzogthums, für berem Aufrecht⸗ 
baltung ich verantwortlich Bin. Ich Habe baher die gemeſſenſten Befehle ges 
geben, baß bei ähnlichen Wiedervorfommmilfen mit allen zur Nufrechtbaltung 
ber Öffentlihen Orbnung und zur Vermeidung weiterer Störung geeigneten 
gelestigen Mittel und nötbigenfalle mit Verhaftung eingefchritten wird. Se. _ 

Maj. der König, mein allergnädigfier Herr, haben von altersher fo viel Gnabe 
für Eure Durchlaucht, Ihren Herrn Vater und befien ganzes Haus gehabt, 
daß es mir fchmerzlich fein würde, wenn Eurer Durdlaudt Perfon in Vers 
widlung mit ber Polizei bes Herzogthund Schleswig geriethen, und ich fühle 
mich daher gebrungen, Eure Durchlaucht von ben getroffenen Anordnungen in 
Kenntniß zu ſetzen und Sie unterthänigft zu bitten, wich rechtzeitig zu bes 
nadhrichtigen, wenn Eure Durchlaucht Beſuche im Herzogtkum Schleswig bes 


128 


deniſlan. 


abfichtigen, damit ich bie nothlgen Anordnungen treffen kann, Eure Durch⸗ 
laucht vor allen perfönlichen Unannehmlichkeiten möglichſt zu wahren. Den 
Statthalter bes Herzogthums Holſtein, Feldmarſchall⸗Lieutenant Baron Gabe 
lenz, babe ic von dem Vorfalle in Ederniörde und Borbye, wo Eure Durch: 
laudt die private Stellung, welche Ste im Herzogthum Holitein gegenwärtig 
eimehmen, nicht beibehalten haben, in Kenntniß gejekt“. 

Refcript Zedlig: „... Der burch den Wiener Trieben vom 30. Oct. 
1864 an IX MM. ben König von Preußen und ben Kaifer von Oeſterreich 
abgeiretene Befip ber Herzogtälimer Schleswig und Holſtein ift die Baſis bes 
jeßigen völfer: und flaatsrechtlichen Berhältnifies ber Herzogthümer. Sie ge: 
ftattet nicht, daß neben ben allerhöchften Monarchen irgend Jemand, worauf 
Immer bie Anfprüce beruhen mögen, die er auf beide Herzogthümer ober 
Theile berfelben erheben zu dürfen meint, wenn aud nur äußerlich und 
in Worten, Titel und Chrenbezengungen annimmt, die nur bem Lan: 
deherrn zuſtehen, und jtempelt jede Handlung, in welcher eine Anerkennung 
eines Dritten als rechtmäßigen Landesherrn ober doch eine Ehrenbezeugung 
liegt, bie nur dem Lanbesheren gebührt, zu einem Verſuch der Nuflehnung 
gegen ben gefeglihen Zuſtand bes Laudes. Daraus ergibt ſich bie Pfliht ber zur 
Aufrechthaltung ber gejeglihen Ordnung berufenen Beamten, gegen Alles, wwoburd 
ber Prinz igriedrih von Auguftenburg oder irgend ein anberer 
Erbprätenbent öffentlich als Ranbesherr bezeichnet und behandelt werden 
ſoll, oder worin überhaupt ein Verfuch liegt, irgend eine anbere Landesherrliche Au: 
torität als die ber allerhöchſten Monarchen von Preußen unb Oeſterreich zur 
Geltung zu bringen, mit allen zu Gebote ftehenden gejeglihen Mitteln nad: 
brüdlichft einzufdgreiten. Und dieſes Einſchreiten wird ſich nicht blos auf Per: 
fonen zu befchränfen haben, welche die Ovationen und Ehrenbezeigungen bar: 
bringen, fondern auch auf Diejenigen zu erftreden fein, welhe Durch ihre 


‚Annahme fi eines Friedensbruchs, eines Zuwiderhandelns gegen die allein 
zu Recht beftehende Ordnung in gleihen Maße ſchuldig machen... Wenn bie 


Kräfte dev Bolizei nicht bazu binveichen, die zur Erbaltung ober Herſtellung 
ber gefeglihen Ordnung nothwendigen Maßregeln durchzuführen, fo muß bie 
Hilfe des Militärs requiriet werden. Sobald bie Mitwirkung Des Mili: 
tärs auf die Regnifition der Civilbehörde an ben Truppenbefehlshaber bes Orts 
eintritt, wird leßterer, der bie Art unb den Umfang ber militärifhen Maß- 


regeln allein zu beurtbeilen bat, auch für.die geſammten meiteren Anord- 


nungen verantwortlih... Es wird vor Allem Aufgabe ber Cherbegmteten fein, 
wenn fie von ber Tüchtigkeit und Zupverläf figfeit ber ihnen unterge- 


benen Localbeamten nicht vollftändig überzeugt find, behufs der erforderlichen 


Remedur ihre Bebenken einzureichen und ihre Anträge zu ftellen.” 


19. Oct, (Schleswig). Zwei weitere Compagnien Preußen erhalten den 


” 


20. 


Befehl, ohne allen Verzug zur Strafe für die Vorfälle in Edernförbe 
vom 14. d. M. daſelbſt einzurüden und follen nicht in ber Eaferne 
ſondern bei den Bürgern einquartirt werben, Senator Dehn und Bür- 
gerworthalter Stegelmann in Edernförbe werben ihrer Aemter entjekt. 
„ Rafjan). Diel. Kammer lehnt mit 10 (fämmtliche privilegirte) 
gegen 9 (fämmtliche gewählte Mitglieder) Etimmen den Antrag auf 
MWieberherftelung der Verfafjung von 1849 ab. 

„EFrankfurt). Der Senat lehnt einftimmig die Zumuthungen 


- Defterreichs und Preußen vom 6/8. Det. in identiſchen Noten ent: 


ſchieden ab: ' 

.... Der Senat muß es als wit den Sfundamentalgefegen bes Bundes, 
fonah mit dem Rechte in Widerfpruch ſtehend betrachten, wenn in dem völ- 
Ferrechtlichen Verein der beutfchen ſouveränen ZFürften und freien Städte, 
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welcher errichtet it zur Wahrung ber Unabhängigkeit und Tnverlehbarfeit 
ihrer im Bunde begriffenen Staaten unb zur Erhaltung ber innern und 
äußern Sicherheit Deutihlanbs, welcher in feinem Innern beſteht als eine 
Gemeinſchaft felbftftändiger, unter fih unabhängiger Staaten, mit wechſel⸗ 
feitigen gleihen Vertragsrechten und Bertragsobliegenheiten, ein Bunbesftaat 
dem anbern gegenüber von „nicht bulben“ und „nicht geftatten“ reden unb 
zu ber Aeußerung gelangen wollte, „burch eigenes Eingreifen weiteren Folgen 
unzuläffiger Nahfiht vorzubeugen.” Der Senat ift fich bewußt, in feinem 
Verhalten ben beſprochenen Berjammlungen gegenüber bie Gejepe der freien 
Stadt Frankfurt eben fo wenig als die Geſetze bes Bundes verlegt zu haben.” 


20. Oct. (Baden). Der bisherige Gefandte in Wien, Frhr. v. Edels⸗ 


22. 


23. 


heim, wirb an bie Gtelle Roggenbachs mit dem Titel eines Staate- 
miniſters (Roggenbach hatte nur den eines Diinifterialpräfidenten) 
ernannt und ber (ben Clericalen bejonders verhaßte) Director bes 
Oberſchulraths, Kies, als Geheimer Rath und Profeflor nach Hei: 
delberg verſetzt. 

„ (Hannover). Ende der Miniſtercriſis: Die liberalen Miniſter 
Hammerſtein, Windhorſt, Lichtenberg, Erxleben werden entlaſſen und 
durch die HH. Bacmeifter, Leonhardt, Hodenberg und Dietrichs 
erſetzt. Die bisherigen Miniſter Brandis, Platen und Malortie 
bleiben auch diesmal wieder. 

„ (Schleswig). Der preuß. Gouverneur General Manteuffel 
infpieirt die Truppen in Hadersleben und empfängt die Beamten. 


Anſprache an biefelben: 

....„Ich bitte, daß auch Sie meinen Erklärungen in Flensburg gemäß 
handeln, damit Friede im Lande werde und bie Nationalitäts-Faloufie ihr 
Ende erreiche. ... Eoncentriren Sie bie ganze Kraft in den Gedanfen eines 
gemeinfamen Vaterlandes Schleswig«Holitein, in bem Sie alle geboren und 
erzogen find, denn e8 Hilft nun einmal nichts: Schleswig-Holftein ift ſchles⸗ 
wig=bolfteinifch geworden. Ich muß noch einen zweiten Punkt, die Abtre⸗ 
tungsfrage berühren, um fo mehr, da fie jetzt vielfach zur Agitation bes 
nutzt wird, In Edernförde (e8 gibt überall Agitatoren) hat man unter 
bem Borwande von Gerechtſamen und Erbprätentionen Unru ben hervor: 
gerufen und dadurch ba Intereſſe bes Landes, welches nur durch bürger: 
lide Ordnung gebeibt, gefährdet. Ich Habe in Eckernförde ein ftrenges 
Erempel jftatuirt, ich babe e8 bei Gott ungern gethan, aber mein König 
bat mir befohlen, das Intereſſe bes Lanbes milffe meine wichtigfte Sache 
fein, und Unruhen jchaben demſelben. Durch Strenge gegen einige We- 
nige müfjen Eriftenzen gefihert werben, welde buch Parteileidenſchaft 
bedroht find. IH warne auch bier im Norden vor allen Demonftratios 
nen, wo fie möglicherweife in dän iſchem Sinne ausfallen Fünnten ; 
ich dulde fie nicht. Der König Ehriftian IX. bat feine Rechte an die Her: 
zogthümer Sr. Maj. bem Kaifer von Oefterreih und Sr. Maj. meinem 
allergnädigften König übertragen. Das ift bie einzige Bafis, auf welcher 
bie gejeßliche Ordnung in biefem Lande erbaut werden kann. Wer biejer 
Bafis zuwiderhandelt, Der bat es mit mir zu tbun. Wan gaufelt jetzt 
den Leuten von einem britten bänifchen Kriege vor. Sagen Ste bodh ben 
Leuten, es fei Alles nicht wahr, fie follten es doch nicht glauben, es fei nichts 
als Agitation, durch welche man die Ruhe und das Glück dieſes Landes in 
bie Ferne ſchiebe. Und noch Eins, wir fürdhten den Krieg nicht, ber Soldat 
wünſcht ihn, es tft unfer Metier.... ch gehe morgen nad ber Königsau 
und werbe mir meine fieben Fuß Erde einmal anfehen. 
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Lafſen Ste ſich durch bie Agitationen ber Zeitungen nicht irre machen, betrach⸗ 
ten Sie ſich mein Geſicht, und entſcheiden Sie ſich ſpäter, ob Sie mehr Zu: 
trauen zu mir oder zu ben Zeitungen fallen Fünnen.” 


23/26.Dct. (Hamburg). Neuwahlen zur Bürgerſchaft. Vollſtändiger 


24. 


25. 


7) 


a7. 


Sieg der democratiihen Partei (bie in ihrem Programm bie Be: 
flimmung der Berfafjung, nad der 60 Mitglieder ber Verwaltungs: 
beputationen und Gerichte als folde Sig und Stimme in ber Bür- 
gerihaft haben, mit den Grundſätzen bes wahren Repräſentativſyſtems 
für unvereinbar erklärt, das jeßige Conſcriptionsgeſetz und die Stell- 
vertretung verwirft und allgemeine Wehrpflicht verlangt, ferner 
Volksſchulen für Kinder aller Stände, welde nicht unter Leitung 
der Geiftlichfeit ftehen, Umgeftaltung der Yuftizpflege auf Grundlage 
vollſtändiger Deffentlichleit und Münblichleit nebft Befeitigung jeder 
Strafgewalt ber Polizei, endlich Bejeitigung einiger Beftimmungen 
bes Geſetzes über das Bürgerrecht, welche zu einer neuen politifchen 
Ungleichheit den Grund legen, fordert). 

„ (Kurhejjen). Die Ständeverfammlung wird auf unbeftimmte 
Zeit vertagt. 

„ (Breußen). Offizielle Erflärung des „Staatsanzeiger8" über bie 
Vorgänge in Edernförbe vom 14. d. M.: 

„Die an bie Anweſenheit bes Prinzen von Auguftenburg in Edern> 
förbe fich knüpfenden Vorgänge haben felbftverftändlich das Gouvernement in 
Schleswig zu einer ernften Unterſuchung gegen bie Theilnehmer veranlaßt. 
Durch die Entgegennahme der ihm als Lundesherrn dargebrachten Dvationen 
bat ſich der Prinz einen landesherrlichen Charakter angemaßt im Widerfpruch 
mit ben gegenwärtigen Autoritäten ber Herzogthümer. Der Gouverneur 
machte in einem Schreiben vom 18. October ben Prinzen auf die Folgen 
aufmerfjam , weldhe eine Wiederholung ſolcher Vorfälle für ihn perfön- 
lich Haben müßte. Es ift zu hoffen, daß das ernite, vom Könige durch⸗ 
aus gebilligte Einfchreiten bes Gouverneurs bie Wiederkehr von Ufurpa= 
tionsverſuchen einer unberechtigten Autorität verhindern werde. Sollte 
der Prinz nohmals ohne Erlaubniß des Königs ben fchleswig’fchen Boden 


betreten und Anlaß zu neuen Demonftrationen darbieten, fo wird feine 
Berbaftung zu gewärtigen fein.” 


„ (Kurbejjen). Der Finanzminifter Debn-Rotbfelfer wirb plöß- 


lich entlaffen. Allgemeine Minifterkrifis. Gerücht, daß ein ausge: 
ſprochenes Reactionsminifterium im Anzuge fei und bereit mit bem 
Conſiſtorial-Rath Vilmar unterhandelt werde. 

» (Defterreid) lehnt die Annahme der Antwort des Senats 
bon Frankfurt vom 20. d. M. auf feine Depefche vom 8. d. M. 
ab, weil eritere ber letzteren „Behauptungen und Ausbrüde unter: 
Ichiebt, welche in berfelben gar nicht gebraucht worben find“. 

» (Breugen) Die Kreuzzeitung erklärt die Forderungen Preu- 
Bens vom 22, %ebr. bez. ber Herzogthümer für einen übermundenen 
Standpunft. 


rn" (Säleswig) Die Schleswig-Holftein-Vereine werben im gan- 


zen Amtsbezirke Gottorf = Hütten aufgehoben und bei Strafe von 
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20-300 Thl., abgejehen von der allfällig verwirkten fonftigen Strafe, 
verboten. 


27. Oct. Maſſau). Die I. Kammer beſchließt mit 20 gegen 4 (clericale) 
Stimmen die Wiederherftelung der Verfaſſung von 1849. 
29. „ Oeneralverfammlung des Nationalvereins in Frankfurt. 

1. Deutſche Frage. Antrag bes Ausſchuſſes: „I. Der Natio— 
nalverein hält feft an feinem Statut, wonach er gleichzeitig bie Einheit 
und Freiheit Deutichlands anftrebt und am Programm von 1860, worin 
er den deutſchen Bundesſtaat mit einheitlicher Centralgewalt und Parlament, 
fowie am Programm von 1862, moburd er die Neichsverfaffung als Ziel 
feftgeftellt. Der Nationalverein beharrt auch auf bem Satz feines Pro» 
gramme von 1860, wonach unter der Bedingung, daß auch bas preußifche 
Volk fih ber beutichen Gentralgewalt und Volfsvertretung unterzuorbnnen bes 
reit fei, und daß die preußifche Regierung Deutichlands Intereſſen nach jeber 
Richtung thatkräftig wahrnehme und die umerläßlichen Schritte zur Her: 
ſtellung der deutſchen Macht unb Einheit thue, die Webertragung der Cen⸗ 
tralgewalt an bas Oberhaupt des größten rein deutichen Staates Seitens bes 
beutichen Volkes erfolgen werde, ſowie gleichzeitig an feinem in Ueberein⸗ 
ftimmung mit ber Reichsverfaſſung gefaßten Beſchluſſe von 1864, wonach bie 
Entfcheidung über ben Träger ber Gentralgewalt ber im Perlament vertre- 
tenen gefammten Nation zuſteht. Der Nationalverein wiederholt endlich den 
Ausbrud feiner Ueberzeugung, daß zu einer gebeihlichen Löjung ber beutjchen 
Frage im Wege der Reform ber baldige Sieg eines wahrhaft frei: 
finnigen unb nationalen Syftems in Preußen bie erſte Be 
bingung ift. Il. In Uebereinfiimmung mit dem Beichluffe vom 1. Nov. 
1864 erflärt der Nativnalverein e8 wiederholt als eine Pflicht des beutichen 
Bolfes, zu wachen über bem Selbſtbeſtimmungsrechte Schleswig: 
Holfteins. Nur bie Intereſſen Deutfchlandbs dürfen es beſchränken. Bei bem 
Mangel einer deutſchen Centralgewalt kann nur Preußen zur Zeit bie 
Verteidigung ber beutihen Küften unb Grenzen im Norden wirkſam 
und nachhaltig durchführen. Mit Rückſicht darauf erkennt der Nationalverein 
die zwiſchen preußiſchen Abgeordneten und dem engeren Ausſchuſſe der Schles⸗ 
wig-Holſtein-⸗Vereine getroffene Berliner Vereinbarung vom 26. März 
1. Is. als eine genügende Baſis zur beiberfeitigen Verftänbigung und zur 
Befriedigung ber nationalen Intereſſen, foweit foldhe vor Durchführung ber 
deutſchen Neicheverfaffung möglich if. Nicht länger darf die Einberufung 
der Landesvertretung ber Herzogthümer verzögert werben. Unerträglid 
Taftet jeit dem Wiener Be und dem Gafteiner Vertrage auf bem von 
bänifcher Willkürherrſchaft befreiten Lande die Vergewaltigung durch 
beutjche Bunbesgenofien, welche die Herzogthümer vollfommener Rechtloſig⸗ 
feit Preis gibt, ja nicht einmal vor der gänzlichen Zerreißung ber alten Ver: 
bindung Schleswig⸗Holſteins zurüdgefchredt iſt.“ 

Antrag v. Bürgers (Köln): „In Erwägung, daß bie preußiſche Re⸗ 
gierung durch ihre innere, wie durch ihre deutſche Politik den nationalen 
Beruf Preußens verfennt und demſelben zuwiderhandelt, erklärt ber Natio- 
nalverein: 1) Es ift gegen das Intereſſe Deutfchlands, der preußiichen Re⸗ 
gierung irgend welche Befugnifie ber deutſchen Gentralgewalt auch nur vor: 
läufig und in befhränftem Umfange zuzugeftehen. 2) Die na⸗ 
tionale Bartei hat bie antinationalen Beftrebungen Preußens und Oeſterreichs 
unbedingt zu befümpfen, und es ift namentlih die Pflicht bes preu« 
Bifhen Abgeorbnetenhaufes, bie Oppofition, welche es gegen bie 
innere Reaktion erhoben bat, auch auf dem Gebiete ber deutjchen Politik 
Preußens zu bethätigen. 3) Die nationale Partei bat ihre Kraft bahin zu 
richten, daß die partifulariftiihen Tendenzen ſämmtlicher deutſcher Regierun: 
gen, welche ber Reform ber Bunbesverfaffung entgegenftehen, bejeitigt werben ; 
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4) ihre Aufgabe bleibt, auf bie Ginberufung eines beutfchen Barlaments bin 
zuarbeiten, welches bie volle Macht ‚Habe, Deutjchland eine ben Bebürfniffen 
der Nation entfprechende Verfaffung zu geben.” 

II. Wehrfrage. Antrag des Ausihuffes:” „Die Verſammlung erflärt: 
Die allgemeine Wehrpflicht, welche ohne übermäßige Belaftung des Volfs nur 
in Verbindung mit jehr Furzer PFräfenzzeit burdhgeführt werden kann, erfor⸗ 
dert bie militärische Vorbildung der noch nicht dienftpflichtigen Jugend. Die: 
felbe Hat mit bem Turnen zu beginnen und ift mögliäft bis zur felbmäßigen 
Ausbildung ber Compagnie durchzuführen. Der Nationalverein forbert feine 
Mitglieder auf, zur Erreichung dieſes Zieles mitzuwirken. Zunächſt ift ine- 
befonbere anzuftreben: 1) Tie Einführung bes obligatoriſchen Turnunterrichts 
an allen Schulen, auch ben Boltsihulen. 2) Die Gründung von freiwilligen 
Jugendwehren, befonders in ben Städten, weldye fich entweder an bie Schulen 
anzufchließen haben, ober, wo es möglich ift, bie Unterftüßung bes Militärs 
in Beziehung auf ben Unterricht gewinnen follten. 3) Ferner bie Anftellung 
vom Stcnt befoldeter Dfficiere ald Jugendwebrinftructoren. 4) Ueberlafjung 
von Srerciergewehren an bie Jugendwehren vom Staat. 5) Herabfeßung ber 
PVräfenzzeit im Frieden für die in ber Jugendwehr Ausgebildeten. 6) Er: 
leigterung ber Schiekübungen für bie Jugend in den Schüpenvereinen.“ 


Nefsrat bes Abgeorbneten Metz (Heflen-Darmitabt),. Der An- 
trag von Bürgers wird mit großer Mehrheit verworfen unb ber- 
jenige des Ausfchuffes bez. ber deutſchen und ber Wehrfrage ange- 
nommen, ebenjo ein Antrag bezüglich der medlenburgifchen Cabinets⸗ 
juftiz gegen bie Mitglieder des Vereins in Roftod. 


Anweſend find aus Heffen-Darmftabt 164, Frankfurt 115, Naffau 54, 
Preußen 16, Hannover 9, Baden 14, Kurbeflen 6, Bayern 3, Schleswig- 
Holſtein 4, Sachſen 2, Württemberg 1, aus mehreren Kleinftaaten 13 Mitglieber. 
— Der Abg. Crämer von Doos (Bayern) und ebenio Pfeiffer (Württemberg) 
erflären in goiße ber Ergebniffe der Abgeorbnreten-Berfammlung (Ausbleiben 
ber Preußen) und ber Seneral:VBerfammlung des National-Bereins. mit Eclat 
ihren Austritt aus dem letzteren. — Nach bem Berichte bes Ausſchuſſes ift 
ne 3ahl ber activen Mitglieder bes Vereins von 23,000 auf 17,000 berab- 
gefunfen. 


29.804. (Schleswig-Holftein). Antwort des Herzogs Friebrih auf 


30, „ 


die Zufchrift des General Manteuffel vom 18. d. M.: 


.... Es wird jeßt wohl auf das evibentefte fich berausgeftellt haben, was 
bei dem rein privaten Zweck meiner Reife felbftwerftändlich ift, daß bie loyale 
Begrüßung feitens der Stadt Edernförbe ohne jedwede Anregung von meiner 
Seite und im natürlichen Ausbrud lang zurüdgebrängter Gefühle erfolgt if. 
Es mag fein, baß die Aeußerungen jolcher Gefühle unterdrüdt werben 
fönnen — das Gefühl ber Anbänglichkeit an das einheimifche Fürftenhaus 
und bie Treue gegen das Recht bes Landes werben fortbeftehen. Um bem 
Lande biefen unabjehbaren Kampf zu eriparen, gibt es ein Mittel, auf welches 
bie Benölferung Schleswig Holfteins ein unangefochtenes Recht befit, und 
befien Ergreifung ich jederzeit befürwortet babe. Ew. Ercellenz würbe fich 
die Dankbarkeit aller Schleswig-Holfteiner erwerben, wenn Sie ihre bevor- 
zugte Stellung dazu benugen wollten, um Se. Majeftät ben König, Ihren 
allergnädigften Herrn, zu bewegen, bie Berufung einer freigewählten Lanbes- 
vertretung herbeizuführen, und berfelben zu ihrem Theil bie Entfcheidung über 
bas Geſchick dieſes vielgeprüften Landes anheimzuftellen“, 


(Frankfurt). Der Senat erläutert gegenüber Oeſterreich 
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ſeine identiſche Antwort vom 20. d. M. auf die Depeſchen Oeſter⸗ 
reichs und Preußens vom 6/8. Oct. 

„.... Der Senat, welcher ſich verpflichtet findet, auch bei dem gegenwär⸗ 
tigen Anlaſſe die ber. freien Stadt Frankfurt gleich allen andern Staaten 
des Bundes in ben Fundamentalgefeten zugefiherte Unabhängigkeit und Un 
verleßbarfeit zu wahren, ift fi bewußt, fein Verhalten, ben in dem erwähns 
ten Erlaſſe beiprochenen Verſammlungen gegenüber, genau nach Vorſchrift der 
hiefigen Geſetzgebung bemeffen zu haben; er muß darauf aufmerffam machen, 
daß die frankfurtiſche Geſetzgebung über Preffe und Vereine ben von dem 
Bunde desfalls erlafjenen Vorfchriften gefolgt ift, fein Verhalten ſonach aud) 
ben Gejeßen bes Bundes entſprochen bat und daß, wenn jene Vorfchriften 
mangelhaft fein follten, was er weder unterfucht bat, noch behaupten will, 
er bafür nicht verantwortlich gemacht werben Tann... er verbindet endlich 
bamit bie Verficherung, daß er auch ferner, wie bisher, bie Negel für fein 
Verhalten nur in ben Vorſchriften bes Rechts unb ber Gefeke wird finden 
fönnen. Der Unterzeichnete erlaubt ſich übrigens mit berjenigen Offenheit, 
zu welcher der Senat gegen bie Kaiferlidh Königliche Regierung ftets fich ver- 
pflichtet. fühlt, da8 Nachfolgendbe anzufügen. Ber Senat kann fidh der Wahr: 
nehmung nicht verichliegen, dag im gefammten Deutfhlanb bas Be: 
bürfniß nad Veränderung in ber politifhen Organifation fi) mehr und 
mehr fühlbar macht. Ueber die Form ber Veränderung haben bie Anfichten 
bis jetzt ebenfomenig fich geklärt, als über bie rechten und gerechten Mittel, 
um zum Ziele zu gelangen. Das Ringen findet feinen Ausbrud in Vereinen, 
Berfammlungen und in der Preſſe. Alle leiden aber unter bem Mangel an 
Klarheit, welcher über ber ganzen Frage liegt und baher erwachlen bie Ber: 
irrungen, welche zu Zeiten in allen jenen Grideinungen zu Tage treten. 
Solche Verirrungen werben aufhören, fobald den Regierungen gelingt, 
die Form für die Veränderungen zu finden, beren Nothwendigkeit allfeitig 
anerkannt iſt. Inzwiſchen werben ſolche Verirrungen dem Gefege verfallen 
müffen, fomeit fie mit bemfelben im Widerfpruche fiehen. Ein gewaltfa- 
mes Einſchreiten bürfte, mit Rüdfiht auf bas anerkannte Bedürfniß, 
aus welchem bie Bewegung hervorgegangen ift und weil ihm jede Belries 
digung fehlt, dauernde Ruhe zu verfchaffen nicht geeignet fein.” 


30. Oet. (Medlenburg). Prof. Baumgarten wird vom afabemifchen 


31. 


Gericht von Roftod wegen der von Profeffor Ewald in Göttingen 
herausgegebenen Schrift „Gerichtliche Urkunden ber jüngften Beur- 
theilung des Prof. Baumgarten 1864* zu 18 Wochen Gefängniß 
und 200 Thlrn. Geldbuße verurtheilt. (Der Verurtheilte hatte auf 
jede Vertheibigung „einer Behörde gegenüber, bie zweierli Maß 
babe, bas eine gegen ihn, das anbere für ben Gonfiftorialrath 
Krabbe“ verzichtet.) 

„ (Holfein) Der k. f. Statthalter Gablenz macht dem Herzog 
Friedrih einen Beſuch, um ihn perjönlih „in ſchonendſter Weije” 
auf die unvermeiblichen Folgen einer Erneuerung ber Vorfälle in 
Edernförde vom 14. d. M. aufmerkſam zu machen. — Ein Erlaß 
ber Landesregierung verbietet „für die Dauer des Provijoriums“ 
ber Preſſe alle Nusbrüde, welche „einen anbern als ben Laubes- 
herrn (Defterreih und Preußen) als ben regierenden Herzog be 
zeichnen ober welche einen bejtimmten Ramen ber Zahl beim̃gen, 
burch weldye bie Reihenfolge unter bem regierenden Derzögen amp 
geben wird,“ 


134 Deutſchlaud. 


31. Oet. (Schleswig) Ein Reſcript des Hrn. v. Zedlitz verbietet ber 
Preſſe, den Erbprinzen von Auguſtenburg als „Friedrich VIII.“ 
oder „den Herzog“ oder „Se. Hoheit den Herzog“ oder überhaupt 
als „Herzog“ zu bezeichnen, bei „Etrafe der Zurücknahme ber Con= 
ceſſion.“ 


„„GBayern). In allen größeren Städten des Landes haben nun- 
mehr Verſammlungen ftattgefunden und find Nefolutionen gegen bie 
Bergewaltigung ber Serzogthümer durch die beiden Großmächte, 
namentlih Preußen, gefaßt worden. 


„ „ (Schleswig) Antwort des General Manteuffel auf die Zu: 
Thrift bes Herzogs Friedrih vom 29. d. M.: 

„Ich kann auf ben Inhalt Ihres Briefes nicht näher eingehen: bexjelbe 
enthält einen Rathſchlag. Ach bin nicht in dem Verhältniß, folhen von Ew. 
Durchlaucht entgegenzunehmen. Ahr Brief enthält ferner den Beweis, daß 
Ew. D. über bie Bedeutung borbereiteter Temonftrationen einzelner Partei- 
gänger wie über bie eigentlihe Stimmung der Bevölkerung Schleswigs un: 
vollfommen unterrichtet find. Hierüber wird allein die Zufunft Ew. D. 
aufflären. Wenn Ew. D. meine Anſchauungen über bie Eckernförder Bor: 
gänge als nicht richtig bezeichnen, fo muß ich ausipreden, daß ih Ihnen 
nicht bie Berechtigung zuerfenne, mir in dieſer Ausdrudsweife zu jchreiben, 
und daß ich diefen Ausdruck auf das Beftimnitefte zurückweiſe.“ 


— „ Dürttemberg) Die Mehrzahl der Abgeorbneten zur II. 
Kammer richiet eine Adreſſe an den ftändifhen Ausihuß für Wah— 
rung ber durch die beiden Großmächte bebrängten Selbſtſtändigkeit 
Frankfurts: 


Das „eigene Eingreifen“ ber beiden Großmächte in bie inneren 
Berhältnifie Frankfurts wäre eine Verachtung ber erfien Grundlagen bes 
Bundes: und Völkerrechts; es wäre eine Fortfekung ber in Schleswig- 
Holftein begonnenen Vergewaltigung der ſchwächeren Bundesglieder. Sollten 
aber jene weiteren Schritte in der Anrufung bes Bundestages zu Einmifhung 
in das Öffentliche Recht der freien Stadt Frankfurt beftcehen, fo wäre Dies 
ein Rüdgriff zu jenem verberblidhen und allfeitig verurtbeilten Syſteme, die 
Bunbdesverfammlung, ber hiezu jede Ermächtigung fehlt, zu Verlegung ber 
Landesgejege und zu Unterbrüdung ber Volksrechte zu mißbrauden. Alle 
beutjchen Verfaſſungen, insbeſondere aber auch unſere württembergiſche Lan⸗ 
desverfaſſung, würden durch einen ſolchen Act nicht minder als durch das 
einſeitige, gern ifame Vorgehen von Preußen ober Oeſierreich gefährdet und 
in Frage geſtellt. 


4. Nov. (Bundestag) Bayern, Sachſen und Heſſen-Darmſtadt ſtellen 
einen neuen Antrag bez. ber ſchleswig-holſteiniſchen Frage: 


„In der Sigung der hoben Bunbesverfammlung vom 27. Juli d. 2. 
haben die Regierungen von Bayern, Königreih Sachen und Großherzogthum 
Heſſen einen Antrag geftellt, welcher auf die Herftellung eines alljeitig aner- 
Tannten Rechtszuſtandes in den Eibherzogthümern gerichtet war und bem Aus- 
ſchuſſe für die holftein-lauenburg’sche Berfaljungsangelegenheit jugewiejen wurde. 
Unter Bezugnahme auf biefen Antrag haben in der Situng vom 24. Auguft 
d. 3%. bie höchften Regierungen von Defterreih und Preußen ber Bunbes- 
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verfammlung eine zwiſchen ihnen am 14. nuguf b. J. verabrebete unb am 
20. deſſelben Monats von ben beiden hoben Monarchen genehmigte Ueberein⸗ 
kunft mitgetbeilt, welche bie Verwaltung der Herzogthũmer proviſoriſch ordnet. 
Damit war die Eröffnung verbunden, daß die beiden höchſten Regierungen 
ernſtlich bemüht feien, bie Frage ber Elbherzogthümer einer befinitiven Löſung 
zuzuführen, und das Erſuchen geſtellt, hohe Bunbesverfammlung wolle dem 
Ergebniffe der weitern Verhandlungen zwifchen Defterreih und Preußen mit 
Bertrauen entgegenfeben, indem zugleich weitere Mittheilungen vorbehalten 
wurden. Auch diefe Vorlagen wurden dem obengenannten Auſchuſſe zuges 
wiejen. In einer Sigung biefes Ausjchuffes von 31. Auguft d. 3%. bean: 
tragten bie Gefandten von Bayern und Königreih Sachen die fofortige Er⸗ 
ftattung eined Vortrags über ben Antrag vom 27. Juli d. J. da biefer Durch 
bie gemeinjame Erklärung der höchiten Regierungen von Defterreih unb Preußen 
vom 24. Aug. d. J. nicht als egledigt angejehen werben könne und von einem 
entiprechenden Bundesbeſchluſſe ein Einfluß auf die Geftaltung und bie Er: 
gebnijje der noch ſchwebenden Verhandlungen erwartet werben dürfe. Die Ge: 
fandten von Defterreih und Preußen erklärten hierauf, daß aud fie durch 
ihre Erflärung vom 24. Auguft d. J. ben Antrag vom 27. Juli d. J. feines: 
wegs als volftändig erledigt anjähen, fi) aber body im Hinblid auf bie bis: 
ber nicht zum Abfchluffe gebrachten Verhandlungen ihrer Megierungen über 
den weiteren Juhalt des Antrags zur Zeit wicht zu Außern, mithin an ber 
Erſtattung eines Vortrages einitweilen nicht mitzuwirken vermöchten. Hierauf 
beichloß die Majorität des Ausſchuſſes, von einer Vortragserftattung einft- 
weilen Abfland zu nehmen, und die hohe Bunbesverfammlung, welcher in der 
26. Situng vom 31. Aug. d. J. über diefe Ausſchußverhandlung Mittheilung 
gemacht wurbe, befchloß fich bis zum 26. Okt. b. 3. zu vertagen gegen bie 
Stimmen von Bayern, Königreih Sachſen und Großh. Heljen, welde eine 
Bertagung nicht für angemeſſen erachteten, bevor über ihren Antrag vom 
27. Zuli d. J. Beſchluß gefaßt ſei. Die antragftellenden Regierungen fünnen 
nach reifliher Erwägung nur bie Meberzeugung theilen, daß der Antrag vom 
27. Zuli d. Is. durch die Mittheilungen vom 24. Auguft d. Jo. in feiner 
Weiſe erlebigt iſt und daß es ebenfo jehr im Nechte und Intereſſe ber hoben 
Bundesverfammlung felbft als ber Herzogthümer unb ihres erbberedhtigten 
Fürſten liegt, daß über jenen Antrag baldmöglichſt Beichluß gefaßt werbe. 
Abgefehen davon, daß für die in Ausficht geftellten weitern Mittheilungen ber 
höchſien Regierungen von Defterreih und Preußen kein Zeitpunkt beflimmt 
worden ift, würde ja durch das Abwarten jener Mittheilungen ber ganze 
Zwed desAntrags vereitelt und von Seite der hohen Bundes⸗ 
verfammlung auf jede Mitwirkung zur definitiven Rege⸗ 
lung ber Angelegenheiten ber Herzogthümer verzichtet, wozu 
wenigitens bie Debereinfunft vom 20. Auguft d. 38. in feiner Weile eine 
Beranlafjung bietet. Die antragfiellenden Regierungen halten es jept nicht 
für angemefen, in eine Grörterung über biefe Convention einzugehen, i 

fie deßhalb ber Berathung und Vortragerflattung bes Ausſchuſſes nit vor⸗ 
greifen wollen. Sie begnügen ſich vielmehr, bervorzubeben, ba 

ber befinitiven Ueberweiſung bes Herzogthums Lauenburg an Ce. Maj. ben 
König von Preußen, welcher bie freie Zuftimmung ber Beosl und ihrer 
Bertreter vorausging 3 ——ã— Kent bie ber * bes 
bunbesrechtlichen Austrägalverfahr ie von michre lieber 
erhobenen Erbanfprüche ofien bleibe unb daß bie Metalitäten des bezuglich 
ber Herzogthümer Schleswig unb Holſiein getrcficnen VPioriſciiums, weit nis 
fernt, den Antrag vom 27. Juli b. I. üfertzirz zu mnden, wirnche bie 
bringenbfle Veranlaſſung Fietem, im Seine trıs Ange Th surız een, 
Um von allen übrigen Punlien zu Igueigex, gxei. et, a Dip gu Im, 
daß das genannte Vroviierium gerase vom vet Luxsisze sinn, meiden 
bisher jowohl von ben Gerz zstämern LIE us son tz ara ERASANST! Varna 
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ber Veriheibigung unb Wahrung ihrer Rechte zu Grunde gelegt worden iſt, — von 
dem Grundſatze ber untheilbaren Zufammengebörigfeit beider Lanbe, unb daß von 
einer Betheiligung der Bevölkerung unb ihrer Vertreter an ber enbgiltigen Regelung 
weber in ber Convention vom 20. Auguſt b. 3. noch in ben Erklärungen 
vom 24. Auguft b. 3. bie mindeſte Anbeutung enthalten it. Die antrag- 
ftellenden Regierungen erachten baber bie hobe ‚Bun beeverfommiung ebenſo 
berechtigt als verpflichtet, gerade jetzt, waͤhrend bie Verhandlungen über bie 
definitive Orbnung noch ſchweben, ſich auszuſprechen und darauf hinzuwirken, 
daß das Reſultat dieſer Verhandlungen ben allſeitigen Rechten entſpreche. 
Da jedoch Fein Mittel zu Gebote fe ht, die Majorität bes Aus⸗ 
fhuffes zur VBortragerftattung zu beftimmen, fo wenden ſich bie 
genannten Regierungen unmittelbar an die hohe Bundesverfammlung, indem 
fie ben Antrag vom 27. Juli b. 3. in ben burdy bie fpätern Creigniffe ge⸗ 
botenen Modifitationen wiederholen ung um Abftimmung über benfelben ohne 
Berweifung an den Ausihuß erfuchen. Aus biefen Erwägungen flellen bie 
enannten Regierungen ben Antrag: „Hohe Bundesverſamlung wolle be⸗ 
Pliehen: an die höchften Regierungen von Defterreich und Preußen das Er⸗ 
ſuchen zu richten: 1) daß fie baldigft eine aus freien Wahlen bervorgebenbe 
allgemeine Vertretung des Herzogthums Holftein berufen, um zur befinitiven 
Löfung ber bezüglich der Elbherzogthümer noch fchmebenden Tragen mitzu⸗ 
wirken; 2) baß fie auf bie Aufnahme des Herzogthums Schleswig in ben 
deutſchen Bund hinwirken. Zugleich beantragen bie genannten Regierungen, 
baß über biefen ihren Antrag in einer ber nächſten Situngen ber hoben 
Bunbesverfammlung abgeftimmt werde. Indem die genannten Regierungen 
folhemnah ihren unterm 27. Juli d. J. eingebrachten Antrag, ſoviel bie 
Punkte 1 und 2 beifelben betrifft, hiermit zurüdziehen, haben fie Dagegen über 
Punkt 3 bes Ießtgebachten Antrags der VBortragserftattung bes Ausſchuſſes 
entgegenzufeben.” 

Die Antragfteller bleiben mit ihrem Begehren auf fofortige Ab: 
flimmung in ber Minderheit; bie Mehrheit beichließt vielmehr auf 
den Antrag Defterreichs und Preußens, erſt in 14 Tagen barüber 
Beſchluß zu faflen, ob ber Antrag an den Ausfhuß zu verweilen 
jei ober barüber unmittelbar abgeftimmt werden folle. 


Sachſen und Coburg-Gotha treten nachträglich bem Begehren 


Weimars und Meiningens bei, daß bie frage wegen Lauenburg 


einem Austrägalverfahren überwiefen werbe. 


4. Nov. (Bayern), Der Minifter des Innern, Hr. v. Neumayr, bittet 


7. 


unerwartet um: ſeine Entlaſſung, die ihm unter dem 7. Nov. ge: 
währt wird. 


» (Breußen). Graf Bismard ehrt von feiner Babereife nad 
Biarrig und Paris wieder nach Berlin zurüd. Der Erfolg ber 
Miffion ſcheint ben Hoffnungen bes preuß. Regiments nicht ent: 


ſprochen zu haben. 


‚[Kreuzztg.: „Die Verbindung ber Herzogthümer mit Preußen bietet Teine 
geringere Aendberung der Karte von Europa bar, als feinerzeit bie Erwerbung 
Schleſiens. Wird die zweite Erwerbung billiger fein, als bie erfle? Solange 
das Proviſorium dauert, mag bie Lage ben Anschein bewahren, als intereſſire 
bie Entwidlung nicht wefentlih bie andern Mächte. Mit bem erften Schritt 
aber aus bem Proviſorium hinaus dürfte das bisherige Nebelbild ber euro: 
päifchen Politik einen andern Charakter annehmen, welcher die ſorgloſen An- 
nerionsfanguinifer enttäufchen müßte.“] 
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9. Nov. (Bayern) erflärt durch feinen Gefanbten in Berlin bem bor: 
tigen italieniſchen Gefandten, daß es bereit jei, das Königreich Italien 
anzuertennen. 


10. „ (Sachſen) erflärt fih in Berlin bereit, einen Handelsvertrag 
mit Stalien abzuſchließen, deſſen Ratification feinerfeits in derjenigen 
Faſſung erfolgen werde, welche ber italienifhen Regierung genehm 
fei und erläutert in einer Depefhe an feinen Bunbestagsgefanbten, 
warum es von feiner früher ausgefprochenen Anficht abgehe, „daß ba, 
wo es fih um Anerkennung von Veränderungen handle, bie im 
Segenfag zu beſtehenden europäilchen Verträgen eingetreten find, ber 
Bund zu befchließen habe, bevor die einzelnen Bunbesftaaten, fofern 
fie nicht gleichzeitig die Stellung europäiſcher Großmächte einnehmen, 
damit vorgehen". 

13. „ (Frankfurt). Der gejebgebende Körper ſpricht dem Senat ein- 
ftimmig feine Anerkennung aus für die Träftige Wahrung ber Rechte 
ber freien Stabt gegenüber ben beiben Großmädhten. 


14. „ (Bayern). Der Nürnb. Anz. greift in einem heftigen Artikel 
das Inſtitut des kgl. Cabinetsfecretariats als verfafiungswibrig an. 


415. „ Raffan). Die Stänbeverfammlung beſchließt mit großer Mehr: . 
heit, die berzogl. Regierung zu erſuchen: 

„1) Die Präfenzzeit der Truppen einſtweilen auf zwölf Vonate zu be 
fchränfen ; 2) mit allen ber Regierung zu Ecbote fichenben Britichn für bie 
militärifche Vorbildung ber nidibienfipflictigen Jugend, ale bes metimwenbige 
Erforberniß zur Erreihung einer furzen Präãſenzzcit, zu wirten und zum bie 
jem Zwecke namentlih a) in allen Schulen, insbeicntere ben 
obligatoriihen Turnunterricht mit Rückſicht auf bie milttärifche Erziehung ber 
Jugend einzuführen; b) die Bildung freiwilliger Jugendwehren nid nur zu 
geftatten, ſondern benfelben allen möglihen Vorſchub dadurch zu Iciften, baß 
benjelben bie erforderlichen Ererciergewehre überlaijen und Inſtructoren von 
dem Staate beſtellt werben; c) für bie in ben Jugendwehren Ausgebilbeten 
eine Herabjeung der Präfenzzeit im Frieden in Ausficht zu flellen.” 

—  „ (Baden). Erneuerungswahlen zur II. Kammer. Totale Rieder: 
lage der clericalen Bartei, die auch nicht einen ihrer Gandibaten 
durchzuſetzen vermag, fo daß die Kammer in Zufunit nur nech einen 
einzigen Vertreter dieſer Partei, von früher ber, zählen wirt. 

16. „ (Schleswig-Holftein). Jahrestag ber Preciamstien bes 
Herzogs Friebrih von 1863. In Folge poligeilsdker Vertzrenung 
unterbleibt die äußerliche Feier durch Gehuesituuund m tel Im 
- fo energifcher ſprechen fi dagegen Tämmmidke zuägere Fine mi 
Landes für die Selbftändigfeit besjefben uk gern ze Iixmc-ınne- 
beitrebungen Preußens aus. 

17. „ (Schleswig: Holflein aut Eürzler ni Zee 
Friedrich an ben preuß. Öswweraun zus —— Ger x Wo 


teuffel, in Yolge ber Edfermiärber Bartalie- 
„Ew. Erc. geehries Schecriben zum Di ZT me W zmuionge 
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Sie bie in meinem Schreiben enthaltene Bemerkung über eine wünfchens- 
werthe Berufung einer freigewählten Landesvertretung als einen Rathſchlag 
auftallen, fo war meine Abficht eine andere. Während Sie meinen, ich fei 
über die eigentliche Stimmung ber Bevölkerung von Schleswig:-Holftein un: 
volfonmen unterrichtet, jo wünschte ich lediglich, baß alle Welt darüber auf 
bem einfachften Wege volllommen unterrichtet werben möge. Wenn Ew. Grc. 
mid, nicht für berechtigt Halten, von Ihnen anerkannte Thatfachen als richtig 
nicht anzuerkennen, fo ift auch hierin mein Standpunkt ein anderer. Ich trage 
fein Bedenken, Jedermann das Recht zuzugeiteben, mir gegenüber fich gegen 
thatfüchlide Behauptungen zu verwahren, zumal bann, wenn meine Kenntniß 
nicht auf eigener Wahrnehmung beruht. Im MUebrigen ſehe ih mich nicht 
veranlaßt, auj Ihren Brief näher einzugehen, und betradhte meinerjeits dieſe 
Eorrefpondenz als geichlofjen.” 


18. Ney. (Bundestag) Abftimmung über den Antrag von Bayern, 


Sachſen und Heſſen-Darmſtadt vom 4. Nov. bez. ber Tchleswig-bol- 
fteiniihen Trage. Erklärung Oeſterreichs und Preußens: 

„Bereit3 früher haben die Regierungen von Defterreih unb Preußen bie 
Abſicht ausgeiprochen, auf eine Berufung der Ständeverfammflung bed Herzog: 
thums Helftein Bedacht nehinen zu wollen. Es ift in biefen ntentionen 
auch jekt eine Aenderung nicht eingetreten, nachdem die Ausübung ber Sou⸗ 
veränetätsrechte im Herzogthum Holitein auf Se. Maj. ben Kaijer von Oeſter⸗ 
reich übergegangen iſt, jevod muB die Wahl bes Zeitpunfts für bie Berufung 
der Stände noch weiterer Erwägung vorbehalten bleiben und kann ber gegeu- 
wärtige Augenblid als bazu nicht geeignet erſcheinen. Seiner Zeit werben 
die beiden allerhöchſten Regierungen gern bereit fein, ber heben Bunbeöver: 
jammlung, jobald die Sache fo weit gediehen fein wird, weitere Mittbeilungen 
zufommen zu laſſen. Auf die unter Punkt 2 des Antrage geftelltie Anfrage 
wegen Aufnahme bes Herzogthums Schleswig in den beutichen Bund find bie 
beiden Regierungen nur in ber Page zu erwidern, daß fie in eine eingehende 
Grörterung diefer Frage für jekt einzutreten aus maßge benden Grünben fich 
nicht veranlaßt jehen können. Wenn au nah dem Dafürhalten ber beiben 
allerhöchſten Regierungen der vorkezeichnete Antrag mit biefer Erklärung im 
Weſentlichen jchen feine Erledigung finden bürfte, jo find — die Ge⸗ 
ſandten, mit Rückſicht auf den Umſtand, daß eventuell im Ausſchuſſe fich die 
Gelegenheit weiterer Aeußerung und Crörterung ergeben bürfte, beauftragt, 
bie Verweiſung des Antrags nebſt dieſer von ihnen abgegebenen Erflärung an 
den zueianb für die beljtein-Iauenburgifche Berfafjungsangelegenheit zu be: 
turwerten.” 


Dei ber Abflimmung wird nad dem Verlangen der beiden Groß⸗ 
mächte mit 8 (worunter auch Württemberg und bie freien Stäbte) 
gegen 7 [Bayern, Sachen, Heſſen-Darmſtadt, Baben, die 12 (Bei: 
mar), bie 13. (Braunſchweig und Naſſau) und bie 16. Curie 


(Liechtenſtein, Reuß, Lippe, Walde und Hemburg) Stimmen (Lurem: 


bury enthält fi der Abſtimmung) bie jofortige Beſchlußfaſſung ver: 
werjen und die Berweilung an den Ausſchuß beichlofen. Bayern, 
Sachſen und Heſſen-Darmſtadt geben darauf folgende Erklärung zu 
Protokoll: 

„Nachdem der von den Regierungen von Bayern, Königreich Sachſen und 
Großderzogthum Heſſen in der legten Sikung gertellte Antrag die Zuſtimmung 
hoher Bundesverſammlung nicht erlangt bat, jeben fich e Regierungen 
zu nachſtedender Erktärung veranlaßt. Als im Jahre 1346 das Beſtreben 
der Krone Tüncmar, bie Succeſſioneverhöliniſſe ber Herzogihinner Holſtein 
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und Schleswig umzugeſtalten, durch den offenen Brief Sr. Maj. des Königs 
Chriſtian VIII. hervorgetreten und dagegen ſchleswig-holſteiniſcherſeits am 
Bunde Beſchwerde erhoben war, ſprach die hohe Bundesverſammlung, geleitet 
von dem Grundſatze, daß im deutſchen Bunde das Bundesrecht und nicht 
politiſche Convenienz entſcheide, die Erwartung aus, es werde die endliche 
Feſtſtellung der in dem offenen Briefe beſprochenen Verhältniſſe nur unter 
Beachtung der Rechte Aller und Jeder, insbeſondere aber unter Beachtung der 
Rechte bes deutſchen Bundes, erbberechtigter Agnaten und ber geſetzmäßigen 
Landesvertretung Holſteins ſtattfinden. Zugleich behielt ſich damals die hohe 
Bundesverſammlung vor, eintretenden Falles ihre verfaſſungsmäßige Compe⸗ 
tenz geltend zu machen. Den Anlaß zu ſolcher Geltendmachung gab das Ab⸗ 
leben Sr. Maj. des Königs Friedrichs VII. von Dänemark, Herzogs von 
Holſtein und Lauenburg. Der Stellung entſprechend, welche die Bundesver⸗ 
ſammlung zu der holſteiniſchen Succeſſionsfrage durch ben Beſchluß vom 
17. September 1846 bereits im Voraus eingenommen hatte, und dem da⸗ 
mals befolgten Grundſatze getreu, beichloß diefe hohe Verſammlung in ihrer 
Sitzung vom 28. November 1863 bie zeitweilige Suspenbirung ber Führung 
ber boljteinslauenbürgifhen Stimme und bie Nichtzulaffung bes bisherigen 
k. bänifchen, herzoglich holftein-lauenburgifchen Geſandten. In der Sitzung 
vom 7. December beſchloß zwar die Bundesverſammlung, und zwar nur mit 
einer Stimme Majorität, die Verhängung ber Bunbeserecution über gedachte 
Herzogthümer gegen die von der Minorität gewollte Beſetzung für den recht⸗ 
mäßigen Nachfolger; es wurde jedoch ſowohl in den Erklärungen der antrag⸗ 
ſtellenden Regierungen, als in den Motiven des —E hervorgeho⸗ 
ben, daß damit der Erbfolgefrage nicht vorgegriffen werden ſolle. Durch den 
Bundesbeſchluß vom 25. Febr. 1864 wurde terner feſtgeſtellt, daß bie am 
28. Nov. 1863 zur Vorlage gefommene Vollmacht König Chriftian’s IX. 
von Dänemark für den Frhrn. v. Dirdint:Holmfeld aus bem Titel des Lon⸗ 
boner Vertrages nicht angenommen werden fünne, vielmehr der Ausihuß über 
bie Erbfolge in Holftein und Lauenburg zum Zwecke ber Entſcheidung über 
bie vorliegenden Vollmachten mit möglichſter Beichleunigung weiteren Bortrag 
erftatten jolle, ohne dabei biefen Vertrag zur Grundlage zu nehmen. Auf 
ber zu London am 25. April eröffneten Gonferenz erflärte fi der Bevollmäch⸗ 
tigte des Bunbes in Uebereinflimmung mit ben Bevollmächtigten von Oeſter⸗ 
reih und Preußen am 28. Mai 1864 „„für die vollfändige Trennung ber 
Herzogthümer Schleswig und Holftein vom Königreihe Daͤnemark und für 
ihre Vereinigung in einen einzigen Etaat unter ber Souveränetät bes Erb⸗ 
prinzen von Scleswig-Holflein-Sonderburg-Auguftenburg, der in ben Augen 
Deutſchlands nicht allein bie meiften Rechte auf die Nachfolge in ben genann⸗ 
ten Herzogthümern geltend zu machen vermöge und beijen Anerfennung Geis 
tens bes beutfchen Bundes daher gefichert fei, fonbern ber auch unzweifelhaft 
die Stimme der weitaus überwiegenden Mehrzahl der Bevölkerung biefer 
Länder für fit habe*“, und bie Bunbesverfammlung genehmigte unterm 
2. Juni beijelben Jahres diefe Erklärung. Die hohen Regierungen von 
Defterreih und Preußen, welche laut ihrer bem Bunde unterm 14. Januar 
1864 gemachten Gröffnung erflärt hatten, ben gegen Tänemarf unternom- 
menen Krieg für bie Rechte bes deutſchen Bundes führen zu wollen, deren 
Bevollmächtigte auf der Eonboner Gonferenz beijelben Jahres die Hinjälligfeit 
bes Vertrages von 1852 und bes daraus hervorgegangenen däniſchen Tbres- 
folgegefebes in Bezug auf bie Herzogthümer Schlesnig-Holitein anerfamım 
hatten, fchloffen hierauf mit Tänemarf einen Frieden, frafı deſſen fie «$ rx 
vom Könige Chriflian IX. Aus eben bielen Etaatsaften abzefeiseten Kriur 
abtreten lieben, ohne bie Erbrechte, noch tie Zuftimmung cr Br-Zun: 
noch diejenige bes Bundes rerzubehalten. Tie Quncesnerizemtzi Thu 
hiergegen feinen Einſpruch, in bem von ben beutihen Rez: cc —— 
geãußerten Vertrauen, daß bie Form, in welcher bie nom Zum EFF om 
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rungen und ber deutſchen Nation erſtrebte Losreißung jener deutſchen Länder 
von fremder Herrſchaft vollzogen wurde, ben Anforderungen bes Rechts nichts 
vergeben werbe. In dem nämlichen Vertrauen, welches auch bei biefer Gie- 
legenbeit medrjeitig ausgeiprochen wurde, willigte bie Bunbesverfammlung in 
bie Entfernung ber Bunbestruppen aus ben Herzogtbümern SHolftein und 
Lauenburg. Sie gab bemjelben endlich erneuerten Ausbrud durch ihren Be- 
ſchluß vom 6. April d. J. Die Regierungen von Bayern, Königreih Sachſen 
und Großherzogtbum Heilen verzichten darauf, in eine nähere Darlegung 
Deſſen einzugehen, was Seitens ber hoben Regierungen von Defterreich und 
Preußen inmittelft geſchehen if. Es erjcheint ihnen müßig, baran zu erinnern, 
daß Schritte gejchehen find, welche mehr und mebr darauf abzielen, bie na = 
tionale Frage von Schleswig-Holſtein einem thatfählihen Ab— 
Ihluffe zuzuführen, ohne die Stimme eines erbberechtigten Fürften, ber 
Herzogthümer felbft und des deutſchen Bundes zu bören und zur Geltung 
fommen zu lafien. Wenn bie Mehrheit hoher Bundesverfammlung, wie es 
ben Anjchein gewinnt, gemeint ift, fich diefem Verlauf gegenüber, wenn nicht 
ausdrücklich billigend, doch ſtillſchweigend zu verhalten, fo haben die genann: 
ten drei Regierungen dieſen Mehrheitsbeſchluß, fo tief fie denjelben ihrer in- 
nerften Ucherzeugung nad beflagen müfjen, dennoch zu achten, und es fteht 
nicht in ihrer Macht, ihren Beftrebungen fir eine andere Haltung des Bun: 
bes ben gewünjchten Erfolg zu verichaffen. Wohl aber glauben fie, n ach dem 
fie alle ihnen nah der Bundespverfajfung zu Gebot ſtehenden 
Mittel erfhöpft Haben, ji felbft fhuldig zu fein, zu erklären, baß, 
fo ferne und jo lange nicht dem Bunbe zu einer von ber 
Grundlage des Rechts ausgehenden BerathungundBeſchluß— 
faſſung Ausſicht geboten wird, fie ihre Aufgabe und Thätig— 
feit in biefer Angelegenheit innerhalb der Bundesverſamm— 
Iung als abgeſchloſſen betrachten und fih auf eine laute und 
entfhiedene Verwahrung gegen jebe diefer&rundblage fremde 
Abmachundg beichränfen werben“. 


19. Nov. (Schleswig). Der preuß. Gouverneur, Gen. v. Manteuffel, 


20. 


verbietet bie drei gelejeniten Blätter der Herzogthümer in Schleswig: 
Erlaß von Hrn. v. Manteuffel: „Die Kieler Zeitung, bie Itzehoer 
Nachr. und Schleswig:Holfteinifche Zeitung fahren fort, den von St. Maj. 
meinem Herrn und Könige und Sr. Maj. dem Kaifer von Oefterreich ge: 
ſchloſſenen Gafteiner Vertrag als nicht zu Necht beftehbend und als eine Wer: 
ewaltigung ber Herzogthümer binzuftellen. Die Bewohner Schleswig:Hol: 
Heine müßten nad meinen Ausſprüchen hierüber es als Schwäche anfehen, 
wenn ich biefe Blätter in dem meiner Verwaltung anvertrauten Landestheile 
verbreiten ließe. Ich verbiete fie baher für Schleswig und wünſche die firenge 
Durchführung meines Befehls“. Hr. v. Zedlitz verbietet hierauf bie Mitwirfung 
zum Vertriebe und bas Auslegen in öffentl. Localen bei 20—200 Mark Strafe. 
„ (Schleswig) Der Schleswig-Holftein-Verein und ber Kampf: 
genofjenverein in Flensburg werten von der preußifchen Regierung 
unterbrüdt. Diefer Maßregel folgt eine lange Reihe gleicher Maß— 
regeln in den verichiebenen Theilen des Herzogtums, fo daß bis 
Ende des Jahres ſämmtliche Schleswig-Holftein-Vereine und fonftige 
politiiche Vereine des Landes unterbrüdt find, ohne daß ein allge: 
meines Verbot ergangen wäre. 
„ (Württemberg). Der bisherige Bunbestagsgefanbte v. Rein: 
bar wird in den Ruheſtand verſetzt und durch den gew. Minifter 
v. Linden erſetzt. 
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21.Nov. Maſſau). Die Il. Kammer befchliegt mit allen gegen bie 4 
clericalen Stimmen die Abſchaffung der i. J. 1848 ohne Entſchä⸗ 
bigung aufgehobenen, i. J. 1860 dagegen mit Zuftimmung ber da⸗ 
maligen conferbativen Kammermajorität wieberhergeftellten feubalen 

Jagdrechte auf frembem Grund und Boden ohne Ablöfung. Die 
Regierung erflärt, daß eine Abihaffung nur gegen Ablöfung zu⸗ 
läſſig fei. 

23. „ (Holftein). Der öfter, Statthalter IML. v. Gablenz erklärt 
bei einem Beſuche in Wilfter: 

„Ih werde nach wie vor an ben in ber Proclamation beim Antritt mels 
ner proviforifchen Regierung ausgefprochenen Grunbjägen felthalten, ich werbe 
ſtets die geiftigen und materiellen Intereffen der Einwohner des Herzogthume 
Holftein ſowie die beftchenden Landesgeſetze beachten, bamit Fein Holfteiner bei 
meinem eventuellen Weggehen von hier jagen kann: Ich habe rechtlos regiert. 
Ich will hier im Lande nicht als täürkiſcher Paſcha regieren”. 

28. Hannover). Der neue Miniſter des Innern Bacmeiſter er⸗ 
"nennt eine Negierungscommiffion für Reform des Gewerbsweſens 
von 7 Mitgliedern, von denen mehrere entichieden liberalen Grund: 
fäben Huldigen, die Mehrheit jedoch der Einführung voller Gewerbe: 
freiheit für nicht günftig angefehen wird. 

„ nn Medlenburg). Der fenbale Landtag in Sternberg beichließt, 
ben Antrag auf Anſchluß an ben Zollverein auch nicht einmal in 

Betracht zu ziehen. 

29. „ (Bayern). Tie Mündener N. Nachr. geben einem Artikel im 
Intereſſe des Eomponiften Richard Wagner Raum, in bem bie Ent: 
fernung ber Mitgliever des k. Eabinetsjecretariats aus perfönlidyen 
Gründen mit Leidenſchaft gefordert wird. 


W —— Holftein). Scandal Barmann. Die effentliche 
eng bezeichnet zwei höhere preußiſche Offiziere als bie Ber: 


30. „ (Bayern). Grllärung bes kgl. Cabinetsſecretärs Etanterath 
v. Pfiftermeifter gegen den Angriff Wagners v. 29. Nov. und gegen 
die muficalif-politiigen Pläne desſelben. 

„ » (Hamburg) Be den Neuwahlen ber Orundeigenthümer zur 
Bürgerſchaft unterliegen die Temocraten gegen bie Liberalen in * 
tigem Bahlfampfe. 

— 1. Dec. Gexeralverſaumluug bes (Laſſalle ſchen) dentſchen Ar⸗ 
beiterverein⸗ in Fraukfurt hauptjählih behufs Schlichtung innerer 
perſonlicher Zifferenzen. 


1. Dec. (Bundestag) Tie am 7. Row. wieder zulammenzuirzise 
Tahmännerconmittion für Dias un Gewicht nimmt ben wem SC 
en ausgearbeiteten Enmsuri in zweiter fm SR 

mmig an. 











Dentyaien). 


Etabel: 

IH fol Sie im Namen Sr. k. Hoheit mit der zuverſichtlichen Hoffnung 
begrüßen, daß auch diefer Landtag dazu beitragen werde, die in der allerb. 
Froclamation v. 7. April 1860 ausgeſprochenen Grundſätze zu befefligen zurzd 
weiter im Staatsleben zu entwideln. Die Hand} Regierung wird — treu 
ber ihr vorgeftedten Aufgabe — diefe mit unerjchütterliher Feſtigkeit, aber 
auch mit jener feibenfchaftelofen Mäßigung und rubigen Befonnenheit, wo— 
durch allein hohe Ziele ficher erreicht werben, durchzuführen bemüht fein...“ 
„ (Bayern). Eirca 800 Münchener Bürger richten eine Adreſſe 
an Etaatsrath Pfiftermeifter gegen die auf das kgl. Cabinetsjecre- 
tariat gerichteten Angriffe (reip. gegen R. Wagner). 

„ (Anhalt). BZufammentritt der Landſchaft. Die Wahlen zu ber: 
jelben find in allen drei Abtheilungen (Ritterſchaft, Stabtverordnete 
und Schulzen) ganz überwiegend confervativ ausgefallen. Die Re 
gierung legt ihr die mit Preußen abgejchlofjene Militärconvention vor. 


„ (Bayern). .Der König ertbeilt dem Componiften Richard 
Wagner die Weifung, Bayern „auf einige Monate” zu verlaffen. 
„Ih will meinem theuern Volke zeigen, daß fein Vertrauen, feine 
Liebe mir über Alles geht”. Die ultramontane Preſſe feiert bie 
Entfernung Wagners wie einen großen Gieg. 


„ (Bundestag) beichließt, Medlenburg gegenüber der Klage ber 
Roftoder Mitglieder des Nat.-Vereins über Cabinetsjuftiz zur Bericht: 
erjtattung aufzufordern. | 


„ (&Babden). I. Kammer: Aus ber bisherigen minijteriellen Partei 
ſcheidet fi ein unabhängiges linkes Centrum aus und ftellt ein 
eigenes Programm feit. 


„ (Heffen-Darmftadt). Eröffnung bes Landtags durch den 
Minifterpräfidenten Frhrn. v. Dalwigk. | 


„ Medlenburg). Der feubale Landtag in Sternberg Tehnt bie 
Negierungsvorlage bez. Errihtung von Erbzinsftellen auf den Ritter: 
gütern mit 98 gegen 32 Stimmen ab. 


„ (Hefjen-Darmftadt), I. Kammer: Der Abg. Bolhard er: 
neuert feine Erklärung, daß ſein Erjcheinen in der Kammer burd: 
aus nicht dahın gedeutet werben dürfe, daß er den von der Regie 
rung in ben fünfziger Jahren begangenen Verfaſſungsverletzungen 
eine rechtliche Geltung zugeftehe. Metz jchließt fi der Verwahrung 
an, unterzieht bie Eröffnungsrede vom 7. d. M. einer Kritik, daß 
die Regierung den Wünſchen bes Landes jo wenig entgegenftomme 
und beantragt, eine Commiſſion niederzufegen, um zu erwägen, was 
gegenüber jener Rede zu thun und ob eine Adreſſe an den Groß— 
berzog zu erlaffen jei. Der Antrag wird mit 24 gegen 12 Stim- 
men angenommen. Die Ausfhußwahlen fallen faft ausichließlich im 
Sinne der Fortichrittspartei aus, Ä 


. Dee. (Baden). Gröffnung bes Landtags durch den Miniſter 


4 


15. 


1 
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9. Dee. Gaden). J. Kammer: Interpellation Bluntſchli über den 


H 


2. 


m 


Rücktritt des Minifters Roggenbach. 

II. Kammer: Debatte über den Rüdtritt des Minifters Roggen: 
bad. Erklärung besjelben. 
»„: (Hamburg). Die Bürgerfhaft genehmigt die Einführung bes 
beutichen Handelsgefeßbuches, die vom Senat ſchon unter vem 31. Mai 
1861 beantragt worden war. 
„ (Medlenburg) Die Regierungen beantragen beim Landtag 
die Aufhebung reſp. Milberung bes berüchtigten Prügelgefeßes: als 
gerichtliche Strafe foll die körperliche Züchtigung demnach ganz auf: 
gehoben werben unb bie Polizei fie nur gegen Perjönlichleiten erken⸗ 
nen bürfen, die ſchon gänzlih verfommen und mehrmals beitraft 
worben jeien und bei benen Anderes nicht mehr helfen molle, über: 
dieß nur in Fällen gewerbsmäßigen Bettelns, mit Unfug verbundener 
Rohheit, LKiederlichfeit und in gewiffen Diebftahlsfällen. Der vor: 
figende Landrath beantragt Annahme des Geſetzes ohne alle weitere 
Beratung, indem er ben befonberen Wunſch des Großherzogs ber: 
vorhebt und die Anficht ausfpricht, daß die Anwendung bes Gtrafs 
maßes fo weit beſchränkt fei, daß gewiß ever bamit einverftanben 
fein könne. Die Verſammlung ftimmt bei und genehmigt die Vor: 
Tage ohne alle Discuffion. 
„ (Zollverein). Preußen und Bayern haben fich geeinigt, fammt- 
Yihen Sollvereinsregierungen bie [ofortige Eröffnung der Unterhand⸗ 
lungen über einen Zollvertrag mit dem Königreich Italien vorzus 
ſchlagen. 
„ (Hannover). 5Ojährige Jubelfeier ber Vereinigung von Oft: 
friesland mit Hannover. In einem Toaſt verſpricht der König: 

„er werde nicht müde werben, wie bisher, für das Wohl der Provinz zu 
forgen, welche ber Gegenftand der Sorge unb Liebe aller Herriher bes Man⸗ 


nesſtammes feiner Linie bes Königlichen Welfenhaufes bleiben möge bis zum 
Ende aller Dinge“. 

» MRaffau). Schluß bes Landtags. Der Präfident ber II. Kam⸗ 
mer anerfennt, 

„bie Regierung fei in Mittheilung von Auskunft und Aften offener und 
bereitwilliger geweſen als früher; auch habe fie einige Reformen auf wichtigen 
Gebieten in Ausficht geftellt; allein im Ganzen erihöpfe das Zugefagte bei 
Weitem noch nit einmal bas Programm der rechten, geſchweige denn bas 
ber linken Seite bes Haufes, welches Tettere bie rechtmäßige Verfaffung 
von 1849 zur Grundlage babe; dieſes Zurückhalten ber Regierung ſei im 
höchſten Grabe zu bebauern und ſchwer zu begreifen gegenüber bem durch 
wieberholte Wahlen deutlich ausgeiprochenen Willen bes ganzen Landes; ins 
beijen fei dem wie ihm wolle, — „wir kennen unfere Pflicht und werben ihr 
auch für bie Zukunft zu genügen wiſſen!“ 

„ (Schleswig). Hanfen-Grumby unterhandelt in Apenrade mit 
ben Nordſchleswigern über eine Verjtänbigung bezüglich der gemeinfamen 
Ranbesangelegenheiten. 


» Anhalt). Die Landihaft genehmigt die von der Regierung mit 
Preußen abgeſchloſſene Militärconvention. 
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ber Vertheibigung und Wahrung ihrer Rechte zu Grunde gelegt worden iſt, — von 
bem Grunbfate ber untheilbaren Sufammengebörigfeit beider Lande, unb daß von 
einer Betheiligung ber Benölferung und ihrer Vertreter an ber enbgiltigen Regelung 
weber in ber Convention vom 20. Auguf d. 3. noch in ben Erklärungen 
vom 24. Auguft d. 3. die minbefte Anbeutung enthalten if. Die antrag= 
ſtellenden Hegierungen erachten baber bie hohe ‚Dunbesveriammiung ebento 
berechtigt als verpflichtet, gerade jeht, während bie Verhandlungen über bie 
befinitive Ordnung noch ſchweben, fih auszuſprechen und barauf hinzuwirken, 
daß bas Reſultat dieſer Verhandlungen ben allſeitigen Rechten entſpreche. 
Da jedoch Fein Mittel zu Geboteſſteht, die Majorität des Aus⸗ 
ſchuſſes zur Vortragerſtattung zu beſtimmen, ſo wenden ſich die 
genannten Regierungen unmittelbar an bie hohe Bundesverſammlung, indem 
fie den Antrag vom 27. Juli d. J. in ben durch die fpätern Ereigniſſe ge: 
botenen Mobififationen wiederholen ung um Abftimmung über benfelben ohne 
Verweiſung an ben Ausſchuß erſuchen. Aus biefen Erwägungen ftellen bie 
enannten Regierungen den Antrag: „Hohe Bundeöverjamlung wolle bes 
liehen: an bie höchſten Regierungen von Oefterreih und Preußen bas Er: 
ſuchen zu richten: 1) daß fie baldigft eine aus freien Wahlen bervorgebende 
allgemeine Vertretung bes Herzogthums Holftein berufen, um zur definitiven 
Löfung der bezüglich ber Elbherzogthümer noch ſchwebenden ragen mitzus 
wirken; 2) daß fie auf die Aufnahme bes Herzogthums Schlesirig in ben 
beutfhen Bund hinwirken. Zugleich beantragen die genannten Regierungen, 
baß über biefen ihren Antrag in einer ber nächſten Situngen ber hoben 
Bunbesverfammlung abgeflimmt werde. Indem bie genannten Regierungen 
folhemnad ihren unterm 27. Juli d. %. eingebrachten Antrag, foviel bie 
Punkte 1 und 2 befjelben betrifft, hiermit zurüdziehen, haben fie Dagegen über 
Punft 3 des letztgedachten Antrags der Bortragserftattung bes Ausjchufjes 
entgegenzuſehen.“ 

Die Antragſteller bleiben mit ihrem Begehren auf ſofortige Ab⸗ 
ſtimmung in der Minderheit; die Mehrheit beſchließt vielmehr auf 
den Antrag Oeſterreichs und Preußens, erſt in 14 Tagen darüber 
Beſchluß zu faſſen, ob der Antrag an den Ausſchuß zu verweiſen 
ſei oder darüber unmittelbar abgeſtimmt werden ſolle. 


Sachſen und Coburg-Gotha treten nachträglich dem Begehren 
Weimars und Meiningens bei, daß die Frage wegen Lauenburg 
einem Austrägalverfahren überwieſen werde. 


4. Nov. (Bayern). Der Miniſter des Innern, Hr. v. Neumayr, bittet 


7. 


unerwartet um: ſeine Entlaſſung, die ihm unter dem 7. Nov. ge: 
währt wird. 


„ (Preußen). Graf Bismard Tehrt von feiner Babereife nad 
Biarrik und Paris wieder nah Berlin zurüd, Der Erfolg ber 
Million ſcheint ben Hoffnungen bes preuß. Regiments nicht ent: 


ſprochen zu haben. 


‚[Kreuzztg.: „Die Verbindung ber Herzogthümer mit Preußen bietet feine 
geringere Aenderung ber Karte von Europa bar, als feinerzeit die Erwerbung 
Schleſiens. Wird die zweite Erwerbung billiger fein, als bie erfte? Solange 
bas Broviforium bauert, mag bie Lage den Anſchein bewahren, als intereffire 
bie Entwidlung nicht wefentlih bie andern Mächte. Mit dem erften Schritt 
aber aus dem Provijorium hinaus bürfte das bisherige Nebelbild ber euro: 
päifchen Politik einen andern Charafter annehmen, welcher bie forglofen An= 
nerionsfanguinifer enttäufchen müßte.“] 
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9. Nov. (Bayern) erklärt durch feinen Gefandten in Berlin dem bor- 
tigen italienifchen Geſandten, daß es bereit fei, das Königreich Italien 
anzuerfennen. 


10. „ (Sadfen) erklärt fih in Berlin bereit, einen Sanbelsvertrag 
mit Italien abzuſchließen, deſſen Ratification feinerfeits in berjenigen 
Vaffung erfolgen werbe, welche ber italienifhhen Regierung genehm 
fei und erläutert in einer Depeſche an feinen Bunbestagsgejanbten, 
warum es von feiner früher ausgefprodhenen Anſicht abgehe, „daß da, 
wo es fih um Anerkennung von Veränderungen handle, bie im 
Gegenſatz zu beitehenden europäiſchen Verträgen eingetreten find, ber 
Bund zu beſchließen babe, bevor die einzelnen Bundesitaaten, fofern 
fie nicht gleichzeitig die Stellung europäifcher Großmächte einnehmen, 
bamit vorgehen“. 

13. „ (Frankfurt). Der gejebgebende Körper fpricht dem Senat ein: 
fiimmig feine Anerfennung aus für die kräftige Wahrung ber Rechte 
ber freien Stabt gegenüber den beiden Großmächten. 

14. „ (Bayern) Der Nürnb. Anz. greift in einem heftigen Artikel 
das Inſtitut des kgl. Cabinetsjecretariats als verfaſſungswidrig an. 

15. „ Maſſau). Die Ständeverfammlung beſchließt mit großer Mehr: . 
heit, die herzogl. Regierung zu erfuchen: 

„1) Die Präfenzzeit ber Truppen einftweilen auf zwölf Monate zu be 
ſchränken; 2) mit allen der Negierung zu Gebote ftehenben Mitteln für bie 
militärifche Vorbildung ber nichtdienftpflichtigen Jugend, als das nothwendige 
Erforderniß zur Erreichung einer kurzen Präſenzzeit, zu wirken und zu die⸗ 
ſem Zwecke namentlich a) in allen Schulen, insbeſondere den Volksſchulen, 
obligatoriſchen Turuunterricht mit Rückſicht auf die militäriſche Erziehung der 
Jugend einzuführen; b) bie Bildung freiwilliger Jugendwehren nicht nur zu 
geflatten, fonbern benfelben allen möglichen Vorſchub dadurch zu Teiften, daß 
benjelben die erforderlichen Ererciergewehre überlaifen und Snftructoren von 
bem Staate beftellt werden; c) für bie in ben Jugendwehren Ausgebilbeten 
eine Herabjekung ber Präfenzzeit im Frieden in Ausfiht zu flellen. 

—  . (Baden). Erneuerungswahlen zur IL Sammer. Totale Nieber- 
lage ber clericalen Partei, die auch nicht einen ihrer Candidaten 
durdhzufeßen vermag, fo baß die Kammer in Zutunft nur noch einen 
einzigen Vertreter biefer Partei, von früher ber, zählen wird. 

16. „ (Schleswig: Holftein). Jahrestag der Proclamation bes 
Herzogs Friebrih von 1863. In Folge polizeiliher Verhinderung 
unterbleibt die äußerlihe Feier durch Fahnenſchmuck u. dgl. Um 
fo energifcher ſprechen ſich Dagegen fämmtliche größere Blätter bes 
Landes für die Selbſtändigkeit desſelben und gegen bie Annerions- 
beftrebungen Preußens aus. 

17. „ (Schleswig: Holftein). Letztes Schreiben bes Herzogs 
driebrih an ben preuß. Gouverneur von Schleswig, Gen. v. Man: 
teuffel, in Folge der Edernförber Vorfälle: 

„Ew. Erc. geehrtes Schreiben vom 31. Oft. habe ich empfangen. Wenn 
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Sie die in meinem Schreiben enthaltene Bemerkung über eine wünſchens⸗ 
werthe Berufung einer freigewählten Landesvertretung als einen Rathſchlag 
aufiaijen, jo war meine Abfiht eine andere. Während Sie meinen, ich fei 
über bie eigentliche Stinnmungy ber Bevölferung von Schleswig-Holflein un⸗ 
vollkommen unterrichtet, fo wünfchte ich lediglich, daß alle Welt darüber auf 
bem einfachiten Wege vollfommen unterrichtet werden möge. Wenn Ew. Ere. 
mich nicht für berechtigt balten, von Ihnen anerkannte Thatfachen als richtig 
nit anzuerkennen, fo ift auch hierin mein Stanbpunft ein anderer. ch trage 
fein Bedenken, Jedermann bas Recht zuzugeitehen, mir gegenüber fich gegen 
thatfächliche Behauptungen zu verwahren, zumal dann, wenn meine Kenntniß 
nicht auf eigener Wahrnehmung beruht. Im Mebrigen fehe ich mich nicht 
veranlaßt, auf Ihren Brief näher einzugehen, und betrachte meinerfeits diefe 
Correſpondenz als gejchloffen.“ 


18. Nov. (Bundestag). Abſtimmung über ben Antrag von Bayern, 


Sachſen und Hellen-Darmitadbt vom 4. Nov. bez. ber ſchleswig-hol⸗ 
fteinifhen Frage. Erklärung Defterreihs und Preußens: 

„Bereits früher haben die Regierungen von Defterreich und Preußen bie 
Abſicht ausgeiprochen, auf eine Berufung ber Stänbeverfammlung des Herzog- 
thums Holftein Bedacht nehmen zu wollen. Es ift in biefen Intentionen 
auch jett eine Nenderung nicht eingetreten, nachdem die Ausübung ber Sous 
veränetätörechte im Herzogthum Holitein auf Se. Maj. ben Kaifer von Deiter: 
reich übergegangen iſt, jedody muß die Wahl des Zeitpunfts fir die Berufung 
ber Stände noch weiterer Erwägung vorbehalten bleiben und kann ber gegen- 
wärtige Augenblid als dazu nicht geeignet ericheinen. Seiner Zeit werben 
bie beiden allerhöchften Regierungen gern bereit fein, ber hohen Bunbdesver: 
fammlung, jobald die Sache fo weit gebiehen fein wird, weitere Mittheilungen 
zufommen zu laffen. Auf die unter Punkt 2 des Antrags geftellte Anfrage 
wegen Aufnahme des Herzogthums Schleswig in ben deutſchen Bund find bie 
beiden Regierungen nur in ber Lage zu ermwidern, daß fie in eine eingehende 
Erörterung dieſer Frage für jet einzutreten aus maßge benden Gründen ſich 
nicht veranlaßt fehen Tönnen. Wenn aud nad) dem Dafürhalten. ber beiden 
allerhöchften Negierungen ber vorbezeichnete Antrag mit diefer Erflärung im 
Wejentlichen jchon feine Erledigung finden bürfte, jo find geiheohı bie Ge⸗ 
fandten, mit Rückſicht auf den Umftand, daß eventuell im Ausſchuſſe fich bie 
Gelegenheit weiterer Neußerung und Erörterung ergeben bürfte, beauftragt, 
bie Verweilung bes Antrags nebft diefer von ihnen abgegebenen Erklärung an 
* Ausſchuß für die holftein-Iauenburgifhe Verfaſſungsangelegenheit zu be: 
ürworten.” 


Bei der Abftimmung wird nah dem Verlangen ber beiden Groß⸗ 
mächte mit 8 (worunter auch Württemberg und bie freien Stäbte) 
gegen 7 [Bayern, Sachſen, Heſſen-Darmſtadt, Baben, die 12 (Wei: 
mar), die 13. (Braunſchweig und Naffau) und bie 16. Curie 


‚(Riechtenftein, Reuß, Lippe, Walde und Homburg] Stimmen (Lurem: 


burg enthält fi der Abftimmung) bie fofortige Beichlußfaflung ver: 
worfen und die Verweilung an den Ausſchuß beichlofien. Bayern, 
Sachſen und Heflen-Darmftadt geben darauf folgende Erklärung zu 
Protofoll: 

„Nachdem der von ben Regierungen von Bayern, Königreih Sachſen und 
Großherzogthum Heffen in der legten Sigung geftellte Antrag bie Zuſtimmung 
hoher Bundesverfammlung nicht erlangt bat, fehen ſich gebacdhte Regierungen 
zu nachftehender Erklärung veranlaßt. Ws im Jahre 1846 das Beſtreben 
ber Krone Dänemark, bie Succeffionsverbälinifje ber Herzogthümer Holftein 
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und Schleswig umzugeſtalten, durch ben offenen Brief Sr. Maj. des Königs 
Chriftian VIII, Hervorgetreten und dagegen ſchleswig-holſteiniſcherſeits am 
Bunde Beſchwerde erhoben war, fprach die hohe YBundesverfammlung, geleitet 
von dem Grunbjage, daß im deutfchen Bunde das Bundesrecht und nicht 
politifche Convenienz entjcheide, bie Erwartung aus, es werde bie endliche 
Feſtſtellung ber in dem offenen Briefe befprochenen Verhältniffe nur unter 
Beachtung ber Rechte Aller und Jeder, insbefondere aber unter Beachtung ber 
Nechte des deutfchen Bundes, erbberechtigter Agnaten und ber geſetzmäßigen 
Landesvertretung Holfteins jtattfinden. Zugleich behielt ſich damals bie hohe 
Bundesverſammlung vor, eintretenden Falles ihre verfaffungsmäßige Compe⸗ 
tenz geltend zu machen. Den Anlaß zu folder Geltendmachung gab das Ab: 
leben Sr. Maj. des Königs Friedrichs VII. von Dänemark, Herzogs von 
Holftein und Lauenburg. Ter Stellung entfprechend, welche bie Bundesver⸗ 
ſammlung zu ber bolfteinifchen Succeffionsfrage durch den Beſchluß vom 
17. September 1846 bereits im Noraus eingenommen halte, und dem da⸗ 
mals befolgten Grundfage getreu, beichloß diefe hohe Verſammlung in ihrer 
Sigung vom 28. November 1863 die zeitweilige Suspendirung ber Führung 
ber holfteinzlauenburgifhen Stimme und bie Nichtzulaſſung bes bisherigen 
f. bänifchen, herzoglich holfteinzlauenburgifchen Gefandten. In ber Sikung 
vom 7. December befhloß zwar bie Bunberverfammlung, und zwar nur mit 
einer Stimme Majorität, die Verhängung ber Bunbeserecution über gebachte 
Herzogthümer gegen bie von ber Minorität gewollte Beſetzung für ben recht: 
mäßigen Nachfolger; e8 wurde jedoch ſowohl in den Erklärungen ber antrag: 
fiellenden Regierungen, als in den Motiven bes Bundesbefchluffes hervorgeho⸗ 
ben, baß damit der Exrbfolgefrage nicht vorgegriffen werben ſolle. Durch ben 
Bundesbefhluß vom 25. Febr. 1864 wurde ferner feſtgeſtellt, baß die am 
28. Nov. 1863 zur Vorlage gefommene Vollmacht König Chriftian’s IX. 
von Dänemark für den Frhrn. v. Dirdink:Holmfeld aus dem Zitel des Lon⸗ 
boner Vertrages nit angenommen werben könne, vielmehr ber Ausſchuß über 
bie Erbfolge in Holftein und Lauenburg zum Zwede der Entſcheidung über 
bie vorliegenden Vollmachten mit möglichiter Beichleunigung weiteren Vortra 
erftatten folle, ohne dabei diefen Vertrag zur Grundlage zu nehmen. Au 
ber zu London am 25. April eröffneten Gonferenz erflärte fich ber Bevollmäch⸗ 
tigte des Bundes in Webereinftimmung mit den Bevollmächtigten von Oeſter⸗ 
reih und Preußen am 28. Mai 1864 „„für bie vollftändige Trennung ber 
Herzogthümer Schleswig und Holftein vom Königreiche Dänemark und für 
ihre Vereinigung in einen einzigen Staat unter ber Souveränetät bes Erb⸗ 
prinzen von Schleswig.Holftein-Sonberburg:Auguftenburg, ber in den Augen 
Deutſchlands nicht allein die meiften Rechte auf die Nachfolge in ben genann⸗ 
ten Herzogthümern geltend zu machen vermöge unb deſſen Ynertennung Sei⸗ 
tens des deutſchen Bundes daher geſichert ſei, ſondern der auch unzweifelhaft 
die Stimme ber weitaus überwiegenden Mehrzahl ber Bevölkerung dieſer 
Länber für fih habe““, und die Bundesverſammlung genehmigte unterm 
2. Zuni befjelben Jahres biefe Erflärung. Die hoben Megierungen von 
Defterreih und Preußen, welche laut ihrer dem Bunde unterm 14. Januar 
1864 gemadten Eröffnung erflärt hatten, ben gegen Dänemark unternom: 
menen Krieg für die Rechte des beutfchen Bundes führen zu wollen, deren 
Bevollmächtigte auf ber Londoner Conferenz beffelben Jahres die Hinjälligkeit 
bes Vertrages von 1852 und bes baraus hervorgegangenen däniſchen Thron⸗ 
folgegefeges in Bezug auf die Herzogthümer Schleswig-Holitein anerkannt 
hatten, ſchloſſen hierauf mit Dänemark einen Frieden, kraft deſſen fie fich die 
vom Könige Chriftian IX. Aus eben biefen Staatsaften abgeleiteten Rechte 
abtreten ließen, ohne die Erbrechte, noch bie Zuftimmung ber Bevölkerung, 
noch biejenige bes Bundes vorzubehalten. Die Bundesverfammlung erhob 
biergegen feinen Einfpruch, in dem von bem beutichen Regierungen mehrfach 
geäußerten Vertrauen, baß die Form, in welder die von ben beutjchen Regie: 
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rungen und ber deutſchen Nation erſtrebte Losreißung jener deutſchen Länder 
von frember Herrſchaft vollzogen wurbe, den Anforderungen des Rechts nichts 
vergeben werbe. In dem nämlichen Vertrauen, welches auch bei diefer &e- 
legenbeit mebrjeitig ausgefprochen wurbe, willigte die Bundesverſammlung in 
bie Entfernung der Bunbestruppen aus ben Herzogthümern Holftein und 
Lauenburg. Sie gab dbemfelben endlich erneuerten Ausbrud burch ihren Be⸗ 
ſchluß von 6. April d. J. Die Regierungen von Bayern, Königreich Sachſen 
und Großherzogthum Heſſen verzichten darauf, in eine nähere Darlegung 
Deffen einzugeben, was Seitens ber hoben Regierungen von Defterreich und 
Preußen inmittelft gefchehen if. Es erjcheint ihnen müßig, daran zu erinnern, 
daß Schritte gefchehen find, welche mehr und mebr darauf abzielen, bie na⸗ 
tionale Frage von Schleswig⸗Holſtein einem thatſächlichen Ab— 
hluffe zuzuführen, ohne die Stimme eines erbberedhtigten Fürften, ber 
Herzogthümer ſelbſt und bes beuiichen Bundes zu hören und zur Geltung 
fommen zu lafien. Wenn bie Mehrheit hoher Bundesverfammlung, wie e8 
ben Anjchein gewinnt, gemeint ift, fih diefem Verlauf gegenüber, wenn nicht 
ausdrücklich billigend, doch ſtillſchweigend zu verhalten, fo haben die genann- 
ten drei Regierungen biefen Mehrheitsbeſchluß, fo tief fie denſelben ihrer in- 
nerften Ucherzeugung nach beflagen müffen, dennod zu achten, und es fteht 
nicht in ihrer Macht, ihren Beitrebungen für eine andere Haltung des Bun 
bes den gewünjchten Erfolg zu verichaffen. Wohl aber glauben fie, n ach dem 
fie alle ihnen nach ber Bundesverfaſſung zu Gebot ftebenben 
Mittel erihöpft Haben, jich jelbft fchuldig zu fein, zu erklären, daß, 
fo ferne und fo lange niht dem Bunde zu einer von ber 
Grundlage des Rechts ausgehenden BeratbungundBeihluf: 
faffung Ausfidt geboten wird, fie ihre Aufgabe und Thätig- 
keit in biefer Angelegenheit innerhalb ber Bundesverſamm— 
lung als abgeſchloſſen betrachten und fih auf eine laute und 
entfchiedeneBerwahrung gegen jede biefer &runblage frembe 
Abmachung beſchränken werden“. 


19. Nov. (Schleswig). Der preuß. Gouverneur, Gen. v. Manteuffel, 


20. 


verbietet bie drei gelejeniten Blätter der Herzogthümer in Schleswig: 

Erlaß von Hrn. dv. Manteuffel: „Die Kieler Zeitung, bie Itzehoer 
Nachr. und Schleswig-Holfteinifche Zeitung fahren fort, den von St. Maj. 
meinem Herrn und Könige und Sr. Maj. dem Kaifer von Defterreich ge: 
ichlofienen Gafteiner Vertrag als nicht zu Necht beitehbend und als eine Ver⸗ 
ewaltigung ber Herzogthümer binzuftellen.. Die Bewohner Schleswig⸗Hol⸗ 
Heine müßten nad) meinen Ausfprüden hierüber es als Schwäche aufehen, 
wenn ich diefe Blätter in bem meiner Verwaltung anvertrauten Landestheile 
verbreiten ließe. Ich verbiete fie baher für Schleswig und wünſche bie ftrenge 
Durchführung meines Befehls“. Hr. v. Zeblig verbietet hierauf die Mitwirkung 
zum Vertriebe und das Auslegen in öffentl. Localen bei 20—200 Mark Strafe. 


„ (Schleswig). Der Schleswig-Holftein-Verein und ber Kampf: 


genofjenverein in Flensburg werten von der preußifchen Regierung 
unterbrüdt. Diefer Maßregel folgt eine lange Reihe gleiher Maß- 
regeln in ben verſchiedenen Theilen des Herzogthums, jo daß bis 
Ende des Jahres ſämmtliche Schleswig-Holjtein-Vereine und fonftige 
politifche Vereine des Landes unterbrüdt find, ohne daß ein allge- 
meines Verbot ergangen wäre. 


„ (Württemberg). Der bisherige Yunbestagsgefandte v. Rein⸗ 
hard wird in ben Ruheſtand verfegt und durch den gew. Minifter 
v. Linden erjekt. 
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21. Nob. Raffau). Die IL. Kammer beſchließt mit allen gegen bie 4 


23. 


28. 


29, 


30, 


S 


ja 


clericalen Stimmen bie Abſchaffung der i. %. 1848 ohne Entſchä⸗ 
digung aufgehobenen, i. J. 1860 dagegen mit Zuftimmung ber ba: 
maligen conjervativen Kammermajorität wieberbergeftellten feubalen 


Jagdrechte auf fremdem Grund und Boden ohne Ablöfung. Die 


Regierung erllärt, daß eine Abihaffung nur gegen Ablöfung zu⸗ 
läſſig fei. 

(Holftein). Der öfter. Statthalter TIME. v. Gablenz erflärt 
bei einem Beſuche in Wilſter: 

„Ih werde nach wie vor an ben in ber Proclamation beim Antritt mei⸗ 
ner proviforischen Regierung ausgelprochenen Grunbjägen felthalten, ich werbe 
ftets die geiltigen und materiellen Intereſſen ber Eimvohner des Herzogthums 
Holftein fowie die beitchenden Landesgefege beachten, bamit Fein Holfteiner bei 
meinem eventuellen Weggehen von bier fagen Tann: Ich habe rechtlos regiert. 
Ich will hier im Lande nicht als türkiſcher Paſcha regieren”. 

„ (Hannover). Der neue Miniſter des Innern Bacmeiſter er⸗ 
nennt eine Negierungscommifjion für Reform des Gewerbsweſens 
von 7 Mitgliedern, von denen mehrere entſchieden liberalen Grund: 
ſätzen huldigen, die Mehrheit jedoch der Einführung voller Gewerbe: 
freiheit für nicht günftig angefehen wird. 

„ Medlenburg). Der feubale Landtag in Sternberg beſchließt, 
ben Antrag auf Anſchluß an ben Zollverein auch nicht einmal in 
Betracht zu ziehen. 

» (Bayern) Die Mündener N. Nachr. geben einem Artikel im 
Intereſſe des Eomponiften Richard Wagner Raum, in bem bie Ent: 
fernung ber Mitglieber bes k. Kabinetsjecretariats aus perjönlichen 
Gründen mit Leidenſchaft gefordert wird. 


„ (Schleswig: Holftein). Scandal Barmann. Die öffentliche 


Meinung bezeichnet zwei höhere preußifche Offiziere als die Ber: 
mittler. 


„ (Bayern). Erklärung des kgl. Cabinetsfecretärs Staatsrath 


v. Pfiltermeifter gegen den Angriff Wagners v. 29. Nov. und gegen 
bie muficalifch:politifchen Pläne desſelben. 

Hamburg). Bei den Neuwahlen ber Grunbeigenthümer zur 
Bürgerfhaft unterliegen die Democraten gegen bie Liberalen in hef: 
tigem Wahlfampfe. 

„— 1. Dec. Generalverfammlung des (Laffale’fhen) deutſchen Ar: 
beitervereins in Frankfurt hauptſächlich behufs Schlichtung innerer 
perjönlicher Differenzen. 


. Dec. (Bundestag). Die am 7. Nov. wieder zufammengetretene 


Fachmännercommiſſion für Maaß und Gewicht nimmt ben von ihrer 
Subeommiffion ausgearbeiteten Entwurf in zweiter Lejung ein 
ſtimmig an. 
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2. Dee. (Baben) Eröffnung des Landtags durch den Miniſter 
Etabel: 

„Ih fol Sie im Namen Sr. k. Hoheit mit ber zuverfichtlichen Hoffnung 
begrüßen, daß auch biefer Landtag dazu beitragen werde, bie in ber allerb. 
Proclamation dv. 7. April 1860 ausgejprochenen Grundſätze zu befeftigen und 
weiter im Staatsleben zu entwideln. Die oh Regierung wird — treu 
ber ihr vorgeftedten Aufgabe — biefe mit unerjchütterlicder Teftigfeit, aber 
auch mit jener Teidenfchaftslofen Mäßigung und ruhigen Beſonnenheit, wo⸗ 
durch allein hohe Ziele ficher erreicht werden, durchzuführen bemüht fein...“ 

4. „ Bayern). Circa 800 Mündyener Bürger richten eine Adreſſe 
an Staatsrath Pfiftermeifter gegen die auf bas kgl. Kabinetsfecre: 
tariat gerichteten Angriffe (refp. gegen R. Wagner). 

„ » (Anhalt). Zufammentritt der Landſchaft. Die Wahlen zu ber: 
jelben find in allen brei Abtheilungen (Ritterfchaft, Stadtverorbnete 
und Schulzen) ganz überwiegend conjervativ ausgefallen. Die Re 
gierung legt ihr die mit Preußen abgeſchloſſene Militärconvention vor. 


6. „ (Bayern) .Der König ertbeilt dem Componiften Richard 
Wagner die Weifung, Bayern „auf einige Monate” zu verlafien. 
„Ich will meinem theuern Volke zeigen, daß fein Vertrauen, feine 
Liebe mir über Alles geht”. Die ultramontane Preſſe feiert bie 
Entfernung Wagners wie einen großen Sieg. 

T. „ (Bundestag) beihließt, Medlenburg gegenüber der Klage ber 
Roftoder Mitglieder des Nat.-Vereins über Cabinetsjuftiz zur Bericht: 
eritattung aufzufordern. 


» rn (Baden). O. Kammer: Aus der bisherigen minifterielfen Partei 
ſcheidet fi ein unabhängiges linkes Centrum aus und ftellt ein 
eigenes Programm feft. 


„» u» (Helfen: Darmftadt), Eröffnung bes Landtags durch den 
Minifterpräfidenten Frhrn. v. Dalwigk. | 

„ »n Medlenburg).. Der feubale Landtag in Sternberg lehnt die 
Regierungsvorlage bez. Errichtung von Erbzingftellen auf den Ritter: 
gütern mit 98 gegen 32 Stimmen ab. 

8. „ (Heffen-Darmftadt). HD. Kammer: Der Ag. Volhard er: 
neuert feine Erklärung, daß fein Erfcheinen in der Kammer burd- 
aus nicht dahin gebeutet werben dürfe, daß er ben von der Regie: 
rung in den fünfziger Jahren begangenen Berfafungsverlegungen 
eine rechtliche Geltung zugeftehe. Met fchließt fi der Verwahrung 
an, unterzieht die Eröffnungsrebe vom 7. d. M. einer Kritik, daß 
die Regierung den Wünſchen des Landes fo wenig entgegentomme 
und beantragt, eine Commiſſion niederzufeßen, um zu erwägen, was 
gegenüber jener Rede zu thun und ob eine Adreſſe an den Groß: 
berzog zu erlafen jei. Der Antrag wird mit 24 gegen 12 Stim- 
men angenommen. Die Ausfhußmwahlen fallen fait ausfchlieglich im 
Sinne der Fortichrittspartei aus, Ä 
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9. Dee. (Baden). I. Kummer: Interpellation Bluntſchli über den 


H 


je 2] 


Nüdtritt des Miniſters Roggenbach. 

II. Kammer: Debatte über den Rüdtritt des Minifters Roggen- 
bad. Erklärung desjelben. 
„: (Hamburg). Die Bürgerfchaft genehmigt die Einführung bes 
deutſchen Handelsgefebbuches, die vom Senat ſchon unter dem 31. Mai 
1861 beantragt worden war. 
„ Medlenburg). Die Regierungen beantragen beim Landtag 
bie Aufhebung rejp. Milderung des berüchtigten Prügelgefeßes: als 
gerichtliche Strafe ſoll die Körperliche Züchtigung demnach ganz auf: 
gehoben werben und bie Polizei fie nur gegen Perfönlichkeiten erfen- 
nen dürfen, bie ſchon gänzlich verfommen unb mehrmals beftraft 
worben feien und bei denen Anderes nicht mehr helfen wolle, über- 
dieß nur in Fällen gewerbsmäßigen Bettelns, mit Unfug verbundener 
Rohheit, LTieverlichkeit und in gewiflen Diebftahlsfällen. Der vor: 
fitende Landrath beantragt Annahme des Geſetzes ohne alle weitere 
Berathung, indem er den befonderen Wunfc bes Großherzogs ber: 
vorhebt und bie Anficht ausipricht, daß die Anmwenbung bes Gtraf: 
maßes jo weit beichräntt fei, daß gewiß Jeder damit einverftanben 
fein könne. Die Verſammlung flimmt bei und genehmigt die Vor- 
Tage ohne alle Discuflion. 
„ (Zollverein) Preußen und Bayern haben fidh geeinigt, ſämmt⸗ 
lihen Zollvereinsregierungen bie jofortige Eröffnung der Unterhand⸗ 
lungen über einen Zollvertrag mit bem Königreich Italien vorzus 
ſchlagen. 
„ (Hannover). 5Ojährige Jubelfeier der Vereinigung von Oft: 
friesland mit Hannover. In einem Toaft verfpridht der König: 

„er werde nicht mübe werben, wie bisher, für bas Wohl ber Provinz zu 
forgen, welche der Gegenftand ber Sorge und Liebe aller Herricher bes Man⸗ 


nesſtammes feiner Linie des königlichen MWelfenhaufes bleiben möge bis zum 
Ende aller Dinge”. 


„Maſſau). Schluß des Landtags. Der Präfident der II Kam- 
mer anerfennt, 

„bie Regierung fei in Mittheilung von Ausfunft und Akten offener und 
bereitwilliger gewejen als früher; auch habe fie einige Reformen auf wichtigen 
Gebieten in Ausficht geftelt; allein im Ganzen erichöpfe das Zugefagte bei 
Weiten noch nicht einmal das Programm ber rechten, gejchweige benn bas 
ber linken Seite bes Haufes, welches letztere bie rechtmäßige Verfaffung 
von 1849 zur Grundlage habe; biefes Zurüdhalten ber Negierung ſei im 
höchften. Grade zu bedauern und fchwer zu begreifen gegenüber bem durch 
wiederholte Wahlen beutlich ausgejprochenen Willen des ganzen Landes; in⸗ 
beilen jei dem wie ihm wolle, — „wir kennen unfere Pflicht und werden ihr 
auch für bie Zufunft zu genügen wiſſen!“ 

„ (Schleswig). Hanſen-Grumby unterhandelt in Apenrabe mit 
den Norbjchleswigern über eine Verſtändigung bezüglich der gemeinfamen 
- Randesangelegenheiten. | | 

„ &Anbalt). Die Lanbichaft genehmigt die von der Regierung mit 
Preußen abgejhloffene Militärconvention. 
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17. De. (Bayern). Eine Anzahl Mitglieder der Yortichrittspartei faſſen 
in einer Zujammentunft zu Nörblingen als Ausbrud ibrer gemein: 
famen Ueberzeugung folgende Rejolutionen: 


„I Mit den Worten: „ch will meinem theueren Volle zeigen, baß fein 
Bertrauen, feine Liebe mir über Alles gebt", Hat ber König bie Entfernung 
bes Componiften Richard Wagner aus dem Lande verfügt. Diefe Worte be: 
weifen Far, baß dem König gegenüber behauptet worben ift, die Anweſenheit 
Wagners babe zur Beunruhigung bes Volkes beigetragen, habe deſſen Ber: 
trauen und beifen Liebe zum Könige beeinträchtigt. Mit ſolchen Behauptun: 
gen ift ber König über die Stimmung bes Volles gröblich getäufcht wor⸗ 
ben. Die Anweſenheit Wagners hat das Vertrauen bes Landes und bie Liebe 
bes Volkes zum Könige nicht beeinträchtigt, und Wagners Entfernung bat 
weder Beruhigung gewährt noch Beiriebigung geſchafft. Die Perfon Wagners 
bat mit ben öflentlichen Angelegenheiten bes Landes und mit ben Beltrebun- 
gen ber Fortichrittspartei nicht das Mindeſte gemein. II. Dagegen ift es 
allerdings Thatſache, daß Beunrubigung bezüglich der gebeihlichen Fortent⸗ 
widlung unferer flaatlihen Zuftände beiteht. Diefe Beunrubigung bat ihren 
Grund in anderen Vorkommniſſen. Schon vor längerer Zeit ift ein Minifter 
aus bem Mathe ber Krone entfernt worben, ohne daß ein fachlicher Grund 
bafür befannt geworben wäre, und obwohl biefes Minifters Antheil an dem 
bisherigen Ausbau unſeres Nechtslebens ber Hoffnung auf weiteres erjprieß- 
liches Wirken Raum gab, Es ift jobann ein anberer Minifter in den Rath 
bes Königs znrücberufen worben, welcher ber Träger besjenigen Syſtems 

eweſen ift, burch deſſen Berlaffen König Marimilian II. den Trieben mit 
Finem Volke befiegelt bat. Die jüngft erfolgte unb in ihren Urſachen nicht 
aufgeflärte Entlafjung bes Minifters bes Innern fällt in eine Zeit, in wel- 
oe ieber Tag koſtbar iſt für bie To dringend nöthige neue Feſiſtellung der 

rundlagen unferer focialen Zuftände und einer freien Entfaltung unferes 
Gemeindelebens. Dieſe Vorgänge und ber Umftand, bad jene Parteien und 
Perfonen, welche den König zu täuſchen fich unterfingen, darin einen Sieg 
ihrer volfsfeindlichen Beftrebungen zu erkennen glauben und feiern, bat aller: 
dings die Befürchtung erregt, bag man vor dem verberblichen Verirrungen 
früherer Perioden nicht ficher fei, und bat Beunruhigung im Lande bervorz 
gerufen. III Endlich ift die Thatfache nicht zu leugnen, baß mit Mißtrauen 
auf Rathgeber bes Königs geblidt wird, deren Einwirkungen Teiner geſetzlichen 
Verantwortlichfeit vor dem Lande unterftellt find, und daß biefes Mißtrauen 
durch die bezeichneten Vorgänge neue Nahrung erhielt und berechtigt fchien. 
IV. Das Vertrauen unb die Liebe bes bayeriichen Volles zu feinem Könige 
wurzelt in ber zuverfichtlihen Hoffnung auf conftitutionelle Entwidlung und 
freiheitlihen Ausbau unferer Staatseinrichtungen, — gefördert unb gepflegt 
durch ein Minifterium, welches feiner eigenen Verantwortlichkeit bewußt ift 
und bas Vertrauen bes Landes genießt; jene Liebe und jenes Vertrauen wur: 
zelt namentlich auch in dem Fernhalten ber Beftrebungen jener Barteien, 
welche diefer Entwidlung die Intereſſen ihres Standes, ihrer Kafte oder gar 
ber Perſonen entgegenftellen.” 
„ (Schleswig) Gen. Manteuffel verbietet, auf bie von Däne- 
marf dem Lande octroyirte Verfaſſung geftübt, alle münbliden und 
ſchriftlichen Eingaben in allgemeinen Landesſachen und erflärt alle 
Bereinigungen zu ſolchem Behufe für ftrafbar. 

Betanntmahung bes Gen. Manteuffel: „Die Beſtimmung bes 
G 8 ber Verordnung vom 15. Febr. 1854, betr. die Verfaffung bes Herzog. 
thums Schleswig, welche folgendermaßen lautet: „„Zur gemeinfamen münd⸗ 
lichen oder fchriftlichen Verbringung eines Öffentliche Angelegenheiten  betrefs 
fenden Anliegens (Petition, Adreſſe) dürfen nur bie verfaffungsmäßigen Ver: 


„ 
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treter einer geiehlich anerfannten Corporation, unb auch biefe nur bann fidh 

vereinigen, wem ber Gegenflanb bes Anliegens (Petition, Abreffe) nicht eine 

allgemeine Launbedamgelegenheit ifl, fonbern lediglich das Intereſſe der von ben 

{ vertretenen Gorporation betrifft. Abgeſehen von dem Ietten Falle, 

if jebe Vereinigung zu bem gebachten Zwecke, —* die ee einer 

_ geidjeichemen, gebrudten oder Tithographirten Eingabe (Petition abe), 

weiche eime öffentliche Argelegenheit ‚betrifft, ſtrafbar. Die Strafe wird nad 
richterlichens Ermellen beftimmt” “, 


Pe jo mu eh von von m it ab auf bie Sefoigune Pi wie aller anberen 
Boriäriiten wieber i 


Hi 


Behörben unb Beamien bes Serzogtfums Schleswig an, ſich genau und 
verhalten”. 


18. Der. (Heſſen-Darmſtadt). II Sammer: Adreßdebatte. Mit 
25 gegen 19 Stimmen wirb beidlofien, daß eine Adreſſe an den 
Großherzog erlaflen werben folle und mit 27 gegen 16 Stimmen 
ber ven ber Gonmiffion einſtimmig beantragte Entwurf, ber Die 
jammtliden Wünſche und Beſchwerden des Landes aufzjählt, ge 
uchmigt: 


„... Ti Nuierberungen für bie Armeebiviſion bes Laubes werben ber 


trasıtinen 
Simiie Tamm in Mudiict je Ro Geht bes, met ber Berintiung im 
tem Erhnbe zıriommeesbersien warbrm zb tagen Tie ſeiner Zeit iin E⸗ 
BT * 


wäre. Tre zweite Kummer Gefisgt, bei tie wii ud * 
ihr te 10m Mainz ine gebeim atgeihlriiene uud er nah \ 

rer cu raoß Inerslıdı getre ene Gsupeniion veri 
Aerhehen WEL Def Daburih Sa Mrk Wispiämmmng in ben weckte Aueh 
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licher, als in Gefolge noch beſtehender Praͤſentationsrechte auf Pfarr⸗ und 
Schulſtellen vielfach eine Beſetzung ſolch wichtiger Aemter nur nach einſeitiger 
Richtung ſtattfindet. Die ſicherſte Gewähr für geſetzliche Ordnung bietet ein 
freies Ge meindewefen. Gleichwohl ift weder eine Wieberberftellung 
ber Gemeindeordnung in ber non uns befürmworteten Weife, noch weniger die 
dringend gebotene Ausbilbung berfelben zu gewärtigen. Dagegen laften bie 
Bevormundungen ber Kreisämter bemmend auf jeber gefunden Entwidlung 
bes Gemeinbelebens, und bas jekt kaum noch lebensfräftige Inſtitut ber Be⸗ 
zirksräthe entbehrt jeber Bebeutung. Die inneren Echäben der Verwaltung, 
Mißbräuche, welde fo häufig auch bem berufenen Auge verborgen bleiben, 
aufzubeden, bie Wünſche und Beſchwerden des Landes in freier, unabhängiger 
Sprache zur Geltung zu bringen, follte die Aufgabe einer vor bem Geſetze 
ſtreng verantwortliden, aber auch geſchützten Preffe fein. Wir haben ben 
Grundſatz ber Preßfreiheit, jeboch daneben ein Preßgejet, welches die Hand⸗ 
habe gewährt, jede freiere, bem allgemeinen Strafgejebe nicht verfallene Sprache 
zu verfolgen; ein Gefeb, welches für bie unbefangene Anwendung äußerft 
behnbarer und unbeflimmter, befonderer Strafbeftimmungen nicht einmal bie 
Gewähr bes Geſchwornen⸗Inſtituts verleiht. Es erfcheint dies um fo bebauer- 
Yicher, als das allgemeine Rechtsgefühl barunter leidet, daß die Preßerzeugniſſe 
nach beftimmter Richtung bin, in oft verleßender Weife gegen anders Den- 
ende, ber freieren Bewegung unverfolgt fich erfreuen. Wir feben mit wah- 
vem Bebauern, wie bei Berufungen in ben Staatsbienft nicht bie Tüch- 
tigkeit und Würbigfeit des Mannes entjcheidet, wie vielmehr, neben Geburt 
und Familie, vorzugsweile die wirkliche oder zur Schau getragene religidfe 
und politifhe Sefinnung Berüdfihtigung findet. Die von uns erbetene, in 
ben meiſten beutichen Staaten bereits bewilligte Amneftie wirb zu unjerem 
ſchmerzlichen Bebauern noch verfagt. Auf voltswirthichaftlidem Ge- 
biete finden unfere Anträge und Beſchwerden, das Poſtweſen betreffend, Feine 
Beachtung. Fort und fort werben bie Intereſſen bes Staats und der Bevöl- 
ferung benen bes Fürſten von Thurn und Zaris hintangeſetzt unb das Land 
hierdurch unverantwortlicher Weife um Hunberttaufendbe bejhäbigt, während 
Nichts geſchieht zur Befeitigung bes verberblichen, ganz allgemein veruribeilten 
Poftlehnvertrages... Dagegen erleibet bie gewerbliche Entwicklung bes Lanz 
bes ein beflagenswerthes Hemmniß buch VBorentbaltung ber Ge— 


. werbefreiheit, der Freizügigkeit und durch Beichränfung ber Verehe⸗ 


lihungen. Die Wieberporlage des Entwurfs einer neuen Strafprozeß⸗ 
Ord nung für die Provinzen Starfenburg und Oberheffen war von ung 
jelbft auf bem vorigen Lanbtage erbeten. Nach ber bei der Faſſung unferer 
Beichlüffe ausgefprochenen und durch einen fürmlichen Antrag zum Cinfüh- 
rungsgefeße geficherten Abficht der zweiten Kammer jollte und mußte ber 
Entwurf, nach Durchberathung in erfier Kammer, nochmals an uns zur 
Schlußberathung gelangen. Daß dieß nicht geſchah, ift um fo bebauerlicher, 
als, abgejehen von ber rechtlich beanftanbeten Frage ber AZuläffigfeit einer 
Durhzählung, nicht nur die Rechte bee Kammer gekränkt erjcheinen, ſondern 
offenbar auch das Geſetz felbft nicht derjenigen Bollendbung entgegengeführt 
wurde, welche buch nochmalige Vorlage im Einvernehmen beiver Kammern 
Hätte erzielt werben können. — Die Bebrängniffe auf religiöfem, die Zurück⸗ 
haltung ber Entwidlung auf politifchem, die Hemmungen auf volkswirihſchaft⸗ 
lihem Gebiete werben. nicht nur von ber zweiten Kammer ber Stände, ſon⸗ 
bern von bem überwiegend großen Theile ber Benölferung empfunden; fie 
geben Zeugnig von einem tiefgehenben Gegenſatz' zwiſchen ben 
Anſichten und Beftrebungen ber Rätbe Eurer Königlihen 
Hoheit und den Anfihten und Beftrebungen ber zweiten Kam: 
mer. Die treu gehorjamiten Abgeorbneten zur zweiten Kammer find ſich be- 
wußt, getveu ihrem Eibe, fo wie Pflicht und Ehre gebieten, ben Auftand und 
bie Wunſche bes Landes bargelegt zu haben. Cure konigl. Hoheit werben in 
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Ihrer Weisheit bas Rechte finden, was zur wahren Wohlfahrt bes Landes 


dient, was den Frie den zwiſchen Fürft und Volk beſiegelt, einen Frie⸗ 


den, welcher zu keiner Zeit mehr geboten war, als dermalen, wo der Miß⸗ 
achtung des Rechts mit Erfolg nur entgegengetreten werden kann durch 


einmüthiges Zuſammenwirken zum Frommen bes geſammten, wie 
des engeren Vaterlandes“. 


20. Dec. (Bayern). Eine zahlreiche Volksverſammlung in Nürnberg 


22. 


2 


23. 


27. 


erflärt fi mit den Nörblinger Refolntionen vom 17. d. M. voll: 
fommen einverftanden und beichließt: 

„I. 1) Das bayer. Volk fieht mit Beforgniß, daß eine jeber Freiheit feind⸗ 
liche Partei in Münden mehr und mehr zu Macht und Einfluß gelangt. 
2) In ber Wagner'ſchen Angelegenheit bat fich bieje Partei gegenfiber dem 
König einer groben Unwahrheit und Täuſchung ſchuldig gemacht. 3) Das 
Kabinetsjecretariat in feiner bermaligen thatjächligen Stellung ift mit einem 
conſtitutionellen Staatsweien unvereinbar. 4) Tas Lanb iſt voll gerechten 
Miptrauens gegen ben Minifter Irhrn. v. d. Piorbten. 5) Wie erwarten, 
daß ber nächſte Landtag die in ber Nörblinger Kundgebung unb übereinſtim⸗ 
mend biemit in vorfiehenden Sätzen ausgefprochenen Beſchwerden enifchieben 
zur Geltung bringen werde, wie bas Bolf bemielben in dem Kampfe gegen 
freibeitöfeindliche Beflrebungen treu zur Seite fliehen wird. II. Tie Volle: 
verjammlung ermächtigt das Einladungscomité, wenn es nad) Lage ber Dinge 
nothwendig erfhheinen follte, im Verein mit anderen Etädten unb Bezirken 
eine Teputation an das Staatsoberhaupt abzufenden, um bemfelben mündlich 
bie Lage und Stimmung bes Landes vorzuftellen”. 

„ (Schleswig). Der Gemeralverein ber landwirthſchaftlichen 
Bereine wählt einen erft fürzli von ber prob. preuß. Regierung 
Gemaßregelten in die Direction. Hr. v. Zeblik, ber ben Berein 
bisher beionders zu pflegen ſich bemüht hatte, tünbigt ihm deßhalb 
jebe weitere Unterjtükung jofort auf. 


„» Bayern). Der Gultminifier v. Koch wird an die Stelle bes 


entlofienen Hrn. v. Neumayr auch mit dem Minifterium bes Innern 
beirant. 


„ (Baden). Ter bisherige proteſt. Seminardirector Etern wird 


in Rubeftand verickt. 


„ (Deiterreih). Da fih Oeſterreich und Preußen über ein wei 


teres Bergehen gegen Frankfurt wicht zu verftändigen vermocht haben, 
fo erteilt Deſterreich in Antwort auf das Schreiben bes Senats 
». 30. Tct. dem öflerr. Geidäftsträger in Frankfurt eine Beilung 
behufs mänzlicher Gröfinung, während Preupen bie Angelegenheit 
für einmal jallen läpt. 


„ Paten) Te an bie Stelle Rogzenbachs getretene Staats⸗ 


minijter v. Coedöteim trifft von jeiner Runbreiie nach Tin, Muũn⸗ 
den, Tresden un Stuugart wieder in Karlsruhe ein und über 


„ Beyern) Gime jablreice Veltwwerfummiung in Augsburg 
eignet fi tie Nitinzer Reciztienen vu. 17, Te, an uns fügt 
denjelben als weisııen funtı bei: 


14° 
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„V. bie in dieſen Tagen erfolgte definitive Beſetzung bes Miniſteriums des 
Innern und das Berbleiben ber bisherigen Leitung bes Minifteriums für 
Kirchen: und Schulangelegenheiten Tann jene zuverfichtliche Hoffnung nur för⸗ 
bern, wenn bie erwarteten Gejeßentwürfe fchleunig und in —— 
Weiſe vorgelegt und die Ausſchreitungen dunkler und unlauterer Parteiinter⸗ 
eſſen überall, wo fie fich zeigen, zurückgewieſen werden. Die Verſammlung 
ermächtigt das Ginlabungscomits, wenn es nach Lage ber Dinge nothwenbig 
erſcheinen follte, im Verein mit andern Städten und Bezirken eine Deputation 
an ben König abzufenden und bemjelben mündlid) bie Lage und Stimmung 
bes Landes vorzuftellen“. 


29. Dec. (Schleswig). Gen. Manteuffel will bas Petitionsrecht ber 


30. 


31, 


H 


Schleswiger durch Privataubienzen erfegen, indem er bie Verordnung 
erläßt: 

„Um landesgefährlichen Agitationen in milbefter Form zu begegnen, babe 
ich die Vorjhrift bes SG 8 der Berorbnung v. 15. Febr. 1854 in Erinnes 
rung gebradt. Damit fi) die Schleswiger in ihrem Petitionsrecht dadurch 
nicht beeinträchtigt halten bürfen, werbe ich jeden Mittwoch von 11—3 Uhr 
in meiner Wohnung eben zu jprechen bereit fein, ber Wünſche ober Anträge 
mir unmittelbar vortragen will“. 

Die Polizei verbietet in Edernförbe jebe Huldigung oder Ehren: 


bezeugung für den Herzog Friedrich bei Gelegenheit des bevorftehen- 


den Jahrestage feiner Ankunft in den Herzogthümern. 


„ QBürttemberg) Agitation für Einführung einer allgemeinen 
Landesſynode. Der König empfängt den Ausihuß der Diöcefan: 
ſynode von Stuttgart und antwortet in einem bem Verlangen gün— 
jligen Sinne. | 

» (Säleswig-Holftein). eier bes Yahrestage der Ankunft 
des Herzogs Friedrih in ben Herzogthümern. Zahlreiche Deputa- 
tionen aus allen Theilen des Landes, auch aus bem Schleswig'ſchen, 
finden fi) bei ihm ein. Die ganze Stadt Schleswig prangt: in 
vollem Fahnenſchmuck, den jedoch die Polizei fofort befeitigt. 

„ (Zollverein). Abſchluß eines Handelsvertrags mit Italien in 
Berlin. Das bemjelben beigefügte Schlußprotocoll befagt : 

„... Der Bevollmächtigte Italiens erfärt, daß er von feiner Regierung 

beauftragt ift, feinen Zweifel darüber zu Iaffen, baß bie italienifche Regierung 
bie Austaufhung der Ratificationen als Aft der Anerkennung bes Königreichs 
Italien betrachtet. Die übrigen Unterzeichner theilen diefe Meinung... .“ 
„Maſſau). Die Gemeinberathswahlen find im ganzen Lande 
faft überall im Sinne der Fortfchrittspartei ausgefallen. 
„ (Säleswig-Holftein). Der engere Ausſchuß ber fchleswig- 
holſteiniſchen Vereine richtet ein Nundfchreiben an biefelben, um ſie 
unter Darlegung der augenblidlihen Sachlage neuerdings zu feſtem 
Ausharren zu ermuntern: 

‚ „Bei ber Theilung ber Verwaltung, welche ber Vertrag von Gaftein ber: 
beigeführt Bat, ift Schleswig leiber das traurige Loos zu Theil geworden, 
dem preuß. Gouvernement völlig unterflelt zu werben. Eine ganze Reihe 
von Maßregeln, welche ſeitdem in Schleswig ergangen it, bat bie fchwere 
Bedeutung diefer Wendung einleuchtend gemacht. Während Holftein, wenn es 
auch noch immer einer verfaffungsmäßigen Regterungsweife entbehrt, doch zum 
wenigften eines wohlwollenden Regimentes fich erfreut, bat das preußiſche 
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Gouvernement in Schlesiwig es fich zur Aufgabe gemacht, wenn nicht das Rechtö- 
bewußtfeint des Volkes, fo Doch mindeftens jede Manifeſtation besſelben mit 
Gewalt zu erftiden. Der Unterdrüdung ber fchleswig-bolfteinifchen wie ber 
Kampfgenoſſenvereine, bem Verbot ber gefinnungstreuen holſteiniſchen Preſſe, 
ben Maßregelungen in Edernförde und an anderen Orten, iftin jüngfter Zeit 
ein Akt gefolgt, ber in brutaler Unterbrüdung jeber politilchen Regung bis an 
bie äußerfle Grenze geht. Dur eine Belanntmadung vom 17. d. M, bat 
der Gouverneur bes Herzogtfums Schleswig ben berüdhtigteften Paragraphen 
der von ber bänifchen Regierung zur Zeit ber rücdfichtslofeften Gewaltherr: 
haft oetroyirten Verfaffungsverorbnung in einer Weife wieber eingefchärft, 
bie ſelbſt das Maß deſſen überfteigt, was das däniſche Regime gegen bie Bes 
völferung Schleswig in Anwendung zu bringen verfucht bat. Nicht genug, 
daß man preußilcherfeits ohne Scheu die Geltung für eine Verfaffungsverord- 
nung beanjprucht, über deren rechtswidrigen Charakter ſeitens der beutfchen 
Regierungen felber laut Beſchwerde geführt worben iſt; vielmehr fcheint man 
auch nur diejenigen Beſtimmungen dieſer VBerfaffungsverordnung als in Kraft 
ftehend erachten zu wollen, welche dazu dienen Tünnen, ber Unterdbrüdung eine 
Handhabe zu bieten. Denn während im offenften Wiberfprud zu ben feier 
lichften Zuficherungen, weldhe der Bevölferung Schleswigs beim Einrüden ber 
alliitten Armee von Seiten des Dbercommanbirenden ertheilt worden find, 
völlig abgefehen wird von jenen Beflimmungen der Verfaffungsverorbnnung, 
weldye das fortdauernde Beitehen einer Ständevertretung erheiſchen, die Eins 
berufung einer ordentlichen Ständeverſammlung in jebem britten Sabre ges 
bieten, fowie den Erlaß felbft von provijoriihen Gejeßen anders als unter 
perſönlicher Verantwortlichleit eines Miniſters in beſtimmteſter Weife aus: 
Ichließen, ift bie bloße Thatſache, daß Mitglieder der legten ſchleswig'ſchen 
Ständeverfammlung zu einer privaten Beiprehung ber Landesangelegenheiten ' 
fih zufammengefunden haben, ſchon als ein genügender Anlaß angefchen wor: 
ben, um auf das ftrengfte jene Beſtimmung des G 8 der Berfafjungsverorb« 
nung von 1854 wieder einzufchärfen, Durch welche jede Zufammenfunft bebufs 
Unterzeichnung einer gemeinfamen Petition oder Adrefje als ftrafbar erklärt 
wird, In diefer Ausdehnung und in folcher rüdfichtslofen Weife bat jelbft 
das dänische Gouvernement zu Feiner Zeit die Bethätigung bes Volfs an ben 
öffentlichen Angelegenheiten zu verhindern verſucht. So hat bie Furze Zeit 
von faum 3 Monaten bereits zur Genüge berausgeftellt, in "welcher Weile 
das preuß. Gouvernement bie Regierung in einem Lande zu führen gebentt, 
deſſen Rechte zu ſchützen nah ber Proclamation bes Commanbirenden ber 
alliirten Armee ber einzige Zweck fein follte, zu weldem die Großmächte bie 
Waffen ergriffen. Wie fchwer indeſſen auch dieſe Maßnahmen das Herzogthum 
Schleswig treffen, wie tief wir es auch beflagen mögen, baß ber Bevölkerung 
Schleswigs nad fo harten Prüfungen ftatt der verheißenen Freiheit nur neue 
Bebrüdungen zu Theil werben, und wie bitter wir es namentlih empfinden 
müffen, baß das Anfehen Teutichlands in jchwerfter Weife gefhädigt wird 
durch ſolche unmürdige Verkehrung bes Zwecks, für welchen unter begeifterter 
AZuftimmung ber ganzen beutichen Nation der Krieg gegen Dänemark begon⸗ 
nen worben, fo wird e8 doch immerhin als ein Gewinn erachtet werben müf> 
fen, daß nunmehr zum mindeften über die Zwede wie über bie Mittel ber 
preuß. Politik irgend welche Täuſchung nicht mehr obwalten kann. — Wenn 
dennoch nicht die wenigften preuß. Preßorgane, unb unter ihnen jelbft 
folcye, welche im Uebrigen ber Sache ber reiheit und bes Rechts zu bienen 
behaupten, ſich alles Pflichtgefühls bereits foweit entjchlagen zu Haben ſchei⸗ 
nen, daß fie bie beregten Afte bes preuß. Gouvernements binnehmen, ohne 
fih aud) nur gemüffigt zu finden, bie Ehre bes preuß. Volks gegen jede 
Mitverantwortlichfeit nachdrüdlich zu wahren, fo dürfen wir uns um fo mehr 
ber Hoffnung getröften, daß die demnächſt wieder zufammentretende preuß. 
Bolksvertretung an ihrer Stelle einer Aufgabe fi nicht entziehen wird, 
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bie nunmehr mit größter Oringlichkeit an fie herantritt, und daß gleichzeitig 
im übrigen Deutſchland man fih nicht an einer bloßen VBerurtheilung 


« ber preuß. Politit genügen laffen, fondern auch bie Nothwendigkeit erkennen 


wird, und nad Kräften zu unterſtützen in dem Kampfe gegen eine Gewalt, 
beren freiheitsfeindlicher Charakter bereits jettt fo offen zu Tage tritt. Es 
kann nicht fehlen, daß bie Bevölkerung Holfteins fich ber Pilicht im⸗ 
mer bemußter wird, im Kampfe für das Recht nicht allein mit aller Zähigfeit 
auszubarren, fondern auch durch erhöhte Anftrengungen zu erjeten, was durch 
bie Unterbrüdung Schleswigs jetzt ber Landesſache an thätiger Förderung 
entzogen werben mag. Mangelt es auch Holftein zur Zeit noch immer an 
ber Gelegenheit, durch feine gefeßmäßigen Organe der Stinme und ben be: 
rechtigten Forderungen bes Landes in nachdrücklichſter Form Ausdruck zu 
eben, fo iſt doch bei ber gegenwärtigen Lage bie Nothivendigfeit der Beru⸗ 
ung einer Landesvertretung eine fo bringliche, daß, fie noch ferner hinauszu⸗ 
ſchieben, ſelbſt ber weiteft gehenden Bebenflidyfeit als eine Unmöglichkeit wird 
erjcheinen müſſen. Ihrerſeits wirb bie Bevölkerung Schleswigs, wie 
fie dies ſchon einmal in ſchwerer Zeit befunbet bat, weit entfernt, ji vor 
ber Gewalt zu beugen ober ihren Rechtsſinn brechen zu Tafjen, um jo treuer 
ausharren, als ihr ja gegenmärtig Tein Zweifel mehr bleiben kann über bie 
Zukunft, die fie fih durch eine Unterwerfung unter das bermalige Regime 
bereiten würde. Zahlreiche Zeugniffe, die ums fortdauernd aus Schleswig 
zugehen, Taffen über bie patriotifche Gefinnung und den guten Muth ber 
Schleswiger auch Teinen Zweifel auffonmen. — So bürfen wir benn am 
Schluſſe eines Jahres, das mit den drohendften Anzeigen begonnen bat und 
in beffen Verlauf uns die ſchwerſten Prüfungen und Erfahrungen nicht erfpart 
geblieben find, um jo mehr getroft in die Zufunft blicken, als die Standhaf⸗ 
tigfeit und Ausdauer, welche insbefondere bie fchleswig-holfteinifchen Vereine 
befundet und durch ihre Wirkſamkeit auch in demjenigen Theile des Volfes 
wefentlich gefräftigt haben, ber fich bisher außerhalb bderfelben gehalten, auf 
das lebenbigfte gezeigt haben, wie bie alten Holſtentreue noch immer bie Probe 
befteht, jelbft dann noch, wenn Veriprehungen und Berlodungen zum Abfall 
fih in ein Gewand Fleiden, barauf berechnet, das Auge zu blenden dur den 
falſchen Schein, als ob die Untreue und Nechtsveradhtung die nationale Zu= 
funft und die freiheitliche Entwidlung Deutſchlands zu fördern vermödhten. 
Die ſchwere Gefahr, ber die Vereine und mit ihnen das Rand vor Jah— 
resfrift jo nahe flanden, fih durch Uneinigfeit und Parteiung felber 
bie Möglichkeit jedes gebeihlichen Wirkens abzufhneiden, fo bie Landesſache 
würdelos preiszugeben und zu einer Beute der Umſtände werben zu laſſen, 
biefe Gefahr darf gegenwärtig mit vollem Fug als befeitigt angefehen 
werben. ft auch der Amel, zu welchem bie Vereine gegründet worden, zur 
Zeit noch nicht erreicht, fo hat uns das vergangene Jahr body bargethan, daß 
eine Politik, welche in dünkelhaftem Uebermuthe die Wege bes Rechts und 
ber Ehre verſchmäht, doch bei allem Machtgepränge nur immer ihre Ohnmacht 
bloslegt, und baß ein feſtes mannhaftes Nechtsgefühl auf bie Dauer eine 
Macht wird, die früher oder fpäter auch den thatfächlichen Erfolg verbürgt”. 





Beniftpnnh, 151 


Berbeſſ 
zum fünften Jahrgang. 1864. 


Leider bat fi im ben vorhergehenden Jahrgang eine arge Verſtümmelung 
eines Actenflüdes eingefchlichen, auf bie wir zufällig aufmerkam acht wurben. 
Es betraf diefelbe ben auf Seite 52 aufgenommenen „Aufruf“ bes Goer Ausichufies 
in Frankfurt gegen das einfeitige Vorgehen ber beiden Großmächte, obwohl wir an 
ber Genauigfeit des Tertes zu zweilein um fo weniger Urſache hatten, als bas 
Actenftüd einem ber großen an Ort und Stelle in Frankfurt ſelbſt erſcheinenden 
Blatte entnommen wurbe. Tasfelbe Iautel jebodh: 

„Zwei Mächte, bie den Anſpruch verwirkt haben, die Großmächte Deut f hs 
lands zu beißen, find in offener Widerſetzung begriffen gegen das Recht bes 
Bundes, der Bundesſtaaten und ber Nation. Cigenmäctig haben fie ihre 
Truppen in das Bundesland Holftein gefenbet; gewaltthätig find fie über bie 
Grenze eines felbftftändigen Staates vorgebrungen: ohne Bunbesgenehmigung 
verfolgen fie ihren Meg, unter dem Vorwand, bie Erfüllung jener Verträge 
von 1851/52 zu erzwingen, bie im Namen bes Bundes geichloffen find. — 
Und diefer Rechtsbruch wird vollbracht nicht etwa im ungemeflenen Eifer für 
eine gute Sache, fonbern im Dienite ber verwerflichiten Bolitil. Die Ver: 
träge, ein Dedmantel früherer Schmach, nichtig von Anbeginn, überdies von 
Dänemark vielfach gebrochen, find duch ben Tob Friebrihs VII. und buch 
das Aufleben ber auguftenburgiichen Erbfolge inbaltlos geworden. Zwölf 
Fahre lang ließ man fie mit Füßen treten. Set, wo ihr Bollzug ber Sade 
ber Herzogthümer tödtlich wäre, fett man Heere in Bewegung, um biefen 
Vollzug zu erzwingen. — Preußen und Delterreich, indem fie von bem däni⸗ 
ſchen König die Ausführung der Verträge fordern, welche fein Vorfahr als 
Herzog von Schleswig-Holftein gefchloffen bat, erkennen ihn in biefer Eigen: 
haft an, ftellen fih auf ben rechtlofen Boden bes Londoner Protocolls, er- 
greifen Partei für die Feinde der Herzogthümer und Deutichlands, — Eine 
Anzahl beutfcher Regierungen bat gegen ben gewaltiamen Bruch der Bundes⸗ 
ordnung Broteft erhoben. Das Boll ber Herzogthümer, bie ganze entrüftete 
Nation fchließt ihrem Protefte fi) an. Wenn bie fünfhundert Abgeorbnneten 
heute abermals verfammelt wären, nicht bie Stimme eines Einzigen würde 
ſich ausſchließen von dieſem Proteſte, von biefem .VBerbammungsurtheil. — 
Mit dem nackten Proteſte aber iſt nichts gethan. Die Regierungen, die das 
Bewußtſein ihrer Pflicht und ihres Rechtes bewahrt haben, müffen handeln 
und belfen. Sie müſſen Handeln, wenn nidt ber Glaube an bie oft ge: 
rühmte Bedeutung der Mittelftanten bis an die Wurzel vertilgt, die monar⸗ 
hifche Staatsordnung in ihren Grundlagen erſchüttert, das Volk unaufbalts 
fam, früher ober fpäter, auf die Bahn ber Selbithülfe gebrängt werben ſoll. 
So fe und rüdfichtslos das Verfahren ber Gegner, fo kühn und energifch 
muß das ihrige fein. Auf ihrer Seite fteht das gute Recht, flieht der Wille 
der Nation. Sie Tämpfen um ben höchſten Preis, um bie Freiheit von 
öfterreichifcher und preußifcher Knechtſchaft, um bie Nettung ihres Dafeins. 
Die Gegner, umringt von inneren und äußeren Feinden, pochen mehr auf 
den Schein als auf ben Befit ber Uebermadt; fie find nur flark, wenn bas 
übrige Deutfchland rath- und muthlos zurüdweicht. — Viel zu lange ſchon 
wartet Deutichland auf den erften entſcheidenden Schritt, auf die Anerkennung 
bes Herzogs, ben das eigene Volt einmüthig mit lauter Stimme anerkannt 
bat. Keine Ausflucht, feine armglige Formfrage dürfte in einem Augenblid 
von fo verhängnißvoller Bedeutung bdiefen Ausſpruch ber Regierungen, für 
fih und am Bunbestag, länger zurüdhalten. — Mit Scham und Erbitterung 
fiebt das beutfche Volk die Truppen Defterreihs und Preußens ungehindert 
vordringen, fieht wie bie Behörde einer freien Stadt bie ſchnödeſte Mißhand⸗ 
Yung bemüthig hinnimmt und wie bie höchſte Behörde des Bundes fich vor 
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ber vollendeten Thatfache beugt, beren Vollendung zu binbern ihre heiligſte 
Pflicht war. — Keine Regierung‘ wirb fernerhin Anſpruch haben auf bie 
Achtung unb das Vertrauen bes Bolfes, bie nicht bie Sache ber Herzogthümer, 
das heißt ber Sache Deutichlands, ihre ganze Wehrkraft ohne Rück— 
halt zur Verfügung ſtellt. — Dies tft das Begehren, das wir aus⸗ 
zufprecden haben, nicht aus eigener Willfür, fondern — wir willen e8 — Im 
Namen ber Nation; ein ernftes umb großes Begehren, doch nidyt aus leicht⸗ 
fertiger Laune entfprungen, fondern bie Frucht ber tiefen Ueberzeugung, baß 
für Deutichlanb eine Stunde gefommen if, wo nur ber Entihluß, ehrenvoll 
Alles zu wagen, bie Gefahr abwendet, ſchmachvoll Alles zu verlieren. — Das 
beutfche Bolt ift erfüllt von biefer Ueberzeugung, iſt es auch erfüllt vom that⸗ 
kraftigen Entſchluß? Iſt es ſeinerſeits bereit, nicht nur zu proteſtiren, ſon⸗ 
bern zu handeln? — Alle Landesvertretungen, alle Gemeinden und Ge⸗ 
noſſenſchaften ruft die gleiche Pflicht, ſie ruft jeden einzelnen Mann in jedem 
deutſchen Lande, ſie ruft mit der lauteſten Stimme die Bevölkerung jener 
mädhtigften Staaten, die man verdammen will, das Werkzeug des Berraths 
zu fein. Preußen und Defterreiher! Im BDienfte ber unmürdigften Rolitit 
folen euere Söhne ihr Blut vergießen, full bie Steuer: und Schuldenlaft, bie 
euch bedrüdt, von Neuem anfchwellen, für ener Gut und Blut foll die 
Schande der Nation eingetaunfcht werben. — Deutſche in allen Ländern! 
Dulbet es nicht, daß ber böſe Wille der Einen und die Schwäde der Andern 
namenlofes Ungeil über Deutfchland bringt! Laßt nicht ab, Die guten Megie- 
tungen zu ftüßen, bie ſchwachen anzufjpornen, die fchlechten fchonungslos zu 
befümpfen. Weist bie kleinmüthige Einflüfterung von euch, es ſei doch 
Alles vergeblib — Ahr habt noch nicht Alles gethan. Sprecht nicht vom 
gemaltfamen Umfturz als dem einzigen Rettungsmittel, er ift bas legte und 
Außerfte, zu welchen ein Volk nur greifen barf, wenn es alle gefeßglichen 
Mittel bis auf die Neige erfchöpft hat. Handelt in der Uebung eueres 
geſetzlichen Rechtes, ftatt revolutionät zu ſprechen. Macht die Politik, dag 
Geſchäft eurer Mußeſtunden, zur täglichen Berufsarbeit, verbreitet die Bewe⸗ 
gung über Stabt und Land, über alle Klafjen der Geſellſchaft! Erneuert raſt⸗ 
los euere Forderungen, beftürmt die faumjeligen Fürſten; erbrüdt mit euren 
Anklagen die pflichwergeffenen Minifter! Die fchlechtgefinnten Regierungen 
fuhen Gelb zur Ausführung ihrer Plane. Berweigert ihnen ftandhaft in 
ben Landesvertretungen, was fie begehren, laßt feinen Zweifel darüber, daß 
einer Anleihe zu ſolchem Zwede niemals bie Anerkennung bes Landes und 
daß ben Helfershelfern bei einem ſolchen Geſchäfte ftatt Capital und 
Zinfen bie öffentlide Verahtung zu Theil wird! Steuert von 
euerem Reichthum und euerer Armuth zur Unterftüßung ber SHerzogthümer, 
gebt ihnen, wenn bie Zeit gefommen ift, Waffen und Männer, fo viel fie 
bedürfen. Laßt euch nicht entmuthigen durch das erſte Miplingen, nicht irre 
führen durch diplomatifche Winkelzüge, nicht einfchläfern durch ben zögernden 
Berlauf der Dingel — Dies find die Pflichten, die uns das Vaterland auf: 
erlegt. Thue Jeder bas Seine, mannbaft und beharrlich!“ 








II. 
Preußen. 


1. Jan. Der König weist beim Neujahrsempfang der Generalität gegen⸗ 
über mit großer Genugthuung und ſichtlicher Rührung auf bie ruhm- 
und ehremwolle Stellung hin, welche Preußen jebt, Dank ben Lei: 
tungen feiner vortrefflichen Armee im abgelaufenen Jahre, unter ben 
europ. Mächten einnehme. 

5. „ Der Oberpräfident ber Rheinprovinz erflärt als Wahlcommiffär 
bem Domcapitel von Köln, daß es fein Wahlrecht behufs Wieder: 
befegung bes erzbiſchöflichen Stuhls verloren und daß feine eigene 
Million als Wahlcommiffär aufgehört habe. 

„ Die Stadtverordneten-Verſammlung von Berlin conftituirt fich 
für 1865: die (oppofitionellen) HH. Kochhann und Reimer werben 
mit 77 und 57 Stimmen von 95 wieder zu Präfidenten und Dice: 
präfibenten gewählt. 

T. u Die (feudale) „Reform“ ſpricht fi dahin aus: 

„Die alte Staatsmarime, wonah Hannover Freund Defterreihs und 
Freund Preußens fein muß, immer mehr aber Freund Oeſterreichs, paßt jebt 
nicht mehr. ‚Ein Land, das, wie Hannover jett nad ber Befreiung ber 
Herzogthümer von Preußen umſchloſſen ift, beffen nach allen Seiten bin offen 
gelegene Hauptſtadt in wenigen Stunden von Minden und Magdeburg aus 
erreicht werben fann, vermag nur bann feine Scheinſouveränetät zu bes 
wahren, wenn es im Anſchluß an den benachbarten Großftaat feine Kräfte 
für deutſche Nationalintereffen nutzbar zu machen ftrebt. Mit einem Worte: 
die hannoveriſche Staatsfunft kann vernünftiger Weife ferner nur darin be= 
eben, fi an ben preußifhen Staat mit ber Bedeutung einer 
Provinz anzulehnen, um im Uebrigen als jouveräner euro= 
päiſcher Staat fortzueriftiren”. 

I. „ Das Kammergericht beftätigt das Urtheil erfter Inſtanz gegen ben 
Abg. Joh. Jacoby wegen feiner Rebe in ber Verſammlung feiner 
Wähler in Berlin, Gmonatliches Gefängnig wegen Majeftätsbeleidigung. 

13. „ Die officiöfe „Nordd. X. 3.” erklärt fi) gegen irgend welche Maß- 
regeln bezüglich einer Beröffentlihung ber päpſtlichen Encyelica durch 
die Bilhöfe. Das Organ der berrfchenden feudalen Partei, bie 
„Kreuzztg.“ ift außer den ultramontanen das einzige’ große Blatt 
Europas, das ſich entihieden für bie in der Enchclica und dem Syl⸗ 
labus niebergelegte Tendenz ausſpricht. 
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14. Jan. Feierliche Eröffnung bes Landtags. Die Thronrede des Königs 
iſt der Form nach verſöhnlich gehalten, beharrt aber wiederholt auf 
der Armeereorganiſation und ſtellt auch bezüglich der Frage des Bud⸗ 
getrechts keinerlei Conceſſionen in Ausficht. Bezügli der Herzog⸗ 
thümer ſagt ſie deutlich, daß Preußen die Erfüllung ſeiner Forde⸗ 
rungen jedem andern Act, auch und vor Allem einer Regelung der 
Erbfolgefrage voranſtelle; in Bezug auf dieſe werden die Rechtsfragen 
als ſtreitig bezeichnet; die preußiſche Erklärung an der Londoner 
Conferenz vom 28. Mai, die Herzog Friedrich als ben meiftbered- 
tigten anerkannt hatte, ift bamit aufgegeben. 


„Ein ereignifreiches Jahr Tiegt hinter ung. In bemfelben ift es mir ge= 
ungen, im Bunde mit Seiner Majeftät dem Kaiſer von Oeſterreich eine Ehren- 
ſchuld Deutfchlands, deren Mahnungen wiederholt und unter tiefer Er⸗ 
regung bes nationalen Gefühle an das gefammte Vaterland herangetreten 
waren, buch bie fiegreiche Tapferfeit der vereinten Heere vermittelit eines 
ehrenvollen Friedens einzulöfen... Nach einer hatbhunderkährigen, nur durch 
ehrenvolle Kriegszüge von kürzerer Dauer unterbrochenen Friedensperiode 
baben fich die Ausbildung und Mannszucht Meines Heeres, die Zweckmäßig⸗ 
keit feiner Berfafjung und feiner Ausrüftung in bem vorjährigen, durch Un 
gunfi der Witterung und durch ben tapfern Widerſtand des Feindes denkwür⸗ 
Digen Kriege glänzend bewährt. Es ift der jegigen Organifation bes 
Heeres zu verdanken, baß ber Krieg geführt werden fonnte, ohne bie Er— 
werbs: und Familienverhältniffe der Bevölferung durch Aufbietung ber Land⸗ 
wehr zu beeinträchtigen. Nach ſolchen Erfahrungen ift e8 um fo mehr Meine 
landesherrliche Pflicht, die beftehenden Einrichtungen aufrecht zu erhal⸗— 
ten und auf der gegebenen Grundlage zu höherer Vollfommenheit auszu = 
bilden. Ich barf erwarten, daß beide Häufer bes Landtags Mich in ber 
Erfüllung diefer Pfliht durch ihre verfaffungsmäßige Mitwirfung unterſtützen 
werben. Beſondere Pflege erfordert die Entwidlung der Marine Gie 
bat im Kriege durch ihre Leiftungen fich einen gerechten Anfpruch auf Anerkennung 
erworben und ihre hohe Bebeutung für das Land dargethan. Sol Preußen 
ber ihm durch feine Lage und politifhe Stellung zugemwiefenen Aufgabe ge: 
nügen, jo muß für eine entſprechende Ausbildung ber Seemacht Sorge ge: 
tragen und bürfen bedeutende Opfer für biefelbe nicht gefchent werben. In 
biefer Ueberzeugung wird Ihnen Meine Regierung einen Plan zur Erweite⸗ 
rung ber Flotte vorlegen... Daß bie günftige Finanzlage des Staats e8 ge: 
ftattet bat, ben dänifchen Krieg ohne Anleihe durchzuführen, muß eine 
große Genugthuung gewähren. Es ift bies mit Hülfe einer Sparfamen und 
umfichtigen Berwaltung, vornehmlich durch die beträchtlichen Ueberſchüſſe ber 

Staatseinnahmen in ben beiden legten Jahren, möglich geworden. Weber bie 
durch den Krieg veranlaßten Koften und bie zu ihrer Beftreitung verwendeten 
GSeldmittel wird ihnen nad bem Finalabſchluß für das verfloffene Jahr Meine 
Regierung vollfländige Vorlagen machen. Der Staatshausbalts- Etat 
für das laufende Jahr wird Ihnen unverzüglich vorgelegt werben... 
Ich habe der Thaten Meines Kriegsheeres nicht gedenken können, ohne barin 
die gleiche freudige und herzliche Anerkennung für das öſterreichiſche Heer 
mit einzubegreifen. Wie bie Krieger beider Heere in Waffen-Brüberichaft ben 
Lorbeer getheilt Haben, fo Hat bie beiden Höfe ben eingetretenen Verwicke⸗ 
lungen gegenüber ein enges Bünbniß verfnüpft, welches feine fefte und baus 
ernde Grundlage in Meinen und Meines erhabenen Verbündeten deutſchen 
Gefinnungen fand. In biefen Gefinnungen und in ber Treue gegen bie Vers 
träge Tiegt bie Bürgfchaft für bie Erhaltung bes Bandes, welches bie beutjchen 
Staaten umſchlingt und ihnen ben Schuß bes Bundes fihert. Der Triebe 
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mit Dänemark Hat Deutfchland feine beftrittinen Norbmarklen unb biefen 
bie röglicteit ber lebendigen Betheiligung an unſerem nationalen Leben zu⸗ 
rüdgegeben. Es wirb bie Aufgabe meiner Politik fein, biefe Errungenſchaft 
durch Einrichtungen ficher zu ftellen, welche uns die Chrenpflicht des Schußes 
jener Grenzen erleichtern und bie Herzogthümer in ben Stand fegen, ihre 
reichen Kräfte für bie Entwickelung ber Land- und Seemacht wie ber mates 
riellen Sntereffen bes gemeinjamen Baterlandes wirkſam zu verwertben. Unter 
Aufrechthaltung diefer berechtigten Forderungen werde ich bie Erfüls 
lung berfelben mit allen begründeten Anjprüchen, fo bes Landes wie ber Fürs 
ften, in Einflang zu bringen fuchen. Ich babe baher, um einen fihern Anhalt 
für Meine Benttheilung der ftreitigen Rechtsfragen zu gewinnen, bie 
Syndici Meiner Krone, ihrem Berufe entfprechend, zu einem Rechtögutachten 
aufgefordert. Meine rechtliche Weberzeugung und die Pflichten gegen Mein 
Land werben Deich Teiten bei bein Beitreben, Mich nıit Meinem boben Ber: 
bünbdeten zu verfländigen, mit welchen Ich inzwilhen den Befig unb bie 
Sorge für eine geordnete Verwaltung ber Herzogthümer theile. Es gereicht 
Mir zur lebhaften Befriedigung, baß bie Friegeriihen Verwidilungen auf den 
engften Kreis beſchränkt geblieben und bie nabeliegenden Gefahren, welche daraus 
für ben europäiſchen Trieben hervorgehen konnten, abgewendet worben find. 
Die Wieberberftellung ber diplomatifchen Berbindbung mit Dänemark ifl ein: 
geleitet und es werden fich, wie Ich feft vertraue, bie freundlichen und gegen- 
jeitig förbernden Verhältniffe ausbilden, welche fo jehr dem natürlichen In⸗ 
kereffe beiber Länder entſprechen. keine Beziehungen zu allen übrigen Mäd: 
ten find in Feiner Weiſe geftört worden und fahren fort, bie glüdlichften und 
erfreulichiten zu fein. Meine Herren! Es ift Mein dringender Wunſch, daß 
ber Gegenfaß, welder in ben legten Jahren zwiſchen Meiner 
Regierung und bem Haufe ber Abgeordneten obgewaltet bat, feine 
Ausgleihung finde. Die bedeutungsvollen Ereigniffe der jüngften Vergangen⸗ 
heit werden bazu beigetragen haben, die Meinungen über das Bebürfniß ber 
verbefjerten Organifation des Heeres, die ſich in einem jiegreich geführten 
Kriege bewährt hat, aufzuklären. Die Rechte, welche ber Yanbesvertretung durch 
bie Berfafjungsurfunde eingeräumt worben find, bin Jh auch ferner zu achten 
und zu wahren entſchloſſen. Soll aber Preußen feine Selbftändigfeit und bie ihm 
unter ben europäifhen Staaten gebührende Machtſtellung behaupten, jo muß 
feine Regierung eine fefte und ftarfe fein, und kann fie das Einverſtändniß 
mit ber Yandesvertretung nicht anbers als unter Aufrechthaltung ber Heeres: 
Einrichtungen erfireben , welche bie Wehrhaftigfeit und bamit bie Sicherheit 
des Baterlandes verbürgen. Der Wohliahrt Preußens und feiner Ehre iſt 
Mein ganzes Streben, Mein Leben gewidbme. Mit dem gleichen Ziel vor 
Augen, werben Sie, wie Jh nicht zweifle, den Weg zur vollen Verftändigung 
mit Meiner Regierung zu finden willen und werben Ihre Arbeiten dem Va⸗ 
terlande zum Gegen gereichen“. 
Erſte Sitzung beider Häuſer. Präfident Grabow bewillkommt 
das Abg.Haus mit einer Rede, in der er ausſchließlich der Befrie⸗ 
digung über die ruhmvollen kriegeriſchen Ereigniſſe bes verfloſſenen 


Jahres Ausdruck leiht: 
„... Die Scharte von Olmütz iſt ausgewetzt, ber Londoner Vertrag vom 

8. Mai 1802 zerriſſen, Preußens verpfündete Ehre auf Schleswigs Fluren 
ruhmreich eingelöft.. .” 

15. Jan. Das Herrenhaus befchließt einftimmig, auf die Thonrebe feiner: 
feits eine Antwortsabrefje zu erlaffen. 

16. „ Das Abg.Haus wählt zu feinem Präftdenten Grabow mit 222, 
zu Vicepräfinenten v. Unruh mit 180 und v. Bodum-Dolffs mit 230 
Stimmen. Der Canbidat der Fatholifchen Fraction, Ofterrath, bringt 
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es auf 48, ber Candibat ber fenbalen Partei, v. d. Heydt, auf 31 
Stimmen. (Die feubale Fraction des Haufes zählt 35, die Fraction 
bes Tinten Centrums unter Bodum:Dolffs 111, die Fortfhrittspartei 
137 Mitglieder.) Rebe. Grabows nach feiner Wahl: 


„Bei unferer letzten Entlaffung ward einftweilen auf bie Hoffnung einer 
Verfländigung mit biefem Haufe verzichtet. Seitdem find Verfolgungen ber 
liberalen Grete Disciplinirung der liberalen Beamten, Nichtbeftätigungen ber 
liberalen Communalwahlen, Berunglimpfungen, Verbächtigungen und Vers 
leumbungen ber liberalen Staatsbürger in noch flärferem Maße als in ben 
früheren Jahren eingetreten, Die liberale Gefinnung iſt in ben Bann ge= 
than. (Schr wahr.) Die Weberzeugungstrene, ber ſchönſte Schmud des alt= 
preußifchen Beamten, ift in bie neupreubifche Acht erklärt. (Lebhaftes Bravo. 
Sehr gut!) Lie Art wirb an ben feit 1808 die ſchönen Früchte: Gemeinfinn 
und Gemeinwohl treibenden Baum der Selbftvenwaltung ber Städte und Ges 
meinden gelegt, um bie dreimal erprobte Öffentliche Dreinung, die ſtärkſte Macht 
im Staat, zur Umfehr zu flimmen, das Abgeorbnetenhaus zur Unterwerfung 
zu zwingen und bamit ber Verfaffung bie Lebensaber zu unterbinden. (Bravo!) 
Tod das Gewiflen des preußiſchen Volkes und feiner erwählten Vertreter, 
welche vor Gott unb ber Krone geſchworen haben, bie Verfaffung gewifjenhaft 
zu beobachten, Täßt fich durch Feine Macht der Erbe in Heilighaltung ber ver= 
faffungsmäßigen Nechte der Krone und bes Volkes beugen. (Bravo.) Den 
königlichen Wahlfprud), „Nur wer fi auf ben Fels bes Rechtes ftellt, ber 
fteht auf dem Feld ber Chre und bes Sieges“ — haben aud wir zu dem 
unfrigen erforen. (Sehr gut.) Unter bdiefem Banner können wir bie fchon 
feit Kahren auch von und dringend gewünfchte, aber bisher vergeblich erftrebte 
Berftändigung nur auf einem Wege finden, ber e8 uns möglid macht, bie 
beſchworenen und unferer gewiffenhaften Treue anvertrauten Rechte bes Volfes 
nicht Preis zu geben (Bravo!). Möge die Tönigliche Staatsregierung mit uns 
einen folchen Weg betreten zum Heil und Frommen unferes Vaterlandes, 
beffen Wohlfahrt und Ehre wir zu allen Zeiten in unferen treuen Preußen: 
berzen hoch und heilig halten“. 


17. Jan. Abg.Haus: Der Dlinifter des Innern proteftirt gegen bie zweite 
Cröffnungsrede Grabows vom 16. d. Der Finanzminifter überreicht 
das Budget für 1865. Henning trägt darauf an, bie Borberathung 
‚bes Budgets durch das ganze Haus vorzunehmen; der Antrag wird 
verworfen und das Budget an den Ausfchuß gewieſen. 


18. „ Die N. A. 3. erinnert an das Erfenntni des oberiten Gerichts- 
hofes vom März v. %. bez. der Veröffentlichung objectiv ftrafbarer 
Aeußerungen aus den Lanbtagsverhandlungen und warnt bie Zei: 
tungen. Der Bolizeipräf. von Berlin und fämmtlidye Regierungs- 
präf. erhalten von ber Regierung bie Weifung, die Berichte ber 
Preffe über die Landtagsverhandlungen nad jener Entiheibung zu 
behandeln. 


19. „ Abg.Haus: bie Abg. Reichenfperger (kath. Traction) und Wa— 
gener (feubale Fraction) tragen auf eine Antwortsabrefje an und 
bringen Entwürfe ein. Das Haus lehnt den Antrag auf Verweis 
fung berfelben an eine Commiſſion ab und befchließt, fofort zur Schluß: 
berathung zu jchreiten. 
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24. Kan. Anrehbebatte des Abg.Hauſes: Nebe bes Minifters bes Innern 


” 


30, 


Graf Eulenburg: 


n... Ein Nachgeben in ber Milttärfrage ift ganz unmöglich! Weder ber 
jegige preußiiche Monarch noch irgend ein König Preußens wird von ben 
Principien diefer Armee-Reorganijation und von ben geſetzlichen Beflimmungen, 
von welchen er glaubt, baß fie nothwendige Gorrelate berfelben find, nur einen 
Funken bergeben. Und bie Könige von Preußen werben länger befteben, als 
die Zjährigen Sikungsperioben des Abgeorbneienhaufes.... Geben Sie ben 
Berfuh, Ihr Bubgetrecht an ber Militärfrage zu probiren, auf, fuchen Sie ein 
anderes Thema, einen andern Punkt, an weldem Sie glauben, es geltend 
machen zu müffen! Ich glaube aber, Sie werben feinen finden ; benn Sie 
werden die Regierung bereit fehen, ba, wo nicht factifche Umſtände e8 uns 


‘ möglich machen, Ihnen zu willfahren und gerne bie Auslegung bes Art. 99 


uzugeben, weldye Sie wollen. Lafjen Sie bies Factum aus ber Welt vers 
—— dann wird es uns Allen als Lehre dienen für künftige Zeiten, und 
der ganze Kampf, den wir ſeit 2 Selen kaͤmpfen und ber, falls Sie in bie: 
jem PBunfte nicht nachgeben, unabjehbar fortgeführt wird, kann mehr zum 
Heile des Baterlandes dienen und mehr zur Entwidelung des Verfaſſungs⸗ 
lebens beitragen, als wir jebt ahnen. Ueberlafien Sie bie Bethätigung bieler 
Anſchauung nicht Ihren Nachfolgern, Tegen Sie jo fchnell als möglih Hanb 
ans Werf, Preußen einig zu maden und fo groß und ſtark, ala es zu fein 
verdient”. 

Das Haus lehnt es ab, eine Adreſſe zu erlaflen, unb verwirft 
den Reichenipergerfhen Entwurf mit 275 gegen 24 Stimmen, ben 
feudalen Entwurf ohne namentlihe Abftimmung. 


„  Woreßbebatte bes Herrenhauſes. Rede Bismards über den Krieg 
gegen Dänemark und die dfterr. Allianz. Die Antwortsadrefle er: 
Märt, das Haus werde 
„in ber Vertheibigung aller wohleriworbenen Rechte, insbejonbere aber ber 
geheiligten Rechte ber Krone, ſowohl auf bem Gebiete ber Heereseinrichtungen 
ald auf jebem andern Gebiete unverbrühlich zu Ew. Majeſtät Regierung 
ftehen” und betont noch beſonders: „In den rubmvollen Erfolgen ber preuß. 
Waffen erfennen wir mit gerechtem Stolz eine erfte Frucht ber neuen 
Heeresvperfaffung, welde E. K. M. eigenftes Werk if. Dank Ew. 
Maj, für das im rechten Augenblid begonnene unb mit Feſtig⸗ 
Teit durchgeführte Werk, beflen beilfjames Ziel ift, unter ſorglicher Scho⸗ 
nung ber Kräfte des Landes, Preußen auf ber ihm gebührenden Machtftufe 
zu feinem eigenen Heile und zum Heile von ganz Deutfchlanb zu erhalten‘ 
und wird mit 84 gegen 6 Stimmen angenommen. 
„ Antwort des Königs auf bie Adreſſe bes Herrenhauſes: 


mer. Ich bin in ber Thronrede ber Landesvertretung entgegengekommen; 
nun iſt es an ber Landesvertretung, auch Mir entgegen zu kommen. . .." 


1. Febr. Der Stabtlämmerer Hagen von Berlin. wird, nachdem er bie 


ihm auferlegte Strafe von 100 Thlen. erlegt, in fein Amt wieber 
eingejett. 


2. m Abg.Haus: Die vereinigten Commifjionen für Handel und Ges 


werbe und für Finanzen und Zölle beſchließen bezüglih ber Eifen- 
bahnvorlagen ber Regierung beim Haufe baranf anzutragen, eine Be 
ſchiußnahme bis zu gefeßlicher Feſtſtellung eines Budgets für 1865 
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auszuſetzen, eventuell, falls das Haus biefem Antrag nicht zuftimmen 
follte, die Berwerfung ber Borlagen zu empfehlen. 

3. Behr. Eine Verſammlung der Meiftbetheiligten der preuß. Bank er: 
theilt unter dem Vorſitze des Hanbelsminifters der Megierung ihrer: 
ſeits einftunmig die Ermächtigung zur Errichtung von Filialen aud) 
auf nichtzpreußifchen aber deutſchen Handelsplätzen. 

„ Die Stabtverorbneten von Königsberg wählen ben Kämmerer 
Hagen von Berlin zum Oberbürgermeifter der Stabt. 

8., Abg.Haus: Der Kriegsminifter Iegt dem Haufe eine Militärno- 
velle „Geſetzesentwurf betr. Abänderung und Ergänzung des Geſetzes 
über die Verpflichtung zum Kriegsbienft vom 3. Sept. 1814“ vor. 
Derjelbe enthält Feinerlet Concefjionen und ift von feinen Motiven 
begleitet. Der Miniſter erläutert fie blos mündlich, aber „Wort 
für Wort im Sinne bes Minifteriume” 

9, „ Eine Deputation aus Köln überreicht dem Präfidenten Grabow eine 
filberne Bürgerfrone. Grabow nimmt fie an, „nicht für fi, fon: 
bern Namens der liberalen Mehrheit des Haufes”. 

141.—15. Febr. Abg.Haus: Debatten über das Coalitionsreht und bie 
Arbeiterfrage überhaupt. Erklärung des Handelsminiſters. Antrag 
Wageners und ber feubalen Fraction. Das Haus nimmt fchließ- 
lih mit großer Mehrheit den Antrag feiner Commiffion an unb 
ſpricht fih für Aufhebung der (das Coalitionsrecht beſchränkenden) 
65 181 und 182 der Gewerbeordnung von 1845 aus. 

20. „ Das Abg.-Haus beſchließt auf den Antrag bes Grafen Schwerin, 
bie Berathung bes Antrags der Kommifjion bez. der Eijenbahnvor- 
lagen der Regierung (j. 2. Febr.) vorläufig auf 14 Tage auszufeßen. 

22. „ Das Abg.-Haus erflärt zwei Neuwahlen in Schleflien wegen un- 
geſetzlicher Wahlbeeinfluffung von Seite der Regierung für ungültig. 

25. „ Die Stabtverordneten von Stettin lehnen mit Rückſicht auf bie 
allgemeine Lage bes Landes mit 27 gegen 23 Stimmen bie ihnen 
zugemutheten Empfangsfeierlichkeiten für ben Kronprinzen ab. 


8—10. März Abg.Haus: Debatte Über die Beſchwerde ber Stabtverorb- 
verjammlung von Breslau gegen bie Negierung wegen Beſchränkung 
der Competenz und felbft des verfaffungsmäßigen Petitionsrechts ber 
Stabtverorbnetenverfammlungen. Der Minifter des Innern beharrt 
auf dem Syſtem der Regierung. Das Haus befchließt auf den An- 
trag Gneifts mit überwiegender Mehrheit (dagegen ſtimmen nur bie 
Feudalen und einige Katholiken): 

„Das Haus erklärt, baß alle Diinifterialrefcripte, welche das Petitionsrecht 
ber Magiftrate und Stabtverorbneten befchränfen ober unterfagen, und alle 
ade, gerichteten Erecutivmaßregeln dem Art. 32 der VBerfafjung wibers 

9. „ Die Stabtverorbneten von Köln lehnen mit Rückſicht auf. bie allg. 
Lage des Landes jebe ihnen zugemutbete Bewilligung für die Feier 


⸗ 
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des 50jägrigen Aubiläums der Bereinigung ber Rheinlande mit ber 


Krone Preußens ab. 


12. März Erzbiſchof Praylusti von Bofen +. 


13. 


14. 


16. 


17, 


„ Da die öffentlihe Meinung in Köln gegen bie eier bes Jubi⸗ 
(äums geht, jo wirb von einer Conferenz zwiſchen Vertretern bes 
Provinziallandtagse und den Behörden von Aachen beichloffen, den 
König auf den 15. Mai nad) Aachen zur eier des Jubiliäums ein: 
zuladen. 

„ Abg-Haus: Beginn der Debatte über ben allg. Vorbericht der 
Commiſſion bezüglid, des Budgets für 1865 und beifen Behandlung: 


Antrag ber Commiſſion, zu beſchließen: 1) In dem vorgelegten 
Staatshaushalts⸗Etat iſt eine richtige Vertheilung ber Staatsausgaben nicht 
zu erfeunen. 2) Der Militär:Etat bebarf einer wejentlihen Umgeftaltung 
und Ermäßigung. 3) Für probuctive Zwecke, Stromregulirungen, Weges 
bauten, Lanbesmeliorationen, für Unterricht und Wiffenichaft, besgleichen I 
Verbeſſerung der Gehalte ber Lehrer, ber Subaltern: und Unterbeamien und 
bes Solbes ber Unteroffiziere und &emeinen ber Armee find größere Sum⸗ 
men als bisher zu verwenden. 4) Die Gebäubefteuer ift unter Ueberlaffung 
des Ueberſchuſſes an die Gemeinden auf ben urjprünglich veranſchlagten Be⸗ 
trag von 2,843,260 Thlr. jährlich feſtzuſtellen. 5) Es iſt eine geſetzliche Um⸗ 
wandlung ber Klaſſen⸗ und Einkommenſteuer dahin vorzunehmen, daß jährlich 
durch das Budget ſuſgeſten werde, für welche Monate die Klaſſen- und Ein⸗ 
kommenſteuer zu erheben iſt. Virchows Antrag 6) Das Abg.-Haus fordert 
die k. Staatsregierung auf, ben vorgelegten Entwurf des Staatshaushalts⸗ 
Etats zurückzuziehen und einen neuen Entwurf auszuarbeiten, in welchem ben 
Beſchlüſſen von 1—5 Rechnung getragen wird — war von ber Commiſſion 
abgelehnt worben]. 

Der beigefügte Bericht ber Commiſſion ift eine umfangreiche Denk⸗ 
ſchrift mit zahlreichen Tabellen, bie eine, theilweife bis zum Jahre 1849 zu: 
rüdgreifende, vergleichende Weberjicht ber preuß. Finanzverwaltung gewähren. 
Ein Nachtrag bazu behandelt den inzwijchen bekannt gewordenen Staatsminiftes 
rialbeſchluß vom 12, Febr. 1864 (bezüglid ber Grunbjäße, nad weldyen in 
Ermanglung eines gejeglihen Budgets die Verwaltung während des laufenden 
Sahres 1864 geführt werben fol): „Nach dieſem Beſchluß Hat bas Staats: 
minifterium für das ganze Jahr 1864 bie Finanzverwaltung lediglich nach 
ben Grundſätzen des abjoluten Staates eingerichtet”. 

Wagener (feubal) trägt auf motivirte Tagesordnung an. Virchow bringt 
feinen Zufabantrag ein. 


„ Abg-Haus: Fortfeßung ber Debatte über ben Vorbericht der Bub: 


getcommilfion. Der Yinanzminifter erklärt, daß die Regierung den 
Anträgen ber Commiſſion niemals zuftimmen könne und namentlich, 
daß eine irgenb wejentliche und bedeutende Verminderung bes Mili- 
tärbudgets nicht zu Stande fommen werde Der (feubale) Abgeord⸗ 
nete Wagener ſpricht die Hoffnung aus, daß bie Staatsregierung 
demnädft einen von S. M. dem König felbft vollgogenen Etat förm⸗ 
G in ber Gejetfammlung publiciren werde. (Heftiger Lärm: Eib- 
uch!) | ’ 

„ Beginn bes zweiten Polenprocefjes in Berlin, 

„ Der erfle Senat des Obertribunals entſcheidet im eriten Falle, 
der an ihn gelangt, in ber GSteflvertretungsfrage in letzterer In⸗ 
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ſtanz zu Gunſten der Regierung, nachdem bie beiden größten Ober: 
gerichte Altpreußens, das Berliner Kammergericht und bas Breslauer 
Appellationsgericht in zweiter Inſtanz gegen die Regierung entfchieben 
hatten. 


18. März. In Köln beſchließt eine Verſammlung auf Betrieb des Ober: 


20. 


23. 


24. 


bürgermeiſters Bachem, das Jubiläum doch zu feiern. Dagegen lehnen 
auch zu Efien die Stadtverorbnneten bie Betheiligung an ber eier ab. 
„Abg.Haus: Fortſetzung ber Debatte über den Vorbericht der Bub: 
getcommifjion. Der Kriegsminifter erllärt, daß die Ueberzeugung 
ber Regierung von der breijährigen Dienftzeit fich nicht verändert habe. 
„Wenn Preußen die Reorganifation aufgibt, um dem theoretiſch ganz 
wohlbegründeten Verlangen nad dem Budgetrecht zu entjprechen, fo 
ift unfer Anſehn in Europa zerſtört!“ 

„ Abg.-Haus: Fortſetzung ber Debatte über ben Vorbericht der Bud» 
getcommiflion. 

Der Kriegsminifter erflärt nochmals, die Frage ber dreijährigen Dienft- 
zeit fei entichieden durch das Gefeß von 1814 und fie werde jo lange ent: 
ſchieden fein, bis fich die brei Factoren in biefer Beziehung über ein anderes 
Geſetz geeinigt hätten; er warnt bie Oppofition, le tout pour le tout zu 
fpielen. „Die Regierung fteht bis zu dieſem Augenblid in ber entjchiedenen 
Sntention, ben Abfichten Seiner Majeftät gemäß, ben verfaſſungsmäßigen Zu- 
ftand zu retabliren, fo weit er.alterirt it. Dazu müflen Sie bie Hand bieten, 
aber nicht Vorſchläge machen, welche zu dem geraden Gegentheil führen. 
M. HH.! Wenn Sie das verſchmähen, bann fteht allerdings bie Trage auf einem 
ganz andern Blatt, dann hanbelt es ſich nicht mehr um eine Rechtofrage, es 
handelt fih dann um eine Eriftenzirage! Nun wählen Sie!” (Langbauernbe 
Bewegung.) Rebe Simfons — in Antwort auf diejenige des Kriegs⸗ 
minifters: „Das Jahr 1848, aus dem unſere Verfaſſung ſtammt, war für 
Berjaffungen fein befonbers günftiges; aber wer da glaubt, leicht mit ihr fertig 
zu werben, wird bald vor einer andern ftehen, die jener wenig gleichen wird. 
Der neue Lenz bringt neue Saaten mit — unb jchwerlich erfiehen bann beide 
Häufer wieber. Ich befenne mich zu bem Streben nach WMachterweiterung, 
das der Kriegeminifter bem Haufe zum Vorwurf macht; benn das Ausgabe- 
bewilligungsvecht genügt ihm nicht, um feine Pflicht erfüllen zu Tünnen. Der 
Kriegsminifter hätte fich befinnen follen, zu fagen, wir fpielten le tout pour 
le tout. Man Tann gebrängt werben, über feine Gränzen binauszugeben. 
Wir verlängern ben Hebel, bis er bridt, jagt ber Kriegsminifter; ich weiß 
bafür, daß jeber Krug zu Waſſer gebt, bis er bricht”. 

„ Das Abg.Haus erflärt die Wahl des (feubalen) Hrn. v. Tettau 
(der in Eylau gegen Saufen-Sulienfelde mit 167 gegen 166 Stim- 
men gewählt worben ift) wegen Wahlbeeinfluffung ber Regierung 
für ungültig (bagegen bloß bie feubale Fraction). 

„ Eine Vollsverfammlung in Köln erklärt fih mit dem Beſchluß 
ber Stabtverorbnetenverfammlung bezügli des Jubiläums einver- 
ftanden. 

„ Abg.Haus: Abftimmung über die Anträge des Vorberichts der 
Budgetcommiffion. Die Anträge 1-3 werden mit allen Stimmen 
gegen bie ber Feudalen, Antrag 4 gegen bie ber Feudalen und Alt: 
liberalen, Antrag 5 wieder blos gegen bie der Feudalen und ſchließ⸗ 
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lich mit Mehrheit auch der Zuſatzantrag 6 von Virchow ange⸗ 
nommen. 

28.—29. März Abg. Haus: Debatte über den Commiſſionsantrag (Mi⸗ 
haelis) auf Verfchiebung einer Beichlußfafjung über die Eifenbahn> 
vorlagen ber Regierung bis nach geſetzlicher Teitftelung bes Etats, 
eventuell auf Verwerfung berjelben. Spaltung der Oppofition. 
Mit 178 Stimmen (einiger Mitglieder der Yortichrittspartei, bes 
größeren Theils des linken Gentrums, ber kathol. Fraction, der Alt: 
liberalen und ber Feudalen) gegen 108 Stimmen (der großen Mehr: 
heit ber Fortichrittspartei und eines Kleinen -Theils des linken Gen: 
trums) wird ber Commifjionsantrag abgelehnt und der Antrag bes 
Abg. Benda angenommen, der der Regierung zwar nicht ein Anlehen, 
wie fie gewünfcht hatte, bewilligt, aber doch bie Mittel zum Bau der 
projectirten Cijenbahnen, indem fie aus ber Staatscafje entnommen 
werben follen und zwar zunächſt durch Verkauf der nach dem Ge⸗ 
feße von 1853 aus dem Ertrag der Eifenbahnabgabe für Rechnung 
des Staats angelauften und bei der Hauptverwaltung ber Staats: 
ſchulden niebergelegten Eifenbahn-Stammactien. 


31. „ — 1. April. Abg.Haus: Debatte über die Bankvorlage ber Regie: 
rung, an allen Handelsplätzen Deutſchlands, wo fih das Bedürfniß 
herausftellt, Comptoire, Commanditen und Agenturen ber preußifchen 
Bank zu erridten. Die Commillion trägt darauf an, bas Verlangen 
ber Regierung zu genehmigen, aber es auf Hamburg und bie Her: 
zogthümer zu beichränten. Das Haus verwirft jeboh mit großer 
Mehrheit bie Negierungsvorlage fowohl als den Kommiflionsantrag. 

5. April. Abg.Haus: Der Kriegsminifter legt dem Haus einen Geſetzes⸗ 
entwurf, außerordentliche Gelbbewilligungen für die Marine betr., 
vor. Die Regierung verlangt für die nächſten 6 Jahre 19 Mil. 
zu SHafenbauten und Beihaffung von Kriegsihiffen, wovon 10 Mil. 
mittelft einer Anleihe aufgebracht werben follen. Der Kriegsminifter 
begründet die Vorlage in einem längern Vortrage: 

„Preußens und Deutſchlands Küften und Handel müſſen gefhütt werben ; 
dazu ift erforderlih, baß die Schlachtitärfe unferer Flotte weſentlich vermehrt 
werbe. Es find unter biefen Umftänben gegenwärtig bie Ziele der Staats⸗ 
regierung zunächſt darauf gerichtet, uns ein genügenbes Hafenetabliffement, fo: 
wohl in ber Oftfee als in ber Norbfee, zu Adern. Es ift früher bie Abſicht 
ber Staatsregierung gewefen, wenn auch mit fchweren Opfern, einen Hafen an 
ber preußilchen Oftjeefüjte zu gründen und zugleih bie Bauten an unferem 
Nordſee⸗Etabliſſement fo weit fortzufegen, dak wir bald im Stande fein wer: 
ben, den Kriegshafen an ber Jahde gleichfalls zu benügen. Da Preußen 
gegenwärtig im Befig eines für bie Zwede ber Kriegsmarine 
woblgeeigneten Hafens ift, und zu gleiher Zeit entſchloſſen 
ift, im Beſitz dieſes Hafens zu bleiben (Bravo! rechts), fo wird vor⸗ 
läufig von der Begründung eines bejonderen Hafenetabliffementd an ber preuß. 
Oſtſeeküſte Abftand genommen werden können. Nichtsbeitoweniger bedarf auch 
unter ben oben bemerkten Umftänden das Hafenetabliffenent, welches bie Res 
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gierung ins Auge gefaßt hat, weſentlicher und erheblicher Aufwendungen. 
Für dieſe Aufwendungen, ſowie für bie Befeſtigungen des Hafenetabliſſe— 
ments in ber Kieler Bucht, ferner für die Vollendung bes Hafenetabliffements 
an ber Jahde mit den bazu nothwendigen Befeftigungen, ferner zur Beihaffung 
ber nöthigen Schiffe, beren wir bebürfen, um wenigftens unjern ſchwächern 
maritimen Nachbarn gewachſen zu fein, fowie endlich für die Beichaffung gro⸗ 
Ber, gezogener Gußftahlgefhüge bedürfen wir diejenigen Mittel, welche bie Re: 
gierung bei dem Lanbtage beantragt”. 

Der beigefügte Flottenerweiterungs plan ber Regierung verlangt für 
bie Marine Preußens einen achtunggebietenden Standbpunft unter ben See: 
mächten zweiten Ranges. ALS dazu erforderlich wird bezeichnet: eine Schlacht: 
flotte von 10 Panzerfregatten und 10 Panzerbatterieen zur Vertheidigung ber 
befeftigten Küften und Häfen; 8 gebedte Schraubencorvetten von 28 und 6 
Stattdedscorvetten von 17 Kanonen zum Schub bes überfeeifchen Handels, 
6 Dampfavifos zur Beobachtung bes Feindes und zum Depeſchendienſt. — In 
bee Motivirung der Vorlage ift zur Flottenftation „bie Friedrichsort zu: 
nächſt liegende Bucht bes Kieler Hafens“ auserjehen, das am Ufer anzulegenbe 
Marinetabliffements „wird ben größten Theil bes ziemlich langen Strandes zwi- 
chen Friebrichgort und ben Boßbrober Hügeln bei Holtenau einnehmen". Hiefür 
find 3,800,000 Thlr. poftulirt. „Hierzu treten noch die Koſten für bie forti- 
ficatorifche Sicherftellung bes Etabliffements. Die bamit zu erreichenden Zwecke 
find: 1) die fräftige Vertheidigung ber Einfahrt in die Kieler Bucht; 2) bie 
vollftändige Sicherung bes Hafens fowie ber Werftanlagen mit allem Zube: 
hör gegen ein Bombarbement von ber Lanbfeite; 3) Sicherung bes Marine: 
etabliffements gegen einen überraſchenden gewaltjamen Landangriff. Der erfte 
Zweck kann vollftändig erreicht werden, wenn in erfter Linie zu beiden Seiten 
der Einfahrt in bie Bucht je ein Fort erbaut, in zweiter Linie die Feſte Frieb- 
richsort rvetablirt und an dem gegemüberliegenben Strande eine Batterie an: 
gelegt wird, alle biefe Werke aber mit ben ſchwerſten Gefhüten armirt wer: 
den. Der zweite Zwed bedingt zu beiden Seiten ber Bucht bie Anlage von 
fünf weit genug vorgefchobenen entiprehend armirten Forts, um feindliche 
Batterien in angemeljener Entfernung zu halten. Um den britten Zweck zu 
erreichen, ift eine einfache, aber flurmfreie Umſchließung des Marineetabliſſe⸗ 
ments unentbehrlich; fie wird Durch eine gebedte Communication mit ber Feſte 
Friedrihsort in Verbindung zu bringen fein”, Für dieſe Befeftigungen find, 
nebft den Garnifoneinrichtungen für die Beſatzung, 2,350,000 Thfr. erforder: 
li; hierzu bie Koften für das Marineetabliffement mit 3,800,000 Thlr., 
macht für den Kieler Hafen zufammen einen Bedarf von 
6,150,000 Thlr. Sodann werden gefordert: zu ben Hafen: und Befeftigungs- 
bauten an ber Jahde 8,285,000 Thlr., zur Anſchafſung von vorläufig zwei 
Panzerfregatten 4,180,000 Thlr. und zur Beichaffung ſchwerer Gußftahlges 
fhüge für die vorhandenen Schiffe 1,000,000 Thlr., fo daß ber Gefammtbes 
barf für die nächſten 6 Jahre ſich auf 19,615,000 Thlr. veranfchlagt. Der 
ganze Bebarf für bie Flottenerweiterung ift auf 324 Mil. und mit Einfchluß 
ber nöthigen Geſchützreſerve auf 34,593,500 Thlr. veranfchlagt, und zur Aus: 
führung eine zwölfjährige Friſt vorgefehen. 


5.—6. April. Abg- Haus: Neue Debatte über den Mißbrauch des Ober: 


6. 


auffichtsrechtes von Seite ber Regierung gegenüber den Stabiverorb: 
netenverfammlungen. Rede Gneifts. 

„ Das Abg.-Haus genehmigt einftimmig die neuen Zollvereinsver: 
träge. 


T „ Abg.Haus: Bubgetbebattee Der fog. Dispofitionsfond für Preß- 


ſachen mit 36,000 Thlrn. wirb mit großer Mehrheit wiederum ge: 
ſtrichen. 
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8.April. Eine k. Eabinetsordre verfagt der Wahl bes Berliner Stabt: 


fammerers und Abg. Hagen zum erften Bürgermeifter von Königs: 
berg bie Beſtätigung. 


40. „ Vorfall in Infterburg: Proceß gegen 4 flüchtige Polen. Das 
Gericht ſpricht fie frei und verorbnet, fie auf freien Fuß zu ſetzen. 
Die Polizei will fie dennoh auf Grund der Cartelconvention und 
auf Requifition bes rufjiihen Grenzconmifjärs wieder verhaften. 
Das Publicum wirft fi dazwiſchen und hilft ihnen zur Flucht. 

15. „ Die Stabtverorbnetenverjammlung von Trier befchließt, zum 
Jubiläum vom 15. Mai zwei Deputirte abzuorbnen, erklärt aber 
babei ausdrücklich, daß biefe Theilnahme die Treue gegen den König 
barthue, nicht aber als eine Anerkennung und Billigung des feit 
4 Jahren herrfchenden Regierungsſyſtems gedeutet werben bürfe, 

—  „ Da eine Verftändigung ber Negierung mit Rom bezüglich der 
Bejegung bes erzbifhöflihen Stuhls von Köln nicht erzielt werben 
fonnte, jo erhält in Folge einer Vereinbarung mit ber päpftl. Eurie 
das Domcapitel fein Wahlrecht wieder zurüd, mit der Weifung, ohne 
Zögern davon Gebrauch zu machen. 

18.—22. April. Grundfteinlegung für ein Denkmal des däniſchen Krieges 
in Berlin am 18., in Düppel am 21., auf Alſen am 22. April. 

26. „ Das Herrenhaus verwirft bie vom Abgeorbnetenhaufe fait ohne 


Widerſpruch beichloffene Aufhebung des Konlitionsverbotes der Ar: 
beiter. 


» » Sihung der Marine-Commiſſion des Abg.-Haufes: 


Der Minifterpräfident erklärt, die Regierung, als Mitbefiter bes Kieler 
Hafens, betrachte bie Ermwerbung besfelben als eine unerläßliche Nothwendig⸗ 
feit. Darüber fei Preußen mit Oefterreich insg Einvernehmen getreten. Für 
bie Forderung des Kieler Hafens fei das Verhalten bed Landtags eine be⸗ 
beutende Hilfe oder ein ent|hiebenes Hinderniß: wenn bie Ko: 
jten nicht bewilligt würden, fo fei der Hafen ein werthlofer Beſitz. Er hoffe, 
ber Landtag werbe erklären: Kiel müſſe gewonnen werden. 
Die Regierung müſſe wiljen, wie weit bie Landesvertretung hinter ihr ſtände, 
dann fei es bie Abficht, die Erwerbung als Grundlage für jebe Verſtändigung 
aufzuftellen. Auf die Frage, ob bie Negierung ben ganzen oder einen Theil 
des Hieler Hafens erſtrebe? antwortet Bismarck, bie Regierung verlange bie 
Strede zwilhen Holtenau und Friedrichsort, nebft den gegenüberliegenden Ort- 
haften. Die weitere Frage, ob bie Forderung zwangsweile durchzuführen 
jei, könne er mit Rüdfiht auf die auswärtigen Mächte nicht beantworten. 
Im weiteren Verlauf ber Debatte geſteht der Minifterpräfident, es ſei richtig, 
daß Oeſterreich beſorgt habe, in ſeinen Mitbeſitzrechten durch die Marinevor⸗ 
lage und die Verlegung der Flottenſtation beſchränkt zu werden. Die Ma⸗ 
rinevorlage ſei eine innere Angelegenheit zwiſchen zwei preußiſchen Behörden, 
alſo kein Gegenſtand der diplomatiſchen Verhandlung. Die Verlegung der 

Flottenſtation überſchreite nicht bie Mitbeſitzersrechte; fie ſtütze ſich überdies 
auf die Hoffnung der leicht zu erzielenden Verſtändigung mit Oeſterreich. Die 
Regierung werbe bei dem ftehen bleiben, was fie gethan, fich durch feine Ein- 
ſprache Zwang anthun laſſen, anbererfeits gegen die Volkerrechts⸗Verpflichtungen 
in Teiner Weife verftoßen. 


27. „ Ende des zweiten Polenproceſſes. Unerhebliches Refultat: nur 5 
11° 
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Angeklagte werben vom Gerichtshof zu 1—2Y jähriger Einſchließung 
verurtheilt, alle andern freigeſprochen. 
28. April 5. Mai. Abg.-Haus: Debatte über bie von ber Regierung vor: 


gelegte Militärnovelle. 

Antrag der Militärcommiffion: einfache Ablehnung der ganzen 
Borlage. Der (vom Abg. Gneift verfaßte) Bericht bderfelben kommt nad 
einläßlicher Grörterung ber Korberungen ber Regierung in Beziehung auf alle 
Seiten der Frage zu bem Schluß, bie Vorlage ber Regierung und bie vom 
Kriegsminifter und feinen Stellvertretern im Schooße der Commiſſion abge: 
gebenen Erläuterungen und Erflärungen könnten unmöglich eine Vertagung 
des Streites genannt werden, e8 wäre vielmehr bie Annahme der Vorlage 
eine Vertagung bes Rechtes der Landesvertretung: „Die Staatsregierung babe 
zwar ben aufrichtigen Wunſch ausgejprochen, dem Haufe mit verjühnenden 
Schritten entgegen zu kommen, aber fie könne feinen Mann von der Zahl 
der jebigen Cadres, fein Jahr von ber fiebenjährigen Dienftzeit, feinen Tag 
von ber breijährigen Fahnenbienfizeit entbehren, fonbern biete nichts Neues, 
als eine Mebrforderung von 1,652,781 Thlm. im Militärbubget und eine 
Ausfiht auf weitere Vermehrung ber Linien-Cavallerie. Das gegenwärtige 
Geſetz würde ohne jebe Maßbeitimmung bes ftehenben Heeres nur bie ge- 
fammten waffenpflichtigen Mannjchaften der Kriegsverwaltung zu fiebenjährigem 
Dienft zur Dispofition jtellen, übrigens es als Sache ber Erecutive der jebigen 
wie jeder künftigen Regierung überlaffen, baraus eine beliebige Zahl von Cadres 
und eine unbegrängte Friebensftärfe ber Armee zu bilden“. 

Amendement Stavenhbagen: „Die Friedensitärfe ber Armee auf 
480,000 Köpfe, einfchlieglich ber Dfficiere und Decongmiehandwerfer, feftzu: 
ftellen”, mit bem Zufaßantrag vonBodum:Dolffs: „bei zweijähriger 
Dienſt⸗ und breijähriger Refervezeit der Infanterie, und breijähriger Dienft- 
und zweijähriger Nefervezeit ber Cavallerie, Artillerie und Pioniere“. 

Amendement Bonin: „Das flebende Heer und die Kriegsflottenmanne 
ſchaft fol beftchen: 1) aus 160,000 Mann eingeftellter Mebrpflichtiger, 2) ben 
einjährigen Freiwilligen und 3) aus Capitulanten, d. h. denjenigen, die über 
bie gejeglihe Dauer ihrer Wehrpflicht hinaus dienen wollen, deren Zahl aber 
nicht 20 pCt. ber unter 1) genannten Wehrpflichtigen überfteigen fol”. 

Vierſtündige Rebe desKriegs miniſters über das Recht der Regierung 
(in ber Xrmeeirage) und das Recht des Haufes (in ber YBubgetfrage) und über 
das Verhältnig Preußens zu Deutfchland. („Es fol aber beſchützt fein von Preu⸗ 
Ben, e8 mag wollen oder nicht”). Preiftündiges Reſums bes Berichterftatterg 
Gneift (Ohne zweijährige Dienftzeit fei Feine Verftändigung möglid. Das 
Haus bitte nicht um Gonceffionen; offen und ehrlich bringe es der Regierung 
feine Bedingungen ent egen, unter denen es bereit fei, derjelben feine Zuftim= 
mung zu ber Srganifation zu geben. Heute noch fei eine Mehrheit für das 

uftandefommen des Geſetzes, aber biefe Mehrheit ſchwinde von Monat zu 
onat mehr zufammen). 

Bei der Abftimmung erheben fi für das Amenbement Bonin nur 
7—8 Mitglieder, worauf Bonin dasſelbe zurüdzieht; in nament: 
licher Abftimmung wirb darauf $ 2 der Regierungsvorlage, der von 
ber Dauer der Dienftpfliht handelt, mit 258 gegen 33 Stimmen 
(ausſchließlich Feudale) verworfen. Der Regierungscommiffär erflärt, 
baß die Regierung nad) Ablehnung diefes $ an der weiteren Dis— 
eufjion und Abſtimmung über diefe Angelegenheit kein Intereſſe mehr 
habe und beshalb auch baran fich nicht mehr betheiligen werde. Bei 
ber fchließlichen Abftimmung wird ber ganze Gefeßesentiwurf mit ber: 
ſelben Majorität verworfen. 
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Senken. 


Kung und ber Truppenunterhaltung, und 4,256,900 Thlr. an einmaligen Aus⸗ 
gaben für bie Verftärfung ber artileriftifhen und fortificatorifchen (Befeſti⸗ 
gungs:) Ausrüftung. Die Marine hat 3,670,704 Thlr., die Poftverivaltung 
222,380 Thlr., die Telegraphenverwaltung 66,232 Thlr. in Anſpruch ges 
nommen. Der Gefammtbetrag ber Koften ift daher 22,481,776 Thlr. Das 
von find 13,517,526 Thlr. bereits rehnungsmäptg für das Jahr 1864 als 
verausgabt nachgewieſen, wogegen 8,964,250 Thlr. noch zu verrechrien bleiben. 
Zur Dedung jener bereits verrechneten 13% Millionen konnten größtentbeils 
die disponiblen Ueberſchüſſe ber Jahre 1863 und 1864 und zwar mit 5,351,608 
Thlr. und 6,861,828 Thlr. verwandt werben, jo daß bisher nur 1,304,089 
Thlr. aus dem Staatefhaß zu entnehmen waren. Zur Dedung bes noch 
zu verrechnenden Reſtes von 8,964,250 Thlr. wird nad eintretendem Bebürf: 
niffe gleihfals ber Staatsſchatz in Anfpruh zu nehmen fein. Daß ber 
Beitand des Staateſchatzes für dieſen Zweck ausreiche, wird nachgewieſen. 


13.Mai. Abg.Haus: Budgetdebatte. Es wird darauf angetragen, ben 


15. 


16. 


20. 


23. 


26. 


30. 


Ertrag ber Gebäubefteuer (als einer zwar durch das Geſetz feftge: 
ftellten, aber erft mit bvem 1. Januar 1865 eingetretenen, alfo be- 
ziehungsweile neuen Steuer) zu ftreichen, ber Anſatz jedoch mit 160 
gegen 88 St. genehmigt. 

„Officielle Feier der fünfzigjährigen Verbindung der Rheinprovinz 
mit Preußen in Wachen. Rede des Landtagsmarſchalls Grafen 
Maldbott an ben König. Hr. v. Bismard befindet fi biesmal 
nicht in Begleitung des Königs. 

„ Officielle Feier des Jubiläums in Köln. — In Bofen findet 
für dasſelbe Ereigniß feinerlei Feier ftatt. 

„ Abg.-Haus: Bubgetbebatte, Etat des Anftizminifteriums. Rede 


Tweſtens über die gebrochene Unabhängigkeit der Gerichte. Gneiſt 


erklärt, er anerfenne das von Tweſten geiprocdhene Urtheil, trete 
demfelben unverhüllt bei und halte bie Anklage, die verjelbe erhoben, 
für wohlverbient und begründet. | 

„ Das Abg.-Haus nimmt den Handelsvertrag mit Defterreih in 
namentlidher Abftimmung mit 170 gegen 99 St. an. 


„ Das Abg.:Haus fpricht fi auf den Antrag von Gneiſt und 62 
Gen. mit großer Majorität (dagegen fat nur die feudale Fraction) 
gegen den Mifbraud der Amisblätter von Seite ber Regierung aus. 
— Budgetbebatte: 35,000 Thlr. geheime Polizei werben mit großer 
Mehrheit abermals geftrichen. 

n„ Das Abg.Haus befchließt, „daß es für die Aufrehthaltung der durch 
bie Verfaſſung gemwährleifteten Preßfreiheit, der Unabhängigkeit bes 
Richterſtandes und einer unparteiifchen Rechtspflege dringend ge- 


boten fei, 1) das Preßgefet vom 2. Mai 1851 einer durchgreifenden 


Revifion zu unterziehen, 2) das Digciplinargefeb vom 7. Mai 1851 
und 26. März 1856 aufzuheben, 3) die Entfcheibung über bie 
Schuld der Angeklagten bei politifchen fowie bei den durch bie 
Preſſe verübten Vergehen und Verbrechen den Schwurgerichten wieber 
zu überweiſen.“ \ 

„ Herrenhaus: Kr. v. Below und zwanzig Mitglieber bringen 








Preußen. 167 


einen Antrag auf Beſchränkung der Redefreiheit im andern Haufe 
mitteljt „einer zu veranlaffenden geſetzlichen Maßregel“ ein. 


1—2. Juni. Abg.Haus: Debatte über die außerorbentliche Marinevorlage 


der Regierung [die beiden großen Fractionen der Oppofition, das 
linfe Centrum unb die Yortfchrittspartei haben vorher in wieder⸗ 
holten Fractionsberathungen bei'hloflen, fi auf den Kern der ganzen 
Frage, die rechtliche und politifhe Stellung Preußens in unb zu den 
Herzogthümern, nicht einzulaffen und fie möglichft der Zukunft zu 
überlafjen]. Die DMarine-Commiflion des Hauſes trägt einjtimmig 
darauf an, bie Vorlage einfach und gänzlich abzulehnen. 

Amendement Bagener (feubal), eventuell für ben Kal ber Ber: 
werfung ber Regierungsvorlage: „Das Haus wolle erflären, baß es ben Er⸗ 
werb des Kieler Hafens als eine berechtigte Forderung ber preuß. Politik 
anerkenne, baß es bereit fei, die zur Befeſtigung und Ginrichtung biefes 
Hafens und bes Jahdebuſens erforderlichen Gelber, ingleihen bie Summen, 
welche zur Erweiterung ber preuß. Marine nah Maßgabe des von ber Re: 
gierung vorgelegten Planes vonnöthen, in jährlichen Raten nach bem jebes: 
maligen Bebürfniffe und zwar zuerit ſchon für 1865 zu bewilligen“. 

Amenbement Carlowitz: „Das Abgeordnetenhaus erklärt 1) daß es 
dem gegenwärtigen Minifterium, welches das Bubgetrecht des Abgeordneten: 
baufes nicht achtet, Feine Anleihe bewilligen Tann; 2) daß es bie Nothwen⸗ 
bigkeit ber Grweiterung der preußiiden Marine im Intereſſe der Macht⸗ 
ftelung bes Landes anerkennt, daß es aber bie dazu erforderlichen Gelder 
nur durch das Etatsgeſetz (Art. 99 ber Verfaffung) zu bewilligen gefonnen 
ift; 3) daß es bie Erwerbung des Kieler Hafens und bie Betdeiligung ber 
Herzogthümer an ber Bemannung und an ben Koften ber preußiichen Marine 
als eine berechtigte Forderung der preußifchen Politit anerkennt, und daß es, 
nad ber von ber Regierung fchleunigft berbeigeführten Verftänbigung mit 
ber Bevölferung ber Herzogihümer, weitere Vorlagen in biefer Richtung 
feitens des Miniſteriums erwartet.” 

Amendement Frefe, Jacoby und Gen: „Das Haus möge ers 
flären, daß bie Gerechtigkeit und bas wohlverftandene Intereſſe Preußens es 
erheiſchen, daß ben Elbherzogthümern Gelegenheit geboten werbe, durch Eins 
berufung ber gefeßlichen Landesvertretung fich ſtaatlich zu conftituiren”. 

Rede Bismards: „Von dem Herzog von Schleswig-Holftein, 
b. i. ber König von Preußen in Gemeinihaft mit dem Kaifer 
von Dejterreich, werben die Stände der Herzogthümer einberufen werben. 
Die Landesherrn werden fi mit ben Ständen in Unterhandlung ſetzen, 
von Macht zu Macht, fie werden bie Stände nicht vergewaltigen, ſich aber 
auch nicht von ihnen vergewaltigen Taffen. Gelingt die Verftändigung, fo ift 
bas fehr erfreulich, andernfalls würde fein Beſchluß ber Stände ſtark ges 
nug fein, und aus ben Herzogthümern herauszumaßregeln, bevor unfere 
Forderungen erfüllt find. Haben Sie zu uns aber fein Vertrauen, jo babe ich 
ſchon in der Commiſſion anheimgegeben, bie Bewilligung derart zu Timitiven, 
daß nur gezahlt wird, wenn wir Kiel befiten.” Schlußrede bes 
Referenten Virchow. Conflict zwifhen Virchow und Bismard. Wis 
mard läßt Virchow nach ber Sigung in aller Form fordern. 

Bei der Abftimmung wird die Negierungsvorlage mit allen gegen 
bie Stimmen ber feubalen Fraction verworfen und ber Commiſſions⸗ 
antrag mit dem erften Abſatz des Amendements Carlowik angenom: 
men, der Reft besjelben und alle anderen Amendements bagegen 


verworfen. 
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8. Juni. Abg.Haus: Budgetdebatte, Militäretat. Die Reorganiſations⸗ 
koſten werden ohne Debatte mit 207 gegen 22 Stimmen verworfen. 
Der Kriegsminiſter verliest eine Erklärung gegen den Beſchluß im 
Namen des Staatsminifteriums, 

„ » eier ber fünfzigjährigen Vereinigung von Neu⸗Vorpommern mit 

Preußen in Straljund. Der König hält unterwegs in Angermünde, 
Prenzlau und Anclam große Militärparaden ab. Weußerungen bes 
Könige in Anclam gegen bie dortigen Wahlen zum Abg.-Haufe 
(worunter Graf Schwerin x). 
„ Abg.:Haus: Budgetdebatte, Marineetat. Das Haus nimmt 
burchweg bie Anträge der Commiflion an mit einem Zuſatze Vir⸗ 
chows, der mehrere Bewilligungen aus ber abgelehnten Marinevor⸗ 
lage herübernimmt. Der Yinanzminifter erflärt ſich gegen biefe Er- 
böhungen: Der Etat fei ein Ganzes und vertrage die vorgefchlagenen 
Aenderungen um jo weniger, als die geitern beſchloſſenen Abjegun- 
gen im Militäretat von der Regierung nicht berüdfichtigt werden 
fönnten. 

10. „ Abg.Haus: v. d. Heydt, unterflüßt von ber feubalen Yraction, 
bringt, in Uebereinftimmung mit dem Schritte im Herrenhaus gegen 
bie Nebefreiheit im Abg.-Haus, einen Antrag auf Abänderung der 
Geſchäftsordnung ein, dahin gehend: „Erachtet der Präſident bie 
Ordnung nit für verlcht, fo entjcheidet auf den Antrag von 15 
Mitgl. das Haus in der nädjtfolgenden Sitzung ohne Discuffion, 
ob der Ordnungsruf durch den Präfidenten nachträglich auszu- 
ſprechen iſt.“ 

12. „ Das Abg.Haus erklärt das von ber Regierung erlaſſene Priſenregle⸗ 
ment vom 20. Juni 1864 wegen mangelnder AZuftimmung bes 
Landtags mit 103 gegen 10 Stimmen für redhtsungültig. 

13. „ Das Abg.-Haus erffärt mit allen Stimmen gegen die ber feubalen 
Traction bie gefchehene Entnahme von Geldern aus dem Staats 
habe ohne gefeglihe Ermächtigung ber Landesvertretung für ver: 
faſſungswidrig, und das Staatsminifterium für die jo entnom: 
menen Beträge verantwortlich, ſowie bie von ber Staatsregierung 
fortgefeßt verweigerte Vorlegung ber fpeciellen Nachweiſung ber Xc: 
tiobeftänbe bei ber Rendantur des Staatsſchatzes“ mit den ver: 
fallungsmäßigen Rechten der Landesvertretung als unvereinbar”. — 
Debatte über die Kriegstoftenuorlage. 

Antrag der Regierung: Der Landtag wolle ber ftattgefunbenen Ver⸗ 
wendung ber Verwaltungsüberjchüffe der Jahre 1863 und 1864 im Betrage 
von rejp. 5,351,608 Thlr. 20 Sgr. 8 Pfg. und 6,861,828 Thlr. 19 Sgr. 
8 Pig-, jowie einer Summe von 1,304,089 Thlr. 12 Sgr. 8 Pfg. aus dem 
Staatsſchatze zur Beftreitung der Koften bes Krieges gegen Dänemark nach⸗ 
träglich feine Zuſtimmung ertheilen und zugleich ſich damit einverftanden er- 
flären, baß bie aus berfelben Veranlafjung herrühtenden Ausgaben zur Ver⸗ 
ftärfung ber artilleriftifchen und fortificatorifchen Ausrüftung mit dem Be⸗ 
trage von 4,256,900 Thlr. vorbehaltlich des rechnungsmäßigen Nachweifes eben: 
fals dem Staatsſchatze nach Bedarf entnommen werben. 
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Antrag der Sommiffion: bie Forberungen ‚ber Regierung einfach 
abzulehnen. Die Beweggründe dafür werden in ben: beigefügten Berichte dahin 
zufammengefaßt: „daß vor Wieberherftellung bes Ausgabebewilligungsrechts 
ber Sanbesvertretung und vor Ordnung bes Bubgetweſens der Jahre 1863 
und 1864 Feine außeretatsmäßigen Bewilligungen, Teine Verfügungen über 
Verwaltungeüberſchüſſe jener Jahre, Feine Anweifungen auf ven Staatsſchatz, 
feine Genehmigung einer einzelnen Auegabe zuläffig find, daß verfaljungs- 
mäßige Verfügungen über ben Staatsſchatz nur in Form eines Gefetes er⸗ 
folgen können, bob der Antrag nit alle aus dem Staatsſchatz entnommenen 
Beträge, auch nicht die ſämmtlichen Kricgsfoften, bagegen andere Ausgaben 
unfaßt, welche nicht zu den Kriegefoflen gehören und nur in bem gewöhns 
lichen Militäretat bewilligt werben können, daß ber Negierung zur Zeit Feine 
Indemnität ertheilt werben kann, daß endlich eine jetige Genehmigung ges 
eignet wäre, bie Einwirkung ber Yandesveriretung auf die Tünftige Auss 
einanderjegung mit ben Elbherzogthümern zu beeinträchtigen.” 

Antrag Wageners (feubale Fraction): „1) das Haus wolle bie von 
ber Regierung begehrte nachträgliche Zuſtimmung zu ber Verwendung ber 
Gelder für die Krichsführung erflären, 2) das Haus wolle die Erwartung 
ausfprehen, daß bie Staatsregierung bie Elbherzogthümer, nöthigenfalld unter 
Abfindung der Erdprätendenten, für Preußen erwerbe”. 

Antrag Michaelis (unterftügt von einer Anzahl Mitglieder der Oppo⸗ 
fition): „Des Haus der Abg. wolle befchließen,, zu erflären: „das Intereſſe 
Preußens und Teutichlands fordert, daß bie definitive Negelung der Verhälts 
niffe Schleswig-Holjteins ſchleunigſt Herbeigeführt werde, daß jedoch eine ſtaat⸗ 
lihe Gonjtituirung der Elbherzogthümer nur unter folhen Mafgaben ftatt= 
finde, welche eine unlöslihe Verbindung zwifchen denſelben und Preußen fefts 
ſtellen, die ben Schuß ber Norbgrenzen Deutſchlands und bie Entwidlung 
einer Achtung gebietenden Marine unter ber bem Verbältniß ber beiderfeitigen 
Kräfte entſprechenden Mitwirkung ber Elbherzogthümer in Preußens Hände 
legt unb bie zu diefem Amede nöthigen territorialen, finanziellen, maritimen 
und militärifchen Vorbedingungen gemwährleiftet”. 

Rebe des Referenten Tweſten; er erflärt fich für ben Antrag Michaelis. 
Rede des Minifterpräfidenten für den Antrag Michaelis („Das Land und 
bie Regierung haben das Recht, zu erwarten, baß Sie ſich über die preußifchen 
Forderungen ber Depeſche vom 22. Febr. zu äußern“), dagegen nicht unbes 
bingt für ben Antrag Wageners und bie von ihm verlangte förmliche Anne⸗ 
tion. („Immerhin aber ıwerbe der Gedanke ber Annerion feine gute Wirkung 
auch dann haben, wenn er nicht zur Ausführung kommen follte. Tie Bes 
reitwilligfeit des Erbprinzen von Auguftenburg und ber Bevölferung bee Hers 
zogthümer, ben preußifchen Forderungen entgegen zu kommen, fei bisher 
niemals in ber Weiſe vorhanden geweſen, wie feit dem Auftauchen der Ans 
nerionsibeen. Der Miderftand habe ſich unter dem Drud ber Annerionsibeen, 
aus Furcht vor Gewaltthat vermindert. Immer aber fei man noch nicht jo 
weit, um zum Abſchluß zu fommen“.) 


Das Haus verwirft in ber Abſtimmung den Antrag der Regie: 
rung, den Antrag Wageners (für 5 1 besfelben erheben fi nur 
bie Feubalen und Katholiken, für F 2 nur die Feubalen und wenige 
Altliberale) und den Antrag Michaelis (mit entjchiedener Mehrheit), 
genehmigt dagegen einfach den Antrag ber Commiſſion. 

13. Juni. Die Stabtverorbneten von Königsberg wählen den Kämmerer 
Hagen von Berlin troß ber Nichtbeftätigung durch die Regierung 
zum zweiten Mal mit 66 von 76 Stimmen zum Oberbürgermeifter. 

14, „ Debatte bes Herrenhaufes Über ben Antrag auf Beſchränkung ber 
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Redefreiheit des Abg.-Haufes. Das Haus erhebt ben Antrag zum 
Beſchluß, indeß in ber von Waldam-Steinhövel vorgefählagenen Form, 
bie von einem neuen Geſetz abfieht und von der Staatsregierung 
Vorkehrungen zur ftrafrechtlihen Verfolgung von Injurien, Berläum- 
dungen ꝛc. im Abg.Hauſe „innerhalb ber Gränzen ber beſtehenden 
Geſetze“ verlangt. 

Erflärung bes Minifterpräfibenten: „Die Staatsregierung iſt 
ber Anſicht, daß ein Privilegium zu Beleidigungen und Verläumbungen in 
Preußen nicht beftehen follte, oder doch nur fo lange geduldet werben Tönnte, 
als das fittliche Gefühl fich nicht ftart genug erweilt, um bie Ausübung eines 
folhen Privifegiums zu verhindern. Die Regierung bat den Eindrud, daß 
diefe Prämiffe nicht mehr zutrifft und daß fie deshalb der Frage: befteht ein 
folches Privilegium bei uns ober nicht, näher treten muß. Wenn e8 beftände 
und benußt wird, fo brauche ich nicht nachzuweiſen, daß e8 der Gerechtigkeit, 
ber Vernunft, ber Würde bes Landes wiberfpricht. Ich gebe gern zu, baß 
bie Verfuche, erfahrungsmäßig zu ermitteln, ob ‚bie Gerichte das Beftehen 
eines ſolchen Privilegiums anerkennen, bisher ndch nicht erichöpfend genug 
ausgefallen find. Nach dem Amendment von Waldaw wird die Erijtenz bes 
Vebeljtandes bezweifelt und ber Regierung anheimgegeben, ber Frage, ob bie 
Gerichte bie Verfaffung fo auslegen, daß volle Straflofigfeit für Injurien und 
Verbrechen, fo weit fie durch das Wort begangen werben können, eriftirt, näher 
zu treten und fie genauer und ficherer als bisher zu ermitteln. Die k. Re- 
gierung ift bereit, biefen Weg zu betreten. Sollte fi) dabei heraus 
ftellen, daß dennoch nad den Erfenntniffen der f. Gerichte dieſes Privilegium 
ad usum beſteht, fo wird die Regierung beftrebt fein, auf dem geſetzmäßigen 
Wege einzutreten, feine Abfhaffung anzubahnen und hofft alsdann bei biefer 
Bemühung auf die Unterſtützung dieſes Haufes”. 


15. Juni. Die Regierung verfagt drei Wahlen der Stadtverordneten von 


16, 


[4 


Berlin in den Magiftrat, ihrer politiihen Gefinnung wegen, ihfe 
Genehmigung und behält fich vor, für einen ber Nichtbeftätigten 
einen k. Commiſſär in den Magiftrat zu fenden. Einen berartigen 
Borgang hat Berlin feit 1808 nicht erlebt. 


„ Das Abg.Haus lehnt den Antrag v. d. Heydt auf Beſchränkung 


ber Rebefreiheit mit allen gegen 16 (feubale) Stimmen ab. 


„ Das Herrenhaus Tehnt das Budget, wie e8 aus den Berathungen 
des Abg.-Haufes herporgegangen ift, wieber mit großer Mehrheit ab, 
nimmt aber biesmal davon Umgang, bafür einfach die Regierungs⸗ 
vorlage herzuſtellen, ſondern beichließt, „bie Regierung zu erſuchen, 
die zur heilfamen und Preußens Aufgaben entiprechenden Yortfüh- 
rung ber Staatsverwaltung erforberlichen Ausgaben als Verwaltungs: 
norm feftzuftellen und biefelbe wie aud) die Staatseinnahmen für das 
Jahr 1865 zur öffentlichen Kenntniß zu bringen”. — Auf den An: 
trag bes Grafen Nrnim:Boybenburg befchließt hierauf das Herren- 
haus mit großer Mehrheit: 
„sn Erwägung, daß bie volle Ausbildung ber deutſchen Wehrkraft zur 
Ste nur durch die bauernde Sicherftellung ihrer Hilfsquellen , die Bürgichaft 
egen bie Erneuerungen friegerifcher Verwidlungen in ben Elbherzogthümern, 
owie bie Sicherheit Preußens an feinen nordweftlichen Grenzen aber nur 
durch einen engen Anſchluß jener Zandestheile an Preußen zu erreichen ift, 
ohne deshalb die Selbftändigkeit eigener Verwaltung in ben Herzoghtümern 
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und bie Berückſichtigung ihrer eigenthümlichen Verhäftniffe und Bedürfniſſe 
zu beeinträchtigen, — erfennt das Herrenhaus bie Forderungen, welche bie 
Staatsregierung in ihrer Depeſche vom 22. Febr. d. J. für bie Löſung bes 
ſchleswig⸗holſteiniſchen Verhältniſſe geftellt Hat, als vollberechtint an und 
jpricht bie Ueberzeugung aus, daß das Land in ber energifcen Verfolgung 
ber in vorftehenber Erwägung bezeichneten Ziele ber Regierung Sr. Mai. 
des Königs freubig zur Seite fieht“. 


17. Juni. Letzte Situng beider Käufer. Schluß des Landtags. Schlußrebe 


bes Minijterpräfidenten im Namen bes Königs: 

..... Zu vollen uub durchgreifenden Reſultaten hätte das Zuſammen⸗ 
wirken ber Volksvertretuug mit ber Regierung nur dann führen können, 
wenn, auch den politischen Meinungefimpfen gegenüber, das Wohl bed Vaters 
landes oberſtes Geſetz und höchſte Richtſchnur für alle Marteien geblieben 
wäre. So ift es nicht geweien. Die deutlich ausgefprochene Abſicht ber Mehr⸗ 
beit des Abgeorbnetenhaufes, den gegenwärtigen NRathgebern der Krone Schwie⸗ 
rigfeiten zu bereiten, hat zur Verwerfung der Wegeordnung, des Bankgeſetzes, 
ber Eiſenbahnanlagen in Oftpreußen und dadurch zur Schädigung des mate: 
riellen Wohls des Landes geführt. Durch die Verwerfung des Militärgeſetzes 
hat die unter der Mitwirkung früherer Landtage in das Yeben gerufene und 
durch die Friegerifchen Creignifje bes vorigen Jahres bewährte neue Heeres⸗ 
einrichtung, unter Gefährdung der Äußeren Sicherheit des Landes, auf's Neue 
in Frage gejtelt werben follen. Das Haus ber Abgeordneten verjagt ber 
Regierung bie Mittel zur Herftellung einer den gegenwärtigen Berbältnifjen 
und Bebürfnifjen entſprechenden Kriegsflotie; es verfagt ihr den von ihm vers 
langten Beiftand zur Gewinnung ber Früchte ber mit fo vielem theuren Blute 
errungenen Siege des verfloflenen Jahres. Ra, es bat fich von ben glän⸗ 
zenden Thaten und Erfolgen der Armee losgeſagt, indem es, wie früher, bie 
geforberte Anleihe, fo jet die nachträgliche Genehmigung ber verausgabten 
Kriegsfoften verweigert bat. Das Stautshaushaltsgefep, deſſen Zuſtande⸗ 
fommen nad) Art. 62 und 99 der Verfaffungsurfunde von bem Zuſammen⸗ 
wirfen aller bei der Geſetzgebung betheiligten Faktore erwartet wird, ift aud 
in dieſem Jahre an der Weigerung bes Abgeorbnetenhaufes, bie zur Aufrechts 
haltung bes Heerweiens unerläßlihen Mittel zu bewilligen , geicheitert. Das 
Abgeordnetenhaus hat Forderungen verweigert, welche die Staatsregierung 
ftellen mußte; es bat Beſchlüſſe gefaßt, welche die Negierung nicht ausführen 
kann. Statt mit der erjehnten Verftändigung, fchließt die Sitzung abermals 
unter dem Eindruck gegenfeitiger Entfremdung ber zum Zuſammenwirken 
berufenen Kräfte. Sr. Maj. Regierung bat nur Ein Ziel im Auge: Die 
Wahrung der Rechte und ber Ehre des Königs und des Landes, fo wie fie 
verbrieft find, und wie fie nebeneinander befteben Fünnen und müffen. Dem 
Lande ift nicht damit gedient, wenn feine gewählten Vertreter bie Hand nad) 
Rechten ausitreden, die ihre gefegliche Stellung im Berfaffungsleben ihnen 
verfagt. Nur wenn fie diefe Stellung dazu benüßen, mitzuarbeiten an bem 
von umferen Fürften begonnenen und bisher durchgeführten Werke, Preußen 
unter ftarfen Königen groß und glüdlich zu maden, nur dann werden fie 
das Mandat erfüllen, welches bes Königs Unterthanen in ihre Hände legen. 
Die Regierung Sr. Maj. ift beftrebt, bas in gleichem Sinne ihr ertheilte 
Mandat ihres Föniglihen Herrn nah Kräften auszuführen. Sie wird, uns 
beirrt durch feindfeligen und maßlofen Widerftand in Rebe und Schrift, ftart 
im Bewußtfein ihres guten Rechtes und ihres guten Willens, ben geordneten 
Gang ber öfientlihen Angelegenheiten aufrecht erhalten und bie Intereſſen 
bes Landes nach Außen wie nach innen Fräftigft vertreten. Sie lebt ber Zus 
verficht, daß ber Weg, ben fie bisher inne gehalten, ein gerechter und Beil: 
famer geweſen ift, und baf ber Tag nicht mehr fern fein kann, an welchem 
bie Nation, wie bereits durch Taufende aus freier Bewegung kund geiworbene 
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Stimmen geſchehen, fo auch burd den Mund ihrer georbneten Vertreter ihrem 
Königlichen Herm Dank und Anerkennung ausfprehen werde. Dem Herren: 
haus habe ih im Namen Sr. Maj. Allerhöchſtdeſſen Dank auch für die in 
diefer Seſſion bewielene Treue und Hingebung zu fagen”. 

17. Juni. Eine Derfammlung in Köln beidilicht, ein neues Abgeorbnetenfelt 
am Rhein zu veranlafjen. 

18. „ Großes Armee: Avancement, namentlih auch in ben höchſten 

Stellen unb zwar dießmal mit vollem Gehalt. 

19. „ 59 Paſtoren aus Pommern und ber Mark überreichen bem König 
eine flammende Adreſſe gegen das Abgeorbnetenhaus. 

Dieſelben, unter Anführung der Pafloren Hingmann und Knack, fühlen 
ſich „gebrungen, vor dem König ein Zeugniß abzulegen wiber das undhrifts 
lihe Treiben, das ſich im jüngiter Zeit — zumal im Haufe ber Abgeord- 
neten — gegen bie Obrigkeit von Gottes Gnaden bervorgethan.” Sie fragen 
bei dem Minifterpräfidenten an, ob jie jenes Zeugniß — fie übergaben es 
Hrn. v. Bismard zu vorheriger Kenntnißnahme — dem König wohl ſelbſt 
überreichen dürften, was ihnen bewilligt wird. Paſtor Hingmann richtet 
an Se. Maj. eine Anfprache, worin die Paftoren unter Hinweis auf 
das vierte Gebot und die lutberifche Auslegung besfelben, auf das tiefite bes 
flagen, „baß in dem Abgeordnetenhaus feit längerer Zeit in fich fteigerndem 
Map eine Haltung und Nebeweife fi fund gegeben, bie mit ber Erfüllung 
bes vierten Gebots, des erften das Verheißung bat. und mit ber Ew. Maje⸗ 
ftät und ben von Ew. Majeftäit erwählten Räthen ber Krone fchuldigen Ehr⸗ 
erbietung in dem grelfften Wiberfpruch ſteht.“ Die Adrefje felbit führt dieſen 
Srundgebanfen „und das nun fehon feit Jahren wie ein Krebs um fich 
frejjende Nergerniß* weiter aus. „Unſere Aufgabe”, wird namentlih ber: 
vorgehoben, „für den Landtag der Monarchie allſonntäglich öffentliche kirch⸗ 
liche Fürbitte zu thun, ift mit einer Fortdaner jenes wüflen Treibens im 
Haufe der Abgeordneten ſchwer veriräglih, ja wir haben Gewiffensnotb 
darüber, ob wir angefichts der obwaltenden Umftände biefe Fürbitte, fo wie 
fie in ihrer vorgefchriebenen Form lautet, noch fortfegen bürfen, ob wir in 
ber Wahrheit noch alſo beten können? Und biefe Zweifel haben ſich neuer: 
bings nur noch gefteigert.” 

20. „ Das Kölner Domcapitel vermag troß wieberholter Sitzungen fidh 
über feinen Vorſchlag für Beſetzung bes erlebigten erzbilchöflichen 
Stuhles zu einigen. 

21. „ Abreiſe des Könige nad Karlsbad. Bismard folgt ihm jofort 
nad. 

23. „ Das Obertribunal verwirft bie Appellation bes Abgeordneten 
Jacoby (in ben von der Regierung wegen feiner Rebe in einer Ver: 
fammlung feiner Wähler in Berlin gegen ihn eingeleiteten Proceffe) 
und bejtätigt das Urtheil zweiter Inſtanz auf fehsmonatliches Ge: 
fängniß. | 

5. Juli. Der König genehmigt durch Erlaß von Karlsbad aus bie ihm 
mit einer Denkſchrift des Staatsminifteriums unterbreitete „Nach: 
weilung ber im Jahr 1865 zu erwartenden Staatseinnahmen und 
zu leitenden Etaatsausgaben“. Die Regierung publicirt bie Denk— 
ſchrift, den Nachweis (Budget) und ben königl. Erlaß durch den 
Staatsanzeiger (doch nicht durch das Geſetzblatt). 

Erlaß des Königs: „Ta es nicht gelungen if, das Statshaushalts⸗ 
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geje für 1865 mit bem Lanbtage zu vereinbaren, beftimme ich auf ben Be⸗ 
richt des Staatsminifteriums vom 4. Juli biebei, baß bie zurüderfolgenbe 
Nachweiſung ber für das laufende Jahr zu erwartenden Staatseinnahmen 
und Ausgaben als Richtſchnur für die Verwaltung dienen fol. Zugleich 
will ih dem Mearineminifter die Summe von 500,000 Thlr. zur Verfügung 
ftellen, über beren Verwendung, reſp. Verrehnung mir von den Miniitern 
ber Marine und ber Finanzen am Jahresſchluß Bericht zu erftatten if. 
Dielen Erlaß nebft der Anlage und bem Bericht bat das Staatsminifterium 
durch ben „Staatsanzeiger“ zur öffentliden Kenntnig zu bringen.” 

Die Denkſchrift bes Staatsminifteriums beginnt mit ben 
Morten: „In Erwägung, daß ein Etatsgeſetz nicht vereinbart worben ift, 
unterbreitet das Staatsminifterium bie Borihläge nach welchen Normen ber 
Staatshaushaltsetat des Laufenden Jahres zu führen ift, ber allergnäbigften 
Genehmigung.” Bezüglich der Ausgaben jagt ber Kabinetsbericht: „Betreffs 
ber NReorganifationsfoften, welche ſeit 1362 verweigert worben find, beziehen 
wir uns auf die wiederholt vom Könige gebilligte ttarung daß die Sicher⸗ 
heit des Landes und die Erhaltung der Machtſtellung die Aufrechterhaltung 
reſp. Durchführung der Armee-Reorganiſation unerläßlich erheiſchen. Ebenſo 
find die übrigen geſtrichenen Poſitionen zur Fortführung einer heilſamen Ver: 
waltung unentbehrlich“. Anlangend das Marincertraordinarium beflagt bas 
Minifterium bie Ablehnung ber geforderten Anleihe, trägt jeboch Bedenken, 
das vom Abgeordnetenhauſe auf 1,100,000 Zhlr. erhöhte Ertraorbinarium 
anzunehmen, ba ber Etat Feine Mittel nachweiſe, und bie Snitiative bei 
Gelbbewilligungen nad ber Natur ber Sache unb ber bisterigen Praxis 
ausſchließlich der Staatsregierung vorzubehulten ſei. Gleihwohl fei es un⸗ 
erläglich, die Beſchaffung der unabweisbaren Bebürfniffe für die Flotte nicht 
länger auszuſetzen (Beichaffung einer Panzerfregatte und ſchwerer Gußftahls 
fanonen); für bie Panzerfregatte feien bie erforberlichen Mittel vorhanden, 
für bie Gußſtahlkanonen beantrage das Minifterinm ber Marine 500,000 
Thaler zur Verfügung zu ftellen. 


10. Auli. Das Kölner Feitcomite unter dem VBorfite des Stabtverorbneten 
Elaffen-Kappelmann abet fämmtlihe Mitglieder der liberalen Parteien 
bes Abg.Hauſes auf den 22. und 23. Juli zu einem folennen Feſt⸗ 
mable und einer NRheinfahrt nad) Köln ein, bebufs „Austauſchs ber 
Ideen über bie jebige politifde Lage bes Landes" und „um gegen: 
feitig die Ausdauer und Cinmüthigfeit zu beleben, welche ber zum 
Schutze der verfaffungsmäßigen Rechte und Yreiheiten zu führende 
Kampf von einem jeden erfordert”. 


11. „ Der olizeipräfident von Köln verbietet, geftüßt auf das Geſetz 
vom 11. März 1850 (über Verhütung bes Mißbrauchs des Ver: 
fammlungs- und Vereinigungsrecht), das beabfichtigte Abgeordneten⸗ 
fell. Das Feitcomitd erflärt dagegen dem Polizeidirector, „es glaube 
kraft feiner flaatsbürgerlihen Rechte freimüthig und offen erklären 
zu dürfen, daß wir keinerlei Mittbeilung, welche außerhalb geſetz⸗ 
licher Vorjchriften und gegen den $ 29 der Verfaflung (Alle Preu: 
Ben find berechtigt, ſich ohne vorgängige obrigfeitlihe Erlaubniß 
frieblih und ohne Waffen in gejchloffenen Räumen zu verfammeln) 
an uns ergeht, Folge zu Yeiften verpflichtet find. Bei aller Achtung - 
vor den Anorbnungen ber Obrigfeit gebietet uns die Bürgerpflicht, 
auch unfere Rechte, wie fie uns durch bie Verfaflung und Landes: 
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geſetze gewwährleiftet find, hoch und heilig zu halten“. Das Comite 
fährt demgemäß mit den Zurüftungen zu dem Feſte fort. 

12. Juli. Die Stabtverorbnetenverfammlung von Münſter lehnt mit 24 
gegen 3 Stimmen ben ihr zugemutheteten Beitrag von 5000 Thlr. 
für das im Oct. ftattfindende Jubiläum der Vereinigung Weſtphalens 
mit Preußenab und bewilligt, mit geringer Majorität, blos 2500 Thlr. 
(Die feudalen Provinztalftände haben bagegen 12,000 Tälr. für 
das Felt votirt.) 

15. „ Der Bolizeipräfident von Köln beharrt auf feinem Verbot bes 
Abgeorbnetenfeites und ber Oberbürgermeifter Baden von Köln 
verlangt deßhalb vom Teitcomite bie Räumung des ihm vom Ma—⸗ 
giftrat eingeräumten Günzenichſaales. Das Feltcomitd weigert fi). 

— „ Die Wahl des Stabtlämmerers Hagen von Berlin zum Ober: 
bürgermeifter von Königsberg wird von ber Regierung neuerdings 
nicht beftätigt, eine commifjarijche Verwaltung des Amtes angeorbnet 
und der (feubale) Landrath v. Ernjthaufen damit beauftragt. 

18. „ Acht Etabtverorbnete von Köln verlangen vom Oberbürgermeifter 
Bachem eine Sikung ber Stabtverorbnetenverjammlung. Der Ober: 
bürgermeifter lehnt das Begehren troß des Geſetzes ab. 

„nm Abflug eines Vertrags zwiſchen ber Regierung und der Direc 
tion der Köln-Mindener-Eifenbahngefelihaft unter Vorbehalt der 
Ratification feitend der Krone und feitens ber Generalverfammlung 
der Gefellihaft. Der Vertrag gewährt der Regierung die Ausficht, 
die Summe von 28,828,500 Thlr. realifiren zu können. 

19. „ Der Polizeipräfident von Köln erklärt dag Comite für das Ab- 
georbnetenfeft für aufgelöfl. Das Comité recurrirt an gerichtliche 
Entſcheidung. 

20. „ Der Präſident des Kölner Yeltcomite, Claſſen-Kappelmann, will 
das beabjichtigte Felt in ein von ihm gegebenes Privatdiner auf dem 
Gürzenich umwandeln. Der Polizeipräfident verbietet „bei ber be⸗ 
ftehenden Sachlage“ auch dieſes. 

22. „ Die Rathslammer des Landgerichts Köln hebt die Verfügung bes 
Polizeipräfidenten bez. Auflöfung des Kölner Feitcomit6 als eines 
politiihen Bereins auf. Der Oberprocurator appellirt und der An- 
klageſenat bes Kölniſchen Appellhoſes beftätigt (jedoch erft am 28. Juli, 
db. h. nachdem alles vorüber) den Beihluß der Rathsfammer des 
Landgerichts. 

KlofiensKappelmann verläßt Köln auf den entſcheidenden Tag, er: 
läßt Dagegen eine „Anſprache an feine Mitbürger“ mit ver Mahn: 
ung, „jede Provocation, jede Wiberjeglichkeit gegen Polizei: und 
Militärgewalt, jeden Exceß, jede Störung, jebe Unorbnung ftreng 
zu meiden“. 

Bon 253 eingelabenen Abgeorbneten haben 150—160 zugefagt 
und find ca, 80 wirklih in Köln erjchienen. Die Polizei ſchließt 
ben Gürzenichſaal und Hält Hausſuchung bei Claſſen-Kappelmann. 
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Die im Hotel zum Marienbad in Deutz zuſammengekommenen Ab: 
geordneten werben vom Bürgermeifter des Orts aufgefordert, aus: 
einander zu gehen und bas Local burd) Kürafliere geräumt. 46 von 
den erſchienenen Abgeorbneten unterzeichnen ein Dankſchreiben an 
Claſſen-appelmann. Die im zoologifhen Garten neuerbings zum 
Mittagsmahl verfammelten Abgeorbneten. werben vom Bürgermeijter 
von Longerich aufgefordert, fi) zu entfernen, und ber Garten burd 
Militär geräumt. Die für die beabfichtigte Rheinfahrt gemietheten 
Dampfboote werden vom Militär bejebt. 

23. Suli. Die Kölner Feftgenoffen gehen auf einem Dampfboot nad, Ober: 
lahnſtein in Naſſau und lehren meiſt unbehelligt nad Köln zurüd., 
Erft nad ihrem Abzug trifft naſſauiſches Militär ein und räumt das 
Local. 

„„Eine Arbeiterverſammlung in Berlin wählt ein Comité aus Schultzi⸗ 
anern und Laſſallianern behufs einer Dafienverfammlung für Wahr: 
ung des Vereinsrechts. 

25. „ Becker, ver Bräfident des (Laffallefhen) allg. deutſchen Arbeiter: 
vereing wird binnen 24 Stunden aus Preußen ausgewieſen. 

27. „ Die Stabtverorbnetenverfammlung von Köln beidließt mit 12 
gegen 9 Stimmen bei der k. Regierung gegen ben Oberbürgermeifter 
Bachem Beſchwerde zu erheben. 

30. „ Große Arbeiterverfammlung in Berlin: Refolutionen für Wahrung 

des DVereinsrechtes. 

„ Zahlreiche Zeitungsconfiscationen in verfchiedenen Theilen ber 

Monardie in Folge bes verhinderten Kölner Abgeordnetenfeſtes. — 

Verſchiedene „Gemeinden“ bes allg. deutſchen (Laſſalleſchen) Arbei- 

tervereins in Berlin zc. werben polizeilihd geſchloſſen als politiſche 

Bereine, weil fie ber Aufforderung ihres (ausgewiejenen) Präfidenten 

Beder im „Social<Democraten” "folgend Refolutionen für Mahrung 

der DVereinsfreiheit gefaßt Haben. 


— Aug. Der neu erjienene Militärfhematismus für Preußen zeigt ben 
Fortgang und innern Ausbau der Armeereorganifation. 

3. „ Die Stabtverorbneten von Köln beichließen, die Miethe für ben 
Gürzenichſaal von Claſſen-Kappelmann einzuziehen, um bie Froge 
damit zu gerichtliher Entſcheidung zu bringen. 

4. „ Affaire Otk-Eulenburg in Bonn. Der aus Straßburg gebürtige 
Koh des in Bonn ſtudierenden englifhen Prinzen Alfred erhält in 
einem Gtreite zwiſchen Arbeitern und Studenten angeblich von dem 
Studenten und einjährigen Königshuſar Graf Eulenburg ſchwere Ver: 
legungen, an beren Folgen er ftirbt. Graf Eulenburg bleibt unbe- 
helligt auf freiem Fuß. 

7. „ Sãmmtliche wegen Coalition angeflagte Yabrifarbeiter in Burg 
werben freigefprochen, ebenfo (am 18. Aug.) auch bie beejelben Ver: 
gehens angellagten Fabrikbeſitzer. 
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9. Ang. Einſetzung des commiſſariſchen Verwalters des Dberbürgermeifter- 
amtes in Königsberg durch die Megierung. Bon 102 Stabtverorb- 
neten finden ſich nur 11 dazu ein und auch dieſe entfernen fih vor 
Bornahme des Actes. 

21. „ — 4. Sept. Verhandlungen ber von ber Regierung einberufenen 
Eommiflion zu Berathung ber Arbeiterfrage (Coalitionsredht und ber 
bamit zujammenhängenden Fragen). Es find 32. Mitglieder von 
ber Regierung berufen und übervies 7 Perjonen zur Theilnahme an 
den Berathungen eingeladen worden. Der Hanbelsminifter Graf 
Itzenplitz eröffnet die Situngen durch eine Rebe. Antworten ber Com: 
miflion auf bie von der Regierung geftellten Fragen: 


1. Frage: „Iſt bie Aufhebung ber in den FF 181 und 182 ber Allge⸗ 
meinen Gewerbeordnung vom 17. San. 1845 vorgefehenen Beichränfungen 
der GConlitionsfreiheit nothivendig ober nützlich, auch wenn andermeite Aende- 
rungen ber Geſetzgebung gleichzeitig nicht eintreten?” Antwort: Nein, mit 
19 (worunter auch 1 Arbeiter) gegen 15 Stimmen. 

2. Frage: „Würde bejahenden Falls bie Aufhebung der analogen Be: 
ſtimmung in $ 3 bes Geſetzes vom 24. April 1854, betreffend die Verletz⸗ 
ungen ber Dienftpflicht bes Gefindes und der [ändblihen Arbeiter einzutreten 
haben?" Antwort: Ja mit 30 gegen 4 Stimmen, „falls bie FF 181 und 
182 ber Gewerbeordnung von 1845 in Kortfall fommen*. Außerdem wirb 
mit 30 gegen 4 Stimmen beichloffen: „Die Commiſſion ſpricht die Ueber: 
zjeugung aus, baß mit und nach Aufhebung ber $$ 181 unb 182 ber Ge- 
werbeordnung vom 17. San. 1845 auch die fonft auf andern Arbeitsgebieten 
noch vorhandenen gleihartigen Beichränfungen bes Coalitionsredhtes, 3.8. auch 
die in ben SG 16 und 17 des Geſetzes vom 21. Mai 1860 enthaltenen Bes 
jhränfungen ber Berg: und Hüttenarbeiter in Wegfall kommen müßten“. 

3. Frage „Bebarf es, im Falle der Aufhebung (der SG 181 und 182 
ber Gewerbeordnung vom 17. Sanuar 1845) bes Erlaffes befonderer Be⸗ 
ftimmungen zum Schuße berjenigen, welche an ber Verabredung, bie Arbeit 
einzuftellen, nicht Theil nehmen wollen, und gegen weldye Handlungen ober 
Unterlafjungen würden bie Strafbeftimmungen 'vornehmli zu richten fein?“ 
Antwort: Alle Ausnahmögeſetze find zu verwerfen, bagegen zu wünſchen, 
daß bie vorhandenen (civilrechtlichen) Strafbeflimmungen, in geeigneter und 
zwedmäßiger Reihenfolge georbnet, zur Zeit der Aufhebung bes Coalitions⸗ 
verbots veröffentlicht werden möchten. 

4, Frage: „a) Iſt es rathſam, im Wege der Geſetzgebung Schiedsgerichte 
einzuführen, an welche, ehe eine verabredete Arbeitseinſtellung geſchieht, die 
Betheiligten behufs Beilegung der ſtreitigen Anſprüche ſich bei Vermeidung von 
Strafe wenden müſſen? b) Empfiehlt es ſich, im Wege der Geſetzgebung die 
Bildung von Commiſſionen herbeizuführen, um den Betheiligten Gelegenheit zu 
geben, ſich vor ber Arbeitseinſtellung mit einander zu verſtändigen? „Antwort: 
Rein mit reip. 24 gegen 10, und 23 gegen 11 Stimmen. Dagegen nimmt 
bie Commiſſion die nachfolgende Rejolution an: „Die Bildung von Com: 
miffionen zu dem in ber Frage b gedachten Zwecke ift wünjchenswerth; fie 
ift aber bem freien Willen ber Betbeiligten zu überlaſſen“ und zwar in bem 
eriten Satze mit 31 gegen 3, im zweiten mit 21 gegen 13 Stimmen. 

5. Frage: „Werden, wenn bie Aufhebung ber SG 181 und 182 ber 
allgem. Gewerbeordnung erfolgt, alsdann auch die Beltimmungen ber FF 47 
und 48 und ber SG 31 und 32 der Verordnung vom 9. Februar 1849 aufzu- 
heben fein? Antwort: einftimmig Ya. [Die vier Paragraphen lauten: F 31. 
Den Fabritinhabern ift die Bejchäftigung von Handwerksgeſellen nur, fo weit 
fie derfelben zur unmittelbaren Erzeugung und Fertigmachung ihrer Fabrikate, 
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jowie zur Anfertigung und Inſtandhaltung ihrer Werkzeuge und Geräthe be 
bürfen, geflattet. $ 32. Fabrifinhaber, welde ein ben Beſtimmungen ber 
$$ 23 und 26 biefer Verordnung unterliegendes Gewerbe beireiben, ohne bie 
Befähigung zum handwerksmäßigen Betriebe desſelben nachgewielen zu haben 
$ 30), bürfen außerhalb ihrer Fabrifftätten Feine Gefellen oder Gehilfen be: 
ſchäftigen. $ 47. Handwerksmeiſter ($$ 23, 24, 26) dürfen ſich zu ben 
technijchen Arbeiten ihres Gewerbes nur ber Gefellen, Gehilien und Lehrlinge 
ihres Handwerks bedienen, foweit nicht von dem Giewerberathe eine Ausnahine 
geitattet wird, — Die Beihäftiguug weiblicher Perfonen unterliegt Feiner Bes 
ſchränkungen. F 48. Gefellen und Gebilfen dürfen, foweit nicht nach ben 
SS 31 und 76 Ausnahmen ftatifinden, in ihrem Gewerbe nur bei Meiftern 
ihres Handwerks in Arbeit treten. 

6. Frage: „a) Folgt aus ber Aufhebung der SS 31 und 32 und 47 
und 48 ber Berordnung vom 9. Februar 1349 (es find dies die aufgeho- 
benen Beichränfungen, unter denen bie Handiwerksgefellen nur bei Meiftern 
. ihres Gewerbe, und diejenigen, unter weldyen fie in ben Fabriken arbeiten 
durften), daß bie in derſelben Verordnung unter Abfchnitt IL und III über 
bie Prüfungspflicht ber Handwerfer vorgefchriebenen Bebingungen aufgehoben 
werden müljen?“ Antwort: Nein mit 18 gegen 16 Stimmen; „b) Iſt abs 
gejehen von ber Aufhebung der in ben vorbezeichneten Baragraphen beſtimm⸗ 
ten Vorſchriften die Awangspflicht zur Prüfung an fi) aufzuheben? Ant: 
wort: Ja mit 25 gegen 9 Stimmen. Alle übrigen beſchränkenden Anträge 
werden zurüdgewielen und nur bie facultative Prüfung ber Gejellen (eine 
Prüfung alfo, die ihrem eigenen Ermeljen anheimgegeben werden fol), mit 
23 gegen 11 Stimmen, und eine Refolution, bahin lautend: „Daß durch bie 
eben beichlofjene Aufhebung bes Prüfungszwangs die aus ficherheits: oder 
gejundbeitspolizeilichen Gründen erforderfich ſcheinenden Negierungspräfungen 
nicht aufgeboben feien,” mit allen gegen eine Stimme bejchlojfen. 

7. Frage: „Macht bie Aufhebung der Coalitionsbefchränfungen bie Be: 
feitigung von Hinderniffen nothwendig, weldye bev Freizügigkeit, reſp. freien 
Niederlaſſung entgegenfichen; bildet insbefondere da8 von ben Gemeinden er= 
hobene Einzugsgeld eine bie freie Bewegung der Arbeiter erheblich beengende 
Schranke?“ Antwort: einfimmig Sa, und ebenſo einjtimmig wird bie 
Refolution beigefügt: „Die preußiiche Regierung möge auf Befeitigung aller 
Beſchränkungen hinwirken, welche ber Freizügigkeit in ben übrigen beutfchen 
Zollvereinsjtaaten entgegenftänden.” , 

8. Frage: „a) ZH aus bdiefer Aufpebung (ber SG 181 und 182) eine 
Aenberung des G 139 der Allg. Gewerbeordnung (derjelbe Iautet: Das 
Verhältniß zwiſchen dem Arbeitsherrn und ben Geſellen oder Gebilfen Tann, 
wenn nicht ein Anderes verabredet ift, durch eine jedem Theile freiitehenbe 
vierzchu Tage vorher erflärte Aufkündigung aufgelöft werben) zu folgern ?“ 
Antwort: Mit 26 gegen 7 Stimmen Nein. b) Empfiehlt fih eine Ber: 
lüngerung ber Kündigungsfriſt? Antwort: Mit großer Mehrheit Nein. 

9. Frage: „a) Iſt diejenige Beſtimmung des F 184 der Allg. Gew.⸗Ordn., 
wonach Gejellen, Gebilfen und Fabrifarbeiter, weldye ohne gefeßlihe Gründe 
eigenmächtig bie Arbeit verlaffen oder ihren Berrichtungen ſich entziehen, be 
ftraft werden, aufzuheben?" Antwort: Mit22 gegen 11 Stimmen Nein. Da 
aljo die darin gegen die Arbeiter ausgeſprochene Ausnahme-Strafbeſtimmung 
aufrecht erhalten bleiben. ſoll, wiro zur Befeitigung einer Rechtsungleichheit 
mit 25 gegen 8 Stimmen beſchloſſen, daß biejelben Strafbeftiimmungen 
gegen diejenigen Arbeitgeber in Anwendung fommen follen, bie ihrerjeits 
eigenmächtig vom Arbeitsvertrage zurüdtreten. „b) Iſt diejenige Beftimmung des 
$ 184 der Allg. Gew.:Ordn. wonach Gefellen, Gehilfen und Fabrikarbeiter, 
welche fich groben Ungehorfams oder beharrlicher Widerſpenſtigkeit ſchuldig 
machen, beſtraft werben, aufzuheben ?“ Antwort: Mit 17 gegen 16 Stim- 
men Nein, ur 


.. 
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Preußen, 


Nachdem biefe 9 Fragen erledigt, wirb refumirenb zur Frage 4 (Eoali- 
tionsfreiheit) zurückgekehrt und nach einſtimmiger Bejahung ber Vorfrage: 
„Können bie beſtehenden gefetlichen Beichränfungen ber Coalitionsfreiheit 
aufgehoben werben, wenn gleichzeitig anberweite Aenderungen ber®ejeßgebung 
eintreten” — werben als folche anderweitige Aenberungen bezeichnet : 

1) Daß zum Schuße berjenigen, weldye an ber Berabrebung, bie Arbeit 
einzuftellen, nicht Theil nehmen wollen, Beftimmungen erlaffen werben, welche 
mit den bezüglichen Beftimmungen ber Gew.⸗Ordn. für das Königreich Sad: 
fen vom 15. Det. 1861 übereinfiimmen — wird mil 48 gegen 15 Stimmen 
verneint. 2) Daß Beitimmungen gegen folde Verabrebungen zur Arbeitsein- 
ftellung getroffen werben, durch welche ein Zwang gegen bie Obrigleit aus⸗ 
geübt werben fol, — wird mit 19 gegen 14 Stimmen vereint. 3) Daß 
Strafbeftimmungen gegen Solche erlaffen werben, welche zur Arbeitseinftellung 
aufforbern oder anreizen, ohne felbit bem Kreiſe ber betreffenden Arbeiter an: 
zugehören, — wirb mit 19 gegen 14 Stimmen verneint. 4) Daß im Wege 
ber Geſetzgebung Schiebögerichte eingeführt werben: a) an melde bie Be: 
theiligten, ehe eine vorbereitete Arbeitseinftelung gefchehen barf, fich behufs 
Beilegung ber ftreitigen Anfprüche bei Vermeidung von Strafe wenden 
müffen, — wirb mit 19 gegen 14 Stimmen verneint; b) daß im Wege 
ber Geſetzgebung bie Bildung von Commiffionen herbeigeführt wirb, um ben 
Betheiligten Gelegenheit zu geben, ſich vor ber Arbeitseinftellung mit einander 
zu verfländigen, — wirb mit 20 gegen 13 Stimmen verneint. 5) Daß bie 
SS 47 und 48 und bie GG 31 und 32 der Verordnung vom 9. Februar 
1849 aufgehoben werben, — wird einftimmig bejaht. 6) Daß die Vorfchriften 
über bie Prüfungspflicht ber Handwerker in den Abfchnitten IT und Ill ber 
Berorbnung vom 9. Februar 1849 aufgehoben werben, — wird mit 27 gegen 
6 Stimmen bejaht. 7) Daß nad Aufhebung biefer Vorſchriften aber eine 
Beſtimmung getroffen wirb, wonach bie Lehrlinge gezwungen fein follen, ſich 
einer Prüfung zu unterwerfen, welche nad) ben jebt für bie Gejellenprüfungen 
beftebenben Vorſchriften abzulegen if, — wird mit 29 gegen 4 Stimmen 
verneint. 8) Daß bie Hinderniffe befeitigt werben, welche der Freizügigkeit 
teip. freien Nieberlaffung entgegenftehen,, insbefonbere daß das von ben Ge- 
meinden erhobene Cinzugsgeld befeitigt wird, — wirb einftimmig bejaht. 
9) Daß ber $ 139 ber Allg. Gew.:Orbn. vom 17. Januar 1845:,a) auf: 
zubeben, — wirb mit 29 gegen 2 Stimmen verneint; event. b) bahin zu 
ändern fei, daß bie darin verordnete fubfibiäre Künbigungszeit von 14 
Tagen verlängert wird — wirb einftiimmig verneint. 10) Daß bie Beſtim⸗ 
mung bes $ 184 der Allgem. Gew.⸗Ordn., wonach Gefellen, Gebilfen und 
Saprikarbeiter, welche ohne gefetliche Gründe eigenmädtig bie Arbeit vers 
laffen oder ihren Verrichtungen ſich entziehen, beftraft werben, aufgehoben 
wird, — wird mit 20 gegen 13 Stimmen vereint. 11) Daß bie Be- 
fimmung besfelben Paragraphen, wonach Gefellen, Gehilfen und Fabrikar⸗ 
beiter, welche ſich groben Ungehorfams oder beharrlicher Widerſpenſtigkeit 
ſchuldig machen, beſtraft werben, aufgehoben wird, — wird ebenfalls mit 20 
ne Stimmen verneint. 0 

. Hrage: „Was Tann gefchehen, um die auf Selbftbilfe beruhenden 
Genoſſenſchaften Vorſchuß⸗ und Creditvereine, Vereine zur — von 
phſtoffen, Conſumvereine, Productivaſſociationen) zu fördern? Antwort 
mit 28 gegen 5 Stimmen: „Die Commiſſion ſpricht den Wunſch aus, die k. 
Staatsregierung möge auf möglichft baldiges Zuftandefommen eines Gefehes 
hinwirken, weldyes bie Regelung ber privatrechtlichen Stellung ber auf Selbſt⸗ 
hilfe beruhenden Erwerbs: und Wirthichaftsgenofenfchaften zum Zmed hat, 
ten oe aber biefen Genoſſenſchaften eine möglichft freie Bewegung ges 


11. Frage: „Welche Aflociationen (Vorſchuß⸗ und Grebitvereine zur Be⸗ 
ſchaffung von Rohftoffen, Confumwereine; Probuctivafiociationen) koͤnnen auch 
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unter Fabrikarbeitern Eingang finden und auf welchem Wege würde dies zu 
erreichen fein?" Antwort: einſtimmig, daß bie genannten Genoſſenſchaften 
ihrer Natur nach ſämmtlich bei ben Fabrifarbeitern Eingang finden können; 
ebenjo einftimmig wirb erflärt: „Die Staatsregierung bat aud) gegenüber ben 
Genoſſenſchaften, an welchen Fabrikarbeiter ſich betheiligen, keine andere Stel: 
lung einzunehmen, als biejenige, welche in ber zu Frage 10 befchlofienen Re: 
folution empfohlen worben“. " 

12. Frage: „Welde Mittel bieten fi bar, um dem beftehenden Mangel 
an billigen und gefunden Arbeitswohnungen abzuhelfen?“ Antwort: „1) Die 
Staatsregierung wolle barauf Bedacht nehmen, daß Durch ſtrenge polizeiliche Auf: 


ſicht die Vermietung ungefunder Wohnungen verhütet, ſowie daß 2) bie Herftels 


lung Feiner Wohnungen auch folhen Bauhandwerkern geftattet werbe, welche 
ben jetzt vorgefchriebenen Nachweis der Befähigung zum felbfländigen Betriebe 
bes Bauhandwerk nicht geführt haben. 3) Tie Beſchaffung geeigneter Ar- 
beiterwohnungen Täßt fih, wo durch die freie Goncurrenz einzelner Unterneh- 
mer dem Bebürfniß nicht genügt wirb, durch Baugenofjenfchaften erreichen. 
Dieſelben find in gleicher Weife zu behandeln, wie für bie übrigen Genofjen: 
ſchaften durch die Antwort auf Frage 10 empfohlen worben it”. 


— Aug. Ott-Eulenburg'ſche Angelegenheit: Graf Eulenburg erhält enblich 


23. 


25. 


28. 


30, 


wenigftens Stubenarreft,; der Regimentscommanbeur in Bonn muß 
indeß auf ben Antrag des Unterſuchungsauditeurs erft durch eine 
höhere Inſtanz dazu veranlaßt werben. 


„ Der Berliner Arbeiterverein befchließt, daß er bie von ber Re . 


gierung berufene ſociale Commiflion als eine Vertretung ber Arbei: 
terflafjen nicht anjehe, fondern biefür einzig und allein bie Volks⸗ 
vertretung gelten laffen wolle; vie Arbeiter verlangten von der Re: 
gierung nichts, als was auch die Volfsvertretung bereits gefordert 
habe, die Vereinbarung bes Genoſſenſchaftsgeſetzes, das ben Genoſſen⸗ 
ſchaften corporative Rechte einräume. 


„ Das Domcapitel von Köln einigt fi endlich über bie der Krone 


vorzulegende Sandibatenlifte zu Beſetzung bes erzbiſchöflichen Stuhles. 
Es werben gewählt: Biſchof Ketteler von Mainz, Biſchof Melchers 
in Osnabrück, Prof. Hettinger in Würzburg, Abt Haneberg in Mün- 
hen, Weihbiſchof Baudri in Köln. Die Regierung bezeichnet ben 
Biſchof Ketteler, den Prof. Hettinger und ben Weihbilhof Baudri 
al8 personae minus gratae, jo daß nur Abt Haneberg und Bilchof 
Melchers auf ber Wahllifte bleiben. 


„ Die Gen.:Verfammlung der Köln-Mindener Eifenbahngefellichaft 


genehmigt einftimmig bie von ber Direction mit ber Regierung ab⸗ 
gefchloffene Uebereinfunft, ohne die Zuftimmung des Landtags vor⸗ 
zubebalten., Der Regierungscommiflär erflärt, daß nad feiner An- 
fiht eine Genehmigung durch den Landtag überhaupt nicht erforder: 
lich fei, der Vertrag vielmehr ſchon durch Genehmigung bes Königs 
perfect werbe. 

„ Dtt:Eulenburgifche Angelegenheit: Graf Eulenburg erhält die Er: 
laubniß, zu den Manövern feines Regiments abzugeben. 


2. Sept. Der Abg. Tweiten wird auf Antrag ber Staatsanwaltſchaft 


12 
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Preußen, 


Nachdem biefe 9 Fragen erledigt, wirb refumirenb zur Frage 1 (Coali⸗ 
tionsfreiheit) zurüdgekehrt und nach einflimmiger Bejahung ber Borfrage: 
„Können bie beftehenden geſetzlichen Beſchränkungen ber oalitiongfreiheit 
aufgehoben werben, wenn gleichzeitig anderweite Aenberungen ber@efeßgebung 
eintreten” — werben als folche anberweitige Aenderungen bezeichnet : 

4) Daß zum Schutze berjenigen, welche an der Berabrebung, bie Arbeit 
einzuftellen, nicht Theil nehmen wollen, Beftimmungen erlaffen werben, welche 
mit den bezüglichen Beltimmungen ber Gew.:Orbn. für das Königreich Sach⸗ 
fen vom 15. Oct. 1861 übereinftimmen — wird mil 18 gegen 15 Stimmen 
verneint. 2) Daß Beſtimmungen gegen foldhe Verabredungen zur Arbeitdein: 
ftellung getroffen werden, durch welche ein Zwang gegen bie Obrigleit aus⸗ 
geübt werben fol, — wirb mit 19 gegen 14 Stimmen vereint. 3) Daß 
Strafbeflimmungen gegen Solde erlaffen werben, welche zur Arbeitseinftellung 
auffordern ober anreizen, ohne ſelbſt bem Kreife der betreffenden Arbeiter an⸗ 
zugehören, — wirb mit 19 gegen 14 Stimmen verneint. 4) Daß im Wege 
ber Gefepgebung Schiebegerichte eingeführt werden: a) an welde die Be⸗ 
tbeiligten, ehe eine vorbereitete Arbeitseinftellung gefchehen darf, fich behufs 
Beilegung ber ftreitigen Anſprüche bei Vermeidung von Strafe wenden 
müffen, — wirb mit 19 gegen 14 Stimmen verneint; b) bag im Wege 
ber Oelebarbung bie Bildung von Commiffionen herbeigeführt wird, um ben 
Betbeitigten Gelegenheit zu geben, fich vor ber Arbeitseinitelung mit einander 
u verftändigen, — wirb mit 20 gegen 13 Stimmen verneint. 5) Daß bie 
gs 47 und 48 und bie 65 31 und 32 ber Verorbnung vom 9. Februar 
1849 aufgehoben werben, — wird einftimmig bejaht. 6) Daß die Vorfchriften 
über bie Prüfungspflicht der Handwerker in ben Abfchnitten HI und III der 
Berorbnung vom 9. Februar 1849 aufgehoben werben, — wirb mit 27 gegen 
6 Stimmen bejaht. 7) Daß nad Aufhebung biefer Vorfchriften aber eine 
Beitimmung getroffen wird, wonach bie Lehrlinge gezwungen jein jollen, fi 
einer Prüfung zu unterwerfen, welche nach ben jett für bie Gejellenprüfungen 
beftehenden Borfcriften abzulegen ifl, — wird mit 29 gegen 4 Stimmen 
verneint. 8) Daß bie Hinderniffe befeitigt werben, welche ber Freizügigkeit 
reſp. freien Niederlaſſung entgegenſtehen, insbeſondere daß das von den Ge⸗ 
meinden erhobene Einzugsgeld beſeitigt wird, — wird einſtimmig bejaht. 
9) Daß ber $ 139 ber Allg. Gew.Ordn. vom 17. Januar 1845:,a) auf: 
zubeben, — wirb mit 29 gegen 2 Stimmen verneint; event. b) dahin zu 
ändern fei, baß bie barin verorbnete fubfidiäre Künbigungszeit von 14 
Tagen verlängert wird — wird einftinunig verneint. 10) Daß bie Beſtim⸗ 
mung bes $ 184 ber Allgem. Gew.-Orbır., wonach Gefellen, Gehilfen und 
Tahrifarbeiter, welche ohne gefetlihe Gründe eigenmädtig bie Arbeit ver: 
laffen ober ihren Berrichtungen fi) entziehen, beflvaft werben, aufgehoben 
wird, — wirb mit 20 gegen 13 Stimmen vereint. 11) Daß bie Be: 
fimmung besfelben Paragraphen, wonach Gefellen, Gebilfen und Fabrikar⸗ 
beiter, welche fi groben Ungehorjams ober beharrlicger Wiberfpenftigfeit 
ſchuldig machen, beftraft werben, aufgehoben wird, — wirb ebenfalls mit 20 
gegen 13 Stimmen verneint. 

. Hrage: „Was kann gefchehen, um bie auf Selbſthilfe beruhenden 
Genoffenidaften (Vorſchuß⸗ und Creditvereine, Vereine zur Deisaffuns von 
Rohftofien, Confumvereine, Probuctivaffociationen) zu fördern? Antwort 
mit 28 gegen 5 Stimmen: „Die Commiſſion fpricht den Wunſch aus, bie k. 
Staatsregierung möge auf möglihft baldiges Zuſtandekommen eines Geſetzes 
hinwirken, welches bie Regelung ber Privatrechtlihen Stellung ber auf Selbft: 
bilfe beruhenden Erwerbs: und Wirthfchaftsgenofienfhaften zum Zwed Bat, 
ten den aber biejen Genoffenfchaften eine möglichft freie Berwegung ge⸗ 

11. Frage: „Welche Affociationen (Vorſchuß⸗ und Crebitvereine zur Be: 
ſchaffung von Robftoffen, Eonfumvereine; Probuctivafjociationen) können auch 
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unter Fabrifarbeitern Eingang finden und auf welchem Wege würbe bies zu 
erreichen fein?" Antwort: einflimmig, daß bie genannten Genoffenfchaften 
ihrer Natur nad jümmtlich bei ben Fabrifarbeitern Eingang finden Tönnen ; 
ebenjo einftimmig wird erflärt: „Die Staatsregierung hat auch gegenüber ben 
Genoſſenſchaften, an welchen Fabrikarbeiter fich betheiligen, Feine andere Stel⸗ 
lung einzunehmen, al8 biejenige, welche in der zu Frage 10 befchloffenen Re: 
folution empfohlen worben“. ' 


12. Frage: „Welde Mittel bieten fi bar, um bem beftehenden Mangel 
an billigen und gefunden Arbeitsmohnungen abzubelfen ?* Antwort: „1) Die 
Staatsregierung wolle barauf Bebacht nehmen, daß durch ftrenge polizeiliche Auf: 
ficht die Bermietbung ungefunder Wohnungen verhütet, fowie daß 2) die Heritels 
lung kleiner Wohnungen auch ſolchen Bauhandwerkern geftattet werde, welche 
ben jeßt vorgefchriebenen Nachweis der Befähigung zum felbfländigen Betriebe 
bes Bauhandwerks nicht geführt haben. 3) Die Beſchaffung geeigneter Ar- 
beiterwohnungen läßt fig, wo burch die freie Goncurrenz einzelner Unterneh- 
mer dem Bebürfniß nicht genügt wird, durch Baugenoſſenſchaften erreichen. 
Diejelden find in gleiher Weife zu behandeln, wie für bie übrigen Genofien: 
haften durch die Antwort auf Frage 10 empfohlen worben ijt“. 

— Aug. OttWEulenburg'ſche Angelegenheit: Graf Eulenburg erhält enblich 
wenigftens Stubenarreit; der Regimentscommanbeur in Bonn muß 
indeß auf ben Antrag des linterfudungsaubiteurs erft durch eine 
höhere Inſtanz dazu veranlaßt werben. 

23. „ Der Berliner Arbeiterverein beſchließt, daß er die von der Re . 
gierung berufene fociale Commillion als eine Vertretung ber Arbei: 
terflaffen nicht anfjehe, ſondern biefür einzig und allein die Volks⸗ 
vertretung gelten laffen wolle; vie Arbeiter verlangten von ber Re: 
gierung nichts, als was auch die Volfsvertretung bereit geforbert 
habe, die Vereinbarung bes Genofienfchaftsgefeßes, das ben Genoſſen⸗ 
ſchaften corporative Rechte einräume. 

25. „ Das Domcapitel von Köln einigt fi endlich über die ber Krone 
vorzulegende Candidatenliſte zu Beſetzung bes erzbiſchöflichen Stuhles. 
Es werden gewählt: Biſchof Ketteler von Mainz, Biſchof Melchers 
in Osnabrüd, Prof. Hettinger in Würzburg, Abt Haneberg in Mün- 
hen, Weihbiſchof Baudri in Köln. Die Regierung bezeichnet den 
Biſchof Keiteler, den Prof. Hettinger und ben Weihbilhof Baubri 
ald personae minus gratae, jo daß nur Abt Haneberg und Biſchof 
Melchers auf ber Wahllifte bleiben. 

28. „ Die Gen.:Berfammlung der Köln:Mindener Eifenbahngejellihaft 
genehmigt einftimmig die von der Direction mit ber Regierung ab: 
geſchloſſene Uebereinkunft, ohne die Zuftimmung bes Landtags vor: 
zubebalten. Der Regierungscommiflär erflärt, daß nad jeiner An- 
fiht eine Genehmigung durch den Landtag überhaupt nicht erforder: 
lich fei, der Vertrag vielmehr ſchon durch Genehmigung bes Königs 
perfect werde. 

30. „ DtisEulenburgifche Angelegenheit: Graf Eulenburg erhält die Er- 
laubniß, zu den Manövern feines Regiments abzugeben. 


2. Sept. Der Abg. Tweften wird auf Antrag ber Staatsanwaltihaft 
12° 
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vom Berliner Kammergericht über feine Rebe im Abg.Hauſe vom 20. 
Mai (über die gebrochene Unabhängigkeit der Gerichte) vernommen, 
Derfelbe verweigert, auf bie Verfaffung geftügt, alle und jede Antwort. 

11. Sept. Das Kreisgeriht in Mohrungen ſpricht bie 17 wegen Beleidigung 

des Minifteriums angellagten Abgeordneten frei. 
„„Schleſiſcher Städtetag in Glögau. 

16. „ Die Regierung weist die Veſchwerde der Stabtverorbnetenverjanm: 
lung von Köln gegen den Oberbürgermeifter Bachem bez. Abgeordneten⸗ 
feft ab, „weil der Gegenftand feine practifche Bebeutung verloren habe“. 

17./18. Sept. Feier der 5Ojährigen Verbindung ber Provinz Sachſen mit 
Preußen in Merjeburg. Große Feftivitäten ber feubalen Provinzial 
flände. Der König hält eine große Revue ab, wobei auch die Eon- 
tingente von 5 beutfchen Yunbesitaaten (Altenburg, Anhalt, Coburg: 
Gotha, Schwarzburg-Rudolftadt und Reuß) Theil nehmen. 

20. „ In Königsberg werben brei Zeitungen wegen eines bloßen Xele- 
gramms über die Note des Grafen Ruffel vom 14. d. M. bez: ber 
Gafteiner Convention confiscirt. 

— „Die Regierung und die römiſche Curie haben fi} über die Er: 
hebung bes Grafen Ledochowski, 3. Zeit päpftlichen Nuntius in Brüffel, 
zum Erzbiihof von Poſen geeinigt. Die beiden Domcapitel von 
Poſen und Gnefen ſowie die öffentliche Meinung ber polnifchen und 
deutſchen Bevölkerung der Erzdiözeſe fprechen ſich indeß noch jehr ener: 
giſch gegen dieſe Candidatur aus. | 


— Dec. Die von der Stabtverorbnetenverfammlung von Königsberg (am 
27. Juni) getroffene Wahl eines zweiten VBürgermeifters wird von 
ber Regierung gleich wie bereits und wieberholt biejenige eines Ober: 
bürgermeifters nicht bejtätigt, jo daß auch dafür eine genehme Wahl 
borgenommen oder eine commiffar. VBernMltung gewärtigt werben muß. 

— „ Das Kölner Domcapitel proteftirt mit 10 gegen 6 Stimmen 
gegen bie Streihungen der Regierung, jo daß ihm nur zwei Can: 
bibaten zur Wahl geblieben jeien. Die Regiernng enthebt den bis⸗ 
herigen Wahlcommiſſär, den (proteftantiichen) Oberpräf. v. Eihmann, 
feiner Functionen und überträgt biefelben dem (fath.) Präf. v. Dues- 
berg in Münfter. 

18. „ 5Ojährige Jubelfeier der Bereinigung Weftphalens mit Preußen 

in Münfter. 

20. „ Die Stabtverorbnetenverfammlung von Berlin befchließt, ſich be- 
ſchwerend an ben Oberpräfidenten zu wenden, nachdem bie Regierung 
feit 3 Monaten unter 9 von ihr gewählten Stabträthen 8 nicht bes 
ftätigt bat, 

24. „ Der Proceß gegen Tweften wegen NRebefreibeit im Abg.Hauſe 
gelangt, nachdem das Berliner Stabtgeriht und das Kammergericht 
benjelben abgelehnt haben, nunmehr in letzter Inftanz vor das Ober: 
tribumal, Ebenſo der gegen ben Abg. Frenzel eingeleitete Proceß, 
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nachdem auch das Kreisgericht und bas Appellgericht von Inſterburg 
die Anhandnahme abgelehnt Haben. 


— Oct. Die Stabtverorbnetenverfammlung von Breslau befchließt faft ein- 


jtimmig, für bie Renlichulen ben confeffionellen Character grunbfäh- 
lich und ftatutengemäß für alle Zukunft auszufchließen und genech- 
migt mit 61 gegen 31 Stimmen ben Anlauf ber in der ‚Stadt 
liegenden Bafernen von ber Regierung um ca. 1 Mil. Thlr. ohne, 
wie vorgefchlagen wird, bie Zuftimmung bes Landtags vorzubehalten. 


3. Nov. Das Domcapitel von Köln lehnt die Wahl eines Erzbiichofs 


18. 


aus ben zwei von feiner Candidatenliſte allein übrig gelaffenen Namen 
ab; der k. Commiſſär v. Ducsberg Tehrt unverrichteter Sache nach 
Münfter zurüd. 
„ Das Obertribungl verurtheilt den Abgeorbneten Tweften wegen 
Theilnahme an ber Abgeorbnetenverfammlung in Frankfurt a. M. vom 
21. Tec. 1863 zu einem Verweis, nachdem ihn bas Kammergericht 
als erfte Inſtanz freigefprechen hatte. 
„ Ein k. Decret hebt die Verfügung vom 5. Nov. 1861, durch 
welche die Vertretung des „alten und befeftigten Grundbeſitzes“ von 
90 auf 41 Eike im Herrenhaus rebucirt worben war, wieder auf. 
De E. Verordnung betreffend biedbefinitine Erledigung ber Vorbehalte 

wegen Bildung ber Berbänbe bes alten und bes befeftigten Grundbeſitzes 2c. bes 
ſtimmt überdieß: „Aenderungen ber gegenwärtigen Verordnung fowie ber Ver: 
erdnung wegen Bildung ber erflen Kammer vom 22. Oct. 1854 fönnen ges 
mäß Art. 1 des Geſetzes betrefiend die Bildung dererfien Sammer vom 7. Mai 
1653 fortan nur durd ein mit Zuſtimmunng beider Häuſerdes 
Yandtags der Monarchie zu erlafjfendes Geſetz vorgenonmen 
iverden“. 

In Königsberg fiegt in den Etabtverorbnetenwahlen die Yort- 
Iorittspartei in allen drei Abtheilungen, jo daß ihr bis auf 5 ober 
6 ſämmtliche Mitglieber der Behörde angehören. 


3.—9. Dec. Eeflion der Provinztallandtage der Monardjie. Die einzige 


Borlage ber Regierung betrifit die Rüderftattung ber aus ber Staats: 
kaſſe vorfchußweife gezahlten Grundfteuer-Regulirungstoften im Be: 
trage von 8 Mi. Thlen. Ein Theil ber Provinziallandtage kommt 
bem Wunfche der Regierung entgegen, indem fie fih für die Zurück⸗ 
führung diefer Koften durch einen allgemeinen Auffchlag auf bie ſämmt⸗ 
lichen directen Steuern oter gar auf bie Perfonalfteuern allein 
entſcheiden; andere dagegen, wie namentlich derjenige von Oftpreußen 
(mit 72 gegen 25 Stimmen) erflären fi für incompetent und ber: 
langen eine Erledigung der Trage durch den allgemeinen Landtag. 
— Der Provinziallandtag von Poſen lehnt den Antrag auf eine 
Bitte um Amneftie mit 24 gegen 21 Stimmen ab. — Der Land: 
tag von Weftphalen befchließt faft einftimmig ben Antrag auf Bitte 
um Erhebung ber Academie von Münſter zur (kath.) Univerfität. 
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16. Dec. Der päpftliche Runtius in Brüffel, Graf Ledochowoky, wird, 
nachdem fie fi) lange dagegen geiperrt, von ben hereinigten Dom: 
capiteln von Poſen und Gneſen zum Erzbiihof von Pofen und 
Gneſen gewählt, va ſich bie Regierung und die römiſche Curie über 
feine Perfon verftändigt haben. 

„Ott⸗Culenburg'ſche Affaire. Graf Eulenburg wird vom Militär: 
gerichte zu AU Monaten Feſtungshaft (glei dem Minimum der be⸗ 
treffenden geſetzlichen Beſtimmung von 3 Monaten Gefängniß) verur: 
theilt. 

29. „ Einberufung bes Landtags auf den 15. Januar 1866. 


III. 
Oeſterreich. 


3. Jan. (Ungarn). Kaiſ. Handſchreiben genehmigen den Zufammentritt 
des jerbiihen Nationalcongrefjes in Karlowig und der Synode ber 
griechifch-orientalifhen ſerbiſchen Biſchöfe behufs Ausſcheidung des 
den romanifchen Sprengeln zukommenden bisher gemeinfamen Ber: 
mögens ber Karlowiger Metropolie in Ungarn, Croatien, Sla⸗ 
vonien und ber Militärgrenze und ernennt den rumänifchen Biſchof 
von Siebenbürgen Schaguna zum, dem ſerbiſchen Metropoliten coordi- 
nirten, Erzbiſchof und Metropoliten ber griechifch- orientalifchen 
Rumänen in Eiebenbürgen und Ungarn. 

T. „ Die officielle Wiener Zeitung bringt folgende Note: 

„Ser hl. Etuhl bat am 8. Dec. eine Encyclica erlaſſen, begleitet von 
einem Berzeichniffe als Irrlehren bezeichneter Säke. Die Encyclica wirb bem 
Epifcopate im Kaiſerthum Oeſterreich mitgetheilt werden. Die k. k. Regierung 
ift nah $ 1 und 2 ber kaiſ. Verordnung vom 18, April 1850 und bem 
Art. I der mit bem bl. Stuhl im %. 1855 getroffenen Vereinbarung nicht 
in ber Lage, auf bie Form, weldhe vom Epifcopat bei Kundmachung ber En: 
coclica und ihres Anhangs eingehalten werben wird, Einfluß zu nehmen. Obne in 
eine Beurtheilung ber erwähnten Kundgebung einzugehn, wozu berzeit für bie 
kaiſ. Regierung fein Anlaß vorliegt, erfeunt fie in bderfelben nur eine Ber: 
lautbarung von Anſchauungen bes päpftl. Stuhles, weldhe an und für ſich 
nicht geeignet ift, eine Aenderung ber im Kaiſerthum Oefterreich beſtehenden 
Geſetze und Einrichtungen zu bewirken.” 

9. „ Reichsrath: der Staatsminifter zeigt dem Abg.Hauſe durch Zu: 
ihrift an, daß der Kaifer die Antwortsabrefle „in Kenntniß ge 
nommen habe”. — Die Finanzcommiflion des AbgHaufes beſchließt 
auf Antrag des Grafen Brints einftimmig, das ihr vom Kaufe 
überiviefene Budget für 1865 an die Regierung zurüdzufenden, um 
darin ſelbſt diejenigen Abftrihe vorzunehmen, bie jonft die Commiſ⸗ 
fio® vornehmen müßte, um wenigftens das eigentliche Gebahrungs⸗ 
befizit für 1865 zu befeitigen. 

16—18. Jan. Differenz zwiſchen dem Conſiſtorium und den Studenten 

‚ ber Wiener Univerfität über die Feier des fünfhunbertjährigen Ju⸗ 
biläums (ob im März: Gründungstag 12. März, oder im Auguft: 
päpftliche Beftätigungsbulle vom 8. Auguft). , Erklärung bes 15er 
Comits der Studenten. Verweis und Auflöfung de Stubenten- 
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comité“ auf Befehl des Staatsminiſters. Ovation ber Studenten 
für die Gemaßregelten. 

20. Januar. (Croatien). Ein kaiſ. Reſcript an den Ban befiehlt 
bie Einberufung einer Banalconferenz auf ben 4. Febr. als Ein: 
leitung für die Mahlen zum Landtag. 

21. „ (Trieft). In Folge eines italieniſche Sympathieen verrathen- 

den Beichluffes tes Stadtraths wirb derſelbe Eraft Faiferlicher Ent: 
ſchließung aufgelöst. 
„Reichsrath: Die Regierung richtet eine Zufchrift an ben Finanz 
ausihuß des Abg.Hauſes: fie erblidt in dem Beſchluß besfelben 
vom 9. Januar „den Wunſch, zur verfaflungsmäßigen Feſtſtellung 
des Budgets für 1865 auf einem anderen als bem bisher einge: 
baltenen Wege zu ‚gelangen, um das möglichſte Gleichgewicht zwi⸗ 
ſchen Einnahmen und Ausgaben berzuftellen,“ meint aber, es bebürfe 
dazu „die Beantwortung mehrerer VBorfragen, beren Löſung jeben- 
falls vorauszugehen hätte,” weßhalb fie behufs einer Verſtändigung 
ihre Vertreter in ben Ausſchuß zu jchiden bereit fei. 

24. „ Reichsrath: Erfter Verſuch einer Ausgleichung zwiſchen bem Fi⸗ 
nanzausihuß des Abg.Hauſes und den Vertretern ber Regierung. 
Der Ausfhuß erklärt mit 17 gegen 10 Stimmen, daß das Gebah— 
rungsdeficit im Budget für 1865 auf 25 Mill, zu veranfchlagen 
jei und mit 16 gegen 12 Stimmen, daß dieſer Betrag als das 
Minimum angejehen werden müſſe. Die Vertreter der Regierung 
erklären, baß unter diefer Vorausſetzung eine neue Berathung ber 
Regierung nothwendig fei und die Verhandlungen mit dem Aus: 
Ihuß daher zwar nicht abgebrochen würden, aber doch unterbrochen 
werben müßten, 

„ o CTrieſt). Umſchwung ber öffentlihen Stimmung Cine Nota- 
bein-Berfammlung beſchließt eine Loyalitätsabreffe an den Kaifer, 
bie in ber Stadt und aud im Territorium, unter ber Bedingung, 
daß fie ins Slaviſche überſetzt werde, zahlreiche Unterfchriften findet. 

25. „ (Ungarn) Cine kaiſ. Entichließung befiehlt VBefchleunigung 
ber Arbeiten für das Reorganiſationswerk in Ungarn, um fie als 
fönigl. Propofitionen dem einzuberufenden Landtage vorzulegen und 
bie Aufhebung bes Kriegsproviforiums vorzubereiten. 

„ m NReicherath: Verhandlungen des Finanzausfhuffes. Die Regie: 
rung verlangt für eine DVerfländigung Über das Deflcit von 1865 
das Zugeftändniß von zwei VBorfragen oder Vorbebingungen: 1) voll: 
kommen freie Birements innerhalb ber einzelnen Minifterien und 
2) die Bereitwilligfeit, unmittelbar nad) der Berathung bes Budgets 
für 1865 in diejenige über das Budget für 1866 einzutreten und 
ertlärt, erft nach Bewilligung diefer zwei Zugeftändniffe bie Biffer 
bes von ihr für möglich gehaltenen Abſtrichs nennen zu können. 
Schmerling macht ben Ausihuß auf die Folgen aufmerffam: er 
tönne 25, 28 Mil. ja noch mehr abftreichen, aber bas Budget ge: 
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lange an die drei verfaſſungsmäßigen Faetoren und ba ſei Ge: 
fahr vorhanden, daß das Finanzgeſetz nicht zu Stande komme. Der 
Ansſchuß beſchließt mit 16 gegen 11 Stimmen, auf die Berathung 
jener Vorfragen nicht einzugehen, wenn nicht die Regierung vorher 
die Summe ihres Abſtrichs bekannt gebe. 


30. San. Das Eonfiftorium der Wiener Univerfität beginnt die Berathun⸗ 


31. 


gen über das neue Statut und bie dießfalls eingegangenen Gut- 
achten und befäließt mit 7 gegen 4 Stimmen, an ber Nichtzulaffung 
der proteftantifchen Profefforen zu ben akademiſchen Würden feft: 
zuhalten. 


„Reichsrath: Der Finanzausihuß des Abg.Hauſes beräth das Bub- 


get für 1865 und nimmt nunmehr von fih aus bie ihm noth- 
wendig und zuläffig jcheinenden Abftrihe vor. Graf Vrints trägt 
darauf an, big abgebrocdhenen Unterhandlungen mit ber Regierung 
wieder aufzunehmen und bie Regierung zu ber Erflärung aufzu- 
fordern, daß das Gebahrungsbdeficit im Budget für 1865 wenigftens 
annähernd, jedoch ohne Velaſtung des Credits, für 1866 aber gänz- 
lich befeitigt werben folle. 


1. Februar. Reichsrath: Vorberathung bes Budgets für 1865 durch den 


Finanzausſchuß des Abg.Hauſes. Tie Frage, ob fie die Verträge 
mit den weiblichen Orden aufzulöfen gebente, wird von ber Re: 
gierung ausiweichend beantwortet, worauf der Zuſtand der Strafan- 
ftalten unter der Leitung dieſer weiblichen Orden von allen Seiten 
als „geradezu unerhört in Europa” bezeichnet, und 70,000 fl. an 
ben betreffenden Poſtulat geftrihen werben. 

„ NReichsrath: Der Yinanzausihuß beichlieht, ven fog. Dispofitions: 
fonds (geh. Ausgaben) von 500,000 fl. auf 200,000 fi. herabzu⸗ 
ſetzen. Schmerling will fih nur einen Abſtrich von 50,000 fl. 
gefallen laſſen. 

„ (&ro atien). Eröffnung der Banal-Conferenz in Agram zur 
Berathung einer Wahlordnung für den einzuberufenden Landtag. 
Die Sitzungen ſind geheim. 


„Reichsrath: Abg. Berger macht im Abg.-Hauſe darauf aufmerk⸗ 


ſam, daß bis jetzt ſieben Interpellationen an das Miniſterium gerichtet, 
bis jetzt aber noch keine einzige beantwortet worden fei. 

„ (Ungarn) Eröffnung des ferbiihen National⸗Congreſſes in 
Karlowib. 

„ (Ungarn). Kriegsgerichtliches Urtheil gegen Paul v. Almafy 
und Genoſſen. Die ausgefprochene Tobesitrafe wird auf 20 Jahre 
Ketten gemildert. Die Begründung des Urtheils wird wicht ver⸗ 
öffentlicht. 

„Reichsrath: Der Finanzausfhuß ftreiht die gejebwibrigen Pen: 
fionszulagen für die neuerlich entlaffenen Minifter Rechberg, Forgach 
und Widenburg. 


186 


Oeßerreich 


11. Febr. (Cro atien). Schluß der Banalconferenz. Die Conferenz er⸗ 


12. 


13. 


18, 


19. 


Märt fi für das Wahlgeſetz von 1861 auch für den nächſten Land⸗ 
tag und beichließt, in einer Adreſſe an ben Kaiſer ben heißen 
Wunſch auszufprechen, daß an dem Landtag auch bie Vertreter ber 
Militärgränge Theil nehmen und, wenn irgenb möglich, auch jene 
Dalmatiend dazu eingeladen werben, um endlich bie längit erwar⸗ 
tete Union feſtzuſetzen. Der Ban weigert fi, eine Vorftellung ber 
Magnaten gegen bie einfeitige Beſchränkung ihres Virilſtimmrechts 
ohne gleichzeitige Beſchränkung auch bes Virilſtimmrechts ber Biſchöfe, 
Tath. Eapitel, griech. Confiftorien und Klöſter und ber Vicegejpane 
an ben Kaifer zu übermitteln. 

»  Scmerling verfammelt ca. 80 Mitglieder des Abg.-Saufes bei 
fih, um im Abg.Hauſe wieber feiteren Zuß zu fallen, indem er fie 
über bie Abſichten der Regierung zu beruhigen jucht bezüglich ber 
Finanzfrage (auch die Regierung erkenne fie für die wichtigſte und 
wolle gerne einen großen Abſtrich machen; ob er aber bie Höhe bes 
Gebahrungsbeficits erreiche, könne fie im Voraus nicht beurtheilen, 
benn das hänge von Umftänden ab), über bie Maßregeln in Ga— 
Iizien und den F 13 der Verfaſſung (die Regierung ſammle ein 
reiches Material für ein Geſetz über ven Belagerungszuftand), über 
eine Löfung der ungariichen Frage (ein Einverſtändniß mit dem 
ungeriihen Landtage werde nur auf bem Boden ber BVerfaflung 
angebahnt werben), über die Einberufung des engeren Reichsraths 
(für die Einberufung des ungarifhen und croatiihen Landtags 
feien die Vorarbeiten in vollem Zuge unb ber engere Reichsrath 
folle zugleich mit ihnen tagen), enblid über die deutſche Trage (bie 
ichleswigsholft. Frage ſei allerdings „total verfahren”, aber ber 
Miniſter des Auswärtigen ſei mit aller Kraft und Energie bemüht, 
ſie zu einem gedeihlichen Abſchluſſe zu bringen). 

„Die Regierung bietet zu einer internationalen Enguete-Commif- 
fion behufs eines Handelsvertrags mit England bie Hand. 

„ Die Abtragung ber an biefem Tage fälligen Rate von 11% Mil. 
an bie Bank wird durch ein Confortium von Bankiers ermöglicht. 


. (Benetien). Unordnungen an der Univerſität Padua (wegen 


ital. Sympathien). 

„Reichsrath: Die Staatsſchulden-Controlcommiſſion übergibt dem 
Abg.-Haus einen Bericht, aus dem ſich ergibt, daß „bie Fi⸗ 
nanzverwaltung die zum Zwecke der Einlöſung der Partialhypotheken⸗ 
anweiſungen geſetzlich beſtimmte Summe von 20 Mill entweder gar 
nicht, ober doch zum größten Theil zu dem geſetzlich vorgejchriebenen 
Zwecke nicht verwendet habe”. 

„Reichsrath: Der Minifter des Auswärtigen erflärt dem Abg. 
Haus, bie Regierung anerfenne keine Verpflichtung zu Vorlage bes 
Friedensichluffes mit Dänemark. — Der Yinanzminifter bringt das 
Budget für 1866 ein. Dasjelbe weist (ſelbſt nach ber Gruppirung 
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ber Regierung) noch immer ein Gebabrungsbefictt von 13 Mil. 
auf; erft mit bem J. 1867 „hofft“ ber Finanzminifter dasſelbe ganz 
befeitigen zu Tünnen. 


20. Sehr. (Ungarn). Stürmiſche Sikung bes ſerbiſchen Nationalcon- 


21. 
23. 


26. 


greffes in Karlowig gegen bie Anfprühe ber Rumänen. 

»„ Reihsrath: Der Finanzausſchuß befchließt einen Abſtrich von 
2,398,000 fl. im Bubget der Marine für 1865. 

„Reichsrath: Das Abg.Haus befchließt auf den Antrag des Grafen 
Prints „den Finanzausfhuß zu einem Berichte darüber aufzuforbern, 
ob und inwieweit zu Erzielung umfaffender Eriparungen bie Feſt⸗ 
ftellung ber ‚Bifferanfäge ber Budgets für, 1865 und 1866 aus: 
nahmsweiſe in einer von ber bisherigen abfveidhenben Form im Wege 
ber Vereinbarung mit ber Regierung vorzunehmen wäre". Bericht bes 
gew. Minifters, Abg. Pratobevera als Obmann bes Finanzaus- 
ausichuffes über bie bisherigen, geicheiterten Verjuche einer Verſtän⸗ 
digung mit der Regierung. 

Eine Zuſchrift Schmerlings an den Finanzausſchuß forbert von dem⸗ 
felben, in Folge der Annahme des Antrags Brinis durch das Abg.: 
Haus nicht weiter in der begonnenen Specialberathung bes Budgets 
für 1865 fortzufahren, widrigenfalls die Minifter einen Antheil 
daran nehmen würden. Der Finanzausfhuß beſchließt, die Regie: 
rung zu Kenntnißgabe einer beftimmten Ziffer bes ihr möglichen 
Abſtrichs an den Ausgaben für 1865 aufzufordern und inzwijchen 
in der bisherigen Behandlung des Budgets fortzufahren. 

„  Tlaue eier des Jahrestags der Verfaffung in Wien und in ben 
übrigen Theilen ber Monardie. 


„ Die bisherige Internirung einer großen Anzahl Polen wirb auf: 


gehoben und werben biejelben maffenhaft nach Bayern und ber Schweiz 
entlaflen. 


2. März. Reichsrath: Die Regierung erflärt fi endlich in einer Zus 


fhrift an den Finanzausfhuß zu einem Abſtrich von 20,100,000 fi. 
im Budget für 1865 bereit, „wofern bie Vertheilung biejer Summe 
auf bie Gefammterforbernifanfäge der einzelnen Minifterien nad) ben 
im Schooße ber Regierung vereinbarten, in der Beilage verzeichneten 
Duoten erfolgt, fomit die nad Abzug diefer Quoten reſultirende 
Gefammtziffer des Erforberniffes jedes einzelnen Minifteriums nach 
bem beiliegenden Entwurfe in das Finanzgeſetz eingeftellt und jebem 
Minifterium die freie Gebahrung innerhalb „diefer Ziffer geftattet 
wird; wenn endlich — vorbehaltlich der Vereinbarung über bie Ziffer 
ber möglichen Erſparniſſe — eine baldige und gleiche Behandlung 
auch bei ber verfafiungsmäßigen Feſtſtellung des Staatshaushaltes 
für das Jahr 1866 zugeftanden wird". Die Beilage concebirt für 
das Militärbudget einen Abftrih von 11 Mill., für das Marine: 
budget einen folden von 1,770,000 fl. (im letztern Bat jebody ber 
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Ausſchuß bereits 2,398,000 fl. geſtrichen und für das erſtere lautet 
der Antrag bes Referenten auf 19% Mil.) Der Ausſchuß beſchließt, 
die AZufchrift ber Regierung einem Subcomité zu überweilen, in- 
zwifchen aber mit ber Berathung ber Einzel:Stats für 1865 fort: 
zufahren. 


6. Maͤrz. Reichsrath: Der Finanzausihuß verlangt bie Anweſenheit ber 


Miniiter bei Berathung bes Militärbubgets für 1865 als Pflicht 
behufs Ertheilung von Aufſchlüſſen. 


Ten Reichsrath: Die Regierung lehnt die Forderung des Finanzaus⸗ 


8. 


14. 
17. 


18, 


1 


=) 


4 


20. 


ſchuſſes ab vor Enticheidung des Abg.-Haufes ſelbſt. Der Finanz- 
ausſchuß beſchließt nunmehr, die Berathung bes Militärbubgets zu 
beginnen auch ohne Anweſenheit ver Minifter. 
„Reichsrath: Der Finanzausihuß befchließt mit 17 gegen 12 Stim: 
men, beim Abg.Hauſe darauf anzutragen, über den Antrag Vrints 
(f. 23. Yebr.) zur Tagesorbnung überzugchen und das Budget für 
1866 einem 36er⸗-Ausſchuß zu überweijen, aber erjt nad Feſtſtellung 
des Budgeis für 1865. Im Militärbupget. für 1865 wirb hierauf 
mit 18 gegen 16 Stimmen ein Abſtrich von 17% Mill. beſchloſſen. 
„Reichsrath: Schmerling antwortet auf die Snterpellation Giskra's 
wegen bes Belagerungszuftandes in Galizien, bie Regierung halte 
an ber in ber Adreßdebatte dargelegten Anſchauung feit, daß der Be: 
lagerungszujtanb eine Maßregel der Erecutive jei, zu deren Recht⸗ 
fertigung fie nad F 13 der Verfafjung ſich nicht verpflichtet eradhte; 
derſelbe erfenne übrigens, daß hier eine „Lücke“ in ber Geſetzgebung 
vorhanden fei und werde zum Zuſtandekommen eines Geſetzes über 
ben Belagerungszujtand gerne die Hand bieten. Berger und 75 
Sen. bringen fofort den Antrag auf einen Geſetzesentwurf ein, wo⸗ 
nach jede auf Grund jenes $ getroffene Regierungsmaßregel außer 
Wirkſamkeit tritt, wenn biefelbe nicht bie Genehmigung des Reichs⸗ 
raths erhält. 
» (Benetien) Neue Demonftrationen in Padua bei Gelegenheit 
des Geburtstags des Königs Victor Emanuel. 
„Reichsrath: Der Finanzausſchuß fchließt feine Berathungen über 
bas Eubget für 1865. Nach feinen Anträgen würbe immerhin nod) 
für 1865 ein reines Gebahrungsdeficit von ca. 7 Mill. verbleiben. 
Der Ausſchuß beichließt einftimmig, daß für Dedung des Deficits 
durch ein beſonderes Geſetz vorgejorgt werben ſolle. 
„Reichsrath: Das Abg.Haus wählt eine Commiſſion für Vorbe⸗ 
rathung bes Antrags von Berger und Gen. (ſ. 9. März) und be⸗ 
ftellt diejelben aus 5 Oppofitionellen und 4 Meiniiteriellen. 

Der Reit des Silberanlehens von 1864 wird vom Finanzminifter 
einem Conſortium englifher Kapitaliften überlaffen. 
„Rodthſchild übernimmt den bei der Nationalbank verpfänbeten Reſt 
ber englilhen Anleihe von 1859. 
„ (Galizien). Der Statthalter macht laut kaiſerl. Entichlie- 
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Bung belannt, daß ber Belngeruingszuftand am 18. April aufhören 
werde. | 


21. März. Der Gemeinderat ven Wien lehnt den Antrag, Wien zur 


22. 


reihSunmittelbaren Etabt zu erheben, mit 54 gegen 16 Stimmen ab. 
„ Reichsrath: Das Abg.-Haus nimmt ben Antrag bes Yimanzaus- 
fchuffes, über den Antrag Vrints bezüglich der Behandlung bes Bud⸗ 
gets (ſ. 23. Tebr. und 8. März) zur ZTagesorbnung überzugehen, 
ohne Debatte an und beſchließt, unter Verwahrung gegen jedes Prä- 
jubiz, in bie Berathung des Budgets für 1866 einzutreten und bazu 
einen neuen Ausihuß zu wählen. 

„ NRechsrath: Das Abg.: Haus wählt den neuen Finanzausſchuß 
für das Budget für 1866. Nachdem das minifterielle Centrum eine 
vorherige Berfländigung abgelehnt, ergibt das Refultat 24 Oppoſi⸗ 
tionelle gegen 12 Deinifterielle. 

„  Schmerling verfammelt neuerdings ca. 100 Mitgliever des Abg.- 
Haufes bei fih und erklärt ihnen, baf bie Regierung fowohl bez. 
bes 6 13 ber Verfaſſung als bezüglich der Bubgetabftrihe für 1865 
auf ihrer Anſicht beharre. „Wolle der Reichsrath größere Abftriche 
beichließen, jo werben die Minifter ſich veranlaßt jehen, Se. Mai. 
zu erſuchen, nad Dero Weisheit das Weitere zu verfügen“, 


27—283. Mär, Reichsrath: Allgemeine Debatte des Abgeorbn. = Haufcs 


29. 


‚ über das Budget für 1865. Die Redner der Majorität erklären 


übereinjtimmenb, baß hinreichende Abſtriche unausweichlich feien, weil 
meber eine weitere Steuererhöhung noch eine weitere Inangrijinahme 
bes öffentlihen Credits mehr möglih fe. Schmerling erflärt: daß 
thunlichit gelpart werden müſſe, Darüber fei bie Regierung mit dem Hauſe 
einig, nur über die Ziffer beitehe eine Differenz. Beide feien nicht 
gegenüberftehbenbe Parteien, weil beide, twenngleich mit verjchiedenen 
Mitten, die Wohlfahrt des Landes anftreben, abgeſehen von ber 
Trage, ob in Defterreih ein firengparlamentarifcdes Regime möglich 
und mit Majoritätsminifterien zu regieren fei. In biefem Haufe 
fehe er Feine geichloffene Partei mit einem beſtimmten Programm 
und mit Männern‘, welche geeignet feien, die Verwaltung weiter zu 
führen. Die Regierung halte e8 daher mit ihrem Gewiflen für ver 
einbar, troß einiger gegen fie ausfallender Abſtimmungen, bem Kaijer 
noch ferner zu dienen. 

„Reichsrath: Budgetberathung des Abg.Hauſes, Debatte über bie 
ausw. Angelegenheiten. Der Minijter des Ausw. erklärt: „Nach bem 


‚in diefem h. Haufe mit hinreichend büftern Farben entworfenen Bilde 


unferer innern Berhältniffe wirb es für benjenigen, ber mit ber Lei⸗ 
tung ber ausw. Angelegenheiten betraut zu fein bie Ehre hat, zur 
Doppelt heiligen Pflicht, fein ganzes Beitreben der Erhaltung bes . 
Griebens zuzumwenden, deſſen bas Reich in jeber Hinficht jo bebürftig 


. zu fein erſcheint. Diefen Zweck wenigitens glaubt man nie. aus ben 


Augen verloren und gerabe durch ben von dem kaiſ. Cabinet einges 
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fhlagenen Weg benfelben infoweit erreicht zu haben, daß in biefem 
Augenblide eine ernftliche Kriegsgefahr nirgends droht“. Das Haus 
beichließt, die „Erwartung auszufprehen, baf in Zukunft bei Eräff: 
nung der Seflion ober gelegentlih der Prüfung der Bubgetvorlage 
vom Minifterium bes Aeußern ein Erpoje über bie politiiche Lage 
des Reihe in Beziehung zu ben auswärtigen Mächten nebit ben 
einfchlägigen diplomatiſchen NActenjtüden bem Reichsrath vorgelegt 
werbe”, 


31. März. Reichsrath: Budgetberathung des Abg.-Haufes, Debatte über das 


Verhältniß zu Ungarn. Schmerling erklärt: Wenn bie Regierung 
auch nicht fo fanguinifch fei, zu glauben, daß ſchon ber nächſte un: 
gariſche Landtag bie Verfaſſungsfrage Löfen und Abgeorbnete in den 
Reichsrath entienden werbe, jo werbe boch bei ruhigem Fortichreiten 
die Frage endlich gelöft werden. ine Vereinbarung der ungarijchen 
Geſetze von 1848 mit der Reichsverfaſſung fei äußert ſchwierig und 
auch mit ber altconjervativen Partei in Ungarn werde fi die Re 
gierung niemals einlafjen können, erfenne vielmehr bieje als ihren 
erhittertften Feind, deſſen Minen bis in dieſes Haus reichten. 


„ Das Eonfiftorium der Univerfität Wien labet ‚zur Betheiligung 


an ber 500 jährigen Jubelfeier der Univerſität ein, bie „aus Oppor: 
tunitätsgründen* vom 1.—3. Auguſt d. J. gefeiert: werben ſolle. 


41. April. (Ungarn). ESchluß des ſerbiſchen Congreſſes in Karlowitz: 


A. 


4. 


22. 
- 26. 


ein Ausgleich zwiichen Serben und Rumänen hat nicht erzielt werden 
fönnen. 


„Reichsrath: Die Regierung legt dem Abg-Haufe einen neuen Zoll: 


tarif auf wefentlich Tibereraleren Grundlagen als bisher nebit Ein- 
führungsgefeß vor. — Bubgetbebatte bes Abg.Hauſes: der Anjak 
für den Unterrichtsrath wird von 55,000 auf 30,000 fl. herabge⸗ 
feßt. Die Regierung unterliegt überhaupt fortwährend in der Bub: 
geiberathung; nicht in ber unbebeutendften Rubrit gelingt es ihr 
gegen die Anträge des Finanzausſchuſſes durchzudringen, wenn auch 
die Oppofltion oft nur 2 Stimmen Mehr für fih hat. 


„Enndliche Unterzeihnung bes Handelsvertrags zwiſchen Defterreich 


und dem Zollverein zu Berlin. 
„In den höchſten Kreifen fcheint die Geneigtheit obzuwalten, auch 
die geſammte italienifhe Armee unter Benedeck auf den Frie 
bensfuß zu feßen, um erkledliche Erfparungen zu erzielen. Benebed 
remonftrirt dagegen und eitt felbit nah Wien. Vorerſt wirb von 
dem Plane wirklich wieber abgeftanden. 

Eröffnung ber englifch-öfterr. Zollconferenz. 

Reichsrath: Budgetberathung des Abg.-Haufes, Yuftigminifterium. 
Debatte über bie Unabhängigkeit der Gerichte umb bie gedrädte Rage 
"der Prefie. 


29. „ Reichsrath: Budgetberathung des Abg.Hauſes. Der ſog. Dispo: 
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fitionsfond (geh. Ausgaben) wird nad) dem Antrage bes Finanzaus- 
ſchuſſes von 500,000 fi, auf 200,000 fl. herabgeſetzt. Hr. v. Schmer: 
ling macht die Bewilligung biejes Jahr nicht mehr wie voriges Jahr 
zu einer Cabinetsfrage. 


2.—6.Mai. Reichsrath: Budgetberathung bes Abg.Hauſes, Milttäretat. 
Referat Giskra's Namens bes Finanzausſchuſſes. (Die Regierung forderte 
urſprünglich 105,567,772 fl. und wollte fih dann einen Abftrih von 11 Mill. 
von biefer Summe gefallen laſſen; ber Finanzausſchuß beantragt bagegen, 
bas Sefammterforberniß auf bloß 89,982,772 fl. anzufeßen, wovon 10,432,227 fl. 
von eigenen Einnahmen ber Wiilitärverwaltung abgeben, jo baß aus ben 
Staatsfinanzen noch ca. 7IHMIU. zuzuſchießen wären, alfo 17 Mill. weniger 
als von ber Regierung urfprängtich geforbert wurde). Rede bes Kriegs: 
minifters gegen den Antrag des Finanzausſchuſſes. („Ich muß bemerfen, 
baß der Kaiſer mir befohlen bat, in Bezug auf bie Rebuction der Ausgaben 
bis an bie Grenze ber Möglichkeit zu geben und ich kann jagen, daß ich es 
gewiſſenhaft gethan babe und daß ich mit meinem jekigen Vorſchlage an ber 
Grenze ber Möglichkeit bin; weiter zu geben ift mir unmöglid, wenn 
ih nicht die Organifation ber Armee angreifen will”). 
Sämmtlihe Anträge des Yinanzausfhuffes werben mit großer 

Mehrheit angenommen. 

8. „ Reichsrath: Bubgetberathfung bes Abg.-Haufes, Marineetat. Der 
Marineminifter beantragt in herabgemindertem Anſatze 7,778,000 fi. 
zu bewilligen. Das Haus genehmigt dagegen, dem Ausihußantrag 
gemäß, nur 7,150,800 fl. Damit ift das Budget für 1865 erle- 
digt und ergibt bei einer Ausgabe von 522,045,860 fl. und einer 
Einnahme von 514,905,453 fl. ein Deficit von 7,140,407 fl. 
„für deren Bebedung durch ein bejonderes Geſetz gejorgt werben 
ſoll“, 

11. „ Die Studenten ber Univerſität Wien weigern ſich, ein Gomitd für 
bie Jubelfeier ber Univerfität zu wählen. 

13. „ Die Stubenten verweigern zum zweiten Mal bie Wahl eines Co: 
mite für die Yubelfeter und es bleibt dem Conſiſtorium nichts an⸗ 
beres übrig, als die Wahl durch Wahlzettel anzuordnen. 


18.—20.Mai. Reichsrath: Debatten bes Abg.-Haufes über ben Hanbels- 
vertrag mit dem Zollverein vom Al. April. Die Mehrheit bes 
Ausſchuſſes trägt auf Genehmigung, die Minderheit dagegen darauf 
an, vor Feſtſtellung des allgemeinen Zolltarifs in bie Berathung 
nicht einzutreten. In namentlicher Abſtimmung wird mit 112 gegen 
52 Stimmen ber Antrag ber Diinderheit abgelehnt und der Handels: 
vertrag genehmigt, 

29. „ (Ersatien). Ein kaiſ. Refeript an den Banus beruft den croa= 
tifhen Landtag auf den 17. Juli ein und zwar nad) ber Wahlorb- 
nung von 1861 (oder eigentlich 1848), doch mit ber „ausbrüdlichen 
Verwahrung“, daß dieſelbe „weber als ein Geſetz, noch als ein bie 
Stelle eines Geſetzes vertretendes Herkommen betrachtet werben könne“. 
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Die Militärgränze ſoll auf dem Landtage auch vertreten fein, aber 
wie 1861 „nur zur Verathung der ftaatsrechtlichen Fragen”. 

„ Dem fhubzöllneriihen „Xereine ber öjterr. Induſtriellen“ gegen- 
über bildet fi ein „Verein für ben volkswirthſchaftlichen Fortſchritt“, 
an bem eine Anzahl der einflußreichiten Mitglieder des Abg.-Haufes 
und bes Herrenhauſes Theil nehmen. 


1. Juni, Neichsrath: Das Abg.Haus beſchließt, daß ber große Ausſchuß 


zu Reform ber birecten Steuern befugt ſei, feine Thätigkeit auch 
nad dem Schluß der Eefjion fortzufeßen. 


6.—9. „ (Ungarn) Beſuch des Kaijers in Peſth-Ofen. Olänzenbe 


8. 


Aufnahme von Seite der Magyaren. Empfang der Würdenträger, 
der Magnaten und Corporationen; Anfprache des Cardinal-Primas, 
Antwort bes Kailers: 

„Es ift mein entſchiedener Wille, die Völfer der ungarijchen Krone mög: 
lichſt zu befriedigen. Schon in ber nächften Zeit werbe ih dem Lande einen 
Raum öffnen, wo cinerfeits bie berechtigten Wünſche der Bevölkerung durch 
bie legale Vertretung zu meiner Kenntnig gelangen können, andererjeits jene 
meiner Wünfche, welche die Machtitelung der Monarchie bedingen, berech— 


-tigte Würdigung finden werben, jo daß wir bei entiprechender Würdigung 


ber wechjelfeitigen Nechte und Pflichten, bei richtiger Erkenntniß der inzwi— 
jhen eingetretenen Verhältniffe uns jenem Ziele nähern können, welches wir 
alle erftreben, und welches die Mohlfahrt und Kräftigung der Geſammtmo— 
nardhie fichern wird, Mit doppelter Freude werde ich dann wieder in Ihrer 
Mitte erjcheinen, um bei jener feierlichen Gelegenheit, wojür die Vorfehung 
das Leben Eurer Eminenz erhalten möge, basjenige zu ſanctioniren, was be: 
reits gegenwärtig das Hanptziel meiner landesväterlichen Wünſche it”. 

Ein kaiſ. Handſchreiben an ben Statthalter Grafen Palffy Tpricht 
zum Abſchied dieſe Anfichten und Hoffnungen nochmals aus. 
„Reichsrath: Der Zinanzminifter überrafht das Abg.Haus bei 
feinem Wiebergufammentritt nad ben Pfingfiferien mit einer An- 
lehensforderung von beinahe 117 Mill, welche Ziffer felbit die äu- 
Beriten bisherigen Erwartungen noch weit überſchreitet. 

Nah dem Erpoſé des Minifters wird biefe Summe erfordert für 
Dedung des nicht vorbergejchenen Deficits in der Staatsrechnung von 1864, 
für bie vorausſichtlichen Deficits des Budgets für 1865 und 1866 und für 
Beihaffung ber Mittel, um bie gegen bie Nationalbank behufs Herftelung ber 


. Baluta für die Jahre 1865 und 1866 eingegangenen- Verpflichtungen zu erfüllen. 


Bor Allem aus muß der Finanzminifter nıit dem Bekenntniß hervortreten, daß 
das vergangene Jahr, foweit ſich feine Rechnungsergebnifje bisher überjehen 
laffen, mit einem nicht vorausgefehenen Deficit von 27.382,216 ff. gefchlofjen hat 
und daß, „dafür die Dedung dieſes Deficits vor allem geforgt werben mußte, 
bie Nothwendigkeit eingetreten ift, biefür Geldmittel, die für andere Zwecke 
bewilligt waren, wenigftens theilweife zu verwenden”, jo baß, nachdem bieje 
Zwecke nothwendig erfüllt werden mußten, die dafür früher bewilligten und 
auch flüfjig gemachten Veträge noch einmal zu bewilligen find. Tas Deftcit 
hat ſich durch die Uebekſchreitung ter bewilligten Ausgaben um beiläufig 7% 
und, „obwohl die Finanzverwaltung es an Strenge und Energie bei der Ein 
treibung ber Steuern nicht hat fehlen laſſen“, dur ein Aurüdbleiben ber 
Einnahmen gegen den Boranfhlag um 20. Mill. ergeben. Um bie Ausgaben 


: . heftreiten zu Tönnen, wurden von ben. 20 Millionen, welche. zur Einziehung 
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von Hypthelenanweiſungen bewilligt waren, nur 3,139,990 fl., von ben für 
Einziehung von Münzicheinen bewilligten 8 Mill. nur 4,703,197 fl., von 
ben 6 Millionen, welde zur Ergänzung ber Kaflenbeftände. dienen jollten, 
gar nichts zu dem vorgeichriebenen Zwecken, ber ganze Reft zur Dedung bes 
Deficitö verwendet. Der Finanzminiſter bezeichnet feloft ben Ginnahmeausfall 
ala einen „erfchredenden“ unb erklärt, „nicht zu verfennen, baß ber erfte ober⸗ 
flächliche Eindrud feiner heutigen Darlegung ein überrajchender, vielleicht nie 
berfchlagender fein könne.“ In der ſchweren Roth ber Gegenwart hält ihn aber 
bie Sofmung auf eine beifere nabe Zukunft aufreht: „Es läßt fi nicht leug⸗ 
‚ nen, baß ber zweijährige Zeitraum 1865 und 1866 von fo auferorbentlichen 
Zahlungen belaftet ift, wie dies wohl faum je vorgefommen ift ober vorkom⸗ 
men wird. Mit Schluß bed Jahres 1866, bis zu weldhem bie rüdzahlbare 
Banfihuld vollſtändig getilgt und bie fouftigen Bedingungen zu Herftellung 
ber Baluta vorbereitet fein müſſen, finft aber das jährliche Erforderniß ber 
Staatsſchuldentilgung von 64 Millionen für die folgenden Jahre auf durch⸗ 
ſchnittlich 24 herab; auch noch einige andere fpeciele Zahlungsverpflichtungen 
bes Staates von Bebeutung Hören entweder gänzlih mit dieſem Zeitpunft 
auf oder geben, jehr beträchtlich vermindert, ihrer baldigen Erlöſchung ent: 
gegen. Endlich ift zu boffen, daß bis zum Beginne bes Jahres 1867 durch 
einen neuen Berwaltungsorganismus bie Bedingungen für bie Aufftellung 
eines Rormalbubgets gefchaffen fein werden. Wenn es uns gelungen fein wird, 
biefe jchwierige Periode zu überwinden , fo kann man mit Recht einem Zus 
ftande entgegenfeben, wo durch Heritellung bes von ber gebieteriſchen Noth⸗ 
wenbigfeit geforderten Gleichgewichtes die endliche Regelung bes Staatshaus⸗ 
haltes erzielt fein und bie Gebahrung ber Finanzen in gejicherten und rubigen 
Bahnen ſich bewegen wirb“. 
Die Börfe beantwortet die Vorlage der Regierung mit einer ftarfen Baiffe 
aller Staatspapiere. 


10. Juni. Reichsrath: Der Finanzausfhuß bed Abg.Hauſes nimmt bie 
Anlehensforderung ber Regierung in Behandlung. Die Stimmung 
ſämmtlicher Mitglieder ift eine ſehr erregte und entſchloſſene. Mit 
20 gegen 5 Stimmen wird befchloffen: dem Abg.-Hauje überhaupt 
feine Erebitbewilligung zuzumuthen, bevor nicht das Finanzgeſetz für 
1865 verfaffungsmäßig feitgeftellt fei, und darauf einftimmig: jebe 
Bewilligung dürfe nur erfolgen unter binreihender Garantie, baß 
bie „Unregelmäßigen“ (d. 5. willtürlichen Budgetüberfchreitungen und 
verfteeften Anlehen ohne Zuftimmung des Reichsraths von Seite der 
Regierung) ber Jahre 1863— 1865 für die Zukunft unmöglih und 
ber Grundſatz der Verfaffung, daß bie Staatsihulb unter ver Con⸗ 
trole des Reichsraths ſtehe und daß Staatsichulden nicht andere 
denn nad) vorausgegangener Zuftimmung bes Reichsraths contrahirt 
werben Tönnen, zur Wahrheit gemacht werbe. 

„ » (Zyrol). Urtheil in dem Hochverrathoproceſſe (Auguft 1864) 
gegen 30 Wälſchtyroler. " 

„» » Die englifcheöfterreihiihe Enquete-Commiſſion wird angeblich bis 
zum September, wie jedoch fofort vermuthet wird, auf immer vertagt. 

14.—16. Juni. Reichsrath: Debatte des Abg.-Haufes über den F 13 ber 
Berfaffung. Der Ausſchuß des Haufes beantragt einen Geſetzesent⸗ 
wurf und eine Rejolution: Ä 

Geſetzesentwurf: „Zur Zeit bes nicht verfammelten Reichsrathes ift 
13 
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bie Regierung nach F 13 bes Gtundgeſetzes über bie Reichsverirelung vom 
26. Februar 1861 berechtigt, nur dringende, in ben Geſetzen nicht vorge- 
ebene und ben Staatsgrundgefeken nicht zuwiderlaufende Verordnungen 
unter Verantwortlichfeit des Gefammtminifteriums mit proviforifcher Gefeßes- 
kraft zu erlaffen. Jede folche geſetzliche Anordnung tritt außer Wirkſamkeit, 
wenn fie nicht die Genehmigung bes nad ihrer Entlafjung einberufenen näch- 
ften Reichsrathes erhält“. Refolutionen: „Das Abg.-Haus fpricht bie ” 
Veberzeugung aus, daß fein verfaſſungsmäßiges Necht, zu jeder Art unb zu 
jedem Acte der Geſetzgebung durch Zuftimmung mitzuwirken, durch ben F 13 
bes Staatsgrundgeſetzes über bie Neichövertretung vom 26. Febr. 1861 nicht 
aufgehoben werbe, daher fi das Haus der Abgeordneten gegen jede biefem 
Rechte widerftreitende Auslegung oder Anwendung ber angeführten Verfaffungs - 
befimmung verwahrt; 5 daß der G 13 des Grundgeſetzes über die Reichs- 
vertretung vom 26, Febr. 1861 nach feiner bermaligen Faſſung nur in drin 
genden Fällen und auf vorübergehende Verhältniffe Anwendung finden könne 
und baß jede auf Grund der angeführten Verfaſſungsbeſtimmung getroffene 
Berfügung mit dem Aufhören des bejonderen Falles, für welchen fie erlaffen 
werben mußte, außer Wirffamleit trete“. 

Der Stantsminifter v. Schmerling, berim Schooße bes Ausichuffes zuge⸗ 
geben bat, „daß mit dem $ 13 allerdings auch die Verfaffung geäudert werden 
Tönne“, erflärt zwar, baß bie Regierung auf ihrem bisherigen Stanbpunfte 
beharren müfje, fucht bagegen nunmehr das Haus mit der Verfiherung zu be= 
ruhigen, er „jehe ben F 13 nicht für bas Kind an, baß beftimmt fei, bie 
Mutter zu verichlingen*. 

Das Haus nimmt ben vorgefchlagenen Geſetzesentwurf mit 102 
gegen 48 und bie Refolutionen mit 117 gegen 44 Stimmen an. 


21. Juni. Reichsrath: Das Abg.-Haus bejchliegt in Folge einer dringenden 


Anforderung bes Finanzminifters, ber Regierung behufs Erfüllung 
ber im Laufe bes Juli fälligen Verpflichtungen bes Staats wenig: 
ftens einen Theil des geforderten Anlehens zu bewilligen: 

„1) Der Finanzminifter wird ermächtigt, zur Ergänzung der Gelbmittel, 
welche zur volljtändigen Erfüllung ber Verpflichtungen des Staates im Mo= 
nate Juli J. J. benöthigt werben, mittelft einer Greditoperation ben Betrag 
von 13 Millionen Gulden in öfterreiifcher Währung auf eine den Staats— 
ſchatz möglihft wenig belaftende Weile aufzubringen. 2) Bon jedem Ge- 
fhäfte, weldhe zur Durchführung ber im Art. 1 geitatteten Grebitoperationen 
eingegangen wird, ilt die Staatsſchuldencontrolcommiſſion des Reichsrathes in 
Kenntniß zu feten, alle hierüber ausgeftellten Urkunden find, fo weit fie eine 
Berbindlichkeit bes Staats begründen follen, der Gontrafignatur diefer Com: 
miffion zu unterziehen und ohne ſolche Sontrafignatur rechtsunwirkſam“ — 
und beichließt im ferneren: „a) in eine weitere Crebitbewilligung in fo 
lange nicht einzugeben, als nicht bie Finanzgefeße für 1865 und 1866 in ver« 
foffungsmäßiger Weife zu Stande gekommen find; b) den Finanzausſchuß 
für 1866 zu beauftragen, baß er mittlerweile die Regierungsvorlage einer 
eingehenden Berathung unterziehe, fich jedoch babei nicht auf die materielle 
Prüfung ber einzelnen Poſten beſchränke, ſondern vielmehr auch diejenigen 
Garantien ermittle und formulire, weldye nothwendig und geeignet find, bie 


Wiederkehr ſolcher Vorkommniſſe, wie fie in ben Jahren 1863, 1864 und 


1865 flattfanben, unmöglich, fowie die Grundfäte der Berfaffung, baß 
Staatsihulden nur mit worgängiger Zuflimmung des Reichsrathes contrahirt 
werben dürfen und baß bie Staatsfhuld unter die Controle bes Reichsraths 
geftellt ift, zur Wahrheit zu machen; endlich zu bewirken, baß bie Verwen⸗ 
bung ber nur für beftimmte Zwecke bewilligten Credite für andere als bie- 
jenigen Zwede, für welde fie bewilligt wurden, verhindert werde“. 


\ 
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21. Juni. (Benetien). Eine Entfchliefung des Kaiſers befiehlt bie 


Einftellung des Strafverfahrens gegen 153 an der vorjährigen In⸗ 
furrection in Friaul Betbeiligte, 


23.—24. Juni. Reichsrath: Das Herrenhaus tritt in ber Berathung bes 


26. 


27. 


n 


28. 


Budgets für 1865 auf die Seite der Regierung und erhöht die vom 
Abg.-Haufe herabgeminberten Anſätze faft durchgängig wieder auf bie 
von der Regierung angefeßten Ziffern. Die Commiffion beantragt 
auch nach dem Wunjche der Regierung eine Erhöhung des vom Abg.- 
Hauje feitgejegten Militäretats um 4,785,000 fl., des Marineetats 
um 680,000 fl. Das Defieit für 1865 wird dadurch von 7 auf 
13,867,706 fl. erhöht. 

» (Ungarn). Die bisherigen Hoflanzler für Ungarn unb für Sie- 
benbürgen, Graf Zichh und Graf Nabasby, beide ansgejprochene An- 
bänger ber Februarverfaffung,, werben vom Kaiſer, ohne daß fie 
barum nachgeſucht hätten, entlaffen und Graf Georg Majlath, von 
der Partei der fog. Altconjervativen, zum ungariſchen Hofkanzler er: 
nannt. Die Stelle eines fiebenbürgifhen Hoflanzlers bleibt vor ber 
Hand unbefekt. 

„ Das Minifterium Schmerling, mit Ausnahme bes Minifters des 
Ausw., Grafen Mensporff:Bouilly, und des Kriegsminiftere, F. M.L. 


Franck, geben in Folge der Ernennung Majlaths zum ungariſchen 


Hofkanzler ihre Entlaffung. Der Bräfident des Minifterraths, Erzh. 
Rainer, erhält Urlaub und tritt fofort eine Reije ind Ausland an. 
Die Entlaffungsgefuhe der Miniſter werden angenommen. Aud) 
ber Präfident des Stantsraths, Frhr. v. Lichtenfels, verlangt feine Ent: 
laſſung. — Unterhandlungen mit dem Grafen Belcredi wegen Ueber: 
nahme des Staatsminifteriums. Lange Miniſterkriſis. 

Reichsraih: Der vom Abg.-Haufe für bie Borberathung bes Bud⸗ 

gets für 1866 eingefebte Ausſchuß beihließt, in eine Berathung 
bes Finanzgejeges für 1866 nicht einzugehen, bis nicht dasjenige für 
1865 verfaflungsmäßig erlaflen fei. 
„ Reichsrath: Aush das Herrenhaus genehmigt die 13 Mil.:An- 
leihe. Der Finanzminifter erklärt bie Angelegenheit wiederholt für 
durchaus bringli (zur Bezahlung ber im Juli fälligen Zinfen ber 
Staatsſchuld). 


1. Juli. (Benetien). Neue Studentendemonſtrationen in Padua. 


3. 


„ Ein kaiſerl. Handſchreiben ordnet die unverzügliche Verſetzung ber 
ital. Armee auf den vollen Friedensſtand an. 


4./5. Juli. Reichsrath: Am 4. findet keine Sitzung des Herrenhauſes ſtatt 


5. 


6. 


und am 5. wirb das Budget nicht auf die Tagesorbnung geftellt, 

weil neue Anträge bezüglich des Militär: und Marinebubgets „in 

Folge unvorhergefehener Ereigniffe” eingebracht werben würden. 

„ Die Ernennung Beleredis zum Staatsminijter wirb ale poſitiv 

angeſehen. 

„ Reichsrath: Herrenhaus. In Folge des kaiſ. Handſchreibens vom 
13* 
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3. d. M. erftattet Feldmarſchall v. Heß einen neuen Bericht der Finanz⸗ 
commiſſion über das Kriegs: und Marinebudget, ber ſehr kurz gefaßt iſt: 

„Der Finanzcommiffion iſt von den Vertretern ber fail. Regierung mitgeteilt 
worden, baß e8 berfelben in Erwägung aller Umftände nicht unmöglid 
ericheine, den Staatsbebürfnifjien im Finanzjahre 1865 zn genügen, wenn für 
das Landheer 89,982,772 fl. und für bie Kriegsmarine 7,150,800 fl. öfterr. 
Währung angefeßt würben. Tem Hohen Hauje kann bie Möglichkeit, dem 
Sffentlihen Schag eine weitere Erleichterung zuzuwenden, nur willfommen 
fein, und basfelbe dürfte fich in Feiner Weife berufen fühlen, für eine höhere 
Summe einzuftehen, als jene, welche von ber Faif. Regierung als ſchlechthin 
nothwendig bezeichnet worden“. 

Der Kriegsminijter erklärt, daß Se. Maj., in Würdigung der 
finanziellen unb politiihen Lage bes Staats, bie Herabfeßung ber 
Truppen in Italien und Dalmatien auf den Yriebensfuß angeordnet 
und ihm befohlen habe, mit ben Erfparungen „bis an bie Gränze 
des Möglichen” zu geben. Der Commiflionsantrag, der nunmehr 
ganz ben bisher befämpften Beihlüffen bes Abg.Hauſes entipricht, 
wird ohne Debatte angenommen und auch gleich das Finanzgeſetz in 
zweiter und dritter Leſung angenommen. 


7. Juli. Reichsrath: Herrenhaus. Graf Leo Thun trägt in längerer 


Rede („Mean ftehe vor dem Dilemma: entweber auf conftitutionellem, 
parlamentariichem Wege zu Örunde zu gehen oder auf anderem Wege 
die Rettung fuchen zu müſſen“) darauf an, das am 6. d. M. be- 
ſchloſſene Finanzgeſetz mit folgender Reſolution zu begleiten: 

„Das Herrenhaus, anerfennend-, daß es mit MRüdficht einerfeits auf bie 
ben Staatsgläubigern gegenüber eingegangenen Verpflichtungen und anderer⸗ 
ſeits auf ben für alle Zweige ber Staatsverwaltung durch bie beftehenden 
Einrichtungen bedingten Aufwand unvermeidlich ift, in den Staatsvoranſchlag 
für das bereitd zur Hälfte abgelaufene Jahr die Staatsausgaben abermals 
mit einem Betrage einzujtellen, welcher in ben Einnahmen feine volle Bebeds 
ung nicht findet, fieht fih bemüßigt, gleichzeitig feine Ueberzeugung bezüglich 
ber hiedurch begründeten Finanzlage im Nachitehenden auszufpredhen: 1) Eine 
Steigerung der Staatseinnahmen über den gegenwärtig veran- 
ſchlagten Betrag berfelden kann im Wege der Steuergefeßgebung nicht mehr 
bewirkt werden; die Herftellung des Gleichgewichts zwiſchen Einnahmen und 
Ausgaben iſt demnach vor allem dadurch bedingt, daß bie jährlich wiederkehr⸗ 
enden Ausgaben minbeftens zu bem erwähnten Betrage ber Einnahmen 
berabgeminbert werben. 2) Diefes Ziel kann nicht durch bloße Abſtriche an 
ben Koften ber befiehenden Einrichtungen ber Verwaltung und des Heer— 
wejens erreicht werden, fonbern bie Erreihung desfelben ift von ber Mög: 
lichkeit und Durchführung wefentlider Aenderungen biefer 
Einrihtungen abhängig. 3) Eine fernere Benükung bes Credits zur 
Bedeckung jährlich wieberfehrender Ausgaben Täßt fich nur rechtfertigen, wenn 
fie fih als das Mittel darftellt, um es möglich zu maden, baß uf bem an⸗ 
en Wege das Gleichgewicht zwiichen Einnahme und Ausgabe in naher 

ulunft noch bergejtellt werde, und bas Herrenhaus fpricht daher die Erwar⸗ 
tung aus, baß bie Regierung bem Reichsrath die Zumuthung, einem den an: 
ung Borausfegungen nicht entſprechenben Shaatsvorantiila e feine Zu: 

immung zu eribeilen, nicht mehr machen werbe, ohne nachzuweiſen, ob und 
wie der erwähnten Anforberung entiproden werben Fünne*. 

Das Haus beſchließt, den Antrag vorerſt doch an eine Giebner: 
Commiſſion zu weifen. 
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10, Juli. (Croatien). Der vom Minifterium Schmerling auf ben 


11. 
13. 


16. 
18. 


21. 


17. Juli einberufene croatifhe Landtag wird in Folge ber eingetre⸗ 
tenen Minifterkrifis auf den 28. Aug. vertagt. 

„ In Benetien geht es mit ber Ausführung ber Armeerebuction 
raſch vorwärts. Auch viele militärifche Bauten werben eingeftellt. 
„Reichsrath: Abg.-Haus. Der Leiter des Handelsminifteriums em⸗ 
pfiehlt die embloc-Annahme des von der Regierung am 4. April ein: 
gebrachten neuen (herabgejegten) Zolltarifs. Mit großer Mehrheit 
wird dagegen beſchloſſen, den bafür niebergefeßten Ausſchuß zu er: 
mädtigen, feine Arbeiten einzuftellen und die Regierung zu erfuchen, 
bis zum Beginn der nächſten Reichsrathefeflion alle jene Erhebungen 
vornehmen zu laſſen, welde zu einer eingehenden Berathung ber in 
Antrag gebrachten neuen Zollſätze nothwendig feien. In der Debatte 
wird biefer Beſchluß namentlicdy auch dadurch motivirt, daß z. 3. eigent: 
lich gar feine Regierung beftehe, ein Vertrauensvotum, wie e8 ge⸗ 
fordert werbe, baher eine parlamentarifche Ungeheuerlichleit wäre. 

„ Der „Botichafter”, das bisherige Organ Echmerlings, zeigt fein 
Eingehen auf den 31. Juli an. . 

» (Ungarn). Graf Palffy wird durch Tail. Handfchreiben ber 
Statthalterihaft von Ungarn enthoben und ber Geh.Rath Baron 
Paul Sennyey, das Haupt ber Altconfervativen, zum Tavernicorum 
regalium magister von Ungarn ennannt. 

„ Die gemiſchte Commiffion beider Käufer einigt fi) über einen Aus- 
gleich bez. ber noch obmaltenden Differenzen über das Budget für 1865. 
„ Die öfterreichiiche Regierung brüdt ber ſpaniſchen ihr Bedauern 
über bie Anerkennung bes Königreichs Stalien von Seite Spaniens 
aus, 

Der fpanifhe Miniſter gibt in einer Circulardepeſche von ber Depeſche bes 
Grafen Mensborff folgende Analyfe: „Graf Mensborff machte darauf aufs 
merkſam, daß die erfte politiiche That bes Gabinets, dem der Herzog von Te⸗ 
tuan präfidirte, det Erwartung bes öſterreichiſchen Cabinets nicht entſprochen 
babe; daß er mit Schmerz fehe, wenn Spanien feine Haltung in ber italies 
nifchen Frage, von welcher Graf Mensborff gern geglaubt habe, daß hinſicht⸗ 
lich ihrer eine Gleichheit ber Intereſſen beider Länder beſtehe, zu mobificiven 
beabfihtige; daß troß der Referven, mit denen bie Anerfennung Staliens durch 
Spanien umgeben fei, diefe Thatfache für fi) allein genügen würde, bie ſpa⸗ 
nilche Regierung Angefihts der römifchen Frage auf ein Terrain zu verſetzen, 
das von dem von ber öfterreiiichen Regierung eingenommenen fo verſchieden 
ſei, daß ihr ferneres Zuſammenwirken in einer für beide Nationen jo wid: 
tigen Angelegenheit unendlich viel fehwieriger erfcheine; daß, wenn bie ſpaniſche 
Regierung glaube, durch die Wieberanfnüpfung ihrer Beziehungen zu Italien 
fi in eine Lage zu verfegen, bie ihr erlaube, zu Gunften des Pontificats 
ihre Stimme hören, ihren Einfluß gelten zu laffen, bie Taiferliche Regierung 
fürdite, daß dies eine Täufchung fei; ein Act ber Nachgiebigfeit, wie bie Ans 
erfennung Italiens, Tönne der Action Staliens auf bie in Italien fi) ent 
widelnden Ereigniffe nur größeres Gewicht verleihen, weil man, indem man 
bie Grundfäge anerfenne, in beren Namen fi die italienifche Revolution voll- 


- zogen habe, nur um fo ſchwerer ben baraus fich ergebenden Gonfequenzen wis 


berftiehen könne. Auf andere Betrachtungen übergehend, verbehlte ber Graf. 
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v. Mensdorff nicht feine Behoranif, ber Triumph bes revolutionären Princips 


in Stalien möchte eine Drohung für ben Thron J. M. ber Königin werben; 
diefe Beſorgniß gründe auf ber Gefahr, die in einer Nachgiebigfeit gegen’ bie 
in Europa fich Fräftig ausbreitenden been liege, Ideen, von benen er fürchte, 
baß fie in Spanien nur zu fehr verbreitet jeien. Nach biefen Betrachtungen 
und in Folge der Anerfennung Italiens durch Spanien ftellte der Herr Graf 
v. Mensdorfi die frage auf, ob es nicht gegründet fei, die Angemefjenheit 
eines Actes zu beftreiten, ber, indem er gewiflerınafen die auf der italienifchen 
Halbinfel vollzogenen Veränderungen fanctionire, die Parteien, bie Aehnliches 
vorbereiteten , ermutbige, und ob es vorjichtig geweſen fei, bie Achtung vor 
Grundfägen zu ſchwächen, bie nur zu jehr verfannt feien, und die doch bie 
fiherfte Schutzwehr gegen anarchiſche Leidenfchaften bildeten“. 


21. Zuli. Reichsrath: Das Abg.-Haus nimmt das Finanzgefeb für 1865 


22. 


2A. 


26. 
a7. 


nah ben Anträgen ber gemiſchten Commifjion beider Häufer an. 
[Tinti meint: daß beide Häufer am beften thun würden, „vor ber 
Hand” den Standpunkt der Verfaſſung feitzuhalten und ſich enge 
an einander anzujchließen]. 

„ Erzh. Rainer wird durch kaiſ. Handicreiben vom Präfivium bes 
Minifterraths entbunden. 

„ Reichsrath: Das Herrenhaus erledigt das Finanzgefe für 1865 
ebenfalls nad ben Anträgen ber gemijchten Commiſſion beider Häufer 
und gebt über den Antrag bes Grafen Leo Thun vom 7. d. M. 
zur Tagesordnung über. [„Sollte darunter etwas anderes verftanden 
werben, als die Schon empfohlene DVereinfahung des Geſchäftsganges, 
fo könnte nad dem Erachten der Commiljion das Herrenhaus bie 
Behauptung erjt dann zu ber feinigen maden, wenn bemfelben über 
bie Natur ber für nothwendig erklärten Aenderungen nähere Auf: 
Ihlüffe gegeben worden wären“ .] | 

„ Die Staatsrehnung von 1864 meist hauptſächlich in Folge von 
Steuerrüdftänden eine Einnahme von faſt 30 Mill. minder als bub: 
getirt war, auf. | 

„Reichsrath: Die Regierung zeigt beiden Häufern den Schluß ber 
Seſſion auf ben 27, d. M. an. Das Abg.-Haus befchließt, Feine 
Sitzung mehr zu halten. [Abg. Pratobevera: „Ob und auf welche 
Weiſe wir uns in biefen Räumen wieder jehen werben, bas weiß 
ich nicht, aber ich will es hoffen“.]) — Eine auf den Abend biefes 
Tages beabfichtigte Verſammlung von Abgeorbneten, um gegenüber 
der unfihern Zukunft gemeinfame Stellung zu nehmen, fommt wegen 
Mangel an Theilnahme nicht zu Stande. 

„ Der Etaatsrathspräj. Frhr. v. Lichtenfels wird: auf fein Anſuchen 
in den Ruheftand verfekt. 


„ Schluß ber Seffion des’ Reichsraths durch hen Erzherzog Lubwig 


Victor. Thronrebe: J 
onen Vorab liegt mir ob, eine angenchme Pflicht zu erfüllen, indem ich 
für den patriotifchen Eifer unb die unermüdlihe Thätigfeit, welde ſowohl in 
ben Ausſchüſſen als im Schooße beider Häufer bei den Berathungen fo vieler 
wichtiger Gegenftänbe zu Tage getreten find, bie volle Anerfennung unferes 
allergnädigſten Herrn und Kaifers auszuſprechen habe, Wohlerfennend ben 
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Einfluß, welchen bie Belebung bes Verlehrs und ber Induſtrie auf bie allges 
meine Wohlfahrt bat, war ein großer Theil Ihrer Thätigfeit — — 
ſolcher Vorlagen gewidmet, welche die Beförderung der induſtriellen Thätig 
im Inlande, die Ausmittelung des für dieſelbe nothwendigen geſetzlichen Schutzes 
und die hilfreiche Unterſtützung von Seite der Staatögewalt für Unternehmen, 
bie als die wirkſamſten Förderungemittel für inbuftriele und Naturprobucs 
tion, für Handel und Gewerbe anzujehen jind, zum Ziele haben. Die Gründe, 
welde Sie nad) einer forgfältigen Tenntnifreihen Prüfung zur Annahme bes 
neuen Zolls und Handelsvertrages mit den beutichen Zoll-Hanbeles 
vereinsitaaten bewogen, haben auch den Entſchluß Sr. Maj. bei ber Unter⸗ 
zeichnung geleitet; wir dürfen uns ber Hoffnung hingeben, baß bei einer 
frifhen und muthigen Spannung ber inbuftriellen Kraft und Intelligenz des 
Yandes und bei einer raſchen umjichtigen Benützung ber durch ben Bertrag 
eröfineten Vortheile dieſes Merk weientlih zur Vermehrung ber Wohlfahrt des 
Reiches beitragen werde. Unter anerkennenswerthem gegenleitigen Entgegen- 
Iommen beider Häufer find mehrere zur Beitreitung ber Bedürfniſſe bes Staats: 
baushaltes nothwendige Geſetze, namentlich das Finanzgeſet für das 
Jahr 1865, zu Stande gekommen. Volle Würdigung verdient das bei der 
eingehenden Berathung dieſes Geſetzes zu Tage getretene Streben, in Ver⸗ 
wendung ber vorhandenen Mittel für Bedürfniſſe des Staatshaushaltes eine 
bis zu jener Grenze gehende Sparfamtkeit zu beobachten, welde, ohne bie 
innere Krajt ber Monatchie und deren Machiſtellung nad außen zu ſchwächen, 
nicht überjhritten werben darj. Tie Grhaltung bes allgemeinen europäiſchen 
Friedens, welche von jeher die Aufgabe der Taiferlihen Regierung war, wirb 
auch fortan der Gegenitand ihres ernflen Beitrebens fein. Ju ber ſchles⸗ 
wig-holſteiniſchen Frage wird Se. Majeſtät im Cinvernehmen mit 
Ihrem erhabenen Bundesgenojjien, dem Könige von Preußen, biefelbe einer 
Lẽſung entgegenzuführen trachten, wie fie den Znterelfen Geſammt⸗ 
Deutihlands und der Stellung Defterreihs im beutihen 
Bunde entipridt. Gewichtige Gründe, welche das Geſammtinterefſe der Mo» 
narchie berühren und eben deswegen in bem Schooße beider Häufer ſelbſt pa⸗ 
trietiſchen und beredten Ausdrud geiunden, rathen zur befchleunigten Einbe⸗ 
rufung der legalen Vertreter der Völker in ben öſtlichen Theilen bes 
RNeiches und führen die Nothwendigkeit mit ſich, von ber Verathung bes 
Finanzgeſetzes für das Jahr 1866 im diefer Geffion abzufchen. Die Befrie- 
digung, mit welder der Gedanke kei den Erfolgen Ihres einfichtsvollen patrio⸗ 
tiſchen Wirkens weilt, vermag doch das tief innige Streben nicht zu ſchwächen, 
es möge eine gemeinfame Behandlung ber allen Königreihen und Yänbern 
gemeinjhaftlihen Rechte, Pflichten und Intereſſen in naher Zufunft ein feſtes 
Baund der Einigung um alle Bölter dieſes Reiches Ichlingen. Es wurzelt 
diejes Streben in bem Erkennen ber Pebenshedingungen ber Monarchie, es 
wurzelt in den edlen Gefühlen treuer Liebe und Anhänglichleit an ben Thron 
und das Gejammtvaterland. Wo eine Hoffnung auf jo feem Grunde ruht, 
wi, was jet als heißer Wunſch einen Fräftigen Ausdrud findet, mit ber Hülfe 
Gottes wohl bald als gelungene That zur jrohen Berfünbung beranreijen”. 

Anm Nicht nur das Budget für 1866, ſondern auch das Creditgeſetz 
tar Beredung bes Deficits für 1865, bie Bewilligung der von ber Regierun 
gejorderien 113 (mit Ausnahme der 13 als abjolut dringlich bewilligten) Mi 
fund muerledigt geblieben. 

An demſelben Tage erfolgt die definitive Entlaflung der Minifter 
Schmerling, Plener, Lafler, Hein, Mecfery und Burger; ebenfo bie: 
jenige bes ſiebenbürgiſchen Vicehojfanzlers Reichenftein (ohne fein 
Anjuhen) und des proviforijhen Leiter bes Handelsminiſteriums 
x. Kalchberg. Endlich werden auch mehrere ber bisher einflußreichſten 
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Sectionschefs im Finanzminifterium entlaffen. Dagegen werben. er: 
nannt: Graf Belcredi zum Etaatsminifter und Vorſitzenden im Mi: 
nifterrath, wozu ihm auch noch das Verwaltungsminijterium und 
die proviforifhe Leitung bes Polizeiminifteriums übertragen wird, 
Graf Lariſch zum Finanzminifter, Hr. Komers zum Juſtizminiſter 
und Graf Haller (Magyar) zum proviforiichen fiebenb. Hofkanzler. 
Das Marineminifterium wird aufgelöft und bie Kriegsmarine bem 
Kriegsminifter unterftellt. 


29, Juli. Dur kaiſ. Entſchließung wirb das Finanzminifterium in zwei 


81. 


Eectionen, für den Finangverwaltungsdienft und für das Budget— 
und Erebitwejen, getheilt und zu Sectionschefs für jenes v. Kappel: 
Savenau, für biefes dv. Bede ernannt. Sendung bes lettern nad 
London und Paris, um ein von ber Finanzlage dringend geforberted 
Anlehen von 100--200 Mill. zu negoziren. 

» Der Kaifer -erläßt eine allg. Amneftie für Preßvergehen. 


1. Aug. (Ungarn). Die Kite bes abgetretenen Hofkanzlers Zichy für 


Ernennung von Obergejpänen (im Sinne der Februarverfallung) wird 
zurüdgezogen und es werben vorerft Bay und Szögyanyi (October: 
männer) zu ſolchen ernannt. - 


1.— 8. Aug. 500jährige Jubelfeier der Univerfität Wien. Die leri- 


calen haben fich berjelben bemächtigt, vie evang.ztheol. Facultät bleibt 
von der Theilnahme ausgeſchloſſen, die Etubenten nehmen daran gar 
feinen Theil. Der Rector Hyrtl fpricht in feiner Feſtrede von ber 
„Umkehr der Wiſſenſchaft“ und fetert die Kirche, „welcher bie Wiffen- 
Ihaft alle befruchtenden Keime verdanke“. Bon ber Lifte ber Ehren- 
promotionen find die HH. Virchow, Gneift und Walde. geftrichen 
worden. Beim Feftmahl erinnert Schmerling in einem Toajt an ben 
Fürftentag und ruft: „Auf Wieberfehen in Frankfurt!” 

„ (Ungarn). Graf Gzirafy wird zum judex curiae ernannt. 
„Deutſche Berhältniffe: Oeſterreich weicht einem Kriege mit Preußen 
aus. — Abſchluß der Safteiner Convention (|. Deutfchland). 

„ (Siebenbürgen). Eine Anzahl hervorragender Männer bes 
Landes werben zu einer Conferenz nad Wien berufen. 


. u (Ungarn). Das Municipium von Fiume jpricht ſich neuerdings 


für feine unmittelbare Vereinigung mit Ungarn aus. 

» (Venetien). Der Unterfuhungsrichter im Friauler Inſurrections⸗ 
proceß, Eſſl, wird in Udine erboldtt. 

„ (Eroatien). Der auf den 18. Auguft berufene Landtag wird 
neuerdings auf ben 9. Det. vertagt. 

„ (Siebenbürgen). Conferenz in ber fiebenbürgiichen Hoflanzlei 
zwilchen bem Minifterium und Vertrauensmännern. Das Minifterium 
jeßt das Programm für Siebenbürgen feft: dasſelbe fol aus dem 
Reichsrath wieder ausgefchienen und die Union mit Ungarn neuerdings 
angebahnt, ber ganze bisherige Umſchwung aller bortigen Ber: 
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häftniffe, zu Gunſten der Sachſen und Rumänen umb gegen bie 
Magyaren, wieder fallen gelaffen werden. Der Gubernium ift vom 
Tail. Statthalter Graf Erenneville bereits wieber von bem fächfifchen 
Hermannftabt nad) dem magyariſchen Klaufenburg verlegt worden. 


29. Aug. (Siebenbürgen). ine ganze Reihe in ben letzten Jahren 


ii 


befeitigter magyarifcher Beamteter wird durch kaiſ. Entſchließung, 
„daß dem N. N. ſeinen Dienſt wieber..anzutreten geſtattet werde“, 
reactivirt. 

„» (Ungarn) Ein Rundſchreiben des Hofkanzlers Majlath ſpricht 
ſich gegen eine ſofortige Reactivirung der Comitatsinſtitutionen wie 
im Jahr 1861 aus: 


Dasſelbe erörtert zunächſt die Grundſätze, welche die Obergeſpane in 
Uebereinſtimmung mit den Grundſätzen der Regierung zu leiten haben werden, 
und ſpricht von der Unzulänglichkeit ſeiner Kräſte und von den oielfeitigen Schwie⸗ 
rigkeiten feiner Aufgabe, um an ber beſonnenen Intelligenz ber Nation und 
insbefondere an jenen Männern eine Stütze zu finden, welche das allerhöchfte 
Vertrauen auf die höchſten Stellen ber Landes- und Kreisverwaltung berufen 
bat. Daß er nicht vergebens anf diefe Unterftügung gerechnet habe, beweifen 
ihm, außer ber gemäßigten, bem Gruft ber Lage angemeffenen Haltung ber 
vaterländifchen Preſſe, auch fonft noch vieljeitige Anzeichen, melde zu ber Hoff: 
nung berechtigen, baß die Vertreter der Nation fih un das Banner ber Res 
gierung fchaaren werben, deren Beſtrebungen auf die Verrirffihung geſetz⸗ 
mäßiger Zuflände im Wege bes Landtags gerichtet jind. „In Verfolgung 
biefes leitenden Erundſatzes meiner politiſchen Richtung“, heißt es dann 
weiter, „halte ich es für meine erſte Aufgabe, die Löſung der ſchwebenden 
ſtaatsrechtlichen Fragen derart vorzubereiten, daß bie verfaſſungsmäßigen und 
hiſtoriſchen Rechte unſeres Vaterlandes mit dem Beſtand und der Machtſtellung 
der Monarchie in Cinklang gebracht und der in ber pragmatiſchen Sanction 
begründete Berband berfelben mit ben Erbländern durch entiprechende Wür⸗ 
digung ber wechlelfeitigen Rechte, Pflichten und Jntereſſen, fowie durch eine 
ernſte Erwägung ber beftehenden Verhältniffe und durch die Bande ber brüs 
berlihen Liebe immer mehr befefligt werbe. Bei ber Anbahnung ber zu biefem 
Zweck führenden Maßnahmen konnte ich mir jedoch jene Schwierigkeiten nicht 
verhehlen, welche aus dem Gegenſatz der Rechtsanſprüche mit den jetzigen pro⸗ 
viſoriſchen Zuſtänden des Landes erwachſen, und deſſen entmuthigende Wir⸗ 
fung nur durch die Kofinung gemilderi werben kann, daß, nachdem bie jo 
ſehr erfchnte Herftellung bes vollen Rechtszuſtandes ſowohl in formeller als 
materieller Beziehung ohnehin nur im verfafjungsmäßigen Wege ber Ge: 
ſetzgebung erzielt werden kann, die ungarifche Nation, in -ernfter Würdigung 
ber entfcheidbenden Vedentung unjerer gemeinfchaftlichen Aufgabe und in Er: 
wägung ber keftehenden Ausnahmsverhältnifie, deren fofertige Vefeitigung ohne 
bedenkliche Erfhütterungen unthunlicdy wäre, burd ihren vertrauenspollen An⸗ 
ſchluß an bie Regierung die möglichit baldige und beruhigende Eröffnung ber 
Zandtagsverhandlungen ermöglichen werde. Mit Rüdfiht auf biefen Haupt: 
zwed, auf welchen bie Veitrebungen aller wahren Patrioten gerichtet fein 
müffen, fowie in Erwägung bes Umſtandes, daß durch ben öfteren Wechſel 
proviforifcher Auftände nicht nur das öffentliche Vertrauen erfchüttert, ſondern 
aud) das amtliche Anſehen beeinträchtigt wird, blieb der Regierung kaum eine 
andere Wahl übrig als ben bermaligen Organismus ber Municipien bis zur 
weiteren legislativen Verfügung aufredt zu erhalten, und fi diesfalls vor⸗ 
läufig nur auf die im Intereſſe ber üffentlihen Wohlfahrt und bes Tiienftes 
unvermeiblichen Aenderungen zu beigränfen.... Die Obergefpane Tünnen bie 
allenfallfigen Bedenken jener, deren Abficht auf die fofortige vollſtändige Re⸗ 
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activirung ber auionemen Gomitatöverwaliung geridhlet iſt, insbefonbere mit 
ber Berfiherung beihwichtigen, daß die Regierung bie Selbilvenwaltung zwar 
für eine der werthvollſten Perlen ber ungariichen Berfafjung halte, daß fie 
aber eben darum Anftand nehmen müffe, deren Gebiet — außerhalb ber Le⸗ 
gislative und ohne die unerläklicyen Vorbereitungen — zum Kampfplat jolcher 
durch irrige Auffaſſung ber Verhältniſſe Teicht ermöglichten leidenſchaftlichen 
Auftritte zu machen, deren Rüdwirfung auch weitere Kreiſe nicht unberührt 
laffen und ſonach bazu beitragen Fönnte, den zu feiner Vermittlung mit ben 
obmwaltenden Verbältnifien geneigten ungefümen Anforderungen bie Herrichaft 
über bie vor allem nöthige patriotifhe Zefonnenheit einzuräumen... .” 


1. Eept. Benedeck muß dem magyariſchen Einfluß im Cabinet weichen. 


" 


3. 
4. 


Er erhält einen mehrmonatliden Urlaub, erläßt einen Oeneralbefehl 
unb übergibt das Obercommando ber italienijhen Armee ohne Bor: 
behalt dem FML. v. Schmerling. 


„ Tinanznoth, da ſich dem Abſchluß einer Anleihe im Ausland große 


Schwierigkeiten entgegenzuftellen ſcheinen. Selbſt hochclericale Blätter 
regen bie “bee an, 

„daß bie Beſitzer der großen Majorate, weltliche, und geiitfiche Fürſten, bie 
bus Recht haben, eine bewaffnete Leibygarde und eine volle Hofjagb-Intendanz zu 
unterhalten, wie bie Prälaten und Primaten von Gran und Olmütz, dann 
bie reichen Stifter und Abteien, vorzüglich aber die gerade durch die Finanz⸗ 
calamität reich gewordenen Geldfräfte europäilcher und morgenländilher Ab⸗ 
funjt ein freiwilliges Opfer von 4—500 Mi. aufben Altar bes Vaterlandes nie: 
berlegen follten. Säcularifationen bes Adels und bes Elerus find gewiß das ſchrei⸗ 
endſte Unrecht, das fich denken läßt — aber eingetreten find fie Deswegen doch noch 
allemal, wo man fie durch weile VBorficht nicht rechtzeitig zu verhüten wußte”. 
„» (Siebenbürgen). Ein kaiſ. Reicript beruft den Landtag auf 
den 19.Nov. ein und zwar nicht nad) ber neuen probijoriichen Land⸗ 
tagsordnung vom 21. April 1863, weldye das Uebergewicht ber Dia: 
gyaren gebrochen hatte, fondern nad dem XI. Geſetzesartikel des 
Jahres 1791, welche denjelben das Uebergewicht ſichert und nicht 
nad Hermannjtabt, wie feit 1863, ſondern wieder nad Klaufenburg. 
Doch ſollen alle, auch die Rumänen, an den Wahlen zu biefem Land⸗ 
tage berechtigt fein, welche 8 fl. d. W. directe Steuern entrichten. 
Zum Zwede der Wahlen werben alle in ben lebten Jahren befei: 
tigten (magyariſch gefinnten) DBeamteten reactivirt. Als ausſchließ⸗ 
lihen Berathungsgegenftand des Landtags wird bie Reviſion bes 
erſten Artifeld des Gefehes von 1848, die Vereinigung Ungarns 
und Ciebenbürgens bezeichnet. Der bisherige durch kaiſ. Reſcript 
bom 31. April 1863 auf Grund der proviforiihen Landtagsordnung 
nad) Hermannſtadt einberufene Landtag wirb für aufgelöſt erklärt. 

„ (Siebenbürgen). Auch ber bisherige zweite Hoflanzler für 
Siebenbürgen v. Priviger wird entlaffen. 

» (Siebenbürgen). Der Sachſengraf Schmidt und der rumä- 
niſche Erzbiſchof Schaguna werden nad Wien berufen, erklären fich 
jedoch beide fehr entjchieden gegen ben eingetretenen Umſchwung mit 
Bezug auf das Großfürftentklim, 
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6. Sept. (Siebenbürgen). Der Redacteur der Hermannſtädter Zei: 


15. 


17. 


18. 
20. 


tung, Prof. Echmibt, legt bie Redaction dieſes Blattes nieder, indem 
er Öffentlich erklärt, „es fei ihm von höchſt maßgebenber Eeite ers 
öffnet worden, baß das zu gewärtigende (am 1. d. M. wirfli er: 
Laflene) Tail. Rejcript über bie Berufung eines fiebenbürgiichen Land⸗ 
tags nicht Gegenftand feiner Kritit fein könne und es fei ihm im 
Eontraventionsfalle mit dem Verluſt ſeiner Profeſſur gedroht worden“. 


,CGiebenbürgen). Eine kaiſ. Entſchließung geſtattet dem frü⸗ 


heren Ständepräſidenten Kemenyi (Magyar), auch wieder Präſident 
des nächſten Landtags zu ſein. 
„Die officiöſen Blätter weiſen nach, daß ber Art. 13 der Ver⸗ 
faſſung vom 26. Febr. auch die ganz geſetzliche Abſchließung eines 
Anlehend ohne Ermächtigung des Reichsraths ermögliche und ſcheinen 
auf die Möglichkeit eines Zwangsanlehens vorzubereiten. 
„ Gegen die „R. Fr. Frefie* wird von ber Regierung ein Proceß 
eingeleitet, weil fie, dem Geſetz über tas Vereins: und Derfamm: 
lungsrecht entgegen, zu einer Verſammlung von Reichsrathsabgeord⸗ 
neten behufs Erwägung ber Yage aufgefordert hat; ebenfo gegen 
die „Oſtd. Poſt“, weil fie fi) gegen ben Abfchluß einer Anleihe ohne 
Bewilligung des Reichsraths ſehr ſtark ausgeſprochen hatte. 
„ (Ungarn). Ein kaiſeil. Reſcript beruft ben Landtag auf ben 
10. Oct. ein. — Tem früheren ungarifden Vicehofkanzler Garolyi wird 
geftattet, feine früher inne gehabte Stelle wieder anzutreten und 
Eraf Cziraky auch zum ungariigen Oberſtkämmerer (chebem einer Art 
ungariihem Finanzminiſter) ernannt. — Tie ungariihe Prefje ſpricht 
fi) immer mehr in rein dualiſtiſchem Einne aus, 
„ Ein kaiſerl. Refeript beruft fümmtlige Landtage der nicht⸗ungari⸗ 
rigen Kronlänter auf ten 23. Nov. cin. 
„ Ter Kaiſer erläpt ein Manifeſt an jeine Lölfer und ein Patent, 
durch weldes tie Februarverfaſſung and für bie Länder diesſeils 
ber Leitha „flirt“ wird: 
Maniich au meine Bölfer: „Tie Mahtütechung ber Monarchie * 
aut gemcinjame Behandlung ber biciien Staatsauigaben zu wahren, 
tie Einbeit bei Radıs im ber Reachtung ber Diaunitialtigfeit —— — 
iheile vunb itıer ecididilieen Keditenmidlung gerdert zu willen — dies 
in ba Grustgebante, n cicher in keinem Tigleme wem 24. Ccı 1810 einen 
Austrud iand und Di zum Tchle einer treuen Unteribauen joriam leiten 
zus. Tas RXecht ver Tilfe, tur ihre legalen Bertreiungen bei der Geſeb⸗ 
ige unb Simanzgehabruna keitiiegrnb mirzuwirien, bie ſichere Vür gichali 
Ber Imer cijcu des Reihe wie ber Länder, if ieicrlich 
—— une wumineeurlidh ieügeünele Tie Sorm ber Ausübung vieles 
Metses das 026 mit Dırinem Fascme rom 24. br. 19,1 Inmbgrmndte 
Grumigrkr iber tie Roikereriraung bez-idne, une im iecheien Anıild des 
geroarn Tmimıe bobe ich dem ganzen Jubeariij der verausgegamgrucen, bir 
ziehen im& Shen arrutemen unt orr nem erlsfiemen Grunegrnye mis fit Ker⸗ 
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triotiſch auch bort bie Herzen ſchlagen, hielt ſich beharrlich ſern von bem ge⸗ 
meinfamen legiefativen Wirſen, indem er jeine Rechtsbedenlen tur cime Ber: 
ſchiedenheit ber Beſtimmuugen jener Srundgeiche zu begrümben fact, weiche 
in ihrer Geſammtheit eben bie Beriafjung bes Reiches bilden Meine Re: 
gentenpflicht verbietet es, Mich länger ber Beachtung eimer Tharjacdhe zu ver⸗ 
ſchließen, welde die Verwirklichung Meiner, ter Entwidlung eines iteien Ser: 
faffungsfebens zugewandten Abfıcht hemmt, und bag Necht aller Sälfer m feiner 
Grunblage bedroht: benn auch für bie Länder, weldye nit zur umgariicen 
Krone gehören, wurzelt bie gemeiniame legislative Berechtigung nur in jenem 
Boden, welcher im Artifel VI des Patents vom 26. Febr. 1861 als bie Ver⸗ 
fafjung bes Reiche bezeichnet wird. Inſolange die Erundbedingung eines 
Iebenspoflen Inbegrifid von Girundgefeßen, der Mar erfennbare Ginflang jeiner 
Beitandtheile, fehlt, ift auch das große und gewiß fegenverheihenbe Werk einer 
bauernben verjajjungsmäßigen Nechtsgeflaltung des Reichs nicht zur That ge- 
worben. 

‚Um nun Mein Taiferlihes Wort Töfen zu kömen, um der Form mit 
bas Weſen zu opfern, Habe Ich befchlofien, zunäcft ben Weg ber Berftänbi- 
aung mit ben legalen Bertretern meiner Völker in ben öſtlichen Theilen des 
Reiches zu betreten und bem ungarifchen jowie bem croatiichen Landtage das 
Diplom vom 20. Oct. 1860 und das mit dem Patente vom 26. Febr. 1861 
fundgemacdte Grundgeſetz über die Reihsrertretung zur Aunabme vorzulegen. 
In Erwägung jebod, daß rechtlich unmöglich ift, eine und biefelbe Beſtim⸗ 
mung in einem Theile des Reiches zum Gegenſtand der Verhandlung zu 
machen, während fie gleichzeitig in ben andern Theilen als allgemein bindendes 
Neichsgefeh behandelt würde — ſehe Ich Mich genöthigt, die Wirkſamkeit des 
Geſetzes über bie Rei enertreiung mit der ausbrüdliden Erklärung 
zu fiftiren, ba Ih Mir vorbehalte, die Berhandlungsrejultate ber Ber: 
tretung jener öftlichen Königreiche, falls fie eine, mit bem einheitlichen Beſtaude und 
der Machtſtellung bes Reiches vereinbare Modification der erwähnten Geſetze in ſich 
fliegen würben, vor Meiner Entſchließung ben legalen Bertretern ber 
andern Königreihe und Ränder vorzulegen, um ihren gleichgewichtigen 
Ausfpruch zu vernehmen unb zu würbigen. Ich Tarın es nur beflagen, ba 
biefer unabweisfich gebotene Schritt auch einen Stilfftand in bem verfaflungs: 
mäßigen Wirken bes engeren Reihsraths mit fi bringt, allein der 
organifhe Zuſammenhang und bie gleihe Geltung aller Grunbbeflimmungen 
bes Geſetzes für bie gefammte Thätigkeit des Neichsrathes macht eine Schei⸗ 
dung und theilweife Aufrechterhaltung ber Wirkfamfeit bes Geſetzes unmöglich. 
Sp Tange die Reichsvertretung nicht verfammelt ift, wird es die Aufgabe 
Meiner Regierung fein, alle unauffchieblihen Maßregeln und unter biejen 
insbejondere jene zu treffen, welche durch das finanzielle und vollswirthſchaft⸗ 
liche Intereffe bes Reiches geboten find. Frei ift die Bahn, weldhe mit Be: 
achtung des Iegitimen Rechtes zur Verfiändigung führt, wenn — was Ich mit 
voller Zuverfiht erwarte — ein opferfähiger verjähnliher Sinn, wenn gereifte 
Einfiht die Erwägung Meiner treuen Völfer Teitet, an welche diefes Taiferliche 
Wort vertrauensvoll gerichtet if”. Ä 

Kaiſerliches Patent: „In Erwägung ber unabieislichen Nothwendig⸗ 
teit, zur Gewinnung dauernber Grundlagen für eine verfaffungsmäßige Rechts⸗ 
geftaltung bes Reiches den Weg ber Berfiändigung mit ben legalen Vertre⸗ 


i 
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tern ber Länder ber ungariſchen Krone zu betreten und zu biefem Ende ben 
betreffenden Landtagen das Diplom vom 20. Det. 1860 und das mit bem 
Patente vom 26. Febr⸗- 1861 kundgemachte Gejeß über bie Reichövertretung 
zur Annahme vorzulegen; in weiterer Erwägung, daß eine gleichzeitige Bes 
handlung biefer Urkunden als allgemein binbendes Reichsgeſetz —B aus⸗ 
geſchloſſen wird, verordnen wir nach Anhörung Unſeres Miniſterraths wie 
folgt: 1) Die Wirkſamkeit des Grundgeſetzes über die Reichsvertretung wird 
mit dem Vorbehalte ſiſtirt, die Verhandlungsreſultate des ungariſchen und 
des ecroatiſchen Landtages, falls fie eine mit dem einheitlichen Beſtande und 
ber Macdhtftellung des Reiches vereinbare Mobififation ber erwähnten Geſetze 
in fi jchließen würden, vor Unferer Entſchließung ben legalen Vertretern 
ber andern Königreihe und Länder vorzulegen, um ihren gleihgewid > 
tigen Ausſpruch zu vernehmen und zu würbigen. 2) Snfolange 
die Reichsvertretung nicht verfammelt ift, bat Unfere Regierung bie 
unaufihichlichen Maßregeln und unter dieſen insbefondere jene zu treffen, 
weldhe das finanzielle und voltswirtbfhaftlihde Intereſſe 
des Reiches erheijcht“. 

Ein Artikel der offic. Wiener Abendpoſt erörtert den Schritt des Kaiſers 
für das Publicum, eine Circulardep. des Grafen Mensdorff für Die Regie⸗ 
gierungen bes Auslandes. 

Der Staatsftreih vom 20. Sept. wirb von ben Czechen Böhmens mit 
großer Befriedigung aufgenommen und im böhmijchen Theater zu Prag durch 
eine Feſtvorſtellung gefeiert. Die öffentlihe Meinung und bie reife ber 
deutſchen Provinzen —* ſich dagegen in ganz entgegengeſetztem Sinne 
aus. Selbſt die ungariſche Preſſe bedauert bie Aufhebung des engeren Reichs⸗ 
raths, der, unbeſchadet eines Ausgleiches mit Ungarn, Hätte fortbeſtehen können. 


20. Sept. Weitere Armeereduction: Das 3. Corps ber ital. Armee und 


# 


23. 


26, 


28, 


30, 


eine Reihe Platzcommandos werden aufgelöft. 


„ (Sroatien). Die Eröffnung bes croatifchen Landtags wirb burd) 


kaiſ. Entſchließung vom 9. Det. nochmals weiter auf ben 12. Nov. 
vertagt. 


„ Die officidfen Blätter erflären, daß bie Staatsſchuldencontrol⸗ 


commiflion des Reichsraths nicht zugleich mit der Februarverfaſſung 
und dem Reichsrath fiftirt oder aufgehoben worben fei. 


„ Die diterr.=englifhe Enquetecommiſſion wirb befinitiv fallen ge: 


laſſen, dagegen direct mit dem engl. Geſandten Lord Blomfield über 
den Abſchluß eines engl.-öftere. Hanbelsvertrags unterhanbelt. 


n Die Correfpondenten bes offiziöfen Preßbureau melden alltäglich, 


baß durch den behufs Abichluß einer Anleihe nach Amſterdam, Lon⸗ 
bon, Paris und Frankfurt abgegangenen Unterftantsfecretär v. Bede ein 
Anlehen „to gut wie abgefchlofjen jei”. 

„ Die „R. Ir. Preſſe“ wird wegen bes von der Regierung gegen 
fie eingeleiteten Procefjes (ſ. 15. Sept.) vom Gerichte wirklich ver: 
urtheilt, die „Oſtd. Poſt“ dagegen freigefprochen und gegen bas Ur⸗ 
theil vom Staatsanwalt nicht appellirt. 

„ YAud der Gejandte in Rom, Frhr. v. Bach, füllt dem magyariſchen 
Einfluß im Cabinet zum Opfer, wirb abberufen und buch Hrn. v. 
Hübner erſetzt. 

„ Der Admiral Frhr. v. Wüllerstorf:Urbair wird zum Meinifter für 
Handel und Volkswirthſchaft ernannt. Die öffentliche Meinung fieht 
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darin ein Unterpfand, daß das neue Minifterium in voltewirthſchaft— 
lichen Dingen freieren Anſichten huldige. 


— Od. (Bs hmen). Viele deutſche Abg. zum Landtag legen ihr Mandat 
nieder. Gebrüdte Stimmung ber deutſchen Bevölkerung, 

— „ (Siebenbürgen). Die Ernennung ber Regaliften für den be: 
vorftehenden Landtag erfolgt nad) dem früheren Herkommen, was bie 
Folge haben muß, daß, wie auch die Wahlen ausfallen, das Schidjal 
ber Unionsidee jedenfalls ſchon durch die Regaliften entjchieben wer: 
ben wird, 

— ,„ Der Carbinal:Erzbiihof von Wien erläßt gelegentlid des Jubi— 
läumsablafles einen Hirtenbrief, in bem eine fehr erbitterte Sprache 
gegen Italien und zum Theil gegen Tranfreih, aber auch gegen 
beutfche Regierungen geführt wird: 

Es gibt auch außer Italien Länder, wo wider Wasrheit und Gered; 
tigfeit öffentlich geirevelt wird. In einem beutſchen Lande hat man nicht nur 
ben Vertrag zerriſſen, welcher über bie Rechte der katholiſchen Kirche bereits 
geichlofjen war, es fol dort auch ber Lieblingsgedanke der Aufklärung vers 
wirklicht und ber Seele des Kindes in ber Edyule, wohin bie Eltern es bei 
Strafe ſchiden müſſen, zugfeih mit den Buchjtaben und dem Einmaleine Haß 
oder Gleichgiltigfeit gegen die Religion eingeprägt werben... 

2. „ Weochſel des Rectorats der Univerfität Wien: ftatt Prof. Hyrtl 
tritt Prof. Jaeger ein. Die Inaugurationsrede ſetzt der freien For⸗ 

ſchung der Wiſſenſchaft ausdrücklich die Sabungen ber pofitiven Re: 
ligion als unnahbare Schrante. 

3. „ Die amtlide Wiener Ztg. veröffentlicht Die Gebahrungsrefultate 
des Etuatshaushalts in ven 9 erften Monaten des Jahres 1865. Die 
felben zeigen, daß ſich die Gefammiziffer der Ausgaben dem vom 
Abg.-Hauſe des Reichsrath durchgeſetzten Bubget allerdings ziemlich 
genähert, die Militärausgaben jevodh das Budget immer noch um 
mehrere Millionen überfchritten haben. 

3/5. Oct. BZufammentritt der bisherigen Staatsſchuldencontrolcommiſſion 
bes Reichsraths. Diefelbe zieht ihre Etellung in Folge bes kaiſerl. 
Patents vom 20. Eept. in Erwägung und beichließt, dem Minijterium 
in einer Denkſchrift auseinanderzujeßen, daß mit der Februarverfaflung 
und dem engern und weitern Reichsrath nothwendig auch ihre ver: 
faffungsmäßige Thätigkeit „ſiſtirt“ worden fei. 

9, „ (Ungarn). Der ftäbtiihe Repräfentantenkörper von Ofen be- 
jhließt eine Dankadreſſe und die Bitte an den König, in Zukunft 
brei Monate des Jahres in Dfen zu refidiren. 

11. „ (Tyrol). Die offic. Blätter melden, daß für Wälſchtyrol von 
ber Regierung bie Gründung einer ber Statthalterei in Innsbruck 

“ untergeordneten Statthaltereiabtheilung in Trient beabfichtigt fei. 

12.. „ (Siebenbürgen). Die am 2. d.M. in Hermannftatt zufam: 
mengetretene „Nationsuniverfität ber Sachſen ſetzt eine Siebnercom: 
miflion nieber behufs eines Gutachtens über die Stellung ber ſäch—⸗ 
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ſiſchen Nation auf dem bevorſtehenden Landtag der Unionsfrage mit 
Ungarn gegenüber. 


16.17. Oct. Im Folge eines kaiſ. Handſchreibens auf die Denkſchrift vom 


18. 


20, 


27. 


ECGalizien). Erzbiſchof Litwinowicz veröffentlicht ein Progr 


4 d. M. tritt die Staatsſchuldencontrolcommiſſion neuerdings zu: 
fanımen. Graf Eugen Kinsky erklärt feinen Austritt, bie übrigen 
Mitglieder entfchließen fih auf der Grundlage jenes Handſchreibens 
auch ferner zu bleiben. 
» (Ungarn). Die Vorbereitungen zum Landtag find beenbigt. 
Die rabicale Partei bat fih, um den Zufammentritt bes Landtags 
nicht unmöglid zu maden, überall auf Brotefte gegen bie Nichtwie- 
berherftellung ber Eomitate beſchränkt. Alle Programme verlangen 
übereinftimmendb die volle Wieberherftellung ber Gejebe und der Au: 
tonomie bes Lanbed und gehen nur bezüglid bes entſcheidenden 
Punktes (der gemeinfamen Angelegenheiten) mehr oder weniger aus⸗ 
einanber, verratben jedoch bie entichiebene Neigung, biefe gemein⸗ 
famen Angelegenheiten auf ein Minimum einzufchränfen. 
„ (Böhmen) Die Czechen feiern in Prag den Jahrestag bes 
Scteberbiploms ale Temonftration gegen die Deutſchen und die Partei 
ber Centraliſten. 
„ Tie Regierung veröffentlidt ein neues vom Kaiſer fanctionirtes 
Geſetz über bie Eontrole der Etaatefchuld, das erfte, das der Zu: 
fimmung des Reichsraths entbehrt. 
»„ (Triefi), Neuwahlen zum Siadtrath. Sieg der öjterr. Partei. 


„ Tert und Erwägungen eines im Weſentlichen wenigftens über: 


einjtinmenden Antrage an bie Landtage gegen bie Eijtirung der 
Hebrnarverjaflung werden in Wien in einer Vorberathung von Lanb- 
tageabgeorbneien aus Ober⸗ und Nieberöfterreid, Eteiermarf, Ealz- 
burg, Kärnihen und Vorarlberg mit großer Uebereinflimmung feſt⸗ 
geſtell 


t. . 
Row. (Tyrol). Den Proteftanten in Meran wird vom Staatsmini⸗ 


flerium die Bilbung einer eigenen Kirchengemeinſchaft definitiv und 
shne Angabe von Gründen unterjagt. 


» Böhmen) Bei den Croänzungswahlen zum Landtag fiegen 


im ben gemiſchten Diſtrikten überall die czechiſchen Candidaten. 


» (Mähren) Bei den Ergänzungswahlen zum Lanbtag fiegen 


fat überall die dentſchen Candidaten. 


jeimer Partei (der Ruthenen) für ven bevorftiehenben Landtag. Der⸗ 
ielbe zielt auf Trennung zwiihen Polen und Ruthenen. 


._ Tas Finanzminifterium fieht fih genöthigt, ben Zinsfuß ber jeg. 


Salinenjcheine, da der Betrag diefes Theils der ſchwebenden Schuld 
wen 100 anf 80 Millionen Beruntergegangen iſt, um 12 zu ex - 
köhen. Tie Tirection ber Nationalbanf antwortet auf bie Maf- 
vegel der Regierung in einer eilig veranftalteien Verfommlung mit 
mer Erhöhung des Discontos auf Staatepapiere um benjelben Betrag. 
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.Nov. (Croatien). Der bisherige Hofkanzler Mazuranic wird ent⸗ 
laſſen und (wie bezüglich Siebenbürgens bloß) proviſoriſch durch den 
FMð. v. Kuſſevic erſetzt. 

„Abſchluß eines Präliminarvertrags für ben Zoll- und Handels⸗ 

vertrag mit England zu Wien. 

„ (Siebenbürgen). Die fähliihe Nationsuniverfität beſchließt 

zu Hermannftabt eine Repräjentation an ben Kaijer, um ben Be- 

benfen gegen ben bevorjtehenden Landtag Ausbrud zu geben und 
erklärt zwar ſchließlich die Bereitwilligleit zum Cintreten in die Be 
rathung ber Unionsfrage mit Ungarn, jedoch nur unter ber VBoraus- 
ſetzung, daß der endgültigen Beſchlußfaſſung barüber bie befinitive 

Regelung der Stellung Ungarns zur Geſammtmonarchie im Sinne 

bes Taiferlihen Manifeſtes vom 20. Sept. norauszugehen habe. 

« „ Kin kaiſ. Handfchreiben an die Landeschefs befiehlt denſelben, bie 
Actenftüde vom 20. Sept. (Meanifeft und Patent) ben Landtagen bei 
ihrer Eröffnung zur Kenntniß zu bringen: 

„Sich habe in meinem Mauifeſte und bem daſſelbe begleitenden Patente 
vom 21. Sept. 1865 ben Weg bezeichnet, welchen meine Regierung zu be= 
treten bat, um eine dauernde Grundlage für eine Verfaffung bes Reiches zu 
gewinnen, welche bie Monarchie in ihrem einheitlichen Beſtande und bie ein- 
zelnen Königreihe und Länder jowohl im Kreife ihrer Selbftändigfeit, ale 
auch als unzertrennlich verbundene Theile bes Ganzen in ihren wohlbegrün- 
beten Rechtsanfprüchen zu fichern geeignet if. Bei ber Wichtigfeit biejes 
Staatsaftes befehle Ich, ben Landtagen meiner Königreiche und Ränder im weft: 
lichen Theile des Reiches bei deren Eröffnung bievon Mittbeilung zu machen.“ 

10. „ Ein Rundſchreiben des Staatsminiſters Belcredi an bie Statt: 

halter und Landeschefs ſpricht ſich, ſehr eindringlich für Vereinfachung 

der Verwaltung, Beſchränkung der Vielſchreiberei, Einführung münd⸗ 
licher Verhandlungen und Heranziehung ber Bevölkerung zur Selbſt⸗ 
thãätigkeit aus. 

„„ Dem Unterftaatsfecretär der Finanzen, Hrn. v. Becke, gelingt es 

mnach Tangen erfolglofen Bemühungen endlich, in Frankreich mit Fould, 
Mallet und dem Credit foncier ein Anlehen, das dem GStaate 
90 Mil. Silber einbringt und damit wenigftens auf einige Zeit bie 
finanziellen "Schwierigkeiten hebt, zu Stande zu bringen, immerhin 
nur unter äußerft brüdenden Bedingungen, noch 10% niebriger als 
das letzte Anlehen bes Hrn. v. Plener. 

12. „ (Eroatien). Eröffnung des Landtags. Das zur Eröffnung 

vorgelefene kgl. Refcript ftellt als Aufgabe bes Landtags den Art. 42 

bes letzten Landtags von 1861 (den Verband mit Ungarn betreffend) 

in ben Borbergrund, ohne ber bereits im Tal. Reſcript vom 8.Nov. 

1861 erfolgten Sanction dieſes Artikels zu erwähnen. 

Kgl. Refcript an den Landtag: „... Die ererbten Snflitutionen, 
Geſetze und gejeglichen Gebräuche dieſes Königreichs find, fo wie deſſen Denk: 
weife, Sprade und Nationalität ein wejentlicher Beftandtheil feier innerften 

‚Natur und zugleich die Grundlage bes ganzen politifchen, intelectuellen und 

ſoeialen Gebäudes deſſelben. Diefe natürliche Grundlage nehmen wir gerne 

und mit aller Entſchiedenheit als Ausgangspunft weiterer Fortbildung an. 

Nicht als letztes Ziel daher ſoll uns das Geſchichtliche gelten, fonbern bloß 


u 
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als beſt geeigneter, weil geſetzlicher Voden, ber allein bauernb fowohl für bas 
Land als für den Geſammtſtaat Neues, Zeitgemäßes Bervorzubringen vermag. 
So wit wir ſicher find, daß Ahr, die Vertreter eines begabten Volkes, diefen 
Grundſatz mit eben jener Dfienheit und Rückhaltoloſigkeit zugeben werbet, 
mit welder wir für gut fanden, ihn euch gegenüber auszuiprechen ; ebenfo 
Halten wir Uns für überzeugt, Ihr werbet jenen Erwägungen, welche wir 
rückſichtlich der oberften, gleichmäßig alle Länder unferer Monarchie berühren: 
ben Staatsangelegenheiten in bem erften Theile unferes k. Mejcriptes vom 
8. Novbr. 1861 niebergelegt haben, euch nicht verſchließen. Es ift in ber 
That ein unabweisbares Bebürfniß ber Zeit, daß binfort bei der Gefeßgebung 
nicht bloß ber einzelnen Königreiche und Länder unſeres Reiches, fondern auch 
der Geſammtmonarchie als folder bie Vertreter der Völker beichließend mit: 
wirten. Welche Angelegenheiten biebei als gemeinfame zu behandeln jeien, 
haben wir in unferem faiferlihen Diplome vom 20. Oct. 1860 beftimmt. 
Die Zorn diefer Behandlung wurbe buch "das mit unferem Patente vom 
26. Schr. 1861 Fundgemachte Srundgefeß bezeichnet. Indem wir Euch daher 
deu Wortlaut biefer beiden Staatsacte beiliegend mitteilen, fordern wir Euch 
biemit zur Annahme berfelben auf. Dieſes ift unſere erfte FE. Propofition, 
über weldye wir daher vor allen anderen Fragen den Beſchlüſſen des verſam⸗ 
melten Landtages entgegenjehen. Nah Erledigung dieſer Angelegenheit wer⸗ 
ben Euere Getreuen als unjere weiteren kgl. Propofitionen, in der bajelbft 
vorkommenden Reihenfolge, die übrigen Gegenftände vornehmen, welde in 
unferem kgl. Reſcripte vom 8. Novbr. 1861 als unerlebigt bezeichnet find. 
Anläßlich des Beſchluſſes des legten Landtages über die Beziehungen zu uns’ 
ſerem Königreiche Ungarn ſprechen wir ben lebhaften Wunſch aus, daß bie 
Löſung biefer Frage, welde aud im ungarifchen Landtage zur Berathung ge: 
langen wird, im Wege der Berftändigung beider Landtage in Kurzem erfolge. 
Der am 10. Dec. d. 38. zufammmentretende ungarifche Yandtag wird, ebenfo 
wie jener von Jahre 1861, vorzugsweile bie Beſtimmung haben, unjere In⸗ 
auguration als König von Ungarı, Dalmatien, Groatien und Slavonien 
vorzubereiten und, nach Gnigegennahme des Inauguraldiploms, mit Gottes 
Beiſtand nunmehr auch wirklich zu vollziehen. Wir fordern Euere Getreuen 
auf, rechtzeitig bafüir Sorge zu tragen, bamit dieſes unſer Königreich in jenem 
Landtage vertreten werde. Anbelangend Dalmatien berufen wir und auf bie 
in unferem f. Nefcripte vom 8. Nov. 1861 enthaltenen Ausführungen, wo: 
nach die definitive Entſcheidung über bie Frage ber Union erft nach Regelung 
ber finatsrechtlichen Beziehungen Croatiens erfolgen Tann. Sind biefe Fragen 
glücklich gelöst, jo ſteht nichts im Wege, daß Euere Getreuen zur Berathung 
unferer weiteren k. Propofitionen übergeben..." 


13. Nov. Miederöfterreidh). Schufella unterliegt, weil föberaliftiic 
gefinnt, in einer Landtagswahl in Wien. 

15. „ Eine Faiferl, Verordnung regelt die Auflafjung der Paprevilion an 
den Gränzen des Reichs. 

— „ Die N. Fr. Preffe wird in letzter Inſtanz in dem von der Re— 
gierung gegen fie angehobenen Preßproceſſe (ſ. 26. Sept.) doch 
freigelprochen. 

19. „ (Galizien). Der Kaifer erläßt eine umfafjende Amneſtie. 

nn # (Ervatien). Etwa 100 Landtagsdeputirte conſtituiren ſich im 
Gegenſatze gegen die maqyariſch-fuſioniſtiſche ale „ſelbſtſtändige 
Nationalpartei" und ſetzen bie Grundprincipien ihres Programms feſt 

„1) Die Erhaltung bes einheitlichen Beſtandes ber Gefammi-Monardie 
und biefer in ihrer Pofition als Großmacht. 2) Principi⸗ it ‚ninertennung 
ber gemeinfamen Angelegenheiten zur gemeinjchaftlichen sonfti a ellen Bes 
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Eine ber ⸗ 
Monarchie, begründet auf einer gleichberechtigten Vertretung aller hiezu bern: 
fenen Zactoren, unb eine biefer g verantwertlidhe -Regierang 


Gefammi-Regi . 
4) Vehufs Ausarbeitung ber Gefekentwürfe ſoll aus ber Mitte des Agramer 
Landtages eine Deputation am ben Kaiſer entſendet werben, um im immer: 
Ränbniffe mit ber betrefienden Deputation bes ungariſchen Landtages vorzu⸗ 
gehen. 5) Ter Erfolg ber gegenjeitigen Verathungen iſt vom Ngramer Land⸗ 
tag dann ber kaiſ. Sanction zu unterbreiten. 6) Im Falle des Nichtgelingens 
ber befinitiven Erledigung biefer Fragen, ſind aus den im biefer Angelegenheit 
gefaßten Ianbtäglichen Beſchlüſſen Feine Folgen binfichtlich bes Raaterechtlichen 
Rechtes diefer Königreihe zu bebuciten”. 


20. Nov. (Stebenbürgen). Eröffnung bes Landtags. Kgl. Refcript 


bez. der Aufgabe besfelben: 


wo... Mit unferm für bie Gefammimenardie als ein beſtändiges und 
unwibderruflidde® Staategrundgeſetz verfünbeten Tail. Diplome v. 20. Oct. 
41860 haben wir es als unfere Regentenpflicht anerfannt, die Machtſtellung 
ber Monarchie zu wahren und ihrer Sicherheit bie Bürgſchaften Mar unb un: 
zweibeutig feſtſtehender Redtözufänbe und einträctigen Zulammenwirfens zu 
verleihen, und biebei ertlärt, daß ſolche Bürgichaften nur durch ituti 
und Rechtszuſtände begründet werben, welche dem geſchichtlichen Rechtsbewußt⸗ 
ſein, der beſtehenden Verſchiedenheit unſerer Königreiche und Länder und den 
Anforderungen des untheilbaren und unzertrennlichen Träftigen Verbandes 
derſelben gleichmäßig eniſprechen. Innerhalb der in demſelben fefigeftellten 
Sränzen haben wir demnach in bielem unferem kaiſ. Diplom v. 20. October 
1860 bie Wiederberfiellung ber althergebradgten Verfaſſung unferer Länber 
ber ungarifchen Krone und mit biefen auch ber unferes geliebten Großfürften- 
thums Siebenbürgen gnäbig verheißen, unb wir folgen nur ben inneren Ein: 
gebungen unjeres Ianbesväterlicden Herzens, indem wir, in Gemäßbeit der in 
dem Diplome unjeres glorreihen Borfahren Kaifer Leopold I. unb ber nach⸗ 
gefolgten pragmatifchen Sanction wurzelnden, durch fpätere Landesgeſetze feſt⸗ 
geftellten Berlaffung unferes geliebten Großfürſtenthums Siebenbürgen, bie 
legalen Vertreter des Landes auf Grund von beifen früheren Lanbesgeieben 
&digft einberufen. Diefem zufolge haben wir uns hulbreichſt beiwogen ge= 
nden, ben Landtag unferes Großfürſtenthums Siebenbürgen auf ben 19. Rov. 
d. J. in umfere k. Freiſtadt Klaufenburg in ber durch ben XI. Gefebartifel 
vom Jahre 1791 feftgeftellten Zufammenfeung einzuberufen. Damit aber 
auf diefem Landtage auch bie früher nicht berechtigt geweienen, burch bie von 
uns wieberholt ausgeiprocdene und fichergefielite Gleichheit aller unferer Ins 
tertbanen vor bem Geſetze, durch bie allen verbürgte freie Religionsübung, 
von Stand und Geburt unabhängige Aemterfähigfeit und allen oblie- 
gende gemeinfame unb gleiche Wehr: und Steuerpflit und durch die Beſei⸗ 
tigung ber Frohnen in volle Gleichberechtigung netretenen Volköklaſſen und 
Perſonen ebenfalls angemefien vertreten erſcheinen, haben wir nicht nur alle 
Jene zur Betbeiligung an ben Wahlen zu dieſem Lanbtage als berechtigt er- 
klärt, welde an bireften Steuern ohne Zufchlag unb Kopffteuern nach den 
lebten abgejchlofjenen Steuertabellen den Betrag von acht Gulden entrichtet 
haben, fonbern wir haben auch Sorge getragen, daß Angehörige biefer früher 
nicht vertretenen Bolfsflaffen in bie Reihe ber übrigen Bekanbiheile biejes 
Landtages aufgenommen jeien. Mit Freuden begrüßen wir Euch als bie ge- 
ſetzlichen Vertreter unſeres geliebten Großfürſtenthums Siebenbürgen, und in⸗ 
dem wir Euch hiemit zu Kund thun, daß wir zu unſerem bevollmächtigten 
k. Landtagscommiſſär unſeren aufrichtig geliebten ꝛc. FRE. Ludwig Grafen 
Folliot Crenneville gnäbigft ernannt haben, fordern wir Euch, lieben Geireuen, 
auf, in Alles, was er Euch in unferem T. Namen vorlegt, volles Vertrauen 
su fehen und unfere durch biefen Bevollmächtigten Commiſſär Euch befannt 
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zu gebenden Entſchließungen mit dankbaren Gefühlen entgegenzunehmen. Be⸗ 
rufen, die Frage ber Regelung des ftaatsrechtlichen ze liniſſes unferes ge 
liebten Großfürſtenthums Siebenbürgen in reifliche Erwägung zu ziehen, und 
um bieje Frage bei dem innigen Verbande, in welchem unfer geliebte Groß» 
fürftentbum Siebenbürgen zu unferer ungarifchen Krone fteht, tm ehe ver» 
ftanbenen Intereſſe beider diefer Länder einer endgiltigen Loſung zuzuführen, 
legen wir Euch, gleichwie wir ben bereits berufenen ungarifchen Landtag aut 
Nevifion bes fiebenten Gefebartifeld vom %. 184748 aufzuforbern gewillt 
find, als alleinigen und ausſchließſichen Gegenſtand Querer Bera⸗ 
thung bie Revifion des eriten Geſetzartikels bes fiebenblrgifchen Landtages 
vom Jahre 1848 von der Vereinigung Ungarns und Siebenbürs 
gens, bie wir in unferen Entjchließungen vom 20, Oct. 1860 einftwellen 
unberührt belaffen haben, hiemit vor und fordern Euch gnäblgft auf, die Bes 
flimmungen dieſes Gefebartifels mit Rückſicht auf bie dieſen beiben Ländern 
gemeinfamen Intereſſen neuerdings einer eingehenden Verathung allſogleich zu 
unterziehen, ſodann aber bie Ergebniffe biefer Euerer Berathungen unferer f. 
und großfürſtlichen Schlußfaffung zu unterbreiten”. 

21. Nov. Ein kaiſerl. Erlaß verfügt Die Herabſetzung des Briefportes für 
den ganzen Kaiferftaat auf 5 Nr. (3 Kr. ©. W.). 

23. „ Cröffnung ber fänmtlihen Lanbtage diesſeits ber Leitha. Die 
Bertreter ber Regierung legen benfelben nebft dem kaiferl. Handſchreiben 


vom 9. Nov. das Manifeft und das Patent v. 20. Sept. ber. 


beionberen 
1861 als Staatsgrundgeich —— Verſaffung des Reiches unbeſtreitbat 
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daß durch dieſe Siſtirung mittelbar auch die Landesordnungen und die Rechte 
der Landtage bedroht erſcheinen und ſonach durch jenen Akt der verantwort⸗ 
lichen Regierung bie ganze bisherige Reichsverfaſſung, welche Se. Maj. im 
Art, VI. des Kundmachungs-Patentes zum Grundgeſetze über die Reichsver— 
tretung v. 26. Febr. 1861 unverbrüchlich zu befolgen und zu Halten feierlih 
verfprachen und gelobten, erfehüttert wird; — in Erwägung, daB durd) 
biefe Siftirung und für bie Dauer berfelben bie verfajjungsinäßig gemähr- 
feiftete Mitwirkung an ber Gefekgebung in ben widtigften Angelegenheiten 
bes Reiches befeitigt und gegen ben Se ber Verfaſſung bie Gejekgebung 
in diefen Angelegenheiten wieder ber abjoluten Macht anheimgeitellt ift, und 
daß durch die gleichzeitig erfolgte Siftirung bes engeren Reicherathes auch bie 
für die Hebung der Wohlfahrt, für die Sicherheit der Perſon und bes Red): 
tes, ſowie für eine geordnete Rechtspflege und Adminifiration in den Ländern 
biesfeitö ber Leitha jo dringenden Reformen in ber Sefekgebung ebenfall® der 
abfoluten Enifcheibung anheimgegeben oder aber zum großen Nachtbeile ber 
Völker in unbeftimmte Ferne gerüdt find; — in fernerer Erwägung, daß 
in den Berfaffungsgefegen und ben durch biefelben gefchaffenen Inſtitutionen 
bie Mittel und Wege gegeben waren, bie noch nothwendigen Vereinbarungen 
und die benjelben eniſprechenden Mobdificationen in ben Staatsgrunbgefeßen 
in vollfommen Tegaler Weile vorzunchmen; — in Erwägung, baß bie 
Bereitwilligfeit, hiezu ohne Verletzung der höchſten Intereſſen bes Reiches und 
der Grunbfäge conftitutionellen Rechts die Hanb zu bieten, vor Ceite ber 
Reihövertretung in unzweifelhafter Weife ausgeſprochen worden iſt; — in 
Erwägung, baß eine Revifion der Staatögrundgejeße, wenn eine ſolche 
nad) den Rejultaten ber Verhandlungen ber Landtage in den Ländern ber 
ungarifchen Krone nothwendig werben follte, ohne feierliche Verfiherungen zu 
verlegen, mit Nechtögiltigfeit für die Länder biesfeits der Leitha nur in jenem 
durch dieſes Staatsgrundgeſetz geichaffenen PVertretungsförper, welchem biefür 
ein entſcheidendes Votum eingeräumt iſt, d. i. nur durch den Reichsrath vor: 
genommen werden kann, und daß den Landtagen in dieſer Frage durch die 
Landesordnungen, welche die rechtliche Grundlage ihrer Exiſtenz bilden, ein 
ſolches Recht nicht zuſteht; daß demnach durd die Siftirung des Grundgefeges 
über bie Reichsvertretung ber einzige Körper befeitigt wurbe, in welchem bie 
erwähnte Revifion ohne Verwirrung und ohne Detroyirungen in verfafjungs- 
mäßiger Meife vorgenommen werden kann; — in Erwägung, daß baber 
bie Siſtirung ber Grundgeſetze geeignet ift, in den Bölfern Oeſterreichs das 
Rechtobewußtiſein zu erſchüttern, daß eine derartige Unſicherheit in den ver⸗ 
faſſungsmãßigen Zuſtänden die Conſolidirung und Machtſtellung des Reiches 
unmöglich macht, und daß auf dieſe Weiſe dem materiellen Wohlſtande und 
dem Staatscrebite jede gefiherte Grundlage entzogen wird; — in Erwäg— 
ung endlich, daß die Mittel und Wege, um die bier bargelegten Ueberzeu: 
gungen und Rechtsanſchauungen in geeigneter und erfolgreicher Weife zur 

ung au bringen, der erniteften und eingehendflen Prüfung bedürfen — 
ftellen bie Unterzeichneten auf Grundlage bed F 19, Punkt 1 lit. a der Lan: 
desordnung ben Antrag: Der hohe Landtag wolle beichließen: 1) Es fei ein 
Ausſchuß zu wählen, welcher bie befonderen Rüdwirfungen des allerh. Pa- 
tentes dv. 20. Sept. 1865 auf das Wohl des Landes zu erwägen, barüber 
Verigt zu erftatten und dem Landtage bie geeigneten Anträge zu flellen bat; 
2) diefer Ausſchuß habe aus elf Mitgliedern zu beftchen, wevon zwei aus 
jeder Gruppe von berjelben, jobann fünf Mitglieder aus dem ganzen Land- 
tage gr an bien find", 

In den Yandtagen der beutfchsflapifchen Provinzen, Böhmen, Mähren 
und Arain felt die beutfche Partei zwar ebenfalls Anträge am das 
Septemderpatent, doch mit fehr zweifelhafter Ausſicht auf Erfolg, da die cze⸗ 
Milde Wartet imm Gegentheil Dankadreſſen für das Patent beantragt. 

In den Nundlagen von Galizien unb Bulowina werden fofort 





24. 


d 
or 


29. 
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und one Widerſpruch Dankadreſſen für das Septemberpatent an ben Kailer 
botirt. 


Nov. (Ervatien) Landtag: Die Linfe (magparifch-fufioniftifche 
Partei), die fih in der Minberzahl fühlt, will die fofortige Wahl 
der Bicepräfidenten mit Ausſchluß der Gränzer und ber Banaltafel: 
aflefforen durchſetzen. Der Banus und bie Rechte (croatifchnationale 
Partei) erklärt fih dagegen und ber Ban hebt die Sitzung ohne 
Entſcheidung auf. 

„ Geftüßt auf das CEeptemberpatent erläßt der Kaifer aus eigener 
Machtvollkommenheit das Geſetz bez. des in Frankreich zu Stande 
gebradten Anlehens von 90 Mill. ©. in Eilber. 

„ (&roatien). Landtag: die (magyariihe) Linke (circa 100 St. 
gegen .circa 117) erfcheint nicht in ter Sitzung und beſchließt die 
Abjendung einer Deputation an ben Sailer. Diejelbe geht ohne 
Zögern nad) Wien ab; die von ihr dem Sailer zu unterbreitende 
Beſchwerdeſchrift zählt 97 Unterjchriften. 

„ (Eroatien). Landtag: In Abmefenheit der magyarifchen Linken 
werden die Oränzerwahlen genehmigt, 2 Bicepräfidenten (1 von 
der Linken, 1 von der Rechten) und 4 Schriftführer gewählt. Es 
find 115 Abg. anweſend. — Der Zanus und der Gardinal Haulid 

merden ad audiendum verbum regium nad) Wien berufen. 

„ (Ungarn). Allg. Landtagswahlen. Tas Refultat ift, daß bie 

ſog. Adrekpartei (Deat) 50—60 Stimmen gewonnen hat und ber 

ehemaligen Beichlußpartei um etwa 100 Etimmen überlegen ift. 

„ (TyroN). Landtag: Die Vorlagen der Regierung find ber Partei 
ber ſog. Slaubenseinheit wenigitens theilweile. zu Willen. Das 
Proteftantenpatent wird zwar in joweit aufrecht erhalten, daß ber 
Grunderwerbung von Seite von Proteftanten fein Hinberniß in ben 
Weg gelegt werben fol, dagegen wird die Bildung proteftantifcher 
Gemeinden von der Zuftimmung des Landtags abhängig, d. 5. vor: 
erft wenigitend ganz unmöglich gemacht: 

Erlaß bes Staatsminifters Belcredi als Motivirung bes Ge⸗ 
feßesentwurfs bez. enangelifcher Gemeinden in Tyrol: „.... Nach dieſem Ge⸗ 
jege wäre die Zuftimmung ber Statthalterei zur Bildung von Gemeinden 
im Ginverftändniffe mit ber Landesvertretung zu ertheilen. Durch biele 
Modalität Fönnte ohne Wiberfpruch mit den Beftimmungen bed allerh. Ba: 
tentes v. 8. April 1861 und im vollfommenen Ginflange mit ber Landes⸗ 
ordnung ben Wünfchen bes Landes im ausgebehnteften Maße 
entfprochen werben, und es bliebe immerhin die Möglichkeit ber 
Zulaffung evangelifcher Gemeinden in Tyrol nit ganz ausgeichloi- 
jen, falls mit der Zeit eine andere Anſchauung im Landtage bie Oberhand 
gewinnen ſollte, was zwar bermalen noch nicht wahrſcheinlich aber mit Rüd⸗ 
fiht auf das Ergebnig ber Ichten Abftimmung in ber Meligionsfrage (26 
gegen 20 Stimmen) doch immerhin benfbar iſt. Die Schwierigkeiten, welde 
ſich in Bezug auf die Behandlung bes zweiten Punftes ber Anträge bes 


Tyroler Landtages ergeben haben, würben ferner bierburcdh von felbft entiallen. 
Dann bie Ausübung bes öffentlichen Gottesdienſtes iſt buch ben Beſtand ver 


i i Ä . it 1861) umb 
Kirchengemeinde bebingt ($ 2 bes Patentes v. 8. Apr wenn bet 
Landesvertretung burh ba6 vorgefchlagene Geſetz ein maßgebender Eiyanıuz auf 
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bie Bildung der kirchlichen Gemeinden eingeräumt wird, fo iſt fie daburch auch 
in bie Lage verfett, bie gemeinfamen öffentlihden Religions: 
übungen hintan zu halten”. 

Mit Ausnahme von einigen Beamteten ericheinen bie Abgeorbneten 
aus MWälfchtyrol twieber nicht im Landtage. 


30. Nov. (Böhmen) Landtag: Herbft begründet feinen Antrag, bie 


Rückwirkung des September Patents auf bie bejonderen Verhältniſſe 
bes Landes einer Prüfung zu unterziehen unb feinen (von ber beut= 
ihen Partei unterftüßten) Rejolutionsentwurf der Commiſſion für 
ben Antrag des Grafen Noftiz auf eine Dankadreſſe an den Kaifer 
zugumeifen. Herbſt und bie deutſche Partei unterliegt jedoch mit 
105 gegen 111 Stimmen (fämmtlihe Czechen und die Mehrzahl 
ber Großgrundbeſitzer). Die Commiflion wirb überwiegend in cze 
chiſchem Sinne zufammengejekt. 


2. Dec. (Steyermarf). Landtag: Debatte über die Adreffe und das 


Septemberpatent. Rebe Katjerfelds. Die Adreſſe wird mit 50 
gegen 7 Stimmen (worunter die Bijhöfe von Sodau und Lavant) 
angenommen: 


„.... Der Reichsrath Tonnte ber freudigen Zuſtimmung Oeſterreichs, be: 
fonders aber jener dieſes Landes gewiß jein, als er, die Beweiſe aufrichtiger 
Bereitwilligfeit, zur Verftändigung die Hand zu bieten, Fundgebend, an den 
Stufen des Thrones Ew. Maj. die Bitte um Einberufung des gefetlichen 
ungarifhen und des croatijchen Landtages niederlegte. Es war ein verhängniß⸗ 
voller Irrthum der Regierung, anzunehmen, baß in ber Berfaflung ein in⸗ 
nerer Wiberfpruch beftehe, welcher durch Vefeitigung eines wejentlichen, ja des 
wejentlichiten Beftandtheiles berjelben in dem Augenblicke behoben werben müjfe, 
wo biefe Bitte ihre Erfüllung finden follte In ber That find in der Ver: 
faſſung bes Reiches die Wege gegeben, welche zu der gewünſchten Verſtändi⸗ 
gung zu führen vermögen, und wenn biefe Wege nicht lange ſchon betreten 
wurden, fo ift ber treugehorfamfte Pandtag ber Ueberzeugung, daß die Kinder: 
niffe nicht in der Berfalfung, fondern außerhalb bderfelben Tagen. Wie fehr 
demnach ber Landtag auch burch die hochherzige Entſchließung Ew. Maj. er: 
freut war, mit welcher Ew. Maj. den ungarischen und den croatiſchen Land⸗ 
tag wieder in ihre conftitutionelle Wirkſamkeit und befonders zu bem Ende 
einzufegen geruhten, um auf beiden die ftaatsrechtlichen Fragen zur Verhand⸗ 
fung und womöglich zu einer beiriedigenben Löſung zu bringen, fo ſchmerzlich 
mußte er doch dadurch berührt werben, daß E. M. mit bem allerh. Tatente 
v. 20. Sept. bie Wirkſamkeit des Grundgejeßes über die Reichsvertretung 
fiftirten. Durch bie Siftirung ber Staatsgrundgefeße ift für die ganze Dauer 
berfelben die unwiderruflich gewäbrleiftetre Mitwirkung an der Gefehgebung 
in ben wichtigſten Angelegenheiten des Reiches bejeitigt, und jene Bürgfchaften, 
welde — für eine entiprechende Durchführung dringender Reformen, für ben 


Aufſchwung ber von tiefem Siechthume ergriffenen wirtbfchaftlichen und finan⸗ 


ciellen Kräfte bes Staates, für ben fo hart bebrängten Steuerträger, ſowie 
für den tief erjchütterten Staatscredit — in biefer entfcheibenden Mitwirkung 
ber Vertreter der Völker Tiegen, find damit außer Kraft geſetzt. Ter treu: 
gehorfamfte Landtag muß fi hiedurch um jo mehr beunruhigt fühlen, als bie 
für das Reid, für das Recht und bie Freiheit des Bürgers widhtigften An: 
gelegenheiten wieder bem abfoluten Willen der Regierung anheimgeftellt find, 
während aus bem Patente nicht entnommen werben Tann, wann oder unter 
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welchen Vorausſetzungen, ober ob überkaupt je wieber bie verbängte Siſtirung 
aufgehoben werben fol. Der Landtag wird jebe Aenderung ber Staatsgrunds 
gejege mit Freuden begrüßen, welche bie Landtage ber ungarifchen Krone zu 
befriedigen geeignet ift, wenn durch eine foldhe Anderung ber Beſtand und 
bie Großmachtſtellung bes untheilbaren und untrenmbaren Kaiſerreichs nicht 
geſchwächt und dabei bie Forderung conftitutionellen Rechtes nicht verfannt 
wird. Aber ber Landtag ift gleichzeitig auch ber unerjchütterlichen Weberjeu: 
gung, baß jebe Nenberung in ben Staatsgrundgefeken mit Rechtsgiltigkeit 
nur in jenem Vertretungsförper, weldem biefür durch die Verfaflung- ein 
entſcheidendes Votum eingeräumt ift, alſo nur durch den Reichsrath vorges 
nommen werben kann. Jedem anderem Wege, melcher betreten werben wollte, 
würde die heute unerläßliche verfafiungsmäßige und fomit jede Rechtsgrund» 
lage fehlen. Es ift eine für ben Landtag fchmerzliche, aber durch feine Pflicht 
gegen das große, gemeinfame, wie gegen fein fpecielles Vaterland und nicht 
minder durch die Treue gegen Ew. Maj. gebotene Pflicht, in ehrerbietigfter 
Weile auszufprehen, daß er buch bie mit ber Verfaffung im Widerſpruch 
ftehenbe Suspenfion eines, und zwar bes wichtigſten Theiles berfelben bas 
Land in feinen wohlerworbenen Rechten gekränft erachten müſſe“. Die Adreſſe 
ſchließt mit der Bitte: „Es möge Se. Maj. allergnäbigft verfügen und vers 
anlaffen, daß die mit ben Patente vom 20. Sept. über bus Grunbgefek, 
betreffend bie Reichsvertretung, verhängte Siftirung wieber aufgehoben 
werbe. 

3. Dec. (Steyermard). Der Oberftaatsanwalt Wafer wirb, weil er ale 
Abg. zum Landtag mit der Majorität für bie Abrefje gegen bas 
September-Patent geftimmt hatte, zur Strafe feiner Stelle enthoben 
und in das oberlandesgeridhtliche Nichtercollegium verjekt. 

4—6. Dec. (Siebenbürgen). Landtag: Debatte über dic Unionsfrage 
mit Ungarn. Die Magyaren verlangen, daß bie Union in Peſth, 
die Sachſen, daß fie auf dem Siebenbürgiſchen Lanbtage felbft, die 
Rumänen, daß fie dur einen auf Grund ber Wahlordnung von 
1863/64 zufammenzufeßenden neuen Lanbtage revibirt werbe. Bei 
der Abftimmung fiegen die Magyaren und es wirb eine Adrefle an 
den Kaifer befchlofjen, in ber für bie Wieberheritellung ber Rechte: 
continuität gebanft und der Artikel über die Union mit Ungarn für 
ein Geſetz, deſſen Reviſion nur in Peſth möglich fei, erklärt und 
um Berufung ber Vertreter Siebenbürgens nad) Peſth gebeten wird. 
Die Sachſen und Rumänen geben Sonbererflärungen zu Protocol. 

„—u n Miederöfterreih). Landtag: Abrebebatte. Die Mehrheit 
der Commiſſion (9 Mitglieder) ſchlägt eine Adreſſe im Sinne bes 
Tinti'ſchen Antrags vor, die Minderheit (Carbinal Rauſcher und 
Großgrundbeſitzer Dr. v. Fiſcher) fieht dagegen in ihrem Entwurf 
von den Erwägungen des Tinti’fchen Antrags ganz ab und ſchließt 
ftatt mit einer beftimmten Bitte, mit Ausbrüden der Hoffnung und 
des PVertrauend. Rede des Statthalters. Bei der Abjtinnmung 
wird ber Mehrheitsentwurf mit 46 gegen 10 Stimmen angenommen. 
Die Adreſſe fließt dahin: | 

„Ew. Maj. wollen geruben, nad ben Schluffe ber jetzt verfammelten 
Landtage ber weftlichen Reichshälfte den engeren Neichsrath zur Ausübung 
feiner verfaffungsmäßigen Rechte zu berufen und jeinerzeit bie 
Berbandlungsrefultate des ungarifchen und crontijchen Landtages bezüglich ber 
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Reichsverfafſung dem Reichsrathe vorlegen zu Faffen... Nur wenn die Völfer 
ihre Rechte gegenfeitig achten, kann eine aufrichti Berftändigung erzielt wer⸗ 
ben; aber auch nur aus ber patriotiſchen Bereitwilligkeit, das eigene Recht im 
verfafjungsmäßigen Wege dem Wohle und ber Freiheit des Ganzen unterzu: 
ordnen, kann eime glückliche und bauembe Löſung des unfeligen Verfaſſungs⸗ 
ſireiles hervorgehen. Der Geift des bentigen Elementes, in vollftem 
Bewußtſein feiner Kraft und Bedeutung für Oeſterreich, bürgt nach ſeinem 
durch die Geſchichte bewährten innerften Weſen für eine ſolche Verſöhnlichkeit“. 

‚6. Dee. (Mähren). Landtag: Ein Reſolutionsantrag Giskra's im 
Sinne der beutichen Partei gegen das September-Patent wird mit 
51 gegen 43 Gtimmen abgelehnt. 


v» u (Croatien) Die nad Wien berufenen Ban Scocſevic und 
Cardinal Haulif Tehren wieder nah Agram zurüd, Cardinal Haulid 
wird zum Gtellvertreter des Bang ernannt. 

7. „ (Oberdfterreidh). Landtag: Annahme ber Adreſſe gegen das 
September-Patent. 

"» „Gärnthen). Landtag: Annahme der Adreſſe gegen das Sep: 
temberpatent mit 28 gegen 5 Stimmen. 

„ » (Sclefien). Landtag: Annahme der Adreſſe gegen dag Sep: 
temberpatent mit allen gegen 1 Stimme. 

9—11. „ (Krain). Landtag: Adreßdebatte. Seceflion ber Stovenen. 
Der Landtag geht Ichlieglih mit 18 gegen 12 Stimmen über bie 
Abreffe zur Tagesordnung. 

11. „ (Tyrol). 10 nicht erſchienene wälſchtyroliſche Abgeordnete rich⸗ 
ten einen Proteſt an den Landtag. 

412. „ (Ungarn) Ankunft des Kaiſers in Ofen. Enthuſiaſtiſcher 
Empfang desjelben. 

„ » (Böhmen). Landtag: Adreßdebatte. Flammende Rede des Re— 
gierungsvertreters Grafen Lazansky gegen die verfafſungstreue deutſche 
Partei. Ein Antrag Pleners: 

„In Ermügung, daß die Adreſſe zur Unterbreitung an Se. Maj. nur 
dann geeignet iſt, wenn neben dem einmüthigen Ausdrucke der Loyalität auch 
in den dabei aufgenommenen politiſchen Anſchauungen die übereinſtimmende 
Peberzeugung des Landes enthalten iſt; in Erwägung, daß nach dem Verlaufe 
der Verhandkung eine Uebereinftinnmung ber politiſchen Ueberzeugungen nicht 
zu erzielen war, zur Tagesordnung überzugehen“ 


wird mit 118 gegen 97 St. verworfen und die von ben Czechen 
borgeihlagene und von ber Mehrzahl der Großgrundbeſitzer unter: 
fügte Danfahrefje angenommen. 

18. » (Salzburg). Landtag: Der Adreßentwurf gegen das September: 
Batent wird einftimmig angenommen. Ä 

»_ » (Ungarn). 300 Landtagsabgeordnete bejchließen in einer Con⸗ 
ferenz, fi dießmal in corpore zur Eröffnung bes Landtags nad 
Dfen zu begeben, 

44. „ (Ungarn). Eröffnung des Landtags. Thronrede des Kaifers: 

„Indem wir bie landtäglich verſammelten Stände und Vertreter unſeres 


geliebten Königreiches Ungarn mit aufrichtiger Freude begrüßen, geben wir 
ihnen zugleich die Abſicht, welche uns in ihre Mitte geführt, ‚mit jener auf: 
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richtigen Offenheit befannt, welche bie unerläßliche Bedingung bes Vertrauens 
zwiſchen Monarchen und Völkern bildet. Wir Tamen zu volleuben, was wir, 
durchdrungen von dem Gefühle unferer Regentenpflicht, begonnen. Unſere 
Abſicht if dahin gerichtet, durch unfcre perfönliche Intervention und daher um 
jo erfolgreicher jene Bedenken zu beheben und jene Hindernijfe zu befeitigen, 
welche bis num ber Löſung ber ſchwebenden ftantsrechtlihen Fragen entgegen⸗ 
fanden. Unter diefe reihen wir in erfter Linie ben jchrofien Gegenſatz, ber 
in ben verſchiedenen Ausgangspunkten ber beabſichtigten Derfländigung lag. 
Rechtsverwirkung einerz, flarre Redhtscontin wität anberfeits konn⸗ 
ten zu feinem Ausgleiche führen. Dieſes Hinderniß befeitigen wir nun felbit, 
indem wir einen gemeinjhaftlich amerfannten Rechtsboden zu unjerem Aus: 
gangepunkte wählen, jenen ber pragmatifden Sanction. Indem bies 
ſes Staatsgrumbgeleb die Selbſiſtändigkeit ber inneren Rechtegeſtaltung und 
Verwaltung des Königreihe Ungarns unb feiner Nebenländer gewährleiſtet 
hat, wahrte es zugleih den für beitändig unauflöslichen und untrennbaren 
Verband der unter der Regierung unſeres Haufes fiehenden Königreiche und 
Länder und fomit die Großmachtſiellung ihrer Geſammtheit; gleichwie wir 
daher in diefer Die notbwendige und gejetliche Beichränfung jener Selbftän: 
digkeit finden, ebenjo erkennen wir ohne allen Rückhalt die Berechtigung ber: 
ſelben innerhalb Ddiefer Gränzen an. Ju gleicher Weile wünichen wir jene 
Beſtimmungen ber pragmatifhen Sanction ungeſchmälert aufrecht zu erhalten, 
welche fih auf die Integrität ber ungarifhen Krone beziehen, und 
obgleich wir den in den lebten Decennien gewordenen Thatſachen Rechnung 
tragen müſſen, haben wir unfere landesfürftiiche Fürforge dahin uerichtet, die 
Vertretung der Yänder unferer ungariſchen Krone ſchon auf biefem Landtage 
zu ermöglien. Zu biefem Zwecke haben wir ben Landtag unjeres Groß: 
jürftentbums Siebenbürgen einberufen, damit berjelbe den bie Union Un: 
garns mit Siebenbürgen beirefienden I. Geſetzartikel bed Jahres 1848 einer 
ernften und einbringlicden Erwägung unterziehe, unb fordern wir bie land⸗ 
täglich verfasnmelten Stände und Vertreter unſeres Königreiche Ungarn an: 
mit auf, rüdjichtlich des 7. Gefehartifels des Jahres 18°%, ein gleiches Ver: 
fahren einzuhalten, bamit dieſe Trage nicht nad) dem todten Buchſtaben ber 
Geſetze eine fcheinbare und zweifelhafte, ſondern im Einklange mit allen 
lebensträftigen Factoren, durch beren verirauensuollen Anfchluß eine dauernde 
und nadyhaltige Yöjung finde. Ebenfo haben wir dem verfammelten Landtage 
ber Königreihe Eroatien und Slavonien bie Aufforderung zufommen 
laſſen, rechtzeitig dafür Sorge zu tragen, daß berfelbe auf biefem Yanbtage an⸗ 
gemejjen vertreten werbe, und indem wir ben im Jahre 1861 gefaßten und 
bas Verhältniß Sroatiens zu unferem Königreiche Ungarn betreffenden Beichluß 
des croatiſchen Landiagee mittheilen, hegen wir bie Zuverficht, daß bie Verein: 
barung über das Nechtsverhältniß der durch Jahrhunderte geeinigten Bruder: 
ftämme im Wege wechſelſeitiger NRachgiebigkeit und im @eilte jener billigen 
Auffafjung feitgeftellt werten wird, der die Ianbtäglich verſammelten Stände 
und Vertreter bed Königreichs Ungarn in ihrer am 6. Juli 1861 unterbrei: 
teten Adreſſe in biefer Beziehung einen unzweibeutigen Nusbrud verliehen 
haben. As erfie Aufgabe diefes Landtages müljen wir bie Art 
ber Behandlung ber allen unferenKbnigreihen und Ländern 
gemeinjfamen Angelegenheiten bezeichnen. Die Eriitenz folcher Au: 
gelegenheiten findet ihre Begründung ſchon im Geiſſe der pragmatiſchen Sanc⸗ 
tion, wenn auch rüdfichtlih der Art ihrer Behandlung die wefentlich geän⸗ 
derten Verbältniffe eine wefentliche Aenderung erheiſchen. Die Umgeftaltung 
ber politifchen, volfdwirthichaftlichen und focialen Facioren, welche mittlerweile 
Raum gegriffen bat, beflimmte uns im Gefühle unferer hoben Aufgabe, auch 
unferen übrigen Königreihen und Ländern verfaffungsmäßige Rechte zu ge⸗ 
währen; und es find folglich die allen Ländern gemeinfamen Angelegenheiten 
fernerbin nur unter der verfaffungsmäßigen Mitwirkung jener 


218 


Gchestcih. 


Königreihe und Länder zu behandeln. Diefe Motive waren es, welche uns 
geleitet, als wir unfer Diplom v. 20. Oct. 1860 erlaffen Haben, und wir 
find auch jetzt ber feften eberzeugung, daß bie gemeinfame verfaffungsnäßige 
Behandlung ber in demſelben bezeichneten gemeinjchaftlichen Angelegenheit ein 
unabweislidhes Erforderniß des einheitlichen Beflandes und ber Macht: 
ftelung unſeres Gefammtreiches bildet, bem jebe anbere Rückſicht un: 
tergeorbnet werben foll. Hinſichtlich der Art ihrer Behandlung haben 
wir in unjerem Patente v. 26. Februar 1861 eine Form vorgezeichnet, welche 
jedoch vieljeitige und gewichtige Bebenten erregt bat. Nachdem wir uns ſo⸗ 
Hin der Ueberzeugung nicht verichließen fonnten, baß biefe Frage nicht mit 
den Waffen der materiellen ober moralifchen Preſſion, fondern nur im Wege 
der allfeitigen Berftändigung und ber Erfenntniß ber Nothwendigkeit endgiltig 
und dauernd zu löſen fei, haben wir mit unferem Manifeſte v. 20. Sept. 
I. %. die Wirtſamkeit des Statutes über bie Reichsvertretung zeitweilig filtirt 
und legen nun ben Ianbtäglih verfammelten Ständen und Vertretern bes 
Königreiches Ungarn fowohl unfer Diplom vom 20. Oct. 1860 als auch 
das Patent vom 26. Febr. 1861 zur reifligen Erwägung, einbringlichen 
Beratbung und Annahme vor. Die wohlverflandenen Intereſſen unjeres 
Königreiches Ungarn ebenfo wie bie Wohlfahrt und Sicherheit unferes Ge: 
ſammtreiches erheiichen die möglichft fchleunige Erledigung biefer Angelegenheit, 
auf daß bie verfafjungsmäßigen Mechte ber einzelnen Königreiche und Länder 
unferes Reiches, durch ben innigen Anfhluß al’ unjerer Völker dauerhaft 
gefigert, fih auf fefter Grunblage entwideln und einer gebeihlichen Blüthe 
erfreuen mögen. Wir erwarten daher von den landtäglich verfammelten 
Ständen und Bertretern unferes Königreiches Ungarn, baß fie bie ihnen mit: 
getheilten Vorlagen im Geifte ber entgegenfommenden Billigfeit einer ein⸗ 
gehenden Prüfung würbigen und, falls bie gegen biefelben vormwaltenben Be⸗ 
denken unlösbar —— uns nur ſolche Modifikationen unterbreiten 
werben, bie mit ben Lebensbebingungen ber Gefammtmonardie in Einklang 
gebracht werden fünnen. In enger, ja untrennbarer Verbindung mit ber 
Erledigung biefer Frage fteht die Revifion, besiehbungsmweije Um: 
geftaltung jenes Theiles ber 1848er Geſetze, welder auf die 
Wirkſamkeit unferer Herriherrehte und die Begrenzung 
ber Regierungsattributionen Bezug bat. Was im engen Zufammen: 
hange fteht und eine gegenfeitige Wechielwirkung ausübt, fann in der prafti= 


ſchen Verwirklichung nicht getrennt werden. Das unveränberte Insleben⸗ 


treten dieſer Geſetze Liegt mit Hinblid auf die Machtfiellung unferes Reiches, 
auf die ungeichmälerte Geltung unferer Herrſcherrechte, fowie auf bie berech⸗ 
tiaten Anfprüche der Nebenländer niht im Bereihe ber Möglidhfeit. 
Obgleih daher bie formelle Geſetzlichkeit derſelben Feinem 
Einwande unterliegt, fo verbietet es uns unfere Regentenpflicht und 
bie gewiſſenhafte Erwägung ber allen Völkern bes Reiches gleihmäßig zuge: 
wenbeten Fürſorge, vor ber gleichzeitigen Feſtſtellung des Verhältniffes ber 
wechielfeitigen Rechte und Pflichten bie Aufrechterhaltung und Anwendung bie- 
fer Gelege mit unferem köoniglichen Jnaugural:Eide zu befräftigen. Es ift 
alſo nothiwendig, daß die Befimmungen jener Gejeke, welche entweder unfere 
Herrſcherrechte beichränfen oder fich auf die Aenberung ber Regierungsform 
beziehen, ohne biefe mit ben Bedingungen bes Beflandes der Monardie und 
mit den auf ben altererbten Grundlagen beruhenden inneren Inſtitutionen 
bes Landes in Einklang zu bringen, forgfam geprüft und zwedmäßig geän- 
dert werben. Auf biefe Weife wirb es ermöglicht. werben, daß auch wir mit 
ruhigen Gewiffen unferen tgl. Inaugurals&ib auf die angemeffen um- 
geformte und für die fpäte Nahfommenfchaft dauernd gefeftigte ungarifche 
Verfafjung leiften und die Weihe der Krönung mit dem Diabeme bes beili- 
gen Stephan, unteres apoftolifchen Vorfahren, empfangen können, mit jener 
heiligen Krone, welcher wir die Wohlfahrt unferes Königreiches Ungarn und 


ce ums ma cimer kettimgmigunllen Grode gelingen mis, mu Reich burch 
Yanbea sem wrichmann rorperibcen, werben mir ben die⸗ 
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Osfkarrädi: 


enthaltenen Außerfraftfegung bes 1.u.2. Art. bes allerh. Diplome v. 30. Oct. 


1860 aus Rüdfichten des Ew. Maj.ſchuldigſten Vertrauens gänzlich gefchireigen, 


.fo könnte er ſich doch ber ſchweren Beſorgniß nicht erwehren, mit welder ihn 
die Rückwirkung berfelben auf das Reich und das Land erfüllt. So lange 
bie Verſaſſung eines Landes außer Wirkſamſeit gefett if, entbehrt es jeben 
Nechtsbobens, droht feine Gefetgebung ber Willkür und die Ausführung ber 
Geſetze ber Macht des Stärteren zu verfallen". " 


16. Dec. Böhmen). Fürſt Carlos Auerfperg und 4 andere verfafjungs- 


19. 
20. 


treue Großgrundbeſitzer legen in Folge ber Rede des Regierungs: 
vertreters Grafen Lazansky in der Sitzung des Landtages vom 12. 
d. M. ihr Mandat nieder. 

„ (Ungarn). Beide Häufer des Landtags beſchließen, die Kaiſerin 
durd) eine Deputation zum Beſuche Ungarns einzulaben. 

„ (Ungarn). Landtag: Das Abg.-Haus wählt mit 179 von 224 
Stimmen Szentivanyi zu feinem Präfidenten und mit 185 Stim— 
men Graf Julius Andraſſy zu feinem Vicepräfidenten, beide von 
der Partei Deaf. — Der Kaiſer kehrt wieder nah Wien zurüd. 

„ (ZyroD). Landtag: Die (ziemlid) engberzige) Vorlage der 
Regierung bez. Gemeindeordnung wird mit 31 gegen 18 (liberale) 
Etimmen angenommen. 

„ (Ungarn). Der Landtag vertagt fih bis zum 10. Januar. 

„ (Kärnthen). Der Landtag fpricht fi mit großer Mehrheit 
für die Wünſchbarkeit eines Handelsvertrags mit Italien aus. 

„ (Böhmen). Der Kaiſer nimmt die Dankadreſſe des böhmifchen 
Landtags entgegen und ftellt feine Krönung mit der böhmiſchen 
Krone in Ausficht. 


.» Die amtlihe Wiener Ztg. veröffentlicht das vom Kaiſer „auf 


Grund des Septemberpatents“ erlaſſene Finanzgeſetz für das Jahr 
1866 nebſt dem erläuternden Vortrage des Finanzminiſters Lariſch 
dazu. Das Deficit für 1865, Das auf bloß 7,922,769 fl, ange: 
Ihlagen war, beträgt in Wahrheit die Summe von 80 Millionen, 
das Deficit für 1866 wird auf 40 Mill. präliminirt und bas für 
1867 zu. erwartende auf wenigftens 28 Mill. geſchätzt, 

Der Bortrag bes Jinanzminifters an ben Kaifer zur Mo: 
tivivung bes „Finanzgeſetzes“ für 1866 enthält eine Reihe inte- 
reffanter Thatſachen. Zunächſt erfährt man, daß von ben 90 Millionen des 
neuen Anlehens, das laut bem betreffenden octroyirten Gefeb vom 23. Nov. 
1865 „zur Deckung bes Abganges bes Jahres 1865 und zur theilweifen 
Deckung der Bedürfniſſe des Jahres 1866" beftimmt war, 80 Millionen zur 
Erfüllung des erſten Theiles diefer Aufgabe nothwendig find. Das Deſicit 
des abgelnufenen Jahres ift nämlich — troß des „mit hoher Befriedigung“ 
bervorgebobenen Umſtandes, baß „der Voranfchlag im Nusgabenetat mit aller 
Genauigkeit eingehalten worben if“ — von dem Betrag von 7,922,769 fl., 
mit welchem es im Finanzgeſetz für 1865 veranfchlagt war, auf die Summe 
von 80 Millionen gejtiegen, weil 1) die Veräußerungen von Staatsgütern 
um 30 Mil, 2) die übrigen Einnahmen um 18 Mill. weniger, als veranjchlagt 
war, eingetragen haben und weil 3) und 4) zwei im Budget für 1865 nicht 
vorgeſehene Betruͤge — eine Zahlung an bie Bank mit 11 und bie Rüd- 
erjlattung eines aus ben beiden Vorjahren ftammenben Vorfchuffes mit 13 
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Millionen — haben bezahlt werben müflen. Augeſichts ber BO Millionen 
Teficit fire 1865 ift ber jetzige Finmizminifler gewiflermaßen ſtolz darauf, 
dat das von ihm entworfene Budget bee Jahres 1866 nur mit einem Tefleit 
von 40 Mil. abſchließt. „Für die Idmonatlide Verwaltungeperiode bes 
Sahres 1864 — berichtet er — war ein Leflcit von 109 Mill, Sulden In 
Ansficht genommen worden, das ſich nad den Erfolgen ſchlieſilich auf 114 
Mil. Gulden flellte; im Jahre 1865 ift durch bie mit ber anerkennenswerthen 
Mitwirkung des MReichörathes vorgenommenen, auf mehr ale 25 Mill. Gulden 
fi belaufenden Abftrihe im Ausgabeetat abermals eine bedeutende Beflerung 
erzielt worden, und es ift eine weitere Errungenihaft, daß ber Staatövorans 
ſchlag für 1866 gegen das Vorjahr wieder eine Verminderung des Deflcits 
um 40 Mil. Gulden ausweist. Chroniſche, tiefwurzelnde Uebel laſſen fich 
jofort nicht befeitigen; man muß zuirieben fein, wenn bie Heilung nad und 
nad, aber conflant vor ſich geht. Wird bas Yahresbeflcit 1866 gergliebert, 
jo beſteht es bauptfächlic aus ber am letzten Tiegember 1866 zu leiſtenden 
fetten Abftattung an die Nationalbanf pr. 35,600,000 fl., eine Poſt, welche 
jedenfalls nur im Grebitwege aufgebracht werden kann unb um fo mehr ale 
‚ein Ertraorbinarium angefeben werben muß, als mit ihrer Eutrichtung und 
ber gleihfalls am 31. Dezbr. 1866 fallenden Zahlung ber letzten, bereits bes 
dedten Süberfchuldrate von 10 Mill. Gulden bie in bem Uebereinfommen 
vom 3. San. 1863 flipulirten Zahlungsverbindlichkeiten des Staates an bie 
Nationalbank vellfiändig erfüllt fein werben. Außerbem bleibt nur noch ein 
Reſt von 44 Mill. Gulden, als Abgang bes Jahres 1866, welcher durch 
Eriparniffe innerhalb bes Rahmens biejes Budgets wohl gebedit werben bürfte. 
Ohne bie Herabjeßung des außerordentlichen Aufchlages bei ber rund» und 
Hausflaffenfteuer und ohne bie Reduction des Yriefporto’s hätte fich, von ber 
Bankſchuld abgefehen, in ber ordentlichen Gebahrung deo Jahres 1866 fogar 
ein Feiner Ueberſchuß berausgeftellt. Hiemit wäre aber das permanente Gleich: 
gewicht im Staatshaushalte zwiſchen Einnahmen und Ausgaben noch nicht 
erreiht. Dem Staatevoranichlage für 1866 Tommen außerordentliche Zuflüfle 
zu Gute, auf welde für das Jahr 1867 nicht gerechnet werben kann. Blie⸗ 
ben im Jahre 1867 ſämmtliche Roften bes Ausgabe-Ctats für 1866 diefelben, 
mit alleinigem Wegfall der Zahlungen an bie Bank, fo ergäße ſich ein Er⸗ 
forberniß von 531,273,881 fl., weniger 45,652,638 H., alſo von 485,621,243 fl. 
Dagegen entfallen von ber Bebedung pr. 491,134,735 fl. a) bie im Jahre 
1865 präliminirten Erlöfe aus ber Veräußerung ber Obligationen des An: 
lehens vom Sabre 1859 pr. 10,000,000 fl.; b) die Zuflüfie aus bem Sil⸗ 
beraniehen 1865 12,000,000 fl.; c) ber Erlös ber Veräußerung vom 
Staatseigenthume mit 12,000,000 fi., im Ganzen 34,000,000 fl. und bliebe 
caeteris paribus für 1867 eine Bebedung von 457,134,735 fl., daher für 
1867 noch ein Ausfall von 28,486,508 fl." Die Hoffnung, daß bie Her; 
ſtellung des Gleichgewichtes allmählich gelingen werde, ftüßt ber Finanzminiſter 
auf: 1) die Erwartung, daß es ber unterm 10. Aug. 1865 eingefeßten pers 
manenten Minifterialbudgetcommiflion gelingen werbe, finanzielle Meformen 
zum Bebufe von Erfparniffen ausfindig zu machen; 2) die Gewißheit einer 
durch eine einfachere und mwohlfeilere Regie Herbeizuflihrenden Vermehrung ber 
Nettoeinnahmen; 3) ben durch, vorausfichtlich baldige, Herflellung des Pari⸗ 
kurſes der öſterr. Baluta wegfallenden Münz- und Wechſelverluſt bes Staates; 
4) bie Ausfiht auf bie unausbleiblihen günfligen Wirkungen ber in ben 
legten Jahren zur Hebung bes Nationalwohlſtandes getroffenen leglalatoriſchen 
und adminiftrativen Maßregeln, 5) enblih bie „ atieberleht bes er 
trauens“. In Bezug auf diefen letzten Punkt bemerkt ber le —— 
am Schluß feines Vortrags: „Wenn man vergleihend nur anf hie Ichre 
zurüdfieht, wo ein Disagio von 30 Proc. und eine coloſſale Srmtalhulk an 
die Nationalbanf wie ein Alp auf alle Berhältniffe dridirn, hulste 1«taheen 
bie Monarchie bedrängten und einen auperorbentlichen Ylladlmmmee Ser- 
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vorriefen, im Innern auch nicht ein Ausgangepumft für bie Entwirrung ber 
Berbältniffe zu finden war, fo kann nur ein durch Berzagtheit oder Partei: 
leidenichaft getrübter Bid die Wenbung zum Beljern verfennen. Das Aus: 
lanb Bat auch ſchon begonnen, die neue Sachlage in politifcher, finanzieller 
unb commercieller Beziehung zu würbigen, weniger das Inland, wo ber 
Same bed Mißtrauens zu reichlich ausgeſtreut wird, ale daß fofort eine bil: 
lige und unbefangene Beurtheilung ber Berhäftniffe Hätte Plab greifen Tön- 
nen. Insbeſondere ift das Finanzminiſterium feit meinem Amtsantritte 
maßlojeu Angriffen ausgefekt, welchen ich Teine Grwiberung zu Theil werben 
ließ, weil id die Thatfachen ſprechen laſſen wollte. Ich glaube auch ferner: 
bin bei biefem Spfteme bleiben zu jollen und Hofle damit durchzudringen, 
weil bei dem gelunden Sinne ber öfterreichiichen Bevölkerung in Dingen, 
welche das Wohl jebes Einzelnen wie das ber Gefammtheit jo nahe angehen, 
Dffenheit und Wahrheit fi immer Bahn brechen und bie öffentliche Mei⸗ 
nung, unbeirrt vom Tarteigetriebe, fich ſelbſtſtaͤndig ihr Urtheil bildet“. — 
Ueber ben allgemeinen Steuerbrud und über ben Nachlaß eines Biertheils 
bes bisherigen Zuſchlags zur Grunbfteuer und Hausklaſſenſteuer (im Betrag 
von 4,623,150 fl.) äußert fih der Vortrag: Es ift notorijch, daß bis zum 
Jahre 1848 die Steuerbemeflung in Ochterreih unter dem Bebarfe bes 
Staatsſchatzes und unter ber Steuerkraft bes Reiches geblieben war und daß 
im tiefften Trieben Schulden gemacht worben find, bie durch eine mäßige 
Erhöhung der Steuerfäte und Vermehrung ber Steuerobjekte leicht vermieben 
werben konnten. Seit dem Sabre 1848 ift aber das Verfäumte reichlich ein⸗ 
geholt worden, und es bat ſich feither im Drange ber Zeit das öſterreichiſche 
Steuerigftem nach allen Richtungen bin ertenfiv und intenfiv mit einer Ra⸗ 
pibität entwidelt, mit welcher die volkswirtbfchaftliche Produktionskraft kaum 
Schritt halten Tann. Nicht felten müfjen offenbar brüdende und gemein: 
Ihäblihde Steuern auferlegt werben, weil eben feine anderen Mittel zu Ge⸗ 
bote ſtehen. In biefer Lage bat ſich bie öoſterr. Geſetzgebung feit bem Jahre 
1859 bejunden. Immer liegt aber für berlei Nothbehelfe bie Berechtigung 
barin, baß fie wenigftens ihren Zwed erfüllen. Hören fie auf, Grträgnifle 
abzuwerfen, bleiben troß Aufchlägen und Verbopplung von AZufchlägen bie 
hoben Einnahmen auf dem Papiere, während ein Rüdicreiten bes Volks⸗ 
wohlftandes zu Tage tritt, fo tft ber Moment gefommen, wo das fiscalifche 
Intereſſe ſich mit dem volfswirthfchaftlichen vereinigt, um einem Syfleme Ein 
balt zu thun, das die Art an den Baum legt, um feine Früchte zu pflüden. 
Da aber auch bie wirthichaftlich fchlechteite Steuer doch ſtets ein Einfommen 
abwirft, durch beifen Entgang eine Störung in ber Gebabrung eintritt, fo 
muß bie Finanzverwaltung, inbem fie theoretijch bie Uebelſtände bei faſt allen 
Steuergattungen anerkennt, in der Praris fi nur auf das Nothwenbigite 
und Dringenbdfte beſchränken“. 

31. Dec. Der öſterr. Gefandte in Paris, Fürſt Metternich, überreicht 
dem Kaifer Napoleon für den kaiſerl. Prinzen die Inſignien bes 
Drdend vom heil. Stephan, mit dem Beifügen: „Seine öfterr. 
Majeſtät legt Gewicht darauf, daß ber Erbe des franz. Thrones bei 
Zeiten das aufrichtige Intereffe wahrnehme, daß Sie für ihn hegt 
und das Sie ihm jederzeit bewahren wird“. 


IL 


Außerdenutfhe Staaten. 








1. Portugal. 
2. San. Cröffnung der Corte. Thronrede des Königs. 


18. Febr. Das Miniftertum Lould bleibt in der I. Kammer in ber 
Trage Santalho in der Minderheit und geräth ins Wanken. 


3. März Das Minifterium mobifizirt fi, body immer noch unter ber 
Präfidentihaft des Herzogs von Louls. 


9. April. Das Minifterium Loulé tritt zurüd, Bildung eines Mini: 
fterium Saba Banbeira. 


28. Juni. Corteswahlen. Sie fallen in Liffabon, Oporto, Coimbra, 
Evora x. für bie Oppofition aus, jo daß das Minifterium in ber 
neuen Verſammlung nur auf eine geringe Mehrheit rechnen Tann. 


30, Juli. Eröffnung der Corte. Die Thronrede zeigt bie Beilegung 
des braſiliſch⸗engliſchen Eonflictes durch bie Vermittlung bes Könige 
an, bezeichnet bie Finanzlage bes Landes als eine volllommen zu: 
friedenftellende und kündigt bie bevorftehende Abfchaffung der Scla- 
verei in den Golonien an. 


1. Aug. Geburt eines Prinzen. Der päpftlide Nuntius weigert fich, 
den König Victor Emanucl als Pathen 'zuzulaffen. 

25. „ Cortes: der Regierungscandidat wird mit 85 gegen 74 Stimmen 
zum Präfidenten der II. Kammer gewählt. 

30. „ Das Minifterium bleibt in den Cortes in der Minderheit und 
nimmt feine Entlaffung. 


41. Sept. Bildung des neuen Minifteriums: Visconde Kaftro, Minifter- 
präfident und Auswärtiges; Rodriguez Sampaio, Inneres; Paquito 
be Seijas, Auftiz; Fontes, Finanzen; Graf TorresNovas, Krieg; 
Tavares de Almeida, Marine; Serpa Pimentel, öffentliche Arbeiten, 
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26. Sept. Endliche Taufe des neugebornen Prinzen, nachdem ſtatt des 
Königs von Italien der Kaiſer Napoleon die Pathenſtelle übernom⸗ 
men bat. 


2. Oct. Der König und bie Königin treten, von 3 franzöfiihen Fre⸗ 
gatten begleitet, eine Runbreife in Europa an. 


6. Nov. König Dom Ternando eröffnet die Cortes ohne Eröffnungsrebe 
und leiftet den Eid als zeitweiliger Regent. Ä 


28. Dec. Rückkehr des Königs und der Königin nad Liſſabon. 


2. Spanien. 


7. Jan. Nachdem fi bie von ber Regierung einberufene Kriegsjunta 


16. 


28. 


30, 


mit 13 gegen 6 Stimmen für das Nufgeben von St. ‘Domingo 
ausgeſprochen hat, legt der Minifterpräfinent Narvaez den Cortes 
einen bießfälligen Beichluffesentwurf vor: 

Beihlußentwurf: Art. 1. Das Decret vom 19. Mai 1861, welches 
das Gebiet der bominicanischen Republik für wiedereinverleibt in bie Mo: 
narchie erflärt, ift aufgehoben. Art. 2. Die Regierung ift ermächtigt, bie zur 
Ausführung dieſes Geletes nötbigen Maßregeln zu ergreifen, indem fie ben 
Gortes Rehnung davon ablegt. — Die beigefügte Motivirung kommt zu 
ben Schlüflen: „Daß es eine Täufhung war, zu glauben, das ganze bomini- 
caniſche Volk, oder doch eine große Mehrheit desjelben babe bie Ginverleibung 
in Spanien gewünfcht ober gar begehrt; daß der Kampf, nachdem er allge 
mein geworben, jett nicht mehr den Charakter einer zu bem Zwecke, ein paar 
unzufriebene Nebellen zu unterwerfen, ergriffenen Maßregel, fondern eines 
bem Geifte ber ſpaniſchen Politit burhaus fremden Eroberungsfrieges trägt; 
baß, jelbft wenn wir unfere Anſtrengungen und Opfer concentrirten, um 
einen Triumph zu erlangen, wir uns in bie traurige, ar Verlegenheiten reiche 
und nicht von gefährlichen Verwidelungen freie Lage bringen würden, bie 
Inſel einzig unb allein durch militärische Occupation zu behaupten, und baß 
jelbft unter ber günftigiten Vorausſetzung, daß ein Theil ber Bevölkerung fich 
uns nach bem Siege als ergeben zeigte, das in jenem Gebiete einzuführende 
Regierungsſyſtem nothwendig entweder wenig zu ben Sitten und Bräuchen 
ber Bewohner pafjen, ober jehr verſchieden von dem in unfern @olonien herr⸗ 


fchenden fein würde”. 

„ Die Regierung legt den Cortes die bedenkliche Lage der Finanzen 
bar und verlangt, daß durch eine Vorauserhebung der Abgaben 
(Zwangsanlehen) ober auf andere Art geholfen werde. 


„ Der EStaatsminifter erflärt im Senat auf eine Snterpellation, 
daß die Regierung nit im Falle fei, darauf zu antworten, ob oder 
wann fie das Königreih Italien anerfennen werde [,„Sie werben 
begreifen, daß eine Politit von ſechs Jahren nicht in einem Tag 
geändert werben kann; wir haben verjchiebene Intereſſen in Italien, 
im Princip wollen wir fie alle vertheibigen, aber bie Frage, welche 
allen vorangehen muß, ift bie des hl. Vaters“]. 


„ Die II. Kammer nimmt die Anttivortsabreffe .auf die Thronrebe 
mit 1023 gegen 58 Stimmen an. 
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2. Febr. Peru gibt endlich nad und fließt einen Frieden mit Spanien, 
nachdem der ſpaniſche Admiral Parejas feine Flotte im Hafen von 
Callao in Schlachtordnung aufgeftellt hatte Die Chinas: Infeln 
werden ben Peruanern wieber ausgeliefert. 

Grunblagen des Friebens find: „Gegenfeitige Erflärungen — 
betreffs ber Anwendung des Wortes rövindicacion feitens Spaniens, betreffs 
ber Morbverfuche gegen Mazarrebo feitens Peru's; gleichzeitige gegenfeitige 
Begrüßung ber Flaggen; Zurüdgabe der Chinchas; Annahme eines fpanifchen 
Commiſſärs in Peru; Anerkennung ber alten rein fpaniihen Schuld feitens 
Peru’s, und Entſchädigung Spaniens für feine auf 3 Mill. Piaſter feſtge⸗ 
ftellten Erpebitionsuntoften“. “ 

10. „ Der Staatsrath genehmigt die Veröffentlihung ber päpftlichen 
Encyclica vom 8. Dec. 1864, jedoch nur mit Ausnahme derjenigen 

. Stellen, welche den Rechten ber ſpaniſchen Krone zumwiberlaufen. - 

2. „ Die Königin verzichtet Angeſichts der Lage der Staatsfinangen 
auf brei Biertheile ihres Batrimoniums, deſſen Ertrag auf 600 Mill. 
Realen geihäbt wird. Kongreß und Senat befdließen, ihr dafür 
eigene Dankadreſſen überreichen zu laſſen. Der Yinanzminifter ver: 
fpriht den Corte8 neue Prüfung der BubgetS der verjchiebenen 
Minifterien und bebeutende Einſchränkungen. 

28. „ Der Ausbrud einer Revolution in Peru gegen die Regierung 
bes Präfidenten ftellt den abgefchlofjenen Frieden mit Spanien wie: 
ber in Frage. Der“ ſpan. Admiral Parejas beobachtet inzivifchen 

‚ eine zumartende Haltung. 


14, März. Die Regierung wird in ber II. Kammer wegen Verfolgung 
bev Theilnehmer an einem oppofitionellen Bankett am 5. März 
interpellirt; bie Kammer. -billigt: jedoch das Verfahren der Regierung 
mit 166 gegen 70 Stimmen.‘ Die Regierung legt den Eortes ein 
neues (beſchränkendes) Preßgefeh vor. 

15. „ 22 Mabrider Zeitungen Bröteftiren gegen dieſe Vorlage. 

24. „ Diell. Kammer genehmigt mit 143 gegen 79 Stimmen ben 
Gefeßesentwurf betr. einen Borfhuß von 300 Mill. Realen an bie 
Regierung, die I. Kammer mit 101 gegen 42 Stimmen. 


1. Apr. Die II. Kammer genehmigt mit 155 gegen 68 Stimmen bas 
Aufgeben von St. Domingo, 
7— 10. Apr. Unruhen in Madrid wegen Abſetzung des Mectors der Uni: 
verfität Madrid.- . 
21. „ Ein tgl. Decret feßt den Profeffor an der Madrider Univerfität 
Emilio Caſtelar ab und zieht den Gehalt vesjelben ein. 
29. „ Auch ber Senat genehmigt, mit 93 gegen 39 Stimmen ben 
Berziht auf St. Domingo. n 
Die II. Kammer lehnt ben Antrag auf eine parlamentariſche 
Unterſuchung ber Madrider Ereigniffe vom 7—10, d. M. mit 154 
gegen 104 Stimmen ab, 
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20. Mei. Differenzen mit Chile in folge ber Expedition gegen Peru. 

Der ſpaniſche Geſandte Tavira richtet an die Regierung von Chile 
eine Note, in welcher 11 Beſchwetdepunkte namentlich aufgeführt 
werden: 
1) Die chileniſche Regierung babe feine Maßregeln getroffen, um bie ber 
fpanüichen Flagge am 1. Mai v. 3. in Santiago zugefügte Beleidigung zu 
vermeiden; 2) babe fie vor den ſpaniſch⸗ americaniſchen Republiken gegen bie 
Occupation der Chinchas proteftirt; 3) fei fie den Ausfchreitungen ber öffent: 
lihen Meinung nicht entgegengetreten; 4) babe fie bem yperuanifchen 
Kriegsſchiff „Larzunbi" Seeleute anzuwerben erlaubt; 5) Habe fie geitattet, 
daß bewaflnete Freiwillige fich nach Peru eingeſchifft; 6) ſei fie nicht gegen 
ein wegen feiner Schmähungen Spaniens befanntes Blatt cingelchritten ; 
7) babe fie das fpanifche Kriegsſchiff ‚Vencedor“ in Lota als ein feindliches 
behandeln laſſen; 8) Habe fie Steinkohlen als Kriegscontrebande erflärt; 
9) ſei Frankreich beſſer von ihr behandelt al8 Spanien, indem Frankreich, 
als es in offenem Kriege mit Mexico begrifjen geweſen, nichts in den Meg 
gelegt worden betreffs der Einnahme ron Kohlen unb Lebensmitteln; 
10) Habe fie erlaubt, baß Peru aus Chile Pferde geholt, die boch nad 
Bölferreht Kiiegscontrebande fein; 11) Habe fie die vom fpanifchen 
Geſandten gegen das unter Nr. 6 erwähnte Schmähblatt erhobene Beſchwerde 
nicht berüdtichtigt. 

Die chileniſche Regierung erörtert in ihrer Antwort die 11 Be: 
ſchwer depunkte, ohne irgend einen zurüdzunehmen, oder Genugthuung 
bafür zu gewähren, mit bem Beifügen: 

„Es ift nothwendig, daß die Megierung Ihrer ſpaniſchen Diajeftät fich 
überzeuge, daß bie anomale Art und Weife ber Occupation ber Chinas 


buch Spaniens Agenten unb bie bei biejer Gelegenheit proclamirten be: 
frembenden Principien bie Urfache von allem geweſen find, was vorgefallen”. 


Der ſpaniſche Gefandte erklärt fi troßbem mit der Antwort 
äufrieben: 


„In Folge jener Erflärungen werben meinem Urtheile nad alle Bes 
ſchwerde-Motive hinfällig. In diefem Sinne meiner Regierung zu berichten, 
halte ich für meine Pflicht, auf daß das aufrichtige Einverftänbniß, welches 
zwilchen Chile und Spanien immer eriftirt hat, nicht wieder auch nur im 
geringften alterirt werbe”. 


6. Juni. Der fpanifhe Generalcapitain Goͤndara fchließt mit einer 
Commiffion der aufftändifhen Dominicaner eine Convention über 
die Räumung ber Inſel durch die Spanier ab: 


1) Die bominicanifche Regierung erkennt an, daß fie bie Unabhängigkeit, 
beren fie ſich nächftens erfreuen wird, nur ber Großmuth bes ſpaniſchen Volks 
verdankt. 2) Die Spanien treu gebliebenen Dominicaner, welde in Santo 
Domingo bleiben wollen, leben unter dem Schuße ber Geſetze, und ihre Per⸗ 
fon, ſowie ihre Sntereffen werben reſpectirt. Denjenigen, welche das Lanb 
verlafien, ftebt es frei, zurüdzufehren, wenn es ihnen beliebt, und fie werben 
während ihrer Abweſenheit bie gleichen Vortheile genießen. 3) Die Regierung 
ber Republik zahlt an Spanien eine Entſchädigung für bie Kriegskoſten; bie 

öhe biefer Entſchädigung wirb fpäter vertragsmäßig feſtgeſtellt werben. 
) Die bominicanifche Regierung geht bie feierliche Verpflichtung ein, weber 
ihr ganzes Gebiet noch einen Theil desfelben ohne Einwilligung und Ermäch⸗ 
tigung Spaniens zu veräußern. 5) Bei Räumung ber Injel Seitens Spa: 
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2. Sehr. Peru gibt endlich nach und ſchließt einen Frieden mit Spanien, 
nachdem der fpanifche Admiral Parejas feine Ylotte im Hafen von 
Callao in Schlachtordnung aufgeftellt hatte. Die Chinchas⸗Inſeln 
werben den Peruanern wieder ausgeliefert. 

Grundlagen bes Friedens find: „Gegenjeitige Erflärungen — 
betreffs ber Anwendung bes Wortes rövindicacion feitens Spaniens, betreffs 
ber Morbverfuche gegen Mazarrebo feitens Peru's; gleichzeitige gegenfeitige 
Begrüßung ber Flaggen; Zurüdgabe ber Chindas; Annahme eines ſpan iſchen 
Commiſſärs in Peru; Anerkennung der alten rein ſpaniſchen Schuld ſeitens 
Peru's, und Entf&äbigung Spaniens für ſeine auf 3 Mil. Piaſter feftge- 
ftellten Expeditionsunkoſten“. 

10. „ Der Staatsrath genehmigt die Veröffentlihung ber päpftlichen 
Encyclica vom 8. Dec. 1864, jeboh nur mit Ausnahme derjenigen 
Stellen, welche den Rechten ber ſpaniſchen Krone zumwiberlaufen. 

20. „ Die Königin verzichtet Angefichts der Lage der Staatsfinanzen 
auf drei Biertheile ihres Patrimoniums, deſſen Ertrag auf 600 Mil. 
Realen geſchätzt wird. Congreß und Senat beidließen, ihr bafür 
eigene Dankadreſſen überreichen zu laſſen. Der Yinanzminifter ver- 
fpridt den Cortes neue Prüfung ber Budgets der verſchiedenen 
Minifterien und bebeutende Einſchränkungen. | 

28. „ Der Ausbrud einer Revolution in Peru gegen bie Regierung 
bes Präfidenten ſtellt den abgefchloffenen Frieden mit Spanien wie: 
der in Frage. Der ſpan. Admiral Parejas beobachtet inzwifchen 

‚ eine zuwartende Haltung. 


14, März Die Regierung wird in der II. Kammer wegen Verfolgung 

ber Theilnehmer an einem oppofitioncllen Bankett am 5. März 
‚ interpellivt; die Kammer billigt jedoch das Verfahren ber Regierung 

mit 166 gegen 70 Stimmen: Die Regierung legt ben Cortes ein 
neues (befchränfendes) Preßgefetz vor. 

15. „. 22 Madrider Zeitungen: proteſtiren gegen dieſe Vorlage. 

24, „ DBDiell. Kammer genehmigt mit 143 gegen 79 Stimmen ben 
Geſetzesentwurf betr. einen Borfhuß von 300 Mill. Realen an bie 
Regierung, bie I. Kammer mit 101 gegen 42 Stimmen. 


1. Apr. Die II. Kammer genehmigt mit 155 gegen 68 Stimmen bag 
Aufgeben von St. ‚Domingo. 
7—10. Apr. Unruhen in Madrid wegen Abfekung bes Rectors ber Unis 
verfität Mabrid.: 
21. „ Ein tgl. Deeret febt ben Profeſſor an der Madrider Univerſität 
Emilio Caſtelar ab und zieht den Gehalt desſelben ein. 
29. „ Auch der Senat genehmigt, mit 93 gegen 39 Stimmen ben 
Derziht auf St. Domingo. 
Die UI. Kammer lehnt den Antrag auf eine Farlamentariſche 
Unterſuchung ber Madrider Ereigniſſe vom 7 — 10. d. M. mit 154 
gegen 104 Stimmen ab. 
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20. Mei. Differenzen mit Chile in Folge ber Erpebition gegen Peru. 

Der ſpaniſche Geſandte Tavira richtet an die Regierung von Chile 
eine Note, in welcher 11 Beſchwetdepunkte namentlih aufgeführt 
werben: 
4) Die Hilenifhe Regierung babe Feine Maßregeln getroffen, um bie ber 
fpanifchen Flagge am 1. Mai v. 3. in Santiago zugefügte Beleidigung zu 
vermeiden; 2) babe fie vor ben ſpaniſch⸗americaniſchen Republiten gegen bie 
Decupation ber Chinas protefirt; 3) fei fie ben Augichreitungen ber öffent« 
lihen Meinung nicht entgegengetreten; 4) babe fie dem peruaniſchen 
Kriegsſchiff „Larzundi" Seeleute anzuwerben erlaubt; 5) habe fie geitattet, 
bat bewafinete Freiwillige fih nach Peru eingeichifit; 6) fei fie nicht gegen 
ein wegen feiner Schmähungen Spaniens befanntes Blatt cingelchritten ; 
7) babe fie das ſpaniſche Kriegsſchiff ‚Vencedor“ in Lota als ein feindliches 
behandeln laſſen; 8) Habe fie Steinfohlen als Sriegscontrekande erflärt; 
9) fei Tranfreih befier von ihr behandelt ale Spanien, indem Frankreich, 
als es in offenem Kriege mit Derico begrifien gemejen, nichts in ben Meg 
gelegt worben betrefis ber Einnahme ron Kohlen unb Lebensmitteln; 
10) babe fie erlaubt, daß Peru aus Chile Pferde geholt, die doch nach 
Bölferreht Kriegscontrebande feien; 11) Habe fie bie vom ſpaniſchen 
Geſandten gegen das unter Nr. 6 erwähnte Schmähblatt erhobene Befchwerbe 
nicht berüdjichtigt. 

Die chileniſche Regierung erörtert in ihrer Antwort die 11 Be: 
ſchwerdepunkte, ohne irgend einen zurüdzunehmen, oder Genugthuung 
bafür zu gewähren, mit dem Beifügen: 

„Es ift nothwendig, daß bie Regierung Ihrer ſpaniſchen Drajeftät fich 
überzeuge, daß bie anomale Art unb Weife ber Occupation ber Chinas 


burh Spaniens Agenten unb bie bei biefer Gelegenheit proclamirten bes 
frembenden Principien die Urſache von allem gemefen find, was vorgefallen“. 

Der ſpaniſche Gelandte erklärt fi troßdem mit ber Antwort 
zufrieden: 

„Sn Folge jener Erflärungen werben meinem Urtbeile nad alle Be: 
ſchwerde-Motive hinfällig. In diefem Sinne meiner Regierung zu berichten, 
halte ich für meine Pflicht, auf daß das aufrichtige Einverſtändniß, welches 
zwifchen Ghile und Spanien immer eriftirt hat, nicht wieber auch nur im 
geringfien alterirt werde”. 


6. Juni. Der fpaniihe Generalcapitain Goͤndara ſchließt mit einer 
Commiffion der aufftändifhhen Dominicaner eine Convention über 
die Räumung ber Inſel durch bie Spanier ab: 

1) Die dominicaniſche Regierung erkennt an, baß fie bie Unabhängigkeit, 
beren ſie fich nächitens erfreuen wird, nur ber Großmuth bes ſpaniſchen Volke 
verdankt. 2) Die Spanien treu gebliebenen Dominicaner, welche in Santo 
Domingo bleiben wollen, leben unter bem Schuße ber Geſetze, und ihre Ber: 
fon, fowie ihre Intereſſen werben refpectirt. Denjenigen, welde das Land 
verlaffen, ſteht es frei, zurüdzufehren, wenn es ihnen beliebt, und fie werben 
während ihrer Abwefenheit bie gleichen Vortheile genießen. 3) Die Regierung 
ber Republik zahlt an Spanien eine Entſchädigung für bie Kriegskoſten; bie 
Höhe dieſer Entihäbigung wird ſpäter vertragsmäßig feftgeltellt werben. 
4) Die bominicanishe Regierung gebt die feierliche Verpflichtung ein, wmeber 
ihr ganzes Gebiet noch einen Theil deoſelben ohne Einwilligung und Ermäd: 
tigung Spaniens zu veräußern. 5) Bei Räumung ber Infel Seitens Spa⸗ 
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2. Febr. Peru gibt endlich nach und fließt einen Frieden mit Spanien, 
nachdem der Tpanifche Admiral Parejas feine Ylotte im Hafen von 
Callao in Schlachtordnung aufgeftellt Hatte Die Chinchas⸗Inſeln 
werben den Peruanern wieder ausgeliefert. 

Grundlagen bes Friedens find: „Gegenfeitige Erklärungen — 
betrefis der Anwendung bes Wortes rövindicacion feitens Spaniens, betrefis 
ber Mordverfuche gegen Mazarrebo feitens Peru's; gleichzeitige gegenfeitige 
Begrüßung ber Flaggen; Zurüdgabe der Chinchas; Annahme eines ſpan iſchen 
Eommiflärs in Peru; Anerkennung ber alten rein fpaniihen Schuld feitens 
Peru’s, und Entſchädigung Spaniens für feine auf 3 Mil. Piaſter feſtge— 
ftellten &rpebitionsunfoften”. 

10. „ Der Staatsrath genehmigt bie Veröffentlihung ber päpftlichen 
Encyclica vom 8. Dec. 1864, jevoh nur mit Ausnahme derjenigen 

.. Stellen, welche ven Rechten ber ſpaniſchen Krone zumwiberlaufen. - 

20. „ Die Königin verzichtet Angefihts ber Lage der Staatsfinanzen 
auf drei Biertheile ihres Patrimoniums, deſſen Ertrag auf. 600 Mill. 
Realen geihäßt wird. Congreß und Senat beſchließen, ihr bafür 
eigene Dankadreſſen überreihen zu laſſen. Der Yinanzminifter ver: 
fpridt den Cortes neue Prüfung der Budgets ber verjchiebenen 
Minifterien und bebeutenbe Einſchränkungen. 

28. „ Der Ausbrud einer Revolution in Peru gegen bie Regierung 
bes Präfidenten ftellt den abgefchloflenen Frieden mit Spanien wie: 
ber in Frage. Der“ ſpan. Admiral Parejas heobachtet inzwiſchen 

‚ eine zuwartende Haltung. 


14, März Die Regierung wird in ber II. Kammer wegen Verfolgung 

ber Theilnehmer an einem oppofitionclen Bankett am 5. März 
‚ interpellirt; bie Kammer ‚billigt: jedoch das Verfahren ber Regierung 

mit 166 gegen 70 Stimmen: Die Regierung legt den Eortes ein 
neues (beichränfendes) Preßgeſetz vor. 

15. „ 22 Madrider Zeitungen? proteſtiren gegen. biefe Borlage. 

24. „ Die ll. Sammer genehmigt mit 143 gegen 79 Stimmen ben 
Gefeßesentwurf betr. einen Borfhuß von 300 Mill. Realen an bie 
Regierung, bie I. Kammer mit 101 gegen 42 Stimmen. 


1. Apr. Die II. Kammer genehmigt mit 155 gegen 68 Stimmen das 
Aufgeben von St. ‚Domingo, 
7—10. Apr. Unruhen in Mabrid wegen Abfehung bes Rectors ber Uni: 
verfität Mabrid. 
21. „ Ein tgl. Decret ſetzt den Profeffor an ber Madrider Univerfität 
Emilio Caſtelar ab und zieht den Gehalt besfelben ein. 
29. „ Auch ber Senat genehmigt, mit 93 gegen 39 Stimmen ben 
Verzicht auf St. Domingo. 
Die U. Kammer lehnt ben Antrag auf eine harlamentariſche 
Unterſuchung der Madrider Ereigniſſe vom 7—10. d. M. mit 154 
gegen 404 Stimmen ab, 
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20. Mei. Differenzen mit Chile in Yolge ber Erpebition gegen Peru. 
Der ſpaniſche Geſandte Tavira richtet an die Regierung von Chile 
eine Note, in welder 11 Beſchwetdepunkte namentlich aufgeführt 
werben: 

1) Die chileniſche Regierung habe feine Maßregeln getroffen, um bie ber 
fpaniihen Flagge am 1. Mai v. 3. in Santiago zugefügte Beleidigung zu 
vermeiden; 2) habe fie vor bei ſpaniſch⸗americaniſchen Republiten gegen bie 
Occupation ber Chinas proteftirt; 3) fei fie den Ausfchreitungen ber öffent- 
lihen Meinung nicht entgegengetreten; 4) babe fie dem peruaniſchen 
Kriegsſchiff „Larzundi" Seeleute anzuwerben erlaubt; 5) babe fie geftattet, 
daß bewaflnete Freiwillige ſich nach Peru eingeihifit; 6) fei fie nicht gegen 
ein wegen feiner Schmähungen Spaniens befanntes Blatt eingelchritten ; 
7) Habe fie das Spanische Kriegsfchiff ,‚Vencedor“ in Lota als ein feinbliches 
behandeln laſſen; 8) Habe fie Steinfohlen als Striegscontrebande erffärt; 
9) fei Frankreich beſſer von ihr behandelt als Spanien, indem Frankreich, 
als es in offenem Kriege mit Merico begriffen gewefen, nichts in ben Weg 
gelegt worden betreffs ber Einnahme von Koblen und Lebensmitteln; 
10) Habe fie erlaubt, daß Peru aus Chile Pferbe geholt, die doch nad 
BVölferreht Kriegscontrebande ſeien; 11) habe fie die vom fpanifchen 
Gejandten gegen das unter Nr. 6 erwähnte Schmähblatt erhobene Befchmerbe 
nicht berüdjichtigt. 

Die chileniſche Regierung erörtert in ihrer Antwort die 11 Be: 
Ichwerbepuntte, ohne irgend einen zurüdzunehmen, oder Genugthuung 
bafür zu gewähren, mit bem Beifügen: 


„Es ift notbwendig, daß bie Negierung Ihrer ſpaniſchen Majeſtät fi 
überzeuge, daß bie anomale Art und Weife ber Occupation ber Chinchas 
durch Spaniens Agenten und bie bei biefer Gelegenheit proclamirten be: 
frembenden Principien bie Urſache von allem gewefen find, was vorgefallen“. 


Der ſpaniſche Geſandte erflärt fi troßdem mit ber Antwort 
zufrieden: 


„In Folge jener Erflärungen werben meinem Urtbeile nad alle Be: 
ſchwerde-Motive hinfällig. In biefem Sinne meiner Regierung zu berichten, 
balte ich für meine Pflicht, auf daß das aufrichtige Einverſtändniß, welches 
zwifchen Chile und Spanien immer eriftirt hat, nicht wieber auch nur im 
geringften alterirt werde”. 


6. Juni. Der ſpaniſche Generalcapitain Goͤndara ſchließt mit einer 
Commiffion ber aufftändifchen Dominicaner eine Convention über 
die Räumung der Inſel durch die Spanier ab: 


1) Die dominicaniſche Regierung erkennt an, daß fie bie Unabhängigkeit, 
beren jie ſich nächftens erfreuen wird, nur ber Großmuth bes ſpaniſchen Volks 
verbanft. 2) Die Spanien treu gebliebenen Dominicaner, welche in Santo 
Domingo bleiben wollen, leben unter bem Schuße ber Gefehe, und ihre Per: 
fon, ſowie ihre Intereſſen werben rejpectirt. Denjenigen, welche das Land 
verlaffen, fteht e8 frei, zurüdsufchren, wenn es ihnen beliebt, und fie werben 
während ihrer Abweſenheit die gleichen Vortheile genießen. 3) Die Regierung 
ber Republik zahlt an Spanien eine Entfhädigung für bie Kriegsfoften; bie 

öhe dieſer Entihäbigung wird fpäter vertragsmäßig feſtgeſtellt werden. 
) Die dominicauiſche Regierung geht die feierliche Verpflichtung ein, weder 
ihr ganzes Gebiet noch einen Theil desſelben ohne Einwilligung und Ermäch⸗ 
tigung Spaniens zu veräͤußern. 5) Bei Räumung ber Inſel Seitens Spa⸗ 
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nieno bleiben bie gegenwärtig im Hofpital befindlichen Kranfen bes ſpaniſchen 
Heers bis zu ihrer Genefung best, werben forgfältig gewartet und gepflegt, 
und die Ausgaben für fie werben von einem Beamten ber jpanifchen Militär: 
verwaltung gezahlt, welcher zu biefem Zwecke auf der Inſel bleibt. 

Die Convention wirb von ben bominicanifhen Behörden nicht 
genehmigt und bie Teinbfeligfeiten beginnen vorerft wieber aufs 
Neue. 


10, uni. Eine Militärverſchwörung (angebli mit der Abſicht einer 


19. 


Befeitigung ber Dynaftie und einer DVereinigung Spaniens mit 
Portugal) wird in Valencia entdedt und unterbrüdt. Große Auf- 
regung in Madrid und Tebhafte Beforgniffe der Regierung. Der im 
Auslande reifende General Prim, eines der Häupter der Progref- 
fiftenpartei, wirb durch kgl. Decret aufgeforbert, augenblidlih nad) 
Mabrid zurüdzufehren. Der Minifter des Innern befiehlt durch 
Gircufar den Gouverneurs ber Provinzen, fofort alle Eafinos zu 
ließen und alle Berfammlungen und Geſellſchaften aufzulöfen, die, 
unter welchem Namen es auch fei und melden jcheinbaren Zweck fie 
auch immer haben mögen, fi mit politifchen Angelegenheiten be: 
ihäftigen und ſomit zur Störung ber Ruhe beitragen könnten, je 
nad) Ermeſſen ſelbſt Bälle und Gefelihaften zu verbieten. Die 
Regierung verlangt von ben Cortes die Wiedereinführung der. Cenſur 
und bas Recht zur Beichlagnahme aller Zeitungen, die gegen Mo⸗ 
narchie, Religion, öffentliche Ordnung 2c. fchreiben.- 


„ KEntlaffung des Minijteriums Narvaez. Bildung eines neuen 
Minifteriums O'Donnel; Bermudez be Caſtro übernimmt barin bie 
Reitung des Auswärtigen, Marſchall Eerrano wird zum Oeneral- 
capitän von Madrid ernahnt. Ein kgl. Decret verfündet eine all: 
gemeine Amneftie für Preßvergehen. Der an Gen. Prim ergangene 
Befehl wird offiziell zurüdigenommen. 


22, „ Marſchall O'Donnel legt dem Congreß die Tendenz des neuen 


Cabinets dar: ' 

„Das erfte, was die Negierung thut, ift ihre Fahne aufzupflanzen. Das 
Minifterium ift ein Minifterium ber liberalen Union, aber ein verföhnliches 
Minifterium — ein Minifterium, weldjes wünſcht, baß fich die Liberalen 
Männer, die Freunde ber Regierung und ihrer Anftitutionen, um basjelbe 


| ſchaaren. Das Minifterium wünjcht nicht allein, daß bieß der Fall fei mit 


allen Tractionen, bie ſich von ber liberalen Union gelöst haben, fonbern es 
würde auch gern die Unterſtützung aller Mitglieder der Kammer annehmen, 
bie unter feine Fahne eilen. Das Minifterium bat durchaus feinen Gebanfen 
eines Ausichluffes. Das Programm bes Gabincts ift feftgeftellt. Das Ca⸗ 
binet ift entſchloſſen, allen innerhalb biefer Wände laut gewordenen fragen, 
diejenige Löſung zu geben, welche e8 jelbft auf diefen Bänken verfündet bat“. 
Die Regierungsblätter bezeichnen das Programm bes neuen Gabinets näher 
dahin: der in Folge ber April-Ereignifje aufgelöste Municipalrath von Madrid 
wird wieber eingefeßt, ebenfo der dur das Minifterium Narvaez feines 
Amtes enthobene Secretär ber Univerfität von Madrid, Herr Montalvan. 
Der Preffe wird eine allgemeine Amneftie ertheilt, nnd das Wahlrecht in ber 
Weiſe ausgedehnt, daß an bie Stelle ber Diftrictswahlen Provinzialwahlen 
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Irelen. — ſtellt das Programm bie Anerkennung bes Königreichs Ita⸗ 

ten auf. 

26. Juni, Eine Depefche ber fpanifhen Regierung an ven Repräfen- 
tanten Spaniens in Rom kündigt dem heil. Stuhle bie bevor: 


ftehende Anerkennung bed Königreihs Stalien von Seite Spa: 
niens an: 


„... Ich halte es kaum für nöthig, Ihre Aufmerkjamfeit auf die wichtige 
Srflärung zu lenken, buch welche die Regierung den Zeitpunft für gekommen 
glaubt, in Betreff der italienifchen Angelegenheiten eine Entſchließung zu tref- 
fen. Ich Habe deshalb bie mir dargebotene Gelegenheit bes officiellen Em: 
pfangens bes biplomatifchen Corps bazu benußt, um mid mit St. Erc. dem 
apoftolifhen Nuntius zu benehmen und ihm genau bie Abjichten und bie 
Anfhanungen ber Regierung zu erflären. Andem ich fofort auf die Discul: 
fion der Sade felbft einging, fagte ih Migr. Barifi, daß fein Bereits fo 
langes Verweilen in Madrid ihm ohne Zweifel bie Unmöglichkeit werde dar- 
gelegt haben, auf unbeftimmte Zeit hinaus eine Politik fortzuführen, bie 
weber dem Geiſte ber uns regierenden Inſtitutionen, noc der unter 
beren Schuß fich bildenden öffentlihen Meinung entjpreche. Außerdem 
wies ich auf die Mißftände bin, die fich für das Land aus bem bebarrlichen 
Tefthalten an gewijfen Ideen, welche nur von ben rudicalen Parteien aus: 
gebeutet werben Könnten, ergeben dürften. Ich Habe ihm auseinandergefekt, 
daß jih in diefer Eategorte bie annorınale Rage unferer Beziehungen zu Sta: 
lien befinde, das gleich/am das Schlachtiefb geworben, beifen fih bie ertremen 
Parteien zur Agitation im Lande bemrüchtigt hätten. Ich ftellte ihm vor, 
baß Spanien zur Bertheidigung bes hl. Vaters und aus Mitgefühl für fo 
große Migeichide, während ganzer Jahre bie Löfung bieler Sache hinaus⸗ 
geſchoben habe. Seine Regierung babe fich ſchweren Angriffen ausgefegt und 
inmitten ber Staaten Curopa® eine vereinzelte Stellung eingenommen, immer 
in ber Hoffnung, es werde durch ein Abkommen zwilchen den betheiligten 
Parteien oder durch eine Verftändigung unter den enropäifchen Mächten zu 
einer befinitiven Loͤſung ber italienifchen Angelegenheiten fommen. Bis jet 
blieb biefe Hoffnung unerfült, trog unferes fehnlichften Wunſches, und es 
hätte bie Regierung J. Maj. um fo weniger Gründe, in dieſer politiſchen 
Kichtung zu verharren, als bie Zeit und der Gang ber Greigniffe bargethan 
haben, daß dieſelbe nicht allein unfruchtbar, fondern aud dem vorgeftedten 
Ziele zumiderlaufend if. Weber die Gefahren einer im Innern heftig ange⸗ 
griffenen Haltung, noch andy nad Außen bin, bie Mißftände einer ſyſtemati⸗ 
ſchen Abfonderung von ben großen Nationen ber Erbe, bie abgejehen von 
einer einzigen natürlichen Ausnahme, das Königreich Italien anerkannt haben, 
würben durch bie Gewißheit, ja nicht einmal die Hoffnung ausgegli⸗ 
hen werben, zur Wiebereinfegung ber entthronten Souveräne, ober zur voll: 
ftändigen Wicderherftellung ber weltlichen Macht bes hl. Stuhles beizutragen. 
Die Grundlage unferer Politif mar ftetd und mußte nothwendig ſtets jein 
die Neutralität; allein unfere fortdauernde Vereinzelung würbe Spanien 
ſchaden, ohne bem Papſte oder ben Fürften zu nügen, für deren Unglüd wir 
fo öffentliche und beftimmte Sympathien bezeugt haben ... Indem bie Re- 
gierung X. Maj. in ber italienischen Frage alle ihre Rechte vorbehält, aber 
Bedacht nimmt auf bie Intereffen Spaniens, folgt fie einfach dem Beiſpiel 
beinahe aller katholiſchen Nationen der Erde. Und wenn der heil. Stuhl in 
ſeiner tiefen Weisheit und Klugheit es für zeitgemäß gehalten hat, mit einem 
Vertreter bes Königs Victor Emanuel, behufs der Regelung ber religidfen 
Tragen in bem neuen Königreich Italien zu unterhandeln, jo kann es nicht 
ſeltſam erfheinen, daß bie Öffentliche Meinung nachdrüclicher auf ber Forde⸗ 
rung beſtehi, Spanien ſolle mit demſelben Königreiche Italien ſeine politiſchen 
Beziehungen wieder anknüpfen. Endlich habe ich dem Nuntius Sr. Heiligkeit 
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- gejagt, daß durch fo viele mächtige Gründe beſtimmt, bie Regierung es für 


unerläßlich erachte, diefen Schritt zu thun, um von heute an, bie noth- 
wendigen Unterhandlungen mit dem Florentiner Cabinet zu eröffnen. Ich hatte 
foeben biefen vorgängigen Beweis der Achtung und rüdjihtsvollen Aufmerf: 
famfeit für ben hl. Stuhl gegeben, als ber Geihäftsträger bes Königs Vict. 
Emanuel an biefem Hofe, Baron Cavalchini, bei mir erjchien und ich fomit 
Gelegenheit erhielt, ihm von dem Entihlufß ber Regierung Kenntniß zu 
eben. Indem Sie dem Staatsfecretär Sr. Heiligkeit von biejer Depeſche 
orlefung geben unb ihm auf feinen Wunfch Abſchrift binterlaffen, wii Ihre 
Maj., daß Ew. Erc. dem Gardinal Antonelli und noch mehr Sr, Heiligkeit 
felber bie Berficherung ertbeile, daß bie Regierung ber Königin von den tief: 
ften Gefühlen der Achtung und Verehrung für jeine heilige Autorität unb 
feine erhabene Perſon burhbrungen und entjchloffen ift, Beute, wie immer, 
durch alle ihr zu Gebote ftehenden moralijhen Mittel bie Rechte und In⸗ 
tereflen der heil. Inſtitution, deren Symbol er ift, zu vertheidigen". 


5. Juli. Die Deputirtenfammer nimmt das ihr von der Regierung vor: 


gelegte neue Wahlgefeß, das den Cenſus auf die Hälfte herabfekt, 
mit großer Mehrheit an. 


6/7. „ Die Partei ber Neocatolicos verfucht in ber Deputirtenfammer 


12. 


26. 


28. 


31. 


einen Angriff auf die eingeleitete Anerfennung bes Königreichs Sta: 
lien, ihr Sprecher Nocebal fieht ſich jedoch veranlaßt, den’ von ihm 
dießfalls geftellten Antrag ſelbſt wieder zurüdzuziehen. 

„» Der Senat genehmigt mit 117 gegen 18 Stimmen ben ihm von 
der Regierung vorgelegten (liberalen) Geſetzesentwurf bezüglich der 
Preſſe. 

„ Ein tgl. Deeret ſchließt die Seſſion der Kammern. 

„ Der Cardinal:Erzbifhof von Burgos erhält feine Entlaflung als 
Erzieher des Prinzen von Afturien. 

v» Die Regierung ſpricht die bebingungslofe Anerkennung des Kö— 
nigreihs Italien aus, 

„ PP. Claret, der Beichtvater der Königin, zieht fih in fein Mif- 
fionshaus zu Vich, bie Echweiter Patrocinio in ihr Klofter zu 
Aranjuez zurüd. 

„ Die Regierung publicirt das Reglement, durch welches die Jury 
reorganifirt und berjelben die AJurisdiction in Preßſachen zurüd: 
gegeben wird. 

» Das Minifterium D’Donnel erflärt die am 20. Mai vom ſpa— 
nifhen Geſandten in Chile angenommene Erklärung bezüglich der 
Ipanifchen Beſchwerden gegen die Republik für ungenügend, ruft ben 
Gefanbten Tavira ab und gibt dem Admiral Pareja Inftructionen 
bezüglich eines anbern Verhaltens gegenüber Chile. 

„ Sämmtlide Biſchöfe des Königreihe bis auf zwei haben nach 
und nad öffentlih gegen die Anerkennung des Königreihs Stalien 
proteftirt. 

„ Der Verlauf ber Kirchengüter wird vom Miniſterium wieder auf: 
genommen und mit Energie betrieben. 
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1. Aug. Die Regierung erllärt dem bisherigen neapalitanifchen Ge: 


n 


3. 


jandten, daß feine Miffion zu Ende fei. Derfelbe entfernt unter 
Proteſt das Wappen Neapels von feinem Hotel. 


„Abreiſe ber Königin nad) ben baskiſchen Provinzen. 
„Deopeſche an Deflerreih in Antwort auf bie dfterr. Depeſche 
vom 21. Juli bezügli der Anerfennung bes Königreichs Italien 
buch Spanien: 

„... Spanien und Defterreih haben mit einander gehen können, fo lange 
fie in dieſer Frage durch ihre gegenfeitigen Intereſſen geleitet waren. Aber 
weber bie eine noch die andere Macht hatte ihre Freiheit im Handeln vers 
Ioren, um ſich in biefer Frage, fowie in jeder anderen, zu trennen, fobalb 
ihre Regierungen es für zuträglich erachten würben... Die Banbe ber 
Freundſchaft und ber gegenfeitigen Hochachtung, die Spanien und Oeſterreich 
vereinigen, find zahlreich; fie haben ſich nur noch enger fnüpfen können von 
dem Augeublide an, wo ber Kaifer e8 dem Intereſſe feiner Staaten ange: 
mefjen hielt, die alten Reichsinftitutionen zu verändern, um fie burdh foldhe 
zu erjeten, welche mit ben unfrigen eine große Achnlichkeit haben. Es gibt 
auch mehrere politiiche Fragen, in Betreff deren bie beiben Regierungen id) 
in Webereinftimmung finden können. Indeſſen dürſte man mit dem Grafen 
Mensdorff unmöglich zugeben, daß Spanien und Deftrereih in Italien iben: 
tilche Intereſſen haben... Als ausfchließlich Fatholiihe Macht nimmt Spani.n 
ein lebhaftes Intereſſe an Allen, was den bi. Stuhl betrifft; bieß Intereſſe 
jedoch, das von jeber Art politifcher Beſtrebungen frei iſt, knüpft ſich rein und 
ausſchließlich an den heiligen Vater. Ohne einen einzigen Augenblick an der 
gerechten Sorgfalt zu zweifeln, von der Oeſterreich ſich zu Gunſten des Ober⸗ 
hauptes der kathol. Kirche beſeelt fühlt, muß man nichtsdeſtoweniger aner⸗ 
kennen, daß dieſe Macht auf der italieniſchen Halbinſel Intereſſen ganz anderer 
Art hat. Dieſe Erwägung dürfte für ſich allein genügen, um feſtzuſtellen, daß 
die Identität ber Anfichten, wovon in ber Depeſche bes Grafen Mensdorff bie 
Rede ijt, nicht beiteht. Ebenſowenig kann ich die von bem kaiſ. Minifter bes 
Auswärtigen ausgeſprochene Anfiht annehmen, daß bie Anerkennung ber voll: 
brachten Thatjachen in Italien es für Spanien fehiwieriger gemacht habe, feine 
Stimme zu Gunften bes heil. Stubles zu erheben. In bem bisher von ber 
Regierung der Königin befolgten Verhalten ift Eines pofitiv, nämlich daß alle 
unjere Anftrengungen bis jeßt wirkungslos geblieben jind in Bezug auf das 
Ziel, das wir zu erreichen uns vorgenommen hatten. Uebrigens ift bie Aner: 
fennung ber vollbrachten Thatfahen eine Theorie, bie nicht zum erjten “Dale 
in Anwendung gebracht worden ift. Spanien und Defterreih haben ſtets biefe 
Politif verfolgt, und ohne auf zu entlegene Zeitläufte zurückzugehen, will ich 
mich barauf befchränfen, daran zu erinnern, daß 1830 und 1848 beide Mächte 
bie Geſammtheit der vollbrachten Thatſachen in Frankreich nach bem Sturze 
ber beiden Zweige ber bourbonifchen Familie anerfannt haben. Indem wir 
auf eine jüngere Epoche zurückgehen, darf man nicht vergeffen, daß bie ital. 
Monarchie von ganz Europa mit wenigen Ausnahmen anerfannt worben ift 
und daß Defterreich felbft die Einverleibung einer ber fchönften Provinzen bes 
neuen Königreihs Stalien in das ehemalige Königreih Piemont fanktionirt 
hat ... Ich theile burchaus bie Anficht des Minifters Sr. apoftolifhen Ma⸗ 
jektät, wenn er barauf aufmerffam macht, daß es nichts Zarteres gebe, als 
feine Meinung über bie innere Lage einer anderen Macht auszujprechen. 
Darum möchte ih mich auch nicht für berechtigt halten, Bemerfungen über 
bie innere Lage Oeſterreichs zu machen. Somit follte ich, indem ich zugleich 
die freundlichen Abfichten, bie den Grafen Mensdorff geleitet haben, anerkenne, 
mich vielleicht enthalten, auf Betrachtungen zu antworten, über welche ber 
Regierung ber Königin allein ein Urteil zuſteht. Indeſſen liegt Herrn 
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v. Mensborif fo ſehr baran zu exflären, baß bie lebhafte Freundſchaft Oefter- 


reihe für Spanien bie einzige Urſache fei, bie feinerfeils derartige Betrach- 
tungen hervorruft, daß ich meinerſeits auf biefe freundichaftlichen Gefühle des 
Minijters antworten zu müfjen glaube, indem ich ihn wegen ber Befürd;: 
tungen berubige, bie er über bie Feſtigkeit des Thrones der Königin zu begen 
ſcheint. Au diefem Behufe genügt es, an die Gefchichte zu erinnern. Die 
Königin Iſabella war noch ein Kinb in der Wiege, als fie beim Tode ihres 
Vaters, des Königs Ferdinand VII., ihre Rechte durch einen Ufurpator, einen 
Prinzen, der an ber Spike einer fanatifchen Partei ftand, beftritten fab. 
Verlaſſen von faft ganz Europa, gelang es dem fpanifchen Volke, nicht allein 
bie Rechte feiner Herricherin, fondern auch bie Snftitutionen, die ihrem Throne 
zur Grundlage dienten, zum Siege zu führen. Diefe Snftitutionen, in wel: 
hen Andere eine Urſache erniter Gefahr zu entdecken glauben, find es, bie 
inmitten der großen Kataftrophe von 1848 feine feſteſte Stüte gewejen find. 
Während diefer Epoche, die in ganz Europa fo ſchmerzliche Erinnerungen zurück⸗ 
gelafien Hat, it ber Thron der Königin auch nicht einen Augenblid in Gefahr 
ewefen, und fein perſönliches Opfer war nöthig, um die monarchiſchen In— 
rutionen zu retten. Spanien bat diefe ſchreckliche Krifis vubig durchſchrit— 
ten, und Dank ben nftitutionen, von benen es umgeben war, ift fein Thron 
inmitten eines Sturmes fejt geblieben, ber alte Monarchien, bie jih für une 
erfchätterlich hielten, an ben Rand bes Abgrundes bradte. Nach der Anficht 
der Regierung Ihrer Majeſtät würden bieje Snititutionen, bie Oeſterreich 
ſchließlich ſelbſt bei fich eingeführt hat, noch einmal den Thron der Königin 
triumphiren Taffen, wenn neue Gefahren ihn bedrohen follten. Uber dieſe 
Gefahren find nicht vorhanden, und die Regierung Ihrer Majeſtät ift ficher, 
baß die liberale und conferpative Politif, die fie verfolgt, zu ihrer Befeiti- 
gung genügt. Ein ähnliches, zur rechten Zeit inne gehultenes Verhalten 
hätte wahrfcheinlich Die Souveräne gerettet, bie vor Kurzem noch in Stalien 
regierten“. 


. Aug. Schwacher Verſuch einer carliſtiſchen Demonſtration in Ulce⸗ 


dona in Catalonien gegen die liberalen Maßregeln des Miniſteriums 
O'Donnel. 


„Der Miniſterpräſident O'Donnel beſucht den Kaiſer Napoleon im 
Lager von Chalons. 


Sept. Die Cortes werben durch kgl. Decret bis zum 5. November 


vertagt. 


„ Der Kaifer Napoleon beſucht mit der Kaiſerin und dem kaiſerl. 
Prinzen von Biarrik aus die Königin in ©. Sebaftian. 

„ Die Königin erwiebert ven Beſuch des franz. Kaiſerpaars durch 
einen. ſolchen in Biarritz. | | 

» Der Spanifche Admiral Pareja erfcheint im Hafen von Valparaifo 
und übermaht der Regierung von Chile ein Ultimatum, bahin 
gehend, daß wenn nicht binnen vier Tagen eine befriedigende Erflä- 
rung betreffs der von Spanien gegen Chile erhobenen Beſchwerden 
abgegeben würden, und außerdem die fpanifche Flagge mit 21 Schüf: 
jen begrüßt werbe, die biplomatifchen Beziehungen zwiſchen beiden 
Ländern als abgebrochen zu betrachten feien. 

„Chile Tehnt das Ultimatum bes Admirals Pareja ab. 





22. 
23. 


24, 


25. 


29. 


30, 
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Sept. Admiral Pareja erneuert fein Ultimatum vom 17. d. M., 


indem er eine neue Frift von 24 Etunden gewährt. 

» Das biplomatifhe Corps in Chile (Ver. Staaten, England, 
Tranfreih, Preußen, Guatemala, Columbia) proteftirt gegen das 
Vorgehen Spaniens: 

„... Die Unterzeichneten bemerken mit Bebauern, daß zwiſchen Chile und 
Spanien ein Brud droht, ohne daß irgenbein Verſuch gemacht worden, um 
zu einer freundſchaftlichen Regelung ber ſchwebenden Schwierigfeiten zu ge: 
langen, obgleich doch die unter civilijirten Nationen beftehenden Gebräuche 
einen ſolchen Verſuch vorfchreiben .. .” 

Pareja weist den Proteft noch an beinjelben Tage ab, 

„ Das biplomatifche Corps in Chile erneuert feinen Proteſt vom 
vorhergehenden Tage mit bem Beifügen: 

„Es ift unmöglich, daß die chileniſche Regierung Reclamationen nachgab, 
bie im Tone brohenber Forderung mitteljt eines peremptorijhen Ultimatums 
gemacht wurden“. 

Admiral Pareja lehnt den Proteft neuerbings ab und notificirt 
ben Bertretern der fremven Mächte einfach ben Ausbrud ber Feind⸗ 
feligfeiten unb die mit biefem Tage eingetretene Blofabe ber ſämmt⸗ 
lihen Häfen Chile's (mit 5 Kriegsſchiffen für eine Küftenlänge von 
circa 3000 Eeemeilen). 

„Die chileniſche Nationalvertretung erflärt Spanien in Folge bes 
Vorgehens bes Admirals Pareja ben Krieg und ertheilt ber chile⸗ 
nifchen Regierung alle zu biefem Enbe hin erforberlihen Vollmachten. 


Det. Blutige Auftritte in Saragoſſa. 

„ Ein kgl. Decret verfügt die Auflöfung ber Cortes und orbnet bie 
Neuwahlen auf den 1. Dec. ben Zufammentritt ber Cortes auf ben 
27. Dec. an. 

»  ©eneralverfammlung der Frogrefliften in Madrid behufs Neuwahl 
bes Gentralcomite, das endgültig über die Frage zu entfcheiben bat, 
ob die Partei fih an ben bevorftehenden Corteswahlen betheiligen 
ſoll oder nicht. Drohende Weußerungen des General Prim gegen 
die Regierung. 

» Die Regierung erflärt, daß über gewiffe Angelegenheiten der 
Colonien die (bisher davon ganz ausgeichloffenen) Eortes gehört 
werden müßten und erläßt eine Beftimmung zu Erichwerung bes 
Sclavenhandels auf Cuba. 


d. Nov. Große Verfammlung der bemocratifhen Partei in Madrid. Die 


Rebner erklären fih mit Entſchiedenheit für Einführung des allge: 
meinen Stimmrechts, für Trennung von Staat unb Kirche und für 
enblihe Ordnung des Finanzwefens durch Sparfamteit. 

» Sieg ber Revolution gegen ben Präſidenten Pezet in Peru. 
‚General Canſeco zieht in Lima ein. Dictatur des Oberften Prabo. 
Abbrud der diplomatiihen Beziehungen zu Spanien. 
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8. Nov. Der fpanifde Gefandte in Paris berichtetet in Folge feiner 
wieberholten Unterredungen mit Hrn. Drouyn de l'Huys über bie 
Löſung der römiſchen Frage und die Ausführung ber Eeptember- 
convention durch Frankreich an feine Regierung: 

„... Da jo das Rrincip der päpitlihen Herrihaft, woran ber kath. Welt 
fo viel liegt, gefichert und bas, was ber hl. Stuhl jekt befikt, nicht geführbet 
ift, fo kann man vielleicht hoffen, daß die Zeit und bie Vorfehung es bahin 
bringen werben, daß ihm auch has, was er verloren Bat, wieder zurüd- 
erftattet werbe*. 

15. „ Selbſt das Centralwahlcomité ber Moderados erläßt ein Ma- 
nifejt gegen bie Regierung und bie fogen. liberale Union. 


16. „ Das progrefiiftiihe Central-Wahlcomité beſchließt mit 71 gegen 
12 Stimmen bie Enthaltung von den bevorftehenden Corteswahlen. 
Die meiften Führer ber Partei find mit dem Beſchluſſe nicht ein- 
veritanden. nn 
23. „ Ein Rundfhreiben des Deinifteriums billigt das Vorgehen des 
Admirals Pareja gegen Chile. | 
30. „ Die Regierung fendet dem Admiral Pareja vor Chile neue, mög: 
lichſt gemäßigte Inſtructionen. | 


1. Dec. Allgemeine Gorteswahlen. Große Theilnahmlofigfeit, ba ſich 
bie Mehrzahl ber Democraten, der Progreflilten, ja jelbit der Mio: 
derabos enthalten. 

2, „ Die Chilenen nehmen das ſpaniſche Kriegsſchiff Cavadonga. 

| Admiral Pareja macht in Folge davon feinem Leben freiwillig ein 
Ende. | 

5. „Abbſchluß einer Allianz zwiſchen Peru und Chile gegen Spanien. 

11. „. Spanien nimmt im Streite mit Chile die Vermittlung Englands 

and Franfreihe an. | 

14. „ Einzug der Königin in Madrid. 

15. „ Die Panzerfregatte Numancia wird von Callao nad) Valparaifo 
berufen, wo ſich Die ganze fpanifche Flotte concentritt. 

25. „. Der (für bejeitigt gehaltene) Beichtuater der Königin, P. Claret, 
bat feine Stelle wieber angetreten. 

27. „ Eröffnung ber Cortes. Thronrede der Königin: 

‚un... Meine Friedensbeftrebungen find ungenügend geweſen, bie Feind⸗ 
jeligfeiten gegen Chile zu verhindern, das hartnädig jede Genugthuung für 
die Spanien zugefügten Beleibigungen verweigerte; Meine Regierung wird über 

bie getrroffenen Mapregeln, fowie über die weiteren Unterbandlungen Rechenfchaft 
ablegen. Meine Beziehungen zu ben andern Mächten bes Gontinents find 
fortwährend freundfdaftlih. Aus Gründen, welche im ntereffe und in ben 
Gefühlen der jpanifchen Nation gelegen find, habe Ich das Künigreih Italien 
anerfanut ; biefe Anerkennung Fonnte jeboch nicht Meine hohe Achtung und 
herzliche Anhänglichkeit für den gemeinfamen Vater ber Gläubigen ſchwächen, 
noch Meinen feiten Entfchluß erfchüttern, ein Auge auf befjen Beil. Rechte zu 
baben. Bon dem Wunſche beſeelt, die Unabhängigkeit der auf dem Boden 
ber altſpaniſchen Colonien gegründeten ‚Staaten Amerika's zu. achten, babe 
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Ich einen Friebens: und Anerfennungsvertrag mit ber Nepublit San Sals 
vador abeſchloſſen“. Die Finanzichwierigfeiten betreffend, betont bie Königin 
bie Nothwendigkeit einer theilweiſen Steuerböhung unb der Erfparniffe in den 
Ausgaben, um das Gleichgewicht Herzuftellen, und fünbigt verfchiedene Geſetz⸗ 
entwürfe betreffenb bie Amortifation oder Liquidation ber alten Schulden und 
die Reduction der ſchwebenden Schuld, ſowie Entwürfe bezüglich einer wirk⸗ 
famen Beitrafung bes Sklavenbanbels an. Glücklicherweiſe bat die traurige 
Erfahrung der Revolutionen bie verfchiebenen Klafjen der Geſellſchaft gelehrt, 
baß die Arbeit die Quelle ber Tugend und ber Wohlfahrt für bie Individuen 
it, daß die Zunahme der nationalen Production bei ben Völfern ber Neuzeit 
als ber unbejtreitbare Berstis ihrer Macht umb Größe angefehen wirb, unb 
baß Arbeit und Production fi) da, wo nicht gleichzeitig Orbnung und reis 
beit berrfchen, nicht entwideln Fönnen. Bon foldyen Grundjägen geleitet, und 
shne fh um das unausgefehte Treiben ber polltifchen Parteien zu fümmern, 


hegt Meine ‚Regierung bie Zuverfigt, alle Schwierigkeiten überwinden zu 
können, indem fie fich in ber gejeßlihen Sphäre Hält, und in Gemeinjamteit 


mit ber wahrhaft und rechtmäßig durch ben Senat und ben Congreß vertres 
tenen nationalen Meinung handelt. Cine Politif, die nachfichtig und babei 
nicht Schwach if, bie, ohne grauſam zu ſein, der Unordnung zu ſteuern weiß, 
und die bei jeder Gelegenheit den feſten Entſchluß beſitzt, ihre Pläne durch⸗ 
zuführen, iſt bie einzige, welche die ſchwierige Bahn ber Vervollkommnung 
und des Fortſchritts, zu der alle Individuen und Völker berufen ſind, zu 
ebnen im Stande iſt. Wenn wir alle das öffentliche Intereſſe zum Ziel, die 
nationale Meinung zur Richtſchnur, die Achtung vor dem Geſetze zur Regel 
aben, ſo werden wir unter ſteter Anrufung des Namens Gottes nie ſehen, 
ich hoffe es wenigſtens, daß zwiſchen den Staatsgewalten jenes herzliche Ein⸗ 
verſtaͤndniß mangelt, welches bie Ruhe befeſtigen, den gegenwärtigen Fortſchritt 
fihern und ben Tommenben Geſchlechtern gefegnete und glüdliche Tage berei: 
ten wird”. 


28. Dec. Der König von Portugal kehrt über Mabrid nad Liſſabon zurüd, 


jeboch ohne fi) in ber jpan. Hauptitabt mehr als einige Stunden 
aufzuhalten. 


— „Unterdrückung eiger Militäremeute in Malaga. 


3. England. 


19. Januar. (Canada) Zufammentritt des Colonial-Parlaments. Die 
Öffentlihe Meinung ift überwiegend für Herftellung bes guten Ber: 
bältniffes zu den Ver. Staaten. Der Oeneral:Öouverneur empfiehlt 
die Bank von St, Albans zu entihäbigen, das Parlament orbnet 
eine Unterfudung gegen ben Richter Courſol an. Die Regierung 
legt eine Alienbill (verdächtige Ausländer bes Landes zu verteilen) 
vor, bie vom Palament mit 107 gegen 7 Stimmen angenommen 
wird. 


T. Febr. Eröffnung des Parlaments. Unbebeutende Thronrede im Na⸗ 
men ber Königin. Adreßbebatte in beiden Käufern. Ein Amen: 
dement bezüglich Irlands wirb im Unterhaufe vorworfen. 

21. „ Dberhaus: Debatte über bas Verhältnig zu den Ver. Staaten 
und die Vertheibigung Canadas gegen einen möglichen Angriff. Die 
Regierung verlangt 200,000 Pib. zur Befeltigung Quebecs, wovon 
50,000 für 1865. 

27. „ Unterhaus: eine Motion Henneſy's, Pie nothleibenden Irländer 
aus Staatsmitteln zu unterftügen, wird mit 107 gegen 31 Stimmen 
verworfen. 


T. März. Das Unterhaus geht über den Antrag Kelly’s für Aufhebung ber 
Malzfteuer mit 251 gegen 171 (torpftiihe) Stimmen zur Tages: 
ordnung über. 

8. „ Eröffnung bes Telegraphen zwiſchen England und Oftindien. Der: 
felbe entjpriht den gehegten Erwartungen binnen kurzem (Lang: 
ſamkeit, Unficherheit und Unregelmäßigfeiten auf ber türkiſchen 
Strede) keineswegs. 

11. „ (Canada) Das Colonial:Barlament erflärt fi für das Brit: 
tiſche Conföderationsproject. 

13... Die englifche Regierung erflärt ſich bereit, bie ſchleswig-holſtei⸗ 
niſche Flagge proviſoriſch anzuerkennen, jedoch mit Vorbehalt ber 
Rechte ber ſchleswigſchen und holfteinifchen Stände fowie jener bes 
beutihen Bundes und nur bis zur definitiven Gonftituirung der 
betbeiligten Herzogthümer.“ 
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13, März. Unterhaus: Debatte über Canada, allgemeine Angſt vor ben 


24. 


28. 


Ber. Staaten. 


„ Der fog. Ebmunbsfcandal: Nepotismus bes Lorblanzlers Lord 


Meitbury. 


. „ Der geb. Staatsrath enticheibet Tchließlih für den wegen feiner 


freien Anſichten verfolgten Biſchof Eolenjo. 


„ Oberbaus: Lord, Ruſſel legt die Kündigung bes canabifchen Re⸗ 


ciprocitätövertrages von Seite der amerif. Union vor und bemüht ſich, 
bie Neutralitätserflärung mit ber Blofadeerflärung burd die Unions: 
regierung zu vertheidigen (thatſächlich unwahr). Die Yorberung für 
bie Befeftigung Quebecs wird mit 275 gegen 4 Stimmen ge: 
nehmigt. 


„ Unterhaus: ein Antrag gegen die iriſche Staatskirche wird mit 


221 gegen 106 Stimmen verworfen. 


„ (Canada). Die fünftantlihen Parteigänger find bes Landes 


verwiefen und nad ben Südſtaaten zurückgekehrt. Die Plünberer 
von St, Albans werben in Freiheit gefeht und als „Kriegführende “ 


nicht ausgeliefert, aber alsbald wegen Mordverſuch wieder verhaftet. 


— Die Heineren brittiiden Colonien zeigen große Abneigung gegen 
die bee der brittiſchen Conföderation, namentlih Neu-Braunſchweig, 
aber auch Neufcottland und Neufoundlanb. 


2. April. Richard Cobden F. 


27. 


„Unterhaus: Der Schatzſecretär Gladſtone legt das Budget für 
1865/66 vor. Dasjelbe zeigt einen Ueberſchuß von 4,031,000 Pf. 
und der Schatzkanzler ſchlägt daher neuerdings eine Verminderung 
ber Steuern und Abgaben im Betrage von 3,778,000 Pfb. vor. 


1. Mai. Beide Häufer beſchließen einftimmig eine Adreſſe an bie Krone 


8. 


zum Ausbrud ber Entrüftung und des Beileids über bie Ermorbung 
Lincolns. Derby befürwortet den Schritt in etwas gebrüdter Rebe 
im Oberhaus, Disraeli in freierem Bewußtfein im Unterhaus. Die 
Minifter Rufjel und Gray behaupten, daß die Mehrheit ber eng: 
lichen Nation von Anfang an auf Seite des Nordens geftanden 
habe, Minifter Gladſtone (feine „neue Nation”) ſchweigt. 

„ Mnterhaus: bie Bainesfche Reformbill (Herabfegung des Wahl: 
cenfus in ben Städten von 10 auf 6 Pfd. Hausmiethe) wird mit 
288 gegen 214 Stimmen verworfen. 

„ Lord Ruſſel wieberruft theilweife die in Folge der Neutralitäte: 
erflärung gegenüber Nordamerika erlaffenen Anorbnungen. 

„ Unterhaus: Interpellation wegen Amerifa. Beruhigende Antwort 
Palmerſtons. | 

m Unterhaus: Neue AInterpellation wegen Amerifa. Wieberum be: 
rubigenbe Antworten Palmerftons und Layards. 


2, Juni. Eine Depefche Ruſſels nach Wafhington - entzieht ben Con⸗ 
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föberirten die Rechte von Kriegführenden, läßt ihnen aber doch noch 
foviel Schuß angebeiben, als es bie Umftände erlauben: 
were. Bei biefer Sachlage verlor Ihrer Mafeflät Regierung feine Zeit, 

fi mit ber Regierung des Kaifers (dev Franzoſen) über das weitere Ver: 
balten ber beiden Regierungen in Einvernehmen zu feten, und während bie 
betreffende Correſpondenz fi im Zuge befand, erhielt ih am 30. v. M. durch 
pin Adams eine Abfchrift ber Proclamation bes Präfibenten vom 10..... 

ie eonföberirten Staaten noch fernerhin als Kriegführende anzuerlennen, 
wäre nicht allein ein Widerſpruch gegen bie faktiſche Lage, ſondern könnte zu 
vielen Verlegenheiten und Verwidlungen zwijchen den neutralen Mächten und 
ber Regierung ber Vereinigten Staaten führen. Demgemäß bat Ahrer Mai. 
Negierung, nachbem fie ber Regierung des Kaiſers der Franzofen Deittbeilung 
gemacht, bejchlofjen, den zwifchen den Vereinigten Staaten unb den fogenann: 
tem conföderirten Staaten von Rordamerifa vor Kurzem ftattgefundenen Krieg 
de facto beendigt zu betrachten, und daraufhin amerfennt fie die Wieder: 
herſtellung des Friedens im ganzen Bereich ded Gebietes, welches vor Aus: 
brucd bes Bürgerfrieges fi) im unbeſtrittenen Befite ber Bereinigten Staaten 
befunden hatte. Als nothwendige Folge biefer Anerkennung befiehlt Ihrer 
Maj. Regierung fofort ihren Behörden in ſämmtlichen Häfen, Rheden und 
Gewäſſern, die Ihrer Maj. gehören, im PBereinigten Königreiche wie jenfeits - 
ber Deere, jeden die conföderirte Flagge führenden Schiffe den Zutritt in 
biefe Häfen, Rheden und Gewäſſer niht weiter zu geftatten und alle 
conjöberirten Kriegsfchiffe, bie vor Eintreffen biejes Befehls bei Ihrer Mai. 
Behörden in berartige Häfen, Rheden und Gewäjler eingelaufen fein und 
fih in Vertrauen auf die früher veröffentlichte Prockmation und gemäß ber 
felben in berartigen Häfen, Rheden und Gewäſſern eben aufhalten follten, 
anzuweifen, biefelben fofort zu verlafen. Indem jedoch Ihrer Mai. 
Regierung diefe Entſcheidung in Betreff der bein Eintreffen diefer Ordres 
in britifhen Häfen, Nheden und Gewäſſern eben befindlichen conföberirten 
Kriegsichiffe trifft, erwägt fie, daß. aus ſchuldiger Rüdfidt für die 
nationale Ehre und Redlichkeit, Ihrer Mai. Behörden angewieſen 
werden müſſen, daß jedem folchergeftalt zum Auslaufen qufgeforderten Kriegs: 
jchiffe die bisher geftattete Vergüinftigung, binnen 24 Stunden nad, ber 
Abfahrt von Feinem-in demjelden Hafen und Gewäſſer zur felbigen Zeit an⸗ 
fernden Kreuzer ber Vereinigten ‘Staaten verfolgt werben zu bürfen, aud 
ferner zu gewähren fei, daß jedoch dieſes Verbot der Verfolgung nur 
jeßt und zwar zum legten Male zu Gunſten ber conföderir— 
ten Kriegsfihiffe gehandhabt werben Solle.... Ihrer Maj. Re 
gierung erwartet, daß bie Regierung der Vereinigten Staaten auch ibrerfeite 
fofort verzichten werde auf die Ausübung bes Blofade:, Anhaltungs- und 
Unterfuchungsrechtes gegen neutrale Schiffe auf offener See, welches geſetzlich 
nur von Kriegführenden gehandhabt werden und das Feine nicht im Kriege 
befindlihe Macht in Anfpruch. nehmen oder handhaben darf“. 

44, uni. Unterhaus: Der Antrag Monſells auf Abſchaffung des fog. 
Katholifeneides wird in dritter Lefung mit 166 gegen 147 Stimmen 
genehmigt, 

45. „ Unterhaus: der Antrag Berkeley’s auf Einführung des Ballots 

. wird mit 118 gegen 74 Stimmen verworfen. 

419, „ Unterhaus: der Colonialminifter Cardwell Tegt die Ergebnifje ber 
‚in wieberbolten Conferenzen zwiſchen den vier ing Mutterland gefchid- 
ten canadiſchen Minijtern und der englifchen Regierung gepflogenen 
Unterhandlungen vor: 

Fünf Punkte“ Hatten der Eyecutivrath von Canada und ber Generals 
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gouverneur Biscaunt Mond aufgeitelit, welche bauptfächlih in Berathung 
gezogen werben jollten, und bie Beilimmungen, zu denen es in Bezug auf 
dieſelben gefommen ift, werben in einer Depeſche Hrn. Cardwells an Lorb 
Mond vom 47. d. wiebergegeben. Was ben erften Punkt angeht, fo er- 
neuerte bie Regierung ihre jrüheren Verficherungen, daß fie ihren vollen recht: 
mäßigen Einfluß aufbieten werbe, um die vorgeichlagene Gonföberation ber 
- Brittifchenorbamerifanifchen Provinzen zur Thatlache werben zu laffen. Der 
zweite Punkt, „über die für.den Fall eines Krieges mit den Vereinigten 
Staaten nötbigen Anordnungen zur Vertheibigung Canada's und über das 
Verhältniß, in welchem bdiefelben auf Großbritannien und Canada zu vere 
theilen wären“, gab zu längerer Discuffion Veranlaffung. Yon beiden Seiten 
wurde zwar fein Bebenfen laut, als ftänden bie zwifchen Großbritannien und 
ben Vereinigten Staaten herrſchenden freundjchaftlichen Beziehungen irgendwie 
in Gefahr eine Störung zu erleiden; doch machte ſich bie Neberzeugung gel: 
tend, daß das brittifche Reich fich angefihts der Möglichkeit irgend melden 
- Angriffs auf feine eigene Stärke und Beriheivigungsfähigfeit müffe ver: 
laſſen können. Die Regierung beutete auf die von ihr nachgefuchte und vom 
Parlament gewährte Gelbbewilligung zur Vervollkommnung ber Feſtungs⸗ 
werfe von Quebec und auf bie bereits getroffenen Anordnungen zur Aus: 
führung ber Arbeiten bin, und erinnerte die canadiſchen Miniſter an ben be⸗ 
reit8 früher gegebenen Rath, die Beieftigung von Montreal in Angriff zu 
nehmen, worauf bie Vertreter Canada's es als ben Wunſch ihres Landes 
ausfprachen, alle Hülfsquellen Canada's an Keld und Mannſchaften zur Auf⸗ 
rechthaltung ber Verbindung mit dem Mutterlanb aufzubieten; Canada habe 
bie Ausgaben jür feine Miliz von 300,000 Pfd. St. auf eine Million erhöht. 
‚Die Trage. betrefis ber Beieftigung von - Montreal möchten fie jeboch nicht 
gern von ben Fragen betrefjs der Werke weitlih von Montreal und betreffs 
einer Kriegsflotte auf ben See Ontario getrennt fehen; und die Ausführung 
biefe gelammten Werfe würde die Belchaffung einer Anleihe ernöthigen, bie 
ſich nur unter Garantie bes brittifhen Parlaments erheben laſſe. Werde 
diefe Garantie jetzt bewilligt, fo würben fie dem canadiſchen Parlament ſo⸗ 
fort nach ihrer Heimkehr die erforberlihen Maßregeln vorſchlagen; ſey fie 
jeßt nicht zu erreichen, jo würden Regierung und Parlament von Canada 
bie Frage betreffs der Bertheidigungswerfe wahrſcheinlich hinausſchieben wollen, 
bis die Regierung und die Legislatur ber Vereinigten Provinzen darüber ent⸗ 
ſcheiden fönnten. Die brittifhe Regierung erflärt fich hierauf bereit, bie 
Garantirung ber Anleihe von dem Parlament zu erbitten, vorausgejegt, daß 
die Provinz die Grundverpflichtung für die in dem Schreiben des Oberft- 
Tieutenants Jervois erwähnten Vertheibigungswerfe übernehme. Auch wolle 
Ihrer Ma. Regierung für die Armirung dei Werke forgen. Vorerſt aber 
fei die Entfcheidung ber Provinziallegislatur erforberlih. Was die Kriegs: 
flotte auf dem See Ontario beirefie, ſo mache die Convention mit ben Ver. 
Staaten ed unmöglich, in Friedenszeiten mehr als eine beftimmte Zahl von 
Kriegsichiiien auf den See zu halten. Im Fall eines Krieges habe man je= 
‚doch freie Ran und Ihrer Maj. Regierung werde fi niemals in folder 
Lage betreffen laſſen, daß fie ihrer Pflicht in dieſer Beziehung nicht nachzu⸗ 
fommen im Stande wäre. Dieß fei die einzige Verfiherung, welche gegeben 
werben Tönne Der dritte Punkt betraf den Neciprocitätsvertrag, deſſen 
Erneuerung die canadiſchen Minifter als ein großes Defideratum bezeichneten. 
Die Regierung erwiederte: daß Sir F. Bruce bereits Anweiſung empfangen 
habe, in Wafhington wegen Erneuerung jenes Vertrages zu unterhandeln und 
fi} auch mit der canadijchen Regierung darüber ins Einvernehmen zu fegen. 
Zum vierten Punkt übergehend fprachen die canadijchen Minijter ben 
Wunſch aus, daß das nordweſtliche Territorium an Canada abgetreten werde, 
und unternahmen es, mit ber Hudſonsbay⸗Geſellſchaft darüber zu unterhan: 
bein... Die Regierung fagte zu, das Parlament um. bie Garant Eins einer 
1 
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etwa erforberligen Anleihe zu erfuchen, falls eine Schabloahaltung an bie 
Gefellfchaft zu Teiften fei. Bei dem fünften und lebten Punkt über bie 
egeniwärtige kritiſche Sachlage, durch welde Canada ernitlich afficirt jei, 
Pen es binzureihen, daß Ihrer Maj. Regierung bie im Namen Canada's 
gegebenen Verſicherungen feines Beftrebens, die Verbindung mit dem Mutter: 
lande auf alle Weile, mit Gut und Blut, aufredhtzubalten, enigegennahm, 
und bagegen ibrerjeits die Verſicherung gab, daß die brittiſche Regierung 
bie Gegenverpfligtung, jeden Theil bes brittiichen Neiches mit Aufbietung 
aller Kräfte zu vertheidigen, im vollften Maß anerfenne. 


26. uni. Das Oberhaus verwirft mit 84 gegen 63 Stimmen bie vom 


18. 


28. 


Unterhaus beſchloſſene Abfchaffung bes Katholikeneides. 


Juli. Das Cabinet beſchließt, den Lordkanzler Weſtbury trotz des 


Edmund-⸗Scandals nicht fallen zu laſſen. 

Niederlage des Cabinets im Unterhauſe. Dasſelbe genehmigt mit 
177 gegen 163 Stimmen ben Antrag Bouveries auf ein QTabels- 
votum gegen ben Lorblanzler wegen bes Edmund-Scandals. 

„ Lord Weſtbury nimmt feine Entlafjung in Yolge des Tadelsvo⸗ 
botums des Unterhbaufes. 

„ Schluß der Parlamentsfeflion. Botfhaft der Königin. Die 
Königin erflärt das Parlament (das fechste ihrer Negierung) für 
aufgelöst und orbnet bie allgemeinen Neuwahlen an. 

„ Allgemeine Parlamentswahlen. Das Gefammtrefultat ergibt 365 
liberale und 292 confervative Wahlen, im Ganzen aber nicht we: 
niger als 182 homines novi. 


Aug. Der dritte Verſuch eines transatlantifchen Kabels (vermittelft 


bes Great Eastern) fcheitert wieberum. 

„ (Sanada.) Berfammlung des canabiihen Parlaments. Die 
Regierung ſpricht den Wunſch aus, daß die ſämmtlichen norbameri- 
kaniſchen Eolonien das Project der Conföderation genehmigen werben. 
„Internationale, franzöfifchenglifche Flottenrevue in Plymouth. 
„Meufundland.) Memoire der Handelskammer von Neufund- 
land gegen die Idee einer Conföberation fämmtlicher brittifchen Co: 
Ionien Nordamerikas: 

„Da Neufchottland, Neubraunſchweig und bie Prinz Eduards⸗Inſel ſich 
gegen bie Maßregel erflärt Haben, jo muß offenbar noch einige Zeit hingehen, 
ehe bie vorgejchlagene Conföderation zu Stande gebracht werben kann; ba es 
aber ebenſo klar zu Tage liegt, daß, falls bie Bedingungen einer Bereinigung 
zwifchen jenen Provinzen und ben beiden Ganadas je in billiger und befrie⸗ 
digender Weife georbniet werben follten, feine Anftrengung unterlafien bleiben 
wird, auch unfere Colonie Neufundland in diefelbe hineinzuzichen, fo hält 
die Handelskammer es für ihre Pflicht, und nicht minder für die Pflicht 
aller derjenigen, welche an bein Handelsverkehr ber Golonie betheiligt find, 
bie unvermeiblichen Folgen einer folden Union in Erwägung zu ziehen und 
ihren Anfihten auf jedem gefegmäßigen Wege Geltung zu verfchaffen. So: 
weit die Handelsfammer über ben Punkt unterrichtet ift, wurde ber Plan 
der Gonföberation ber Provinzen als ein Mittel erjonnen, Canaba aus ben 
— Schwierigkeiten zu erlöfen, welche ſeit einiger Zeit bie Thatigkeit 
einer Legislatur gehemmt haben, ferner, um wirkſamere, Teichter aufzubietende 
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Hülfsquellen zur. Abrehr eines etwaigen Angriffs auf ‚jene Provinz ſeitens 
‚ ber benachbarten Republif zu beichafien, und endlich um ſich für feine Pro⸗ 
ducte in allen Zeiten des Jahres einen Zugang zu ber atlantijchen Küfte 
durch Gebiete ber eigenen Negierung zu fihern. Dies find unzweifelhaft 
Ziele, welche ber eifrigften Bemühung canadifher Stantemänner wohl werth 
find, und von denen bie beiben letztgenannten anicheinenb auch ben Provinzen 
Neubraunſchweig und Reufchottlanb verbäftnigmäßige Bortbeile bringen würden. 
Es ift jeboch ſchwer zu erkennen, welches Intereſſe die Colenie eufundbland 
an einem biefer Zwecke Haben follte, um dafür ihre unabhängige gejeßges 
beriiche Stellung zu opfern, und einen Theil ber .ungebeueren Ausgaben zu 
übernehmen, welche die Aufrechtbaltung einer allgemeinen Regierung, ber 
Unterhalt einer zur Bertheibigung ber Provinzen hinreichenden Land: und 
Seemadt und aller Wahrjcheinlichteit nad) die Auffährung vieler öffentlichen 
Gebäude, bie nur ben Provinzen zu Nutze kämen, erforbern. würden. Dieſe 
Ausgaben und dazu die von ben verfchiedenen örtlichen Regierungen erbeifch- 
ten, würden bie Auferlegung ſehr hoher Einfuhrzölle nöthig machen, eines 
Tarifs, ber mit bejonderer und unbilliger Strenge die Eolonie Neufundland bes 
drüden würde, welde außer bem Ertrag ihrer Fiſchereien nur. wenige eigene 
Produete des Bodens ober ber Induſtrie befigt, und alle ihre Bedürfniffe 
durch Einfuhr. von außen ber befriedigen muß. Es ift überbieß zu befürch⸗ 
ten, baß bie Wirkſamkeit cinea ſolchen Tarifd einen großen Theil unferes 
Handels aus ben gewohnten und ben vortheilhafteſten Kanälen ableiten würde, 
indem unjere Importeurs gezwungen wären, nit von ben wohlfeiliten 
Märkten zu beziehen, fondern aus ben conföbderirten Provinzen, aus denen, in 
Folge des Schutes, den der hohe Tarif ihren Erzeugniffen gewährt, viele 
unſerer Bebüriniffe zu höheren Preiſen unb trotzdem im jchlechterer Qualität 
als jet beichafit werben müßten. Die Hanbelsfunmer Tann im der vorge⸗ 
fchlagenen Conföderation Feinen Vortheil erfehen, ber nur im entfernteiten 
für die angeführten Nachtheile Erſatz bieten könnte. Sie kann uns weder 
einen neuen Ausgcbehnteren Markt für den Ertrag unſerer Fiichereien eröff: 
nen, noch gewährt fie uns die Ausficht, neue Hülfsquellen innerhalb der Co⸗ 
lonie zu entwickeln oder bie gegenwärtigen zu erweitern, Außer bem Drud 
ber hoben Importzölle würde ſich übrigens FJ ein anderes Hinderniß der 
Bereinigung ber Colonien entgegenſtellen. Neufundland, und jo auch Neu⸗ 
ſchottland, die Prinz-Eduards-Inſeln und Neubraunſchweig, find nicht nur 
frei von Staatsſchulden, ſondern es überfteigen fogar die Einkünfte das Aus: 
gabebudget: Nur auf Canada laftet Schuld unb Defizit, und fo fehen bie 
übrigen Kolonien mit Mißtrauen auf bie Motive, welche Canada beftimmen, 
bie Provinzen um fich zu vereinigen, um jelbftverftändlidy. die Führerſchaft zu 
übernehmen. Die Küftenländer fürchten, daß bie finanziellen Zuſtände Canada's, 
zumal wenn das zur Anlage der projectirten Feſtungsbauten erforderte An⸗ 
Ichen bie Schwierigkeiten vermehrt, fih auch auf fie verbreiten würben. 
Zwar glauben die ber Conföberirung geneigten Canadier, daß bie Ffeineren 
Provinzen zum Anfchluß fih genörhigt fehen mwürben, wie Rhode⸗-Island fich 
endlich, nachdem es ſich Tange gefiräubt, in die Vereinigten Staaten auf: 
nehmen laſſen mußte. Doch ſcheint in den Colonien ber öſtlichen Küſte durch⸗ 
aus nicht jener Yankee-Haß zu bereichen, wie in manchen Theilen Canaba’s; 
und wenn die Anlehnung an bie ftärfere Macht eine Nothwendigkeit würde, 
fo Lönnte fie möglicherweife nicht eine Richtung nach Wellen, fonbern nad) 
Süden nehmen, Die Einführung eines hohen Importtarifs in ben britiſchen 
Provinzen würbe zubem den Nachtheil aufheben, oder vielmehr neutralificen, 
welcher jett freifih mit dem Gintritt ber Stüftencolonien in bie große Union 
verbunden wäre.“ 
— Aug. ‚Umtriebe des. fenifhen Geheimbundes in Irland. Die öffentliche 
Meinung fängt an, aufmerkjamer auf denjelben zu werben. 
16° 
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30. Aug. Lord Ruffel lehnt die unter. dem 7. April von ben Ver. Staaten 
Nordamerikas erhobenen Anſprüche auf Entſchädigung für den durch 
die in England ausgerüfteten Kaperfchiffe der ehemaligen Conföberir: 
ten erlittenen Schaden befinitiv ab. | 

Lord Ruffel wiederholt in feiner Depeſche alle feine früheren Argumente 
und fügt bazu neue Beweisgründe. So behaupte Hr. Adams offenbar, daß 
bie Vereinigten Staaten vollen Anfpruc auf alle Rechte einer Friegführenden 
Bartei befigen, während Großbritannien feinen gerechten Anſpruch befike, das 
Necht der Neutralen zu üben. Lorb Ruſſell führt hierauf als PBräcebenzfall 
bas Verhalten ber Vereinigten Staaten gegen die Republifen Südamerika's 
an, welchem entiprehend von Seiten Englands bie Anerkennung der Süb- 
ftaaten als Kriegaführender erfolgt ſei. Dann kommt er auf die Parallele 
mit Bortugal zurüd und weiſt nach, daß das engliſche Geſetz Betreffs ber 
Ansrüflung von Kreuzen genau dem amerikanifchen nadhgebildet worden jet, 
welches der damalige Präfident Madiſon empfohlen und Hr. Adams eben ge: 

‚ rühmt habe. Schließlich lehnt Lorb Rufiel das in einer früheren Depejche 
von Hrn. Adams (23. Oct. 1863) gemachte Anerbieten eines Schiebsgerichte 
höflich aber entſchieden ab, benn bie beiden Fragen, ob England feine Neu⸗ 
tralitätspflichten erfüllt babe und ob das englifcdye Geſetz von ben englijchen 
Kron-Abvocaten richtig gedeutet worben fei, Fünne nimmermehr einem Dritten 
zur Entſcheidung überlaffen werden. Verſtände fi) die engliſche Regierung 
dazu, dann würde fie ihrer eigenen Würde vergeben und bie Stellung aller 
Neutralen in zukünftigen Kriegen gefährben. Andrerſeits fei fie gern bereit, 
in bie Ernennung einer englifchzamerifanifhen Commifjion zu willigen , ber 
bie Unterfuhung aller während des Krieges etwa entfianbener Anjprüche zu⸗ 
gewiefen werben Tönnte, 


12. Sept. Die Canalflotte fegelt von Spitheab ab, um an ber irifchen 
Küfte Station zu nehmen, u 

14. „ Circulardepeſche Lord Ruſſels gegen die Gafteiner Convention in 
Uebereinftimmung mit ber franz. Circularbepefhe von Drouyn de 
’Huy8 vom 30. Aug.: 

„...Al8 die Regierung Ihrer Majeſtät bie erfte Mittheilung von den zu 
Wien unterzeichneten Friedenspräliminarien erhielt, babe -ich in Wien und 
Berlin bie Anfichten unferer Regierung über dieſe Bräliminarien zur Kennt: 
niß gebracht. Die gegenwärtige Convention hat nur dazu gedient, das Be⸗ 
dauern, welches Ihrer Majeftät Regierung zu jener Zeit ausdrüdte, noch zu 
erhöhen. Die Verträge von 1815 haben dem König von Dänemark als Her: 
309 von Holftein einen Sig im beutfchen Bundestag verliehen. Der Vertrag 
von 1852 bat bas Erbfolgeredht für ben dänischen Geſammtſtaat anerfannt, 
weldyes ber verftorbene König ber Perſon des gegenwärtigen Königs zuer: 
kannt hatte. Trotz der in ben Depeichen vom 31. Januar 1864 gegebenen 
Verfiherungen ift dieſer Vertrag von Defterreih und Preußen, zweien ber 
Mächte, bie ihn unterzeichnet hatten, vollftändig hei Seite geſetzt worben. 
Man hatte das Recht, zu erwarten, daß nach einer ſolchen Aufhebung ber 
Verträge man zum mindeften an ihrer Statt die Volksſtimmung Deutfch: 
lands, die Wünſche der Bewohner der Herzogthümer und bie in den Sitzungen 
ber Londoner Conferenz von Defterreih und Preußen fo ausdrücklich formu⸗ 
lirte Anſicht ber Mehrheit des Bundestags anerkannt haben würde. Auf 
biefe Weife hätten auch nad Umſtoß einer Rechtsordnung andere aus ber 
Zuftimmung ber Bewohner abgeleitete Rechtstitel an die Stelle gefekt werben 
Tönnen, und biefe mit Achtung aufgenommenen Rechtstitel hätten Ausfichten 
aufDauer gehabt. Aber alle Rechte, alte ſowohl wie neue, gleichwohl ob fie 
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ſich auf eine: feierliche Uebereinkunft zwiſchen Herrſchern ober auf ben Flaren 
Ausbrud des Volkowillens ſtützen mochten, find durch bie Uebereinkunft von 
Gaſtein mißachtet worden, und bie Autorität ber Gewalt iſt bie einzige Macht, 
welche man zu Rath gezogen und anerfannt bat. Gewaltthat und Eroberung, 
das jind die einzigen Grundſätze, auf welche bie in ben Beſitz ſich theilenben 
Mächte ihre llebereinkunft gegründet haben. Die Regierung Ihrer Majeftät 
beklagt lebhaft die auf ſolche Meife kundgegebene Mikachtung des öffentlichen 
Rechts und bes berechtigten Anſpruchs, welchen ein Volk erheben kann, wo es 
fid um fein Geſchick Handelt. Tiefe Anftruction ermächtigt Sie nicht, bem 
Hof, bei welchem Ste accrebitirt find, Bemerfungen über diefen Gegenfland 
zu machen, fonbern bat bloß den Zwed, Sie wiljen zu laffen, in weldem 
Sinn Sie zu fprechen haben, wenn bie Gelegenheit fich bietet.“ 

14. Sept. Der Statthalter der Orafihaft Cork in Irland beräth mit 
feinen Magiftraten — es haben ſich mehr als 150 berjelben ein: 
gefunden — die Lage des Landes. Die Verſammlung conftatirt 
bie Eriftenz einer geheimen und den öffentlichen Frieden gefährben- 
den Gejelligaft und beidließt, die Regierung um Verſtärkung des 
Militärs und ber Conjtabler zu erjuchen. 

15. „ In Dublin beſetzt bie Polizei unerwartet die “Druderei bes 
Hauptorgans der Fenier, bes Blattes the Jrish people und ver: 
haftet eine Anzahl Perjonen. 

16. „ Stadt und Grafihaft Cork werben in Kriegszuitand erklärt. Die 
Regierung jebt einen Preis von 200 Pf. Et. auf bie Ergreifung 
bes Hauptes der Tenier, John Stephen. 

18. „ Eir Henry Bulwer wirb durch Lord Lyons als Gejanbter in 
Gonftantinopel erjekt. 

30. „ Beginn des Ctaatsprocefjes gegen die Mitgfieber ber fenifchen 
Verihwörung in Dublin. 


11. Od. (Jamaica) Unordnung in Morant Bay. Der Gouperneur 
Eyre und bie weiße Pflanzerbevölferung erblidt barin einen Neger: 
aufſtand und wüthet dagegen in barbariiher Weile. Mer. Gordon 
wird (d. 16. Det.) ohne Beweije und unzweifelhaft gefehwibrig von 
einem Kriegsgericht zum Tode verurtheilt. 

18. „ Lord Palmerfton, der Präfident des Cabinets, T. 

20. „ Die Königin fordert Lord Ruſſel auf, die Neubilbung des Ca⸗ 

binets zu übernehmen. 

30. „ Die Königin genehmigt die Reconftruction bes Cabinets. Lord 
Ruſſel übernimmt die Präfidentihaft und bie Leitung bes Ober: 
haufes, Gladſtone die Leitung bes Unterhaufes, Lord Clarendon das 
Auswärtige; weitere Nenberungen werben vorbehalten. 


1. Ron. (Canada) Allgemeine Beforgniß vor einem Einfall ber 
Tenier aus den Der. Staaten. 

5. „Das füoftaatlihe Kaperjchiff Shenandoah, Capt. Wabbel, Läuft, 
in Liverpool ein und ergibt fi) ben englijhen Behörben. 
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11. 
15. 


21. 


Cuagiand. 


Nov. (Jamaica.) Exöbffnung der Legislatur. Botſchaft bes Gou⸗ 
verneurs Eyre. Antrag auf Beſeitigung der Verfaſſung. 

„Der Capitain bes couföderirten Kaperſchiffes Shenandoah wird 
in Liverpool gegen Caution auf freien Fuß geſetzt und die Mann⸗ 
ſchaft ohne Ausnahme entlaſſen, weil ſich angeblich kein Engländer 
unter denſelben befindet. 

„Vrerhaftung von Stephens, dem Haupte ber Fenier, in Dublin. 
»„ (Dftindien.) Friedensſchluß mit Bhutan, 

„C(Canada.) Tier Ober-&ommandant von Canaba bietet 6 Com: 
pagnien Freiwilliger gegen einen allfälligen Einfall ber Fenier aus 
den Der. Etaaten auf und befiehlt den Freiwilligen, ihre Cadres 
zu vervollftändigen und fi) zu activem Dienft bereit zu Halten. 

„ Dublin wirb von Truppen ftark befebt. 

Der amerikaniſche Conſul in Liverpool empfängt die „Shenan: 

doah“ Namens der Unions-Negierung. 


22/23. „ Meetings in Bradford, Birmingham x. für Parlamentsreform. 


25. 


27. 


„ Der Fenierhäuptling Stephens enweicht aus dem Staatsgefängniß 
in Dublin. Die Regierung ſetzt umſonſt einen Preis von 1000 Bf. 
St. auf feine Wiebereinbringung und 300 Bf. nebit freiem Pardon 
für Bezeichnung der Mitjchuldigen. | 

„ Aufregung über bie Öreuelthaten in „Jamaica. ‚Eine Verſamm⸗ 
lung in Mancheſter beſchließt eine Petition um Niederſebung einer 


Unterſuchungscommiſiion. 


10. 
13. 


. Dec. Verlobung der Prinzeflin Helene mit bem Prinzen Chriftian 


von Schleswig-Holftein-Eonderburg-Auguftenburg, bem Bruder des 
Herzogs Friedrich. 


.„Der Fenier Luby, Cigenthümer des Blattes Jrish people, wird 


vom Gerichte in Dublin mit 20 Jahren Deportation verurtheilt. 

„ Eine Deputation von 250 Abgeorbneten der Anti-Slavery⸗So⸗ 
ciety verlangt vom Colonialminifter Cardwell energifch eine Unter: 
ſuchung gegen den Gouverneur Eyre von Jamaica, 

„ (Jamaica) Die Legislatur genehmigt die Befeitigung ber Ver: 
foflung. 

„ Die Regierung ernennt eine Unterjuhungscommiflion für Sa: 
maica, beftehend aus dem Gouverneur ‚von Malta, Generalmajor 
Sir Henry Storks und zwei Rechtsgelehrten, 


„„Greys Project einer Art Bundesverfaflung für bie verſchiedenen 


von einander gänzlich unabhängigen Theile von. London. 

„Bericht der Commiffion über bie Frage der Beibehaltung und 
Bollziehung ber Todesſtrafe. Dieſelbe erklärt fih für Beibehaltung 
ber Todesſtrafe. 


4. Srankreid. 


1. Jan. Der Juſtiz⸗ und Eultminifier erläßt ein Runbichreiben an bie 


ſaͤmmtlichen Erzbiſchöfe und Bifchöfe, in dem er ihnen erflärt, daß 
die Beröffentlihung bes erſten Theils der päpſtl. Encyelica und bes 
Syllabus v. 8. Tec. 1864 nicht gejtattet werben fönne, „ba fie 
Aufftelungen enthalten, weldhe den Grundſätzen zuwiberlaufen, auf 
welchen die Berfallung bes Kaijerreidhs beruht“. — Antiultramon- 
tane Demonftration beim Neujahrsempfange des Erzbiſchofs von 
Paris 


„ Ein Deeret des Kaifers erflärt auf den Antrag bes Juſtizmini⸗ 


ſters und nad Anhörung bes Staatsraths die päpftlie Encyclica 
v. 8. Dec. v. X. für „angenommen, ohne irgend welde Gutheißung 
der darin enthaltenen Elaufeln, Formeln und Ausbrüde, welche den 
Geſetzen des Kaiſerreichs, fowie den Freiheiten, Immunitäten unb 
Grundſätzen der gallicanifchen Kirche zumwiberlaufen oder auch zuwider⸗ 
Iaufen fönnten”. 


„ Trob des DVerbotes des Juſtizminiſters und des Taif. Decretes 


wird die päpfllihe Encyclica dennoch vom Biſchof von Mouling, 
dem Erzbiſchof von Poitier und dem Cardinal⸗Erzbiſchof von Be 
fancen amtlih von ber Kanzel verfünde. ine Anzahl anderer 
Biſchöfe beginnt in offenen Schreiben an ben Dinifter gegen jein 
Berbot energiſch zu proteftiren. Die große Mehrzahl der franz. 
Biſchöfe folgt nach und nad ihrem Beijpiele. 


12. „ Diejenigen drei Biſchöfe, die dem Gefeh offenbar zuwidergehandelt, 


werben dem Etantsrath wegen Mifbraud; ihrer Amtögewalt über- 
wieſen. Der Nuntius richtet dagegen an einen berjelben, den Erz 
bijchof von Poitiers, ein Echreiben, um ihn „wegen feines Muthes 
und feiner Feſtigkeit“ zu beloben. 


24. „ Im Rodefort wirb ber Oppofitionscanbibat mit 13000 gegen 


9000 Stimmen zum Mitgliebe des gefehg. Körpers gewählt. 


6. Febr. = Der Staatsrath erflärt, daß bie brei Biihöfe ſich des Miß— 


brauchs ber Amtsgewalt ſchuldig gemacht hätten. 


8. „ Die Regierumg beſchwert fih in einer fehr energilchen Depeſche 
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bei der römiſchen Curie über den päpſtlichen Nuntius Chigi, indem 
fie hofft, „daß der römiſche Hof die Wiederholung folder Verirr⸗ 
ungen, welche bie Regierung bed Kaiſers nirgends zu dulden ent: 
Ichloffen jei, werde zu verhüten willen”. 


11. Febr. Der Eafjationshof verwirft in letzter Inſtanz das Geſuch ber 


14, 


15. 


XDI (Vereinsrecht bei Gelegenheit der Wahlen). 


„ Der Nuntius entichulbigt fein Benehmen in einer Aubienz beim 
Kaifer. 


„ Eröffnung der Kammern. Thronrede des Kaijers: 


„... Angefichts des Conflicts, welcher fi an ben Ufern der Oſtſee erho: 
ben, hat Meine Regierung, zwifchen ihren Sympathieen für Dänemark 
und ihrem guten Willen für Deutſchland getheilt, bie firictefte Neutra- 
lität beobachtet. Qerufen, in einer Gouferenz ihre Meinung abzugeben, bat 
fie jih darauf befchränft, das Brincip der Nationalitäten und Das 


.Reht der Bevölferungen, über ihr Schidfal beiragt zu 


werben, geltend zu machen. Unfere Sprade ift in Uebereinſtimmung mit 
ber reſervirien Haltung, welche wir zu bewahren gewiflt waren, beiden Par: 
teien gegenüber eine gemäßigte uno freundſchaftliche geweſen. — Im Süden 
Europa’s mußte die Action Frankreichs in entfchloffener Weile ausgeübt wer: 
ben. Ich babe die Löſung eines fchwierigen Problems möglich machen wol: 
len. Die Convention vom 15. September, von leidenfhaftlichen 
Deutungen befreit, beiligt zwei große Principien: bie Befeftigung des neuen 
Königreichs Italien und die Unabhängigkeit des heiligen Stuhles. Der pro- 
vijorifhe und prefüre Zuftand, der fo große Unruhen hbervorrief, wird ver: 
ſchwinden. Es find nicht mehr die zerfireuten lieber bes italienischen Vater: 
lanbes, die durch ſchwache Bande fih an einen kleinen am Fuße der Alpen 
gelegenen Staat anzufchließen fuchen, es. ijt ein großes Nolf, das, -indem es 
fih über locale VBorurtheile erhebt und unbedachte Aufreizungen verachtet, 
fühn in das Herz ber Halbinfel feine Hauptftabt verlegt und biefelbe mitten 
in die Apenninen, gleihlam wie in eine uneinnehmbare Veſte, verjebt. Durch 
diejen patriotiihen Akt conftituirt ſich Stalien definitiv und ſöhnt fih gleich: 
zeitig mit dem Katholicismus aus; es verpflichtet ſich, die Unabhängigkeit 
des heiligen Stuhles zu achten, die Grenzen ber römifchen Staaten zu 
jhügen und geftattet uns auf dieſe Weife, unfere Truppen zurüdzuziehen. 
Das wirkſam gefhüste päpftlihe Territorium findet fi un- 
ter den Schuß eines Vertrages geftellt, der die beiden NRegierun- 
gen feierlich aneinander bindet. Die Convention ift demnach nicht eine Kriegs: 
waffe, fondern ein Werk des Friedens und der Verfühnung. — In Merico 
befeftigt fich ber Thron. Das Land beruhigt ſich, feine unermeßlichen Hülfss 
quellen entwideln ſich: glückliche Wirkungen der Tapferfeit unferer Soldaten, 
bes gefunden Sinnes ber mericaniſchen Bevölferung, ber Einfiht und der 


„ Energie des Souveräns! ... So geben denn alle.unfere Erpebi- 


tionen ihrem Enbe entgegen; unſere Landiruppen haben China ver⸗ 
lafien, die Marine genügt, unfere Etablifjements aufrecht zu erhalten; unfere 
Armee in Afrifa wird vermindert werden; die nah Merico gejanbdte 
kehrt bereitsnad Frankreich zurüd;z die Garnifon non Rom wird 
bald zurückkommen und indem wir ben Tempel bes Krieges ſchließen, werden 
wir mit Stolz auf einen neuen Triumphbogen dieſe Worte einzeichnen kön⸗ 
nen: „Dem Ruhme ber franzöfiihen Armeen, für bie in Europa, Afien, 
Afrika und Amerifa .errungenen Siege”. — Geben wir uns ohne Beuurus 
Bigung ben Arbeiten des Friedens hin. Der Zwiſchenraum zwifchen 
den Sefjionen ift dazu angewandt worden, bie Mittel ausfindig zu machen, 
um das moralifhe und materielle Wohlergehen bes Volkes 
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zu Geben, und jede nützkliche und wahre Idee ift fiher, bei Mir 
Aufnahme und bei Simen Genehmigung zu finden. Brüfen wir daher 
“ miteinander bie Mafregeln, welche geeignet find, die Wohlfahrt des Kaiſer⸗ 
reichs zu fördern. — Die Religion und der öffentliche Unterricht 
find der Gegenfland Meiner beftändigen Fürforge. Alle Eniten erfreuen ſich 
einer gleichen greibeit ber franzöfiihe Clerus übt, ſelbſt außerhalb feines 
Amies, einen berechtigten Einfluß aus; durch das Unterrichtsgeſetz trägt er 
zur Erziehung ber Zılend bei, Durch daB Wablgeſetz Tann er Aufnahme in 
ben üffentlihen Eollegien finden; durch die Conſtitution bat er jeinen Sit 
im Senat. Aber je mehr wir ihn mit Hochachtung und Ehrerbietigkeit um: 
geben, um fo mehr rechnen wir aud darauf, daß cr die Grundgeſetze bes 
Staates achten werde. Es if Meine Pflicht, bie Rechte ber bür- 
gerliden Gewalt unverfehrt aufredht zu erhalten, welche feit 
Ludwig dem Heiligen niemals ein Sonverän in Frankreich preisgegeben bat. 
Tabren wir daher fort, ben vorgezeichneten Weg zu verfolgen: Laſſen Sie 
und nad Außen bin in Frieden mit ben verſchiedenen Mächten leben und 
bie Stimme Frankreichs nur fir das Necht und bie Gerechtigkeit erheben; 
Ihirgen wir im Innern bie veligiöfen Ideen, ohne ctwas von ben Ned 
ten der bürgerlichen Gewalt zu vergeben; verbreiten wir ben Unterricht in 
allen Klaffen der Geſellſchaft; vereinfachen wir unſer bevunderungsmürbiges 
Berwaltungsiyften, ohne e8 zu zerftören ; verleihen wir ber Gemeimbe 
und bem Departement ein unabhängigeres Leben; erweden 
wir bie individuelle Snitiative und den Genofienjhaftsgeiit; Fur, 
erheben wir die Seele und ftärfen wir den Körper der Nation. Indem wir 
und aber zu eifrigen Förderern nüklicher Reformen machen, laffen Sie un 
die Srundlagen der Berfajfung mit Feſtigkeit aufredt er: 
halten. Widerfegen wir uns ben übertriebenen Beftrebungen Derer, welche 
Veränderungen hervorrufen in der einzigen Abficht, das zu untergraben, was 
wir geſchaffen haben. Die Utopien verhalten fid) zum Guten, wie bie Illu⸗ 
fionen zum Wahren und der Forticritt ift Teinesmegs bie Verwirklichung 
einer mehr ober minder finnreichen Theorie, fonbern bie Anmwenbung der aus 
ber Erfahrung gewonnenen Nefultate, welche die Zeit geheiligt und bie öffent⸗ 
Iihe Meinung angenommen bat“. 

Die Regierung legt den Kammern das alljährliche Gelbbud über 
bie allgemeine Etaatsverwaltung und über bie auswärtigen Ange: 
legenheiten vor. Diefelbe Spricht fid, darin über bie fchleswig-holft. 
Ungelegenbeit folgendermaßen aus. 

„Die Tail. Regierung hat Feine Gelegenheit verabfäumt, um bas Geredh: 
tigfeitögefühl ber Kabinette von Wien und Berlin zu Gunften Dänemarks 
anzurufen, indem fie biefelben baran erinnerte, baf, je unverhältnißmäßiger 
bie im Kampfe engagirten Streitkräfte geweſen, beito mehr ber Beſiegte bas 
Recht Habe, auf bie Mäßigung des Siegers zu rechnen. Wir conftatiren mit 
Bedauern, daß bie ber daͤniſchen Regierung aufgezwungene Löſung nicht 
mebhrden von uns ausgebrüdten Wünſchen gemäß ift. Tie 
Bevölterungen wurben über ihr Schickſal nicht conſultirt; ber ſcandinaviſche 
heil Schleswigs wurde Dänemark nicht gelajfen, mit bem «8 aber doch 
durch eine unbeflreitbare Gemeinjchaft der Sitten. bes Urfprungs und ber 
Sprade verbunden ift, und Deutſchland hat ſich auf biefe Weife jelbft in 
die falſche Pofition geftellt, welche 88 dem Kopenhagener Cabinet fo 
lange Zeit vorgeworfen bat. Diefe Lage ber Tiinge hat in ben Herzogthümern 
Ihon Schwierigfeiten Bervorgerufen, die fih au im beutfhen Bunde 
fund gegeben haben, und bie Erfahrung hat bie VBorausfehungen ber Regie 
rung Sr. Moajeftät fchnell gerechtfertigt. Indem fie verlangte, baß von ber 
einen wie von der anderen Seite bem Nationalitäts-Principe, ber einzigen 
Grundlage eines dauerhaften Friedens, Rechnung getragen werbe, hatte fie 











0 
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bas Bewußtfein, zugleich bie praktiſchſte und gerechteſte Löfung in Vorſchlag 


...zu bringen. Was heute vorgeht, ſcheint es zu beweilen. Die Lage ber Her: 


zogthümer ift in ber That eben jo abnormal, als precär, und bie 
bedanernswertbe Unficherheit, welche auf ber Zukunft Liegt, compromittirt 
ihre moralifhen und materiellen Intereſſen. Die Bewohner des- bänifchen 
Theiles Schleswigs protefliren gegen ibre Anmerion an Deutichland. Die 
Trage ber Erbfolge erwartet noch eine Regulirung und veranlaßt. bebauerne: 
wertbe Debatten zwijchen ben verfchiebenen beutfchen Gabinetten.. Die Regie: 
rung bes Kaiſers, welche fich einer Intervention in bie Differenzen ber beut= 
{hen Mächte enthielt, conftatirt mit Vergnügen, baß fie ihrer Loyalität Ge⸗ 
rechtigfeit wiberfahren laſſen. Da fie aber weder bie Bedingungen bed 
Gleichgewichts im Norden, noch die Tragweite der gegenwärtigen 
Ereignifje verfennen darf, fo Hegt fie die aufrichtigiten Wünfche, daß die An⸗ 
gelegenheit der Herzogthümer bald definitiv geregelt werbe, ohne bie europäi⸗ 
Icen dotereſſen zu compromittiren und ohne die allgemeine Lage zu ver: 
wideln”. 


15. Febr. Abſchluß eines Hanbelsvertrages mit Schweben. | 


23. 


„  Gefeßgeb. Körper: der Finanzminifter übergibt bas Bubget fü 
1866 und das Budget der Supplementarcrebite für 1865. 

»  Ericheinen des erjten Bandes von Napoleons Julius Cäſar. Die 
Vorrede gibt der Prefle Gelegenheit zu Aeußerungen über bie Be: 
rechtigung der Cäſaren in der Weltgeſchichte. Rogeard läßt dagegen 
bie Satyre Propos de Labienus erſcheinen, fieht fich jedoch genö— 


thigt, nad) Belgien zu fliehen. 


6. März Der Moniteur veröffentlicht ben Bericht bes Unterrichtsmini⸗ 


10. 


# 


ters Duruy an den Kaiſer über das Volksſchulweſen, in dem ſich 
berjelbe für die Einführung bes obligatorifhen und unentgeltlichen 
Unterrichts ausipridt. Der Abend-Moniteur bringt jedoch bereits 
eine Note, daß die Frage während mehrerer Sigungen ber Minijter 
und ®eheimrathsmitglieder unter dem Vorſitze des Kaifers geprüft 
und aus diefer Prüfung ein Gefebesentwurf hervorgegangen fei, ber 
dem Etaatsrath zur Erwägung überwiefen worden. „Diejer Ge 
jebesentwurf beruht nicht auf den von dem Minifter des öffentlichen 
Unterrichts entwidelten Principien, allein fein Bericht ift als Aus: 
druck feiner perſönlichen Anficht und wegen der Wichtigkeit der in 
ihm enthaltenen Aufſchlüſſe ver Deffentlichfeit übergeben worden“. 
„ Senat: Beginn der Adreßbebatte, 

„ Senat: Adreßdebatte. Rede des Staatsminiiterd Rouher gegen 


. den Ultramontaniemus. und Enthüllungen desſelben über. die Demon: 


ſtrationen der Biſchöfe bei Gelegenheit der Canonifation der japa- 
neſiſchen Märtyrer. J 
„. Der Herzog dv. Morny F. Rede des Staatsminiſters Rouher 


bei feinem Leichenbegängniß (Stelle über bie Betheiligung desſelben 


u 


am 2. Dec. „avec une sorte de gadté“). | 

16. März. Senat: Adreßdebatte, Enchelica des Papſtes. Rede 
bes Cardinals Bonnechoſe. Verſöhnliche Erklärungen des Staats: 
raths Thuiller. re 
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14—16. März. Geſetzgeb. Körper: ber Oppofitions:Deputirte Glais⸗ 
Bizoin bringt folgendes Amendement zum Militärgefeb ein: „Die 
active Dienjtzeit wird auf zwei Jahre herabgefeßt für alle jungen 
Leute, die zwei Sahre vor ber Ziehung hindurch alle Sonntage an 
militärifchen Erercitien Theil genommen haben“. ' 

17. „ Senat: Adreßdebatte, Septemberconvention. Rede Roubers, ber 
ein Vertrauensvotum verlangt. Der Senat gewährt es und geneh- 
migt ven betreffenden $ bes Entwurfs. 

18. „ Senat: die Antwortsadrefle wird als Ganzes mit 130 gegen 
2 Stimmen angenommen. Prinz Napoleon hat an ber ganzen 
Adreßdebatte dießmal keinen Theil genommen, 

20. „ Frankreich anerkennt die propijorifche ſchleswig-holſteiniſche Flagge, 
aber unter benjelben Vorbehalten wie Ungland (fiehe England 
13. März). 


23. „» Eine Depeihe Droupn’s de l'Huys an den franz. Geſandten in 
Wafhington regt felber die mericanifche Frage gegenüber ber Regie: 
tung der Der. Staaten an. | 

Die Tep. berichtet über eine Unterrebung Drouyn's mit Hrn. Bigelow, 
bem Vertreter ber Union in Paris. Drouyn babe bem Gefandten verjichert, 
daß Frankreich ſchon durch feine Intereſſen auf freundliche Sefinnungen gegen 
die Union bingeriejen fei und ſchane mit Debanern dem Gonflicte zu, ber einen 
Staat, dem «8 immer Gutes gewünſcht, in Gefahr bringe. In Europa 
berriche dagegen eine irrige Meinung über eine ambere frage, man glaube, 
die Union warte nur das Ende des Krieges ab, um fih auf Merico zu fürs 
zen. Frankreich erwarte aber eine Reciprocität feiner freundlichen Geſinnun⸗ 
gen, und eine gleihe Beobachtung der Neutralität. Frankreich fei durch ihm 
widerfahrenes Unrecht nad Merico geführt worden, und babe feinen Hinter: 
gebanfen auf Gebietserwerb. Die franzöfifche Intervention habe es Merico 
ermöglicht, ſich anders zu conftituiren, und darum würde bie Union gewiß 
nicht fi in einen Krieg ftürzen, bei welchen: jie einen alten Alliirten zum 
Gegner Haben würde. Die franz. Regierung benfe nicht an ben Eintritt * 
unvernünftiger Hypotheſen u. f. w. 


„Geſetzgeb. Körper: Beginn der Adreßdebatte. 

Entwurf der Sommilfion: „... Die religidfen ragen haben in 
ber jüngften Zeit bie Beforgniffe des Landes in ausgebehnterer Weife in Ans 
ſpruch genommen; wir benfen, daß man ſich hierdurch nicht allzufehr aufregen 
laſſen fol. Ginerfeits ift das große Princip ber Guftusfreiheit gegen jebe 
Beeinträchtigung ficher geftellt; auf ber andern Seite legt bie öffentliche Mei: 
nung Zeugniß ab für al bie Hochachtung und bie Theilnahme, welche Sie 
für ben kathol. Cultus benrfundet, indem Sie bie Filialſtellen vermehrt, bie 
Lage des Clerus verbejfert und den Kirchenfürften bie Pforten des Senats 
erſchloſſen haben. So viele Rüdfiht und Unterftüßung, die Sie ber Religion 
gewährten, berechtigen Sie um fo mehr, von ihren Dienern bie Achtung ber 
Rechte ber bürgerlihen Gemwalt zu erwarten. Alle Herricher Frank: 
reichs haben biefe Rechte unverfehrt bewahrt, und wir fiimmen Gw. Mai. 
zu, daß fie mit Zefligkeit auf dem ben Staatsgrundgefegen gebührenden 
Gehorſam beſteht .... Wir conflatiren mit Ew. Maj. bie in Merico erziel⸗ 
ten Erfolge, wo Dank ber Tapferkeit ımferer Soldaten, ber Weisheit des 
Souveräns und ber Mithilfe der Bevölferungen Orbnung, Sicherheit und 
Arbeit wieder Beſtand gewinnen. Es ift glüdlich, daß derartige Erfolge bie 
baldige Rückkehr unferer Truppen vorbereiten.... Wir zählen 


27. 





Frankreich. 


auf genaue und loyale Ausführung ber Verpflichtungen, welde Stalien 

und Franreich gegenfeitig binden. Ungweifelhaft gibt es Ereigniſſe, welche 

menſchliche Klugheit nicht immer vorausfehen und abwenden Finn; allein im 

vollen Vertrauen auf Ihre Weisheit billigen wir es, daß Sie in biejer Be: 

—* ſich vollkommene Freiheit zu handeln vorbehalten 
aben..“ — 

Die Oppoſition bat ſich über 9 Amendements zu dem Entwurfe ge: 
einigt: Das erfte betrifft die politifche Freiheit und verlangt ein anderes 
— Das zweite, durch den Prozeß der Dreizehn hervorgerufen, 
beklagt ſich über die Gleichſtellung ber Wahlcomito's und ber unerlaubten 
Berfammlungen und ſagt, daß in einem Rande, wo das allgemeine Stimm⸗ 
recht bie Grundlage der politiichen Inſtitutionen ſei, man nicht zufaflen 
könne, daß das Gejeß Denen, welche zur Abſtimmung berufen find, bie Bes 
rathung verbiete. Das dritte verlangt die Decentralifation und beſteht auf 
ber Wahl der Maires buch bie Bürger. Das vierte, bie äußere Politik be: 
treffend, bezwedt fejtzuftellen, daß ber Diangel an innerer Freiheit die Urſache 
ber Crfolglofigfeit der diplomatiihen Schritte in den Angelegenheiten Polens 
und der Herzogthümer geweſen jei. Tas fünfte betrachtet den Vertrag vom 
15. Sept. als ein Veriprechen. Das jechste verlangt die Rückkehr der franz. 
Truppen aus Mexico, das fiebente will, daß das Civilſyſtem dem militärifchen 
in Algerien übergeordnet werde; bas achte drüdt ber Republik der Bereinig- 
ten Staaten von Nordamerifa Sympathie aus, das neunte bat Bezug auf 
bie finanziellen Fragen. 


27. März. Der fpaniihe Geſandte in Paris berichtet feiner Negierung, 


28. 
29. 


31. 


daß Herr Drouyn de l'Huys ihm und dem Fürſten Metternich ge= 


fagt habe: „Cie Beide, Spanien und Oeſterreich, aber beionders 
Spanien, könnten bem Papſte und der Religion einen großen Dienft 
erweilen, wenn fie ber Septemberconvention ihre Zujtimmung geben 
würden; Frankreich würde in dieſem Falle jogar bereit fein, etwaige 
Aenderungen ber Convention zu veranlafien”. 

„ Geſetzgeb. Körper: Adreßdebatte, allgemeine Discuflion. Reben 


. von Olivier und Thiers; Antwort des Staatsraths Thuiller. 
„  Gefebgeb. Körper: Adreßdebatte, allgemeine Discuflion. Heftige 


Ecene über den Gtaatsjtreih v. 2. Dec: Olivier, Jules Favre, 
Glais-Bizoin. 
„Geſetzgeb. Körper: Adreßdebatte. Beginn der Specialberathung. 


Jules Favre veranlaßt einen neuen Sturm. 
„ Der bisherige Miniſter des Innern, Boudet, wird entlaſſen und 


der Marquis v. Lavallette, ber. frühere Gejandte in Conftantinopel 
und Rom, an feine Stelle ernannt. 
„ ©efetgeb. Körper: Adreßdebatte, Preßfrage. Das Amendement 


der Oppofition wird mit 187 gegen 63 Stimmen verworfen. 


4. 


A. April, Geſetzgeb. Körper: Adreßdebatte, Verſammlungsrecht. Das 
' Amendement der Oppofition wirb mit 233 gegen 17 Stimmen 


beriworfen. | | 
„ : Sefeßgeb. Körper: Adreßdebatte. Bei 6 5, Vollendung ber öf⸗ 


fentlichen Arbeiten, muß bie Commiflion, um dem allgemeinen An: 


drang nicht bloß der Oppofition zu entfpredien, ſich den Zuſatz 
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gefallen laſſen „ohne die gute Verwaltung ber: Finauzen zu gefähr: 
ben. Bei $.6 wird bie Specialifirung bes Budsets mit 228 
gegen 19 Stimmen verworfen. 

5. April. Geſesgeb. Körper: Adreßdebaite. Ein. Antrag von 56 Mitgl. 

zu Gunſten ‚einer Ausdehnung der väterlidden Gewalt Bei Erbſchaf⸗ 
ten (um der unbedingten Theilung bes GOrunbeigenikemms entgegen 
zu wirken) wird am Enbe gegen bloh.42 St. abgelehnt. . 

6. „ Gejebgeb. Körper: Adreßdebatte. Amendement ber Oppofition 
für Decentralifation und größere Gemeinbefreiheit. Die Regierung 
macht bloß bie kleine Conceflion, daß bie Maires in der Regel 
nicht außerhalb der Gemeinderäthe genommen werben follten; das 
Amendement wirb mit 209 gegen 26 St. verworfen. 

7-8, „ Gefebgeb. Körper: Adreßdebatte, Unterritsfrage. Die Regie 
rung erklärt ſich für unentgeltlihen aber nicht obligatorischen Volks⸗ 
unterricht. Das Amenbement für unentgeltlicden und obligatorijchen 
Unterricht wirb bloß von 17 gegen 233 St. unterftüßt. 

10. „ Gefebgeb. Körper: Adreßdebatte, auswärtige ‚Angelegenheiten. 

. Rede Dlliviers für, Jules Fabre's gegen die Regierung in ber 
deutſch⸗dãniſchen Streitfrage. Antrag der Oppofttion bez. der päpft: 
lichen Encyclica. Rede des Staatsraths Buitry Namens der Ne 
gierung. "Die Oppofition zieht ihren Antrag zurüd und der urfprüng- 
liche $ wirb einftimmig angenommen. 

11. „ Geſetzgeb. Körper: Abreßbebatte, Mexiro. Das Amendement 
der Oppofition wird mit 225 gegen 16 Stimmen verworfen. 
12-15. „ Gefebgeb. Körper: Aoreßbebatte, Italien unb bie September: 
convention. Amenbement der Oppofition und Amenbement ber cle⸗ 
ticalen Partei (für eine ausdrückliche Garantie der weltlichen Herr: 
ihaft des Papftes). Rebe Thiers (gegen das einheitliche Königreich 
Stalien und zu Gunſten ber weltliden Herrſchaft bes Papites), 
Dlliviers (gegen Thiers) und bes Staatsminifters Rouher. Dad 
clericale Amenbement wird mit 169 gegen 84, basjenige ber Oppo⸗ 

fition mit 195 mit 24 St. verworfen. 

15, „ Geſetzgeb. Körper: Schluß ber Abreßdebatte. Die ganze Abreffe 
wird mit 249 gegen 15 St. angenommen. 

16, „ Das neue (ſchwindelhafte) mericanifche Anlehen findet in Paris 

troß ber Nachricht vom Falle Richmonds enormen Zubrang zu ben 

Zeichnungen. . 

28, „ Demonftation des Quartier latin von Baris für bie norbameri- 
kaniſche Union und den ermorbeten Lincoln. 

29. „ Der’ Kaifer geht nah Mlgier ab. Durch faif. Decret vom 

26. d. Mts. iſt die Kaiſerin während der Abweſenheit des Kaiſers 

Regentin mit ausgedehnten Vollmachten. 


1, Mai. Die Regierung gibt den beiden Kammern (Rouher im geſetzg. 
Körper, Yuitry im Senat) Anlaß zu einer Beileidserflärung in 
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Folge ber Ermordung: Lincolns. (No im Laufe der Adreßdebatte 
bes gelebgeb. Körpers Hatte ein Antrag Pelletans, dem nordameri⸗ 
kaniſchen Treiftaate die Sympathien Frankreichs augzubrüden, kei⸗ 
nerlei Unterftühung gefunden). 
3. Mai: . Ankunft des Kaiſers in Algier. Braclamation desſelben an die 
Einwohner Algeriens. 

3—4. Mai. Geſetzgeb. Körper: Feftſtellung des Militãrcontingentes für 
1866. Mehrere Redner der Majorität dringen lebhaft darauf, daß 
das Contingent von 100,000 wenigſtens auf 80,000 Mann herab: 

geſetzt werbe. Garnier⸗Pagos erörtert bie Frage ber Abichaffung 
ber fiehenden Heere überhaupt. Glais-⸗Bizoin erflärt ih für Ein- 
führung des preuß. Landwehrſyſtems. Gegenden $ 4 (Bervilligung 

: von 100,000 Dann) erheben fih 64 Mitgliever, gegen das ganze 
Gejeb dagegen in namentlicher Abftimmung nur 16 (ein Theil der 
Dppofition enthält fi der Abflimmung wie faft immer gänzlich). 

— „ Geefetzgeb. Körper. Im Schooße der Commillion, welcher der 
Geſetzesentwurf der Megierung bez. Erweiterung ber Decentralilarion 
überwiefen ift, finden äußerſt lebhafte Debatten ſtatt; ein: Theil der 
Commiſſion will entichieden viel weiter gehn als die Regierung. 

6, „ Proclamation des Kaiſers in Algerien an das arabiiche Volk. 
-. -Die franz. Regierung maht in Wien Eröffnungen, um zu er: 
fahren, ob Defterreih nicht geneigt fei, bei fi) die Aushebung eines 
Bataillons Freiwilliger für den. Bapft zu geftatten. Defterreih geht 
nicht darauf ein. 
8. „ Geſetzgeb. Körper: Die Regierung legt den längjt erwarteten 
Geſetzesentwurf über außerordentliche öffentliche Arbeiten vor: es 
- fsllen auf 6 Sabre. vertheilt 360 Mill. baranf verwendet und theils 
aus den Ueberſchüſſen des Budgets, theils durch den Verkauf von 
Staatswaldungen im Betrage von 100 Mill. gedeckt werben. 

40. „. Abreſſe der notabeln Eingeborenen Algeriens an ben Kaijer. 

15... Revolutionäre Rede des Prinzen Napoleon in Nijaccio bei Gele 
genheit der Einweihung eines Denkmals Napoleons I. 

417. „ Geſetzgeb. Körper. Geheime Sitzung und Wahl der Commillien 
für den von ber Regierung geforderten Vautencredit. Allgemeine 

Verſtimmung. 

48. „ Geſetzgeb. Körper: Die Regierung bringt bie Ermãchtigung ber 
Stabt Paris zu einem neuen Anlehen von 250 Mill. bebufs Voll 
endung des Umbaues der Stabt zur Vorlage. Beginn ber Bubget- 
bebatte: der Bericht ber Kommiflion erklärt fi neuerdings ſehr 
entſchieden gegen alle Erpebitionen in bie Ferne, für Beendigung 
bes mericanilchen Unternehmens und für Verminderung bes Militär- 
bubgets überhaupt, das indeß nur durch einen Congreß aller euro- 
pätfchen Staaten und eine allgemeine Entwaffnung erzielt werben 
könne. 

20. u Die Regierung zeigt dem Geſandten ber Ber. Staaten an, baß 
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die Orbre, nad; welcher Kriegeſchiffe der Ber. Staaten nur 24 Stun⸗ 

den in franzöfiihen Häfen verbleiben bürften, nunmehr zurüdgenom- 
27. Mai. Bruch zwiſchen dem Kaifer und bem Prinzen Napoleon in Folge 

der Rede des Ieteren in Afaecio. - oo 

Schreiben des Kaifers au ben Prinzen .von Algier aus: „Mein 
Herr und fehr lieber Vetter! Ich kaun mich nicht enthalten, Sie von bem 
peinlihen Eindrud in Kenntniß zu feßen, den Ihre in Ajaccio gehaltene 
Rede auf mich gemacht hat. Indem ich Sie während meiner Abmwejenbeit 
an ber Seite ber Kailerin unb meines Sohnes als Bicepräjident bes gehei⸗ 
men Rathes ließ, wollte ich Ihnen einen Beweis meiner Freundfchaft und 
meines Vertrauens geben und hoffte ich, daß Ihre Gegenwart, Ihr Verhalten 
und Ihre Reben von ber im unjerer Familie herrſchenden Einigfeit Zeugniß 
ablegen würben. Das politiihe Programm, das Sie unter bie Aegide bes 
Raifers ftellen, kann aber nur den Feinden meiner Regierung bienen. Beur⸗ 

- tbeilungen, welche ih nicht zulaflen kann, fügen Sie Gefühle des Haſſes und 
des Grolls Hinzu, bie nicht mehr unferem Zeitalter angehören. Um bie 
„sdeen bes Kaiſers auf bie gegenwärtige Zeit anwenden zu Fünnen,. muß mar 
die harten Prüfungen ber Verantwortlichfeit det Gewalt beftanden haben. 
Und fünnen übrigens wir Pygmäen die große geihichtlihe Figur Napoleons 
wirklich nach ihrem wahren Werthe ſchätzen? Wie vor einer coloflalen Statue, 
find wir unmähti, beren Ganzes auf einmal zu fallen. Wir jehen ftets 
nur bie Seite, welche unfere Blicke auf ſich zieht; daher die Unzulänglichfeit 
ber Reproduction und bie Verfchiebenheit der Meinungen. Was aber für 
Sebermann Mar da Liegt, bas tft, daß ber Kaiſer, um die Anarchie ber 
Geifter, bieje furdtbare Feindin ber wahren Freiheit, gu ver- 
hindern, vor Allem in feiner Ka milie und dann in feiner Regierung 
jene ſtrenge Disciplin einführte, bie nur Einen Willen und Eine Action 
zuließ; von nun an werde auch ich mid von ber gleichen Verhaltungsregel 
nicht entfernen dürfen. Hiernach, mein Herr und Fieber Vetter, bitte ich Gott, 
baß er Sie in ſeinen heiligen Schuß nehme“. 

Antwort bes Prinzen: „Sirel In Folge des Briefes Ew. Mai. 
vom 23. Mai und feiner Veröffentlichung durch den Moniteur, reiche ich 
hiermit meine Entlaffung als Vicepräfident des Geheimraths und als Prä- 
fident ber Commiſſion für bie Ausftellung von 1867 ein. Genehmigen Sie, 
Sire, ben Ausbrud ber tiefen und achtungsvollen Anhänglichfeit, mit welcher 
ich verharre ald Ew. Maj. ſehr ergebener Better Napoleon”. 

29. „ Marſchall Magnan F. ü 

— „ Zahlreiche Arbeiterſtrikes in Paris (in Folge der nunmehr geſtat⸗ 
teten Wrbeitereoalition) meift mit günftigem Erfolge für die Ar⸗ 
beiter. u 


1. Juni. Die Regierung fließt mit einer Compagnie einen Vertrag 
zur Beichaffung von 100 Millionen behufs öffentlicher Arbeiten in 
Algerien ab. 

2. „ Geſetzgeb. Körper: Budgetdebatte. Umfaffende Rede Thiers über 
die Finanzlage des Landes im Allgemeinen, an deren Schluß er es 
gerabezu ausipridt, daß das Land auf biefem Mege dem Staats⸗ 
banferott entgegengehe. Gewaltiger Eindruck. 

T. „ Die Regierung nimmt ihre frühere Neutralitätserflärung vom 
Juni 1861 gegenüber ben Der. Staaten fürmlid zurüd, 
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Unterzeichnung eines Handelsvertrags zwilchen Frankreich und 
im Hang. 
fu der franzöſiſchen Regierung, durch ihren Gefanbten 
on diplomatiſche Beziehungen zwiſchen bem Kaiſer 
.ı von Merico und ber Regierung ber Der. Staaten an- 
in, ſcheitert vollftänbig (vgl. Nordamerika). 
ine Anzahl angeſehener Männer in Nanch einigt ſich nach ſorg⸗ 
Atiger Berathung über ein Decentraliſationsprogramm. 

Die Hauptpunkte bes Programme geben dahin, daß bie Wahl bes Bür⸗ 
germeijters aus dem Schooße des Municipalraths obligatorifch fei, und fie wollen, 
daß ben Generalräthen das Recht zugeftanden werbe, ihre Präfidenten und 
Secretäre felbft zu wählen, fowie daß fie ſelbſt über die Gültigkeit ihrer 
Wahlen zu flutuiren haben. Ferner tragen fie auf Aufhebung ber Arrondiſſe⸗ 
mentöräthe an, beren Befugnifje einem Bezirksrathe gegeben würben, welder 
birect von ben Mitgliedern bes Bezirks (canton) ernannt würde. Ein vom 
Generaltath erwähltes Mitglied des Generalraths würbe von Rechts wegen 
im Gantonalrath berathende Stimme haben und deſſen natürlicher Präfident 
fein, ohne daß inbefjen biefe Präfibentichaft obligatorifch wäre. Der Generals 
rath würde binfort anftatt für neun Jahre nur.für ſechs gewählt werben. 
Es würde eine permanente Commiſſion des Generalraths gewählt werben, 
welche in feinem eigenen Schooße zu wählen wäre, aus fünf Mitgliebern be: 
ftände und mit Ausführung ber Beichlüffe betraut wäre. Die abminijtrative 
Surisdiction würde aufgehoben und auf bie orbentlihen Gerichte übertragen 
werben. Die Unterpräfeeten würben nad bem Programm gänzlich wegfallen. 
‚Wenn ihr — erflärt bas Manifeſt — nit nach Decentralijation firebt, 
dann verzichtet auf Recht und Vernunft in ben Ausgaben, auf Gerechtigkeit 
im Staat, auf politifhe Freiheit überhaupt“. 

Die Preffe bemächtigt ſich alsbald und mit Lebhaftigfeit der 
See: eine Anzahl unabhängiger Blätter erklärt fi entſchieden da⸗ 
für, ebenjo, theilweife in größeren Broſchüren, eine Reihe von an⸗ 
gefehenen Männern der verichiebenen Parteien, Republitaner, Orlea⸗ 
niften, Zegitimiften, tie z. B. Prevoſt-Paradol, Ob. Barrot, 3. Favre, 
Sarnier-Pages, Carnot, Desmarets, Paul Andral, Montalembert, 
Fürft Broglie, Codin, 8. Gaillarb u. ſ. w.; die Organe bes Ra: 
bicalismus unb ber ſog. imperialiftiihen Democratie, Opinion natio- 
nale und GSiecle bagegen befämpfen die Idee mit Eifer; bie offi⸗ 
cidfe Preſſe Hält Anfangs zurüd, um fich ſchließlich ebenfalls gegen 
die Tendenz auszufpreden. 


„ Allgemeine Wahl der Gemeinberäthe in ganz Frankreich. Dies 


jelben ergeben im Ganzen ein ziemlich freifinniges, aber nicht anti- 
dynaſtiſches Reſultat. 


5. Aug. Rundſchreiben des Miniſters des Innern, Lavallette, bezüglich 


7. 


bes Reſultats der Gemeinderathswahlen. „Keine Beſiegte und keine 
Sieger!“ 

„ Dreouyn de l'Huys meist die Note des Vertreters ber Regierung 
ber Ber. Staaten (|. Ber. Staaten) vom 1. Auguſt fehr entichieben 
zurüd: 
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bei der römiſchen Curie über den päpſtlichen Nuntius Chigi, indem 
ſie hofft, „daß der römiſche Hof die Wiederholung ſolcher Verirr⸗ 
ungen, welche bie Regierung bes Kaiſers nirgends zu dulden ent- 
ſchloſſen ſei, werde zu verhüten willen”. 


411. Febr. Der Cafjationshof verwirft in Letter Inſtanz das Geſuch der 
XLI GVereinſorecht bei Gelegenheit der Wahlen). 


414, „ Der Nuntius entſchuldigt fein Benehmen in einer Audienz beim 
Kaiſer. 
15. „ Eröffnung der Kammern. Thronrede des Kaiſers: 
„... Angefichts des Conflicts, welcher fi an ben Ufern ber Oitfee erho- 
ben, hat Meine Regierung, zwiichen ihren Sympatbieen für Dänemark 
und ihrem guten Willen für Deutſchland getheilt, die ſtricteſte Neutra= 
lität beobachtet. Verufen, in einer Gonferenz ihre Meinung abzugeben, bat 
fie ji) darauf befchränft, das Brincip ber Nationalitäten und Das 
‚Recht der Bevdlferungen, über ihr Shidfal befragt au 
werben, geltend zu madyen. Unfere Sprade ift in Uebereinftimmung mit 
ber rejerpirten Haltung, welche wir zu bewahren gewißlt waren, beiden Par⸗ 
teien gegenüber eine gemäßigte uno freundſchaftliche geweſen. — Im Süden 
Europa’s mußte die Action Frankreichs in entfchloffener Weile ausgeübt wer: 
ben. Ich habe die Löſung eines fchmwierigen Problems möglih machen wol: 
. Ten. Die Convention vom 15. September, von feibenfdhaftlichen 
Deutungen befreit, beiligt zwei große Brincipien: die Befefligung bed neuen 
Königreichs Italien und die Unabhängigkeit des heiligen Stuhles. Der pro= 
viforifche und prefüre Zuſtand, der fo große Unruhen hervorrief, "wird ver: 
ſchwinden. Es find nicht mehr die zerfireuten lieber bes italiemijdyen Vater⸗ 
.  Jandes, die durch ſchwache Bande fih an einen kleinen am Fuße ber Alpen 
gelegenen Staat anzujchließen fuchen, es ijt ein großes Volk, das, indem es 
ſich über focale Vorurtheile erhebt und unbedachte Aufreizungen verachtet, 
fühn in bas Herz ber Halbinfel feine Hauptſtadt verlegt und biefelbe mitten 
in die Apenninen, gleihfam wie in eine uneinnehmbare Veſte, verfeßt. Durch 
dieſen patriotiihen Aft conſtituirt ſich Stalien definitiv und ſöhnt ſich gleich: 
zens mit dem Katholicismus aus; es verpflichtet ſich, die Unabhängigkeit 
es heiligen Stuhles zu achten, bie Grenzen der römifchen Staaten zu 
ſchützen und geftattet uns auf biefe Weife, unfere Truppen zurüdzuziehen. 
Das wirkſam geſchützte päpfilihe Territorium findet [ih un- 
ter den Schuß eines Vertrages geitellt, ber bie beiden Regierun: 
gen feierlich aneinander bindet. Die Convention ijt demnach nicht eine Kriegs: 
waffe, fondern ein Merk des Friedens und ber Verſöhnung. — An Merico 
befeftigt fich ber Thron. Das Land beruhigt fich, feine unermeßlichen Hülfss 
quellen entwideln ſich: glückliche Wirfungen der Tapferfeit unferer Soldaten, 
des gelunden Sinnes ber mericaniſchen Bevölkerung, ber Einfiht und ber 
„ Energie des Eomverins! ... So gehen denn alle unfere Erpedi— 
tionen ihrem Enbe entgegen; uünſere Landiruppen haben China ver: 
lafien, die Marine genügt, unfere Etabliſſements aufrecht zu erhalten; unfere 
Armee in Afrifa wird vermindert werben; die nah Merico geſandte 
ehrt bereitsnad Frankreich zurüd; die Garnifon non Rom wird 
Bald zurüdfommen und indem wir ben Tempel bes Krieges fchließen, werben . 
wir mit Stolz auf einen neuen Triumphbogen diefe Worte einzeichnen kön⸗ 
nen: „Dem Rubme ber franzöfifchen Armeen, für bie in Europa, Afien, 
Afrika und Amerika .errungenen Siege’. — Geben wir uns ohne Beuurus 
bigung ben Arbeiten des Friedens hin. Der Zwilhenraum zwifchen 
den Seſſionen ift dazu angewandt worden, bie Mittel ausfindig zu machen, 
um das moralijhe und materielle Wohlergehen bes Volkes 
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zu Geben, und jede nützliche und wahre Idee ift fiher, bei Mir 
Aufnahme und bei Ihnen Genehmigung zu finden. Prüfen wir baber 
miteinander bie Mafregeln, welche geeignet find, bie Wohlfahrt des Kaiſer⸗ 
reichs zu fördern. — Die Religion und ber öffentliche Unterricht 
find ber Gegenſtand Meiner beftändigen Kürforge. Alle Culten erfreuen ſich 
‚einer gleichen Freiheit; ber franzöfiihe Clerus übt, felbft außerhalb feines 
Amites, einen berechtigten Einfluß aus; buch das Unterrichtögeleg trägt er 
zur Erziehung der Jutgend bei, durch das Wablgefeh kann er Aufnahme in 
ben öffentlichen Gollegien finden; durch die Konftitution bat er feinen Sig 
im Senat. Aber je mehr wir ihn mit Hochachtung und (Ehrerbietigkeit ums 
geben, um fo mehr vechnen wir auch darauf, daR cr die Grundgeſetze des 
Staates achten werde. Es ift Meine Pflicht, die Rechte der bür: 
gerliden Gewalt unverfehrt aufreht zu erhalten, melde feit 
vudwig dem Heiligen niemals ein Sonverän in Frankreich preisgegeben hat. 
wahren wir daher fort, den vorgezeichneten Weg zu verfolgen: Laſſen Sie 
und nad) Außen bin in Frieden mit ben vericiedenen Mächten leben und 
die Stimme Frankreichs nur fiir das Mecht und bie Gerechtigkeit erheben ; 
ſchützen wir im Innern bie religiöfen Ideen, ohne ctwas von ben Ned; 
ten der bürgerlichen Gewalt zu vergeben; verbreiten wir ben Unterricht in 
allen Klaſſen ber Geſellſchaft; vereinfachen wir unjer bewunberungsmürbiges 
Berwaltungsfpftem, ohne e8 zu zerftören ; verleihen wir ber Gemeinde 
und bem Departement ein unabbängigeres Leben; erweden 
wir bie individuelle Snitiative und den Ge uofien! haftsgeiit; Fur, 
erheben wir die Seele und ftärfen wir ben Störper ber Nation. Indem wir 
uns aber zu eifrigen Förderern nützlicher Reformen machen, faffen Sie uns 
bie Grundlagen der Berfajjung mit Feſtigkeit aufrecht er— 
halten. Widerſetzen wir uns ben übertriebenen Beitrebungen Terer, welche 
Veränderungen hervorrufen in ber einzigen Abficht, das zu untergraben, wos 
wir geſchaffen Haben. Die Utopien verhalten fi) zum Guten, wie bie Illu⸗ 
fionen zum Wahren und der Fortichritt ift Teinesmegs bie Verwirflidung 
einer mehr ober minder finnreihen Theorie, fondern bie Anmwenbung der aus 
ber Erfahrung gewonnenen Refultate, welche die Zeit geheiligt und die öffents 
lihe Meinung angenommen bat”. 

Die Regierung legt den Kammern das alljährliche Gelbbuch über 
die allgemeine Etaatsverwaltung und über die auswärtigen Ange: 
legenheiten vor. Diefelbe fpricht ſich darin über die ſchleswig—-holſt. 
Angelegenheit folgendermaßen aus. 

„Die Tail. Regierung bat feine Gelegenheit verabfäumt, um das Geredh: 
tigkeitsgefühl ber Kabinette von Wien und Berlin zu Gunften Dänemarks 
anzurufen, indem fie biefelben baran erinnerte, daß, je unverbältnigmäßiger 
die im Kampfe engagirten Sireitfräfte geweſen, deſto mehr ber Beſiegte das 
Recht Habe, auf die Veäpigung bed Siegers zu rechnen. Wir conftatiren mit 
Bebauern, baß die ber bänifhhen Regierung aufgezwungene Löſung nicht 
mehr den von uns ausgebrüdten Wünſchen gemäß ift. Tie 
Bevölkerungen wurden über ihr Schidfal nicht confnltirt; ber fcandinavijche 
Theil Schleswigs wurde Dänemark nicht gelafien, mit bem es aber body 
durch eine unbeftreitbare Gemeinſchaft der Sitten, bes Urſprungs und ber 
Sprache verbunden ift, und Deutſchland hat fih auf diefe Weife felbft in 
bie falfhe Pofition geftellt, welche es dem Kopenhagener Gabinet jo 
lange Zeit vorgeiworfen hat. Diefe Lage ber Tiinge hat in ben Herzogthümern 
Ihon Schwierigkeiten hervorgerufen, bie fih au im beutfhen Bunde 
fund gegeben haben, und bie Erfahrung bat die Vorausfehungen ber Regie: 
rung Sr. Maojeftät ſchnell gerechtfertigt. Indem fie verlangte, baß von ber 
einen mie von der anderen Seite dem Nationalitätg-Principe, der einzigen 
Grundlage eines dauerhaften Friedens, Rechnung getragen werbe, batte fie 
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das Bewußtfein, zugleich bie praltiſchſte und gerechteſte Loſung in Vorſchlag 
zu bringen. Was heute vorgeht, ſcheint es zu beweiſen. Die Lage ber Her: 
zogthümer ift in ber That eben jo abnormal, als precär, und bie 
bedanernswerthe Unficherbeit, welche auf der Zufunft liegt, compromittirt 
ihre moralifhen und materiellen Intereſſen. Die Bewohner bes-bänifchen 
Theiles Schleswigs proteftiren gegen ihre Annerion an Deutichland. Die 
Trage ber Erbfolge erwartet noch eine Regulirung und veranlaßt bedauerns- 
werthe Debatten zwifchen ben verfchiedenen beutfchen Cabinetten.. Die Regie: 
rung bes Kaifers, welche fich einer Intervention in bie Differenzen der deut⸗ 
ſchen Mächte enthielt, conftatirt mit Vergnügen, daß fie ihrer Loyalität Ge: 
rechtigkeit widerfahren laſſen. Da fie aber weder bie Bedingungen bes 
Gleichgewichts im Norden, noch die Tragweite ber gegenmwärtigen 
Ereigniffe verfennen darf, fo hegt fie die .aufrichtigiten Wünſche, daß bie An⸗ 
gelegenheit der Herzogthümer bald, befinitiv geregelt werbe, ohne bie europäi- 
Ien Autereiien zu compromittiren und obne die allgemeine Lage zu ver: 
- wideln“. 

15. Febr. Abichluß eines Handelsvertrages mit Schweden. | 
23. „ Geſſetzgeb. Körper: der Finanzminifter übergibt das Bubget fü 
1866 und das Budget der Supplementarcrebite für 1865. 

—  ,„ Grjcheinen des erjten Bandes von Napoleons Yuliys Cäſar. Die 
Vorrede gibt der Prefle Gelegenheit zu Neußerungen über bie Be: 
rechtigung ber Cäfaren in ber Weltgefchichte. Rogeard läßt dagegen 
bie Satyre Propos de Labienus erjdeinen, fieht ſich jedoch genö- 


thigt, nad) Belgien zu fliehen. 


6. März, Der Moniteur veröffentlicht ben Bericht des Unterrichtsmint- 
ſters Duruy an den Kaifer über das Volksſchulweſen, in dem fid 
berjelbe für die Einführung bes obligatorifhen und wunentgeltlichen 
Unterrichts ausjpriht. Der Abend-Moniteur bringt jedoch bereits 
eine Note, daß die Frage während mehrerer Situngen der Minijter 
und Gcheimrathsmitglieder unter dem Vorſitze des Kaifers geprüft 
und aus diefer Prüfung ein Gefebesentwurf hervorgegangen ſei, der 
dem Etaatsrath zur Erwägung überwiefen worden. „Diefer Ge 
feßesentwurf beruht nicht auf den von dem Minifter: des öffentlichen 
Unterrichts entwidelten Principien, allein fein Bericht ift als Aus⸗ 
druck jeiner perfönlichen Anficht und wegen ber Wichtigkeit ber in 

ihm enthaltenen Aufichlüffe der Deffentlichfeit übergeben worden“. 

9 u Senat: Beginn der Adreßdebatte. 

10. „ Senat: Adreßdebatte. Rede des Staatsminifters Rouher gegen 
. den Ultramontanismus. und Enthüllungen besfelben über. die Demon: 
ſtrationen der Bifchöfe bei Gelegenheit ver Canoniſation ' ber japa- 
neſiſchen Märtyrer. 

n„ Der Herzog v. Morny +. Rebe des Staatsminifterd Rouher 
bei feinem Leichenbegängnig (Stelle über bie Betheiligung desſelben 

7 am 2. Dec. „avec une sorte de gaite“). Ä | 

14—16. März, Senat: Moreßdebatte, Encyclica des Papſtes. Rebe 

bed, Cardinals Bonnechoſe. Verſöhnliche Erklärungen des Stants- 
raths Thuiller. 
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14—16. März. Geſetzgeb. Körper: der Oppofitions-Deputirte Glais⸗ 
Bizoin bringt folgendes Amendement zum Militärgeſetz ein: „Die 
active Dienſtzeit wird auf zwei Jahre herabgeſetzt für alle jungen 
Leute, die zwei Jahre vor der Ziehung hindurch alle Sonntage an 
militäriſchen Exercitien Theil genommen haben“. ' 

17. „ Senat: Adreßdebatte, Septemberconvention. Rede Rouhers, ber 
ein Vertrauensvotum verlangt. Der Senat gewährt es unb geneb: 
migt den betreffenden $ bes Entwurfe. 

18. „ Senat: die Antwortsabreffe wird als Ganzes mit 130 gegen 

2 Stimmen angenommen. Prinz Napoleon hat an ber ganzen 
Adreßdebatte dießmal Feinen Theil genommen. 

20. „ Frankreich anerkennt die proviſoriſche ſchleswig-holſteiniſche Ylagge, 
aber unter benjelben Vorbehalten wie England (fiehe England 
13. März). 

23. „ Kine Depeihe Drouyn’s de l'Huys an den franz. Gefanbten in 
Waſhington regt felber die mericanifche Frage gegenüber ber Regie: 
rung der Ber. Staaten an. oo 

Die Tep. berichtet über eine Unterredung Drouyn's mit Hrn. Bigelow, 
dem Vertreter ber Union in Paris. Drouyn babe dem Geſandten verſichert, 
daß Franfreich ſchon durch feine Intereſſen auf freundliche Gefinnungen gegen 
die Union hingewieſen fei und jchane mit Bebanern dem Conflicte zu, ber einen 
Staat, dem «8 Immer Gutes gewünjcht, in Gefahr bringe. In Europa 
herrſche dagegen eine irrige Meinung über eine andere Frage, man glaube, 
die Union warte nur bag Ende des Krieges ab, um ſich auf Merico zu fürs 
zen. Frankreich erwarte aber eine Reciprocität feiner freundlichen Geſinnun⸗ 
gen, und eine gleiche Bebbachtung ber Neutralität. Frankreich fei durch ihm 
wiberfahrenes Unrecht nad Merico geführt worden, und babe feinen Hinter: 

gedanken auf Gebietserwerb. Die franzöfifche Intervention babe es Merico 
ermöglicht, fich anders zu conftituiren, und darum würde bie Union gewiß 
nicht fi) in einen Krieg ftürzen, bei welchem fie einen alten Alliirten zum 
Gegner haben würde. Die feunz. Regierung denke nicht an ben Eintritt jold 
unvernünftiger Hypotheſen u. ſ. w. 


27. u Geſetzgeb. Körper: Beginn der Adreßdebatte. 

Entwurf der Commiſſion: „... Die religiöſenFragen haben in 
ber jüngften Zeit bie Beforgniffe des Landes in ausgedehnterer Weife in An⸗ 
jprud genommen; wir benfen, daß man fi bierburd nicht allzufehr aufregen 
laſſen fol. inerfeits ift das große Princip ber Gultusfreiheit gegen jede 
Beeinträchtigung ficher geftellt; auf ber andern Seite legt die öffentliche Mei⸗ 
nung Zeugniß ab für all bie Hodadtung und bie Theilnahme, welde Sie 
für ben Fatbol. Cultus beurfundet, indem Sie bie Filialſtellen vermehrt, bie 
Lage des Clerus verbeffert und den Kirchenfürften die Piorten des Senats 
“erfchloffen haben. So viele Rückſicht und Unterſtützung, die Ste der Religion 
gewährten, berechtigen Sie um fo mehr, von ihren Dienern die Achtung ber 
Mechte ber bürgerlihen Gewalt zu erwarten. Ale Herricher Frank⸗ 
reih8 ‚haben biefe Rechte unverfehrt bewahrt, und wir ſtimmen Ew. Maj. 
zu, baß fie mit Seftigfeit auf bem ben Staatsgrundgejegen gebührenben 
Gehorſam beſteht .... Wir conftatiren mit Ew. Maj. bie in Merico erziel- 
ten Erfolge, wo Danf ber Tapferkeit ımferer Soldaten, ber Weisheit bes 
Souveräns und ber Mithilfe ber VBevölferungen Ordnung, Sicherheit und 
Arbeit wieder Beſtand gewinnen. Es iſt glüdlih, daß derartige Erfolge bie 
baldige Rückkehr unferer Truppen vorbereiten.... Wir zählen 
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auf genaue und loyale Ausführung der Verpflichtungen, welde Jtalien 
und Franreich gegenfeitig binden. Unzweifelhaft gibt es Greignifie, welche 
menſchliche Klugheit nicht immer vorausfehen und abwenden kann; allein im 
vollen Vertrauen auf Ihre Weisheit billigen wir es, daß Ste in biefer Be: 
siegung fh vollflommene Freiheit zu banbeln vorbehalten 
haben... - 

Die Dppofition bat fih über 9 Amendements zu dem Entwurfe ge: 
einige: Das erfte betrifft die politifche Freiheit und verlangt ein anderes 
— Das zweite, durch den Prozeß der Dreizehn hervorgerufen, 
beklagt ſich über die Gleichſtellung ber Wahlcomite’s und ber unerlaubten 
Berfammlungen und jagt, daß in einem Lande, wo das allgemeine Stimm⸗ 
recht bie Srundlage der politiſchen Inſtitutionen jei, man nicht zulafien 
könne, daß bas Gejeß Denen, weldhe zur Abftimmung berufen find, bie Be: 
rathung verbiete. Das britte verlangt bie Decentralifation und befteht auf 
der Wahl ber Maires duch die Bürger. Das vierte, die äußere Politik be⸗ 
treffend, bezweckt jeftzuftellen, daß ber Diangel an innerer Freiheit die Urfache 
ber Erfolgloſigkeit der diplomatiſchen Schritte in den Angelegenheiten Polens 
und der Herzogthbümer gewejen jei. Tas fünfte betrachtet den Vertrag vom 
15. Sept. als ein Veriprehen. Das fechste verlangt die Rückkehr ber franz. 
Truppen aus Mexico, das fiebente will, daß das Civilſyſtem dem militärifchen 
in Algerien übergeordnet werde; das achte brüdt ber Republik ber Vereinig- 
ten Staaten von Nordamerifa Sympathie aus, das neunte bat Bezug auf 
bie finanziellen Fragen. 


. März. Der fpaniihe Geſandte in Paris berichtet einer Regierung, 


daß Herr Drouyn de l'Huys ihm und dem Fürſten Metternich - ges 
jagt habe: „Sie Beide, Spanien und Oeſterreich, aber befonders 
Spanien, könnten dem Papfte und ber Religion einen großen Dienft 
erweiſen, wenn fie ber Septemberconvention ihre Zujtimmung geben 
würden; Frankreich würde in biejem Falle jogar bereit fein, etwaige 
Aenderungen ber Convention zu veranlafjen”. 
„n  Befeßgeb. Körper: Worekbebatte, allgemeine Discuffion. Reden 


. von Olivier und Thiers; Antwort des Staatsraths Thuiller. 


„Geſetzgeb. Körper: Adreßdebatte, allgemeine Discuflion.. Heftige 
Ecene über ben Staatsſtreich v. 2. Dec: DOllivier, Jules Favre, 
Glais-Bizoin. | 

„Geſetzgeb. Körper: Adreßdebatte. Beginn ber Specialberathung. 

Jules Favre veranlaßt einen neuen Sturm. 


an Der bisherige Minifter des Innern, Boubet, wird entlaffen und 


ber Marquis v. Lavallette, der .frühere Geſandte in Conitantinopel 
und Rom, an feine Stelle ernannt. 

„Geſetzgeb. Körper: Adreßdebatte, Preßfrage. Das Amendement 
der Oppofition wird mit 187 gegen 63 Stimmen verworfen. 


April. Geſetzgeb. Körper: Adreßdebatte, Verſammlungsrecht. Das 
Amendement ber Oppofition wirb mit 233 gegen 17 Stimmen 
verworfen. 

„  Gefeßgeb. Körper: Adreßdebatte. Bei 6 5, Bollendung ber öf- 
fentlihen Arbeiten, muß bie Commiflion, um dem allgemeinen An- 
brang nicht bloß ber Oppofition zu entiprechen, fi ben Zuſatz 
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gefallen laſſen „ohne die. gute Berwaltung ber Yinauzen zu gefähr: 
ben". Bei $.6 wird bie Specislifirung bes Bubgets mit 228 
gegen 19 Stimmen verivorfen. . 

d. April. Geſetzgeb. Körper: Adreßdebaite. Ein Antrag. von 56 Mitgl. 
zu Ounſten einer Ausdehnung der väterlichen Gewalt. kei Erbfchaf- 
ten (um ber unbebingten Theilung des ©runbeigenifums entgegen 
zu wirken) wirb am Ende gegen bloß 42 St. abgelehnt. . 

6. „ Geſetzgeb. Körper: Adreßdebatte. Amendement der Oppofition 
für Decentvalifation und größere Gemeindefreiheit. Die Regierung 
macht bioß . vie Feine Eonceflion, daß bie Maires in der Regel 
nit außerhalb ber Gemeinderäthe genommen werben jollten; das 
Amendement mirb mit 209 gegen 26 St. verworfen. 

7—8, „ Geſetzgeb. Körper: Adreßdebatte, Unterrihtsfrage, Die Regie: 
rung erflärt fi für unentgeltlihen aber nicht obligatorifchen Volks⸗ 
unterridt. Das Amenbement für unentgeltlichen und obligatoriichen 
Unterricht wirb bloß von 17 gegen 233 St. unterftüßt. 

10, „ Geſetzgeb. Körper: Adreßdebatte, auswärtige .Ungelegenheiten. 

. Rebe Dlliviers für, Jules Fabre's gegen bie Pegierung in ber 
deutſch⸗däniſchen Streitfrage. Antrag ber Oppoſttion bez. der päpft- 
lichen Enchelica. Rebe des Staatsraths Vuitry Namens ber Pte: 
gierung. Die Oppofition zieht ihren Antrag zurüd und der urjprüng- 
tie $ wirb einftimmig angenommen. 

11. „ Gefebgeb. Körper: Abreßdebatte, Mexivo. Das Amenbement 
der Oppofition wird mit 225 gegen 16 Stimmen verworfen. 

412 -15. „ Geſetzgeb. Körper: Adreßdebatte, Italien und bie September: 
convention. Amenbement der Oppoſition und Amenbement ber cle⸗ 
ricalen Partei (für eine ausdrückliche Garantie ber weltlichen Herr: 
ſchaft des Papftes). Rebe Thiers (gegen bas einheitliche Königreich 
Stalin und zu Gunſten ber weltlichen Herrihaft bes Papftes), 
Olliviers (gegen Thiers) und bes Staatsminifters Rouher. Das 
clericale Amendement wirb mit 169 gegen 84,. basjenige der Oppo⸗ 
fition mit 195 mit 24 St. verworfen. 

15. „ Oefebgeb. Körper: Schluß ber Abreßdebatte. Die ganze Abrefle 
wird mit 249 gegen 15 St. angenommen. 

16. „ Das neue (ſchwindelhafte) mericanifche Anlehen findet in Paris 
teob der Nachricht vom Sale Richmonds enormen Zudrang zu den 
Zeichnungen. 

28.,„ Demonſtation bes Quartier latin von Paris für die nordameri⸗ 
kaniſche Union und den ermordeten Lincoln. 

29. „ Der Kaifer geht nad Algier ab. Durch kaiſ. Decret vom 
26. db. Mts. ift bie Kaiferin während ber Abweſenheit des Kaijers 
Regentin mit‘ ausgedehnten Vollmachten. 


1. Mai. Die Regierung gibt ben beiben Kammern (Rouher im gefebg. 
Körper, Vuitrh im Senat) Anlaß zu einer Beileidserklärung in 
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Folge ber Ermordung: Lincolns. (No im Laufe ber Adreßdebatte 
bes gefebgeb. Körpers Hatte ein Antrag Pelletans, bem ‚norbameri- 
kaniſchen Yreiftaate die Sympathien Frankreichs auözubrüden, kei⸗ 
nerlei Unterflüßung- gefunden). 
3. Mai: . Ankunft des Kaiſers in Algier. Preclamation besjelben an bie 
Einwohner Algerien. 

3—4. Mai. Gefehgeb. Körper: Feftſtellung des Militärcontingentes für 
1866. Mehrere Nebner ber. Majorität bringen lebhaft darauf, daß 
das Contingent von 100,000 mwenigftens auf 30,000 Manır herab: 

‚gefeßt werde. Garnier: Pages erörtert bie Frage ber Abſchaffung 
ber ftehenden Heere überhaupt. Glais⸗Bizoin erflärt fi für Ein- 
führung des preuß. Landwehrſyſtems. Gegenden $ 1 (Bewilligung 
von 100,000 Mann) erheben fih 64 Mitgliever, gegen das ganze 
Gejeb dagegen in namentlicher Abftimmung nur 16 (ein Theil der 
Oppoſition enthält fi der Abſtimmung wie faft immer gänzlich). 

— „ Gefetzgeb. Körper. Im Schooße der Gommillion, weldyer ber 
Geſetzesentwurf der Regierung bez. Erweiterung der Decentralifation 
überwieſen iſt, finden äußerſt Ichhafte Debatten ftatt; ein Theil der 

Commiſſion will entſchieden viel weiter gehn als die Regierung. 

6. „ Proclamation des Kaiſers in Algerien an das arabiihe Volk. 

vn : Die franz. Regierung macht in Wien Eröffnungen, um zu er: 
fahren, ob Oeſterreich nicht geneigt fei, bei ſich bie Aushebung eines 
Bataillons Freiwilliger für den. Bapit au geftatten. - Defterreih geht 
nicht darauf ein. 

8. „Geſetzgeb. Körper: Die Regierung legt den längft erwarteten 

Geſetzesentwurf über außerorbentliche öffentliche Arbeiten vor: es 

ſollen auf 6 Jahre vertheilt 360 Mil. daranf verwendet und theils 

aus ben’ Ueberſchüſſen des Budgets, theils durch den Verfauf von 
Staatswalbungen im Betrage von 100 Mill. gevedit werben. 

40. „. Abreffe der notabeln Eingeborenen Algeriens an den Kaifer. 

415... , Revolutionäre Rede des. Prinzen Napoleon in Wiaccio bei Gele 
genheit der Einweihung. eines Denkmals Näpoleons I. 

17.., Gefebgeb. Körper. Geheime Sitzung :und Wahl der Commiſſion 
für den von ber Regierung geforderten Bantencredit. Allgemeine 

Berftimmung. 

48. :, Geſezzgeb. Köcher: Die Regierung bringt bie Ermächtigung ber 
Stabt Paris zu einem neuen Anlehen von 250 Mi. behufs Voll 

endung bes Umbaues ber Stabt zur Vorlage. Beginn der Budget: 
bebatte: ber Bericht ber Commiſſion erklärt fih neuerdings jehr 
entichieden gegen alle Expeditionen in bie Ferne, für Beendigung 

: bes mericanifchen Unternehmens und für Verminderung des Militär- 
bubgets überhaupt, das indeß nur durd einen Congreß aller euro⸗ 
päiſchen Staaten und eine allgemeine Entwaffnung erzielt werden 
könne. 

20., Die Regierung zeigt dem Geſandten der Ver. Staaten an, daß 
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bie Orbre/ nach welcher Kriegsfchiffe ber Ber. Staaten nur 24 Stun⸗ 
den in franzöfiichen Häfen verbleiben bürften, nunmehr zurüdgenom- 
mer ſei ' 


27. Mai. Bruch zwilden dem Kaifer und bem Bringen Napoleon in Folge 

ber Rebe des letzteren in Afaecio. - oo 
Schreiben bes Kaifers an ben Prinzen .von Algier aus: „Mein 
Herr und fehr. lieber Vetter! Ich kaun mich nit enthalten, Sie von bem 
peinlihen Eindrud in Kenntniß zu feßen, ben Ihre in Ajaccio gehaltene 
Rebe auf mich gemacht hat. Indem ih Sie während meiner Abmwejenbeit 
an ber Seite der Kaiſerin unb meines Sohnes als Bicepräjibent des gebeis 
men Rathes ließ, wollte ich Ihnen einen Beweis meiner Freundſchaft und 
meines Vertrauens geben und hoffte ich, daß Ihre Gegenwart, Ihr Verhalten 
und Ihre Reben von ber im unjerer Familie herrſchenden Cinigfeit Zeugniß 
ablegen würden. Das politifhe Programm, das Sie unter bie Aegide bes 
Raiters ftellen, kann aber nur den Feinden meiner Regierung bienen. Beur⸗ 
theilungen, welche ih nicht zulaflen Tann, fügen Sie Gefühle bes Hafles und 
bes Grolls Hinzu, bie nicht mehr unferem Zeitalter angehören. Um bie 
Ideen des Kaiſers auf bie gegenwärtige Zeit anwenden zu fünnen, muß man 
die harten “Prüfungen ber Verantwortlichkeit der Gewalt beftanben Haben. 
Und fönnen übrigens wir Pygmäen bie große geſchichtliche Figur Napoleons 
wirklich nach ihrem wahren Werthe ſchätzeu? Wie vor einer coloſſalen Statue, 
ſind wir un mächtig, deren Ganzes auf einmal zu faflen. Wir fehen ftets- 
nur bie Seite, welche unſere Blicke auf fich zieht; daher die Unzulänglichfeit 
ber Reprobuction und bie Verjchiedenbeit ber Meinungen. Was aber für 
Stebermann klar da liegt, das tft, daß ber Kaifer, um bie Anardie ber 
Geifter, dieje furchtbare Feindin ber wahren Freiheit, gu vers 
hindern, vor Allem in feiner Familie und dann im feiner Regierung 
jene ftrenge Disciplin einführte, die nur Einen Willen und Eine Action 
zuließ; von nun an werde auch ich mich von ber gleichen Verhaltungsregel 
nicht entfernen dürfen. Hiernach, mein Herr und Fieber Vetter, bitte ich Gott, 
bag er Sie in feinen heiligen Schug nehme“. 
Antwort des Prinzen: „Sirel In Folge bes Briefes Ew. Maj. 

vom 23. Mai und feiner Veröffentlihung duch ben Moniteur, reiche ich 
hiermit meine Entlaffung als Vicepräfident bes Geheimraths und als Prä- 
fivent der Commiſſion für die Ausſtellung von 1867 ein. Genehmigen Sie, 
Sire, ben Ausbrud der tiefen ımb adtungspollen Anhänglichkeit, mit welcher 
ich verharre als Ew. Maj. ſehr ergebener Better Napolgon”. 

29. „ Marſchall Magnan }. | j 

— „ Zahlreiche Arbeiterftrites in Paris (in Folge ber nunmehr geftat: 
teten Arbeitercoalition) meift mit günftigem Erfolge für die Ars 
beiter. “ 


1. Juni. Die Regierung ſchließt mit einer Compagnie einen Vertrag 
zur Beichaffung von 100 Millionen behufs öffentlicher Arbeiten in 
Algerien ab. 

2. ,„ Geſetzgeb. Körper: Budgetbebatte. Umfaſſende Rede Thiers über 
die Finanzlage des Landes im Allgemeinen, an deren Schluß er es 
geradezu ausſpricht, daß das Land auf dieſem Wege dem Staats: 
bankerott entgegengehe. Gewaltiger Eindruck. 

7.,„ Die Regierung nimmt ihre frühere Neutralitätserklärung vom 
Juni 1861 gegenüber ven Ver. Staaten förmlich zuräd, 
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9: Juni. Geſetzgeb. Körper: Debatte Über das Bubget der -mußerorbent- 
lichen Ausgaben bes Kriegsminiiteriums für 1865 fpeciell über 
35 Mil. für Mexico. Rede Rouhers. Die Pofition wird mit 
232 gegen 13 Stimmen angenommen. 

„ » Die Kaiferin-Regentin hebt bis Preßverwarnungen auf. 

40. „ Der Gefebgeb. Körper nimmt mit 280 gegen 6 Stimmen ben 
Geſetzesentwurf über bie Anmullirung der ber Amortifationscafle an- 
gehörigen Renten an. 

„ n Der Kaifer trifft nad faſt ſechswöchlicher Abweſenheit aus Frank⸗ 
reich wieder in Paris ein. 

15. „ Sieg ber Oppofition im Marnebepartement bei der Wahl zum 
gefeßgeb. Körper mit 17,171 gegen 12,719 Stimmen. 

„ „» Der Voniteur leugnet, daß Verſtärkungen nad Mexico gefandt 
werben, Tebiglid Ergänzungen der eingetretenen Lüden. 
„— 25. „ Mißlungener Strike ber Droſchkenkutſcher in Paris. 

19. „ Unterredung des Prinzen Napoleon mit dem Kaifer. Keine Aus: 
ſöhnung. 

21. „ Abſchluß eines Handelsvertrags mit Spanien. 

23. „ Geſetzgeb. Körper: Bubgetdebatte. in Antrag von Glais⸗Bizoin 
auf Abfchaffung bes Octroi wird mit großer Majorität verworfen. 

24. „ Geſetzgeb. Körper: das ganze groentlihe Budget für 1866 wird 

. mit.238 gegen 11 Stimmen: angenonimen. 

25. „ Marſchall Canrobert wird an bes verftorbenen Magnams Stelle 
zum Befehlshaber der Armee von Paris ernannt, Gen. Montauban 

zum Commandanten der Militärdiviſion von Lyon. 

27. „ Die Regierung unterliegt im Buy de Dome, dem früheren Wahl- 
freile Morny's, mit ihrem Candidaten zum gejebgeb. Körper mit 

42,251 gegen 14,159 Stimmen. 
v». mw Geſetzgeb. Körper: das außerordentliche Budget für 1866 wird 
mit 247 gegen 10 Stimmen angenommen. 

29. „ Ein kaiſ. Decret löst ſämmtliche Municipalräthe In ganz Trank: 
reich auf und orbnet die Neumahlen auf den 22. Juli an. Rund: 
ſchreiben des Minifterd des nern, Lavallette, an die Präfecten 
(der Wahlbemegung freien Lauf zu laffen, fofern fi die politifchen 
Parteien nicht einmijchten). 

— „Memoire bes Kaiſers über Algier. 


4. Juli. Der gefebgeb. Körper genehmigt das neue Anlehen der Stadt 
Paris von 250 Mil. mit 173 gegen 50 Stimmen. 

3. „ Der gefeßgebende Körper genehmigt das von der Regierung ge: 
‚ forderte Anlehen von 100 Millionen für Algerien mit 227 gegen 
10 Stimmen. 

Ad „ Schluß der Kammerfeflion. Die ragen der Decentralifation, 
das Bautenproject und die Unterrichtsfrage bleiben unerlebigt. 
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7. Juli. Unterzeichnung eines Handelsvertrags zwiſchen Frankreich und 


18. 


20. 


22. 


Holland im Haag. 

„Ein Verſuch der franzöſiſchen Regierung, durch ihren Geſandten 
in Waſhington diplomatiſche Beziehungen zwiſchen dem Sailer 
Marimilian von Merico und der Regierung ber Ber. Staaten an⸗ 
zubahnen, fcheitert vollſtändig (vgl. Norbamerifa). 

„ Kine Anzahl angefehener Männer in Nancy einigt ſich nad) ſorg⸗ 
fältiger Berathung über ein Decentralijationsprogramm. 

Die Hauptpunfte bes Programm” geben dahin, baß bie Wahl bes Bür⸗ 
germeifters aus bem Schooße bes Municipaltath8 obligatorifch fei, und fie wollen, 
daß den Generalräthen bas Recht zugeftanden werde, ihre Präfidenten und 
Secretäre felbft zu wählen, fowie baß fie ſelbſt über die Gültigkeit ihrer 
Wahlen zu ftatuiren haben. Kerner tragen fie auf Aufhebung ber Arrondiſſe⸗ 
mentsräthe an, beven Befugniſſe einem Bezirksrathe gegeben würben, welcher 
bivect von den Mitgliedern bes Bezirks (canton) ernannt würde. Ein vom 
Seneralrath erwähltes Mitglied bes Generalraths würbe von Rechts wegen 
im Gantonalrath berathende Stimme haben und beffen natürlicher Präfident 
fein, ohne daß indeſſen biefe Präfidentichaft obligatorifch wäre. Der Generals 
rath würbe binfort anjftatt für neun Jahre nur.für ſechs gewählt werben. 
Es würde eine permanente Commiſſion bes Generalraths gewählt werben, 
welde in feinem eigenen Schooße zu wählen wäre, aus fünf Mitgliedern bes 
ftände und mit Ausführung ber Befchlüffe betraut wäre. Die abminijtrative 
Aurisdiction würde aufgehoben und auf bie orbentlihen Gerichte übertragen 
werben. Die Unterpräfeeten würben nad bem Programm gänzlich wegfallen, 
‚Wenn ihr — erflärt das Manifeſt — nicht nah Decentralifation ftrebt, 
dann verzichtet auf Recht und Vernunft in den Ausgaben, auf Gerechtigkeit 
im Staat, auf politifche Freiheit überhaupt”. 

Die Preſſe bemächtigt fi alsbald und mit Lebhaftigkeit ber 
See: eine Anzahl unabhängiger Blätter erklärt fi entfchieben da⸗ 
für, ebenfo, theilweife in größeren Brojchüren, eine Reihe von an- 
gefehenen Männern ber verjchiebenen Parteien, Republilaner, Orlea⸗ 
niften, Legitimiften, wie z. B. Prevoft-Parabdol, Od. Barrot, J. — 
Garnier-Pagès, Carnot, Desmarets, Paul Andral, Montalembert, 
Fürſt Broglie, Cochin, L. Gaillard u. ſ. w.; die Organe des Ra⸗ 
dicalismus und der ſog. imperialiſtiſchen Democratie, Opinion natio⸗ 
nale und Siecle dagegen bekämpfen bie bee mit Eifer; bie offi⸗ 
ciöfe Prefje hält Anfangs zurüd, um ſich ſchließlich ebenfalls gegen 
die Tendenz auszuſprechen. 

„ Allgemeine Wahl der Gemeinberäthe in ganz Franfreih. Die 


jelben ergeben im Ganzen ein ziemlidy freifinniges, aber nicht anti 
dynaſtiſches Reſultat. 


5. Aug. Rundſchreiben des Miniſters des Innern, Lavallette, bezüglich 


7. 


des Reſultats der Gemeinderathswahlen. „Keine Beſiegte und keine 
Sieger!“ 

„Deouyn de l'Huys 'weist die Note des Vertreters der Regierung 
der Ber. Staaten (ſ. Ber. Staaten) vom 1. Auguſt ſehr entſchieden 
zurück: 


17 
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„er werbe jeberzeit bereitwillig in freundfchaftlichem Lone gehaltene Ans 
fragen erwiebern, ber Kaiſer fei aber feſt entjchlofen, jebe in brohendem Tone 
gehaltene Interpellation zurüdzumeiien“. 

15. Aug. Internationale, franzöfiiheengliihe Seeparade in Eherbourg. 

417. „ Der Kailer und bie Kaiferin kommen incognito aus bem Lager 
von Chalons in Straßburg an und gehen von da nah Schloß 
Arenenberg, Luzern und dem Berner Oberland. Tactvolles Bench: 
men bes Kaiſers in der Schweiz. 

21. „ Internationale, franzöfifchzenglifhe Seeparade in Breit. 

„ n Graf Walewski, Senator, wirb im Departement des Landes ein- 

ftimmig (ohne Gegencanbidat) zum Deputirten gewählt und baitm 
die Möglichkeit gegeben, ihn als Nachfolger Morny's zum Präſiden⸗ 
ten bes gejeßgeb. Körpers zu ernennen. 

„„4. Sept. Seflion fämmtliher Oeneralräthe. In einer Reihe von 
Generalräthen tritt eine entſchiedene Oppofition gegen ben Fortbeftanb 
bes Octroi zu Tage. 

29. Aug. ircularbepefhe bes Hrn. Drouyn de l'Huys gegen bie Ga- 


feiner Convention : 

„... Die Blätter haben uns ben Tert ber Convention von Gaftein ges 
bracht. Ich beabfichtige nicht, bie Stipulationen berjelben im Einzelnen zu 
prüfen; bagegen ift es nicht ohne Intereſſe, nachzuforſchen, welches bie Motive 
find, bie in dieſen Unterhandlungen bie beiden beutfchen Großmächte geleitet 
haben. Waren fie gemeint, bas alte Recht der Verträge zu betätigen? Ofe 
fenbar nicht: die Wiener Verträge hatten die Eriftenzbebingungen der däni⸗ 
fhen Monarchie geregelt. Diefe Bedingungen find über den Haufen geworfen. 
Der Londoner Bertrag war ein neues Pfanb ber Sorge Europa's für bie 
Dauer ber Integrität biefer Monarchie: er ift zerriffen durch zwei Mächte, 
bie ihn unterzeichnet hatten. Ober baben fich Oefterreih und Preußen ver: 
ftändigt zum Schutze eines mißachteten Erbfolgerehhts? Statt bem meiftberech- 
tigten Prätendenten das ftreitige Erbe zu überantworten, haben fie ed unter 
fi getheilt. Befragen fie vieleicht das Intereſſe Deutichlande ? Ihre Ber: 
bündeten Haben ja die Abmachungen von Gaftein erft aus den Zeitungen er: 
fahren. Deutſchland verlangte nah einem untheilbaren Staat Schleswig- 
Holftein, getrennt von Dänemark und unter einem eigenen Fürften, für ben 
e8 Partei genommen hatte. Diefer populäre Candidat iſt heute bei Geite 
gefett und die Herzogthümer, ftatt vereinigt vielmehr auseinanbergerifien, 
werben verſchiedenen Herrn unterſtellt. Iſt es das Intereſſe der Herzogthü⸗ 
mer ſelbſt, das bie beiden Mächte ſichern wollten? Die unauflösliche Vereini⸗ 
gung derfelben war ja, wie gejagt wurde, die wejentliche Bebingung ihrer Profpe: 
rität. Hat die Theilung wenigftens ben Zweck, zwei rivalifirende Nationen 
auseinander zu halten unb bem inneren Haber ein Ende zu machen, inbem 
jeber berfelben ein gelondertes Feld ber Eriftenz angewiefen wirb ? Auch das 
ift nicht ber Fall, denn wir fehen, baß bie Scheibungslinie ohne alle Rüds 
fiht auf die Nationalitäten Deutſche und Dänen untereinander gemiſcht läßt. 
Wollte man allein den Wünſchen der Bevölferungen entfprechen ? Sie wurben 
gar nicht gefragt und es ift nicht einmal die Rebe bavon, die Stände von 
Scieswig-Holftein einzuberufen. Auf welchem Principe beruht benn bie 
öfterreich.zpreußifche Combination? Wir bedauern, in berjelben Keine andere 
Grundlage zu finden als bie Gewalt, feine andere Rechtfer—⸗ 
tigung, als die gegenfeitige Convenienz der beiben Theis 
lungsmädte Es ift das eine Brarie, ber das heutige Europa entwöhnt 
war und für welche man nur in ben traurigften Zeiten ber Gedichte Prä⸗ 
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eebenzfälle findet (c’est IM une pratique dont l’Europe actuelle 6tait 
d6shabituse et il en faut chercher les pr&c&dents aux ages les plus 
funestes de l’histoire). Gewaltthat unb Eroberung verderben den Rechts: 
finn und das Gewiſſen der Völfer. An die Stelle der Grundſätze geſetzt, 
welche das Leben der modernen Staaten regeln, find fie ein Element ber 
Unordnung und ber Auflöfung und nur geeignet, bie alte Orbnung . ber 
Dinge umzuftürzen, ohne eine neue Ordnung feit zu begründen. Das find 
die Betrachtungen, welche bie Ereignijje, deren Schauplaß gegenwärtig Deutſch⸗ 
land ift, der Regierung bes Kaijers einflößen. Indem ih Ihnen biefe Ein- 
brüde mittbeile, ift e8 nicht meine Abjicht, Sie aufzuforbern, biepfällige Be⸗ 
merfungen an ben Hof, bei dem Sie beglaubigt find, zu richten, ſondern 
ledliglich Ihnen bie Sprache anzubeuten, bie Sie beobachten mögen, wenn ſich 
eine Gelegenheit barbieten follte, Ihre Anfiht fund zu geben“. 
30. Aug. Ein kaiſ. Decret annullirt die Beſchlüſſe des Generalraths 
bed Departements ber Seine und Marne, weil er bie Gränzen ſei⸗ 
ner Befugniffe überjchritten habe, indem er ben Wunſch ausbrüdte, 
daß ein Geſetz ben Oeneralräthen bas Recht ertheilen möge, über 
ftreitige Departementswahlen felbft zu beftimmen und baß die Auf: 
merkſamkeit der Regierung darauf gelenkt werben möge, ob es fidh 
nicht ziemen bürfte, ben Generalräthen das Recht zu verleihen, bie Mit: 
glieder ihrer Bureaur felber zu ernennen. 
„Viele Gemeinden beginnen ihre Cmancipation, indem fie in Er: 
mangelung ber Deffentlichleit ihrer Rathsſitzungen die Protocolle 
berjelben den Journaliſten zur Einfiht und Verfügung ftellen. 


pi 
. 


Sept. Aufftanb in Mabagasfar gegen die Franzofen in Folge ber 
Zahlung einer Entihädigungsjumme an die franz. Regierung. 

2. „ Graf Walewski wird zum Präfibenten des gejeßgeb. Körpers an 
bie Stelle des verftorbenen Herzogs von Morny ernannt. 

nn Differenzen mit Tunis. Sendung bed Baron Eeillarb bahin 
mit einer Art Ultimatum, Nachgeben des Bey. 

7. „ Der Kaifer, die Kaiferin und ber kaiſerliche Prinz reifen nad 
Biarritz ab. Ä 

I. „ Die Tail. Familie beſucht von Biarrik aus bie Königin von 
Spanien in ©. Sebaftian. 

10. „ Der Gemeinderath von Cherbourg befchließt bie Veröffentlihung 
feiner Verhandlungen mit den Namen ber Votanten. 

11. „ Drouyn be l'Huys zeigt dem Gefanbten in Rom an, daß ber 
Kaijer auf den Wunſch des Papftes feine Truppen nicht auf einmal, 
fondern in Abtheilungen zurüdziehen werde; Rom, Biterbo und 
Civitavecchia würden allein noch beſetzt bleiben. 

„» » Die kaiſ. Familie empfängt in Biarrig ben Gegenbefuh ber 
Königin von Spanien. 

16. „ Der franz. Staatsrath Langlais, vom Kaifer Marimilian zum 
Tinanzminifter von Merico defignirt, ſchifft fih mit drei Finanz- 

| injpeetoren in St. Nazaire dahin. ein. 

19, „ Eine eigene Broſchüre La convention de Gastein und mehrere 

17* 
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Artikel der Opinion nationale und des J. des Debats fprechen fich 
für eine preußiſch⸗franzöſiſche Allianz aus. Man nimmt an, daß 
biefelben ſämmtlich von ber preuß. Geſandtſchaft und dem preuß. 
Preßbureau ausgegangen feien, um ben beabfichtigten Beſuch Bismards 
in Paris vorzubereiten. 


20, Sept. Rundihreiben des Minifters bes Innern, Lavallette, an bie Prä- 


23. 


27. 


fecten gegen die ſelbſtändigen Regungen der Gemeinderäthe und über 
bie Art und Weiſe, wie die Veröffentlichung von Gemeinderaths⸗ 
beſchlüſſen künftig ftattfinden bürfe, 

Der Minifter ruft den Präfecten vor Allem bie gefetlihe Beitimmung 
ins Gedächtniß zurüd, daß eine Veröffentlichung von Gemeinberathsbefchlüffen 
nur mit Genehmigung der Verwaltungsbehörden vor fi geben, und baf 
diefe Genehmigung nie zum voraus und im allgemeinen ertbeilt werden barf. 
Meberhaupt geböten bie ernfteften Beweggründe, bie Discufjionen der Gemeinde: 
räthe innerhalb der Sphäre ber rein abminiftrativen Intereſſen zu bejchrän: 
fen und zu verhindern, daß biefer ihr Charakter nicht durch gefährliche Auf: 
reizung fremder Leidenfchaftern ober burch einen bedauerlihen Hang nad) leerer 
Popularität entftellt werde. Die Defientlichfeit reiße gleichzeitig gewiſſe aben- 
teuerliche Geifter mit ſich fort, und jchrede viele beicheidene zaghafte aber auf: 
geflärte und gewiffenhafte Leute ab, bie von jeber Theilnahme an biejen 
innern Debatten durch den um ihren Namen entftehenden Lärm ferngehalten 
werben. Dieß fei namentlich in voller Stärfe auf die Municipalräthe ans 
wendbar, bie man fo oft mit wirklichen Familienräthen verglichen habe, und 
bieß ſei auch offenbar ber Grund, warum bie Regierung ben Gemeinberaths- 
fitungen bie Deffentlichfeit nicht geftattet habe. Im Allgemeinen werben bie 
Präfecten angewiejen, barüber zu wachen, baß Verhandlungen und Bejchlüffe 
von Gemeinberäthen nur mit Genehmigung bes Präfecten officiell veröffent- 
licht werden Tönnen. Für jeden Beihluß muß diefe Genehmigung befonbers 
eingeholt werben; biefelbe Tann nur ben in bie Gemeinderathsregifter in vor⸗ 
ſchriftsmäßiger Form eingetragenen Beſchlüſſen extbeilt, und muß jebesmul 
verweigert werben, feien bieje Beichlüffe auch noch fo regelrecht gefaßt, wenn 
in benfelßen die Namen ber an ber Discuffion betheiligten Mitglieder genannt 
find, Diefe Gefeßgebung ift „Liberal und klug“, jagt ber Miniter am Schluß, 
und empfiehlt ben Präfecten bei Anwendung berjelben fich ebenfalls „Liberaf 
und Flug“ zu zeigen. 

Die öffentlihe Meinung erblidt in dem Rundſchreiben eine nicht 
zu verfennende Antwort der Regierung auf bas Decentralifations- 
programm von Nanch und fpridt fi im Allgemeinen gegen bie 
Tendenz besjelben aus. " 


„ Hr. Drouyn be l'Huys ermädtigt ben Vertreter Franfreihs in 


Berlin behufs Erläuterung feiner Circularbepefche v. 29. Aug. zu ber 
Erklärung, daß die barin ausgefprochenen Anfichten ber franzöfifchen 
Regierung durchaus feinen mehr bindenden Character hätten, als 
bie Convention felbft, durch welche biejelben hervorgerufen worben 
feien; das NTuileriencabinet nehme gerne Act von den Erklärungen 
der preuß. Regierung, daß die Convention nur den Character eines 
Proviforiums Habe. 


„ Die Art, wie bie preußifhe Militärjuftiz die Ott-Eulenburgiſche 


Affaire behandelt, Hat in Straßburg, dem Geburtsort bes getöteten 
Koches Dit, eine allgemeine Aufregung Hervorgerufen und eine dieß⸗ 
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fällige Petition an ben Senat um Verwendung für eine unpärteis 
iſche Juftiz bereits 20,000 Unterjchriften gefunden. 


— Sept. In Uebereinftimmung mit den Anfhauungen ber Tail. Broſchüre 


haben bie Militärbehörben in Algier bereits begonnen, bie europät- 
ſchen Anftebler in den ſüdlichen Diftricten zu entfernen. 


„ Unter den Arbeitern in Paris find die Coalitionen zurüd: und 


bas Genoſſenſchaftsweſen vorgetreten; Bildung zahlreicher Productiv⸗ 
genoſſenſchaften. 


5. Oct. Generalverſammlung ber Actionäre der Suezcanal-Geſellſchaft. 


12. 


ui 


15. 


Hr. v. Leſſeps berichtet: bie Activa der Geſellſchaft betrügen noch 
180 Mil. Fr.; der Kleinfchiffahrtscanal werde ſchon 1866 ertrags⸗ 
fähig, der Großfchiffahrtscanal 1868 vollendet werben. 


„In Folge eines Circulars ber ägyptifchen Regierung an bie euro: 


päiſchen Conſuln, worin biefelbe, auf die Thatfache ſich ſtützend, daß 
bie Cholera durch die Pilgerfahrten nad) Mecca entitanden und bush 
zurückkehrende Pilger im Orient verbreitet worden fei, die europäi- 
ſchen Regierungen aufforberte, mit ber Pforte Maßregeln gegen biefe 
unheilvolle Thatjache zu vereinbaren, genehmigt der Kaiſer in Ueber: 
einftimmung mit einem bießfälligen Bericht ber Minifter Drouyn 
de l'Huys und Behie, eine Einladung an bie europäifhen Mächte 
zum fchleunigen Zujammentritt einer biplomatiihen Conferenz zu 
richten behufs Aufftellung practifcher Reformvorſchläge zur Organi- 
fation des Sanitätsweſens im Orient. 


„ Der Katjer kehrt von Biarritz nad) St. Cloud zurüd, ohne troß 


ber Einladung in Bordeaux, mit befien Haltung er nicht zufrieden 
ift, anzuhalten. 


„ Die Idee einer Allianz Franfreihs mit Preußen wirb von ber 


franz. Preſſe faft einmüthig verworfen. 


„ Der fpanifche Gefandte in Paris berichtet feiner Regierung über 


eine Unterredbung mit Drouyn be l'Huys bezüglich ber Abfichten 
Sranfreihs gegenüber Rom. 

Auf die Frage des ſpaniſchen Gefandten, wie fi Frankreich nad ber 
Räumung Roms verhalten werbe, erwieberte ber franzöfiiche Diinifter: „Wenn 
ber päpftliche Stuhl taub bleibt für alle unfere Ratbfchläge; wenn er bie 
Gelegenheiten zu einer Verftändigung mit Stalien von fich weist; wenn er 
fih der Einführung von Reformen wiberfegt; wenn er fortfährt, Juden mit 
Gewalt zu taufen und Xubenfinder, wie ben Fleinen Mortara, zu rauben ; 
unter jeder Form die Fortfchritte ber Neuzeit zu verfolgen; die Briganten an 


der Gränze zu unterflüßen; wenn er endlich den Römern jede Hoffnung auf 


eine, wenn auch nicht Liberale, doch menigftens tolerante und gerechte Regie⸗ 
tung benimmt; wenn in biefem alle gegen unferen Wunſch eine Revolution 
in Rom ausbrechen würbe, fo liegt es auf ber Hand, daß unfere Truppen 
nicht nah Rom zurüdfehren werben, um ben Römern eine berartige Regie⸗ 
zung aufzuzwingen und mit ihren Bayonetten ſolche Mißbräuche zu unter: 
fügen. Nehmen wir jedoch das Gegentheil an. Der Papſt führt die uner⸗ 
läßlichen Reformen ein, verftändigt fi) mit der italienifhen Regierung, ers 
Hört fich endlich bereit, feine Unterthanen gerecht zu regieren und in Frieden 


262 


Fraukreich. 


mit ſeinen Nachbarn zu leben; wenn alsdann eine ehrgeizige Minorität, eine 
Bande von Revolutionären oder Aufwieglern mittelſt einer Ueberraſchung bie 
päpftlihe Regierung zu ftürzen fuchen, ben Rapft gefangen nehmen ober ver: 
treiben würde, fo Fönnte frankreich einer Hand voll Abenteurern bie Geſchicke 
bes Papſtthums nicht in die Hand geben“. Schließlich refümirt Hr. Drouyn 
de l'Huys feine Anjicht nochmals dahin: „Frankreich kann ber weltlichen 
Herrichaft beiftehen, wenn fie leben will, es kann fie aber nit am Selbſt⸗ 
morde verhindern”. 


17. Det. Requiem für den verftorbenen General Ramoriciere in Nantes 


n 


18. 


und Leichenrede des Biſchofs Tupanloup von Orleans — katholiſche 
Demonftration. 


„ Die Regierung ernennt eine Commiffion mit dem Auftrage, alle 
Thatfahen und Elemente ber MWürbigung ber fog. cooperativen Ar: 
beitergefellichaften zu ſammeln. 

„ Die franz. Regierung erklärt ſich bereit, fi mit dem Cabinet 
von Mafhington über eine Räumung Merico's zu verftänbigen, 
wenn bie Der. Etaaten ſich dazu entichließen könnten, den Kaijer 
Marimilian ihrerjeits anzuerkennen. 

Dep. des Hrn. Drouyndel’Huys: „Ichhabe feit zwei Monaten mehrmals 
Anlap genommen, Sie von ben Geſinnungen zu unterrichten, mit denen bie 
Tail. Regierung die Dauer ber Belebung Merico’8 durch die franz. Truppen 
betrachtet. Ich ſagte Ihnen in meiner Depeſche v. 17. Aug., daß wir auf 
das Aufrichtigfte den Tag herbeimünfchen, an welchem der lebte franzöſiſche 
Soldat das Land verlaffen fol, und daß das Wafhingtoner Cabinet dazu 
beitragen Fönnte, jenen Moment zu befchleunigen. Am 2. Sept. erneuerte 
ih Ihnen bie Verſicherung unjeres lebhaften Wunfches, unfer Hülfscorps, ſo⸗ 
bald e8 die Umſtände erlauben würden, zurüdzurufen. Am 10. Sept. endlich 
fügte ich, dieſelben Ideen voller ausführend, in einem Privatſchreiben bei, 
daß es ſehr von den Ver. Staaten abhänge, die Abfahrt unferer Truppen zu 
erleihtern. Wenn fie gegen die mericanifche Regierung eine freundliche Hal: 
tung annchmen wollten, welche zur Befeſtigung der Ordnung helfen würde, 
und in welder wir Motive der Sicherheit für die Interefjen finden würben, 
die ums gezwungen baben, unfere Maffen über den Tcean zu tragen, jo 
wären wir bereit, ohne Verzug bie Grundlagen einer Verftändigung über 
biefen Gegenjtand mit dem Mafhingtoner Cabinette anzunehmen; und id 
wünjche, Ihnen nun die Anfichten ber Regierung St. Maj. vollfländig be= 
fannt zu machen. Was wir von ben Ber. Staaten verlangen, ift bie Ber: 
fiherung, daß fie nicht die Abficht haben, die Befeftigung der in Merico ge: 
gründeten neuen Ordnung ber Dinge zu hindern; und bie befte Bürgichaft 
dafür wäre die Anerfenning bes Kaiſers Marimilian Seitens ber füberalen 
Regierung. Die amerifanifhe Union follte fi) davon, wie uns feheint, nicht 
durch die Verſchiedenheit der Inſtitutionen zurüdhalten laſſen, benn fie fteht 
in amtlihem Verkehr mit allen Monarchen Europa's und ber neuen Welt. 
Es entipricht ihren eigenen ſtaatsrechtlichen Rrincipien, die in Merico begrün: 
dete Monarchie wenigjtens als eine Regierung de facto anzuerkennen, ohne 
beſondere Rückſicht auf ihren Charafter oder ürſprung zu nehmen, her durch 
die Stimmen bed mericanifhen Volkes gebeiligt worden iſt; und indem 
es jo handelte, würde das Wafhingtoner Gabinet ſich nur von benfelben 
Gefühlen der Sympathie befeelt zeigen, welche Präſident Johnſon unlänaft 
gegen den Geſandten von Brafilien ausfprad), als Sympathieen, welche bie 
Bolitif ber Ber. Staaten gegen bie jüngeren Staaten bes americanifchen Felt: 
landes leiten. Merico ift freilich noch in dieſem Nugenblide von der franz. 
Armee bejegt, und wir können Teicht jehen, bag Das als Einwurf erfcheinen 
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wird. Aber bie Anerkennung bes Kaiſers Marimilian Seitens ber Ver. 
Staaten würde, unferer Anfiht nad, auf bie Zuſtände bes Landes Einfluß 
genug haben, daß wir bie Empfinblichfeiten (susceptibilit6s) ber Union in 
biefem Punkte berüdjichtigen könnten; unb jollte fich das Wafhingtoner Ca⸗ 
binet entjchließen, in biplomatifche Beziehungen zum Hofe von Merico zu 
treten, jo würben wir feine Schwierigfeiten Veben. Arrangements zur Abbe: 
rufung unferer Truppen binnen einer billigen, von uns feftzuftellenden Friſt 
zu treffen”. Schließlih bietet Herr Drouyn be l'Huys bie guten Dienfte 
Frankreichs an, um ben Abſchluß eines americaniſch⸗mericaniſchen Handels⸗ 
vertrages zu ermöglichen. 


20. Oct. Der Kaifer beſucht die Cholerafranten im Hötel Dieu. 
23/24. Det. Die Kaiferin beſucht bie Cholerafranfen im Hötel Dieu 


24. 


% 


und in mehreren anderen Spitälern. 
„» Der Gemeinberath von Borbeaur veröffentlicht troß bes minifte- 
rielen Verbotes das Protocol feiner erften Sitzung vom 23.d. M. 
und will e8 auf einen Proceß ankommen laflen. 


„ Broſchüre des Kaifers über Algerien in Form eines Briefes an 


ben Marihal Mac Mahon (Umarbeitung feiner Denkſchrift). 


15. Nov. Ein kaiſ. Decret verorbnet eine Armeerebuction von 10,396 


20. 


25. 


Mann, mit einer jährligen Eriparnig von 12% Mil. Fr. 

»n Münzeonferenz zwiſchen Franfreih, Stalien, Belgien unb ber 
Schweiz in Paris. 

„ Ein kaiſ. Decret verfügt als Erjparungsmaßregel bie Vereinigung 
der Functionen eines Oeneraleinnehmers mit benen eines Zahl: 
meifter®. 


„ Im Widerſpruch mit dem Circular des Minifters bes Innern, 


Zavallette, haben die Gemeinberäthe von Borbeaur, Touloufe, Mar: 


. feille, Orleans, Aurerre, Lille, überhaupt fait aller größeren Städte 


beichlofjen, die Namen der Redner ins Sigungsprotocol einzutragen 
und basjelbe allen Wählern, namentlih aber auch der Prefje zur 
Derfügung zu jtellen. 


12. Dec. Der Kaijer richtet einen ſehr wohlwollenden Brief an ben 


15. 


19. 


neuen König von Belgien. 


„ Ein Beihluß bes acabemifhen Rathes ber Parifer Univerfität 


relegiert 5 Stubenten wegen Theilnahme am Lütticher Stubenten- 
congreß und ber auf bemfelben gehaltenen Reden. Nublofe Demon: 
ftrationen der Studenten. 

„Frankreich kündigt den Auslieferungsvertrag mit England vom 
13. Febr. 1843 weil ungenügend mit Rüdfiht auf politiſche Ver⸗ 
brecher. 


» Die franz. Regierung regt die von ber Septemberconvention mit 


Stalien geforderte Uebernahme eines Theiles ber päpitlichen Schulb 
durch das letztere ſowohl in Rom als in Florenz an. 
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24. Dec. Finanzbericht Foulds. 

— „ Frankreich regt angeblich bei England eine Wiederaufnahme ber 
Londoner Conferenzen bezüglich ber Herzogthümer Schleswig und 
Holſtein an. Angebliche Antwort Englands. 

236. „ Die franz. Regierung erflärt ſich in einer Depeſche an ben Geſandten 
in Waſhington durch bie Botihaft des Präafidenten der Ber. Staaten 
an den Eongreß v. 4. d. M. befriebigt: 

„Ich ſehe aljo nichts in ber Spradhe des Hrn. Johnſon, das Beſorgniſſe 
fiber den Fortbeſtand ber freundfchaftlichen Beziehungen zwiſchen Frankreich 
und ben Ber. Staaten hervorrufen könnte, unb wenn einige Zmeibeutigfeit 
in ben Nusbrüden berrfcht, welche in Bezug auf bie bie Aufmerkſamkeit bei: 
der Nationen in Anſpruch nehmenden Fragen angewandt werden, fo zerjtreuen 
glüdlicherweife andere Stellen ber Botfchaft, welche bie Bebeutung der Worte 
bes Präfibenten unverkennbar fefiftellen, jegliche Ungewißheit. Tie Einführung 
bes Friedensfußes in der Unionsarmee und die beträdtlihe Verminderung 
ihrer Gabres beweijen gleichzeitig mit ber Verringerung ber Seemacht ber 
Union bie friedliche Sefinnung bes Cabinets von Wafhington, und die Ver: 
fünbigung dieſer Maßregeln durch den Präfidenten Johnſon ift für ums ein 
Unterpfand bes gegenjeitigen Vertrauens, bas fortwährend unjere beiden Re 
gierungen befeelen ſoll“. - 














| 5. Italien. 


4. Januar. Die Gefelihaft für ben Verkauf ber Staatsgüter entſchließt 
fih, dem Staate außer ben ſchon einbezahlten 50 Mill. noch wei- 
tere 150 Mil. Fr. vorzuftreden. 

8. „ Die päpftlihe Encyclica und der Syllabus vom 8. Dec. v. J 
werben in Neapel unter einem ungeheuren Zulauf von Stubenten 
unb andern Perjonen im Hofe ber Univerfität öffentlich verbrannt. 

12, „ Der AJuftizminifter Bacca richtet an ſämmtliche Biſchöfe ein Runb- 
Ichreiben, worin er baran erinnert, daß die Encyclica jowie ber An: 
bang ber 80 Irrthümer zur Veröffentlichung das königliche Exequa⸗ 
tur bebürfe. Die Regierung behalte fih vor, in dem Ermächtigungs⸗ 
becret ji barüber auszufpredhen, unter weldhen beſchränkenden Klau⸗ 
feln dieſe Documente veröffentliht und angewandt werben bürfen 
und welde Theile, als mit ben Staatsgefeten im Widerſpruch 
ftehend, von diefer Erlaubniß ausgeſchloſſen feien. 

17. „ Die U. Kammer becretirtt mit 158 gegen 38 Stimmen ben 1000 
von Marſala eine lebenslängliche Penfion von 1000 Fr. 

»„ „ I. Kammer: bie Regierung legt das mobifizirte Budget für 
1865 vor. Das ordenilie Budget zeigt immer noch ein Defizit 
von 171 Mil. (wie der Minifter hofft, fchlieglih nur von 121 
Mill.), das außerorbentliche ein foldhes von 45 Mil. Fr. 

23. „ ID. Kammer: Bericht der Commiſſion über die September-Er- 
eigniffe in Zurin. Auf den Antrag Ricajoli’s beſchließt bie Kammer 
im Intereſſe ber Einigkeit mit 140 gegen 67 Stimmen, über ben 
ganzen Bericht zur Tagesorbnung überzugehen. Große Unzufrieben: 
heit in Turin. 

25—29., Alltägliche Unordnungen und Tumulte in Turin. Eine Woreffe 
an ben Senat gegen ben Beſchluß ber II. Kammer findet zahl- 
reiche Unterzeichner. 

30. „ Hofball in Turin. Die Gäfte des Königs werden auf bem 
Wege nach dem Schloffe gröblich infultirt. 


1. Febr. Die Regierung verlangt vom Magiftrat von Turin eine fcharfe 
Proclamation wider die Demonftration gegen ben Hofbal. Der 
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Magiftrat lehnt e8 ab und will fi nur zu einer Proclamation an 
bie Nationalgardbe „für ihr energifches Benehmen” (das jedoch in 
ber That mehr als lau war) veritehen. 

2, Febr. Unterzeihnung einer neuen Uebereinkunft mit der lombardiſchen 
Eiſenbahngeſellſchaft (Rothſchild) bez. Verkauf ber piemontefifchen 
Staatsbahnen. (Die neue Uebereinkunft iſt mit Rückſicht auf Die Ver⸗ 
legung ber Hauptitabt weſentlich weniger vortheilhaft für den Staat 
als die frühere, bic von ber Regierung dem Parlament nicht vor: 
gelegt worben und baher bahingefallen war.) 

„ u Der Minifterrath befchließt in Folge der Vorgänge v. 30. v. M. 
und ber Haltung des Turiner Magiſtrates bie fofortige Ueberfieb- 
lung bes Königs nad Florenz. 

3. „ Der König verläßt Turin ganz unerwartet in Begleit des Mi: 
nifterpräfidenten General Lamarmora, ohne allen Abſchied von Turin, 
und fommt in Ylorenz an. 

4, „ Umſchlag ber Stimmung in Turin. Eine Ioyale Volksadreſſe 
an den König findet zahlreihe Unterſchriften. 


6. „ Kin gl. Decret ertbeilt der päpftlichen Enchclica v. 8. Dec. auf 
ben Vorſchlag des Yuftizminifters das kgl. Erequatur „vorbehaltlich 
ber Rechte bes Staates und der Krone unb ohne irgend einen ber 
barin enthaltenen Vorſchläge anzuerkennen, welche ben Prinzipien 
ber Inſtitutionen und ber Geſetzgebung bes Landes zuwider find“. 
Der Yuftizminifter hofft in feinem Rundſchreiben an bie Biſchöfe, 
daß dieſelben 

„in dieſem erfahren ber kgl. Regierung einen neuen und feierlihen Bes 
weis von dem aufrichtigen Streben der Regierung erfennen werben, auf dem 
geiftlichen Gebiet, und in allem, was das Gewiffen ber Gläubigen berührt, 
ber Kirche volle Freiheit zu laffen, unb vertraut, daß bie Biſchöfe von biefer 
Treibeit im ihrer Anwendung auf Encyclica und Syllabus gemäßigten Ge⸗ 
brauch machen; daß fie fih bei Verfündigung besfelben Iediglid, abftract und 
lehrhuft (ad un metodo astratto e dottrinale) verhalten und ihrem Clerus 
bas gleiche Verhalten einfchärfen werben; baf fie fih nicht auf Erläuterungen 
und Neben einlafjen werben, welche Gejete und Einrichtungen bes Staats 
berühren unb unter bie Strafgefete fallen mürden. Die Biſchöfe werben bie 
Beröffentlihung der Encyclica ohne Zweifel an bie VBerfündigung bes Jubi⸗ 
läums anknüpfen, welches ja nach Fatholifcher Lehre eine Periode der Ein: 
trat und Brübderlichfeit, ber Liebe und bes Friedens einweiht, und bie 
Biſchöfe als bie Lehrer jener Liebe, werben biefen Trieben nicht ftören wollen, 
ber in biefem Augenblid mehr als je Wunſch und Bebürfniß ift u. |. w.“ 

„ r Diell. Kammer nimmt ben Gejeßesentwuf an, ber der Regierung 
bie Befugniß gibt, bie territoriale Abgränzung ber Provinzen und 
Gemeinden zum Zweck abminiftrativer und ökonomiſcher DBerein- 
fahung zu verändern, nachdem ber Minifter des Innern Lanza aus 
ber Annahme eine Cabinetsfrage gemacht hat. 

45. „ Der König empfängt in Florenz eine Deputation bes Quriner 
Gemeinderaths und nimmt eine Loyalitätsadrefie desfelben entgegen. 

16—21., I. Kammer: Debatten über ben Geſetzesentwurf für legis⸗ 
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Yative Union ber Halbinſel (Verſchmelzung ber bisher in ben ein- 
zelnen Theilen bes Königreichs gültigen fünf verjchiedenen Codifi⸗ 
cationen); Frage ber Einführung ber Eivilehe. Annahme des Ger 
ſetzes. 

23. Febr. IL Kammer: Beginn ber Debatten über bie Ausdehnung bes 
Strafgejeßbuches auf Toscana (drage ber Beibehaltung ober Ab: 
Ihaffung ber Tobesitrafe). 

» n Deluh des Königs in Turin: ein Ausihuß der Wrbeitergefell- 
ihaften empfängt ihn, die Nationalgarbe bildet Spalier. 

26. „ Kgl. Amneftiedecret bez. der an ben September:Creigniflen in 
Zurin Betheiligten. 

— „ Auf Inftruction der römiſchen Curie hin lehnen die Biſchöfe bie 
Staatsauffiht über die Seminarien (und die bamit verbundenen 
Secundärſchulen) ab. Cine Reihe von Ceminarien wird in Folge 
biefer Weigerung auf Befehl des Unterridhtsminiftere Natoli ge: 
ſchloſſen. 


6. März. Schreiben des Papſtes an den König Victor Emanuel (ſ. 
Rom). 

8—14. „ U. Kammer: Debatten über die Abjchaffung ver Tobesftrafe. 
Die Abſchaffung wird unter Namensaufruf mit einer Majorität von 
59 Stimmen beſchloſſen und nur bie Fälle des Militär: und Ma- 
rineſtrafgeſetzbuches und des Brigantaggio ſollen noch eine Ausnahme 
bilden. 

14. „ Der König ertheilt eine allgemeine Amneſtie für politiſche und 
Preßvergeben, für bie Ucbertretungen gegen das Nationalgarbegefe 
und zu Gunſten ber wegen Aspromonte veruriheilten Soldaten. 

„» n II Sammer: Tarlegung der Finanzlage durch den Finanzminijter 
Sella: 
Das Deficit beträgt 261 Millionen für 1862, 22 Millionen für 1863 
und 34 Millionen für 1864. Im Ganzen alfo (troß ber Anlehen von Ming: 
hetti) 317 Millionen. Wenn man dazu 207 Miillionen jür das Teficit von 
1865 und 100 Millionen fü. das von 1866 fügt, (denn der Minifter macht 
fi formell verbindlich, das Deficit von 1866 auf weniger ald 100 Millionen 
zu rebuciren) jo befindet man fi bei Ablanf vom Stat von 1866, ber bis 
zum 30. Sept. 1867 reicht, mit einem Totalbeficit von 625 Millionen, 
weldes, durch ben Verkauf ber Staatseifenbahnen zum Preis von 200 Mil. 
auf "425 Millionen reducirt wird. Der Minifter fucht daher um bie Befug- 
niß nach, eine Anleihe von 425 Millionen, zahlbar nach 18 Monaten, abzu: 
ſchließen, aber er verlangt, baß man mit biefer Anleihe Vorſchläge einer Ab: 
gabe auf die Häufer und auf bas Bermögen für 60 Millionen, die Auf: 
bebung ber Freibäfen, und enblid Veränderungen in ben Rigifirirungs⸗ und 
Stempeltaren annehme. 

Die I Kammer geht Über die Turiner Petition gegen ben Be: 
ſchluß ber II. Kammer v. 23. Januar bez. ‚ber Septemberereignifje 
zur Tagesorbnung über. 

16. „ I. Kammer: Tas Gefeß über bie Abſchaffung der Todesſtrafe als 
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Ganzes wirb mit 127 gegen 96, fomit nur bon einer Majorität 
von 31 Stimmen angenommen. 

23.März. II Kammer : der Abgeorbnete Maffari interpellirt die Regierung 
über das Beſtehen eines geheimen Vertrages mit Frankreich (neben 
ber Eeptemberconvention); der gegenwärtige Minifter des Auswär⸗ 
tigen, Lamarmora, und ber damalige BiscontisPBenofta betheuern 
neuerdings, daß dies nicht ber Fall fet. 

24, „ Traurige Zuftände auf Sicilien, befonbers aber in ben Provinzen 
Palermo, Trapani, Girgenti. Beſchluß bes Meagiftrats und bes 
bes Provinzialraths von Palermo. Der Präfect von Palermo, Co⸗ 
filla, wird von ber Regierung abberufen und durch ben energijchen 
Marcheſe Gualterio (bisher Präfect von Genua) erfebt. 

29. „ Die J. Kammer nimmt den Geſetzesentwurf bezüglich Legislative Union 
einſchließlich der Einführung ber Eivilehe, mit 70 gegen 34 Gtim: 
men an unb geht bez. ber Civilehe mit 89 gegen 45 Stimmen fo: 
gar noch einen Schritt weiter als bie franzöfifche Geſetzgebung. 


7. April. II. Kammer: der Miniſter des Innern, Lanza, verlangt bie 
Discufjion der Geſetzesvorlage bez. Aufhebung der religidfen Kör⸗ 
perichaften und fünbigt ein Amenbement ber Regierung an, von 
dem Entwurf bie Frage ber geiftlichen Güter vorerft auszufcheiden. 
Die Kammer beichließt, gleichzeitig biefe Vorlage und die Yinanz- 
vorlagen in Angriff zu nehmen. 

12, „ Die I. Kammer genehmigt mit 156 gegen 88 Stimmen ben Der: 
lauf ber piemontefilden Staatsbahnen. 

16 „ Der neue Präfect von Palermo, Gualterio, Tangt bafelbft an, 
erläßt eine Proclamation an die Bewohner und ergreift energifche 
Maßregeln behufs Wieberherftellung ber öffentlichen Sicherheit. 

17. „ Vegezzi geht In Folge des Schreibens des Papftes an Victor 
Emanuel v. 6. März (ſ. Rom) in vertraulicher Miffion nad) Rom. 

In Piemont find bie Bisthümer Alba, Aleffandria, Aoſta, Afti, Coni, 
Foſſano, Saluzzo, Turin, Vigevano unbefeßt; auf der Inſel Sarbinien Alg⸗ 
bero, Ampurias, Bifarcio, Bofa, Eaftello Nuovo, Ogliaftro, Oriſtano, Saflari, 
Tempio — von ben 11 Diödcefen ber Inſel 8; in Ligurien Luni⸗Sarzana; 
in ben ehemals päpftlichen Provinzen Cagli, Cervia, Macerata, Drvieto, Per: 
gola; in beiden GSicilien Ariano, Bojano, Catania, Converfano, Gerace, 
Iſernia, Mefjina, Policaſtro, Venafro. Dazu fommt, daß der Erzbiſchof von 
Cagliari feit lange von feinem Siß vertrieben ift, daß ber GCarbinal:Erz- 
bifhof von Fermo als Gefangener in Turin, ber Gardinal:Erzbifhof von 
Benevent als Berbannter in Rom lebt, daß verichiedene von Papft zu befl 
vacanten Sigen in Romagna und Marken ernannte Prälaten, wie Garbinal 
Guidi für Bologna, Mont, Nobili Viteleschi für Oſimo, von ber ital. Re⸗ 
gierung nicht zugelaffen wurden, baß wenigftens ein Drittel ber neapolita= 
niſchen Biſchöfe flüchtig, das heit landesverwieſen ift, ber Cardinal⸗Erzbiſchof 
von Neapel an ber Epite. Freilich zählt Stalien nicht weniger als 230 
Bilhofsfite, von benen einzelne nur 4 Gemeinden umfaflen, mit den ent⸗ 
fprechenden Einfünften, während Frankreich mit einer Bevölkerung, welche 
diejenige Italiens um bie Hälfte überfteigt, nur 87, Belgien nyr 4 Biss 
thümer zählt. 
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Snftruction ber Regierung für Vegezzi: „Der Beil. Stubl wirb 
feine Schwierigkeiten machen, bie Bräjentationen der Regierung für bie alten 
Provinzen unb die Lombardei anzunehmen; aber es ift vorherzufehen, daß 
er Bedenken tragen wird in Bezug auf die übrigen und namentlich auf bie 
ehemaligen päpftlihen Provinzen. In diefer Hinfiht Tann die Regierung 
im Prinzip feinen Plan annehmen, ber nicht eine factifche Anerkennung 
des Königreichs Italien und folgli die factiſche Rechtsnachfolgerſchaft bes 
Königs Victor Emanuel für alle Privilegien und Vorrechte einfchließt, welche 
ben Fürften und Regierungen zufamen, benen er gefolgt if. Aber da man 
bem beil. Vater gegenüber bie aus ben Tlebisciten abgeleiteten Gründe nicht 
geltend machen könnte unb ebenjo mit biefer jpeciellen Angelegenheit nicht bie 
große ſchwebende Trage über bie weltliche Herrihaft des Papſtthums vermijcht 
werden joll, fo wird man in biefem Punkte zu irgend eincın verföhnlichen 
Austunftsmittel greifen müflen. Ausgehend von ber bee ber Trenns 
ung ber Kirche vom Staat, welde die Negierung fo lange gehegt und bie 
in ihrer Verwirflihung ber Eivilgewalt alle Einmifhung iu die Beſetzung 
ber Bisthümer abfchnitte, wäre ber folgenbe Plan als äußerſtes Zugeſtänd⸗ 
niß vorzulegen, welches bie Regierung unter ben jegigen Umſtänden machen 
fan. Die kgl. Regierung würbe für biefesmal und unter Vorbehalt künf⸗ 
tiger befinitiver Stipulationen auf ihr ausbrüdliches Ernennungsrecht für bie 
Bılhofsfite in ber Lombardei, in Parma und in ben neapolitanijchen und 
in ben ficilianifchen Provinzen verzichten, ein Recht, welches fie auch mit 
guten Gründen für Toscana und bie Provinzen des eriten Königreichs Italien 
beanjpruchen Tonnte, nach dem Concordate vom 13. September 1803 zwiſchen 
bem beil. Stuhle und ber italienifchen Republik. Sie würde fih auf eine 
eine einfache Präfentation und Empfehlung beihränfen, wofern nur im Präs 
conifationsacte ber Vorgefchlagenen und in den betreffenden Breven bes Kö⸗ 
nigs Victor Emanuel II, Erwähnung gethan wird und bie Ernennungen 
ohne irgend einen Hinweis auf die früheren Staaten erfolgen.” Der Specials 
inftrnction beigefügte „allgemeine Bemerkungen“ befagen: „Wenn im Laufe 
ber Unterhandblungen die Rede auf bie politiihe Lage fommt, fo wird fidh 
ber königliche Bevollmächtigte auf Zuhören beſchränken, ohne eine Anficht auss 
zubrüden, und fi nur zum Berichterftatten verbindlid machen. Iſt bie 
Rede von ben Staatsgeſetzen bezüglich der kirchlichen Polizei, jo wird der Be⸗ 
vollmächtigte anbeuten, baß bie königliche Regierung beabjichtige, biejelben 
in einem ber Freiheit ber Kirche mehr entiprechenden Sinne zu mobificiren, 
jobald fi eine günftige Gelegenheit finde, melde allerbings nur von 
einer Löfung der politifchen Frage geboten werben könne, und er wirb hin⸗ 
zufügen, daß in biefem alle bie Regierung auf jede Art von Priviligien 
und Ausnahme-Gerichtöbarfeit zu verzichten beabfichtige, wobei ex jedoch bie 
nöthige Vorſicht zu beobachten hat, damit nicht für die Regierung eine po= 
fitive Verpflichtung erwachſe. In Bezug auf bie Mapregeln über bie 
religiöfen Corporationen unb bie Kirhengüter wirb ber Bes 
vollmächtigte eine Discuſſion vermeiden unb von dem allgemeinen Stand» 
punkte Auf bie alten und neuen Beiſpiele katholiſcher Staaten verweilen und 
nicht unterlaffen, bie bejonderen ölonomijchen Bedingungen bes Königreiches 
Bi bie Auſchauungsweiſe ber öffentlichen Meinung in ganz Stalien zu bes 
rübren.” 


19. April. IL. Kammer: Beginn der Debatte über bie Aufhebung ber Klöfter. 


Antrag der Regierung: 1) Die religiöfen Orden und Corpora⸗ 
tionen, beögleichen bie weltlichen, welche einen Tirchlichen Charakter tragen, wer⸗ 
ben nicht mehr vom Staate anerfannt. Die ben bejagten Eorporationen 
gehörigen Häufer und Anftalten find aufgehoben. 2) Die Mitglieder ber 
aufgehobenen Körperfchaften treten vom Zage ber Verfündigung bed Geſetzes 
an in bie Ausübung ber bürgerlichen und politiihen Rechte. 3) Die ge= 
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wejenen männlichen und weiblichen Mitglieder erhalten Penfionen von 100 bis 
600 Fr. (arbeitsunfähige werben beſonders berüdfihtigt). Art. 4 fieht ben 
Fall vor, wo Nonnen eine Mitgift in bie Corporation eingebracht haben. 
5) Die Regierung weist ben Nonnen auf Verlangen Locale an, wo fie fünf: 
tig leben koͤnnen (aud nad ihren Orden gruppirt, fofern die Zahl ber Theil: 
nehmerinnen nicht unter 6 ift). Art. 6 enthält eine bejondere Beftimmung 
über bie Bettelorden. 7) Erhält ein ehemaliges Mitglied fpäter ein Amt 
mit Befoldung aus einer öffentlichen Caſſe, fo wirb ihm ein Drittbeil dieſer 
Beioldung von feiner Penfion abgezogen. 8) Durch befonbere Tal. Verord⸗ 
nung können gewiſſe Häufer mit Rückſicht auf ben öffentlihen Nuten von 
ber Aufhebung ausgejchloffen werden. 9) Den Corporationen in ber Tom: 
barbei, auf welche der Artikel 16 bes Züricher Vertrages Anwendung finbet, 
ift eine zweijährige Frift geftattet, um über ihre beweglichen und unbeweg- 
lihen Güter frei zu verfügen. Nah Ablauf diefer Friſt fallen bie Güter 
unter bie Beftimmungen bes folgenden Artikels, 10) Die eingezogenen Güter 
gehen an das Domanium über, welches vom Tage der Beligergreifung an 
eine bem Reinertrag berfelben entſprechende fünfprocentige Nente in das große 
Buch der dffentlihen Schuld einzutragen bat; vrgl. Art. 20. 11) Diele 
Rente, weldhe das Domanium abgefondert von feinen eigenen Einkünften zu 
verwalten bat, ift für folgenbe Zwede zu verwenden: a) zur Entrichtung ber 
Parochiallaſten, der frommen Legate und aller andern Zwede ber Wohlthätig⸗ 
feit und bes öffentlichen Unterrichts, welche ben Mitgliedern der aufgehobenen 
Körperſchaften inhäriren; b) zur Bezahlung der in Art. 3 und 4 vorge: 
fehenen Penfionen ; c) zur Dedung der Laften, welche bem Staat burh Be: 
fireitung bes Cultus zufaller. Der nad Abzug vorgenannter Ausgaben 
überfchüffige Ertrag der eingezogenen Güter wirb dem Unterridtminifterium 
zur Berfügung geſtellt (nad) Art. 43 mit bejonderer Rückſicht auf den Ele⸗ 
mentarunterricht). 14) Eine jährlich zur wählende Commiſſion von je 3 Sena⸗ 
toren und Deputirten und 3 vom König gewählten Gliedern wird die Auf: 
ficht über bie Erträge ber eingezogenen Güter führen. 15) Nicht an bas 
Domanium gehen über : a) die Gebäulichkeiten, welche zu Schulen, Kinber: 
bemahranftalten und Armenhäufern erforderlich find; b) gewiſſe Güter, welche 
unter gewiffen fpeciellen Bedingungen ftehen; c) bie Bücher, Handichriften, 
wiſſenſchaftlichen Urkunden, Monumente, Kunftwerfe, Tojtbare Geräthe und bie 
Archive ber betreffenden Kirchen und Häufer, über welche Dinge bie genannte 
Commifjion verfügen wird. 17) Schulden, Laften und überhaupt Verpflich: 
tungen ber Mitglieder der aufgehobenen Körperichaften werden nur ſoweit 
übernommen, als fie den im Augenblick ber Befigergreifung conftatirten Er⸗ 
trag ober den Ertrag des in ein fünfprocentiges Capital umgewandelten Bes 
fies nicht überfchreiten. 18) Die Vorftände der geiftfichen Häufer und Kör: 
perfchaften haben binnen drei Monaten nah Publication des Gefeßes ben 
Beſtand ihrer Güter u. f. w. anzuzeigen, fowie bie nöthigen Urfunden, No⸗ 
tizen u. |. w. an die Hand zu geben, welche von ben beauftragten Agenten 
verlangt werben. Weigerung, Zögerung, Berheimlichungen, Unterihlagungen 
u. f. w. werben mit Bußen von 100 bis zu 1000 Fr. belegt, fowie mit dem 
Berluft der Benfionen, unbeſchadet der fonftigen gefetlich geltenden Strafen. 
20) Der NReinertrag ber Güter, wird auf den Durchſchnitt ber Teßten 10 
Sabre berechnet. 21) Die „cassa ecelesiastica“ ift aufgehoben. 22) In 
Betreff der ficilifchen Provinzen wird an ben Verfügungen bes Gefetes vom 
10. Auguft 1862 nichts geändert. 


Die Commiſſion berKammer beantragt ihrerfeits die Unterdrückung 
aller Klöfter, mit Ausnahme einiger wenigen als nütlich anerkannten ; bie 
Verwandlung ihrer Güter in Renten, welche ben Gemeinden gegeben werben 
follen, denen bie Klöfler gehören; bie Aufhebung ber geiftlichen Caſſen, und 
bie Umwandlung ber Güter ber weltlichen Geiftlichfeit in Renien, welche durch 
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erwählte Ausſchüſſe verwaltet werden ſollen; endlich bie Verminderung der 
Biſchöfe auf 59, einen für jede Provinz. 

Der AYuftizminifter Vacca verlangt im Namen ber Regierung für 
ihre Vorlage den Vorrang und macht baraus eine Cabinetsfrage. 
Die Kammer gibt mit Mehrheit dem Verlangen nad. Spaltung 
ber Majorität über die Klofterfrage. 


22, April. Die J. Kammer verwirft die von ber II. Kammer beſchloſſene Ab⸗ 


25. 


26. 


27. 
28. „ 


29. 


5 


ſchaffung ber Tobesftrafe und erklärt fi für bie Beibehaltung ber- 

felben im übrigen Stalien und die Wiedereinführung berfelben in 

Toscana. 

Die IL Kammer genehmigt die von ber Regierung geforberten 
Grebite für den Bau von 8 neuen Panzerſchiffen. 

„ Die II, Kammer genehmigt mit unweſentlichen Mobificationen bie 
Finanzvorſchläge der Regierung, einjchließlih bes Anlehens von 
425 Mill, mit 153 gegen 47 Stimmen. 

„ Die U. Kammer nimmt mit großer Mehrheit die eriten Artikel bes 
Klofteraufhebungsgejeßes in veränderter Yaflung an. 

Der Juftizminifter verlangt bie Bertagung der weiteren Berathung 
bes Klofteraufpebungsgefeges bis zum folgenden Tage. Lamarmora 
erflärt, das Verlangen ftehe mit ber Miſſion Begezzi’s in Rom in 
feiner Beziehung. 

„ U. Kammer: die Regierung erllärt, daß fie bie Geſetzesvorlage über 

Unterbrüdung ber geiftl. Körperfchaften gänzlich zurüdziehe. 

II. Sammer: letzte Situng ber Kammer in Turin. Gie erflärt 
am Schluß, daß die Stabt Turin fih um das Vaterland wohl ver: 
bient gemacht habe. 

Die Kammer wurbe am 18. Febr. 1861 eröffnet und war in ihrer großen 
Mehrheit bei allen Wandlungen im einzelnen fortwährend minifteriell gefinnt. 
Die principielle Linte, bie eigentliche Actionspartei, zählte in berjelben nur 
34, bie clericale Rechte nur 2 Mitglieber. 

„ Die I. Kammer verwirft den erjten Artikel des Recrutirungsgefehes 
— die Priefterzöglinge follen auch ferner Befreiung vom Kriegs: 
dienſte genießen. 


. Mai. Vegezzi verläßt Rom und kehrt nad Florenz zurüd, um ſpe⸗ 


zielle Anftructionen einzuholen. 

„ Ein ECircular des Miniſters des Innern an die Präfecten be- 
zeichnet die Motive für bie Zurüdziehung bes Klofteraufhebungsge- 
feße8 (die dem minifteriellen Vorſchlag gemadte Oppofition und 
andere Schwierigkeiten hätten vorausjehen laſſen, baß er keinen 
guten Erfolg haben werbe; die Regierung fei nichtSbeftoweniger ent= 
ſchloſſen, den Gefeßesentwurf in ber nächſten Seflion von Neuem 
vorzulegen) und ſucht über bie Miflion Vegezzi's zu beruhigen: 

‚Was bie Mifjion beim beil. Stuhl betrifft, fo fteht die Regierung nicht 
an, Ahnen das zu wiederholen, was fie bereits ber Deputirtenfammer erflärt 
bat, d. 5. daß man durch dieſe Unterhanblungen Teineswegs beabfichtigt, fich 
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von ben Prinzipien zu entfernen, auf benen bie Politit bes italieni ſchen Kö⸗ 
nigreich8 beruht. Wenn ber heil. Vater mit feiner religidfen Sorgfalt es für 
angemeſſen gehalten hat, fi an die Regierung des Königs zu wenden, um 
fie darauf aufmerkfam zu maden, daß es nothwendig fei, gemeinjchaftlich für 
die Beſetzung ber ledigen Biſchofsſitze im Königreih Sorge zu tragen, fo 
fonnte bie italienifche Regierung gewiß nicht fich weigern, auf biefe Auffor: 
berung einzugehen, fei e8 nun aus Ehrfurdt vor bem Oberhaupt bes Katho: 
licismus, fei e8 aus feiner eigenen Pflicht, und indem fie biefe Miffion dem 
Commandeur Begezzi anvertraute, Tonnte fie Feine andern Abfichten haben, als 
bie befonderen Intereſſen der Kirche mit benen des Staates zu verfühnen. 
Man darf aber in feiner Weiſe vorausfeßen, baß die Regierung bei Dieler 
Handlung hoher Schidlichkeit ihre Pflicht vergeifeu haben follte, die echte 
und Geſetze des Staates eiferſüchtig zu überwachen und bie politifchen Fragen, 
bie ſich an bie religiöjen Tnüpfen, ober die man bamit verwechjeln möchte, 
unberührt vorzubehalten.“ 


8. Mai. Zweideutiges Rundſchreiben bes Yuftizminifters an die General: 


9. 
14, 


procuratoren über das kgl. Placet bei Beſetzung geiftliher Pfrünben. 
Der Minifter verweift auf bie Decrete vom 30, San., 6. April und 14. 
Suni 1864, wonad im Ausblid auf die Unterdrüdung der geiftlichen Kör⸗ 
perichaften und bie Reforn bes Kirchenvermögens die Geftattung bes fol. 
Ereguatur ober Placet fuspendirt wurbe für bie Belegung (provvista) 
1) der Pfrünben, welche zur Aufhebung vorgefehen waren; 2) ber Canonicate 
und Beneficiaturen, welche bie Zahl überfchritten, auf welche die Mitglieder 
eines jeden Capitels rebucirt werben follten. Ausgenommen follten fein zwei 
ſpeciell beftimmte Claſſen von Beneficien und Canonicaten”. Nah Zurüd: 
ziehung obiger Gejegentwürfe — fährt bas Schreiben fort — Fünnte es nun 
fcheinen , als ob biefe Suspenfionsmaßregeln fallen müßten. Da aber bie 
Regierung an ihren Abfichten feithält, und jene Neformen vielleiht nur um 
einige Monate verihoben find, jo bleibt die Suspenfion zu Redt 
beftehendb. Im Beftreben jedod, bie Strenge einer ſolchen Mafregel zu 
mildern, bat das Minifterium es gleichzeitig für angemeffen erachtet, daß 
bie Suspenfion aufgehoben werde und fortan normal zu entfcheiden 
fei über alle Geſuche um das Tal. Erequatur ober Placet , welche bie Bes 
fegung von Pfründen betreffen, auf benen bie Rechte eines activen ober 
pafliven Yaienpatronats ruhen, vorausgefeht, daß biefe Achte von den Pa⸗ 
tronen ober zu Gunſten derfelben geübt werben; fo daß aljo die Ausnahme 
nicht mehr wie früher auf bie Pfründen mit pafjivem Laienpatronat be⸗ 
Ihränft if. Die Generalprocuraten haben für Ausführung dieſer Entſchließ⸗ 
ungen Sorge zu tragen”. . 
„» Die I Kammer genehmigt die Anleihe von 425 Mill. mit 73 
gegen 19 Stimmen. 
„ Sroßartige Dante-Feier in Florenz. Diefelbe ift eine rein po= 
litiſche Manifeftation des italienifchen Nationalgeiftes. 

Der Benedictiner Prof. Giuliani weift in feiner Anſprache an ben König 
bei ber Enthüllung des Dantedenkmals ausdrüdli auf die noch nicht voll- 
führte Befreiung von Venedig und Rom bin, aber aud) auf bas, was ber 
erwählte König für die nationale Sache gethan habe. Ich habe gethan, 
was ich thun Fonnte und bin bereit, was übrig bleibt zu vollführen.“ „„Majes 
tät, Gott ſegne Ihr Schwert !““ „Sch habe es für die Sache ber Gerechtig⸗ 
feit und bie Sache Staliens erfaßt.“ 


n .n, I. Kammer: letzte Sitzung in Turin. Auch ber Senat erflärt, 


daß fih Turin um bag Vaterland wohl verbient gemadht habe. 
Bon biefem Tage an wirb in ben Reichsarchiven Florenz als 


23. 


25. 


30. 
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Hauptftabt bezeichnet und werben bie Schilber der Minifterien herab- 
genommen. '- — 


uni. feier ‚des Nationalfefted. Die Kirche betheiligt ſich mit wenigen 
Ausnahmen wie bisher nicht dabei, body ergeben fich diesmal feine 
Conflicte mehr. 
„  Degezzi geht zum zweiten Mal in vertrauliher Sendung nad 
om, 


n Eröffnung des ital. Schüßenfeftes in Florenz durch ben König 


ſelbſt. 

„Ein Rundſchreiben bes Unterrichtsminiſters zeigt auch ſeinerſeits 
an, daß die Regierung dem Varlament im Laufe der nächſten Seſſion 
bie Geſetzesentwürfe betreffend die Aufhebung der religiöſen Kör⸗ 


perſchaften und bie Lmgeftaltung des Schulweſens von Neuem vorz 


legen werde und wahrt inzwiſchen bas Recht ber Regierung, bie zu 
ben bifchöflichen Seminarien gehörigen Elementar⸗ und Gecunbar: 
Thulen zu überwachen. 

„ ‚Relultatlofes Ende der Million Vegezzi in Myın. Letzte Aubienz 
desſelben beim Papſte. 

„Der König vertheilt ſelber die Preiſe an bie Sieger beim Natio⸗ 

nalſchießen in Florenz. | 

„» Die ital. Regierung legt in. einer ircularbepejche die Punkte 

dar, an denen ber erfte burch Vegezzi gemachte Verſuch, mit ber 
römischen Curie eine Verſtändigung anzubahnen, gejcheitert fei. 

Die Darlegung beginnt mit Erwähnung des Briefes, welchen der Papft 
unter bem 6. März an ben König Bictor Emanuel gerichtet hat. Diejes 
Schreiben habe der Sorge Ausdrud gegeben, welde in Nom die Verlaſſen⸗ 
beit fo vieler biſchöflichen Stühle hervorgerufen, und zugleih dem Könige den 
Wunſch an ben Tag gelegt, daß eine Verfiäindigung herbeigeführt werden möge, 
welche bem gegenwärtigen. Zuftande ein Enbe mache. „Da ber Schritt bed Pap⸗ 
fles von deritalien. Regierung freudig begrüßt ward, fo beeilte fie fich, ben 
Conmandatore Vegezzi als ihren Unterhändler nah Rom zu fenden, über: 
zeugt, baß diefe Wahl beiden Theilen bie erwünjchte Bürgſchaft bieten müffe. 
Hr. ee erhielt ben Auftrag, dem Papſte bie ganze Ehrfurdt der ita= 
lienifchen Regierung vor ber Perſon Sr. Heiligkeit anszufprechen und das In⸗ 
terejje, welches die Lage der Kirche ig einfloͤße, kund zu geben; dagegen er⸗ 
hielt er bie. befannte Weiſung, in ſeiner Unterredung mit. dem päpftlichen 
Staatsjecretär fi Icdiglih auf die Bisthümer-Frage zu bejchränfen, und die 
Berührung jeder andern Frage zu vermeiden,. bie, wie Die Frage ber geiſt⸗ 
lichen Körperfchaften oder der Kirchengüter, ins politifche Fach hinübergreife: 
es handle ſich ja nicht darum, ein Concordat abzufchliegen, ſondern Tebiglich 
im bringenden Intereſſe der Religion fi) über eine gegebene Lage zu ver⸗ 
ftändigen, ohne irgend ein Recht anzutajten, ohne der Zufunft vorzugreifen. 

„Rah einer Audienz beim Papfte und nach mehreren Zuſammenkünften 

mit Gardinal Antonelli kam man fogleidh über die Punkte überein, welche 

Gegenſtand einer Vereinbarung fein müßten. Es waren bie folgenden : 1) 

Rückkehr der von ihren Stühlen entferuten Biſchöfe; 2) Einfegung ber feit 
:4859 präconiſirten Biſchöſe; 3) die Ernennung von Biſchöfen in ſolchen 
Disðceſen, bie ohne Oberhirt ſich beſinden. Herr Vegezzi erflärte, daß ſeine 
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Regierung bezüglich ber geiſtlichen Vorrechte bes Beiligen Stuhles zu ben 
größten Zugeſtändniſſen bereit, aber auch entichloffen fei, die Rechte der Civil: 
gewalt und ber Krone zu wahren. Die päpſtliche Regierung ihrerſeits er: 
flärte ſich bereit, nicht blos den Grundſatz der Einmiſchung der Regierung 
in die Ernennung ber Biſchöfe anzuerkennen, fonbern auch biefer das Recht 
zuzufprechen zur Umgeftaltung ber beitehenben Bezirke; fie würde blos bie 
nothwendige Rückſicht und eine genaue Prüfung ber VBerhältniffe empfehlen. 
Was bie Einzelheiten und insbejonbere bie Berlonen betraf, fo ſchien feine 
Schwierigkeit zu befürchten. So erkannten denn auch Cardinal Antonelli 
und Herr Vegezzi, es fei die Zeit gefommen, bie Elemente einer Berflän: 
bigung vorzubereiten, und ber italienifhe Unterhändler Tehrte nach Zurin 
zurüd, um ſich ausführliche und genaue Weiſungen bafelbft zu holen. 

„Nachdem das Gabinet mit feinem Gefandten Rath gepflogen hatte, wurde 
für bemfelben mitzugebenden Weifungen die folgende Grundlage feitgejegt: Die 
Rückkehr ber abweienben Bilhöfe wurbe im Allgemeinen geflattet und nur 
mit Vorbehalt folder Ausnahmen und Beſchränkungen, welche beide Theile 
als begründet erkennen würden. Ebenfo wurben bie bereits prüconifirten 
Bifchöfe mit ganz geringen Ausnahmen angenommen. Was nun bie Er: 
nennungen neuer Biichöfe betreffe, jo jollte fie auf diejenigen Sprengel be: 
ſchränkt bleiben, bie nach einer bevorjtehenden Reviſion der Bezirke erhalten 
bleiben würden. Die Fünigliche Prärogative des Eides und bes Grequatur 
blieben vorbehalten, ganz fo, wie fie jetzt beitehen, ohne irgend eine Aus: 
nabme und ganz nah ben Bellimmungen bes in Kraft beftehenden öffent 
lichen Rechtes. Doch follte bei der Anwendung jebe Verlegung der päpft- 
lihen Empfindlichkeit und jebe Hineinziehung von politifhen Kragen vermie⸗ 
ben werben. | ’ 

„Diefe Anträge enthielten nichts weiter, ald bie Ausführung ber von Be 
ezzi bei feiner eriten Anwefenheit in Rom abgegebenen Erklärungen. Der 
Beifige Stuhl verfannte auch feineswegs bie Wichtigkeit ber ihm im Bezug 


auf das Wefen ber Fragen gemachten Zugeftändniffe, und ba waren aud 


feine politifhen Schiwierigfeiten zu befürchten. Anders’ verhielt fich die Sache 
mit bem Eibe und bem Erequatur. ine in gewilfen Regionen Roms 
vertheibigte unb von bebentenden Einflüffen unterftügte Meinung verlangte, 
baß biefe beiden Bebingungen verworfen werben müßten, da fie wenigſtens 
thatſächlich das Veltehen eines Königreichs Stalien anerkannten. Doc 
wurben fie ber Prüfung ber Congregation und mehrerer geiftlicher Notabi: 
Yitäten unterworfen, bie ſich nach gepflogener Berathung gegen bie Annahme 
ausſprachen. Stalien fol ber Eid und bas Exequatur nicht bloß in Bezug 
auf die feit 1859 annectirten Provinzen, fondern auch in Bezug auf bie 
alten Provinzen verweigert bleiben. 

„Sp konnte das Einverftändnig nur in Einem Punkte herbeigeführt wer: 
ben, nämlich die Rückkehr der abweſenden Biſchöfe betreffend, über welche man 
ſchon eine freundfchaftliche Vereinbarung  bewerkitelligt hatte. Herr Vegezzi 
machte vergebens geltend, baß feine Regierung feineswegs bie Bekräftigung 
ihrer Eriftenz verlange, baß der Eid und das Erequatur unter ben vorhan⸗ 
benen Umitänden nichts bebeuten, als ben Bifchöfen ben ben beftehenden Ge: 
jegen ſchuldigen Gehorfam in Erinnerung zu bringen. Dan verlange vom 
Papfte nicht, daß er ben Biſchöfen ben Eid auflege, man wolle nur zu feiner 
Kenntniß bringen, baß die Regierung. biefen Act von den Biſchsöfen fordern 
werde, Der römiſche Hof wollte durchaus eine politifche Frage 
aus einer seligibfen maden. So mußte benn Herr Vegezzi Rom 
verlaffen, und in feiner Abſchieds-Audienz ſprach er bem heiligen Vater fein 
Leidweſen barüber aus, daß bie von feiner Regierung gewährten Zugefländ: 
niffe nicht hinreichend gefchienen haben. Damit aber die Initiative Sr. Hei⸗ 
Tigfeit nicht ganz ohne Ergebniß bleibe, wolle bie Regierung bes Königs bie 
Rückkehr der entfernten Biſchöfe in der verabrebeten Weife veranlaffen, Trob 
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ben Abbruche ber Unterbanblungen Haben bieje doch dargethan, daß man in 
Bezug auf bie velindälegrage fih leicht verſtändigen fönnen 
wirb, fo wie die jeht Alles in Rom beberrfchenden politiichen Voreinges 
nommenbeiten bejeitigt fein werben. So wie die noch vorhandenen Täufch- 
ungen verſchwunden jein und gewifle Einflüffe aufgehört haben werben, auf 
bie Beichlüffe des HI. Stubles in einem ber Religion fremden Intereſſe ein⸗ 
zuwirfen, wird bie ital. Regierung noch größere Zugeftändniffe 
machen, deren Endziel Diegegenfeitige möglichft vollſtändige 
Unabbhängigfeit von Staat und Kirde ift”. 


5. Juli. Die italienifhe Regierung lehnt den Verſuch Spaniens, feine 
Anerkennung bes Königreichs Italien an die Convention vom 
15. September zwilden Frankreich und Italien anzufnüpfen, ent: 
ſchieden ab. 


8. „ Lamarmora legt den Gang ber gefceiterten Unterhanblungen mit 


ber römifchen Curie in einer ausführlichen Dentichrift an ben König 
nieber: 


„Site! Sobald ale Ew. Maj. geruht hatte, mir das eigenhänbige Schrei- 
ben mitzutbeilen, das ihr unterm 6. März db. 3. von St. Heil. Pius IX. 
äugegangen war, machten meine Collegen und ich dasſelbe unmittelbar zum 
Gegenftand unferer Beratbungen und waren einftimmig der Anficht, daß man 
bem Briefe bes heiligen Vaters Folge zu geben habe, fowohl aus Verehrung 
für das Oberhaupt ber Fatholifchen Kirche, als auch aus Nüdficht auf bie 
Natur des Briefes felbft, ber nur bie Rechte der ausübenden Gewalt und 
ber ausichlichlich veligiöfen und kirchlichen Intereſſen betraf, auf die man 
aus Achtung vor bem Slauben und der Gefinnung ber großen Mehrheit der 
Nation und in Anbetracht des wirkfamen Einfluffee, ben fie auf bie 
moralifhen Auftände, bie Eintracht und die Ruhe im Lande ausüben, gro⸗ 
Bes Gewicht Tegen muß. — Wir wurden in biefer Anfiht durch bie Erwä⸗ 
gung beftärft, daß fich bedeutende Vortheile aus einer Uebereinftimmung mit 
dem heiligen Stuhle über bie drei Punkte, auf welche ber heil. Vater 
bie Fürforge Seiner Majeftät gelenkt hatte, ergeben würben: nämlich bie 
Rückkehr ber abwefenden Biſchöfe in ihre Didcefen, bie Beſetzung ber erledig- 
ten Bilhofsfite und bie Zulaffung der bereits ohne vorheriges Benehmen mit 
ber Regierung in einigen Provinzen ernannten Bifchöfe. 

„Was den erften Punkt betrifft, fo mußten wir auf bag Drängen ber 
ber Wiederkehr ihrer Seelenhirten theils gewogenen, theils abgeneigten Bevöls 
ferungen uns bamit befaffen, und wir fonnten einer Mafregel nicht wider: 
ftreben, die der Würde ber Regierung feinen Abbruch that und ben Geboten 
der ftaatlichen Klugheit entſprach. Der zweite Punkt bot und Gelegenheit, 
bem römifchen Hofe Aufklärung über bie Abfichten ber Regierung in Bezug 
auf bie Bisthumseintheilung des Königsreichs zu geben und zu verlangen, 
bag man bis zu deren befinitiver Feſtſtellung die Bifchofsfite, beren Abſchaf⸗ 
fung wegen ihrer Unbebeutendheit oder aus andern Gründen rathſam fchiene, 
unbefegt laſſen möge. Der dritte Punkt eröffnete uns bie Bahn zur Reform 
eines thatfächlichen Verhalts, der ben Prärogativen ber Krone und bes Staa⸗ 
tes zumiberlief und Bemerkungen und Beſchwerden hervorgerufen hatte. — 
Bei allem Vertrauen anderfeits, daß der heil. Vater, indem er fih an Ew. 
Maj. wandte, auf bie Bebingungen einer repräfentativen Negierung, insbes 
fondere des Königreichs Italien, und auf Ew. Maj. Loyalität und Yeltigfeit 
Nückficht nehmen mußte, dachten wir, baß.bie röm. Curie im Sinne ber 
weifen Ueberlieferungen handeln würde, bie fo manchmal fchon fie beftimmt 
hatten, bie Regelung ber geiftlichen Angelegenheiten von jebem politifhen Con⸗ 

trovers anszufcheiben, wie dies ſich in der Bulle Bollieitndo nsolosiarum 
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bes Papſtes Gregor XVI. v. 7. Aug. 1831 feierlich beätigt findet, Dem⸗ 
gemäß beſchloſſen wir, daß man dem Wunſche bes hl. Vaters nachkommen 
fönne und ſolle, einen Laien nach Rom zu ſchicken, mit dem man über bie 
obigen drei Punkte unterhandeln und nad dem Mittel zu irgend einer Ver: 
ſtändigung Tuchen würbe. 

DDero Regierung fchlug alfo vor und Ew. Maj. genehmigte ohne Zögern, 
biefe Million dem ehrenwerthen Deputirten und Commandeur Zaverio Vegezzi 
anzuvertrauen und ihm als Mitarbeiter ben Advocaten Ritter Maurizio bei: 
zugeben. Die ihnen ertheilten Sa ftructionen ftellten vor Allem feit, daß 
die Gonferenzen jeder politifchen Jrage fremd bleiben und jede Materie aus: 
ſchließen follten, bie nicht auf die brei Punkte Bezug hätte, und die nament- 
lich ins Bereich der gefeßgebenden Gewalt fiele. Ferner bejagten bie JInſtruc⸗ 
tionen, baß es während der Dauer ber Conferenzen ober etwa nachfolgender 
Unterbandlungen nicht nöthig fei, die Trage der Anerfennung ber Regierung 
Ew. Mai. von Seiten bes bl. Stuhles zu berühren, damit die Gonferenzen 
und Unterhandlungen felbft ihren eigentlihen Character der Verſtändigung 
über durchaus religiöfe und geiftfiche Angelegenheiten nicht verlören. Man 
fonnte unb burfte nicht zugeben, daß, fei es im Allgemeinen, fei es in einem 
befonderen Punkte, bie Unterbandlungen die thatfächliche Verneinung bes Vor: 


- hanbenjeins des Königreich® Staliens involvirten, denn wenn gleich die Re 


gierung E. M. einer förmlichen Anerkennung Seitens des röm. Stuhles nicht 
bedarf, jo Hält fie es doch auf der andern Seite für Recht und Pflicht, fih zu 
feinem Acte berzugeben, der als eine Verzichtleiltung auf die Ausübung ber 
Souveränetät und ber fgl. Prürogativen in irgend einem Theile des König: 
reichs Italien gedeutet werden Könnte. — Außerdem enthielten bie Inftruc- 
tionen bie Zuftimmung, daß man den Bifchöfen, deren Rückkehr feinen Grund 
zur Störung der öffentlichen Ruhe abgeben würde, und bie fich, verpflichten 
würden, jelber ſowohl al8 auch im Namen ihrer Geiftlichfeit bie Staatsgeſetze 
zu beobachten, die Nüdfehr geftatten würde, Es follten endlich nur die er⸗ 
ledigten Sitze neu befegt werben, bie in der zufünftigen Diöcefaneintheilung 
beibehalten würden. Die Borfchlagung: von Prälaten jolle, mit vorhergehender 
Genehmigung bes Papftes, von Ew. Maj. geſchehen und dieſe Vorfchlagung 
follte aus dem Präconifationsafte und den Bullen fi) ergeben, die bem fgl. 
Erequatur unterzogen. jein würden. Zuletzt beſtimmten bie Snftructionen, 
daß einige ber bereit8 präconifirien Bilhöfe aus gewichtigen Gründen ber 
Öffentlichen Ruhe und der politiichen Convenienz nicht zugelaffen werden 
ſollten, und daß bie andern, bie nicht unter biefen Ausnahmen begriffen feien, 
zugelafien würden, vorausgefegt, bag man in die Verfegung an andere 
Biſchofsſitze derjenigen Prälaten einwillige, die bereits für bie zur Aufhebung 
auserſehenen Bifchofsfige präconifirt feien, und daß bieje Vorſchlagung durch 
Em. Maj. in den Bullen angeführt werde, bie ebenfalls dem kgl. Crequatur 
zu unterziehen feien. | 

, „Nachdem auf biefe Weiſe bie Principien feftgeftellt waren, deren Wahrung 
für jebe bürgerliche Regierung eine frifte Pflicht ift, trug bie Regierung Em. 
Maj. fein Bedenken, den Unterhandlungen ihren Lauf zu laſſen, indem fie 
fi einerfeitS auf die hohe Einficht ihrer Unterhändler und auf ber andern 
Seite darauf verließ, daß das Land, in welchem die erſte Nachricht von biefen 
Unterhandlungen gewiffe Befürchtungen hervorgerufen hatte, fich jeden Arg: 
wohns entichlagen wiürbe, fo wie e8 vollfländige und genaue Kenntniß ber 
Regeln erhielte, welche ſich die Regierung vorgezeichnet, und welche diefe durch 
ein an bie Präfecten bes Königreichs unterm 2. Mai gerichtetes Rundſchrei⸗ 
ben zur jchleunigen Kenntniß bringen zu müſſen ylaufte 

‚ „Die Unterhandlungen haben zwei Phaſen durchlaufen, welche durch bie 
beiden Reifen, die die Unterhändler in den Monaten April und Juni nad 
Nom unternahnten, bezeichnet worden. Bom Hl. Vater mit Zeichen eines bes 
ſondern Wohlwolleng aufgenommen, welches befonbers Ihrer ehrbaren Perſon 
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- . galt, konnten fie das erfte Mal nur die Abſichten Ew. Maj. barlegen und 

bagegen diejenigen bes Hl. Stuhles entgegennehmen, in der Anficht, daß, mit 
Ausnahme ber Principfrage, irgend ein Arrangement über ben Punkt fecun- 
bärer Bedeutung, wie das bei allen Unterhanblungen der Fall ift, abgeſchloſ⸗ 
fen werben koͤnnte. In ber That, da fie den bi. Stubl geneigt gefunden 
batten, nicht mehr die Rückkehr ohne Ausnahme aller abweſenden Bilchöfe zu 
fordern, gaben fie zu veritehen, daß die Regierung Ew. Maj. auf ben Bes 
Schluß verzichte, an ihre Rückkehr befondere Bedingungen zu fnüpfen. Und 
ba ber Hl. Stuhl nit bie Zeitgemäßheit einer neuen Eintheilung ber Spren⸗ 
gel des Königreichs geläugnet hatte, glaubten fie nicht auf der genauen Zahl 
ber Bifchofsjige beftehen zu müſſen, die man vacant laffen oder beſetzen folle, 
denn man erkannte leicht, daß. man in dieſer Beziehung zu einem Verftändniß 
gelangen müſſe, welches die Mitte halten würde zwiſchen ben Vorſchlägen 
ber Regierung und benen des bl. Stuhles mit Bezug auf bie Wiürbigung ber 
Gründe, welhe man von einer oder von ber andern Seite vorbringen würbe. 
Da der bi. Stuhl eben ſo wenig eine deutliche Abneigung gezeigt hatte, be= 
züglich einiger ber bereits präconifirten Biſchöfe auf die Anfichten der Regie⸗ 
rung einzugeben, thaten bie Unterhändler bie Neigung der Regierung fund, bem 
bi. Stuhle die Meittel zu erleichtern, die Bebingungen aller andern auf eine 
ehrenvolfe und ſchickliche Weile zu fichern. 

„Aber um ber Negierung mündlich Bericht abftatten zu Fönnen über bie 
Gefinnungen, bie ber bl. Stuhl an den Tag legte und namentlid um ihr bie 
Schwierigkeiten darzulegen, welche in den Sonferenzen über bag Erequatur 
ber Ernennungsbullen der Biihöfe und bezüglich ihres Eides ſich aufgewor⸗ 
fen hatten, furchten bie Unterhändler um bie Erlaubnig nah und erhielten 
fie, zum Site ihrer Regierung zurüdzufehren. Die vom Commandeur 
Vegezzi gelieferten Nachrichten wurden von uns mit dem Ernft, dert ber Ges 
genjiand erheiſcht, aufgenommen und gewürdigt und wurden unſrerſeits zum 
Gegenſtande eben folder Discufjionen gemacht, beſonders beziiglich der beiben 
obenerwähnten Bunte. 

Mas den erjten betriift, jo erfannte man, baß die Regierung Em. 
Mai. nit auf eine fo Foltbare Garantie ber Civilmacht verzichten konnte wie 
bas Zugeſtändniß des Erequatur zu ben päpftlichen Beitallungen ift, welche 
Garantie ein. Theil unferes innern öffentlichen Rechtes ift, die im Art. 18 
bes Statuts unter den der Krone vorbehaltenen Vorrechten figurirt und Die 
unfer Staat mit faft allen andern Tathol. Staaten gemein bat. Was ben 
zweiten Punkt betrifft, obgleich es paſſend jcheinen könnte, bie Bifchöfe ber 
Eidesverpflichtung zu entlebigen, al8 Huldigung für die Grundfähe ber bür: 
gerlichen und religidjen Freiheit und der Trennung ber Kirhe vom Staate, 
weiche die Regierung Ew. Maj. die Ehre bat, als die ihren zu befennen, jo 
befchlog man dennoch, da biefe Verpflichtung durch fpecielle Gelege im größten 
Theile bes Königreichs auferlegt ift und man nicht für bie verſchiedenen Pro⸗ 
vinzen eine Verjchtebenheit ber Regel zugeben kann, fie auch aufrecht zu er- 
balten von ber Betrachtung ausgehend, daß es einer gejeglichen Verfügung 
bebürfe, fie aufzuheben. Mit Bezug hierauf wirb man auch in Betracht zies 
ben, daß in faft allen kathol. Staaten bie Bifchdfe zur Verpflihtung bes 
Eides ‚gehalten find und daß, falls man fie in einem andern Königreid, des⸗ 
felben uͤberhöbe, man bies nicht ben liberalen Gefinnungen Ew. Maj., fondern 
. einem Zugeſtändniſſe, das durch politiiche Gründe auferlegt wäre, beimeſſen 
würde. Dean glaubte nicht, der bi. Stuhl werbe bezüglich biefer Punkte 
ımüberfteiglihe Schwierigfeiten erheben, wenn er entſchloſſen wäre, ben reli⸗ 
giöfen und geiſtlichen Intereſſen unferes Königreiches Genüge zu leiften, da 
-biefe Intereffen mit Aufrechtbaltung ber bürgerlichen Eintracht harmoniren 
und die Bilchöfe, welche unter uns wie überall das Amt eines Apoftolats ber 
Liebe und des Friedens verwalten, alle Theile besjelben nur mangelhaft zur 
- Ausführung bringen würden, fowohl ber Geiſtlichkeit als ber Bevölkerung 
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ihrer Sprengel gegenüber, wenn fie ſich nicht unter denſelben Bebtugungen 
befänden, wie bie Mehrzahl ber Fathol. Biſchöfe als Huldigung auch für bie 
Traditionen ber Kirche und ihrer erhabenen Kehren, welche ben Gehorſam 
gegen alle Regierungen auferlegen. — Die Unterhändler erhielten alfo zugleich 
mit ber Bellätigung ihrer anfänglichen Inftructionen das Mandat auf dem 
Eide der Bilchöfe in ber für das Königreich eingeführten Form zu beſtehen, 
welche von fervilen und beleidigenden Zuſätzen für die Würde bes Bilchofs: 
ftandes frei ift, bie man in andern Formeln noch vorfindet und außerdem 
noch auf Präfentation ber Bullen behufs bes Fol. Erequaturs zu beftehen, 
mit ber Befugniß in diefem lettern Punkt auf einige Veränderung ber Form 
einzugehen, fobald nur im Weſentlichen bie Beftinnmungen unberührt blieben 
und auch mit ber Befugnig, den Arrangements, die man mit bem bl. Stuble 
abichlöffe, die Form eines fpeciellen Vertrags zu geben und partielle Arran⸗ 
gements über biefen ober jenen Bunft ber Verhandlungen einzugehen, mit 
ber Bedingung, daß biefe Uebereinkunft nicht die andern Punkte, die noch 
ſchwebend blieben, beeinträchtige. ‘ 

„Mit diefen neuen Inſtructionen ausgerüftet, kehrten bie Unterhändler 
nah Rom zurüd; aber leider fanden fie bort nicht mehr die verjühnlichen 
Gefinnungen vor, welche fie bei ihrer erſten Reife ermutbigt datten und ob man 
ihnen gleich einen höflichen Empfang bereitete, mußten fie doch bemerken, baß 
irgend ein feindlicher Einfluß dem günftigen Fortgang ber Unterhanb- 
ungen in den Weg getreten war. Es ift nicht Sache ber Regierung Ew. 
Maj. nachzuforſchen, welche Rathſchläge auf ben Hl. Stuhl eingewirft 
haben Fünnen, daß er vollitändig wiberipenftig wurbe gegen bie Arrangements, 
benen er früher geneigt fchien ſich anjchliegen zu wollen, und es kommt une 
ebenfo wenig zu, bie Argumente zu widerlegen, bie ihn bazu veranlapt haben, 
bie Vorſchläge zurüdzumeifen. 

„Die Regierung Ew. Maj. achtet bie Unabhängigkeit des Hi. Stuhles und 
hält e8 nicht für ihre Aufgabe, fih mit ihm in irgend einen Principienftreit 
einzulafjen, wenngleich die älteften und angefehenften Ueberlieferungen , die 
Lehrſätze gewichtiger Canoniften und das Verhalten des röm. Stuhles jelbft 
in neueren Zeiten gegen Regierungen, bie fih ungefähr in denſelben Bebin- 
gungen, wie die ital. Regierung befanden, bicfer den Vorwand dazu bieten 
fünnten. Allein, wenn e8 uns am Herzen liegt, die Unabhängigkeit bes hl. 
Stuhles zu ſchützen, ſo müfjen wir darum wicht minder die Unabhängigfeit 
ber Regierung Ew. Maj. achten, und wenn wir deshalb auch bebauern mö- 

en, daß bie von und zur Beförderung der veligiöfen und geiftlichen Intereſ⸗ 
en im Königreich von uns gemachten Vorfchläge nicht angenommen worden 
find, fo haben wir uns boch nicht zu beflagen, wenn man die Urſache biefes 
Miplingens unfern Bemühungen zufchreibt, die Prärogative ber bürgerlichen 
Gewali zu wahren und thatlählih an dem nationalen Rechte feftzubalten, 
welches ber Regierung Ew. Majeftät ihre größte Kraft verleiht. Wir haben 
beizufügen, daß wir von unfern urfprüngliden Abſichten nidt 
abgewichen ſind und feine wejentlihen Abänberungen in ben 
ben Unterbändlern gegebenen AInftructionen vorgenommen 
baben, benn wir haben gleich von Anbeginn an auf ben Vorbehalt in Betreff 
bes Erequatur aufmerkſam gemacht, und wir wurben nur gemöthigt, unfere 
Anfichten über biefen Punkt gegenüber ben Einwendungen bes bl. Stuhles 
zu erflären, wie wir auch gezwungen waren, ausführliche Erflärungen über 
‚ben: Biſchofseid abzugeben, als wir erfuhren, baß ber hl. Stuhl eine wichtige 
Trage aus diefem Punfte made. Uebrigens begreift man, daß bie Regierung 
Ew. Maj., im Bewußtfein ihres Urſprungs und ihrer Pflichten gegen das 
Parlament und das Land, feine andern Regeln für bie eingegangenen Unter: 
bandlungen aufftellen konnte als bie, melde fie hier dargelegt hat, während 
man wohl fragen kann, weldes bie Abfichten bes heiligen Stuhles waren, _ 
indem man ihn auffordert, auf ben freiwillig bem Herzen Pius IX. entipruns 
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genen Vorſchlag Hin zu fagen, ob er gebadht Babe, bie Regierung Ew. Mai. 
Tönne ſich dazu verleiten Iaffen, fich felber zu verleugnen und alle von jeder 
unabhängigen Regierung anerfannten Grunbfäge zu desavouiren. 

„Die- Zurüdweifung unferer Vorſchläge über ben Eid ber Biſchöfe und 
das Grequatur war Urfache, daß bie Unterhandlungen über die andern Punkte 
nicht fortgejeßt wurden, und fie zogen bemgemäß Teine Folgen nad) fi. Nur 
wurde erflärt, daß bie Regierung Em. Maj. nicht von ihrem Entichluffe ab: 
weichen wird, nah und nad bie Rückkehr der abwefenden Bifchöfe, bie 
ohne Gefahr einer öffentlihen Ruheſtörung ihre Site wieder einnehmen kön⸗ 
nen, einzwwilligen. Denn bieß it nur eine innere Orbnungsmaßregel, die 
auch bereits fon vorher von ber Negierung ſelbſt beſchloſſen worden war. 

„Durch biefe kurze Darlegung glaube ih die Pflicht, die mir fo wie 
meinen Collegen oblag, Ew. Maj. über einen jo wichtigen Gegenftanb, ber 
jo entgegengejegte Urtheile und jo verjchiedene Hoffnungen hervorgerufen bat, 
Kunde zu geben. Ew. Maj. finden barin alle Einzelnheiten, bie Ihnen bes 
reits duch den Antheil an den Deliberationen ber Räthe befannt find, ges 
treulich aufgezeichnet. Wenn Em. Maj. mit und das Bebauern teilen, 
baß die Unterhandlungen mit dem hl. Stuhle nicht den erwünſchten Erfolg 
gehabt Haben, fo werden Sie mit ben ganzen Volke anerfennen, daß bei 
biefer Öeiegenpeit bie Rehte der Nation und ber Krone gewahrt 
worden find, indem nıan gleichzeitig aufrichtig danach geftrebt Hat, ben geiſt⸗ 
lihen und religiöfen Intereſſen zu genügen, welche nie mit andern Intereſſen 
hätten verwechſelt werben ſollen. Vielleicht ift ber Tag nicht ferne, wo bie fo 
gewünſchte Trennung der Kirche vom Staate die vollſtändige Trennung der 
religiöſen und geiſtlichen Intereſſen von ben politiſchen Intereſſen mit ſich 
führen wird, zum gemeinſamen Vortheile der Kirche und des Staates und 
beſonders zum Vortheil Italiens, welches in Folge ihrer Verwirrung lange 
und ſchmerzliche Prüfungen hat erleiden müſſen. Aber vorläufig wird es 
eine Ehre für die Regierung Ew. Maj. ſein, in dieſer Conjunction nicht ihre 
Pflicht, die politiſchen Intereſſen zu beſchützen, vernachläſſigt zu haben, wäh⸗ 
rend ſie es ſtets als eine Pflicht und einen Ruhm anſieht, den religiöſen und 
geiſtlichen Intereſſen Genugthuung verſchafft zu haben innerhalb der Grenzen, 
welche ihrer Natur nach von den Geſetzen bed Koönigreichs und von den For⸗ 
derungen der jetzigen Civiliſation gezogen werden”. 


21. Juli. Ein kgl. Decret hebt das dritte große Militärdepartement, ſo⸗ 


23. 


wie mehrere militäriſche Subdiviſionen aus Sparſamkeitsgründen 
auf. 
» Der Kriegsminifter, General Petitti, erläßt ein vertrauliches 
Gircular an alle Regimentscommanbeure in der Angelegenheit bes 
Majors de Billata (Afpromonte), dahin gehend, daß alle Officiere 
für die Ehre des Majors eintreten und jeben Angriff der Preſſe 
zurüdweifen follten: 

ne... Es ift im Parlamente auseinandergejegt worden, wie es fich mit 
biefem Vorfall verhält. Die Regierung hat bie ganze Verantwortlichfeit da⸗ 
für auf fi genommen, und fie hat bie mit guiem Gewiſſen thun können, 
ba bie erceptionellen Verbältniffe fofortige und energiſche Reprefjalien als 
dringend geboten erjcheinen ließen”. 


— Ang. Die Cholera wird von Mlerandrien ber in Ancona eingeſchleppt 


8. 


und fordert zahlreiche Opfer. 
„ Prinz Amadeus reist nah Portugal ab und geht von da nad 


- Spanien und Frankreich. 
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9. Aug. Der Appellhof weist bie Klage ber Bifchöſe, Orbirarien und 
Seminardirectoren, welde die Regierung wegen Wegnahme ihrer 
Güter in Folge ber Meigerung, die Seminarien ber Inſpection des 
Staates zu unterftellen, belangt hatten, ab. 

10. „ Der AYuftizminifter Vacca gibt feine Entlaffung ein unb wirb 
durch Corteſe erfekt. 

„„17 Abgeordnete und 1 Senator proteſtiren in Turin gegen das 
Circular des Kriegsminiſters v. 23. Juli, indem ſie „erſchreckt durch 
bie Gefahren, die das Rundſchreiben des Kriegsminiſters her: 
vorruft, erflären, daß dasfelbe die Unabhängigkeit der Preſſe und bie 
conftitutionellen Freiheiten verletzt“. 

18. „ 23 Senatoren und Deputirte proteſtiren in Neapel gegen das 
Circular Petitti. 

20. „ Eine Volksverſammlung in Turin proteſtirt gegen das Circular 
Petitti und ertheilt dem Minifterium überhaupt ein Mißtrauens— 
votum. 

21. „ Der Minifter des Innern, Lanza, erläßt ein Circular zu Gunſten 
des Erlaſſes Petitti. 

23. „ Der Regierungsbevollmächtigte an der Univerfität Neapel, Sena⸗ 
tor Imbriani, wird ſeines Amtes enthoben, weil er einen Saal zu 

dem Proteſt gegen den Kriegsminiſter hergegeben hatte. 

25. „ Erlaß bes Miniſters des Innern, Lanza, wonach religiöſe Pro: 
ceffionen außerhalb der Kirchen nur unter Genehmigung ber welt: 
lichen Behörden, welche bie Befugniß haben, fie zu unterſagen, ſtatt⸗ 
finden dürfen. 

28. „ Der Minifter des Innern, Lanza, gibt ſeine Entlaſſung ein. 

— „ Die Gemeinderathswahlen in Neapel ergeben auf 80 Gewahlte 

. „nur 1 Bourboniſten und 15—16 Radicale. 

— „ Die Anzahl ber gegen das Circular des Kriegsminiſters vom 
23. Juli proteſtirenden Senatoren und Depuirten it auf 84 ge⸗ 
ſtiegen. 


2. Sept. Ein kgl. Decret fufpenbiet ben Oberften Tomi, weil er als 
" Abgeordneter gegen das Cireular des Kriegsminiſters proteftirt hat. 
» » Der Unterritsminifter Natoli wird an tanza’s Stelle auch zum 
Miniſter des Innern ernannt. 
7. „ Ein kgl. Deeret lösſst das Parlament auf und ſett bie allgemeinen 
Wahlen auf den 22. Oct, den Zufammentritt des neuen Parlaments 
. auf den 15. Nov. an. 

— „Nach dem Berichte Natoli's an den König ſollen vorerſt nur 
58 Seminarien der Geiſtlichkeit entzogen werden. 

— ,„ Bei den Gemeinderathswahlen in Florenz ſetzen bie Anhänger 
ber früheren Ordnung ber Dinge nur 3 ber Ihrigen gegen 56 
Liberale durch. 

— „Drer Finanzminiſter Sella beziffert das muthmaßliche Jahresdeficit, 
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das er noch im Frühjahr auf höchſtens 100 Mill, angeleht hatte, 
bereits auf 280 Mill. und tie öffentliche Meinung tft überzeugt, 

daß es in Wahrheit über 300 Mill. betragen werbe, | 
16. Sept. Die öſterreichiſche Finangpräfectur in Venedig macht der ital, 
Regierung buch die Vermittlung Frankreichs Eröffnungen. bezüglid) 
einer allfälligen - VBerfländigung „von rein Iocalem Character“ 
zwifhen den Behörden Venetien und denen ber anftoßenben ita- 
—lieniſchen Provinzen, zu dem Zmede, die commerciellen Beziehungen 
zwiſchen ihnen zu erleichtern und angzubehnen. Der ital. Yinanz- 

minifter lehnt es ab, auf die Eröffnungen einzugeben. 

20. „ Aufammentritt der Plenarverfammlung der großen Commiſſion 
für die Alpenbahnfrage (Gotthard, Eplügen oder Lukmanier). 
20/22. „ Große Trauerbeinonftration in Turin an ben Sahrestagen ber 
porjährigen Ereigniſſe. 


8. Oct. Zufammentritt einer vom Yinanzminijter Cella einberufenen 
. Commifjion behufs Prüfung der Einführung neuer Steuern (befon> 
berg der verhaßten Mahliteuer). 

9..„ Im Neapolitaniihen werben die Nenten aller derjenigen biſchöf—⸗ 
lichen Seminarien, welche in Laienſchulen umgewanbelt werden jollen, 
mit Befchlag belegt. | 

„» » Der König ernennt 32 neue Senatoren. 

17. ., Die Regierung überträgt den Schablammerbienft der National: 
Bank, ohne vorher die Genehmigung des Parlaments dazu einge: 

Holt zu haben. | | 

22729. „ Allgemeine Parlamentswahlen in ganz Stalien. Die bisher 
herrſchende Partei macht ziemlich empfindliche Einbußen, das linke 
Bentrum und. die Linke gewinnen wejentlih an Zahl, bie cleriacle 

Partei feßt troß aller Anſtrengungen kaum 12 der Jhrigen durch. 

22. „ Empfang des mericanifhen Geſandten. Anrede des Gefandten 

und Antwort des Königs. 


3. Nov. Der Juftigminifter Cortefe erläßt ein Circular an die Präfec— 

.. ten und Generalprocuratoren bezüglich ber Didcefaneintheilung bes 
Landes. u 

Das Sircular weilt baranf hin, baß die Diöcejen einestheils in ihren Be: 
ziehungen zum Staate, als von ber bürgerlichen Gewalt anerkannte Einheiten, 
. mit Rechten und. Pflichten, andrerfeits aber in ihrem rein firchlicheu Character 
.betragtet werben können. ‚Zu ber erfteren Eigeufchaft ift ihre Eriſtenz uns 
. zweifelhaft politiichen und abminiitrativen Zwedmäßigfeitsgründen unterges 
orbnet. Ter Staat beansprucht daher unter diefem Gefichtepunfte für die Ab» 
gränzung ber Diöcefen das entjheidende Wort, während er ſich um bie rein 
kirchliche Cintheilung bes Landes. nicht kümmert. Er wird bemgemäk unters 
ſuchen laſſen, wie viele Didcefen dem Bebürfuiffe des Landes entiprehen und 
welches die geeignetite. Begrenzung berjelben ſei. Diefe neuen Bistümer 
würden alsdann ausſchließlich vor den bürgerlichen Geſetzen Anerkennung 
und bei ber Staatsbotation Berücſichtigung ‚finden, während es dem römi- 
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ſchen Stuhle natürlich anheimgeftellt bleibt, für rein kirchliche Zwede noch 
mehr Biſchoͤſe zu ernennen. Der Miniſter will mit einer fo wichtigen Maß⸗ 
vegel nicht übereilt zu Werke gehen und fordert daher die Präfecten und Pros 
curaturen zur forgfältigen Unterfuchung ber Localverhältniffe auf, die natürs 
lih für manche Provinzen mehr Rüdficht auf die Traditionen und die Volks⸗ 
meinung erfordern. Im Allgemeinen bielte e8 ber Minifler für wünſchens⸗ 
werth, wenn für jebe Provinz nur ein Bilchofsfig beſtände. 


5. Nov. Der Finanzminifter Sella gejteht bei einem Bankett, das ihm 


7. 


9. 
18. 


zu Ehren fein Wahlcollegium Coſſato-Biella veranſtaltet hat, daß 
das dießjährige Deficit die Summe von 300 Millionen erreichen 
werde und kündigt feinen Entſchluß an, dem Parlament behufs wenig: 
ſtens theilweiſer Ausgleichung des Budgets die Einführung der 
(verhaßten) Mahlſteuer vorzuſchlagen. 

„ Ein tgl. Decret beſtätigt die Fuſion der Nationalbank mit der 
toscaniſchen zu einer einzigen Bank Italiens. 

„ Der König geht nach Neapel, wo bie Cholera mwüthet. 

„ Eröffnung des neuen Parlaments. Thronrede bes Könige: 


„als ih in ber edlen Stabe, melde die Gefchide Italiens in feiner 
Wiedergeburt zu bewachen wußte, die Situngen bed Parlaments eröffnete, 
dba waren meine Worte allzeit Worte ber Ermuthigung und ber Hoffnung. 
Ihnen folgten beftändig erhabene Thaten. Das Herz offen für bas gleiche 
Bertrauen habe ih Sie heute an dieſer edlen Stätte erhabener Erinnerungen 
um mid verfammelt. Auch bier werden wir, auf bie volle Wiederherfiellung 
unferer Autonomie bedacht, jegliches Hinderniß zu befiegen wiſſen. Beim 
Schluß ber letzten Legislatur hat meine Regierung in Chrerbietung (per 
osseguio) gegen ba8 Haupt ber Kirche und im Wunſche die ‚religiöfen In⸗ 
terefjen der Mehrheit zu befriedigen, Vorſchläge zu Unterhandlungen mit dem 
päpflliden Stuhl angenonimen. Aber fie mußte fie abbrechen als ben 
Rechten meiner Krone unb ber Nation Schädigung daraus erwachjen Tonnte 
(ne potevano restare offesi) (Beifall), Die ſich erfüllenbe Zeit 
und bie unwiderſtehliche Gewalt ber Ereigniffe werben bie 
Streitfragen zwiſchen dem Königreih Italien unb bem 
PapfttbumLldfen. Uns liegt es bis dahin ob, Treue zu bewahren ber 
Eonvention vom 15. September, welche auch Frankreich in der feitgefeßten 
Zeit zur volljtändigen Ausführung bringen wird, Die Tugend bes Wartens 
ift heute für Stalien Teichter als ehedem. Seit bem Tag, ba ich bie legten 
Worte an das Parlament richtete, haben fich feine Verhältniffe gebefjert. Im 
Fortfchreiten in unferem Wert befräftigen uns die Sympathien ber gebil: 
beten Völfer. Durch Gemeinfamfeit der Intereſſen, durch Bande der Danf- 
barkeit find wir in innigem Ginflang mit Franfreih; wir ftehen in guten 
Beziehungen zu ben meilten andern europäiſchen Staaten und mit 
ben Regierungen ber beiden Amerifa. in weites Feld ift dem Hanbel ge: 
öffnet durch vortheilhafte Verträge mit England, Rußland, Hollarid, Düne: 
marf, Schweiz, wie fhon früher mit Frankreich, Schweden, Belgien, Türke 
und Perſien. Spanien bat vor Kurzem bas Königreih Italien anerlannt; 
Bayern und Sachſen haben ebenfalls vor Kurzem bie gleiche Abſicht ges 
äußert, welche Preußen, das Großherzogthum Baben und bie Hanjeftädte 
ſchon ausgeführt haben. So find bie Bande zwiſchen ben Völkern latei⸗ 
niſcher Race verſtärkt; und mit den edlen germaniſchen Völkern wird es den 
Italienern erleichtert ſein, Intereſſen und Veſtrebungen anzuknüpfen, in wel⸗ 
chen alte Voruriheile und alter Groll erlöfchen werben. In ſolcher Weile 


wird Stalten, indem es bie Stellung einnimmt, bie {pm unter ben großen 


- Staaten Europa’s zufommt, mehr und mehr zum Triumph der Gerechtig⸗ 
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keit und ber Freiheit beitragen. (Beifall) Diele Hat im Innern fon bes 
wunbdernswürdige Früchte getragen. Birnen wenigen Jahren find in ben 
Berwaltungen, in ben Öffentlichen Arbeiten, im echt (nei codici), in ber 
mifitärischen Ordnung Refultate erreicht worden, für welde anderswo mehrere 
Generationen gearbeitet haben oder innere Kämpfe zu beflagen waren. So 
viele überwundene Schwierigkeiten find ein fröhliches Vorzeichen für bie Zur 
funft. Meine Minifter werben Ahnen Gejeßentmürfe vorlegen für die voll: 
fländige Ordnung ber legislativen Unification des Königreichs, für die Bes 
freiung ber unbemittelten Cfaffen aus ber Unwiſſenheit, für bie Berbefjerung 
der Grebitverhältniffe, für die Förderung ber brängenberen Öffentlichen Ars 
beiten. Andere Geſetze werden Sie verbeffern, wie es bie Erfahrung ober 
bie Opportunität anräth. Die größte Schwierigfeit ijt die Herftellung bes 
Gleichgewichts in den Finanzen, ohne ber Nation ihre bewaffnete Stärke zu 
Sand und zur See zu benehmen. Es ift mir äußert fchwerzlih, daß bie 
unvermeidliche Nothivendigkeit von meinem Volke neue Opfer fordert. Ges 
wiß, m. 8. feine Tüchtigfeit wird nicht darunter leiden. Bürgen dafür find 
mir bie Opfer, welche es mit bewundernswerther Stanbhaftigkeit fchon ge: 
bracht bat. Aber ich empfchle Ihnen, bie Laſten in der möglichit billigen und 
mindeft bebrüdenden Weife zu vertbeilen, indem fi) auch bie öffentlichen 
Ausgaben auf das Aeußerite befchränfen jollen. Das italienifche Volt muß 
fi) jener Weberrefte der Vergangenheit entlebigen, welche es in der vollen 
Entwidelung feines neuen Lebens hemmen. ie werben daher auch zu bes 
rathen haben über bie Trennung ber Kirche vom Staat und bie Unters 
brüdung ber religiöfen Körperfchaften. (Beifal.) Schreiten wir in folder 
Weife vorwärts, e werben feindliche Ränke ober Tüde bes Schidfals unfer 
Merk nicht zu zeritören vermögen. Cine tiefe unvermeibliche Veränderung 
vollzieht fich in den enropätfchen Völfern. Die Zukunft fteht in Gottes Hand. 
Wenn für bie Bollendbung ber Gefhide Jtaliens neue Prüfs 
ungen fi erheben follten, fo bin ich gewiß, daß feine braven Söhne 
fih noch einmal um mich drängen würben. (Beifall.) Sollte die fittlidhe 
Macht der Civiliſation vorherrſchen, fo würbe ber gereifte- Sinn bes Volles 
nicht verfehlen, fie zu benügen. Meine HH. Senatoren! Meine HH. Depu⸗ 
tirtel Auf daß jedem Greigniß gegenüber Italiens Recht und Ehre unver» 
letzt bleiben, ift es vonnöthen, freien SchrittS (francamente) auf ber Bahn 
ber nationalen Politik vorwärts zu gehen (progredire). Ich werde, übers 
zeugt von Ihrer Unterftüßung, vertrauend auf bie Liebe bes Volks und bie 
Tapferfeit des Heers, nicht zurücfiehen (non verrd meno all’ impresa no- 
bilissima) vor dem edelften Wert, welches wir den kommenden Geſchlechtern 
vollendet übergeben müſſen.“ 


25. Nov. Circulardepeſche Lamarmora’s über die Beziehungen zwiſchen 


Italien und Defterreich. 

Die Depefhe nimmt im Eingang Bezug auf bie Bewegung für Her: 
ftelung beſſerer commercieller und ſelbſt biplomatifher Beziehungen mit 
Stalien, welche fich feit einiger Zeit im ber öfterreichifchen Preſſe Fundgegeben, 
welcher aber bie officidfen und officiellen Organe bes Wiener Cabinets bei 
jeder - Gelegenheit bie Erflärung entgegengeftellt hätten, daß regelmäßige Un: 
terhanblungen zwifchen beiden Ländern unmöglich feien, weil bie öfterreichifche 
Regierung Italien nicht anerkennen wolle. „ch bebaure — fährt die Depeiche 
fort — nicht in Abrede ftellen zu fönnen, daß, was man in Wien als unmög⸗ 
lich betrachtet, vom italieniſchen Geſichtspunkt wenigftens ſehr ſchwierig iſt. 
Es wäre gewiß zu wünſchen, daß die Leiden, welche der gegenwärtige Stand 
ber Dinge ben Grenzbevolkerungen bes Po und des Mincio auferlegt, To 
viel als möglich gemildert würben, und das regelmäßigfte Mittel, um zu bie 
jem Zwecke zu gelangen, wäre ohne irgend welchen Zweifel bie Wieberberjtellung 
biplomatifher und commercieller Beziehungen zwiſchen ben beiden Regierungen 
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auf einem normalen Fuße. Allein bie Geſinnungen, welche bie betreffenden 
Bevölkerungen allgemein befeelen, find berart — bie Thatfachen haben es be: 
wieſen — baß feine Verfländigung dieſer Art ihnen annehmbar ſchiene, wenn fie 
fi AN ale eine Einleitung zur Löſung ber venetianifchen Frage barftellte: 
es ift Dieß unglüdlicherweife eine jener gefpannten und geiwaltfamen Lagen, 
welche, wie Defterreih aus Erfahrung bat lernen Fünnen, bie gewöhnlichen 
Regeln der gejun den Politik unb ber guten Verwaltung unanwendbar madıen. 
Benetien bat alle Zugeſtändniſſe, alle Reformen Oeſterreichs zurückgewieſen, 
um nichts als feine Unabhängigkeit zu begehren (revendiquer); ein Ueber: 
einfommen, welches, um einige Tarife zu reformiren unb vegelmäßigere biplo: 
matiſche Formen politifchen Beziehungen zu verleihen, bei benen im Weſen 
nichts geändert wäre, dieſe Art fortwährender Befräftigung ber Nationalität 
ber venetianishen Provinzen zu unterbreden jchiene, wirde heute in Stalien 
weber zuläffig noch jelbjtverftändlich fein. Indeſſen, weit entfernt, ben Theil 


‚ber Verantwortlichfeit preiszugeben, welder ‚auf uns rüdjichtlih der In⸗ 


tereffen dev betreffenden Bevölkerungen laftet, haben wir ung immer bemüht, 
foviel an ung liegt, die Schwierigkeiten eines Standes ber Dinge zu ver: 
mindern, ben bie unvermeiblichen Probleme ber venetianifchen Frage bereits 
allzu ernſthaft machen. Wenn unfere Würde uns zur Pflicht gemacht hat, 
feinen Vergleich einzugehen bezüglich einer Formſchwierigkeit mit den Staaten 
bes Zollvereing , deren wirkliche Intereſſen nichts ben unfrigen ntgegenge: 
fegtes haben, fo find die Lebensfragen, um melde es fich zwifchen Oeſterreich 
und uns handelt, von einer Befchaffenheit, um, heute unjererfeits jebe Die: 
cufjion ungelegen (inopportune) zu machen, bie auf. eine Wiederaufnahme 
biplomatifher Beziehungen binzielte, welde, nad ben gegenwärtigen Ge 
ſinnungen des Wiener Hofes zu urtheilen, ſchwerlich eine friedliche Lälung 
erleichterte und ben Uebelſtand haben Fünnte, baß fie bieje ragen im Der: 


aus zu entjcheiben jchiene. Es bliebe alfo, wir erfennen e8 gerne an, nichts 


übrig, als vorzugehen mit Abſehung von jeber Form, welde bie 
Politif der beiden Regierungen binden (engager) könnte, und bloß im Hin: 
blid auf die factifhe Verbefjerung der dconomijchen Verhältntfje zwiſchen den 


. - beiden Ländern. Ich bin genöthigt, zu conftatiren, daß die fterreichiiche 


‚ Regierung ſich bis heute nicht auf den Voden geſtellt hat, ber geftattete, aud 


nur zu einer einfachen Tan Pa dieſer Art zu gelangen. .... Ju einem 


Augenblick, wo die Mehrzahl ber Regierungen das Bebürfniß nach Trieben, 
nad) gegenfeitigen Berflänbigungen, nach befjeren Beziehungen zwiſchen den 
Völkern empfindet, liegt uns ‚mehr denn je daran, daß bie befreundeten 


J Mächte, diejenigen zumal, welche die venetianiſche Frage vorangeſtellt haben 


unter denen, mit welden Guropa im Falle der Verfammlung eines allge: 


‚ meinen Gongreffes fi zu befchäftigen hätte, würdigen, wem befonders bie 


Berantwortlichfeit zukommt für bie Hebel, welche bie reſpeetive Lage ber beiden 
Monarchien mit fi bringt.” u 


4. Dee. : Ein Decret des Kriegsminifters verfeßt 9000 Mann vom Jahr: 


gang 4864 unter die Referue, fo daß alfo das Contingent für 
4864 jtatt 55,000 Mann nur 46,000 betrüge. | 


T » IE Kammer: Der Abg. Mari (von der miniſteriellen Partei) wird 


mit 132 Stimmen gegen Mordini (von ber Linken) zum Präſi 


‚beiten gewählt, Dagegen fiegt. bie Linfe bei ber Wahl ver Vice: 


präſidenten, indem 3 berjelben der Linken und 1 dem. linten Gentrum 
angehöven. ' oo 


12... ,„ II. Kammer: der Finanzminiſter Sella verlangt eine breimonat: 


* 


liche proviſoriſche Finanzverwaltung, der Juſtizminiſter Corteſe bringt 
das Kloſtergeſetz wieder eii. ner 
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13. Dec. II. Kammer: Der Finanzminiſter Sella bringt das Budget für 
1866 ein. 

Derfelbe ſchlägt das Deficit für 1866 auf 230 Mill. an und gefteht offen, 
daß in der bisherigen Weife mit Anlehen, Eifenbahnverfäufen und Veräußerungen 
von Domänen, um bag jährliche Deficit zu decken, nicht fortgewirtbichaftet werben 
fünne. „Eine Steuer nit breiter Grundlage und bie fi auf alle Theile der Bes 
völferung erſtreckt, ift erforderlich. 18 gibt eine ſolche Steuer; ich weiß, fie 
iſt überaus ‚unpopufät, und es ift mir unlieb, fie vorzufchlagen; es ift bie 
Mahlſteuer. Der Miniſter glaubt mit Leichüigkeit einen Ertrag von 100 
Mill. erzielen und mit dieſer, einigen andern Steuern und weiteren Er⸗ 
ſparungen von ca. 80 Mill. das Deficit wenigſtens auf 100 Mill. reduziren 
zu können. „Ich habe vorgeſchlagen, was ich für nützlich und nothwendig 
halte. Wenn bene bejiere Dorfeläge zu machen haben, jo ſoll es mir lieb 
fein; ich werde ihnen meinen Beifall nicht verjagen, vielmehr fie von einer 
andern Stelle biefer Kammer aus nad), Kräften unterftügen.“ 

14, „ Der Piemontefe Chiaves: wird zum Minifter des Innern ernannt; 
Natoli behält das Portefeuille bes Unterrichts. 

19. „. Die II. Kammer erflärt.fih mit 196 gegen 4 Stimme, .(4 ent: 
halten fih) gegen das kgl. Decret v. 17. Oct, bas der Bank bie 
Verwaltung des Staatsſchatzes überwies, ohne erft die Zujtimmung 
bes. Parlaments dazu einzuholen. Das Minifterium fieht darin 
ein Mißtrauensvotum und gibt feine Entlaffung ein. 

21. „ Die H. Kammer beſchränkt bie vom Minifterium geforderte pro: 
viſoriſche Finanzverwaltung mit 163 gegen 23 Stimmen bon drei 
auf zwei Monate, 

23. „ FH. Kanmer: bie. Regierung nimmt bie anfänglich geforderte Ver: 
Tängerung bes Brigantengefeßes zurück. Die Kammer vertagt fi, 
um eine Kammerauflöfung unmöglich zu machen, bis zum 15, Januar. 


% 
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1. Jan. Neujahrsempfang im Vatikan. Der General Montebello bringt 


23. 


dem heil. Vater die Huldigungen und bie Ergebenheitsgefühle ber 
franz. Armee dar. Antwort des Papites. 

Ueber die Antwort bes Papftes werden von ben Blättern verichiebene 
Verſionen mitgetheilt. Daß ber Moniteur bie Antwort gerabezu geiäliht, 
fheint außer Zweifel. Ein Parifer Eorrefp. der A. A. 3. glaubt den Schluß 
berfelben authentisch feftftellen zu können. Danach hätte ber Papſt feinen 
Segen nur ber Kaijerin und bem faif. Prinzen ertheilt, dem Kaiſer ſelbſt 
aber nur bedingungsweife und ohne ihn zu nennen, indem er gefagt hätte: 
„Ich fegne auch Frankreich und die kaiſ. Kamilie; möge der gütige Gott bie 
Gefundheit ber Kaiſerin und bes kaiſ. Prinzen beihügen. Ich rufe mir bie 
Worte des Pſalmiſten vor die Seele: justitia et judicium praeparatio sedis. 
Die Macht des Oberhauptes der franzdf. Nation und die Fortbauer feiner 
Diynaftie hängen davon ab. (La puissance du chef de la nation fran- 
caise et la perp6tuit6 de sa dynastie d&pendent de cela). Ich hoffe, 
daß das Oberhaupt der franzöjiichen Nation gefegnet werben könne, voraus: 
gejett, ba er dem Grundſatz, ben ich fo eben ausgeſprochen, fich treu er: 
weife (J’espere que le chef de la nation frangaise puisse ätre beni, 
pourvu qu’il soit fiddle au principe dont je viens de parler).” 

„ Austaufh der feit 1860 in Rom zurüdbehaltenen Sträflinge 
aus Umbrien und ben Marken an die ital. Regierung durch bie 


Vermittlung Frankreichs. 


25. Sehr. Der päpftliche Generalvicar, Cardinal Patrizi, fchreibt das vom 


Papfte in der Encyclica angeorbnnete Jubiläum aus und verfündet 


den damit verbundenen Generalablaß. 

Das Nusfchreiben bildet eine Art Ergänzung ber Encyclica, indem «8, 
außer den üblichen Paftoralbetrachtungen, Erörterungen über jenes Actenftüd 
enthält, welches die Stimme bes fichtbaren Oberhauptes ber Kirche und als 
jofhe Gottes Stimme fei. Diejenigen, welche biefelbe nicht hören, haben fein 
Anrecht auf die ewige Seligfeit. Zu ben verberbenbringenden Irrthümern 
unferer Zeit, die von den Lehrern der Sünde geprebigt werben, gehören: bie 
Religions: und Gewifjensfreiheit, die Preßfreiheit, bie Lehre von ben vollen 
beten Thatſachen (teoria de’ fatti compiuti), das Verbot bes Peterspfennige, 
bie Erziehung burch Laien, das durch das Geſetz bewährte Beftimmungsrecht 
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des Baters auf feine Kinder, bad Gefeß fiber bas Erequatur unb bas über 

die Einziehung der Kirchengüter. 
27. Febr. Der Carneval, deſſen ſich die Römer feit 1860 gänzlich enthal- 
ten hatten, wirb in Folge ber September-Convention von ihnen 
wieber gefeiert. 
„ Abfolut unhaltbare Finanzlage des Kirchenftantes: die Staats: 
rechnung bes Jahres 1864 ergab ein Deflcit von 5,410,331 Scudi, 
von dem nur ungefähr ber britte Theil durch ben Ertrag des 
Peterspfennigs (1,600,000 Scubi) gebedt werben Tonnte, während auch 
bas in bemfelben Jahre aufgelegte neue Staatsanlehen nicht voll 
ſtändig untergebradht worben war. Das vom Finanzminiſter Migr. 
Ferrari für 1865 aufgeftellte Budget weist aber wiederum ein ‘Des 
fieit von circa 54 Mil. Scubi auf. 


— März Schreiben des Papftes an Migr. Dupanloup, Biſchof von 
Orleans, als Anerkennung feiner Brofhüre über bie Encyclica und 
die September-Convention: 

. Borzüglid aber erfreute jene Aufzählung von Betrügereien, Raͤnken, 
ſchandiichfien Frechheiten, Plünderungen, Entſetzlichkeiten, welche du, auf zwei⸗ 
felloſe und allbekannte Thatſachen dich ſtützend, aller Augen darſtellen wollteſt, 
um ben Sinn Jener zu ofienbaren, deren herrlicher Obhut man durch bie 
Debereintunft v. 15. Sept. jüngfthin ben Weberreft ber Beute und bie Heilig- 
feit unferer Nechte anvertrauen wollte. (Praecipue vero delectati sumus 
illa fraudum, machinationum , turpissimae procacitatis, direptionum, 
immanitatum enumeratione, quam, fretus indubiis vulgatissimisque fac- 
tis, omnium oculis obvertere voluisti, ut ingenium eorum patefaceres, 
quorum praeclarae custodiae per conventum diei 15 praeteriti Sep- 
tembris committi placuit praedae reliquias et sanctitatem Nostrorum 
jurium,)* 

6. „ Der Papft richtet ein eigenhänbiges Schreiben an Victor Emanuel, 
und brüdt barin den Wunſch aus, daß eine Verftändigung über bie 
Verlaſſenheit jo vieler bifchöflicher Stühle Staliens herbeigeführt 
werden ınöge. 


27. „ Alloeution bes Papſtes im Conſiſtorium. Der Papſt drückt darin 
ſein Bedauern und ſeinen Tadel über die Haltung des Kaiſers 
Maximilian von Merico und zugleich die Hoffnung aus, daß ber- 
jelbe zu anderen Gefinnungen zurüdtehren werde und belobt bie 
Biſchöfe der katholiſchen Welt, insbejondere die Ktaliens, für ihren 
Eifer in ber Vertheidigung ber Religion und ber Freiheit der Kirche 
troß den Decreten ber weltlichen Gewalt. 


17, April. Der Commendatore Vegezzi kommt nah Rom, um eine Vers 
ſtaͤndigung zwiſchen ber italieniſchen Regierung und der Curie zu 
verſuchen. 


25. „ Der Papſt empfängt eine Deputation bes Kaiſers von Merico. 
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haupt der Kirche ber Troſt, fein Gewiſſen vor Gott unb den Menfchen er: 
leichtert zu haben, weil er zu thun verfucht hatte, fo viel ibm unter ben 
obmwaltendben Umftänden möglid war”. 

15. Juli. Spanien ſpricht die bebingungslofe Anerfennung bes Königreichs 
Stalien aus. ' 


5. Aug. Brud mit Merico. Das amtlihe ©. di Roma meldet die befi- 
nitive Abberufung bes Nuntius Migr. Meglia. „Er follte nad 
dem Entihluß des hl. Vaters nicht länger mehr Zeuge deſſen fein, 
was in Merico wiber die Kirche geichieht”. 


— „ Die päpftlihe Regierung fängt an, an bie wirkliche Ausführung 
ber September-Gonvention zu glauben und befchließt demgemäß, ben 
Effectivbeftand ber päpftlichen Armee zu ergänzen, zunächſt und ſo 
weit wie möglich aus den eigenen Unterthanen des Papftes. 

— „Un die Deficits zu deden, ſieht fi die Curie zu einem neuen 
Anlehen von 1% Mil. Scudi Rente genöthigt und Tnüpft beshalb 
Unterhandlungen mit verichiedenen Bankiers an. 


25. Sept. Geheimes Eonfijtorium. Allocution des Papſtes gegen bie 
Freimaurer: 

„Ehrwürdige Brüder! Zu den zahlreichen Ränken und Künſten, mit welchen 
die Feinde des chriſtlichen Namens die Kirche Gottes anzugreifen wagten, und 
ſie durch Anſtrengungen, deren die Sache der Wahrheit nicht bedarf, zu er⸗ 

ſchüttern und zu bedrängen gedachten, muß ſonder Zweifel jene verwor⸗ 
fene Geſellſchaft von Leuten, gewöhnlich Freimaurerei ge— 
mnannt, gerechnet werben, bie, Anfangs in Nacht und Dunkel ſich bergend, endlich 
zum gemeinjanen Untergang ber Religion und menſchlichen Gejellihaft zu 
Tage getreten iſt. — Seitdem unfere Vorgänger, bie römischen Päpite, getreu 
ihrem Hirtenamt, ihre Falftride und Trugwerke entdedten, glaubten fie Tei- 
nen Augenblic verlieren zu bürfen, um fie durch ihre geijtlihe Macht in 
Schranken zu Halten und mit einem Verbammungsiprud), wie mit einem 
Schwert, biefe verbreche riſche, gegen bie heil. und bie öffentlichen Dinge 
fi) vergehende Secte zu treffen und zu zerfleiſchen. Unfer Borgänger Ele: 
mens XI. ächtete und verdammte durch feine apoftoliichen Schreiben dieſe 
Secte, und mahnte ale Gläubigen ab, wicht allein fich ihr anzufchließen, 
fondern auch fie auf welche Weile immer zu fördern und aufzumumntern, ine 
bem ein folcher Act für fie bie Ercommunication, von welcher ber 
Papſt allein befreien kann, nach fich ziehen würde. Benedict XIV. beftätigte 
burg feine Gonftitution dieſen gerechten und geredhtfertigten VBerbammungs: 
ſpruch, und ermangelte nicht, ſeinerſeits bie kathol. Herrſcher zu 
mahnen, alle ihre Macht und Fürſorge auf die Unterdrückung dieſer ſehr 
unſittlichen Secte und auf bie Vertheidigung der Geſellſchaft gegen bie ge= 
meinschaftliche Gefahr zu verwenden. O, hätte nur der Himmel gewollt, daß 
diefe Herriher den Worten unferes Vorgängers Gehör geichenft, daß fie in 
einer erniten Sache nicht fo fchlaff gehandelt hätten. Gewiß, wir, wie unjre 
Väter, würden niemals jo viele aufrührerifhe Bewegungen, fo viele verhbees 
rende Kriege, bie ganz Europa in Brand gefebt, noch fo viele bittere Leiden, 
welche die Kirche heimgeſucht haben und jetzt noch heimfuchen, zu beklagen 
gehabt Be Allein, da die Wuth der Sottlofen ſich noch lange nicht legen 
wollte, jo hat Pius VII, unfer Vorgänger, eine Secte neueren Urſprungs, 
ben Carbonarismus, die fich befonders über Italien ausgebreitet hatte, mit 
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:&, Mat. Vegezzi geht nach Florenz zurüd, tm neue Inſtructionen ein⸗ 
zubolen. 0 . | 


6. Juni. Vegezzi Tommt zum zweiten Mal nah Rom. 
23. „ Abbruch ber Verhandlungen mit ber ital, Regierung. Vegezzi 
verläßt Rom. ' 


26. „ Spanien zeigt bem HI. Stuhle feinen Entſchluß an, das König: 
reih Italien anzuerkennen (ſ. Spanien). 


4. Juli. Die Curie ſpricht ſich über. bie- gefcheiterten Unterhandlungen 
„ .mit ber italieniſchen Regierung buch eine Note. bes amtlichen 


G. di Roma aus: nd 
„Die in Rom zwiſchen dem Gardinal Antoneli und dem confidentiellen 
Geſandten Sr. Maj. be3 Königs Victor Emanuel Hrn. Commandeur Vegezzi 
2 "ftntigehabten Brinatconferenzen haben allen Blättern mannigfachen Stoff zu 
.:  Beiprechungen gegeben. Diele dieſer Blätter - begnügten ſich nicht Damit, eine 
an fich einfache und klare Thatſache durch die verjchiedenartigften falfchen An 
gaben und imaginären Borausfegungen zu entftellen, fondern glaubten ſchließ— 
Tih die Schuld an dem Wißerfolg dent. Heil. Stuhl beimeflen zu müllen. 
Die nachftehende Andeutung über ben eigentlichen Sachverhalt wird. genügen, 
um berartige, bie Wahrheit verdunkelnde Kunftgrifjfe zunichte zu machen. Die 
Mebel, welche bie katholiſche Religion feit langer Beit im größten Theile Sta: 
liens erleidet, find albefannt. Sie mußten auf das Gemitth. bes Oberhauptes 
ber. Kirche lebhaft einwirken. In der Fürjorge, die bem bi. Water. für das 
. Wohl derſelben obliegt, gab ev fich immer mehr dem Gebanfen Hin, biejen 
: Leiden, jo viel in feiner Kraft lag, bie geeignete Abhilfe zu bringen. Er 
erwog, daß es wenigſtens von einigem Nuten fein würde, fich dahin zu ver: 
wenden, daß die Abwejenheit und ber Mangel Firchlier Oberhirten in Io 
vielen Diöceſen nicht noch Länger binnusgezogen werbe, und wollte einen bi- 
recten Verfuch nicht länger verzögern. Jedes politifche Bedenken thatſächlich 
bei Seite jegend und ohne weitere Rückſicht dem Impuls feines Herzens und 
Charakters nachgebend, zögerte er nicht, einen großherzigen Entſchluß zu fal: 
"Sen. - Er wendete ih an Se. Maj. Victor Entanuel IL. und lud ihn ein, 
eine Perfon feines Vertrauens sach Rom zu ſchicken, damit, . abgefehen von 
jeder politifchen Rüdficht, ein Weg gefunden werben könne zur Befeitigung 
ber Hinderniffe, die ber Befriedigung eines fo ernften teligidfen Bedürfniſſes 
° entgegengeftelt wurden. Se Mai: entſprach ber päpftlihen Aufforderung. 
:  ,. Nachdem ber vorermähnte Hr. Kommandeur Vegezzi nah Nom gefommen 
war, hatte er mit Sr. Eminenz den Cardinal Antonelli mehrere Beſprechun⸗ 
gen, in denen er bie Grundlagen, die ber heil. Stuhl allein vorſchlagen 
Ponnte, mit folder Loyalität Als gerecht und zweckentſprechend erfannte, daß 
: im- Herzen.des bi: Vaters bie Hoffnung Platz greifen mußte, er werde endlich 
„in, irgenbeiner Weife für diefen Theil feiner geliebten Heerde Fürſorge treffen 
fönnen. Diefe Hoffnungen follten jebody leider. bald zunichte werden. Der 
Herr Commandeur Vegezzi, der von Rom abgereift wat, um feine Regierung 
beffer über die Verhältniſſe aufzuklären und perfönlich definitive Inſtructionen 
entgegenzunehmen, kehrte nämlich nach einiger „Zeit mit Vorſchlägen zurüd, 
welche, indem fie bie urjprünglichen Grundlagen ab änderten und zu: 
nichte machten, dem bl. Vater’ den Schmerz :bereiteten,, In folcher Weile 
auf Veranlafjung der Regierung des Königs Victor Emanuel ben: gewünſch— 
‚ten — dem hl. Stuhle unmäglid. gemacht zu ſehen. Im ber duch 
" jolche'Widertoärtigfeit hervorgerufenen Betrübritg bleibt Dem erhabenen Ober⸗ 
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haupt ber Kirche ber Trof, fein Gewilfen vor Gott unb den Menfchen er: 
leichtert zu haben, weil er zu thun verjucht hatte, fo viel ibm unter ben 
obwaltenben Umftänden möglid war”. 

15. Juli. Spanien ſpricht die bebingungslofe Anerfennung bes Königreichs 
alien aus. 


5. Aug. Brud mit Mexico. Das amtlihe &. di Roma meldet bie befi- 
nitive Abberufung des Nuntius Migr. Meglia. „Er follte nad 
dem Entihluß des hl. Vaters nicht länger mehr Zeuge befjen fein, 
was in Merico wider die Kirche geichieht”. 


— „Die päpftlihe Regierung fängt an, an bie wirkliche Ausführung 
der September-Convention zu glauben und beichließt demgemäß, den 
Effectivbeftand ber päpftlihen Armee zu ergänzen, zunächſt unb fo 
weit wie möglich aus den eigenen Untertbanen des Papſtes. 

— „ Um bie Deficits zu deden, fieht fi die Curie zu einem neuen 
Anlehen von 1% Mill. Scudi Rente genöthigt und knüpft beshalb 
Unterhanblungen mit verichiedenen Bankiers an. 


25. Sept. Geheimes Conſiſtorium. Allocution des Papftes gegen bie 
Freimaurer: 


„Ehrwürbige Brüder! Zu ben zahlreichen Ränfen und Künſten, mit welchen 
bie Feinde bes chriftlichen Namens bie Kirche Gottes anzugreifen wagten, und 
fie Durch Anftrengungen, deren bie Sache ver Wahrheit nicht bedarf, zu er⸗ 

- füttern und zu bebrängen gebadhten, muß fonber Zweifel jene verwor⸗ 
fene Geſellſchaft von Leuten, gewöhnlid Freimaurerei ge 
nannt, gerechnet werben, bie, Anfangs in Nacht und Dunkel fich bergend, endlich 
zum gemeinjamen Untergang ber Meligion und menſchlichen Gejellihaft zu 
Tage getreten ift. — Seitbem unſere Vorgänger, bie römiſchen Päpfte, getreu 
ihrem Hirtenamt, ihre Fallſtricke und Trugwerke entdedten, glaubten fie Feis 
nen Augenblid verlieren zu bürfen, um fie durch ihre geiftlihe Macht in 
Schranten zu Halten und mit einem Verbammungsfprud, wie mit einem 
Schwert, biefe verbrederifche, gegen bie heil, und die öffentlichen Dinge 
ſich vergebenbe Secte zu treffen und zu zerfleifchen. Unfer Vorgänger Cle⸗ 
mens XI. ächtete und verdammte durch feine apoftolifchen Schreiben biefe 
Secte, und mahnte alle Gläubigen ab, nicht allein fi ihr anzufchliegen, 
fondern auch fie auf welche Weile immer zu fördern und aufgumuntern, ins 
dem ein folher Net für fie bie Ercommunication, von welcher ber 
Papſt allein befreien Tann, nach fich ziehen würde. Benedict XIV. beftätigte 
‚burg feine Eonftitution biefen gerechten und gerechtfertigten Verbammungs 
ſpruch, und ermangelte nicht, ſeinerſeits die kathol. Herrſcher zu 
mahnen, alle ihre Macht und Fürforge auf bie Unterbrüdung dieſer fehr 
anfittlihen Secte und auf bie Vertheidigung ber Geſellſchaft gegen die ge⸗ 
meinfchaftliche Gefahr zu verwenden. O, hätte nur ber Himmel gewollt, daß 
diefe Herriher den Worten unferes Vorgängers Gehör geſchenkt, daß fie in 
einer ernften Sache nicht fo fchlaff gehandelt hätten. Gewiß, wir, wie unfre 
Väter, würden niemals fo viele aufrührerifhe Bewegungen, fo viele verhees 
rende Kriege, bie ganz Europa in Brand gefeht, noch jo viele bittere Leiden, 
welche die Kirche Beimgefucht haben und jebt noch beimfuchen, zu beklagen 
gehabt en Allein, da die Wuth der Gottlofen fi) noch lange nicht legen 
wollte, jo hat Pius VIL, unfer Vorgänger, eine Secte neueren Urfprungg, 
ben Carbonarismus, die fich beſonders über Stalien ausgebreitet hatte, mit 
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ihrer Sprengel gegenliber, wenn fie ſich nicht unter denſelben Bebingungen 
befänden, wie bie Mehrzahl ber kathol. Biſchöfe als Huldigung auch für Die 
Zrabitionen ber Kirche und ihrer erhabenen Lehren, welche ben Gehorfam 
gegen alle Regierungen aujerlegen. — Die Unterhändler erhielten alſo zugleich 
mit ber Beftätigung ihrer anfänglichen Inftructionen dag Mandat auf dem 
Eide ber Biſchöfe in ber für das Königreich eingeführten Form zu beftehen, 
welche von fervilen und beleibigenden Zuſätzen für bie Würbe bes Biſchofs⸗ 
ftandes frei ift, die man in andern Formeln noch vorfindet und außerdem 
noch auf Präfentation ber Bullen behufs bes Tal. Erequaturs zu beftehen, 
mit ber Befugniß in biefem legtern Punkt auf einige Veränderung ber Form 
einzugeben, ſobald nur im Wefentlichen bie Beflinnmungen unberührt blieben 
und auch mit der Befugniß, den Arrangements, die man mit bem hl. Stuble 
abichlöffe, Die Form eines fpeciellen Vertrags zu geben und partielle Arran⸗ 
gements über diefen oder jenen Punkt der Verhandlungen einzugehen, mit 
der Bedingung, daß diefe Uebereiufunft nicht die andern Punkte, die noch 
‚Ihwebend blieben, beeinträchtige. ‘ 

„Mit dieſen neuen Inſtructionen ausgerüftet, Tehrten die Unterhänbler 
nah Rom zurüd; aber leider fanden fie bort nicht mehr die verfühnlichen 
Gefinnungen vor, welde fie bei ihrer erſten Reife ermuthigt batten und ob man 
ihnen gleich einen höflichen Empfang bereitete, mußten fie body bemerken, baß 
irgend ein feindlicher Einfluß dem günfligen Fortgang ber Unterhand⸗ 
ungen in ben Weg getreten war. Es ift nicht Sache ber Regierung Ew. 
Maj. nachzuforſchen, welhe Rathſchläge auf ben hl. Stuhl eingewirft 
haben fönnen, daß er vollftändig wideripenftig wurde gegen bie Arrangements, 
benen er früher geneigt ſchien fich anichließen zu wollen, und es fommt uns 
ebenfo wenig zu, bie Argumente zu widerlegen, bieihn dazu veranlaßt haben, 
bie Vorſchläge zurückzuweiſen. 

„Die Regierung Ew. Maj. achtet die Unabhängigkeit des hl. Stuhles und 
hält es nicht für ihre Aufgabe, ſich mit ihm in irgend einen Principienſtreit 
einzulafjen, wenngleich die älteften und angeſehenſten Weberlieferungen,, bie 
Lehrſätze gewichtiger Canoniften und das Verhalten des röm. Stuhles felbjt 
in neueren Zeiten gegen Regierungen, bie fih ungefähr in benfelben Bebin- 

ungen, wie bie ital. Regierung befanden, biefer ben Vorwand dazu Bieten 
Öönnten. Allein, wenn e8 uns am Herzen liegt, die Unabhängigkeit bes HI. 
Stuhles zu jchüken, jo müfjen wir darum nicht minder die Unabbängigfeit 
ber Regierung Ew. Maj. achten, und wenn wir beshalb auch bebauern mö— 
gen, daß bie von und zur Beförderung ber religiöfen und geiftlidyen Intereſ⸗ 
jen im Königreich von uns gemachten Vorfchläge nicht angenommen worben 
find, fo Haben wir uns doch nicht zu beflagen, menn man die Urſache dieſes 
Miplingens unjern Bemühungen zufchreibt, bie Prärogative ber bürgerlichen 
Gewall zu wahren und thatlächli an dem nationalen Rechte feitzubalten, 
welches der Megierung Ew. Majeftät ihre größte Kraft verleiht. Wir haben 
beizufügen, baß wir von unfern urjprüngliden Abfihten nicht 
abgewichen find und feine wejentliden Abänderungen in ben 
den Unterbändlern gegebener Inſtructionen vorgenommen 
haben, denn wir haben gleich von Anbeginn an auf den Vorbehalt in Betreff 
bes Exrequatur aufmerfiam gemacht, und wir wurden nur genöthigt, unfere 
Anfichten über biefen Punft gegenüber ben Einwendungen des hl. Stuhles 
zu erflären, wie wir auch gezwungen waren, ausführlihe Erklärungen über 
ben. Biſchofseid abzugeben, als wir erfuhren, daß ber hl. Stuhl eine wichtige 
Frage aus biefem Punkte made. Uebrigens begreift man, baß bie Regierung 
Ew. Maj., im Bewußtfein ihres Urſprungs und ihrer Pflichten gegen bas 
Parlament und das Land, Feine andern Regeln für bie eingegangenen Unter 
bandlungen aufftellen Tonnte als bie, melde fie hier bargelegt hat, während 
man wohl fragen Tann, welches bie Abfichten des heiligen Stuhles waren, 
indem man ihn auffordert, auf ben freiwillig bem Herzen Pius IX. entfpruns 
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enen Vorſchlag bin zu fagen, ob er gebacht Babe, bie Regierung Ew. Mai. 
dnne ſich dazu verleiten Iaffen, fich felber zu verleugnen unb alle von jeber 
unabhängigen Regierung anerkannten Grundſätze zu desavouiren. 

„Die- Aurüdweifung unferer Vorichläge über ben Eid ber Biſchöfe und 
das Crequatur war Urſache, daß bie Unterbandblungen über bie andern Buntte 
nicht fortgefeßt wurden, und fie zogen bemgemäß feine Folgen nach fi. Nur 
wurde erflärt, baß bie Regierung Ew. Maj. nicht von ihrem Entfchluffe ab: 
weichen wird, nah und nad die Rückkehr ber abwefenden Bilchöfe, bie 
ohne Gefahr einer öffentlichen Ruheſtörung ihre Site wieber einnehmen kön⸗ 
nen, einzuwilligen. Denn bieß ift nur eine innere Orbnungsmaßregel, die 
auch bereits fchon vorher von der Regierung felbft beichloffen worden war, 

„Durch dieſe kurze Darlegung glaube ich die Pflicht, die mir fo wie 
meinen Gollegen oblag, Ew. Maj. über einen fo wichtigen Gegenftand, ber 
jo entgegengejegte Urtheile und jo verjchiebene Hoffnungen hervorgerufen Bat, 
Kunde zu geben. Ew. Maj. finden darin alle Einzelnheiten, die Ihnen bes 
reits durch den Antheil an ben Deliberationen ber Räthe befannt find, ges 
treulich aufgezeihnet. Wenn Ew. Maj. mit uns das Bedauern tbeilen, 
daß die Unterhandblungen mit bem HI. Stuhle nicht den erwünfchten Erfolg 
gehabt Haben, fo werden Sie mit bem ganzen Volke anerkennen, daß bei 
biejer Gelegenheit bie Rechte der Nation unb der Krone gewahrt 
worben find, indem man gleichzeitig aufrichtig danach geftrebt Hat, ben geift: 
lichen und religsöfen Intereſſen zu genügen, welche nie mit andern Intereſſen 
hätten verwechlelt werben follen. Vielleicht ift ber Tag nicht ferne, wo bie fo 
gewünſchte Trennung ber Kirche vom Staate die vollftändige Trennung ber 
religiöfen und geiftliden Intereſſen von ben politifchen Intereſſen mit fich 
führen wird, zum gemeinjamen Bortbeile ber Kirche und bes Staates und 
befonders zum Bortheil Staliens, welches in Folge ihrer Verwirrung lange 
und jchmerzlihe Prüfungen bat erleiden müfjen. Aber vorläufig wird es 
eine Ehre für die Regierung Ew. Maj. fein, in biefer Conjunction nicht ihre 
Pflicht, bie politifchen Intereſſen zu beihügen, vernachläjfigt zu haben, wäh⸗ 
rend jie es ſtets als eine Pflicht und einen Ruhm anfieht, ben religiöfen und 
geiftlichen Snterefjen Genugthuung verſchafft zu haben innerhalb der Grenzen, 
welche ihrer Natur nach von ben Geſetzen bes Koͤnigreichs und von ben For⸗ 
berungen ber jetigen Civilifation gezogen werben“. 

21. Juli. Ein kgl. Decret hebt das dritte große Militärbepartement, fo: 
wie mehrere militärifhe Subdivifionen aus Sparfamteitsgründen 
auf. 

23. „ Der Sriegsminifter, General Petitti, erläßt ein vertrauliches 
Gircular an alle Regimentscommandeure in der Angelegenheit bes 
Majors de Villata (Ajpromonte), dahin gehend, daß alle Officiere 
für die Ehre des Majors eintreten und jeden Angriff ber Prefje 
zurückweiſen jollten: 

ne... Es ift im Parlamente auseinanbergefett worben, wie es fih mit 
biefein Vorfall verhält. Die Regierung hat bie ganze Verantwortlichleit da⸗ 
für auf fi) genommen, und fie hat bieß mit gutem Gewiſſen thun können, 
da bie erceptionellen Verhältniſſe fofortige und energiſche Repreſſalien als 
bringenb geboten erjcheinen ließen“. 





— Aug. Die Cholera wird von Merandrien ber in Ancona eingeichleppt 
und forbert zablreihe Opfer. - 
8 „ Prinz Amabeus reist nad Portugal ab und geht von da nad 
. Spanien und Frankreich. 
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9. Aug. Der Appellhof weist die Klage der Bifchöfe, Ordinarien und 
Seminarbirectoren, welche die Negierung wegen Wegnahme ihrer 
Güter in Folge ber Weigerung, die Seminarien ber Inſpection des 
Staates zu unterftellen, belangt hatten, ab. 

„ Der AYuftigminifter Vacca gibt feine Entlaffung ein unb wirb 

durch Corteſe erjekt. 

„„17 Abgeordnete und 1 Senator proteſtiren in Turin gegen das 
Circular des Kriegsminiſters v. 23. Juli, indem ſie „erſchreckt durch 
bie Gefahren, die das Rundſchreiben des Kriegsminiſters her⸗ 
vorruft, erklären, daß dasſelbe die Unabhängigkeit der Preſſe und die 

oonſtitutionellen Freiheiten verletzt“. 

18. „ 23 Senatoren und Deputirte proteſtiren in Neapel gegen das 
Circular Betittt. 

20. „ Cine Volksverſammlung in Turin proteftirt gegen das Circular 
Petitti und ertheilt dem Minifterium überhaupt ein Mißtrauens: 
potum. 

21. „ Der Minifter des Innern, Lanza, erläßt ein Circular zu Gunſten 

des Erlaſſes Petitti. 

23. „ Der Regierungsbevollmächtigte an der Univerſität Neapel Sena⸗ 
tor Imbriani, wird ſeines Amtes enthoben, weil er einen Saal zu 

denm Proteſt gegen den Kriegsminiſter hergegeben hatte. 

25. „ Erlaß des Miniſters bes Innern, Lanza, wonach religiöſe Pro: 
ceſſionen außerhalb der Kirchen nur unter Genehmigung der welt: 
fihen Behörden, welche bie Befugniß haben, fie zu unterjagen, ſtatt⸗ 
finden dürfen. 

28., Der Minifter des Innern, Lanza, gibt ſeine Entlaſſung ein. 

— „ Die Gemeinderathswahlen in Neapel ergeben auf 80 Gewaͤhlte 

. „nur 1 Bourboniſten und 15—16 Radicale. 

— ,„ Die Anzahl der gegen das Circular des Kriegsminiſters vom 
23. Juli proteſtirenden Senatoren und Deputirten iſt auf 84 ge 
. fliegen. 


2: Sept. Ein kgl. Decret ſuſpendirt den Oberften Tamahe, weil er als 
Abgeordneter gegen das Circular des Kriegsminiſters proteſtirt hat. 
„Der Unterrichtsminiſter Natoli wird an Lanza's Stelle auch zum 
Miniſter des Innern ernannt. 
„Ein kgl. Decret löst das Parlament auf und ſetzt die allgemeinen 

. Wahlen auf den 22. Oct., ben Zuſammentritt des neuen Parlamente 

. auf den 15. Nov. an. 

— „Nach dem Berichte Natoli’s an dem König follen vorerft nur 
58 Seminarien ber Geiftlichkeit entzogen werben. 

— ., Bei ben Gemeinberathswahlen in Florenz feben die Anhänger 
ber früheren Ordnung der Dinge nur 3 ber Ihrigen gegen 56 
Liberale durch. 

— , Der Finanzminifter Sella beziffert das muthmaßliche Jahresdeficit, 
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das er no im Frichjahr auf höchſtens 100 Mill, angejcht hatte, 
bereits auf 280 Mill. und bie öffentliche Meinung ift überzeugt, 
daß es in Wahrheit über 300 Mill. betragen werde. 

16. Sept. Die öſterreichiſche Finanzpräfechur in Venedig macht ber ital. 
‚Regierung durch die Vermittlung Frankreichs Eröffnungen. bezüglich 
einer allfälligen - Berftändigung „von rein localem Character“ 
zwiſchen ben Behörden Venetiend und denen ber anftoßenben ita- 
lieniſchen Brovinzen, zu dem Zwecke, die commerciellen Beziehungen 

zwiſchen ihnen zu erleichtern unb auszudehnen. Der ital, Yinanz- 
minifter lehnt es ab, auf die Eröffnungen einzugehen. 

20. „ Zufammentritt ber Blenarverfammlung der großen Commiſſion 
für die Alpenbahnfrage (Gotthard, Eplügen oder Lukmanier). 
20/22. „ Große Trauerdeinonftration in Turin an ben Jahrestagen ber 
borjährigen Ereigniffe. 


8. Det. AZufammentritt einer vom Finanzminiſter Sella einberufenen 
Commiſſion behufs Prüfung der Einführung neuer Steuern (bejon: 
ders der verhaßten Mahlſteuer). 

9. .„ Sm Neapolitanifhen werben die Renten aller derjenigen bifchöf- 
lichen Seminarien, welche in Laienſchulen umgemwanbelt werben jollen, 
mit Beſchlag belegt. 

„» n» Der König ernennt 32 neue Senatoren. 

17. :» Die Megierung überträgt ben Schablammerdienft der National: 
Bank, ohne vorher die Genehmigung des Parlaments dazu einge: 
holt zu haben. 

22/29. „ Algemeine Parlamentswahlen in ganz Stalin. Die bisher 
herrſchende Partei macht ziemlich empfindlihe Ginbußen, das linke 
Centrum und. die Linke gewinnen wejentlih an Zahl, bie cleriacle 
Partei ſetzt trog aller Anftrengungen faum 12 der Ihrigen durch. 

22. „ Empfang des mericanifhen Gefandten. Anrede des Gefandten 
und Antwort des Königs. 0 


3. Nov. Der Yuftizminifter Cortefe erläßt ein Circular an die Bräfec- 
ten und Generalprocuratoren bezüglich ber Didcefaneintheilung bes 
Landes. 
Das Circular weiſt darauf hin, daß die Diöceſen einestheils in ihren Be⸗ 
ziehungen zum Staate, als von ber bürgerlichen Gewalt anerfannte Einheiten, 
. mit Rechten und Pflichten, andrerfeits aber in ihrem rein kirchlichen Character 
betrachtet werben können. In ber erfteren Gigenfchaft ift ihre Eriſtenz ums 
. zweifelhaft politifchen. und adminiſtrativen Zweckmäßigkeitsgründen unterge- 
ordnet. Der Staat beausprucht baber unter dieſem Gefichtapunfte für die Abs 
gränzung ber Diöcefen das entjcheidende ort, während er ſich um bie rein 
kirchliche Gintheilung bes Landes. nicht -Fünmert. Er wird bemgemäß unter 
ſuchen laſſen, wie viele Didcefen dem Bedürfniſſe des Landes entfprechen und 
welches die geeignetſte Begrenzung bderfelben ſei. Diefe neuen Bisthümer 
würden alsdann ausfchließlich vor den bürgerlichen Geſetzen Anerkennung 
und bei ber Staatsdotation Berüdſichtigung ‚finden, während es dem römi- 
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fen Stuhle natürlich anbeimgeftellt bleibt, für rein Tirchliche Zwede noch 
mehr Bifchöfe zu ernennen. Der Minifter will mit einer jo wichtigen Maß: 
regel nicht übereilt zu Werke gehen und forbert daher die Präfecten und Pros 
euraturen zur forgfältigen Unterfuhung der Localverhältniſſe auf, bie natürs 
lich für mande Provinzen mehr Rüdfiht auf die Traditionen und bie Volks⸗ 
meinung erfordern. Im Allgemeinen bielte es ber Minifter für wünfchens: 
werth, wenn für jebe Provinz nur ein Bilchofsfig beſtände. 


5. Nov. Der Finanzminifter Sella gefteht bei einem Bankett, das ihm 


zu Ehren fein Wahlcollegium Coſſato-Biella veranftaltet hat, daß 
bas bießjährige Deficit die Summe von 300 Millionen erreichen 
werde und fünbigt feinen Entſchluß an, dem Parlament behufs wenig- 
ftens theilweifer Ausgleihung des Budgets die Einführung ber 
(verhaßten) Mahlſteuer vorzufchlagen. 

Ein gl. Decret betätigt die Fuſion ber Nationalbant mit ber 
toscaniſchen zu einer einzigen Banf Jialiens. 

Der König geht nach Neapel, wo bie Cholera mwüthet. 

Eröffnung des neuen Parlaments. Thronrede des Königs: 


„als ich in der chlen Stade, welde die Geſchicke Staliens in feiner 
Miebergeburt zu bewwachen wußte, bie Situngen des Parlaments eröffnete, 
ba waren meine Worte allzeit Worte ber Ermutbigung unb ber Hoffnung. 
Ihnen folgten beftänbig erhabene Thaten. Das Herz offen für bas gleiche 
Bertrauen babe ih Sie heute an diejer edlen Stätte erhabener Erinnerungen 
um mich verfammelt. Auch bier werben wir, auf bie volle Wieberherftellung 
unferer Autonomie bedacht, jegliches Hinberniß zu befiegen willen. Beim 
Schluß ber lebten Legislatur bat meine Regierung in Chrerbietung (per 
ossequio) gegen das Haupt ber Kirche und im Wunjche bie religiöfen In⸗ 
terefjen der Mehrheit zu befriedigen, Vorſchläge zu Unterhandlungen mit bem 
päpſtlichen Stuhl angenonmen. Aber fie mußte fie abbrechen als ben 
Rechten meiner Krone und der Nation Schädigung daraus erwacfen konnte 
(ne potevano restare offesi) (Beifall). Die ſich erfüllende Zeit 
und die unwiderftehblide Gewalt ber Ereigniffe werben bie 
Streitfragen zwiſchen dem Königreih Stalien und bem 
Papftthum löſen. Uns liegt es bis dahin ob, Treue zu bewahren ber 
Gonvention vom 15. September, welde aud Frankreich in ber feſtgeſetzten 
Zeit zur vollftändigen Ausführung bringen wird. Die Tugend bes Warten 
iſt heute für Stalien leichter als ehedem. Seit bem Tag, ba ich bie letzten 
Worte an bas Parlament richtete, haben fich feine Verhältniffe gebefjert. Im 
zortichreiten in unferem Wert befräftigen uns bie Sympathien ber gebils 
beten Völker. Durch Gemeinſamkeit ber Sntereffen, durch Bande der Danf: 
barkeit find wir in innigem Einklang mit Frankreich; wir ftehen in guten 
Beziehungen zu den meilten andern europäiſchen Staaten und mit 
den Regierungen ber beiden Amerifa. Gin weites Feld ift bem Handel ge⸗ 
öffnet durch vortheilhafte Verträge mit England, Rußland, - Hollarid, Däne- 
marf, Schweiz, wie ſchon früher mit Frankreich, Schweden, Belgien, Türkei 
und Perfien. Spanien hat vor Kurzem das Königreich Italien anerkannt; 
Bayern und Sachſen haben ebenfalls vor Kurzem bie gleiche Abficht ge: 
äußert, welche Preußen, bas Großgerzogtfum Baden und bie Hanſeſtädte 
ſchen ausgeführt haben. So find bie Bande zwiſchen ben Völkern lateis 
nifcher Race verftärkt; und mit den eblen germanifchen Völkern wird es ben 
Stalienern erleichtert fein, Intereffen und Veſtrebungen anzutnüpfen, in wel: 
Ken alte Vorurtheile und alter Groll erlöfchen werben. In folder Weile 
wird Italien, indem es bie Stellung einnimmt, bie ihm unter den großen 
Staaten Europa’s zufommt, mehr und mehr zum Triumph der Gerechtig: 
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keit und ber Freiheit beitragen. (Beifall) Diele hat im Innern ſchon bes 
wundernswürbige Früchte getragen. Binnen wenigen Jahren find in ben 
Verwaltungen, in ben öffentlichen Arbeiten, im Recht (mei codiei), in ber 
militärischen Ordnung Refultate erreicht worden, für welche anderswo mehrere 
Generationen gearbeitet haben oder innere Kämpfe zu beflagen waren. So 
viele überwundene Schwiertgkeiten find ein fröhliches Vorzeichen für bie Zus 
funft. Meine Miniſter werben Ihnen Gefegentwürfe vorlegen für bie voll⸗ 
ftändige Orbnung ber Tegislativen Unification bes Königreichs, für bie Des 
freiung ber unbemittelten Claſſen aus der Unmilfenheit, für die Berbeflerung 
ber Grebitverhältniffe, für die Förderung ber brängenberen öffentlichen Ars 
beiten. Andere Geſetze werden Sie verbeffern, wie es die Erfahrung ober 
bie Opportunität anräth. Die größte Schwierigfeit ijt bie Herftellung bes 
Gleichgewichts in ben Finanzen, ohne ber Nation ihre bewaffnete Stärke zu 
Land und zur See zu benehmen. Es ift mir äußerſt fchwerzlih, daß bie 
unvermeiblihe Nothivendigfeit von meinem Volke neue Opfer fordert. Ges 
wiß, m. H., feine Tüchtigfeit wird nicht barıınter leiden. Bürgen dafür find 
mir bie Opfer, welche es mit bewundernswerther Stanbhaftigfeit fchon ges 
bradt bat. Aber ich empfchle Ahnen, die Laſten in ber möglichit billigen und 
mindeft bebrüdenden Weife zu vertheilen, indem ſich auch bie öffentlichen 
Ausgaben auf das Aeußerfte beſchränken ſollen. Das italieniihe Volt muß 
fih jener Weberrefte der Vergangenheit entlebigen, welche es in ber vollen 
Entwidelung feines neuen Lebens bemmen. Sie werben daher auch zu bes 
rathen haben über bie Trennung der Kirche vom Staat und bie Unters 
brüdung ber religiöfen Körperichaften. (Beifall.) Schreiten wir in folder 
Weife vorwärts, r werben feindliche Nänfe oder Tüde des Schickſals unfer 
Merk nicht zu zerflören vermögen. ine tiefe unvermeidliche Veränderung 
vollzieht fih in den europätfchen Völkern. Die Zukunft fteht in Gottes Hand. 
Wenn für bie Vollendung ber Gefhide Italiens neue Prüfs 
ungen fi erheben follten, fo bin ich gewiß, daß feine braven Söhne 
fih no einmal um mich drängen würden. (Beifall.) Sollte die fittliche 
Macht der Civilifation vorherrſchen, ſo würde ber gereifte- Sinn des Volkes 
nicht verfehlen, fie zu benügen. Meine HH. Senatoren! Meine HH. Depu- 
tirtel Auf daß jedem Ereigniß gegenüber Italiens Recht und Ehre unvers 
letzt bleiben, ift es vonnöthen, freien Schritts (francamente) auf ber Bahn 
ber nationalen Politik vorwärts zu gehen (progredire). Ich werde, übers 
zeugt von Ihrer Unterſtützung, vertrauend auf bie Liebe bes Volks unb bie 
Tapferkeit des Heers, nicht zurüdftehen (non verrd meno all’ impresa no- 
bilissima) vor dem ebelften Werf, welches wir den kommenden Geſchlechtern 
vollendet übergeben müſſen.“ 

25. Nov. Circulardepeſche Lamarmora’s über die Beziehungen zwiſchen 
Italien und Defterreich. 

Die Depefhe nimmt im Eingang Bezug auf bie Bewegung für Her: 
ftellung befferer commercieller und jelbft biplomatifcher Beziehungen mit 
Stalien, welche ſich feit einiger Zeit in ber öfterreichiichen Preſſe kundgegeben, 
welcher aber bie officiöfen und officiellen Organe bes Wiener Gabinets bei 
jeder Gelegenheit bie Erklärung entgegengeftellt hätten, daß regelmäßige Un- 
terhandlungen zwiſchen beiben Ländern unmöglich feien, weil bie öſterreichiſche 
Regierung Stalien nicht anerfennen wolle. „Sch bedaure — fährt bie Depeſche 
fort — nicht im Abrede ftellen zu Tönnen, daß, was man in Wien als a 
lich betrachtet, vom italienifhen Geſichtspunkt wenigftens ſehr ſchwierig ill. 
Es wäre gewiß zu wünſchen, daß bie Leiden, welche der gegenwärtige Stand 

.. ber Dinge ben Grenzbevdlkerungen bes Po und bes Mincio auferlegt, fo 
viel als möglich gemildert würben, und das regelmäßigfte Mittel, um zu bies 
ſem Zwede zu gelangen, wäre ohne irgend welchen Zweifel bie Wieberheritellung 
biplomatifcher und commercieller Beziehungen zwiſchen ben beiben Regierungen 
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alien, 


„. «uf einem normalen Fuße. Allein bie Gefinnungen, welde bie beiveffenden 


Bevölferungen allgemein befeelen, find derart — die Thatfachen haben es be⸗ 


wieſen — daß feine VBerftändigung dieſer Art ihnen annehmbar ſchiene, wenn fie 


ſich nicht ale eine Einleitung zur Löſung ber venetianifchen Frage barftellte: 
es iſt Dich unglüdlicherweife eine jener gejpannten und gewaltjamen Lagen, 
welde, wie Defterreihb aus Erfahrung hat Lernen können, die gewöhnlichen 
Regeln der gejun ben Politif und ber guten Verwaltung unanwendbar maden. 
Venetien hat alle Zugeiländniffe, alle Reformen Oeſterreichs zurüdgewiefen, 
um nichts al8 feine Unabhängigkeit zu begehren (revendiquer); ein Ueber 
einfommen, welches, um einige Tarife zu reformiren und regelmäßigere biplo= 
matiſche Formen politiichen Beziehungen zu verleihen, bei denen im Wefen 
nichts geändert wäre, dieſe Art fortwährender Befräftigung ber Nationalität 
ber venetianifchen Provinzen zu unterbrechen fchiene, würde heute in Stalien 
weber zuläfjig noch felbitverjtändlich fein. Indeſſen, weit entfernt, ben Theil 
ber Verantwortlichfeit preiszugeben, welder auf uns rüdjihtlih der An= 
terejfen der betreffenden Bevölferungen laftet, haben wir ung immer bemüht, 
foviel an uns liegt, die Schwierigkeiten eines Standes ber Dinge zu ver: 
mindern, ben bie unvermeidblichen Probleme ber venetianifhen Frage bereits 
allzu ernfihaft mahen. Wenn unfere Würde uns zur Pflicht gemacht hat, 
feinen Bergleich einzugeben bezüglich einer Formſchwierigkeit mit den Staaten 
bes Zollvereins, deren wirkliche Sntereffen nichts den unfrigen Entgegenges 
fettes haben, fo jind bie Lebensfragen, um welche es fich zwiſchen Ociterreich 
und uns handelt, von einer Beſchaffenheit, um heute unjererfeits jede Diss 
euflion ungelegen (inopportune) zu maden, die auf. eine Wiederaufnahme 
biplomatifher Beziehungen Binzielte, welche, nach ben gegenwärtigen Ge: 
finnungen bes Wiener Hofes zu urtheilen, fchwerli eine friedliche Löſung 
erleichterte und ben Uebelſtand haben Fünnte, daß fie biefe Fragen im Bor: 
‚aus zu entjcheiden jchiene. Es bliebe alfo, wir erfennen es gerne an, nichte 
übrig, als vorzugehen mit Abſehung von jeber Form, welde bie 
Politik der beiden Regierungen binden (engager) könnte, und bloß im Hin: 
blid auf die factifche Verbefjerung der dconomijchen Verhältntffe zwiſchen den 


. - beiden Ländern. Ich bin genötbigt, zu conftatiren, baß bie öfterreichiiche 


Regierung fich bis heute nit auf den Voben geftelt hat, ber geftattete, auch 


nur zu einer einfachen etuegleichung biefer Art zu gelangen. .... In einem 
? 


Augenblid , wo die Mehrzahl der Negierungen das Bebürfniß nach Frieden, 
nad) gegenfeitigen Verſtändigungen, nach befferen Beziehungen zwiſchen ben 
Völfern enipfindet, liegt uns mehr beun je daran, baß die befreundeten 


| . Mächte, diejenigen zumal, welche bie venetianifche Frage vorangeftellt haben 


unter denen, mit welchen Guropa im Falle der Verfammlung eines allge: 
meinen Congreſſes ſich zu beichäftigen hätte, würdigen, wem befonders bie 
Berantwortlichfeit zufommt für die Hebel, welche bie refpective Lage ber beiden 
Monarchien mit fich bringt.“ 


1. Dee. : Ein Decret bes Kriegsminifters verſetzt 9000 Mann vom Jahr: 


T. 


gang 1864. unter die Reſerve, fo daß alſo das Contingent für 
1864 Statt 55,000 Mann nur 46,000 betrüge. | 
„» II Kammer: Der Abg. Mari (von der ‚minifteriellen Partei) wird 
mit 132 Stimmen gegen Mordini (von ber Linken) zum Präfl- 


| . denten gewählt. Dagegen fiegt die Linke bei ber Wahl ber Vice: 


12. 


präfiventen, inbem 3 derſelben ber Linfen und 1 dem linken Centrum 
angehören. | ee 
„ TI. Kammer: der Finanzminiſter Sella verlangt eine dreimonat- 
liche proviforifche Finanzverwaltung, der Juſtizminiſter Corteſe bringt 
Das Mloftergefeh ‚wieber ein. - .. . 
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13, Dec. II. Kammer: Der Finanzminifter Sella bringt das Budget für 


14. 


19. 


21. 


23. 


1866 ein. 

Derſelbe ſchlägt das Deficit für 1866 auf 230 Mill. an und geſteht offen, 
daß in der bisherigen Weiſe mit Anlehen, Eiſenbahnverkäufen und Veräußerungen 
von Domänen, um das jährliche Deftcit zu decken, nicht fortgewirtbichaftet werben 
fünne. „Eine Steuer mit breiter Grundlage und bie ſich auf alle Theile der Bes 
völferung erſtreckt, iſt erforderlich. Es gibt eine ſolche Steuer; ich weiß, fie 
ift überaus unpopulär, und es ift mir unlieb, fie vorzufchlagen ; es ift bie 
Mahlſteuer.“ Der Minifter glaubt mit Seichtigfeit einen Ertrag von 100 
Mil. erzielen und mit biefer, einigen anbern Steuern unb weiteren Er⸗ 
fparungen von ca, 30 Mill. das Teficit wenigftens auf 100 Mill. rebuziren 
zu können. „Sch babe vorgefchlagen, was ich für nüglih und nothwendig 
halte. Wenn Andere beſſere Vorfchläge zu machen haben, jo ſoll e8 mir lieb 
fein; ich werde ihnen meinen Beifall nicht verjagen, vielmehr fie von einer 
andern Stelle diefer Kammer aus nach, Kräften unterſtützen.“ 

„ Der Piemontefe Chiaves: wird zum Miniſter des Innern ernannt; 
Natoli behält das Portefeuille bes Unterrichts, 


„- Die II. Kammer erflärt.fih mit 196 gegen 1 Stimme, .(4 ent: 


halten fi) gegen das kgl. Decret v. 17. Oct., das ber Bant bie 


Verwaltung des Staatsſchatzes überwies, ohne erft die Zuftimmung 
bes. Parlaments dazu einzuholen. Das Minifterium fieht barin 
ein Mißtrauensvotum und gibt feine Entlaffung ein. 

„ Die H. Kammer befhränft die vom Minifterium geforberte pro- 
viſoriſche Finanzverwaltung mit 163 gegen 23 Stimmen von drei 


‘auf zwei Monate. 


„ FI Kammer: die Regierung nimmt bie anfänglich geforberte Ver: 
längerung bes Brigantengejeßes zurück. Die Kammer vertagt fidh, 
um eine Kammerauflöfung unmöglich zu machen, bis zum 15. Januar. 


% 





Rom. 


Sn 


1. Jan. Neujahrsempfang im Batifan. Der General Montebello bringt 


23. 


dem heil. Vater die Huldigungen und bie Ergebenheitsgefühle ber 
franz. Armee dar. Antwort des Papftes. 

Ueber die Antwort bes Papftes werden von ben Blättern verfchiebene 
Berfionen mitgetheilt. Daß der Moniteur bie Antwort geradezu gefäliät, 
fheint außer Zweifel. Ein Barifer Eorrefp. der A. A. Z. glaubt den Schluß 
derfelben authentiſch fetftelen zu können. Danach hätte ber Papſt feinen 
Segen nur ber Kaiferin und dem kaiſ. Prinzen ertbeilt, dem Kaiſer ſelbſt 
aber nur bedingungsweife und ohne ihn zu nennen, indem er gejagt hätte: 
„sch fegne auch Frankreich und bie kaiſ. Familie; möge ber gütige Gott bie 
Gefundheit ber Kaiferin und bes kaiſ. Prinzen beihügen. Ich rufe mir die 
Worte des Pfalmijten vor die Seele: justitia et judicium praeparatio sedis. 
Die Macht des Dberhauptes der franzdf. Nation und bie Fortdauer feiner 
Dynaſtie hängen bavon ab. (La puissance du chef de la nation fran- 
gaise et la perp6tuit6 de sa dynastie d&ependent de cela). Ich hoffe, 
daß das Oberhaupt ber franzöfiihen Nation gejegnet werben Fönne, voraus: 
gefeßt, baß er dem Grundſatz, ben ich fo eben ausgefprochen, fich treu er: 
weife (J’espere que le chef de la nation frangaise puisse dtre b£ni, 
pourvu qu’il soit fidèle au principe dont je viens de parler).” 
„Austauſch der feit 1860 in Rom zurüdbehaltenen Gträflinge 
aus Umbrien und den Marken an bie ital. Regierung durch bie 


Vermittlung Frankreichs. 


25. Febr. Der päpftliche Generalvicar, Carbinal Batrizi, fchreibt das vom 


Papfte in der Encyclica angeorbnete Jubiläum aus und verfündet 


den bamit verbundenen Generalablaß. 

Das Ausfchreiben bildet eine Art Ergänzung ber Encyclica, indem «8, 
außer ben üblichen Paftoralbetrachtungen, Erörterungen über jenes Actenftüd 
enthält, welches bie Stimme des fichtbaren Oberhauptes ber Kirche und als 
ſolche Gottes Stimme fei. Diejenigen, welche diefelbe nicht hören, haben Fein 
Anrecht auf bie ewige Seligkeit. Zu den verberbenbringenden Irrthümern 
unferer Zeit, die von ben Lehrern der Sünde geprebigt werben, gehören: bie 
Religions: und Gewiffensfreiheit, bie Preßfreiheit, die Lehre von ben vollen 
beten Thatſachen (teoria de’ fatti compiuti), das Verbot bes Peterspfennige, 
bie Erziehung durch Laien, das durch das Geſetz bewährte Beftimmungsreht 
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des Baters auf feine Kinder, bas Gefeb fiber das GErequatur und bas über 
bie Einziehung ber Kirchengüter. 


27. Gebr. Der Carneval, deſſen fi) die Römer feit 1860 gänzlich enthal⸗ 


ten hatten, wirb in Folge ber September-Convention von ihnen 
wieder gefeiert. 

„Abſolut unbaltbare Finanzlage des Kirchenftantes: die Staats: 
rechnung bes Jahres 1864 ergab ein Deficit non 5,410,331 Scudi, 
von bem nur ungefähr ber britte Theil durch den Ertrag bes 
Beterspfennigs (1,600,000 Scubi) gebedit werben konnte, während auch 
das in demfelben Jahre aufgelegte neue Staatsanlehen nicht voll- 
ftänbig untergebracht worben war. Das vom Finanzminiſter Migr. 
Ferrari für 1865 aufgeftellte Budget weist aber wiederum ein Des 
ficit von circa 5Y Mill. Scubi auf. 


— März. Schreiben des Papftes an Migr. Dupanloup, Biſchof von 


27. 


Drleans,. als Anerfennung feiner Broſchüre über bie Enchelica und 
die September-Convention: 

. Vorzüglich aber erfreute jene Aufzählung von Betrügereien, Ränken, 

fchänblichften Frechheiten, Plünderungen, Entjeglichkeiten, welche bu, auf zweis 
felloje und allbefannte Thatſachen dich ftügend, aller Augen darflellen wollteſt, 
um ben Sinn Jener zu offenbaren, beven herrlicher Obhut man durch bie 
Mebereintunft v. 15. Sept. jüngſthin ben Weberreft der Beute und die Heilig- 
keit unferer Rechte anvertrauen wollte. (Praecipue vero delectati sumus 
illa fraudum, machinationum , turpissimae procacitatis, direptionum, 
immanitatum enumeratione, quam, fretus indubiis vulgatissimisque fac- 
tie, omnium oculis obvertere voluisti, ut ingenium eorum patefaceres, 
quorum praeclarae custodiae per conventum diei 15 praeteriti Sep- 
tembris committi placuit praedae reliquias et sanctitatem Nostrorum 
jurium.)* 
» Der Papft richtet ein eigenhändiges Schreiben an Victor Emanuel, 
und drückt darin den Wunſch aus, daß eine Verſtändigung über die 
Verlaſſenheit ſo vieler bifchöflicher Stühle Italiens herbeigeführt 
werben möge, 


„  Allocution bes Popſtes im Conſiſtorium. Der Papſt drũckt darin 
ſein Bedauern und ſeinen Tadel über die Haltung des Kaiſers 
Maximilian von Merico und zugleich die Hoffnung aus, daß ber: 
jelbe zu anberen Gefinnungen zurüdfehren werde und belobt bie 
Biſchöfe der katholiſchen Welt, insbefondere die Italiens, für ihren 
Eifer in ber Vertheidigung der Religion und ber Freiheit der Kirche 
trotz den Decreten ber weltlihen Gewalt. 


17, April. Der Commenbatore Vegezzi kommt nad Rom, um eine Vers 


ftändigung zwiſchen ber italieniſchen Regierung und der Curie zu 
verſuchen. 


5. „ Der Papſt empfängt eine Deputation bes Kaiſers von Merico, 
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4. Mai. Vegezzi geht nach Florenz zurück, um neue FInſtructionen ein⸗ 
zuholen. u | 


6. Juni. Vegezzi Tommt zum zweiten Mal nah Rom.’ 

23. „ Abbruch der Verhandlungen mit ber ital. Regierung. Vegezzi 
verläßt Rom. ' 

26. „ Spanien zeigt dem hl. Etuhle feinen Entſchluß an, das König: 
reih Italien anzuerkennen (j. Spanien). 


4. Juli. Die Gurie ſpricht ſich über. bie- gefcheiterten Unterhandlungen 

‚. .mif ber italieniſchen Regierung duch eine Note des amtlichen 
G. di Roma aus: En 

„Tie in Rom zwifhen dem Cardinal Antonelli und dem confidentiellen 

Geſandten Sr. Maj. des Königs Bictor Emanuel Hrn. Commandeur Vegezzi 

. ftaligehabten Brivatconferenzen haben allen Blättern manniglachen Stoff zu 

Beiprechungen gegeben. Diele diefer Blätter begnügten fih nit Damit, eine 

an fich einfache und klare Thatjache durch die verjchiedenartigften falfchen An: 

gaben und imaginären VBorausfegungen zu entſtellen, fondern glaubten ſchließ— 

lich die Schuld an dem Mißerfolg bem heil. Stuhl beimeffen zu muüffen. 

Die nachſtehende Andeutung über ben eigentlihen Sachverhalt wird. genügen, 

um berartige, bie Wahrheit verbunfelnde Kunftgrifjfe zunichte zu machen. Die 

Uebel, weldye bite Tatholiiche Religion feit langer Zeit im größten Theile Sta: 

liens erleidet, find allbekannt. Sie mußten .auf das Gemitth. bes Oberhauptes 

ber Kirche lebhaft einwirken. In ber Fürforge, bie dem hl. Bater. für das 

. Wohl derjelben obliegt, gab ex fich immer mehr bem Gedanken hin, biefen 

: Leiden, jo viel in feiner Krait lag, die geeignete Abhilfe zu bringen. Er 

erwog, daß es wenigftens vou einigem Nuten fein würde, ſich dahin zu ver- 

iwenben, daß die Abwejenbeit und der Mangel kirchlicher Oberhirten in fo 

vielen Diöceſen nicht noch Länger binnusgezogen werbe, und wollte einen di⸗ 

recten Verfuch nicht länger verzögern. Jedes politiiche Bedenken thatfüchlich 

bei Seite ſetzend und ohne weitere Rückſicht dem Impuls feines Herzens und 

Charafters nachgebend, zügerte er nicht, einen großhberzigen Entfchluß zu faf: 

ſen. Er wendete ib an Se Maj. Victor Emanuel II. und [ud ihn ein, 

: ‚eine Perfon feines Vertrauens nach Rom zu ſchicken, damit, . abgefehen von 

jeder politifhen Rüdficht, ein Weg gefunden werben könne zur Befeitigung 

ber Hinberniffe, bie dev Befriedigung eines fo ernften religiöſen Bebürfniffes 

©: entgegengeftelt wurben. Se. Maj. entiprad ber päpftlihen Aufforderung. 

. Nachdem ber vorerwähnte Hr. Kommandeur Vegezzi nach Rom gefommen 

war, hatte er mit Sr. Eminenz dem Gardinal Antonelli mehrere Beſprechun⸗ 

gen, in denen er die Grundlagen, die ber heil. Stuhl allein vorfhlagen 

-Fonnte, mit folder Loyalität als gerecht und zweckentſprechend erkannte, daß 

im. Herzen bes hl. Vaters die Hoffnung Platz greifen mußte, er werbe endlich 

‚in, irgendeiner Weile für biefen Theil Feiner geliebten Heerde Fürſorge treffen 

fönnen. Dieje Hoffnungen follten jedoch leider bald zunichte werden. Ber 

Herr Commandeur Begezzi, ber von Rom abgereift war, um feine Regierung 

beffer iiber die Verhältniſſe aufzuflären und perfünlich definitive Inftructionen 

entgegenzunehmen, Tehrte nämlih nach einiger Zeit mit Vorjchlägen zurück, 

welche, indem fie bie urfprünglichen Grundlagen abänberten und zu— 

nichte mahten, bem dl. Vater den Schmerz bereiteten, in folcher Weife 

auf Veranlaffung der Regierung des Königs Victor Emanuel ben gewünſch⸗ 

ten Ausgleih dem hi. Stuble unmöglich gemacht zu ſehen. In ber durch 

ſolche Wlderwartigkeit hervorgeruſenen Betrübniß bleibt bem erhabenen Ober⸗ 
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haupt ber Kirche ber Troft, fein Gewiſſen vor Gott unb den Menfchen er: 


leichtert zu haben, weil er zu thun verfucht hatte, jo viel ihm unter ben 
obwaltenben Umftänden möglid war”. 


15. Juli. Spanien fpridht bie bebingungslofe Anerkennung bes Königreichs 


Italien aus. j 


5. Aug. Bruch mit Merico. Das amtlide ©. di Roma meldet die befi- 


— 


nitive Abberufung bes Nuntius Migr. Meglia. „Er ſollte nad 
dem Entſchluß des hl. Vaters nicht länger mehr Zeuge deſſen ſein, 
was in Mexico wider die Kirche geſchieht“. 

„ Die päpftlihe Regierung fängt an, an die wirflihe Ausführung 
ber September-Convention zu glauben und bejchließt bemgemäß, ben 
Effectivbeftand der päpftlihen Armee zu ergänzen, zunächſt und fo 
weit wie möglich aus ben eigenen Unterthanen des Papites. 

„ Um bie Deficits zu beden, ſieht filh die Curie zu einem neuen 
Anlehen von 1% Mil, Scudi Rente gendthigt und knüpft beshalb 
Unterbandlungen mit verſchiedenen Bankier an. 


25. Sept. Geheimes Conſiſtorium. Allocution bes Papftes gegen bie 


Freimaurer: 

„Ehrwürdige Brüder! Zu ben zahlreichen Ränfen und Künſten, mit welchen 
bie Feinde bes chriftlichen Namens bie Kirche Gottes anzugreifen wagten, und 
fie durch Anftrengungen, deren die Sache ver Wahrheit nicht bebarf, zu er: 


. füttern und zu bebrängen gedachten, muß fonber Zweifel jene verwor⸗ 


fene Geſellſchaft von Leuten, gewöhnlih Freimaurerei ge 


nannt, gerechnet werben, die, Anfangs in Nacht und Dunkel fich bergend, enblich 


zum gemeinjamen Untergang ber Religion und menſchlichen Gejellichaft zu 
Tage getreten ift. — Seitdem unfere Vorgänger, die römifchen Päpfte, getreu 
ihrem Hirtenamt, ihre Fallſtricke und Trugwerke entdedten, glaubten fie kei⸗ 
nen Augenblid verlieren zu dürfen, um fie durch ihre geiftlihe Macht in 
Schranken zu alten und mit einem Verbammungsiprud, wie mit einem 
Schwert, biefe verbrecheriſche, gegen bie heil. und bie öffentlichen Dinge 
fich vergehenbe Secte zu treffen und zu zerfleifchen. Unfer Vorgänger Ele: 
mens XI. ächtete und verdammte durch feine apoftoliihen Schreiben biefe 
Secte, und mahnte alle Gläubigen ab, nicht allein fich ihr anzufchließen, 
fondern aud fie auf welche Weife immer zu fördern und aufzumuntern, inte 
bem ein folcher Act für fie bie Ercommunication, von welder ber 
Papſt allein befreien kann, nach fich ziehen würde. Benedict XIV. beftätigte 
durch feine Conftitution diefen gerechten und gerechtfertigten Verdammungs⸗ 
ſpruch, und ermangelte nicht, ſeinerſeits die kathol. Herrſcher zu 
mahnen, alle ihre Macht und Fürforge auf die Unterbrüdung dieſer jehr 
anfittlihen Secte und auf bie Vertheidigung ber Geſellſchaft gegen bie ge⸗ 
meinſchaftliche Gefahr zu verwenden. DO, hätte nur ber Himmel gewollt, baß 
diefe Herricher den Worten unjeres Vorgängers Gehör geichenft, daß fie in 
einer ernften Sache nicht fo fchlaff gehandelt hätten. Gewiß, wir, wie unjre 
Väter, würden niemals fo viele hufriirerifche Bewegungen, jo viele verbees 
rende Kriege, bie ganz Europa in Brand gejeht, roch jo viele bittere Leiden, 
welche die Kirche heimgeſucht haben und jetzt noch heimſuchen, zu beklagen 
gehabt ſzben Allein, da die Wuth der Gottloſen ſich noch lange nicht legen 
wollte, ſo hat Pius VII., unſer Vorgänger, eine Secte neueren Urſprungs, 
ben Carbonarismus, bie ſich beſonders über Italien ausgebreitet hatte, mit 
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bem Baunfluch belegt. Unb von bemielben Eifer für bie Seelen eniflammt, 
verdammte Leo XII. durch feine apoftoliichen Schreiben nicht allein bie von 
und erwähnten geheimen Geſellſchaften, fordern auch alle anderen, welchen 
Namens fie auch feien, die gegen bie Kirche und bie weltliche Macht Ber: 
ſchwörungen anzettelten, und er unterfagte fie allen Gläubigen unter ber 
ſehr ſchweren Strafe der Excommunication. Immerhin aber hatten biefe 
Bemühungen bes apoftolifhen Stuhles nit ben gehofften Erfolg. 
Die Secte der Freimaurer, von ber wir Iprechen, wurbe nicht befiegt und 
niebergeworfen: im Gegentheil hat fie fich fo weit entwidelt, daß fie überall, 
in biejen ſchweren Tagen, fi) ungeftraft breit macht und bie Stirne feder 
hebt. Darum baben wir nunmehr gedacht, auf biefe Sache zurüdfommen zu 
müffen, in Anbetracht, daß vielleicht aus Unkenniniß, vielleicht in Yolge ges 
heimer, verbrecherifcher Umtriche, ſich die faljche Meinung herausbilden Fönnte, 
das Weſen biefer Geſellſchaft ſei unfchädlich, und diefelbe habe Feinen andern 
Zwed, als die Mitmenfchen zu unterftügen und ihnen im Ungemach beizu⸗ 
ſtehen und e8 babe bie Kirche Gottes von biefer Gefellihait Nichts zu fürd: 
ten. Wer aber begreift nicht, wie weit fie fih von der Wahrheit entfernt? 
Mas führt dieſe Vereinigung von Leuten jeber Religion und jedes Glaubens 
im Schilde? Zu was jene heimlichen Verfammlungen unb ber fo fchwere 
Eid, durch welchen die Eingeweihten ſich verpflichten, niemals etwas von dem, 
was bei ihnen vorgeht, zu enthüllen ? Zu was jene unerbörte Grauſamkeit 
in ben Strafen und in ber Züchtigung, benen fi die Eingeweihten, im 
Falle fie ihren Eib brechen follten, unterziehen? Sicherlich, gottlos und ver: 
brecheriſch muß eine Gejellfchaft fein, welche der Art das Tageslicht heut. 
„Wer Uebles thut, fagt der Apoftel, ſcheut das Licht”. Wie verſchieden find 
von einer ſolchen Gefellichaft die frommen Vereine der Gläubigen, fo in bet 
fatholifchen Kirche blühen! Das Geſetz, das fie leitet, iſt Plar für Alle, und 
Mar find auch die Werke ber Barmherzigkeit, bie fie nach ber Lehre bes Evan: 
geliums vollbringen. Darum fahen wir aud nicht ohne Schmerz, wie jo 
beilfame katholiſche Gefellfchaften, die jo wohl dazu gefchaffen waren, um bie 
Trömmigfeit anzuregen und ben Armen zu Hülfe zu fommen, angegriffen 
und an manden Orten felbjt vernichtet wurden, während diefe finftere Frei⸗ 
maurergefellichaft, bie der Kirche und Gott fo feindlich und ſelbſt der Sicher: 
beit der Königreiche fo gefährlich ift, aufgemuntert oder doch wenigitend ge: 
buldet wird. Chrwürdige Brüder! Es erfüllt ung mit Schmerz und Bitter⸗ 
feit zu feben, daß einige Leute, da wo es fich darum handelt, biefe Secte 
nach ben Vorſchriften unferer Vorgänger zu tadeln, ſich weich und, faft ſchläf— 
tig zeigen, während bei einer fo bedenklichen Angelegenheit bie Pflichten ihres 
Amtes und ihre Obliegenheit erheiſchten, daß fie die größte Thätigfeit an den 
Tag legten. Wenn biefe Leute denfen, daß die apoftolifchen Conftitutionen, 
welche bei Strafe bes Anathema's gegen bie geheimen Secten, ihre Anhänger 
und ihre Anführer erlaffen find, durchaus kein Recht haben in den Ländern, 


. wo befagte Secten von ber Civilgewalt geduldet werben, fo befinden ſich diele 


Leute ficherlich in einem großen Irrthum. Wie ihr es bereits wißt, ehrwür⸗ 
dige Brüder, wir haben bie Falſchheit diefer fehlechten Lehre bereits getabelt 
und wir tabeln und verbammen fie heute aufs Neue, Denn bürfen in, bei 
That bie höchſte Gewalt, die allgemeine Heerde zu weiden und zu leiten, 
welche die römischen Päpfte in der Perſon bes HI. Petrus von Chriſtus empfin- 
gen und bie höchſte Gewalt, bie fie in ber Kirche ausüben müfjen, dürfen 
diefe von ber Civilgewalt abhängen oder Fünnen fie aus irgend einer Urſache 
von ihr gezwungen ober verleßt werden? Unter biefen Umftänden haben wit, 
aus Furcht, daß nicht unvorfichtige Menſchen und die Jugend fich möchten ver’ 
leiten laſſen, fürchtend, daß unſer Stillfchweigen Gelegenheit geben möchte, 
den Irrthum zu ſchützen, ben Beſchluß gefaht, unfere apoftolifche Stimme zu 
erheben; und indem wir bier vor Euch die Gonftitutionen unferer Vorgänger 
beftätigen, Fraft unferes apoftolifchen Amtes, tabeln und verbammen wit 
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biefe Freimaurergefellfhaft und die anderen Gefellfhaften 
berjelben Art, welde, obgleich unter anderer Form, nach bemfelben Ziele 
fireben, und welche, ſei e8 nun offen ober fei e8 heimlich, ſich gegen die Kirche 
und bie legitime Gewalt verfhwören, und wir wollen, daß die benannten 
Geſellſchaften als von uns geächtet und verworfen zu "betrachten find unter 
benfelben Strafen wie diejenigen find, bie unfere Vorgänger beftimmt haben, 
in ben früheren Conftitutionen und Angefihts aller gläubigen Chriften, 
unter welden Verhältniffen des Ranges und ber Würde fie 
fteben und wo auf Erden fie fich befinden mögen...“ 


14. Oct. Sturz der Partei Merode im Minifterium. Der Waffenmini- 
fter Migr. Merode erhält einen dreimonatlichen Urlaub und nimmt 
feine Entlaffung; Entlaffung des Meinifters des Innern, Migr. 
Pila, und des Minifters der Polizei, Mſgr. Matteucci. 

28. „ General Kanzler (Babenfer) wird an Merode’s Stelle zum Pro: 
minifter der Waffen ernannt. 


7, Rov. Abgang ber erften franz. Schiffe von Eivitavechia mit einem 
Theil der bisherigen franz. DOccupationstruppen (der Abgang beträgt 
zwiihen 3 und 4000 Dann, die Stärfe der übrigen Occupations⸗ 
armee beträgt noch circa 10,000 Mann). Die Provinzen Frofingne 
und Velletri find von den Franzoſen nunmehr gänzlih geräumt 
und werben von bem größeren Theil ber päpftl. Armee bejebt. 

8, „ Ein Tagsbefehl des Gen. Kanzler orbnet eine energiihe Verfol- 
gung ber Briganten an ber neapolitanifhen Gränze an, bagegen 
Vermeidung jedes Zujammenjtoßes mit Truppen bes Königreiches 
Italien. 

19. „ Die päpſtliche Regierung ſieht ſich endlich genöthigt, ihr bis— 
heriges Stillſchweigen über die Convention vom 15. Sept. 1864 
zwiſchen Frankreich und Italien zu brechen. 

Depeſche des Cardinals Antonelli an die Vertreter des 
hl. Stuhles bei ben auswärtigen Höfen: „Es iſt Ihnen gewiß 
nicht unbefannt, daß man mit ber Ausführung der am 15. Sept. v. Is. 
zwiſchen ben Regierungen von Franfreih und Piemont abgeichloffenen Con 
vention, von welcher jedoch erit in ben Nachmittagsſtunden des 28. desſ. M. 
bem hl. Stuhl Mittheilung gemacht wurbe, bereitd begonnen bat durch all= 
mälige Zurüdziehung der franzöfifchen Truppen, welche im Laufe bes folgen: 
ben Jahres 1866 ganz bewertitelligt jein jol. Wie die Regierung bes hl. 
Stuhles an ber Stipulation jenes Vertrages unbetheiligt war, ebenjo tft fie 
es au ber Erfüllung befielben. Wohl aber bat fie größtes Antereffe an ben 
Conſequenzen, die ſich baraus ergeben. Diefe müfjen darum in ein Tlares 
Licht geftellt werben, theild um die öffentliche Meinung hierüber, welche die 
lügneriſche Preſſe beftändig zu verdrehen ſucht, zu berichtigen, theil um vor 
ber Welt jede Verantwortung von dem bl. Stuhle abzumälzen. 

„Da auf dem zu Paris im Jahr 1856 abgehaltenen Congreß ber Wunfd) 
geäußert worden war, e8 möchten bie päpitlichen Staaten von ben fremden 
Truppen geräumt werden, jobald bies ohne Nachtheil für die Ruhe bes Lan 
bes und die Befeftigung der Autorität des hl. Stuhles thunlich jei, fo rich: 
tete Hr. Drouyn de l'huys am 12. Sept. v. Is. eine Depeiche an ben dies⸗ 
ſeitigen Gefandten Frankreichs, worin er ſich über Diejed Argument Außerte: 
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„Wir waren entjchloffen, biefen Ehrenpoſten jo lange nicht zu verlaffen, bis 
das Ziel ber Occupation erreicht wäre’. Nun gut, follte unter den Motiven 
ber gegenwärtigen Abberufung bes franzöfiihen Heeres aus dem Kirchenſtaat 
auch der Gedanke Plab gegriffen haben, daß jene Bebingung jebt in Er- 
füllung gegangen jei, fo fieht fich die päpftliche Regierung, obwohl man fie 
gar nicht befragt Bat, genöthigt, einen ſolchen Gedanken als eine eitle Täuſchung 
und trügerifhe Hoffnung zu bezeichnen. In der That, wen follten ſich 
nicht, wenn man die Abberufung jelbit unter ben obwaltenben Umſtänden be- 
trachtet, diefe Fragen aufdrängen: Entipricht etwa die Lage, in welcher man 
gegenwärtig ben Papft läßt, bem Ziele, wegen befjen das Gebiet des Heil. 


. Stubles von fremden Truppen occupirt worden war? War bas bie Abficht 


ber Einladung, welche ber Papſt felbft an die Fatholifhen Mächte richtete, 
und auf welche aud Franfreih mit findlihem Affecte antwortete? Maren 
dies bie Gründe, um deren willen Frankreich ſelbſt unter dem Beifall ber 
ganzen katholiſchen Welt, die ihm dafiir ſtets dankbar bleiben wird, fich ent⸗ 
ihloß, jener Einladung zu entiprehen? Wer würbe e8 wagen, ben in bas 
Vaterland zurüdgerufenen tapferen Truppen die abfurden Worte in ben 
Mund zu legen: „Mir waren in Rom im Namen ber Katholicität auf Ein 
labung bes Papſtes, der uns bat, ihn zu unterftügen, um von feinen Staaten 
wieder Beſitz zu ergreifen; er ift jegt bes größten und beiten Theils feiner 
Provinzen beraubt, und auch der winzige ihm gebliebene Reft ſchwebt in Ge⸗ 
fahr, von einem mächtigen Feinde, ber ihn allfeitig umgibt, geraubt zu wer⸗ 
ben, und doch ift das Ziel unjerer Dccupation erreicht !}" 

„Dem genannten Herrn Minifter Fonnte bei feinem wohlbefannten Scharf: 
finn das Grelle einer folhen Schlußfolgerung nicht entgehen, barum bes 
mühte er fi, in ber erwähnten Depeche die Vorausſetzung mit verfchiedenen 
Reflerionen zu rechtfertigen und deren Herbheit zu mildern, inbem er fih auf 
bie bisherigen Bemühungen berief, um ben bl. Bater von Seite Piemonts 
ſicher zu Bellen. Ich muß mir darım über beibe einige Bemerfungen er: 
Tauben. Die Reflerionen beginnen mit einer Hinweiſung barauf, baß ber 
beil. Vater jelber am Beginn bes Jahres 1859 den Vorſchlag zur Räumung 
feiner Staaten von ben fremden Truppen gemacht bat, und die Räumung 
wirflih im Jahre 1860 für den Monat Auguft feftgefegt worden fei, obwohl 
fie dann jpäter, nicht wegen eines von Sr. Heiligkeit bereiteten Hinder— 
niffes, jondern der ausgebrochenen Unruhen halber nicht ausgeführt werben 
fonnte. Es ift wahrlid nicht nöthig, daß ich mich bei diefen Erinnerungen 
lange aufbalte, denn der ungeheure Unterjchieb zwifchen ben gegenwärtigen 
und ben bamaligen Umftänden ift von jelbit Kar. Im Sabre 1859 war 
ber hl. Vater nicht bloß im vollen und fidhern Bejit feiner Staaten und 
überall am den Gränzen von befreundeten Mächten umgeben, jondern batte 
auch gar Feine Ahnung von den fakrilegijchen Attentaten, beren unſchuldiges 
Opfer er nachher wurde. Dean Tonnte daher damals das Ziel ber Occupa⸗ 
tion der päpftliden Staaten durch fremde Truppen ficherlich für erreicht 
halten. Der heilige Vater bat ferner bamals jenen Vorjchlag gemacht, nicht 
weil ihm etwa bie Anwejenbeit folder Truppen in feinen Staaten gleihgültig 
gewejen wäre, ober weil er die von ihnen geleifteten Dienfte, die er ſtets 
banfbar anerfannte und anerkennen wird, nicht zu fchäßen gewußt hätte, — 
fondern einzig, weil er bie gefürchteteu Uebel verhindern wollte, indem eine 
hohe Stelle ſich dahin geäußert hatte, das längere Verbleiben folcher Truppen 
im Kirchenſtaate könnte Anlaß zu einen: europäifchen Seriege geben. Im 
Sabre 1860 aber verblieb ihm, obwohl man bie Romagna bereits entriſſen 
hatfe, ber friedliche Befit bes größeren Theiles feiner Staaten und ein hin⸗ 
reichende8 Heer zur Aufrechthaltung ber Ordnung und zum Schuße ber 
Gränzen gegen irreguläre Banden; bie öſtliche und weſtliche Gränze war 
nicht blos vor Feinden ficher, ſondern fogar von benachbarten Freunden um: 
geben; überdies hatte das revolutionäre Parlament noch nicht das ſakrile⸗ 
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giſche Verlangen ausgebrüdt, auf eine ober bie anbere Weife bie Stabt Rom 
als Hauptitadt bes neuen Reiches zu gewinnen und folglich ben ganzen 
Kirhenftaat zu_anneriren. Läßt fich etwa das Gleiche von der gegenwärtigen 
Lage fagen? Die Evidenz der Zuſtände bispenfirt auch von ber Antwort. 
„Eine weitere von bem genannten Herrn Minifter angeführte Neflerion ift, daß 
bie Occupation Roms zwei Inconvienzen erzeuge, erftlich nämlich, daß fie eine 
fremde Intervention bilde, und zweitens, baß fie auf basfelbe Gebiet zwei Souves 
ränitäten feße. .. Obne eine gänzliche Begriffsvermwirrung und höchſt nachtheilige 
Unordnung im Wirfungsfreife laſſen fi) deshalb auch auf den Papſt und feine 
weltliche Herrfchaft bie wahren ober falfchen Brincipien nicht anwenden, die man 
als Regel des internationalen Verhaltens zwiſchen weltlichen Staaten auf- 
fielen will. Das religiöfe Band, weldes den Papſt mit allen Orten ver- 
einigt, wo Katbolifen leben, und andererfeits feine weltliche Herrfchaft mit 
der nothwendigen Unabhängigkeit zur freien Ausübung feines hocherhabenen 
Amtes verbindet, macht die Beziehungen und das Verhältniß zu ganz ans 
deren, und bewirft, daß all bas, was die Lage feiner politiihen Griftenz bes 
trifft, zur allgemeinen und wahrhaft inneren Angelegenheit einer jeden Deacht 
wird..... Endlich zählt ber Herr Minifter unter die Urſachen der Incon⸗ 
venienzen, welche fih aus ber Occupation Roms ergeben, aud bie Bere 
ſchiedenheit in der Rolitif ber beiden Regierungen, infofern fie nicht den 
gleihen Kingebungen und benfelben Principien huldigen. Der Herr Mis 
nifter geht bier auf feinen befonderen Fall ein, und darum ſehe ich in biejer 
vagen Allgemeinheit nicht, auf welche Gingebungen unb Brincipien er ans 
jpielt. Um daher bier jebe Zweideutigkeit zu befeitigen, bemerfe ich, baß, 
wenn bier bloß von reinen Negierungsmaßregeln und beren paflenden Ans 
wendung bie Rede fein follte, jebes Land und jeder Staat feine befonderen 
Bedürfniſſe Hat, bie fih nah ben Sittens Gewohnheiten und Umftänden 
richten, und daß in Betreff diefer die beften Richter bie Ortsregierungen 
find. Aud kann bie Verfchiebenheit folher Regierungsmaßregeln bei anderen 
Nationen Fein Grund zu vernünftiger Kritik fein; denn da das Subject ein 
anderes ift, jo fordert die Klugheit, daß die Handlung bes Regenten fich je 
nad) der concreten Griftenz dieſes Subjects ändert. Uebrigens Tannte man 
damals, als man ber Einladung bes Papftes ebelmüthig entſprach, bie Be⸗ 
ihaffenheit des hl. Stuhles recht gut, und Hr. Trouyn be l'Huys ſelbſt Hat 
anerfannt, bag, wenn ber bl. Stuhl feine Geſetzbücher und fein befonderes 
Recht Hatte, er fie eben auf Grund feiner eigenen Natur bat. Daß aber 
biefe von ber Art ift, baß fie die wahre Sivihfation und den wahren Forts 
ſchritt nicht Hindert, fondern vielmehr beſchützt und ftets wirklich gefördert bat, 
dieß beweift zur Evidenz bie Geſchichte; und ebenjo läßt fich andrerſeits recht 
gut Jagen, daß ihre Normen nicht der heutigen Zeit allein angehören, weil 
jie eben für alle Zeiten find und fiher dem wahrhaft Fatholiichen Gewilfen nicht 
wiberftreiten. — Spielt man aber auf die Grunbprincipien ber focialen Um⸗ 
geftaltung an, wie 3. B. Gewifjensfreiheit, Gultfreiheit u. dgl, bie man das 
neue Recht nennt, fo bat ber heil. Stuhl öfters die Verwerfung derartiger 
Principien im abfoluten Sinne und ald Norm ber natürliden Gerechtigkeit 
ausgeſprochen. Gibt es unter ihnen eines ober das andere, welches tolerirt 
werden kann, jo Tann bie eben nur als eine Milberung angefehen werben, 
welche Durch örtliche ober perſönliche Nothwendigkeiten den Regierungen ges 
boten ift, die, um größere Uebel zu vermeiden, fich genöthigt jehen, ihren 
bürgerlichen Organismus und ihre Gefeggebung nad) einem Ideenſyſtem ein= 
zurichten, das, wenn es auch der von Gott gewollten Ordnung vollfommener 
jocialer Harmonie nicht entipricht, doch den befonderen Umftänben, in benen 
fih ein Volt oder eine Nation befindet, am angemeffenften if. Ich Tann 
nicht glauben, daß ber Herr Minifter, als er bie Verfchiebenbeit ber Stand⸗ 
punkte ber beiben Regierungen hervorhob, von dieſen Principien habe reden 
wollen, ba es bie Schulbigfeit eines jeben guten Katholiken ift, in folden 
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Fragen feine Einfiht den Entſcheidungen besjenigen unterzuordnen, ber bon 
Gott jelbit den Völkern zum Führer und Lehrer nicht bloß in bem gegeben 
wurbe, was zum Glauben gehört, fondern auch in al’ dem, was bie Moral 
und bie Gerechtigkeit betrifft. — Ich verweile nicht Länger bei diefem Punkte, 
weil derfelbe gar nicht in dem Bereich ber Controverſe gezogen werden barf. 
Und foweit genug über die in ber erwähnten Depefche enthaltenen Reflerionen. 
Ich gehe nun zur Beiprehung ber Bemühungen über, bie man fich gegeben 
haben will, um bie Souveränität bes heil. Stuhles im Falle des beabfich- 
tigten Abzuges ber frangöfifchen Truppen ficher zu ftellen. 

„Um mich jedoch bier nicht allzuweit vom Hauptthema zu entfernen, ſehe 
id) mich genöthigt, Verfchiebenes zu übergehen. Am Allgemeinen übergebe 
id) al’ das, was in ber angeführten Tepefche über bie glüdlichen Sinnes: 
änderungen ber piemontefiichen Regierung bezüglich Noms und die Wendung 
feiner Politif gegen ben heil. Stuhl zur befferen Harmonie mit den inter⸗ 
nationalen Pflichten gefagt wird. — Die Thatfachen, weldhe ſich im Laufe 
ber ganzen Zwiſchenzeit bis zur Stunde zugetragen haben, bieten ein ficheres 
Griterium zur Beurtheilung dieſes Punktes, Doc) fei dem, wie ihm wolle, 
fo viel ift gewiß, daß der heil. Stuhl ſich ſelbſt überlaffen fehen muß, nad: 
bem er faft ganz um alle inneren Mittel gebracht und einer beſtändigen Be⸗ 
drohung durch Äußere Gefahren ansgefekt ift, welche bie Vertheidigung des 
gebliebenen Gebietes fehr erfchiweren und unficher machen. Denn was das 
Innere anbelangt, fo fieht Jedermann, daß der gegenwärtige Beſitz des Beil. 
Stuhles ein unproportionirtes Ganzes ohne entiprechende Theile barbietet. 
Die große Hauptftadt, Rom nämlich, der bejjeren Provinzen beraubt, ftellt 
einen Kopf ohne Leib vor oder einen Zwerg, beflen Lebensorgane höchſtens 
zu einer jehr bürftigen Ernährung und befehränften Athmung dienen können. 
Diefe fatale Zerftüdelungemuß der Regierung in ihrer regelmäßigen Thätig⸗ 
feit ſehr ernftliche Verlegenheiten verurjadhen, indem daraus, abgefehen von 
anderen geringeren Nachtheilen, namentlich zwei fehr beträchtliche entfpringen , 
welche bier fpeciell erwähnt werben müſſen. 


„Erſtlich ergibt fich nämlich daraus eine ungeheure Unordnung im Staats⸗ 
haushalte, da, abgejehen von ber aus ber Verminderung ber Einnahmen 
nothwendig entitandenen Klemme, abgejehen von ben bebeutenden Ausgaben, 
welche bie päpftliche Regierung für die Erhaltung ber öffentlichen Beamten 
beftreiten muß, und bie fi früher anf ben ganzen Staat vertheilten. Jeder: 
mann weiß, wie ungeachtet bes Aufhörens ber Vorteile, welche die ufur« 
pirten ‘Provinzen boten, dennoch dem heil. Stuhl nicht blos die Beſoldung 
nicht weniger anderer angeftellten Perfonen, welche ihm treu geblieben find, 
jondern aud bie ganze Staatsihuld zur Laft fällt, zu deren Tilgung zuerft 
bie Einkünfte aller feiner Staaten beitrugen. — 


„Wahr ift, daß ber Peterspfennig und das Fatbolifche Anlehen bisher ein 
wunderbares Mittel war, welches providentiell den heiligen Stuhl in bie 
Lage verjegte, feinen Verpflichtungen nadzufommen ; e8 ift auch wahr, daß 
ein ſolches Mittel, abgefehen davon, daß es nicht immer bem Bedürfniß ent= 
fpricht, ‚zugleich auch prefär, unfiher und jedenfalls anormal if. Auch kann 
man nicht immer Anlehen abjchließen, zumal biefe die finanzielle Lage nur 
erſchweren, wegen ber Zinfen, die unvermeidlich bezuhlt werben müjjen. 


„Der andere außerordentlich große Nachtheil, welcher durch den Entgang ber 
weggenommenen Provinzen verurjacht wird, befieht in ber großen Schwicrigfeit 
für bie päpflliche Regierung, ſich einen entfprechenden Schuß aus einheimiichen 
Zruppen zu verichaffen, welche bas Fleine noch gebliebene Gebiet unmöglich zu 
liefern in Stanbe if. Diefem Nachtheil Tieße ſich allerdings durch Beſol⸗ 
bung fremder Truppen abhelfen, wozu jebe Regierung das Recht bat, und 
am meiſten ber Papft, deſſen Söhne in Chriſto, wie gefagt, alle Völker 
find ; allein fo Flar biefes Necht fein mag, jo beweift bie angebeutete Bes 
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fhränkung und Yinanzwoth nur zu fehr, auf wie enge Gränzen fich bie Aus: 
führung eines ſolchen Werkes bejchränfen muß. 

„Welchen Gefahren aber muß fich ein ſolcher Staat, beffen Noth nad 
Innen jo groß und der jo arm an Zertbeibigungsmitteln ift, erſt nad) 
Außen ausgeſetzt fehen? Er fieht fi) umgeben von einem Kreis von Eifen 
und alljeitig Blodirt von ben njurpirten Befigungen eben jener Regierung, 
welche ihn nicht bloß durch begünftigte und genährte Nebellionen und durd) 
bewafinete und gewaltfame Invafionen in eine fo elenbe Rage gebracht, ſondern 
überdies durch einen feierlichen Act vor ben Augen ber ganzen Welt erflärt 
bat, baß fie ihre Ufurpation vollenden wolle mit ber Beſitznahme jenes bei: 
ligen Ortes, wo ſeit Jahrhunderten ber ehrwürbige Nachfolger bes heiligen 
Petrus feinen Sit bat und regiert. Der ſakrilegiſche Beſchluß ift durch die 
mebrerwähnte Convention nicht nur nicht zurüdgenommen worden, fonbern 
e8 haben vielmehr nad berielben die Vertreter jener Regierung öffentlich, 
mündlih und fchriftlih erflärt, daß er noch Geltung Habe und fortbeftebe. 
Angenonmen nun auch, daß es zu feiner neuen bewaffneten Invaſion komme, 
(ber wir von unferer Seite unmöglih Widerſtand leiften könnten), fcheint 
e8 doch nicht glaublid, daß jener mit folhem Nachdruck gefaßte und mit 
folder Hartnädigfeit feitgehaltene Beſchluß fo ganz unwirkſam bleiben fol. 
Und in ber That, wenn bie einfachen verläumberifchen Behauptungen über 
bie Verwaltung ber Romagna, welche ber piemonteſiſche Bevollmächtigte auf 
bem Pariſer Congreß vorbrachte, der Keim zur Empörung wurben, welche 
brei Jahre fpäter ber Mehrheit der Gutgefinnten aufgebrungen wurde; fo 
ift ficherlih die Annahme nicht unvernünftig, daß ein mit folcher Feierlich⸗ 
feit in einem öffenlichen Parlament verhandelter, gefaßter und fanctionirter 
Beſchluß ein beftänbiger revolutionärer Zündftoff und eine immerwährenbe 
Bedrohung ber Ruhe bes Landes fein muß. 

„Die Träger besfelben haben ja bereits erffärt, daß fie ihn buch Ans 
wendung moralifher Mittel zur Ausführung bringen wollen, und es be- 
barf wahrjcheinlich Teiner weitfchweifigen Erklärung, was foldhe moralifche 
Mittel im Sinne jener Regierung find. AZweifelsohne muß man unter ber: 
artigen moraliihen Mitteln jene verftehen, welche auch andere Male zum 
Schaden bes heil. Stuhles von benen angewenbet wurben, von welchen biefer 
Stuhl wegen der jpeciellen Wiffion, womit er von Seite ber piemontefiichen 
Negierung betraut worden war, etwas ganz anberes erwarten mußte als ben 
Berrath. Für derartige Mittel muß man ferner jene halten, welche die Re⸗ 
gierung Piemonts in’s Werk gefett bat, um heimlich bie Erpebition gegen 
Sicilien zu fürbern und zu beichüßen, wobei fie fi der Diplomatie gegen 
über ftellte, als wilje fie gar nichts davon und wolle bie Sache eher verhin⸗ 
dern. Zu folden Mitteln gehören ferner die bes Generals Fanti, als er in 
bie Marken und nad Umbrien Abtheilungen von Nevolutionären einbringen 
ließ, in ber Abficht, bie Stäbte, in melche fie fih begaben, zur Empörung 
zu verleiten, und welcher bem päpftlichen General anfünbdigte, daß er fich für 
berechtigt halte, mit feiner Armee in ben Kirchenftaat einzubringen, jobald 
man bie nationalen Kundgebungen mit Gewalt unterbrüden wollte. An 
ber Anwendung biefer und ähnlicher Mittel kann Niemand die Regierung 
von Turin verhindern, bie ſich das Recht biezu ausdrücklich vorbehält. Es 
wird ihr nicht viel Mühe often, auf diefem oder jenem Punkt der Gränze, 
die fie auf jeder Seite nach Belieben verlegen kann, einzelne Banden, Waffen 
und Geld einzufhmuggeln, während fie proteftirt ober fich ftellt, als thue fie 
bas Gegentheil. Und um bies zu verhindern, Tann bie päpftliche Regierung 
feinen flarfen und ausgiebigen Cordon ziehen, ber von allen Seiten bie Grän- 
zen bes gebließenen Gebietes umgäbe, ba fie, wie oben bemerkt wurde, nur 
eine ganz kleine Truppenmacht aufzuftellen vermag. 

„Und bürfte es auch ohne diefes ben Cmilfären einer feinblichen Regier⸗ 
ung ſchwer fein, in biefer ober jener bem Papſte unteriworfenen Stadt durch 
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Einſchüchterungen, Hinterlifi, Verführung ımb Gold Bffentlide Demonftra- 
tionen bervorzurufen? Was wird in einem ſolchen Falle bie Regierung des 
hl. Stuhles thun? Wirb fie biefelben ungeſtraft gewähren laſſen? Die mo= 
raliihe Macht, wird man als dann fagen, hat gegen bie weltlihe Souveräni= 
tät bes hl. Stuhles entichieben. Ober wırd fie biefelben energiih unterbrüden ? 
Mit der modernen Givilifation, wirb es dann heißen, ift eine Regierung un⸗ 
vereinbar, bie ſich nur durch beftändigen Gebrauch der materiellen Gewalt 
aufrecht halten fan. Die Fabel vom Wolfe und vom Lamme ift allbefannt, 
fie kann auch im gegenwärtigen Falle zur Belehrung dienen. 

„Die Folge der Abberufung, um bie es ſich handelt, wird fonady fein, daß 
ber Kirchenitaat, ben bie piemontefifhen Ufurpationen fo Klein gemacht haben, 
eine Beute beſtändiger Berationen, Nachſtellungen und Aufregungen von 
Seite bes Feindes wird, ber ihn von allen Seiten eingeſchloſſen hält; das 
Heine Heer des bl. Stuhles aber wirb das Loos treffen, bald babin, bald 
dorthin zu eilen, um bie eingefallenen Banden zu verjagen, bie dann auf 
feinblihem Gebiete ein Alyl finden werden, bis endlich ein großer Einfall 
einer regulären Armee ftattfinbet,. für welden man feiner Zeit ſchon einen 
verlodenben Grund angeben wird, um das ruchlofe Werk zu vollenden, wie 
man bereits zu Gaftelfivardo gethan. Und wenn auch bas edle und groß 
müthige Frankreich ſich bereit erklärte, nachher mit den Waffen berbeizueilen, 
um Piemont bie Beute zu entreißen, jo würbe doch dadurch nicht verhindert, 
daß in ber Zwilchenzeit, welche bis zu einer ſolchen Erpebition vergeht, ber 
Tapft, feine Regierung und feine getreuen Unterthanen unberehenbaren Be: 
bränanifjen und Berluften unterliegen würben. 

„Aber auch, wenn wir annehmen wollten, bie feindliche Regierung habe 
aus irgend einem uns unbefannten Grunde nicht bloß auf ben Gebrauch 
ber Gewalt gegen ben päpftlihen Staat, ſondern auch auf bie Mittel und 
Umtriebe einer Erhebung verzichtet, würde man etwa dann von biefer Seite 
gefichert jein? Gewiß nit. Faft in jedem ber Ufurpation Piemonts unter: 
worfenen Lande befindet fich eine Partei, die man jetzt die Actionspartei nennt, 
welche, indem fie höchft revolutionäre Ideen verfolgt, jener fonberbaren Gattung 
vermeinilicher Conſervativen, bie gleichfalls bie Rewolution wollen, aber eine ge- 
mäßigte, die nüglichften Dienfte leiftet. Diele wird fich in Anbetracht ihrer gewalt⸗ 
famen Natur und ihrer ungebuldigen Beitrebungen gewiß nicht rubig verhalten 
wollen, da ber oben erwähnte Jogenannte Beichluß ber Nation für fie ftets 
ein ſpitziger Stachel in ber Seite und ein ftarfer Windfloß für ihre bren⸗ 
nende Begierde iſt. Wenn nun dieſe Partei in anderen Staaten, die über 
eine große Macht verfügen, mit Mühe niedergehalten und unterdrückt wird, 
was wird geſchehen, wenn ſie in den ſchwachen Kirchenſtaat einbricht? Es 
wird ſich kaum verhindern laſſen, daß ſie da oder dort, wo es ihr eben 
beſſer gelingt, einen bedeutenden Tumult hervorruft, und dann wird ſich 
der König von Piemont für autoriſirt halten, unter dem Aushängſchild der 
Vertheidigung des hl. Vaters oder der Wiederherſtellung der öffentlichen Ord⸗ 
Be und Ruhe zu interveniren, und jo wird man bie ruchlofe Abficht er⸗ 
reichen. 

„Ein anderer Vorwand zu einer wahrſcheinlichen Sntervention kann auch 
folgender fein. Die Banden ber Uebelthäter, welche heutigen Tages bie folge 
ber durch die gewaltfame Annerion bes benachbarten nenpolitaniihen Koͤnig⸗ 
reichs erzeugten Reaction find, beläftigen beftändig die päpftlichen Gränzen. 
Die Unterdrüdung folder Banden koſtete bisher ber Megierung in jeber Be: 
ziehung nicht geringe Opfer, und war zugleich für die piemonteſiſchen Truppen, 
ungeachtet ber Anweſenheit ber franzöfiichen Armee und ber Mikbilligung 
ihrer Anführer, Häufig bie Gelegenheit zu Gebietsverlegungen. Bon felbit 
aber leuchtet ein, daß berlei Berlegungen nad) dem Abzug der franzöfifchen 
Truppen nur um jo größer und häufiger fein werben, befonders wern man 
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heit genügt. Daraus werben dann nicht ſelten Conflicke und Reclamen ent⸗ 
ſtehen und man weiß bereits zum Voraus, wie ein ſolcher Streit von Seite 
desjenigen gelöft werben wird, ber eine ungeheuer überlegene Macht bat. 

„Nehmen wir endlich auch noch bie Möglichkeit an, daß bie genannte Res 
gierung weder Waffen, noch revolutionäre Umtriebe, noch Vorwände zur In⸗ 
tervention anwenden wolle. Ja, wir halten e8 fogar für wahrſcheinlich, daß 
man fich für den Anfang ber MRäpigung rühmen und die Rolle eines güten 
Nachbars fpielen wird. Mas dann? Tie in ben Plan Cingeweibten haben 
feinen Anftand genommen, von freien Stüden und ſelbſt jchriftlich die zu 
befolgenbe Tactif Fundzugeben. Sie fagen nämlich: Nicht wir find es, bie 
nad) Rom gehen müſſen, fonbern Rom muß zu uns Fommen, und bies 
wird der Fall jein, indem man bie päpftliche Negierung unmöglich macht. 
Diefes Ziel muß man zu erreichen ſuchen, nit durd Störung ber mate⸗ 
riellen Ruhe, jondern indem man an ber Auflöfung des Landes arbeitet, 
durch Hinderniſſe, welche man ben Finanzen, der Verwaltung unb ber Aus: 
übung ber Gerechtigfeit bereitet, nd durch Verſprechungen und Geld, um 
die Soldaten zur Defertion zu verleiten. 

„Zu biefem ſchändlichen Gewerbe hat man bereits verfchiedene Individuen 
angeworben, welche von den Urhebern und Aegünftigern folcher ſakrilegiſcher 
Anſchläge monatliche Befoldungen erhalten. Genen berlei Nachftelungen und 
perfibe Pläne muß die päpftliche Regierung, allein und faft aller Macht bes 
‘raubt, kämpfen. Sie wird von ihrer Seite alles thun, was in ihren Kräften 
jteht, um bie gottlofen Abfichten zu vereiteln; wenn ihr aber diefe ſchwierige 
Aufgabe nicht gelingt, wer wird Schuld daran fein, bie päpftliche Negierung, 
die Feine Wunder zu wirken wußte, oder jener, ber fie nach und nad) in 
biefe Noth und Enge gebracht hat? 

„Wir durchſchauen recht gut den Kunftgriff, den man anwenden wird, um auf 
bie päpftliche Regierung die Schuld ber Gonfequenzen zu wälzen, bie fi) aus 
einer jo geiwaltfamen Lage ergeben und vielleicht fehredficher jein werden, alg 
man benft. Man wird fügen, baß ber heil. Vater ſich zu einer freund: 
Ihaftlihen Ausgleihung mit ber fogenannten italienischen Regierung berbeis 
Iaffen muß. Tod was für ein anderer Ausgleich ift mit dem, ber bie Ab⸗ 
fit dat, euch zu berauben, möglich, als der, daß ihr ihm bad Eurige ganz 
abtretet? Wie trügerifch jene Einbildung ift, bat eine neuefte Thatſache ſatiſam 
bewieſen, obſchon e8 nicht an Solchen gefehlt bat, welche darauf eine imayis 
näre Zufunft gründen zu können glaubten. Ter heil. Vater bat durch einen 
-eblen und feines Characters als ap wahrhaft würdigen Act aus eigenen 
Antriebe Veranlaffung zu einem rein religiöfen Webereinfommen zur Er: 
leichterung der bebrängten Fatholifchen Kirche gegeben. Nun gut, bie päpft> 
lihe Einladung hatte einen Erfolg, ben Alle fennen; man fand ben Weg 
zu jeder vernünftigen Beilegung abgeichloffen. Uebrigens ift dies gar nicht 
zu verwundern, wenn man bie Rathichläge berücichtigt, welche in jener Re⸗ 
gierung maßgebend find. Iſt von dem, ber. in Turin bie Revolution zu 
feiner. Führerin erfor, zu hoffen, baß er in Florknz von diefer Fahne fi 
losfage? Der revolutionären Partei Liegt vor Allem daran, bas fociale Leben 
des Katholicismus zu zerftören, fie kann nicht ruhen, bis fie nicht die welt: 
liche Herrſchaft, welche das Bollwerk und bie Schutwehr jenes Lebens ift, 
gänzlich vernichtet fieht. 

„Noch einen andern Kunftgriff wird man mit dem bl. Stuhl anwenden, 
um auf ihn bie Schuld der Ereigniffe zu "werfen, und bereits hat man in 
ber Preſſe davon Andeutungen gegeben. 

„Man wird allmälig bie Bewohner des fat mifroffopifchen Gebietes, das 
dem hl. Stuhl verblieb, bald dieſe bald jene Reformen fordern laſſen, in Folge 
welcher die weltliche Autorität des Papftes zu einer muır mehr bem Namen 
nach eriftivenden gemadt und Rom, wenn auch nicht der Sit, jo boch das 
Eigenthum ber Regierung Piemonts werden fol. Und ba ber Bapft ber: 


298 Kom. 


gleichen nicht bewilligen kann, insbefonbere ba er ben Zweck keunt, ben man 
dabei im Auge bat, fo wirb man über bie Hartnädigfeit und Unnachgiebig- 
feit fchreien und jagen, dieſe feten die Urfache der baraus entftandenen Uebel. 
Die Kunft ift nicht neu, fie wurde ſchon andere Male mit einigem Erfolg 
angewendet. Sie verſpricht ſich einen glüdfichen Ausgang von jeder Seite, 
indem man fo argumentirt: Entweder gibt ber Papſt dem Drängen nach, 
und dann wird er ben Reſt feiner Staaten, wenn nicht nominell, doch der 
Sade nach verlieren; ober er wiberfieht, und bann Bat man einen Borwand, 
n auf andere Weile zu berauben, indem man leicht ihm die Schuld zu- 
reibt. 

„Diefe Auseinanderſetzung ber Gefahren und Nachſtellungen, denen ber Hl. 
Bater ohne hinreichende Vertheibigungsmittel preisgegeben ift, kann ficherlich 
Europa und ber Welt dazu dienen, um den wahren Zufland der Dinge zu 
beurtbeilen und dem hl. Stuhl Gerechtigkeit widerfahren zu laſſen, ba baraus 
erfichtlich ift, bag ihm keineswegs die Schuld ber Fünftigen Ereigniſſe, wie fie ſich 
immer geftaltenı mögen, beigemefjen werben Tann. Set ift bie größte Gefahr für 
bie Sicherheit und Unabhängigkeit des Heiligen Stubles, größer als im Jahr 
1843. Damals ftellte eine nicht zahlreiche Faction in Stalien, welche von feinem re= 
gierenden Haupte anerfannt wurde, ber Souveränität bes Papſtes nad, und 
Sebermann weiß, was fich zutrug. Seht aber befindet fi unter ben Re⸗ 
gierenben Jener, welcher fich mit den wühlenden Factionen verbindet und 
alle Mittel aufbietet, um bas nämlidhe Ziel zu erreihen. Will man etwa 
annehmen, baß fie e8 nicht dahin bringen, oder daß ber Papft jetzt mächtigere 
Mittel zum Widerftande habe ? 

„Aus biefen Andeutungen werben Sie leicht entnehmen können, wie viele 
und wie groß bie Gefahren find, denen ber hl. Vater nach dem Abzuge ber 
franzöfifden Truppen von Rom ausgeſetzt fein wird...“ 

9/10. Dec. Bayern und Sachſen anerkennen das Königreich Stalien. 

26. „ Der Bapft empfängt die Glückwünſche der Earbinäle. In feiner 
Antwort erinnert er an Jeſum, ber in einer auf bem See Gene: 
zareth bewegten Barke ſchlief. „Chriſtus fcheint jetzt zu Tchlafen, 
aber er wacht bennody zur Vertheidigung feiner Kirche; bie Zukunft 
ift in den Händen Gottes und ber Sieg ber Kirche ift ganz un: 
vermeidlich.“ 

30. „ Der Papſt empfängt die Staatsconſulta für die Finanzen. Er 
bebauert, daß die Anleihe, welche dazu beitimmt fei, das Deficit zu 
beden, noch nicht abgefchloffen fei, tbeilt ihr mit, daß Frank: 
reich feine guten Dienfte anwende, um bie italienifche Regierung 
zur Uebernahme eines Theil der päpftliden Schuld zu bejtimmen, 
und fügt bei, wenn er den Vorſchlag annehme, er deßhalb Teines- 
wegs gejonnen ſei, weder den franzöfifch:italieniichen Vertrag anzu⸗ 
erfennen, nody birecter ober inbirecter Weife auf die Rechte bes HL. 
Stuhles auf bie annectirten Provinzen zu verzichten, noch das fait 
accompli anzuerkennen. 
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4. Januar. Der Bundesrath befchließt die Aufhebung des eibg. Com: 


23. 


oO 


22. 


26. 


25. 


miffariats in Genf vom 11. d. M. an. Proclamation der eibg. 
Commiffäre an die Genfer. 

„ Bürid) Der Gr. Rath befchließt eine Partialrevifton der 
Berfaffung. Der Reg.Rath Hatte auf Totalrevifion angetragen. 


d. Gebr. Der Bunbesrath beſchließt, daß Genf die Koften ber eibg. 


Occupation ſelber zu tragen habe. 


. März, (Wallis). Großrathswahlen: das Gefammtrefultat ergibt 


62 Konjervative gegen 28 Liberale. Sieg ber lebteren in ber 
Hauptſtadt Sitten. 

» (Bern) Der Gr. Rath beſchließt mit 127 gegen 39 Stimmen 
die Anwendung bes neuen Steuergeleßes auch auf den Jura. Die 
Juraſſiſchen Mitglieder legen dagegen Proteft ein. 

n„ (Senf) Der Gr. Rath ftellt in zweiter Berathung das Bub- 
get für 1865 feſt. Dasfelbe weiſt noch immer ein Deficit von 
268,000 Fr. auf (unter dem Regiment Yazy bis 800,000). 

„  Seneralverfammlung fämmtliher ſchweiz. Schüßenvereine in Lu: 
zern bez. Organifation der ſchweiz. Schügenfefte. Beſchlüſſe: Nieder- 
lage der Standſchützen. 


. April. (Schaffbaufen) Der Gr. Rath lehnt mit 30 gegen 23 
20. 


Stimmen eine Revifion der Verfaſſung ab 
»  Zujammentritt der Commifjion behufs Prüfung der im Militär: 
weſen zu erzielenden Erfparnifle. 


Mai. Neuenburg.) Großrathswahlen: Sieg ber rabicalen Partei. 
Das Sejammtrefultat ergibt 56 Nabicale, 30 Confervative, 4 noch 
unbeſtimmt. 

„ Meuenburg.) Der neue Gr. Rath beſtellt ben Staatsrath aus 
lauter radicalen Mitgliedern. 
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26. Mat. (Bafelland.) Vorfall in Laufen. Role erſticht einen 
Gegner (angeblih aus Nothivehr). 


— uni. (Thurgau) Der Große Rath entſcheidet mit 50 gegen 45 
Stimmen zu Sunften der Eijenbahnlinie Rorſchach-Amrysweil und 
gegen bie birecte Seethalbahn Rorſchach-Romanshorn-Conſtanz. 

23. ,„ Der Bunbesrath befchließt, bei der Bundesverfammlung eine 
Revifion der Bundesverfaſſung und zwar nicht bloß in ber Juden— 
frage zu beantragen. 

25. „ (Genf) Großes Felt der Partei der Independenten (zum Zweck 
einer feiteren Organijation für bie Herbftwahlen). 

25—28. „ (Breiburg.) Großartige Feier der Heiligſprechung des 
Sefuiten Canifius durch den Papft. 


3. Juli. Eröffnung der Bunbesverfammlung. Rebe bes abtretenden 
Präfidenten bes Nationalraths Jäger (aus Aargau): 


„+... Der glüdliche negung bes amerifanifchen Krieges wird nicht ohne 
Rüdwirfung auf die politifhe Entwidlung Europa’s bleiben, vor allem wer⸗ 
den bie Bölfer darin Ermuthigung finden zum Widerftand gegen bie fich 
vielfah Tunbgebenden Beftrebungen, ihre verfaffungsmäßigen Rechte zu 
Ihmälern oder zu befeitigen. Für uns bat biefer Sieg der Freiheit eine be= 
fondere wichtige Bedeutung, denn er ijt eine Kräftigung bes Principe der 
Volksſouveränität, auf welcher unfer ganzes Dafein beruht. Wie in Nord: 
amerifa ber tiefeingreifende Beſchluß der Abſchaffung ber Sclaverei bie gläus 
zenditen Erfolge bewirfte, und damit dem Lande ſelbſt uumittelbar zum 
Segen gereichte, jo bat im Kleinen bei uns bie Energie, mit welcher bie 
Bnundesverſammlung über erhobene Bedenken hinwegſchritt und die Ausübung 
natürlider Rechte von der Neligion unabhängig erklärte, ihre wohlthätige 
Rückwirkung darin geäußert, daß fie uns ber Revifion der Bundesverfaſſung 
nahe brachte. Wenn wir auch mit freudigem Bewußtfein ausſprechen bürfen, 
baß bie beftchende Verfaffung eine fehr glückliche Entwicklung unferer Ver: 
bältniffe bewirkte, jo läßt ſich dennoch nicht verfennen, daß die Entwidlung 
jelbft neue DBebürfniffe bervorgerufen bat, und daß, in verfcdhiebenen Be: 
ziehungen eine Veränderung nothmendig geworden ift. Sekt kann ſich bie 
baherige Berathung um fo unbefangener entwideln, als wir fie in einer Zeit 
vornehmen, wo feine politiihe Aufregung bie rubige Ueberlegung ftört und 
darum bezeichne ich es als ein glückliches Ereigniß, daß wir gerade jeßt zur 
Revifion gefonmen find. Meine Anfiht ift, daß man bei Vornahme ber Re⸗ 
pifion nicht zu ängftlich fei und bie Schranfen nicht zu eng ziehe. Sobald 
man in ber vom Bunbesrath vorgeichlagenen Weile bei der Abſtimmung 
dem Volk volle Freiheit in Kundgebung feines Willens ermöglicht, darf 
bie Bundesverſammlung felbft fich freier bewegen. Sie Tann alles beſchließen, 
was fie für zeitgemäß findet. Ein ſchädliches Webergewicht bes Bundes über 
die Cantonalſouveränität ift ohnehin nicht zu befürchten, und gerade bamit, 
dab man bem wirfliden Bebürfniß ber Gentralität entjpricht, befeitigt man 
um fo ſicherer bie unberechtigten Beſtrebungen ...“ 


4. „ Bunbesverfammlung: Commifjionsbericht des Nationalraths über 
den Gefchäftsbericht des Bundesraths für bas Jahr 1864: 


„... Wir erachten e8 in unferer Stelung als Aufgabe, hier noch beſon⸗ 
ders daran zu erinnern, baß der Bundesrath bei den Unterhandlungen über 
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bie Verträge mit Ftankreich von Anfang an erflärte, daß er ſich in biefelben 
nur einlafje, wenn bie Savoyer Frage babei unberührt bleibe, und daß 
er biefen Standpunkt mit Eniſchiedenheit fefthielt, als bie franzöfifche Re: 
gierung, nachdem jie zwar erklärt, baß fie nicht daran benfe, bie beiden Fra⸗ 
gen in Verbindung zu bringen, hinwieder im -Raufe der Unterhandlungen 
erhebliche Zollbeguͤnſtigungen für bie (im Gegenſatz zu der alten) neu ge⸗ 
ſchaffene ſavoyiſ che Zone und verſchiedene andere Einräumungen verlangte, 
deren Gewährung den Schein einer thatſächlichen Anerkennung der zur Zeit 
in dieſer Beziehung beſtehenden Verhältniſſe zu erwecken geeignet geweſen 
wäre. Die Commiſſion kann ſich nur damit einveſtanden erflären, daß der 
Bundesrath die. zwei heterogenen Gegenſtände auseinander gehalten, und daß 
er auch bie Unterhandlungen betreffend die Verträge mit Frankreich bazu bes 
nut bat, um neuerdings in Erinnerung zu bringen, daß bie Savoyer-An⸗ 
gelegenheit, als eine noch unerledigte Frage zu betrachten iſt. Die 
Commilfion zweifelt nicht daran, baß der Bundesrath in biefem Geift fort: 
wirken, und keine Gelegenheit unbenußt laffen wird, melde ihm bie Mög: 
Tichfeit eröffnet, bie Rechte und Intereſſen ber Schweiz in geeigneter Art zu 
gebührender Geltung zu bringen.” 

— Juli. (Thurgau) Eine Volfspetition gegen den Beſchluß des Gr. 
Rathes (im Intereſſe der Nordoſtbahn) für eine directe Seethal— 
bahn erhält in wenigen Tagen 12,690 Unterſchriften unter 22,662 
Activbürgern. 

10. „ Bundesverfammlung: Botichaft bes Bundesraths über- eine Revi⸗ 
fion ber Bundesverfaſſung. Beide Räthe lehnen Anträge auf Ber: 
ſchiebung ab, überweifen die Anträge des Bundesraths an vorbe: 
reitende Commiſſionen und beichließen eine außerordentliche Seflion 
ber Bunbesverfammlung für dieſe Angelegenheit auf den 23. October. 

22. „ Schluß ber Bundesverſammlung. 


5. Aug. Abſchluß des endblihen Vertrages über den Bau einer Boden: 
ſee-Gürtelbahn Friedrichshafen-Lindau⸗Bregenz⸗Rorſchach zwiſchen ber 
Schweiz, Bayern, Oeſterreich und Württemberg zu München. 

18. „ Beſuch des Kaiſers und. der Kaiſerin ber Franzoſen in Arenenberg. 

21. „ Zufammentritt der fog. Gottharbsconferenz in Luzern. Diefelbe 
‚befchließt, auf eine Bunbesjubvention zu verzichten und febt ben 
Beitrag der Schweiz, der non ben zunächſt betheiligten Eifenbahn- 
gefellichaften und Cantonen aufzubringen wäre, auf 20 Millionen 
Franco feſt. 

28. „ —2. Sept. Verſammlung des internationalen Congreſſes für ſo— 
"ciale Wiffenihaften in Bern. Bericht des gewejenen jchweiz. Bun: 
bespräfidenten Stämpfli über die Frage: „Welches find die in den 
verichtedenen Staaten Europa's eingeführten Militärorganifationg: 
ſyſteme und welches ift beren relativer Werth mit Bezug auf bie 
Grundſätze der Staatswirthſchaft und die Wehrfähigkeit der Nation 2” 
Die Verfammlung erklärt fih unter dem Vorſitze des (conjervativen) 
Hrn. v. Gonzenbach einmiüthig gegen, das Juftitut der ſtehenden 
Heere und für deren Abſchaffung. 


iĩ 1 
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— Gept. Bericht ber techniſchen Section ber italienifchen Alpenbahnfection. 
Schweizeriſche Streitihriften für und gegen ben Lukmanier und ben 
Gotthard. 

1. „ Bürid.) Der Gr. Rath beendigt nad zweitägiger Debatte 
bie Revifion der Cantonalverfaſſung. Die Hauptveränderungen be: 
treffen bie Aufitelung von SHandelsgerichten und die Einführung 
birecter ftatt ber bisherigen indirecten Bezirkswahlen. Xheilnahms: 
Iofigfeit ber Bevölkerung. — Die Commiſſion für Reviſion des 
Strafgeſetzbuchs entſcheidet fih mit 9 gegen 2 Stimmen für Ab- 
Ihaffung der Tobesftrafe. (Diefelbe Commiffion war noch im Jahr 
1857 mit 9 gegen 4 Stimmen dagegen.) 

11. „ (Senf) Der Gr. Rath ſetzt das Budget für 1866 feft und 
das Deficitt auf 259,000 Fr. James Fazy proteftirt dagegen, er: 
Härt, fein Mandat nieberzulegen und verläßt den Saal. 

23. „ (Senf) Eine rabicale Vollsverfammlung ſpricht fi gegen 
eine Fuſion mit der Partei der Independenten aus. Auch die In— 
bependenten legen wenig Neigung dafür an ben Tag. 


— Oct. (Uri) Prügel-Urtheil gegen den Typographen Rynifer wegen 
angebliher Gottesläfterung durch eine Feine Broſchüre. 

4, „ Eine vorzüglich aus den nörblihen und öſtlichen Cantonen zahl: 
reich beſuchte Militärverfammlung in Zürich erklärt fih einftimmig 
für weitere Vereinfachungen im Militärwejen auf nationaler Grund: 
lage und gegen bie fXiebhabereien bes ftehenben Heerweſens (ben 
fog. Militärzopf) und jet eine Commiſſion behufs weiterer Agita- 
tion durch Bildung von DBereinen, Petitionen zc. nieber. Beſchlüſſe 
der Verſammlung: 

„a) Sie erklärt, daß fie für die Vereinfachung bes fchweizerifchen Wehrs 
weſens zufammengetreten ift, und dafür einen Verein conftituiren und ein 
Comité nieberfegen will, mit bem nächſten Zwed ber Einführung eines bür- 
gerlihen, aljo auch in Givil tragbaren Wehrkleibes. Dieſes bat fich ber 

- Mann felber zu befchaffen, mit Ausnahme des für einmal noch feftgehaltenen 
Gapot, der von den Cantonen, refp. vom Bunde, beigegeben wird. b) Das 
Kleid fol für bie ganze fchweizerifche Wehrmannfchaft ein uniformes fein. 
e) Der Verein behält fih für die Zukunft ein weiteres Wirken für Verein 
fachung der Inſtruction, Reglements 2c. vor, und wird bafür burd die ihm 
zu Gebot ftehenben Mittel der Agitation arbeiten.” 

23. „ Eröffnung der außerorbentlihen Seflion ber Bundesverfammlung 
für Nevifion der Bundesverfaſſung. Anträge der Commiſſionen des 
Nationalraths und bes Stänberaths. Beide Näthe befchließen fait 
einftimmig, auf bie Revifion einzutreten, 

25. „ Bundesverfanmlung: ber Nationalrath nimmt ben Antrag bez. 
Revifion des Art. 41 (Nieberlaffungsfrage) mit 52 gegen 49 
Stimmen an. 

26. „ Bundesverfammlung: ber Nationalrath nimmt ben Antrag bez. 

Nevifion des Art. 44 (Glaubensfreiheit) an. 

(Zürich) Die evang. Gantonalfynode lehnt den Antrag der 
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orthodoren Partei, den Kirchenrath einzuladen, „auf bie Handhabung 
bes Bekenntniſſes unferer Landeskirche alſo Bedacht zu nehmen, daß 
er offen zu Tage tretende Untreue und Zuwiderhandeln an den Die: 
nern bes Wortes Gottes ahnde und vorhandenes Aergerniß abjtelle,“ 
mit 153 gegen 13 Stimmen ab. 

„. . in Erwägung... baß eine Firhlide Bewegung, und jo auch bie ges 
genmärtige, nur auf dem Wege innerer Entwidelung und geifligen Kampfes 
zu einem gebeihlichen Ziele gelangen kann, wogegen ein Äußeres Einfchreiten 
von Seite ber Behörde diejelbe Teicht in falſche Bahnen bineintreiben und 
bie Leidenjchaften entjefjeln könnte; daß die Synode das Vertrauen begt, 
ihre Mitglieder werben es fich angelegen fein laſſen, den Trieben ber Kirche 
mit Ernit zu wahren und bei dem Rechte der Gewiffensfreiheit, das fie für 
fi) in Anspruch nehmen, auch das Gewiflen ber Gemeinde zu achten, über- 
haupt ihr Amt, bas die Verſöhnung prebigen ſoll, jo zu führen, daß bie Ge⸗ 
meinde durch basfelbe erbaut werbe auf dem einen Grund, ber gelegt iſt.“ 

27, Det. Bundesverfammlung: ber National:Rath lehnt die beantragte 
Wählbarkeit der Geiftlichen in beide Räthe mit 69 gegen 29 Stim- 
men ab. 

23. „ Volksverſammlung in Bern über die Verurtheilung Rynikers in 
Uri. Diefelbe beichließt, zu weiteren Metnungsäußerungen barüber 
aufzuforbern und über 8 Tage eine allg. ſchweiz. Volksverſamm⸗ 
Iung behufs weiterer Beihlüffe wieder in Bern abzuhalten, 

30. „ Bunbesverfammlung: der National-Rath verwirft den Antrag auf 
Erlaß eines allgemeinen ſchweiz. Handelsgeſetzbuches mit 61 gegen 
32 Stimmen. | 

31. „ Bundesverfammlung: der National-Rath genehmigt ben Antrag 
auf Schuß des geiftigen Eigenthums mit 51 gegen 42 Stimmen, 

Der Stänberath beginnt auch feinerfeits die Revifionsberathungen 
und tritt den erften Beichlüffen des Nat. Raths ohne Meobification 
bei. Gegen bie Criminaljuſtiz in Uri fallen von allen Geiten 
Iharfe Weußerungen. 


2. Rov. Bundesverfammlung: der National-Rath verwirft die Einführung 
bes Volksveto mit 75 gegen 25 Stimmen und bie birecte Wahl 
des Bundesraths durch das Boll (wie in ben Ber. Staaten und in 
Senf) mit allen gegen 3 Stimmen. 

4, „ Bunbesverfammlung: der National-Rath lehnt die Aufhebung bes 
Verbots der Jeſuiten mit großer Mehrheit ab. 

5. „ Zweite Vollverfammlung in Bern gegen bie Urner Juſtiz wider 
Ryniker. Diefelbe beichließt: 

„t) Die Verfammlung erflärt, das Strafverfahren im Canton Uri als 
unvereinbar mit den humanen und liberalen Anfichten des Schweizer Volks; 
2) fie drüdt dem Mitbürger Ryniker ihr tiefes Bedauern über die erlittene 
Schmath aus und erflärt bDiefelbe in Namen des Schweizer Volks als feine 
bürgerlihe Ehre nicht beeinträchtigend; 3) fie richtet eine Petition an die 
Bundesverſammlung und ftellt darin das Verlangen, baß in bie repibirte 
Bundesverfaſſung folgende brei Artifel aufgenommen werben follen: a) bie 
Rechte des veligiöfen Glaubens und ber bürgerlichen Ueberzeugung find ges 
währleiftet. Niemand barf wegen Aeußerung ober Verbreitung berfelben in 
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14. 
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Unterſuchung gezogen ober beſtraft werden. b) Die Strafe ber korperlichen 
Züchtigung iſt In der Schweiz unzuläſſig. e) Lotterien und Spielhöllen wer: 
ben in ber Schweiz nicht geduldet. 4) Die Verſammlung ſtellt an das Cen⸗ 
tralcomit& bes fehweizeriihen Schübenvereins das Verlangen, baß es bas 
nächſte eidgenöſſiſche Schützenfeſt nicht an Altorf in Uri vergebe, bis von 
biefem Canton dem Ryniker gehörige Satisfaction ertheilt worben fei; 5) im 
Talle bie eben tagende Bundesverfammlung die unter a—c verlangten Be: 
ſtimmungen nit in die neue Bunbdesverfaflung aufnimmt, ift eine Agitation 
auf Verwerfung berfelben im ganzen Land zu erregen, um durch 50,000 
Stimmen bet Antrag auf Abbernfung ber gegenwärtigen Bundesverſamm⸗ 
lung und Neuwahl Behufs Vornahme einer neuen Bundesrevifion ftellen zu 
laſſen. 6) Das gegenwärtige Berner Comité wird mit Ausführung der ge- 
faßten Beſchlüſſe beauftragt, ſowie eventuell zur Einleitung für bie Sammlung 
ber 50,000 Unterſchriften mit der Ermächtigung, fich beliebig zu ergänzen.“ 


"Nov, Bundesverfammlung: der Nationalrath beſchließt (in Ueberein- 


fiimmmung mit ben Forderungen der Volksverſammlung vom vor: 
hergehenden Tage) mit 63 gegen 8 Stimmen, die Lotterien und 
Spielbäufer in ber ganzen Schweiz (Uri, Genf: 20.) zu verbieten. 
— Knüſel (Luzern) wird bon den vereinigten Näthen zum Präfi: 
benten, Yornerod (Waadt) zum Vicepräfiventen bed Bundesraths 
gewählt. 
„Bundesverſammlung: ber Nationalrath lehnt (im Widerſpruch 
mit den Forderungen der Volksverſammlung vom 5. d. M.) mit 
51 gegen 30 Stimmen den Antrag, die Prügelſtrafe in der ganzen 
Schweiz von Bunbesivegen zu verbieten, ab, . 

„» Bunbesverfammlung: der Nationalrath erledigt die YBunbesver: 

faſſungs-Reviſionsanträge und genehmigt den Bollsabftimmungs: 
modus principiell nad dem Antrage der Commiffton. 

Der Ständerath verwirft auch feinerjeits die Wählbarkeit ber 
Geiſtlichen mit 23 gegen 14 Stimmen und bie Aufhebung des Je— 
fuitenverbotes ohne Discuffin mit 26 gegen 9 Stimmen: | 
„ (Ari) Die Schübenverfammlung des Canton lehnt mit 
Rückſicht auf die in Bern zu Tage :getretene. Stimmung in Folge 
- des Urtheils gegen Ryniker die Abhaltung des eidg. Schübenfeftes in 


. dorf für 1866 einftimmig ab. 


(Genf.) Erneuerung des geſammten Staatsraths. Vollſtän⸗ 
biger Sieg der Independenten; alle ihre Candibaten werden gewählt, 
fein Nadicaler (au Names Fazy bleibt in ber Minderheit). Das 
Bureau’ beiteht diesmal aus 14 Independenten und 13° Radilalen, 
e8 erfolgen feine Reclamationen. Einer ber Gemwählten lehnt ab. 
„ Die Bundesverfammlung 'weift den Recurs von Bafelland megen 
der Nieberlaffung von Israeliten einftimmig ab. 

Bundesfammlung: der Ständerath lehnt die Einführung des 
Volksveto's auch jeinerjeitS mit 24 gegen 13 Ctimmen ab. ' 

„ Bundesverſammlung: Der Nationalratb genehmigt nach zimei- 
tägiger Debatte die Conceſſion Rorſchach-Romanshorn gegen ben 
‚Antrag des Bundesraths nad den Wünſchen der Norboftbahn. 
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16. Nov. Bundesverſammlung: der Ständerath beſchließt ſeinerſeits mit 
25 gegen 13 Stimmen das Verbot der Prügelſtrafe für die ganze 
Schweiz: „die Anwendung körperlicher Züchtigungsſtrafen durch die 
Gerichte iſt unterſagt; in Strafunterſuchungen dürfen keine Zwangs⸗ 
mittel zu Erwirkung eines Geftänbniffes ſtattfinden.“ Der Nat. 
Rath gibt in fo weit nad, daß er mit 48 gegen 38 Stimmen be⸗ 
ſchließt: „ber Geſetzgebung bleibt vorbehalten, einzelne Strafarten 
als unzuläffig zu erklären,” Der Ständerath beſchließt jeboch mit 
18 gegen 16 Stimneen, auf feiner Rebaction zu beharren, 

418 „ Bundesverſammlung: der Ständerath gibt ſchließlich bezüglich ber 
Prügelitrafe doch nach und tritt ber Redaction bes Nat.Raths bei. 

19. „ Schluß der Bunbesverfammlung. Der Bundesrath jekt bie Volks⸗ 
abftimmung über die einzelnen. Nevifionsbeichlüfie bez. ber Bunbes- 
verfaflung auf ben 14. Januar 1866 an. 


1. Dee. Das Comite ber Ryniker-Volksverſammlung v. 5. Nov. erflärt, 
daß es fein Mandat als erlofhen betrachte und auf die Sammlung 
.ber 50,000 Unterſchriften für Abberufung ber Räthe verzichte, 

1/72. „ Volksverſammlungen in St. Gallen und Chur erklären ſich gegen 

die von der Bundesverfammlung beſchloſſene beſchränkte Reviſion ber 

Bundesverfaffung. 

4. „ (© enf.) Nachwahl in ben Staatsrath: ber Rabicale Richard 
wird von einem Theil ber Independenten und ber Radicalen gewählt. 

14, „ (Keifin) Der Gr. Rath verwirft ben $1 ber vorgefchlagenen 
Sottharb:Gonceffion mit 47 gegen 35 Stimmen. 

20. „ (Schwyz). Abgeorbnete aus allen Gemeinden des Bezirks er⸗ 
klaͤren fi für Uebernahme des eidg. Schützenfeſtes ſtatt Uri. 

— „ (Ari) Die Regierung legt dem Landrath ein xevidirtes Cri⸗ 
minalgeſetz ohne bie Prügelftrafe vor. 
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7. Belgien. 


24—25. Sanuar. II. Kammer: YBubgetberathung, Militäretat. Das In⸗ 
ſtitut des ftehenden Heeres (mit ber jährlichen Ausgabe von 34 Mill. 
Fr.) wirb mit großem Nachdruck angefochten. Reben ber Abgeorb- 
neten Le Harby de Beaulieu und Coomans gegen, bes Kkriegemini⸗ 
ſters Chazal für die ſtehenden Heere. 


1. Sehr. II. Kammer: Bubgetbebatte, Der Militäretat wird mit 65 
gegen 29 Stimmen (8 Mitgl. enthalten ſich) genehmigt. 

24, „ DI. Kammer: GStürmifhe Debatten über die belgifch-mericanifche 
Region. 


9, März. Die II. Kammer genehmigt den Geſetzesentwurf bez. Abfchaf- 

fung der Beihränfungen des Zinsfußes mit 77 gegen 2 Stimmen, 
bie I. Kammer mit 24 gegen 5 Stimmen. 

16. „ I Kammer: Debatte über die Kirchhofsfrage. Beſchluß des 
Gemeinderaths von Mecheln. Der Antrag dagegen wird mit 27 gegen 
22 Stimmen verworfen. 

28. „ Die Regierung verlangt von ben Kammern einen Credit von 
60 Mil. Fr. für öffentliche Arbeiten. 


5. April. Die II Kammer beſchließt mit 55 gegen 27 Stimmen, „bie 
Kammer bedauert, daß die Regierung der belgifch-mericaniichen 
Erpebition nicht durchaus fremb geblieben ift und geht zur Tages: 
orbnung über”, 

7. „ Die D. Kammer genehmigt das Bautenanlehen einftimmig und 
ohne Discuffion, die I. Kammer mit 36 gegen 5 Stimmen. 

8. D Duell zwiſchen dem Kriegsminiſter Chazal und dem Abgeordneten 

elaet. 


28/30. Mai. Tagsbefehl des Kriegsminiſters Chazal bez. der Niederlage 
der Belgier in Mexico. Interpellation deßhalb in der II. Kammer. 
Der Miniſter des Ausw. erklärt, daß es keine „belgiſche“ Legion in 
in Merico gebe. 


44. Juni. : Beibe Kammern. haben fich in Folge des Duells Chazal⸗Delaet 
über das Geſetz geeinigt, das die Verfolgung von Verbrechen ober 
Vergehen von Miniftern außerhalb ihrer Amtsführung regelt. . : 

24. „ Die II Sammer genehmigt einftimmig bie gerichtliche Verfol⸗ 
gung des Minijters Chazal und bed Abgeordneten Delaet wegen 
ihres Duelle. 

24—29. „ IL Kammer: Frage ber Erneuerung bes Fremdengeſetzes 
(mit Rüdfiht auf den Franzoſen Rogeard, den Berfafler der propos 
de Labienus gegen Napoleons Cäſar). Mit 47 gegen 37 St, 
werben alle liberalen Amendements zu dem Geſetze abgelehnt und 
bie Erneuerung besjelben mit 49 gegen 23 St. (3 Mitgl. enthals 
ten fi) beſchloſſen. 


44. Aug. Der Franzofe Rogearb erhält ven Befehl, Belgien innerhalb 
24 Stunden zu verlaffen und dba er bemfelben Teine Folge Teiftet, 
wird er (am 18.) verhaftet und mit Gewalt über bie. Gränze ge 
bracht. Auch Longouet, den Rebacteur ber Rive gauche trifft (am 
22. d. M.) biefelbe Maßregel. Beide gehen vorerft nad) Luremburg. 


— Gept. u. Det. Broſchüre des ehemaligen Minifters Dechamps. Die 

geſammte europäifche Preffe beipricht das angeblich von dem preußi- 

[hen Minifter Bismard aufs Tapet gebrachte Project, Belgien zwi⸗ 

fhen Frankreich und Holland zu theilen, wogegen ber SKalfer ber 
Franzoſen Preußen freie Hand in Deutſchland ließe. 


29. Oct. GStubentencongreß in Lüttih. Auch eine Anzahl Barifer Stu 
denten nehmen daran Antheil. Maßloſe Reben, 


12. Nov. Entlaſſung des Juſtizminiſters Teſch. Der (entſchieden anti: 
clericale) Abg. Bara wird an feine Stelle ernannt. 

45. „ Eröffnung der Kammern. Der neugewählte Präflbent betont in 
jeiner Antrittsrebe bie Aufrechthaltung ber Nationalität und Unab⸗ 
bängigfeit des Landes. 

22. „— 6. De. I. Kammer: Bubgetdebatte, Die kath. Partei ergreift 
die Gelegenheit des Budgets des Suftigminifteriumg, um ben neuen 
Suftizminifter aufs beftigfte anzugreifen, was zu einer langwierigen 
Debatte zwilchen beiden Parteien führt. Schließlich ftimmt bie 
Dppofition einftimmig gegen das Juſtizbudget, das jeboch trotzdem 
mit 55 gegen 41 Stimmen (im vorigen Jahr mit allen gegen 
5 Stimmen) angenommen wird. 


8. Dec. II. Kammer: Antrag Guillery bezügli Herabſetzung des 
Cenſus. 
10., König Leopold I. }. Die Regierung geht bis zur, Gibegteftung 
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bes neuen Königs verfaflungsgemäß auf ben Mintſterrath über und 
biefer ſetzt die bießfällige Formel feſt. a 

16. Dec. Die U. Kammer genehmigt die an ben neuen König zu rich⸗ 
tenbe Abreffe. Teierliches Leichenbegängni des verſtorbenen Königs. 


47. „ Einzug des neuen Königs in Brüſſel. Derjelbe leiſtet vor ben 
vereinigten Kammern ben Eid auf bie Berfaffung. Chronrede 


Leopold U. 
„Meine Herren! Belgien bat, wie id, einen Vater verloren. Die fo ein⸗ 
mütbige Huldigung, welche bie Nation feinem Angedenken darbringt, entipricht 
in würbiger Weiſe ben Gefühlen, bie es ihm bei Lebzeiten geweiht hat. Ich 
bin davon fo gerührt, wie von Dank erfüllt. Curopa ſelbſt ift nicht gleich: 
gültig bei dieſer Trauer geblieben. Die fremben Fürften und Prinzen haben 
fih an den legten Ehren betheiligen wollen, bie wir ihm darbringen, ben fie 
in ihrem Vertrauen und ihrer Freundſchaft fo Hoch geftellt Hatten. In un= 
ferem wie in Belgiens Namen danke ich ihnen dafür. (Bei biefer Dankſagung 
an bie frembert Fürften und Prinzen erhebt fi ber König und grüßt bie 
fürſtlichen Gäfte, bie fi) vor der Tribüne verneigen, worauf bie ganze Ver⸗ 
fammlung in Applaus ausbricht.) Indem ich heute einem bei Lebzeiten fo 
geehrten, nad feinem Tode fo betrauerten Vater juccebire, ift meine erſte 
Zuſage vor ben Erwählten ber Nation, daß ich gewillenhaft ben Lehren und 
Beiſpielen, die feine Weisheit mir binterlaffen, folgen und nie vergellen will, 
welche Pflichten mir dieſe koſtbare Erbichaft auferlegt. (Ausbruch von Bravo’s). 
Als erfier König der Belgier, ber in Belgien das Licht ber Welt, erhlidte, 
habe ich mich von Kindesbeinen an allen patriotifhen Bewegungen meines 
Landes angeichloffen, gleich ihm bin ich mit Freuden biefer nationalen Ent: 
wicklung gefolgt, bie in ihrem SchooRe alle Hülfsquellen ber Stärfe und bes 
Wohlſtandes befrucgtet. Gleich ihm Liebe ich dieſe großen Smflitutionen, burch 
welche bie Ordnung gleichzeitig mit der Freiheit wächft und welche bie foli= 
befte Grundlage des Thrones find. (Anhaltender Beifall.) Meiner Anficht nad 
geht Belgiens Zukunft ftets mit der meinigen Hand in Hand, und ich babe 
fie immer wit ben Vertrauen angeblidt, weldes bas Recht einer freien, 
ehrenwertben und wmutbigen Nation einflößt, bie ihre Unabhängigkeit will und 
biefelbe zu erobern wußte, wie fich ihrer würbig zu erweifen verftanden Bat 
und fie zu wahren willen wird. (Der König erhebt fich bei biefen Worten, bie 
er ſcharf betont; die Mitglieber ber Kammer und be& ‚Senats erheben fidy 
einmütbig mit dem König; auf ben öÖffentlihen und refersirten Tribünen 
ſchwenken bie Männer ihre Hüte ober Kappen, bie Damen ihre Tafchentücher). 
Ich Habe, meine Herren, nie bie Beweife von Wohlwollen vergeifen,' bie ich 
jeit der Epoche meiner Majorennität erhalten babe, als ich mich Ihren geſetz⸗ 
gebenben Arbeiten anjchloß, und einige Monate barauf Bei meiner Vermählung 
mit einer Brinzeffin, bie alle meine Gefühle für’ das Land theilt und fie 
unferen Rindern einflößt. (Begeifterte Bravo's, wiederholte Lebe hochs Für 
die Königin). Es war mir angenehm, in biejen freiwilligen Kundgebungen 
bie Sinmüsbigteit ber Bevölferungen zu erkennen. Meinerfeits babe ich nie 
einen Unterſchled bei ben Belgiern gemadt. Da alle ihrem Vaterlande erge- 
ben, fo umfaffe ich fie alle in gemeinjamer Zuneigung. Meine conftitutios 
nelle Mifjion ſtellt mich außerhalb der Meinungstkmpk und überläßt es dem 
Lande feldft, darüber zu enticheiden. (Beifallsbezeigungen.) Ich wünſche eb: 
Baft, daß ihre Zwiftigkeiten ſtets durch jenen Geift der Rationalverbrüberung 
gemäßigt werben, ber in biefem Augenblide alle Kinder ber belgifchen Familie 
um Biefefbe Fahne ſchart. (Neuer Beifall.) Meine Herren! Während ber 
legten fünfunddreißig Jahre bat Belgien Dinge vollführen fehen, bie in einem 
-. Lande von ber Größe des unfrigen jelten burch eine einzige Generation voll; 
bracht wurben. Aber das Gebäude, befien Grund der’ Tongreß gelegt hat, 
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kann wachſen unb wirb noch wachen. Meine herzlide Mitwirkung ift allen 

denen zugefichert, welche biefem Werke ihre Einſicht und Thätigkeit widmen. 

Indem Belgien auf biefem Wege ber Thätigleit unb bes weifen Fortſchrittes 

verbleibt, wird es feine SInftitutionen im Innern mehr und mehr befeftigen 

und draußen biefe Achtung bewahren, wofür bie Großmächte, welche bie 

Bürgen feiner Unabhängigkeit, wie bie übrigen fremben Staaten ihm fort 

und fort wohlmeinendes Zeugniß abgelegt unb bafjelbe heute erft wieber er: 

neuert haben. Als mein Vater ben Thron beftien, rief er den Belgiern zu: 

„Mein Herz Fennt keinen anderen Ehrgeiz als ben, Sie glüdlich zu ſehen“. 

Dieſe Worte, bie feine ganze Negierungszeit beftätigt, nehme ich feinen Ans 

ftand, Ihnen in meinem Namen zu wiederholen. (Anbaltender Beifall.) 

Gott hat den Wunſch, den fie enthielten, erhören wollen; möge er ihn auch 

heute erbören, mich zu einem würbigen Nachfolger meines Vaters madhen, 

unb möge er, ich bitte ihn aus Herzensgrund barum, nach wie vor [hüten 
uuſer theures Belgien“. Ä 

21. Dec. IL Kammer: die Regierung legt einen Gefebesentwurf bez. 
Abſchaffung der Barrierenzölle vor. J 

23. „ Die II. Kammer erhöht bie Civilliſte des neuen Könige um 

548,678 Fr., bewilligt das Bubget für 1866 und das Contingent 


der Armee, 





8. Holland. 


5. April. Der Führer ber confervativen Partei in ber II. Kammer, 
Groen van Prinfterer, zieht fi ins Privatleben zurüd. 

7. , Die Regierung ſchlägt den Kammern die Abſchaffung ber Todes⸗ 
ftrafe vor. 


15. Mat. Die IL Kammer genehmigt das DVerfaffungsgefeg für Surinam. 
Die Eolonie erhält dadurch fünftig ihre Eonftitution, ein aus birecten 
Wahlen hervorgehendes Parlament, Preßfreiheit, das Recht der Ver: 
fammlung, der Aflociation und des Petitionirens, jomit alle Rechte, 
deren das Mutterland fich ſelbſt erfreut. 


8. Juni. Die II Kammer beichließt mit 49 gegen 8 Stimmen, ben 
Tarif für Ausfuhr und Durdfuhr in Holländifh-Oftindien zu er- 
mäßigen. 


T. Nov. IL Kammer: die limburgiſche Frage wird wie alljährlich ange: 
regt und vom Miniſterium bie gewöhnliche Antwort ertheilt. 
27. „ Der Frangofe Rogeard, auch aus Luremburg ausgetwiejen, geht 
nad England. 
Der Finanzminiſter Bet wird entlaffen. 


2. Dec. IL Kammer: das Militärbudget wird mit AO gegen 21 Stim- 
men votirt. 

12, „ Die II Kammer Iehnt Zuylens Vorſchlag einer parlamentarifchen 
Unterfugung wegen Einmifhung der Regierung in die Limburger 
Mahlen mit 52 gegen 18 Stimmen ab. 

16. „ U. Kammer: das Grundſteuergeſetz für Limburg wird mit 54 
gegen 18 Stimmen angenommen. 








9. Schweden und Horwegen. 


2. März (Schweden). Grüänbung eines nordiſchen Rationalvereins in 


24, 


15. 


Stodholm. 


Juni. Das ſchwediſch-norwegiſche Revifionscomits entſcheidet fi für 


Reviſion des Unionsvertrages. 


Juli (Norwegen). Neuwahl des Storthings. Das Reſultat ers 


gibt 35 Beamtete, 14 Städter und 43 Bauern als Gewählte. 

„ (Schweden) Wahlen zum Reichstag, Die liberale Partet 
büßt in Yolge ihrer Gewerbes: und KHandelsfreiheitstendenzen eine 
Anzahl Stimmen ein. In Stodholm bringen 4 Confervative gegen 
2 Liberale durch. u 


. Oct. (Norwegen) Zufammentritt bes Storthings. 


„ (Schweden). Eröffnung bes Reichstags. Thronrede bes 
Königs: . 
„... Von einer noch zu Recht beftehenden Vertretung forbern, daß fie 
freiwillig und gern entihloffen auf ihre Nechte verzichten möge, um anberen 
bie glorreiche Aufgabe ber Landesvertretung zu überlafjen, et ein großes 
Vertrauen zu ihrer Baterlandsliebe voraus, Sch babe eine große Idee von 
ber Vaterlandsliebe, bie Sie alle bejeelt, wenn ich die Hoffnung ausipreche, 
daß Sie das Reformgeſetz gutheißen werben, in beffen Annahme ich eine neue 
Bürgfchaft für den focialen Fortſchritt erbliden werbe.... Trotz bebeutender 
Herabjegungen im Zolltarif, und obſchon die Foriſchritte, welche das Land in 
jeder Hinficht gemacht Hat, neue Grebitbewilligungen erheifchen, werden Sie 
ſich doch bei der Prüfung ber Staatseinfommenberehnung überzeugen, baß 
die Mittel reichlich vorhanden find, die nothiwendigen Ausgaben zu beden, 
Ich babe zur Organifation der Armee und ber Flotte vollſtändige Plane 
ausarbeiten laffen. Biefelben find nad Maßgabe unferer Mittel und ber 
Forderungen, welche bie heutige Zeit ftellt, veranfchlagt worben, und ich habe 
fie in ihren Haupttheilen genehmigt. Ihre Mitwirfung, fowie bie mit ber 
Annahme diefer Pläne verbundenen Erebitbewilligungen find zur Ausführung 
unerläßlih. Auf die von den Ständen aufgeftellten Geſichtspunkte geftütt, 
abe ich ber Induſtrie eine faft unbegränzte ‘Freiheit bewilligt. Der wohl: 
thätige Einfluß, ben diefelbe in Zufunft ausüben wird, kann um fo ficherer 
vorausgefagt werben, als ihre Einführung von feiner plöglicden Erſchütterung 
ber beitehenden Verhältniſſe begleitet geweien if. Ebenſo haben Tiberale 
Grunbfäge auch in anderen Hinfichten allgemeinere Anwendung gefunden, 
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wie 3. 3. in ber Barcellirung bes Grunbbefites, im Geldverkehr und in der 
Errichtung von Creditanſtalten. Unſere Eiſenbahnen haben eine Ausdehnung 
gewonnen, melde in Betracht ber Bevollerung und ber Finanzquellen Schwe⸗ 
bens wohl mit dem in Vergleich geftellt werben Ffann, was in reidheren und 
ftärter bevölkerten Ländern in Dieter Hinficht heſchehen iſt. Nachdem die bei⸗ 
ben Meere miteinander in Verbindung geſetzt und wir dem europäiichen Con⸗ 
tinent näher getreten find, halte ich es für zwedmäßig, unſere Kräfte auf bie 
Vollenbung ber Eifenbahnen zu concentriren, welche die Hauptſtädte beiber 
vereinigten Königreiche mit einander zu verbinden und jo. die Brudervölker 
noch näher an einander zu fchließen beftimmt find”. 

Die Regierung legt dem Reichstag Tebiglih ben Berfaflungsent- 
wurf und — in ber Borausfehung ” deu’ Annahme besjelben und 
damit jährlicher Neichstage — das Budget für ein Jahr vor. 


2. Oct. (Sweden) Das Bentralcomits der Reform überreiät dem 


Suftizminifter de Geer eine Woreffe zu Gunften des kgl. Berfaffungs: 
entwurfs mit 58,913 Unterjchriften. 


— Nov. (Schweden). Große Aufregung: in Stockholm. Der königl. 


26. 


30, 


12 


Derfaflungsentwurf Tann nur im Bürger: und Bauernftand mit 
Sicherheit auf Annahme rechnen, während im Adels⸗ und Prieſter⸗ 
‚stand eine Verwerfung fait wahrfcheinlich erjcheint. 

„ (Schweden). Die Regierung verftärkt die Garnifon von Stod- 
bolm um 4000 Maun, um bie Freiheit ber Berathungen des Reiche: 
tags zu wahren. 

„ (Schweden) Die officielle Poſttidning erklärt ben Difpofitionen 
ber Majorität bes Ritter: und bes Priefterftandes gegenüber, daß 
bie Regierung Feinerlei Wenderung ihres Verfaſſungsreform⸗Voyſchla⸗ 
ges acceptire. 


Dec, (Schweden). Abſchluß eines Eiſenbahnanlehens von 9 Mill. 


Rtihlrn. in Deutſchland. 


„EGSchweden). Der Bürger: und ber Bauernſtand nehmen den 


Verfaſſungsreform-Vorſchlag ihrerſeits an, der Bauernſtand ohne 
Discuſſion und ohne Abſtimmung, der Bürgerftand. mit 60 gegen 
5 Stimmen. Der Priefterftand beſchließt Auffchiebung ber Bera⸗ 
thung bis nach erfolgtem Entſcheid bes Ritterſtandes. 
„(Schweden). Der Ritterſtand nimmt ben Verfaſſungsvor⸗ 
ſchlag mit 361 gegen 294 Stimmen am. 200 Mitgliever ber 
Curie proteftiren. 


.n (Schweden) Ber Priefterftand nimmt nunmiehr auch ſeiner⸗ 


ſeits den Verfaſſungsvorſchlag an. 25 Mitglieder der Curie prote⸗ 
ſtiren dagegen. 


„Morwegen). Der Storthing erhöht bie Civiliſte von 64 
auf 84,000 Speciesthlr. 


(Rorw egen). Die Regierung macht dem Storthing eine Vor⸗ 
Inge, nach welcher: in Zukunft aud in Norwegen jährliche Storthings 
abgepalten werben ſollen. 1 


10. Dänemark. 


4. Jan. Lanbsthing des Reichsraths. Die Vorlage der Regierung bez. 
Reviſion ber Verfaflung v. 18. Nov. 1863 gelangt zur eriten Be: 
bandlung. Die hauptſächlichſten Meodificationen, welche die Regie: 
rung verlangt, geben dahin, daß der Reichsrath ftatt jährlih nur 
alle zwei Jahre zufammentrete und auf eine conjervativere Zufam- 
menjeßung bes Landsthings, namentlich, daß der Cenſus zur Wahl: 
berechtigung von 1200 Rthlr. jährlicher Einnahme auf 2000 erhöht 
werde. Der Finanzminijter erklärt, der Regierungsentwurf könne 
feinen nennenswerthen Abänderungen unterzogen werden. Das 
Thing verweist denfelben an einen Ausſchuß. Oberſt Tſcherning, 
ber dem Reichsrath die Competenz zu einer Berfaflungsrevifion. über: 
haupt abgeſprochen und dem Reichstage allein vindicirt hatte, dba 
mit ber Abtretung von Schleswig und Holitein ja alle „gemein: 
ſamen“ Intereſſen aufgehört hatten und ber Reichsrath natur: 
gemäß bahbinfallen follte, hat fein Mandat niedergelegt. in deut: 
ſches Protocol wird zum erften Male nicht mehr geführt. 

9, „ Wiederzufammentritt bes am 4. Nov. 1864 vertagten Reichstags, 
Hanſen, der Führer der Partei der Bauernfreunde, bringt im Volks⸗ 
thing des Reichstags fofort den Antrag auf Wiederaufhebung ber 
durch gl. Bekanntmachung v. 2. Det. 1855 verfügten Beſchränkung 
bes däniſchen Grundgefeges v. 5. Juni 1849 und auf volle Wie: 
berherftellung dieſes Grundgefeßes ein. Die Negierung befeitigt ben 
Antrag Hanfens, mit ber Erklärung, daß fie ſich mit bem Reichs- 
"tage nicht weiter in diefer Sache einlaffen könne, fo lange fie noch 
bor dem Reichsrathe ſchwebend jet. 

16. „ Landsthing des Reichsraths: Debatte Über die Verfaſſungsreviſion. 

Das Thing. beichließt auf den Antrag Orla Lehmanns mit 29 gegen 
23 Stimmen, ba im Falle des. Ausfterbens ber Dynaftie der ver: 
einigte Reichstag einen König wähle, ba bie Beſtimmung bes Lon⸗ 
doner Vertrags, welche auf einen foihen Fall abziele, Feine Bedeu⸗ 

tung mehr babe. i 

417/18. „ Landsthing des Reichsraths: Debatte über die Verfaſſungs⸗ 
reviſion. Das Thing verwirft mit 32 gegen 30 Stimmen bas 
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Amenbement Orla Lehmanns und Kriegers auf Tefthalten an ben 
bisherigen jährlichen Reichsraths⸗ und Finanzperioden und genehmigt 
Dagegen mit 37 gegen 22 Stimmen das Amenbement Madvigs auf 
zweijährige Yinanzperioden mit einer vierjährigen Uebergangsperiobe. 
Mit 39 gegen 20 wird auf den Antrag Orla Lehmanns die Ent: 
fernung des Thronfolgers unb ber Fol. Prinzen aus dem Minifter- 
rath beichloffen und barauf mit 35 gegen 22 Stimmen die Beibe- 
haltung des bisherigen Cenſus von 1200 Thlrn. jährliher Ein: 
nahme, mit 51 gegen 4 Stimmen ber Genfus von 200 Thlen. 
jährlicher Steuer beihloffen, obgleich fih der Finanzminifter neuer: 
dings aufs entſchiedenſte dagegen erklärt. 

25. Jan. Lanbsthing des Reichsrathes: Debatte über Verfaffungsrevifion. 
Der mobificirte Entwurf eines Grundgefeges wirb als Ganzes mit 
57 gegen 1 Stimme angenommen und dem Volksthing übermadt. 

30/31. „ Volksthing des Reichsraths: Beginn der Berathungen über 
bie VBerfaflungsrevifion. Der Antrag Chriftenfens (Bauernfreunde) 
auf Tagesordnung wird mit 56 gegen 39 Stimmen verworfen. 
Drei Führer der Bauernfreunde erklären in Folge biefer Abſtim⸗ 
mung ihren Austritt. 


7. Sehr. Volksthing bes Reichsraths: Debatte über bie Berfaffungs- 
reforn: Hanſen trägt darauf an, zu beichließen, daß bie alleinige 
Kompetenz zur Erledigung ber Verfaffungsfrage dem Reichstage zu⸗ 
fiehe. Der Minifter des Innern erflärt fi aufs entichiebenfte da⸗ 
gegen und weigert fih im Namen ber Regierung, an ber Debatte 
Theil zu nehmen. Nach heftiger Verhandlung wirb mit 59 gegen 
31 Stimmen ber Uebergang zur zweiten Lefung und bie Ueberwei- 
fung an einen Ausſchuß beichloffen. 

28. „ Volksthing des Reichsraths: Debatte Über die Verfaffungsreform. 
Das Thing, verwirft bie britte LXefung des von ber Regierung bor: 
gelegten Grundgefeßentwurfs und nimmt dagegen den Antrag Han- 
fens auch in zweiter Leſung an. Die Vorlage geht an das Lands⸗ 
thing zurüd. 


4, März Lanbsthing des Reichsraths: Debatte Über die Verfaflungs- 
revifion. Das Thing befchließt, ven Negierungsentwurf mit den von 
ihm darin bejchloffenen Mobificationen fetzuhalten und benjelben 
nochmals dem Volksthing zu’ übermitteln. 

10. „ Volksthing bes Reichsraths: Debatte über die Verfaflungsrevifion. 

. Das Thing genehmigt mit allen gegen 12 (bauernfreundliche) Stim- 
men den Antrag Rimeftads, eine Berftändigung mit dem Laubsthing 
durch eine gemeinjhaftlide Commiſſion zu verjuchen. 

11. „ Das Lanbsthing geht auf ben Vorſchlag des Volksthings ein 
und beide Thinge mählen eine gemeinfame Gommiljion von 30 

Mitgliedern. 
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17. März Die gemeinſchaftliche Commiſſion beiber Thinge bes Reiche: 
raths einigt fi über einen Vorſchlag in der Verfaſſungsfrage: bie 
beiden Punkte bez. die Dauer der Yinanzperioben und bes Wahl: 
cenjus follen nad den Beichlüffen des Landsthings (gegen bie Res 
rungsanträge) erledigt werben und das Lanbsthing aus 12 vom 
König ernannten, 1 von der Inſel Bornholm, 1 von den Farröer⸗ 
Inſeln, 18 von Kopenhagen und den Städten, 18 von ben größeren 
und 18 von ben Beineren Grunbbefizern gewwählten Mitgliebern zus 
fammengefett werden. Die Regierung erklärt fi mit biefem Bor- 
[lage nur theilmeife einverflanden. 

25. „ Dänemark wirb in Zulunft feinen Gefanbten in Berlin aud) am 
beutichen Bunbe 'beglaubigen. 

30. „ Minifterkrifis: Bluhme, Tilliſch, David, Lutken und Quaade bie 
ten ihre Entlafjung an. Der König nimmt biejelbe nicht an, ent⸗ 
läßt dagegen den Juſtizminiſter Helten, der durch ben Oberpräfi- 
denten v. Braſtrup erſetzt wird. 


7. Apr. Dos Volksthing bes Reichsraths befchließt mit 45 gegen 25 
Stimmen, auch ſchleswig-holſteiniſche Echiffe zur Küſtenſchifffahrt 
zuzulafien. Bilhof Monrab betont die Nothiwenbigleit eines guten 
Einvernehmens mit den Herzogthümern. 

8 „ Stille Feier des Geburtstage des Königs, ganz im Gegenfah 
gegen bie allgemeine Eitte unter Friedrich VII. 

10. „ Der Antrag der gemeinihaftlihden Commiſſion beider Thinge bes 
Reichsraths bez. Verfaflungsreform wird vom Lanbething angenom- 
men, vom Volksthing dagegen verworfen. Der Regierungsvorichlag 
ift damit im Reichsrath als gefallen anzufehn. Die Regierung er: 
Härt, baß fie in der Trage noch feinen befinitiven Entihluß gefaßt 
habe. . 


11. „ Echluß der Seflion des Neichsrathe. Offener Brief des Königs: 
„Mit aufrichtigem Bebauern fehen wir am Schlufje biejer langwierigen 
Reichsratho⸗Verſammlung bie für das Wohlergehen bes Landes fo jehr wich⸗ 
tige Berfalluugsangelegenheit ihrer Löfung noch nicht näher gerüdt. Es war 
unfere Hoffnung, baß das Entgegenfommen, welches unjere Regierung in ber 
ganzen Angelegenheit den Anichauungen des Reichsraths erwieſen bat, ben 
Reichsrath zur Offenbarung eines ähnlichen Entgegenfommens veranlaft haben 
würde. Wir fönnen deßhalb nur mit Betribniß ber Fortſetzung des vorläu- 
figen Zuftanbes enigegenjehen, welder letztere eine Folge bes Ausganges ber 
Verfaſſungsfrage in biefer Sefjion fein wird. Wir beten zu bem allmächtigen 
Gott, daß er jeglidhe Gefahr abwenden möge, weldhe hieraus für das geliebte 
Baterland eutfiehen fönnte”. 


5. Mai. Ein offener Brief bes Königs Idst das Vollsthing des Reidye- 
vaths auf umb orbnet Reuwahlen auf ben 30. Mai an. 
30. „ Mlgemeine Wahlen zum Vollsthing bes Reichsraths. Das Re 
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ſultat ergibt eine Cnifeibung für bie Verfaffungsfrage. Die 
BDauernfreunde geivinnen mehrere neue Sitze. 


29. Juni. Beſuch des Könige am ſchwediſchen Hofe 


3 Aug. Beſuch des Königs von Schweden am bänifchen Hofe. 
28 „ Eröffnung des Reichsraths. Botſchaft bes Könige: 


„Indem wir, in LVebereinftimmung mit F 30 bes Grundgeſetzes vom 
18. Novbr. 1863, den Reichsrath zu einer neuen außerorbentlichen Werfamm- 
lung zujammenberufen haben, ijt e8 unfer Hauptzwed geweſen, gleichiwie es 
unjer lebendiger Wunfch ift, zu bewirken, baß der Reichsrath auch an feinem 
Theile bie höchſt wichtige Angelegenheit fördern wolle, welche unjerer Regie⸗ 
rung in der letzt abgehaltenen außerorbdentlichen Verfammlung nicht geglüdt 
if, zum Abſchluß zu bringen. Wir. haben es unſerer Regierung auferlegt, 
zu biefem Behufe dem Meichsmthe ben Entwurf zu dem revibirten Grund⸗ 
gejee vom 5. Juni 1849, welcher, nad einem großen Enigegenfommen von 
unferer Seite, den Beifall ber Mehrzahl bes einen Things des Neichsrathes 
gewann, während hingegen eine hinreichende Anzahl von Stimmen demfelben 
im anderen Thinge bes Neicheraths nicht zu Theil ward, vorzulegen. Wir 
überjehen babei keineswegs, daß diefer Entwurf nicht ganz den Vorftellungen 
von ber beftmöglichen Verfaſſung, welche irgend ein einzelner’ Theil im Volfe 
fih angeeignet haben kann, entſprechen wird, wie wir denn' auch fetbft ein- 
zeine zur Beieftigung bes Königreiches und zur Handhabung ber allgemeinen 
Freiheit nad) unjerer Anſicht mehr geeiguete Beſtimmungen gewünkht. haben. 
Gleichwohl aber nähren wir nichts deſto weniger die fefte Ueberzeugung, daß 
duch ſolche Verfaſſung feinem Stande unb Feiner Clafje . Unrecht gefchehen 
werbe, und baß bie Freiheit und das Wohl des Vaterlandes durch biejelbe 
gefichert fei, während die Ordnung ber Verfaffungsverhältniffe, angeftrebt auf 
einem andern Wege oder auf eine andere Weife, zum großen Schaden für 
das Gemeinwohl noch lange: ben endlichen Abihluß ber Safe in bie Länge 

‚ ziehen Fönnte. Da wir e8 auf ſolche Weife nicht für verantwortlich anſehen 
. und deßhalb nicht gefonnen find, weiter in Zugeftändniffen zu geben, als 
bereits gefchehen ift, jo hoffen und erwarten wir von ber VBaterlandsliebe un⸗ 
jeres getreuen Reichsrathes, daß berfelbe, wohl erwägend, daß die feſte Orb: 
- nung der Gejellihaftsverhältniffe ber Srundwal für Entwidelung ber reichen 
Hilfsquellen unferes geliebten Vaterlandes fei, zu welcher dasſelbe nach ben 
uns zugefügten Unglüdsfällen fo hoch brängt, und welche nur durch ihniges 
Zufammenwirfen der Regierung unb bes Volfes unter Gottes Beiftand 
möglich ift, gewiffenhaft das Geinige dazu beitragen werde, baß bie Ver: 
taffungsfache in Uebereinfiimmung mit unferen Wunſche gefördert "werben 
möge... 


Der. Eonjeilspräfident . Bluhme überreiht demgemäß beiben 
Things den BVerfaflungsreform-Entwurf in der vom Landsthing in 
der früheren Seflion angenommenen Yaffung mit ber erneuerten 

Erklärung, daß die Regierung zu weiteren Conceſſionen fi . unter 
feinen Umſtänden entichließen könnte. | 


2. Sept. Volksthing bes Reichsraths: Fine von ber Oppofltign vor⸗ 
geſchlagene Mißtrauensadreſſe gegen. das Miniſterium wird wit 51 
. gegen 48 Stimmen abgelehnt... J 
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2. Sept; Ueber 2000 daniſche Nordſchleswiger Kander-in Mörför anf 


24, 


29. 


Seeland zu einem Berbrüberungsfefte mit den Dänen. Große 
Feltivitäten in Kopenhagen. 

„Volksthing des Reichsraths: Der nicht unweſentlich modificirte 
Entwurf der Berfaflungsrevifion wird mit 70 gegen 29 Stimmen 
angenommen und geht nun an bas Landsthing. 

„Landsthing bes Reichsraths: Mit allen gegen: 1 Stimme wirb 
ber urjprünglide Entwurf einer, renibirten Verfaflung wieberker: 
geftellt, nachdem fi die Regierung neuerdings jehr beſtimmt gegen 
die vom Volksthing beliebten Modificationen ausgeſprochen Hat. 


2. Dec. Zuſammentritt des Reichstags. Die Candidaten ber Bauern 


6. 


23. 


freunde unterliegen im Lanbsthing nur mit wenigen Stimmen, 
fiegen dagegen im Volksthing. Der Reichstag wirb von ber Regie 
rung fofort bis zum 20. Nov. wieder vertagt. 

„Volksthing des Reichsraths: Dasfelbe bebarrt auf feinen Modi⸗ 
ficationen in ber Vorlage einer revibirten Verfaflung Die Trage 
geht daher an ben gemeinfamen Ausſchuß beider Thinge von 30 
Mitgliedern, 

„ Der gemeinfame Ausſchuß beider Thinge des Reichsraths einigt 
fi vorläufig mit 23 gegen 4 Stimmen (3 Mitglieder enthalten 
fi) über einen mobificirten Entwurf der Verfaflungsrevifion. Die 
Regierung erflärt, diefe Mopificationen ihrerfeits nicht annehmen zu 
können. 


3. Nov. Der gemeinſame Ausſchuß beider Thinge bes Reichsraths 


20. 
23. 


28. 


nimmt auf Betreiben des Grafen Frijs-Frijienborg den mobifi- 
cirten Berfafiungsentwurf definitiv mit allen gegen 1 Stimme an. 
„ Das Cabinet Bluhme gibt feine Entlaffung. Graf Frijs-Frij- 
fenborg bildet ein neues Cabinet. 

„ Der Berfaffungsentwurf nad den Anträgen des gemiſchten Aus: 
jchufies beider Thinge wird nom Volksthing mit 74 gegen 24, vom 
Landsthing mit 44 gegen 10 Stimmen angenommen. 

„ Schluß der außerorbentlihen Seſſion bes Reichsraths. Die Bot- 
Ihaft des Königs fpricht kurz feine Befriedigung über die Erlebi- 
gung ber Derfaflungsfrage aus. 

„  Wiederzufammentritt bes Reichstags. 

„Volksthing des Reichstags: Dberft Tſcherning beantragt, das 
abgetretene und das jetzige Cabinet wegen Verfaſſungsverletzung in 
Anklagezuſtand zu verſetzen. 

„ Bollsthing des Reichſstags: Der Antrag Tſchernings wird mit 
56 gegen 35 Stimmen (Bauernfreunde) verworfen. 


9. Dec. Das Landsthing des Reichstags nimmt den Verfaffungsentwurf 


in dritter Leſung mit 26 gegen 20 Stimmen an. 
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413. Dec. Vollksthing bes Reichstags: Erſte Lefung des Verfaflungsent: 
wurfs. Erflärung bes Eonfeilpräfidenten. Tſchernings Antrag auf 
Nieberjegung eines Ausſchuſſes wird mit großer Mebrheit verworfen 
unb bie Ueberweifung zur zweiten Leſung mit 80 gegen 1 Stimme 
beſchloſſen. 

18. „ Das Volksthing des Reichstags erflärt fich mit 59 gegen 23 
Stimmen für Beibehaltung der Todesſtrafe. 

22. „ Volksthing des Reichstags: Der Berfaflungsentwurf wird in 
dritter Leſung mit 62 gegen 27 Stimmen (der Partei der Bauern⸗ 
freunde) angenommen. 


11. Rußland, 


1864. 

22. Sept. Die Ruſſen nehmen die Stadt Tihemfand in Kokand ein. 
Damit ift die ruffifche Linie von Almetfchet bis Aulietta gefichert 
und find bie großen Etäbte bes Chanats und bie Hauptſtadt felbft 
gefährdet. 


3. Dec. Circulardep. des Fürften Gortſchakoff, in der er ausführlid 
auf bie Politik Rußlands in Diittelafien eingeht und über bie lebten 
Sebietserwerbungen zu beruhigen fucht. 

Es wird ausgeführt, daß alle Eulturftaaten, welche an ihren Gränzen in 
Berührung mit wenig civilifirten Völkerſchaften gerathen, fi fat immer zur 
fortjchreitenden Ausdehnung ihres Vertheidigungsiyftems und allmählich auch 
ihres Gebiets gebrängt fehen. Dabei wird kurz auf das Vorgehen Englands 
in Oſtindien, Frankreichs in Algerien, ber Union in Norbamerifa, Hollands 
in feinen Colonien bingewiefen. Man müffe entweber aufgeben, was man 
bereits befitt, ober weiter fchreiten. So ergehe e8 Rußland in der Tatarei, 
wo weite Gebiete fortwährend durch Räuberſtämme beunrubigt werben, und 
Teine feften Beziehungen zu Turkeſtan, Kokand und Bodara, bie fortwährend 
in innerem Streit liegen, zu gewinnen find. Rußland fcheue bort jede Bes 
laſtung mit neuen ausgebehnten Eroberungen; es gehe nur darauf aus, für- 
feine Herrichaft fefte Grundlagen zu gewinnen, bie Sicherheit feiner Be⸗ 
fitungen zu verflärfen, und bie Civilifation nach allen Richtungen zu für: 
bern: „Wir fuchten alfo ein Syftem aufzufinden, das diefes dreifache Ziel 
zu erreichen geeignet wäre. Zu biefem Zweck wurden folgende Grunbjäte 
aufgeftelft: ’ Es wurbe für unumgänglich nothwendig erachtet, daß bie 
beiden befeftigten Linien unjerer Gränzen, bie eine, bie fih von China bie 
zum Iſſik-Kul⸗See erftredt, bie andere, bie vom Aralſee aus längs bes 
Fluſſes Syr-Darja Hinläuft, durch befeftigte Punkte in ber Weiſe vereinigt 
würden, daß alle unfere Poſten fich gegenfeitig unterftügten, und feinen 
Zwiſchenraum barböten, durch welchen die Einfälle und Verwüſtungen ber 
Nomadenftämme ungeftraft fich wieberholen Fönnten. 2) Es war weientlich, 
daß bie foldhergeftalt durch uniere berperüdten Befeftigungen vervollftänbigte 
Gränzlinie in eine Binlänglih fruchtbare Gegend zu liegen Fam, um nidt 
nur bie Verproviantirung zu fihern, ſondern auch bie regelmäßige Anfieds 
lung zu erleichtern, die allein dem bejeßten Land eine Zukunft von Dauer 
und Wohlftand bereiten Tann, indem fie bie benachbarten Volksſtämme für bie 
Civili ſation günftig ſtimmk. 3) Enblih war es nöthig, dieſe Gränzlinie in 
einer befinitiven Weiſe feftzufeßen, bamit man ben gefährlichen und beinahe 
unausbleiblihen Verſuchungen auswid, bie, von Angriffen zu Neprefjalien 
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übergehen, ſchließlich zu einer unbegrängten Ausbehnung führen konnten. 
Zu diefem Zweck mußte man die Grundfähe eines Syitems feftftellen, das 
nit allein auf elaftiihe Marimen, fondern auf geographiſche und politifche 
Bebingungen begründet ift, bie feft und ftetig find. Diefes Syflem war uns 
buch eine fehr einfache aus einer langen Erfahrung bervorgehende Thatfache 
geboten, daß nämlich bie Nomadenftämme die man weber greifen, noch züdy= 
tigen, no) in Orbnung halten kann, für uns eine fehr unbequeme Nachbar: 
fchaft find, und daß andrerfeits bie aderbauenben und hanbdeltreibenden Völ⸗ 
terfchaften,, die an die Echolle gefeflelt und focial viel entwidelter find, uns 
bie Chance einer erträglihen Nachbarſchaft und erfreuliher Verbindungen 
bieten. Unfere Gränzlinie mußte alfo bie erftern einfchließen, und bei ber 
Gränze ber andern anhalten, Dieſe brei Grundſätze geben einen Klaren, na= 
türlihen und logiſchen Aufſchluß über bie lebten in Gentral:Afien zur Aus- 
führung gekommenen militärifhen Operationen. In ber That bat unfere 
urfprünglide Gränzlinie längs des Syr-Darja bis zum ort Peronesfej 
einerfeits, anbererfeits bis zum Iſſik-Kul-See den Mangel, daß fie faft bie 
Müfte berührte. Sie war durd einen ungeheuren Zwiſchenraum zwifchen ben 
beiben Endpunkten unterbrochen, fie bot unjeren Truppen Teine genügenben 
Hülfsquellen und ließ jenfeits Volksſtämme ohne inneren Zufammenbang, 
mit denen fein Verhältniß einzugehen war. Obwohl wir ungern unfern 
Sränzen eine größere Ausdehnung geben, waren biefe Gründe für die kai⸗ 
ferliche Regierung doch zwingend genug, um fie zu beitimmen, bie Continui⸗ 
tät diefer Linie zwifchen dem Tſchik-Kul-See und dem Syr-Darja-Fluß feft- 
zuftellen, indem wir bie neuerdings von und befeßte Stabt Tſchemkand bes 
feftigten.” Indem wir biele Linie annahmen, erreichten wir ein boppeltes 
Reſultat: eimerfeits war bie Gegend fruchtbar; bewaldet unb von zahlreichen 
Flußarmen durchzogen, fie war zum Theil von Kirgiſenſtämmen bewohnt, 
bie unfere Oberberrihaft ſchon anerfannt hatten; fie gewährt alfo günftige 
Grundbebingungen für bie Anfteblung und Verpflegung unjrer Garnifonen. 
Anbererjeits gibt fie uns zu Nachbarn die feſtgeſeſſenen, aderbauenden und 
banbeltreibenden Bevölkerungen von Kofand. Wir befinden uns bemnach 
einem foliberen, weniger beweglichen, beſſer organifirten focialen Zuſtand 
gegenüber und mit geographifcher, Genauigfeit bezeichnet das gegenwärtige 
Berhältnig bie Gränze, deren Occupation Vernunft und — uns vor⸗ 
ſchreiben, die ſie aber auch uns einzuhalten ermahnen, weil jede weitere Aus⸗ 
dehnung unſeres Gebiets in Zukunft uns nicht mehr ungewiſſe Zuſtände, 
wie die Nomadeunſtämme entgegenſetzen würde, ſondern regelmäßiger organi— 
ſirte Staaten, ſo daß wir unter Anwendung beträchtlicher Anſtrengungen von 
Annerion zu Annerion und in endloſe Complicationen verwickelt würden; 
weil wir andererſeits künftig Staaten zu Nachbarn haben, die zwar in der 


Civiliſation zurück, in ihren politiſchen Verhältniſſen unzuverläſſig ſind, mit 


denen wir aber ſicherlich eines Tages regelmäßige Verbindungen anknüpfen 
können, die zum allgemeinen Vortheil den immerwährenden Unordnungen 
ein Ende machen, welche bisher den Wohlſtand dieſer Gegenden geſtört haben. 
... Ich brauche nicht das in bie Augen fallende Sntereffe Rußlands hervor 
aubeben, fein Gebiet nicht zu vergrößern, und zumal an ber änßerſten 
Reichsgränze fi) nicht Verwidlungen zu fchaffen, bie jeine innere Entwick⸗ 
lung nur verzögern und lähmen können. Das von mir entworfene Pro= 
gramm ift aus dieſem Ideenkreiſe hervorgegangen. Sehr oft bat man fich 
während ber letzteren Sabre barin gefallen, es als bie Mifjion Rußlands 
zu bezeichnen, die Gegenden zu civilifiren, welche e8 auf dem afiatiihen Con⸗ 
tinent begrängen. Die Yortichritte ber Civilifation haben keinen wirffamern 
Hebel als bie Hanbelöbegiehungen, Dieſe letzteren erhelichen zu ihrer Ent⸗ 
widlung überall bie Orbnung ober bie Stabilität; aber in Aſien erforbern 
ie eine tiefe Ummwanblung in ben Sitten. Vor allem muß man ben aſiatiſchen 

ölfern begreiflich machen, daß es für fie weit vortbeilhafter fei, ben Haridel 





ber Karawanen ‚zu -begünfigen, ober ſicherzuſtellen, als. dieſelben auszu- 


plunderu. Dieſe Elementarbegriffe können in bas Voltsbewußtfein nur ba 


eindringen, wo 28 ein Volk gibt, d. 5. wo ein gefellichaftlicher Organismus 


oder eine Regierung befteht, welche es leitet und vertritt. Den erften Theil 


biefer. Aufgabe erfüllen. wir, indem wir unfere Gränze bis an bie Schranfe 
vorſchleben, wo fich dieſe unerläßlichen Bedingungen begegnen. Den zweiten 
‚werben wir erfüllen, indem wir fortan ben benadbarten Staaten durch ein 
Syftem ber Feſtigkeit in Unterbrüdung aller Unthaten, aber zugleich ber 
Mäpigung und. Gerechtigkeit in ber Anwenbung ber Gewalt unb der Achtung 
für ihre Unabhängigkeit, zu beweilen ſuchen, daß Rußland nicht ihr Feind fei, 


daß es gegen fie. feine Eroberung bezivede, und daß friedliche unb commers 
eielle Beziehungen mit ihm weit erfprießlicher feien al8 die Unorönung, bie 
...Plünberung,; die Repreſſalien und ber beftändige ‚Krieg. Indem es füch biefer 
Aufgabe widmet, ift das kaiſ. Cabinet nur von den Intereſſen Rußlands durch: 
‚ brungen, und glaubt zugleich ‚ben Inter efſen ber Civiliſation und. ber Menſch⸗ 


lichkeit, zu dienen. Es hat ein Anrecht auf eine gerechte und ehrlide Wür⸗ 
PiBung des Megs, den es verfolgt, und ber Principien, bie es dabei leiten, 
zu rechnen.“ 


1888. | 
‚3. Januar. (Volhynien.) Die Regierung orbnet eine ftrenge Revifion der 


16, 


m 


polnifhen Adelsdiplome in Volhynien, Pobolien und Kiew an, 


Großfürſt Conftantin wird zum Präfibenten bes Reichsraths, 


Miliutine zum Mitglied besfelben ernannt. ' .- 
„ Die Regierung veröffentlicht bie Ueberſicht der Staatseinnahnten 
und Ausgaben für 1865. | \ 

. „Die Einnahmen find: mit 388 Mill, die Ausgaben wit 380 Mill. Rubel 


in Anſatz gebracht. Die Einkünfte zeigen einen Zuwachs von: 3,704,000; 


20. 
92 
J 


die Ausgaben eine Verminderung um 20,384,000 Rubel gegen das Vorjahr. 
Zur Dedung des Deficits fol eine Notenausgabe von vier Serien Staats⸗ 
Ihagbillet3 im Betrage von 12 Mil. R., der Reit ber holländiſchen Anleihe 
von 7,484,000 R. und ein Theil bes zurücgegebenen Vorſchuſſes zum Bau 
der Odeſſa-⸗Bahn verwendet werben. 


 : Die Adelsverſammlung von Moskau beſchließt mit 270 gegen 


36 Stimmen, den Kaiſer um bie Einführung einer Repräjentativ- 


Verfaſſung zu bitten umb. bezeichnet eine Deputation von drei Mit- 


gliedern, um biefelbe perſönlich nach Petersburg zu überbringen. 


„Allergnäbigfter Herr! Der Moskauer Abel Tann Ihnen, jet, wo er bier 
verfammelt ift, nur bie Gefühle tiefer Ergebenheit und Dankbarkeit auss 
brüden für Ihre weiſen Maßnahmen, bie ftets das Wohl unferes Vaterlands 
im Auge haben. Wir find bereit, Sire, Ihnen mit Wort und That beizus 


ſiehen auf dem ſchwierigen aber glorreihen Weg, ben Sie eingefchlagen haben. 


Wir find überzeugt, Site, daß Sie auf diefem Weg nicht inne halten, jons 


dern noch weiter gehen werben, geftüßt auf Ihren treuen Adel und auf die 


‚ganze ruffifche Nation. Die Einigung aller Kräfte ift die Stärfe unjeres 
Baterlandes. Indem Sie aus Ihrem Rußland, das bisher getheilt war, ein 
feftes Ganzes machen, alle feine Theile ſtark an einander fchließen, umb ftatt 


- ber Einzelgerechtſame biefer Theile ein bem ganzen Reich gemeinfames Recht 


einführen, werben Sie für immer Empörung und Bürgerkrieg unmöglich 
maden. Der Grundbefiß,. dem Sie neues Leben geben, muß, wenn er voll⸗ 


rominen befreit fein wird, die Macht und ben Ruhm RNußlands befeitigen. 


Krönen Sie nun, Sire, das begonnene Werk dadurch, baß Sie eine Gene⸗ 
21 
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31. 


Ruhe). 


solverfammlung von Grwählten Rußlanbs zur Prüfung: ber bem ganzen 
Reich gemeinfamen Bebürfniffe einberufen ! Gebieten Sie Ihrem treuen Abel, 
biefe Deputation aus feiner Mitte zu wählen! Der Adel iſt immerbar bie 
befte und ficherfie Stübe des ruflifchen Throne geweien. Ohne im Staats: 
bienft zu fliehen, ohne bie damit verknüpften Vorrechte zu genießen, mögen 
biefe Erwählten, bie obne irgend welde Belohnung ihre Pflicht gegen das 
Boterland erfüllen, berufen fein, bie politiichen und fittlichen Mechte zu 
wahren, welche bem Stantsgebäude zur Grunblage bienen, Rechte, bie bem 
Volk heilig und einem wohleingerichteten Lande nothwendig find. Auf diefem 
Wege, Sire, werben Sie bie Bebürfniffe unferes Baterlands in ihrem wahr: 
haften Lichte Tennen lernen. Sie werben das Vertrauen zur Crecutivgewalt 
wieber berftellen. Sie werben eine ftrenge Beobachtung ber Gefete erzielen 
und biefe Gefeße mit ben Bebürfniffen bed Landes in Einflang bringen. Die 
Wahrheit wirb unbehindert an die Stufen bes Throns gelangen ; bie aus- 
wärtigen unb inneren Feinde werben fchweigen müſſen, wenn fie fehen, baf 
das Volk in ber Perſon feiner Vertreter weit Liebe ben Thron umgibt und 
ſich beeifert , von Feiner Seite Verrath auffommen zu laſſen. Allergnäbigfter 
Herr! Der Moskauer Abel bat Ihnen hiermit fein Herz und feine Wünſche 
eröffnet. Nur ber Heiligen Pflicht treuer Unterthanen gehorcht er babei, und 
bat nichts babei im Auge als bas Wohl bes Reihe. Wir haben gejprochen, 
Sire, weil wir überzeugt find, daß unfere Worte Ihrem Herrſchergedanken 
unb bem Geift ber von Ihnen unternonmtenen großen Neformen vollfommen 
entiprechen.” 

anuar. Der Senat |hließt die Adelsyerfammlung von Moskau und 
erklärt alle ihre Beichlüffe für nichtig. : 

n (Rolen.) Die Regierung veröffentlicht das Budget bes König: 
reihe Polen für 1865. Einnahmen und Ausgaben betragen in 
bemielben gleichlautenb die Summe von 21,590,427 SR. Es 
ift nit vom Staatsfecretär für polniſche Angelegenheiten, ſondern 
vom Fürften Paul Gagarin, als Präfident des in Petersburg für 
bie Angelegenheiten bes Königreichs Polen niebergefeßten Comite, 


‚unterzeichnet, 


1. Febr. Officieller Ausweis über ben Stand. ber Bauernemancipation: 


2. 


10, 


Nach den im Monat Januar bem Minifter des Innern eingefandbten Berichten find 
auf allen Gütern mit mehr denn 20 Seelen bie Grundacten in Kraft ge= 
treten. 111,576 Acten Haben bereits bie Stelung von 10,013,478 Menfchen 


. geregelt, aber biefelben find noch nicht zur Ausführung gelommen, theils 


wegen ber noch beſtehenden Verpflichtungen der Bauern ihren früheren Herren 
gegenüber, theils weil bie Bauern bie durch die Meglements beſtimmten Ab⸗ 
gaben zu zahlen nicht im Stande waren. Für die weniger als 20 Seelen 
gähtenben Güter haben bereits 17,558 Grundacten die Stelung von 180,417 

enſchen geregelt. Das find mehr ala 99 Procent. .5206 diefer Fleineren 
- Güter. mit 38,647 Bewohnern werben von ber Regierung verwaltet, in Folge 


ber 5,345,333 Mubel, die an bie früheren Herren als Entſchädigung gezahlt 


wurden. Am 1. Febr. wurden 481 Friedensrichterbezirfe wegen der in ihnen 
- beendigten Arbeiten aufgehoben. 


m: General Annenkoff wird Franfheitshalber feines Poſtens als Gou⸗ 


verneur von Volhynien, Podolien und Kiew enthoben und durch ben 
General Bezat erfeht. | 


„ NRefcript des Kaifers am ben Miniſter bes Innern bezüglich ber 


4, 


: Mbrefie bes Moskauer Adels: 
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„Die Anfangs des Januar⸗Monats im Moskauer Gopyernement erfölgten 
Gouvernements⸗Wahlen find nicht zu Stande gefommen. In Folge ber vom 
birigirenben Senat als nicht vorfchriftsmäßig erkannten Beſchlüſſe ber Ver: 
ſammlung ber Adelsmarſchälle und Deputirten bezüglid ber Betheiligungs⸗ 
rechte einiger Ebelleute an ben Angelegenheiten ber Gouvernements-Verhand⸗ 
Jungen haben alle Bejchlüffe dieſer Verſammlung, welche bie zum Schluß 
berfelben gefaßt wurden, Feine gejeßliche Gültigfeit. Mir iſt indeß nicht unbekannt, 
- baß die Moskauer Gouvernements⸗Adels-Verſammlung während ber Be: 
rathungen fih mit Gegenſtünden befaßt bat, bie ihrer birecten Behandlung 
nicht unterliegen, und Fragen berührt hat, welche ſich auf Abänderung weſent⸗ 
liher Principien der Staatseinrihtungen in Rußland beziehen, Die während 
meiner zehnjährigen Regierung vollführten und gegenwärtig meinen Vers 
fügungen gemäß in Ausführung begriffenen Reformen bezeugen hinlänglich 
meine beſtaͤndige Fürforge tür Verbeilerung und Vervollfommnung ber ver: 
° ſchiedenen Zweige des Staatsorganisnus nad Mapgabe dev Möglichkeit und 
in ber von mir im Voraus bejtimmten Reihenfolge. Das Recht der. Initia⸗ 
tive in den Haupttheilen dieſer allmäligen Vervollkommnung gehört aus: 
fehlieglih mir und ift ungertrennlich verbunden mit ber von Gott mir ver: 
liehenen autefratifchen Gewalt. Die Vergangenheit muß in.ben Augen aller 
meiner treuen Unteribanen ein Bürge für bie Zufuuft fein. Keiner barf 
meiner fortwährenden Sorge um das Wohl Rußlands vorgreifen. und Fragen 
von beftehenden Grundlagen feiner allgemeinen Staatseinrichtungen Im Bor: 
aus entfheiden. Kein Stand ift gefeglich berechtigt, im Namen anberer 
Stände zu fpredhen. Niemand ift berufen, vor mir Bittgefuche wegen all: 
gemeiner Snterefjen und Bedürfniſſe des Staates zu vertreten. Solde Ab: 
weichungen von ber buch bie in Wirkſamkeit beftehender Geſetze vorgejchriebenen 
Ordnung fünnen mich nur aufhalten in der Ausführung meiner ‘Plane und 
feinenfals zur Erreihung bes Zieles beitragen, auf das fie etwa gerichtet 
fein können. Ich bin feft überzeugt, daß ich in Zukunft Ahnlichen Hinder⸗ 
niffen von Seiten bes ruffifhen Adels nicht begegnen werde, deſſen Verdienfte 
ſeit Jahrhunderten um Thron und Vaterland mir ftets erinnerlih find und 
u dem ich ftetS unerſchütterliches Vertrauen gehegt habe und noch jegt hege. 
ch beauftrage Sie, hiervon alle General-Gouverneure und Gouverneure ber: 
jenigen Gomvernements in Kenntniß zu feßen, wo Adels-⸗Verſammlungen be: 
ftehen ober Landesverfammlungen eingerichtet werben follen.“ 
23. Febr. (Hinnland.) Die Regierung anerkennt die finnifhe Sprache 
als offteielle: von 1872 an müflen alle Beamtete und Lehrer bie: 
felbe anwenden. 


— März (Polen) Die Regierung verlangt von ſämmilichen kathol. 
Geiſtlichen ein curriculum vitae und verbietet denfelben, Pfarrgüter 
zu verlaufen. u 

8 „ (Baltifhe Provinzen) Eröffnung bes livländiſchen Land: 
tags in Riga. 

— „ Die neuen Provinzialverfammlungen haben bereits in vielen 
Souvernements ihre Thätigfeit begonnen oder find im Begriff, fie zu 
beginnen. 

—  . (Bolen) Raſches Fortſchreiten ber NRuffifizirung. Die bis— 

herigen Beantten polnifcher Nationalität werben maſſenhaft entlaffen. 

— „ (kitthauen.) Auftaucden ber kath. Kirhenfrage: Streit zwiſchen 
ben Gutsheren und ben Bauern über bie Beſoldung ber Seiftlichen 
in Folge ber Emancipation der Bauern. Ä 
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— März (Volhynien.) Der neue Gouverneur ‚Gen. Bezak verbietet 
alle Eingaben von Beſchwerden in polniſcher Sprache, weil bies bie 
Sprache der Minderheit jei. 


4. April. (Volhynien.) Wegen Entdeckung einer angehlichen Ber: 
ſchwörung werben eine große Anzahl Beamtete polniſcher Nationali- 
tät vom Gouverneur, Gen. Bezaf, ſuspendirt. 

15. „ (Litthauen.) Murawiew kommt in St. Peterdburg an und 
ſucht um feine Entlaffung als Gouverneur von Litthauen nad. 

17. „ Baltifde Provinzen.) Der Eſthländiſche Landtag genehmigt 
die Vorſchläge bes Generalgouverneurs, durch welche die Bauernge: 
meinben in eine von ber Gutsherſchaft unabhängigere Rage verfekt' 
werben, unb beſchließt, aus dem Strafrecht, welches dem Mtiether 
gegenüber dem gemietheten Dienftperfonal zufteht, die Törperliche 
Züchtigung auszuſchließen und ebenſo die bäuerlichen Befiger von 
der körperlichen Beftrafung durch die Gemeindepolizei zu befreien. 

419, „ Baltifhe Provinzen) Der livländifche Landtag beſchließt: 

1) Der Frohnpacht hört bis zum 23. April 1868 definitiv auf; alle 
Berträge über bäuerliche Frohnleiftungen find von jenem Tag an ungültig; 
2) bäuerlihe Grundeigenthümer und Gefindewirthe follen nicht mehr körper⸗ 
lichen Bolizeiftrafen unterworfen werben; vorkommenden Falls find Gelb: 
firafen zu verhängen; 3) Gutsherren, benen bie Hauszucht zufteht, dürfen 
biefelbe nicht mehr gegen erwachlene Berfonen als Törperlihe Züchtigung aus: 
üben; minberjährige Dienftboten unb Zöglinge bürfen auch fernerhin koͤrper⸗ 
ih beftraft werben; 4) abziehende Gefindewirthe und Pächter müfjen ents 
[Hädigt werden, wenn fie auf die neuen Pachtverträge nicht eingehen wollen; 
5) mit ben vom Gencralgouverneur aufgeftellten Srundjäten in Betreff aus: 
Be, von ber gutsherrlichen Betheiligung unabhängiger autonomer Be: 
ugniffe in Gemeindeangelegenheiten erflärt ſich bei Landtag einverftanben. 
Dagegen lehnt ber Landtag die Aufhebung bes ausschließlich adelichen Güter: 
befißrechtes ab. . 

21. „ Erkrankung bes Großfürften Thronfolgers in Nizza. Der Kaifer 
eilt felbft dahin, Kurze Entrevue mit Napoleon. . 

24. „ Der Großfürft Thronfolger + in Nizza. Ein kaiſ. Ukas procla- 
mirt ben zweiten Sohn bes Kaifers, Alerander, als Thronfolger. 


7. Mai. (Litthauen.) General Murawiew wirb unter Erhebung in 
ben Grafenftand, in Ruheſtand verfegt und Gen. Kaufmann, Direc- 
tor der Kanzlei bes Kriegsminifters, zum Gouverneur von Litthauen 


- ernannt. | 
21. „ (Bolen) Kaiſerlicher Ukas zu Gunften ber Häusler und 
Arbeiter. | | 


24, » Golen.) Die letzten Inſurgentenfuͤhrer, der tollkühne GSeift- 
. lie Brzosko und fein Gehülfe Wilczynski werben gehängt. . 


17, Juni. (Bolen.) Eine Polendeputation überreicht bein Kaifer eine 








— — 


R | 925 


Beil eids Abreſſe Über den Tod des Thronfolgers. Antwort bes 
Kaifers: 

„Uebermitteln Ste meine Worte ihren verirrten Sanbsleuten, unb wieder⸗ 
holen Sie benjelben diejenigen Worte, bie ich bei meinem erſten Beſuch in 
Polen im Jahr 1856 geſprochen, bie Worte: Keine Träumereien I Wäre 
biefer Rath befolgt worden, fo wäre viel Unglüd eripart geblieben. Ich liebe 
gleihmäkig meine Unteribanen: Rufen, Polen, Finnländer, Livlänber und 
die Andern, fie find mir gleich theuer; aber niemals werde ich zugeben, daß 
auch nur ber Gedanke einer Trennung bes Czarenthums Polen von Ruß: 
land und einer jelbftändigen Eriftenz defjelben gefaßt werbe. Polen ift vom 
rufiiihen Kaifer geichaffen und in Allem mit Rußland verbunden. Gier 
ftebt mein Sohn AUlerander, mein Nadjfolger. Er trägt den Namen des⸗ 
jenigen Kaifers, der einft das Czarenthum gegründet hat. Ich hoffe, daß 
er würbig fein wird, fein Erbe zu regieren, und daß er Das nicht bulden 
wird, was ich nicht gebuldet habe.“ 

24. Juni. (Baltiihe Provinzen.) Der Landtag ber Ritterfchaft von 
Kurland bejchließt als „brüberliche Conferenz“ die Aufhebung des 
- ausschließlich adeligen Güterbefigredhtes zu beantragen. 


27. Juli. (Polen) Ein NRundfchreiben bes Generalſtatthalters Berg 
theilt den hödften Beamten des Königreichs mit, daß der Kaifer, 
als ihm ber lebte Bericht des polniſchen Abminiftrationsraths vor: 
gelegt wurde, ber ganz in rufliiher Sprache abgefaßt war, erflärt* 
habe, daß ferner mieber bie Berichte in ruflifher und polnifcher 
Sprache abgefaßt fein jollten.. 


2. Sept. (Litthauen.) Nah einem Befehl bes Unterrichtsminifters ſoll 
der Unterricht in ber Fath. Religion mit Beginn des neuen Schul: 
jahrs in rufliiher Sprade ertheilt werben. — Bahlreihe Ent: 
laffungen katholiſcher Beamteter. 

13: „ Beginn ber GSitungen ber FKreis-Lanbesverfammlung von Gt. 
Petersburg. 


45. Oct. Eröffnung des Moskauer Provinziallandtags. 

— „ (Littbanen) Eine Anzahl polnifher Edelleute wird wegen 
Branbitiftung verurtbeilt. 

28. „ (Polen) Der 70jährige Adminiftrator der Erzdidcefe Warſchau 
Rzewusti wird verhaftet und nach Aftrachan. abgeführt. 


7. Nov. (Polen) Beginn der Recrutirung. Diefelbe erfolgt bieß- 
mal ohne Schwierigkeit. 

„ Bereits in einer Reihe von Gouvernements finb die Kreis: und 
Provinziallandtage ins Leben gerufen und in voller Thätigfeit. In 
den übrigen Gouvernements werden die Vorbereitungen, Wahlen x. 
- mi Eifer betrieben, 

27. „ Die. Adelsverſammlung von Moskau beſchließt bezüglich ihrer 


Außiand. 


Abreſſe an ben Kaifer vom 20. Januar d. J. mit 161 gegen 28 


Stimmen, daß | 

„ber Moskauer Abel, indem er bat, ihn zu berufen, nm in Gemeinfchaft 
mit der Berfammlung ber Vertreter aller ruſſiſchen Lande fih an ber Be: 
fprechung ber dem großen Vaterland gemeinfamen Bedürfniſſe zu betheiligen, 
ſich feineswegs eine Ausnabınsftellung bereiten wollte, fondern dabei nur das 
Intereſſe des ganzen Landes im Auge hatte, was er, ber Abel, jet von 
neuem kundthue, um jeben Anlaß von Mißverftänbniffen und falfhen Deu⸗ 
tungen zu befeitigen, das Vertrauen bes Kaifers zu rechtfertigen und fein 
richtiges Verhältniß zum Volk zu befeftigen.“ 


13. Dec. Provinziallandtag des Gouvernements St. Petersburg: Graf 


Schuwalow regt bie Frage eines rufliihen Parlaments an. Der 
Präfident bringt zuerft die Frage zur Abftimmung, ob bie Ber: 
fammlung eine Centralvertretung verlangen wolle, was vernemt 
wird; bejaht aber werben bie zwei weiteren Fragen faft einftimmig, ob 
die Derfammlung den Antrag Schuwalow annehmen und ihre Sym⸗ 
pathie für die allgemeine Idee der Nothwendigkeit einer Tolchen In⸗ 


ſtitution ausbrüden wolle; ferner ob die Berfammlung darauf ein: 


gebe, von der Regierung eine Aenderung bes Reglements ber Pro: 
vinzialinftitutionen zu verlangen, bamit biefen eine größere Actions: 
freiheit gelafien werde. 


22. Dee. (Rittbauen) Ein kaiſ. Erlaß verbietet den Erwerb von 


nach ber Verdffentlicuumgd 


Grundeigenthum in den ſogenannten weſtlichen Gouvernements durch 
Polen: | | 

„Auf allerhöchften Befehl war eine beſondere Commiſſion gebildet worden, 
welche bei den Minifter der Reichsdomänen von ben Generalgouverneuren 
von Nord: und Südweftrußland eingereichten Vorjchläge zur Beieftigung bes 
ruffiihen Elements in Weitrußland prüfen ſollte. Ber Durchſicht diefer Vor: 
ſchläge 309 die Commifjion namentlih folgende Umftände in Betracht: In 
ben neun weſtruſſiſchen Gouvernements kommt auf eine Bevölkerung von 
zehn Millionen, die vorzugsweife aus Klein: und Weftruffen und Titthauifchen 
Shmuben befteht, eine ber Zahl nach verhältnißmäßig ſehr unbedeutende pol: 
nijche Bevölkerung. Diefe Bevölferung, bie größtentheild aus Gutsbefigen und 
Bürgern befteht, verleiht jedoch dem ganzen Land einen polnifchen «Charakter, 
und, hindert die übrige, durchaus nicht polnische Bevölkerung, ſich regelmäßig 


zu entwideln und fi, gleich ben übrigen Unterthanen , ber vielen von Sr. 


Majeftät unternommenen Reformen zu erfreuen. -Die Kraft biefer polnifchen 


Bevölkerung befteht in ber corporativen Geſchloſſenheit des Immobiliarbeſitzes, 
welche feine anbere, und befonders nicht die ruffifche Nationalität einbringen 


läßt. Unter ſolchen Umftänden muß bie Megierung, nad der Meinung 
ber Commiffion, zu einer Maßregel greifen, weldye, indem fie e8 den Per: 
jonen polnifher Herkunft unmöglich macht, Güter in Weftrußland neu zu 


- erwerben, ohne babei bie gefeßlichen Rechte der jetigen polnifchen Grundbe⸗ 


fiber zu beeinträchtigen, definitiv die Möglichfeit befeitigt, daB biefe Glaffe 
ſich verſtärke. Nach Durchſicht bes Gutachtens der Commiſion bat Se. Mai. 
der Kaifer am 10. Dec, zu befehlen ruht, haß es bis zur definitiven Or⸗ 
ganifation Weſtrußlands durch eine ——— Verſtärkung der Zahl ruſ⸗ 


ſiſcher Landbeſitzer, Perſonen polniſcher Herkunft verboten Fein ſoll, 


Güter in den neun den Gouvernements neu zu erwerben, und daß alle 
fer Verordnung vollzogenen Acte und. gefchloffenen 
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Eontracte, welche innerhalb ber Gränzen biefer Gouvernements belegene Güter 
auf anderem Weg, als bem gejeglicher Erbſchaft an Perfonen polnifcher Her: 
funft bringen, als ungültig zu betrachten find, Außerdem wirb dem Guts 
achten ber befonderen Commiſſion gemäß allerhöchſt befohlen, baß den aus 
Weſtrußland verwiefenen Beſitzern ——— Güter das Recht verbleiben 
ſoll, im Laufe von zwei Jahren, vom Tage der Beſtätigung gegenwärtiger 
Verordnung d. J., vom 10. (22.) Dec. an, ihre in Weſtrußland belegenen 
Güter an Perſonen ruſſiſcher Herkunft, griechiſcher oder proteſtantiſcher Con⸗ 
feſſion zu verkaufen, oder gegen Güter in andern Theilen des ruſſiſchen 
Reichs zu vertauſchen. Zur Erleichterung ſolcher Verkäufe oder Tauſche wer⸗ 
ben bie Contrabirenden bei Vollziehung der Acte von den Corroborations⸗ und 
anberen Gebühren befreit. Diefe Regel fol auch beim Verkauf ober Aus: 
taufch ber nicht fequeftrirten Güter in Anwendung fommen, welche Perfonen 
gehören, bie wegen Betheiligung am letzten Aufftand in abminiftrativem Weg 
aus Weftrußland verwiejen worben find.“ 

26. Dec. (Polen) Ein kaiſ. las normirt die Einkommens⸗ unb 
fonftigen Verhältniffe der kath. Geiſtlichkeit. Die Liegenſchaften und 
Gapitalien der Kirche gehen nach demjelben in die Verwaltung bes 

".. &taates über und der Klerus wird auf fefte Beſoldung gefeht. 

Die angeſetzten Bejoldungen find faſt burchgebends höher als in, Frank⸗ 
reih; bie Einnahmen der Biſchöfe find jedoch geringer als bisher, bie Bes 
foldungen ber niedern Geiftlichfeit dagegen wejentlich verbeffert. Die Ein: 
nahme aus ben geijtlichen Gütern wird zu 450,000 Rubeln angegeben, wäbs 
rend bie nach dem neuen Reglement zu zahlenden Befoldungen über 800,000 
Rubel betragen. Dafür wirb bie Geiftlichkeit in Zukunft weſentlich abhängig 
fein vom Staate, 

— „Die Aufhebung ber Leibeigenihaft Tann als volljtändig durch⸗ 
geführt angejehen werben. . | 


12. Türkei. 


11. Yan. (DonaufürftentHüämer). Fürſt Couza decretirt bie Ein⸗ 
führung des gregorianiſchen Kalenders. 

16. „ (Donaufürſtenthümer). Im Senat wird ber Antrag ge 
Relt, die Dynaftie Couza's für erblich zu erffären. 


6. Febr. (Donau fürftenthümer). Entlaffung bes Premierminifters 
Cogalnitſcheano und Mopification bes Minifteriums. 

„ (Donanfürftenthümer). Das Miniftertum legt der II. Kam: 
"mer eine Art Programnı vor. Die derfelben octrohirte Geſchäfts⸗ 
ordnung iſt ein wahres unicum. 

16. „ (Donaufürftentbümer) Die IL Kammer votirt bie von 
der Regierung verlangte Anleihe von 150 Mil, B., um damit in 
Conſtantinopel Die Angelegenheit der griechiſchen Klöfter ins Reine 
zu bringen. 


13. März (Donaufür ſtenthümer). Beide Kammern haben ein 
Geſetz votirt, das die Wahl und Abfehung der Patriarchen und der 
Biſchöfe in die Hand bes Fürften legt und fie zu bloßen Staats: 
beamten madt. Couza zögert, dem Geſetz feine Sanction zu er 


theilen. 
20. „ Eröffnung ber Telegraphenlinie zwifhen Conftantinopel und 
Teheran. 


1. April. Unterzeichnung des Finanzvertrags zwiſchen ber Pforte und 
dem engl. Haufe Laing. Angeblich bezivedt berjelbe eine Converfion 
und Conſolidation ber alten Schuld, in Wahrheit aber nichts an= 
deres, als die Möglichfeit neuer Anlehen. 

16. „ Aegypten). Delegirte des europäifhen Handels treten auf 
bie Einladung von Leſſeps in Alerandria zufammen, um bie Aus- 
führung bes Suezcanals zu prüfen. Feſtmahl besfelben zu Alerandria. 





19. 


* 


24., 
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Mai. (Montenegeo). " Beſuch des Yürflen in- Wien. Gr erhält 


allerlei Auszeichnungen und ‚verzichtet hagegen darauf, der Einladung 
bes. Yürften von Gerbien: zur 50jährigen Inhelfeler der Imbilhen 
Unabhängigfeit zu folgen. 

„ (Donaufürftentbümer) Ein Beridt bes Finanzminifters 
. Stratt an, ben Fürften Couza ſtellt has Deficit für ‚1864 auf 
. 28 Mill, dasjenige für 1868 auf. 21 Mi. P. feft. ‚Der officielle 
' Monite ftellt dagegen bie Finanzlage als ganz befriedigend bar. 

(Donanfürftenthämer). Der vom Patriarchen, von. Cops 
Rantinopel nad Buchareſt geſandte griechiſche Prieſter Kleybulos, 
um. dem. Fürſten Couza Vorſtellungen gegen die Einführung der 


Civilehe, gegen bie Errichtung einex rumäniſchen von Conſtaminopel 


völlig unabhängigen Synode und gegen die Umwandlung bes Patri- 
archen und ber Biſchöfe ‚der Fürſtenthümer in bloße Staatsbeamtete 


u machen, wird von ber Regierung einfach über bie Gtänze ge: 


25. 


18. 


ihafft und das von beiden Kammern votirte, vom Fürſten bagegen 
bisher noch nicht ſanetionirte Geſetz über Mahl ünd Abſetzung des 
Patrlarchen wid der Biſchöfe an demſelben Tage fanctionirt. 
», DonaufürftentHümer). Der Unberlofe Fürft Couza adop⸗ 
tirt ein Kind. und erfheilt ihm den Titel eines Prinzen, ‚Die Pforte 
und Rußland protefliren bagegen. :'. 

- (Serbirn):: Feier des 5Ofihr. gabilaums der Dinge 
"Serbiens in Toptſchider. 


Don aufürſte nihüm —* Raw Wien pr si 
Serie, 


- u DBollenbung ber Drganifation der neuen Donaubrovimʒ mit ber. 


Hauptſtadt Ruſtſchuck. 


= ‚Bulgarien u. Bosnien) Nee: Ablite vom Patiarden 


von Eonitantinopel. : 
„ (Aegypten). Ausbruch der Cholera in Megane und Cairo. 
Der Vicekönig flieht nach Conſtantinopel. 


ya !: 


pl: ‚ (Hegypten). Die Shefr&maldiompagtiie malt ‚ben euro— 
paäiſchen Handelsſtand bie Anzeige, daß der ſchiffbarr Weg zwiſchen 


dem mittelländiſchen und dem rothen Meere mit dieſem Tage eröff⸗ 
net ſei. 

„ESerbien). Dis (kinderloſe) Fürſtin verläßt das: Land. Fürſt 
Michael läßt die Ehe Irennen: und weist ber. Fürftin 20,000 Du⸗ 


- saten jährlichen. ‚Einkünfte. Ku vie volle⸗ Haufte der üftigen 


Biviflifte. .: °:. ir 
" Donaufürkenthümen). Furſt Couz begibt fa nach Bad 


u. Ems, nachdem er eine Proclamation erlaſſen, im’ be er: die, Bevol⸗ 


kerung zu Ruhe und Ordnung während ſeiner Abweſenheit ermahnt. 
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28. Jul. (DonaufürftentHümer). Die Regierung becretirt aber: 
mals bie Einführung bes Tabakmonopols und orbnet bie Abliefe⸗ 
rung ber Vorräthe von Tabat unb Eigarren an ‚ben Staat auf ben 
15. Aug. an. 


15. Aug. (DonanfürftenthHämer), Crawall in Buchareſt. Brutale 
Unterbrüdung desſelben. Es bleibt ungewiß, ob er nicht von ber 
Regierung felbft provocirt worden ift. 

26. „ (Donaufürfte ntHümer). Yürft Couza trifft von Ems eilig 
wieber im Lande ein, erläßt eine Amneftie und fett 5000 Piaſter 
für die Opfer des Aufftandes aus. Der Termin für Ablieferung 
von Tabakvorräthen wirb auf ben 6. Sept. hinausgeſchoben. 


2. Sept. Fuad Paſcha erläßt eine ermahnende Note an den Fürſten 
Couza. 

6/7. „ Ungeheure Feuersbrunſt in Conſtantinopel. 

(Donau fürſtenthümer). Die Regierung erklärt ben Ge 
meinberath von Buchareſt für aufgelöst, . 

12, „ (Donanfürftenthümer). Bit biefem Tage tritt bas Geſetz 
in Kraft, das den Volksunterricht für obligatoriſch erklärt. Der 
Unterrichtsminiſter erlaͤßt ein biekfälliges Circular an bie Pra⸗ 
fecten. 

21. „ Finanznoth der Pforte bee Fuad Paſ ca's, die Moſcheengüter 
einzuziehen. Die Frage wird im Miniſterconſeil ernſthaft erwogen. 
Dar Scheich ul JIslam widerſetzt ſich dem Plane. 

— „Oonaufurſtenthümer). Unterhandlungen über die Frage 

der Kloftergüter. Die europäifhe Commiſſion erflärt dem Patriar: 


j chen von Conſtantinopel, daß nur von Entfhäbigung, nicht von einer 


; Rüdgabe ber Kloftergüter die Rede fein koͤnne. 


25. Oct. (Don aufürſtenthumer). Der Antrag des Miniſterrathes, 
daß alle Perſonen, welche den Pachtſchilling für Kloſtergüter ihrem 
Contracte :zufolge an bie Geiſtlichen zahlten, denſelben noch einmal 
on die moldau⸗walachiſche Staatskaſſe zu. zahlen hätten, wird vom 
Fürſten Couza nah langem Bedenken endlich genehmigt. 


23. Nov. (Donaufürſtenthümer). Fürſt Couza weist in Antwort 
auf die Note Fuad Paſcha's vom 2. September in einer Depefche 
nad) Gonftantinopel jebe Einmiſchung der Pforte in bie inneren 
Ungelegenheiten ber Donauflrſtenthumer ſchroff zurück. 


n. Dec. Donaufürkentfämer).. Eröffnung! ber. Kammern, Thron⸗ 
rede bes Fürſten Couza. 
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17. Dee. (Serbien). Uebereintunft mit ber Pforte bezüglih Entſchä⸗ 
bigung ber aus Belgrad vertriebenen Türken. 

23. „ Die Paſchaliks Macebonien, Theffalien, Epirus und Rumelien 
werben zu einer Provinz mit der Hauptſtadt Monaſtir vereinigt 
und ber Serdar Dmer Paſcha wird zum Gouverneur berjelben 
ernannt. 

30. „ (Libanon). Reue Unruhen auf Anftiften von Joſeph Karam. 


13. Griechenland. 


29. Jan. Die drei Schugmädte machen in gleichlautenden Noten ber 
griechiſchen Regierung einige finanzielle Zugeftändniffe, lehnen es 
dagegen ab, mit ber Anleihe von 1832 Hinter diejenige von 1824/5 
zurüdzutreten und verlangen vielmehr als Pfand für dem guten 
Willen Griechenlands zu Erfüllung feiner Verpflichtung die Anwei—⸗ 
fung einer zureichenden Branche feiner Revenüen „überzeugt, daß das 
befte Mittel für Griechenland feinen Credit wiederherzuftellen in 
einer guten Verwaltung und in ber Erzielung weiſer Erfparniffe 
befteht”. 


2. Febr. Beſuch des Prinzen Julius von Glücksburg in Athen. Der 
Prinz macht ben Verfuh einer Verftändigung mit den actions: 
häuptern. Der König ficht fi genöthigt, feinen Oheim zu bes: 
avouiren. Abreiſe bes Prinzen. 

25. „ Die Regierung bietet den Schubmädten als Pfand die Hälfte 
ihrer Zoll-Revenüen in Syra an. 


18. März. Brailas aus Corfu wird zum Minifter des Auswärtigen 
ernannt. 

21. „ Spaltung des Miniſteriums zwiſchen Admiral Kanaris und bem 
Minifter des Innern Kommunduros. Kanaris muß weichen und 
erhält feine Entlaſſung. Kommunduros übernimmt bie Minifter: 
präfibentichaft. 


26—30. Mai. Allgemeine Deputirtenwahlen. Die Regierung wie bie 
Factionen jeden alle Mittel in Bewegung, um ihre Kandibaten 
durchzubringen. Zweifelhaftes Nefultat. 


9, Juni. Eröffnung der Kammer. Thronrede des Königs. 

410. „ Abreiſe des Königs nah Corfu. 

30. „ Finanznoth der Regierung. Nur die Armee kann noch regelmäßig 
bezahlt werben. 
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20, Inli. Der Rinig teilt don Korfu wieder: ie Athen ein Die Kam⸗ 
mer wählt ben Regierungscandidaten zu ihrem Bräflwenten; auch die 
- Wahlen her „iegpräfibenien und. Gerzefäre hllen zu Bunften. der 
Regierung nu — E 

: 5. Aug. Abreßh debatte der Kammer: die vom Winiſtetium vorgelchlagene 

| Antwertsadreffe ‚wird mit 78 gegen ‚3 Stänmen (0 Mitglieder 
enthalten ſich) genehmigt. 

12. Die Kammer beſchließt, daß ſucimtliche Beamtengehalte in 3 
tunfi zu einem Dritttheil in verzinslichen Schuldſcheinen ausbezahlt 
werden ſollen und decretirt eine Erpöhung des Sole auf Wein 
und Tabak. u 

23., De König geht weuerdinge D 14: Tage nach Corſa. 


20. Sept. Steigende ginanznoth. Die. drei Schuhmachte ſchlagen das 
Verlangen der griechiſchen Regierung bezüglich einer Modification 
ber jährlichen Summe von 1 Mill. Fr. für das Anlehen von 1832 
rund ab. Ebenſo wird audi. das von ber Regierung bei der jonifch- 
engliſchen Bank in Eorfu nadhgefudte Anlehen in London rund ab⸗ 
6 u 
28. Der Köng rrifft von Corfu wider in Athen ein. 


6. Oet. Wiederbeginn ber Rammerflguigen. Alle Aͤnlehendderſuhe ſind 
geſcheitert. Fünf Kriegsſchiffe werden ſofort entwaffnet. Die Re 
gierung legt ber Kammer eine Reihe von "Gefekesentwürfen vor, 
durch welche neue directe und inbirecte Steuern eingeführt und 
wefentliche Erfparniffe im Staatshaushalt (circa 2 Mil. Drachmen) 
erzielt werben follen. 

27. „ Nach breitägiger Debatte der Kammer über die neuen Gteuer: 
gefege ift das Minifterium überzeugt, daß biefelben verworfen wer: 
ben würben und verlangt baher ein Vertrauensvotum. Dasfelbe 
wird unter namentlicher Abſtimmung mit 75 gegen 69 Stimmen 
abgelehnt. Das Minifterium Kommunduros gibt feine Entlaflung ein. 

28. „ Bulgaris, der Führer der Oppofition, erhält vom König ben 
Auftrag, ein neues Minifterium zu bilden; er ftellt feine Bedingun⸗ 
gen, in erfter Linie die Entfernung bed Grafen Sponned, Der 
König geht nicht darauf ein. Bildung eines Minifteriums Deligiorgi. 

30, „ Das Minifterium Deligiorgi verlangt durch eine Denkſchrift vom 
König, den Grafen Sponned innerhalb 14 Tagen aus dem Palaft 
zu entfernen, erhält jedoch feine Antivort. 


10, Nov. Das Minifterrum Deligiorgi verlangt vom König neuerbinge 
bie Entfernung des Grafen Sponned binnen 8 Tagen. Der König 
lehnt das Begehren ab; das Minifterium nimmt feine Entlaffung. 
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12. Nov. Unordnungen in Athen. Die Maſſen verlangen immer drän⸗ 

gender bie Entfernung bes Grafen Spomeck. 

16. „ Bildung eines Minifterinms Bulgaris, bem nunmehr bie Entfer: 
nung Sponneds innerhalb weniger Tage zugeflanden wird. 

17. „ Bulgaris verlangt vom König bie Vertagung ber Kammer auf 
20 Tage, um bie neibiwerbigen Borarkeiten zu ben Vorlagen zu 
machen. Der König verweigert ‚feine Buflunmung; das Minifterium 
gibt fofort feine Entlaffung ein. . 

23. „ Nach verſchiedenen miplängenen Berfugen bilde Deligiergi neuer⸗ 
binge ein Cabinet. 


2. Dec. - Graf Sponneck verläßt Griechenland. 

„„Die Kammer beſchließt mit 125 gegen 19 Stimmen bie Wieder: 
abihaffung des Staatsraths und der König genehmigt den Beſchluß. 

9. „ Die Kammer vermeigert bie vom Minifterium vorgefihlagene Pro: 
rogation mit 84 gegen 70 Stimmen. Ridtriit des Miniſteriums 
Deligior gis. 

44, „ Bildung eines neuen Minifteriums unter bem Vorfite von Rufos. 
Drei Mitglieder besfelben gehören ber Partei Bulgaris, drei ber 
Partei Kommunduros an. 

30. „ Die Schutzmächte haben ſich Über eine activere Politif gegenüber 
Griechenland verftändigt. Hr. Ersfine, der englifche Gefanbte, er: 
hält zuerft bie Inſtruction, fi im Falle eines Conflicts unbebingt 
auf bie Geite des Königs zu ftellen und benfelben mit allen ihm 
jur Vefuhung Pferden 3 Mitteln zu belchũben. 





IV, 


Anßerenropäifdhe Staaten. 





1. Bereinigte Staaten von Hordamerika. 


— an, Richmonder Blätter fchlagen die Emancipation ber Sclaven vor 


20. 
24. 


S 


unter der Bedingung gemeinfamer Anerkennung ber Gonföberation 
duch England und Frankreich. 

„ Beginn der erneuerten Verhandlungen bes Nepräfentantenhaujes 
in Wafhington über die fürmliche Abſchaffung der Sclaverei im 
ganzen Umfange des Bunbes. 

„ Der Senat nimmt ein Gele an, bemzufolge Weiber und Kinder 
farbiger Soldaten frei find. 

„ Der neue Staatsconvent von Miffouri befchließt mit 60 gegen 
4 Stimmen bie fofortige und unbebingte Abſchaffung der Sclaverei. 


. „u Zweite Erpebition gegen Wilmington (Norbcaroling): bie Unions- 


flotte unter Admiral Porter mit Landungstruppen unter ©eneral 
Terry erſcheint zum andern Mal vor Fort Fiſher. 
„ Der Senat ertheilt mit 30 gegen 8 Stimmen feine Zuſtimmung 
zur Kündigung des Reciprocitätsvertrages mit Canada. 
„Zweite Erpebition gegen Wilmington (Norbcarolina): Einnahme 
bes Forts Fiſher. 
„General Sherman tritt von Savannah (Georgien) aus ben 
Mari nah Norden an: die Haupteolonne geht gegen Charlefton, 
zwei andere gegen Branchville (Sübcarolina). 
„ Das Repräfentantenhaus lehnt eine Refolution, welthe den Em: 
pfang und bie Abſendung von Friedensconunifjarien empfiehlt, mit 
84 gegen 51. Stimmen ab. 
„ Die Staatsconvention von Tenneſſee ſchafft Die Sclaverei ab, 
» Zweite Erpebition gegen Wilmington: bie Conföberirten verlaffen 
bie Forts Caswell und Campbell, ſowie bie befeftigten Bofitionen 
von Smith⸗-Island, Smithrille und Rives-Point und zerftören fie. 
„Illinois hebt das Geſetz auf, das den Schwarzen verbietet, den 
Staat zu betreten, 
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28. Yan. Lee macht einen vergeblidhen Verſuch, bie Umfchliegung Grants 


30. 


31. 


burg einen Angriff auf beflen Depots in City Point zu durch⸗ 
brechen. 

„Nicht⸗formelle Friedensconferenz zwiſchen Lincoln und Seward 
einerjeite, Stephens, Hunter und Campbell andererfeits in Fort 
Monroe an Bord eines Unionsdampfers. Die ſüdſtaatlichen Bevoll⸗ 
mädhtigten verlangen einen allgemeinen Waffenſtillſtand als nothwen⸗ 
dige Vorbedingung jeder Unterhandlung: Lincoln lehnt jeden Waffen: 
ftilfftand au nur auf einen Tag ohne vorherige Verftändigung über 
das Princip eines Ausgleichs ab. Als ſolche verlangen die Bevoll⸗ 
mädhtigten ber Sübftaaten die Anerkennung ber Eonföderation, Lincoln 
dagegen die Anerkennung der nationalen Autorität im ganzen Um: 
fange der BVereinigten Staaten, erflärt fich dagegen bereit, innerhalb 
diefes Principo bie Tiberalften und umfaſſendſten Zugeſtändniſſe zu 
maden. Die Bevollmächtigten der Conföberirten gehen barauf nicht 
ein und bie Conferenz bleibt rejultatlos; beide Theile geben bie be- 
flimmte Erflärung ab, daß bie Haltung und das Auftreten einer 
jeden ber beiden Regierungen genau biejelben bleiben werben, als 
hätte die Zuſammenkunft gar nicht ftattgefunben. Ä 

„ Das Repräfentantenhaus ertheilt nummehr mit ber von ber Bun- 
besacte geforderten Majorität von zwei Dritteln ber in beichluß- 
fähiger Zahl anweſenden Mitglieder (119 gegen 56, indem 16 De- 
mocraten in Folge ber Wahlen vom Nov. 1864 zur Majorität 
übergehn) feine Zuftimmung zu dem vom Senat ſchon angenommenen 
Zuſatz zur Bundesverfaflung: 

„Art. XDI, $ 1. Weder Sclaverei noch unfreiwillige Dienftbarfeit, außer 
als Strafe für Verbrechen, deren bie betreffende Perſon in aller Form Rech⸗ 
tens überwieſen worben, fol innerhalb der Ver. Staaten oder an irgend 
einem unter ihrer Jurisdiction ftehenden Orte beftefen. G 2. Der &on: 

reß bat die Befugniß, dieſen Artifel durch geeignete Ge: 
ehe zum Bollzug zu bringen”. 

Anmerk. Bon den 183 Mitgl. bes Haufes find 175 anwefend; bie er- 
forderlihe Zahl war 417. 

Nach der Abflimmung bricht ein bonnerndes Hurrab im Saal unb auf 
den Gallerien aus; Hüte und Tafchentücher werben geſchwenkt, viele umarmen 
fi, andere rennen umber, um fich die Hände zu ſchütteln. „Der Donner 
ber Kanonen verfünbet, daß ber Congreß bes größten Volks ber Erbe bie 
größte That der neueren Geſchichte geboren hat”. 

Der Zuſatz muß durch bie gefeßgebenden Körperſchaften von brei Vier: 
theilen aller Staaten ber Union (alfo durch wenigftens 27 von ben 36 Staa= 
ten, bie 3. 3. bie Union bilden) ratificirt werben, bevor er ein integrirenber 
Beitandtheil der YBundesverfaffung und fomit au für die Sclavenftaaten 
rechtsverbinblich wird. Die Bundesverfaffung beſtimmt indeß feine Zeit, in= 
nerhalb welcher bie Ratification erfolgen muß, fo daß auch ein etwaiges ab- 
lehnendes Botum eines Staates im Wege ber Reviſion durch eine folgende 
Legislatur umgewandelt werben Tann. Tritt ber Zuſatz in volle Rechtskraft, 
jo wird nicht nur durch $ 1 die Sclaverei im ganzen Umfange ber Union 
gejeglich befeitigt, jonbern durch $ 2 desfelben wird auch die Union aus dem 
gegenwärtigen Zwitterbing zwiſchen Staatenbund und Bundesſtaat definitiv 
in ben Bundesſtaat binübergeleitet. 


— — 





1. Behr. Am Congreß zu Richmond wird eine Rejolitien eingebracht 
und dem Ausſchuß für auswärtige Angelegenheiten überwiefen, bahin 
gehend, daß „die Zeit vielleicht nicht ferne jei, wo bie conföderirten 
Staaten bereit jein würden, fih auf Grundlage der Unabhängigkeit 
mit benjenigen zu verbinden, welche das größte Intereſſe an der 
Geltendmachung der Monroe-Doctrin haben“. 

5. „ Fernando Mood, das Haupt der Newyorker Democraten:PBartei, 
gibt im Repräfentantenhaus bie Erklärung ab: Da der Präfident 
der Ausjühnung die Thür geöffnet habe und die Konföberirten auf 
dieſes Entgegenfommen nur mit dem Antrag auf Trennung geant= 
wortet hätten, jo fei er, was ihn betreffe, bereit, zur Eroberung bes 
feindlichen Landes zu helfen, um durch Gewalt zu erlangen, mas 
man nicht durch DVorftelungen habe erlangen können. 

5—6. „ Grant fchiebt feinen linken Flügel vor Petersburg⸗Richmond 
etwas weiter gegen bie Lynchburg-Eiſenbahn vor. 

6. „ Eine Bollsverfammlung in Richmond erklärt fih für energifche 
Fortſetzung bes Kriegs. 

» Die Armee Shermans beſetzt auf ihrem Zuge nad Norden 
Branchville (an der Atlanta-CharleftonEifenbahn in Sübcarolina). 

9, „ Eine zweite Volksverſammlung in Riymond fpricht ſich wiederum 

für energijche Fortjebung des Krieges aus. 


16. „ Sherman bejebt auf feinem Zuge nah Norden Columbia, bie 


Hauptitadt von GSübcarolina. 


47. „ Sharlefton (Südearglina) wird von ben Conföderirten geräumt 


und von den Bundestruppen bejekt. 

» nn Der Senat beiäließt auf den Antrag Summers einftimmig, daß 
die Staatsihuld der Eonföberation niemal® und unter feiner Bebin- 
gung von der Union werbe anerkannt werben. Das Repräfentanten: 
haus tritt dem Beichluffe am 1. März bei. 


19. „ Die Unionstruppen nehmen das Fort Anberfon bei Wilmington 


(Norbcarolina). 


20. „ Das Repräfeniantenhaus. ver Conföberirten fpricht fich für Bes 


waffnung der Sclaven aus, der Senat beſchließt jedoch am 21. Febr. 
mit 1 Stimme Mehrheit Verſchiebung eines Beſchluſſes auf unbe: 
ſtimmte Zeit. 


22. „ Wilmingten (Norbcarglina) wird von den Conföberirten geräumt 


und von den Bundestruppen bejekt. 


25. „ Note Sewards an den Gejandten der mericanijchen Republik in 


Waſhington: 

„Ich habe die Ehre, mich zum Empfange Ihrer Mittheilung v. 6. d. zu 
bekennen, in welcher Sie, in Ihrer Eigenſchaft eines bei der Regierung der 
Ber. Staaten von Amerika beglaubigten außerordentlichen Geſandten und bes 
volmächtigten Minifters der Vereinigten mericanijhen Staaten, in ber förm⸗ 
lichſten, Träftigiten und feierlichiten Weiſe Proteft einlegen gegen irgend eine 
Seitens des Er-Erzherzogs Ferdinand Marimilian von Defterreih im Namen 
Merico’8 an den Kaifer ber Franzoſen ſchon gemachte oder noch zu machende 
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Uebertragung ober Abtretung, durch welche ev mericanijges Gebiet veräußert 
ober bypothecirt, ober in irgend einer Weife bie Verantwortlichkeit ber meris 
canifchen Republik compromittirt. Bu diefem Schritte fühlen Sie fih uns 
ter den in Ihrer Note des Weiteren ausgeführten Umftänden bewogen, ba 
Sie dafür halten, baß er mit Ihren beiligften Pflichten als Vertreter von 
Merico im Einflange ſtehe. Es macht mir Freude, Ihnen in Erwiberung 
mitzutbeilen, baß ber erwähnte Proteft im Ardive dieſes Minifteriums nie— 
bergelegt werben wirb, bamit er bort verbleibe ald ein Zeugniß für Ihr Ver: 
fahren in gebachter Angelegenheit und als ein neuer Beweis Ihrer eifrigen 
und patriotiichen Vflihterfüllung als Geſandter für Merico in ben Ver. Staa- 
ten, und zu fol weiteren Zweden und Berwenbungen, wie 
zulünftige Begebenheiten fie etwa erfordern follten“. 


26. Febr. Der Bundesabmiral Dahlgreen befebt Georgetown (Südcaro⸗ 


28. 


lina) und ſchickt eine Ylotte den Fluß hinauf, um Sherman bie 
Hand zu reichen. 

Eine ftarfe Unionsflotte erfcheint vor Mobile (Alabama). 

Die Richmonder Blätter finden ſich in ber Lage, mit Heftigfeit 
gegen bie bee, Richmond Preis zu geben, proteftiren zu müffen. — 
Sen. Sohnfton wird von ber Conföderirten-Regierung in Richmond 
zum Commandanten ber Armee in Tenneſſee, Sübcarolina, Georgia 
und Florida an Beauregards Stelle ernannt. 

„ Beide Häufer der Legislatur von Kentucky lehnen den vom Con: 
greß beichloffenen Zufag zur Bundesverfaflung betr. Abſchaffung der 
Sclaverei mit großen Mehrbeiten ab. 


4. Dörz Abraham Lincoln tritt zum zweiten Mal fein Amt als Prä: 


fivent der Union an. Inaugural-Adreſſe: 

„Landsleute! Indem ich zum zweiten Dale erjcheine, um ben Eid als 
Präfident zu leiften, habe ich weniger Anlaß zu einer ausführlideren An: 
ſprache, als das erfte Mal. Damals erjhien eine etwas eingehende Dar: 
legung bes zu befolgenben Verfahrens als ſehr wünſchenswerth und pafjenb. 
Jetzt, nach Ablauf von vier Jahren, während welcher fortwährend öffent liche 
Erflärungen in Bezug auf jeden Punkt und Plat des großen Kampfes, wels 
her noch immer bie Aufmerkfamfeit ber Nation und ihre Energie faft aus: 
ſchließlich in Anſpruch nimmt, hervorgerufen wurden, ließe fi) wenig Neues 
fagen. Ber Erfolg unjerer Waffen, von ben alles Andere hauptſächlich abs 
hängt, ift bem Publikum eben jo wohl, wie mir, befannt. Er ift, wie ich 
benfe, im Allgemeinen für Jedermann befriebigend und ermutbigend. Mit 
hoben Hoffnungen für bie Zufunft wage ich Feine Prophezeiung im biefer 
Hinfiht. Bor vier Jahren waren bei ber Gelegenheit, welche ber heutigen 
entipradh, alle Gedanken mit Spannung auf einen bevorflehenden Bürgerkrieg 
gerichtet. Jeder fürchtete ihn; Jeder juchte ihn zu vermeiden. Während von 
biefer Stelle aus bie Inaugural-Adreſſe verlefen wurde, welche ganz barauf 
abzielte, die Union ohne Krieg zu retten, ſuchten bie in ber Stabt befindlichen 
Agenten ber Infurgenten die Union ohne Krieg zu zerftören, indem fie Die- 
felbe buch Unterhandlungen auflöfen und theilen wollten. Beide Theile 
waren gegen ben Krieg; aber ber eine Theil z0g ben Krieg bem Untergange 
der Union vor, und fo fam es denn zum Kriege. Ein Achtel ber ganzen 
Bevölkerung beftanb aus farbigen Sclaven, bie nicht über die ganze Union 
verjtreut waren, ſondern in deren füblihem Theile lebten. Diefe Sclaven 
bildeten eim eigenthümliches und mächtige Element, und Jedermann wußte, 
daß dieſes Element in der einen ober ber anderen Weife zum Kriege führen 
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werbe. Die Berſtͤrkung, Erhaltung und Ausbreitung biefee Elementes war 
bas Ziel, um befientwillen bie Inſurgenten bie Union durch ben Krieg zer⸗ 
reißen wollten, während bie Regierung Tein weiteres Recht beanfprudite, als 
bie ZTerritorial-Ausdehnung desſelben zu beichränfen. Keine Seite erwartete, 
daß ber Kampf bie Größe und Dauer erreichen werde, bie er bereits erreicht 
bat; feine von beiben erwartete, daß bie Urfache des Kampfes ſchon vor Be: 
enbigung besjelben jelbft aufhören werde. Jede von beiden erwartete einen 
leichteren Triumph und ein weniger rabicales und erflaunliches Nefultat... 
Innig hoffen wir, und inbrünftig beten wir, daß diefe gewaltige Kriegsgeißel 
bald verfchwinden möge; doch wenn e8 Gottes Mille ift, daß ber Krieg forts 
bauere, bis ber durch Leibeigene durch 250jährige unbezahlte Arbeit aufge 
bäufte Reichthum verfenkt ift und bis jeder durch bie Peitſche herworgelodte 
Blutstropfen burch einen anderen, ben das Schwert hervorlodt, bezahlt ift, 
wie vor 3000 Jahren gefprochen wurde, jo muß doch ohne Uebelwollen gegen 
irgend Jemanden, mit chriftlicher Liebe gegen Alle und mit feſtem Beharren 
auf dem Rechte gefagt werden, baß bie Ratbfchlüffe bes Herrn durchaus ges 
recht find. Wie Gott uns verleiht, das Rechte zu ſehen, fo laſſet ung rin- 
gen, das Werk, in bem wir begriffen find, zu vollenden, die Wunben ber 
Nation zu verbinden, für den, welcher auf dem Schladhtielde gefämpft hat 
und für Wittwen und Waifen ber Gefallenen zu forgen, Alles, was wir thun 
können, zu vollbringen und einen gerechten und bauernden Frieden unter und 
und mit allen Nationen zu pflegen”. 


4. März. Der Senat von Pirginien ermächtigt den Gouverneur zur 


7. 


11. 


12. 
14. 


Bewaffnung der Neger. 
„Die Richmonder Blätter beſprechen die Frage ber Errichtung einer 
Militärdictatur für die Conföderation. 
„Der confbderirte Gen. Bragg zieht ſich vor dem von Neubern 
und Wilmington her anrückenden Bundesgeneral Shofield nach 
Goldsboro zurück und gibt die Vertheidigung der Neuſelinie (Nord⸗ 
carolina) auf. 
„ Der. conföberirte Senat zu Richmond gibt endlich mit geringer 
Mehrheit feine Zuftimmung zu ber Bewaffnung der Sclaven, nad: 
dem das Repräfentantenhaus feinem Beſchluß die Clauſel beigefügt 
hat, daß in dem Rechtsverhältniß der zu Soldaten gemachten Scla⸗ 
ven ohne bie Zuftimmung ihrer Eigenthümer und ber betreffenden 
Einzelitaaten feine Veränderung ftattfinden jolle, d. h. daß biefe 
Ihwarzen Soldaten Sclaven bleiben jollen. 
» Sherman ift auf feinem Zuge bis Fayetteville (Norbcarolina) 
vorgerückt. 
„Sbherman bricht von Fayetteville weiter gegen Norden auf, ſchein⸗ 
bar und um ben ihm gegenüberftehenben Conföberirtengeneral John⸗ 
fton zu täufhen in ber Richtung auf Raleigh, die Hauptſtadt von 
Nordcarolina, in Wahrheit aber nach rechts davon, um fi mit 
Shofield und Terry (von Wilmington her) zu vereinigen. 
„Botſchaft des Präfidenten Jefferſon Davis an ben conföberirten 
Congreß zu Richmond und Antwort bes Congreſſes: gegenfeitige 
Borwürfe, 

Die Botſchaft Davis’ enthält neben offenen Eingeftändnifien ber bedrängs 


ten faft hoffuungsloſen Lage bittere Vorwürfe gegen ben Gongreß. Davis 
ſucht dem Congreß alle Schuld dafür aufzubürben, daß es mit ben Geſchicken 
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ber Confðderation fo ſchnell bergab gehe. Wenn ber Congreß zeitig genug 
für die Bewaffnung ber Neger Sorge getragen und die fiscalifchen Vorfchläge 
ber Regierung angenommen hätte, würde jetzt bie militäriſche und finanzielle 
Lage nicht eine fo überaus Mlägliche fein. Der Congreß weist dieſe Vorwürfe 
in einem langen Bericht aufs entichiebenfte und im Tone bes einſchneidend⸗ 
ſten Hohns gegen Davis und feine Minifter zurüd. Er erinnert Hrn. Davis 
baran, baß dieſer in feiner Ickten Botihaft am 7. Nov. v. J. noch gar nichts 
von einer allgemeinen Negerbewaffnung wiſſen, fondern nur 40,000 Neger 
als Fuhrknechte, Köche, Schanggräber zc. in Dienft genommen baben wollte ; 
er fragt hoöhniſch: in welchem Stadium der Kriegdereigniffe bes Winter Hrn. 
Davis bie Erfenntniß von der Nothwendigfeit ber Negerbewaffnung aufge: 
gangen fei, unb warum er von biefem Durchbruch der Erfenntniß den Con⸗ 


. greß nicht in Kenntniß ‚gefebt habe, und knüpft daran bie verleßende Ver: 


fiherung, daß die Ichließlihe Zuftimmung bes Congreſſes zu ber Mafregel 
ganz und gar nit mit Rüdficht auf die Wünſche Davis’, fondern auf die 
Lee's ertheilt worden fei. Dem Begehren des Hrn. Davis, daß ein afllgemei: 
nes Miltzgefet erlaffen werde, antwortete ber Congreß mit ber bündigen Er: 
Härung: daß, foweit e8 von ber Geſetzgebung abhängt, bereit3 Lie gefammte 
waffenfähige Bevölkerung durch bie Gonfeription abforbirt, alſo gar Fein 
Material mehr vorbanden jei, auf welches ein Milizgejeß wirken fünne, aus: 
genonmen Knaben unter 17 und alte Männer über 50 Sabre. Diefe aber 
müffe man body füglich den Einzelftaaten Infjen, wäre es audy nur, um bar: 
ans eine Ortspolizei zur Abwehr ber al8 Räuber umberziehenden Deferteure 
zu bilden. Den Beſchwerden Davis’ darüber, daß das GConfcriptionsgejeg 
noch zu zahlreiche Eremtionen ftatuire (Aerzte, Lehrer, Apotheker, Rebacteure), 
begegnet ber Congreß durch ben Nachweis: daß bie Zahl ber biesjeits des 
Miſſiſſippi gefetlih erimirten Individuen nicht mehr als 9000 betrage, wäh: 
rend Davis in willfürlicher Gunftbezeugung nidyt weniger als 22,035 con: 
feribirte Individuen vom activen Dienft entbunden babe. Was bie fiscali: 
Ihen Vorlagen betrifft, fo erflärt der Congreß: daß er bereit geweſen, fie an- 
zunehmen, aber ohne Bedauern davon abgeftanden fei, als ſich ergeben Habe, 
daß der Finanzminijter in feinem Jahresbericht bie fälligen Berbindlichfeiten 
ber Regierung um bie enorme Summe von 400 Mill. Dollars zu gering 
angegeben, d. h. ein Deficit von dieſem Betrag einfach todtzuſchweigen gelucht 
part. Einer ſolchen Finanzkunft gegenüber würden fi alle Gejeke zur Ver: 
efferung der Yaluta doch als vollfommen unmädtig erwiefen haben, und 
fomit babe man es nicht ber Mühe werth gehalten, ſolche Geſetze zu geben. 


17. März. Beginn der förmlichen Belagerung Mobile's (Alabama) burd die 


18. 


22. 


Streitfräfte der Uniyn. ' 

„ Der conföberirte Congreß in Richmond vertagt fi, nachdem er 
ein Manifeft erlaflen, in dem er erklärt, bie Eroberung des Südens 
fei geographifh unmöglich und die Bevölkerung zur Ausbauer ermu- 
thigt, und nachdem er den Präfidenten Davis ermädtigt hat, nöthi⸗ 
genfals die Baarvorräthe ber Richmonder Banken in Beichlag zu 
nehmen. Der conföberirte Kriegsminifter orbnet die fofortige Aus: 
hebung der Sclaven zum Militärbienft an. 

„ Der Unionsgeneral Sheridan langt endlich aus den Shenandoah⸗ 
thale, nachdem er den conföberirten Sen. Early wieberholt geichla- 
gen und bie für die Gonföberirten beftimmten Vorräthe in weiten 
Umkreiſe zerftört hat, in Whitehoufe am Pamunkey an. 


n Sherman befegt Goldsboro (Nordearolina) und vereinigt fi mit 


Shofield und Terry, Der Conföberirtengeneral Johnſton erachtet 
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Raleigh und bie ganze Neuſelinie für verloren und zieht ſich Hinter 
den Roanoke zurück. 

25—27. März Gefechte um Petersburg. Nee macht einen Verſuch, Eity 
Point zu nehmen und ift erſt fiegreih, wird aber ſchließlich zurüd- 
geworfen. 

26. „ Des Unionsgenerals Sheridan’8 ganzes Corps überjchreitet bei 
Deep Bottom den Jamesfluß, um fi mit ber Belagerungs-Armee 
Grant's zu vereinigen. 

27. „ Die Armee des Unionsgenerald Thomas ift auf ihrem Marſche 
aus Tenneſſee gegen Richmond bis Boon (Nordearolina) gelangt 
und rüdt weiter vor nad) Greenville. 

„ u Lincoln, Grant, Sherman und Sheridan halten Kriegsrath in 
Grant's Hauptquartier über den lebten entſcheidenden Schlag gegen 
Richmond. 

29. „ Die Armee Grant’s fest fih auf allen Punkten zum entfcheiben- 
den Angriff in Bewegung. 

31. „ Kampf um Petersburg Richmond. Sheridan nimmt am Abend 
ben (für Lee's Rüdzug wichtigen) Punkt Five Yorke, weſtlich von 
Petersburg, muß ihn aber in der Nacht wieder räumen. 


1. April. Fortfebung des Kampfes um Petersburg Richmond: General 
Sheridan erftürmt definitiv bie Poſition von Five Forks; Grant 
nimmt White Dat Road. 

2. „ Fortſetzung des Kampfes um Petersburg-Richmond: die Bunbes- 
armee nimmt bie ganze äußere Fortificationslinie von Petersburg ; 
die Conföderirten werden auch vor Richmond aus allen Bofitionen 
geworfen. Lee räumt Petersburg und Richmond in ber Nacht auf 
ben 3. April und bewerkftelligt feinen Abzug. Jefferſon Davis flieht 
mit einigen Getreuen nad) Süden. 

3. „ ee ift in der Richtung von Burkesville (Knotenpunkt der Eifen- 
bahnlinien von Richmond nah Lynchburg im Welten, und nad 
Danville im Süden) abgezogen. Die Bunbestruppen ziehen in 
Petersburg und Richmond ein, in Richmond zuerſt bie ſchwarzen 
Truppen unter General Weitzel. Grant und Sheriban verfolgen 
den abziehenden Lee. Jubel in Wafhington. Reben Lincoln’s und 
Johnſons. (Die Union zählt in dieſem Augenblick 140 ſchwarze 
Regimenter mit 101,950 Mann; am 31. Det. 1863 waren es 
erit 58 Regimenter mit 37,707 Dann.) 

6. „ Sheridan wirft den abziehenden Lee über ben Appomator zurüd 
und verhindert ihn, die Eifenbahn zu gewinnen. Lee verliert 7500 
Mann. 

8 u Belagerung von Mobile: Gen. Candy nimmt das ſpaniſche ort 
und bie Fortiflcationen von Blafeley. Die Conföderirten beginnen 
den Abzug aus Mobile. 

- «see capitulirt mit feiner ganzen Armee: 
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Grant an Lee, 7. April. General! Das Ergebniß ber Iekten Woche 
muß Sie von ber Hoffnungsfofigkeit ferneren Wiberflandes anf Seiten ber 
Armee Norb:Qirginiens in diefem Kampf überzeugen. Ich fühle, daß es fo 
ift, und erachte es als meine Pflicht, bie Verantwortlichfeit für weiteres 
Blutvergießen von mir zu wälzen, indem ich Sie aufforbere, ben als Armee 
Nord-Birginiens bekannten Theil des Conföderirten⸗Staaten⸗Heeres zu über: 

eben. 

i See an Grant, 7 April. General! Ich babe Ihre Zufchrift vom heu⸗ 
tigen empfangen. Obgleih nicht ganz ber von Ihnen ausgebrüdten Anficht 
von ber SKHofinungslofigfeit ferneren Widerftandes auf Seiten ber Armee 
NordsBirginiens, theile ih Ahren Wunſch, unnübes Blutvergießen zu ver: 
meiben, und frage daber, ehe ic, Ihren Vorſchlag in Erwägung ziehe, um 
die Bedingungen, bie Sie für den Kal unferer Ergebung anbieten wollen, 

Grant an Lee, 8. April. General! Auf Ihre eben empfangene Zus 
fhrift antworte ih: da Friede mein erfter Wunſch tft, fo gibt es nur eine 
Bedingung, worauf ich beftehen muß, nämlich, daß die libergebene Mann: 
Ihaft außer Stand gejekt werde, die Waffen gegen die Negierung ber Ber: 
einigten Staaten zu ergreifen, bis fie gehörig ausgewechfelt ift. Ich will 
mit Shen zufammenfommen, ober Dfficiere ernennen, um mit von Ihnen 
ernannten Officieren an irgendeinem Ihnen beliebigen Ort zufammenzutreten, 
und die Bedingungen ber Uebergabe des nordvirginiſchen Heeres befinitiv feſt⸗ 
zuſtellen. 

Lee an Grant, 8. April. General! Ich Habe Ihre heutige Antworto⸗ 
note auf meine Zuſchrift in fpäter Stunde erhalten. Ich war nicht gemeint, 
die Ergebung ber Armee Nord-Virginiens vorzufchlagen, ſondern fragte nur 
nach ben Bebingungen Ihres Vorſchlags. Aufrichtig gelagt, ich denfe nicht, 
baß die dringliche Nöthigung (emergencoy) zur Waffenſtreckung fich ergeben 
bat; aber da die Wiederherftellung des Friedens das einzige Ziel aller fein 
muß, wünjche ich zu willen, ob Ihr Vorſchlag darauf abzıveden würde. Ich 
kann daher mit Ihnen zwar nicht zufammentreten in ber Abficht, die nord: 
virginiiche Armee zu übergeben; aber fofern Ihr Borfchlag bie unter meinem 
Commando befindlichen conföderaliftifhen Streitfräfte berühren und zur 
Wieberherftellung des Friebens führen mag, würde es mir angenehm fein, 
Ihnen morgen um 10 Uhr Vormittags auf der alten Poſtſtraße nad) Ric): 
mond zwiſchen den Pidetlinien der beiben Armeen zu begegnen. 

Grant an Lee, 9. April. Ihre geftrige Note ift mir zugefommen. 
Da ich feine Autorität Habe über die Friedensfrage zu unterhaudeln, fo 
fönnte die auf heute Vormittags 10 Uhr vorgefchlagene Zufammenfunft nichts 
nüten. Indeſſen will ich Ihnen jagen, General, baß ich wirklich Frieden mit Ihnen 
wünjde, und der ganze Norden hegt basjelbe Gefühl. Die Bedingungen 
unter benen ber Triede erlangt werben kann, find begreiflihd. Wenn ber 
Süden bie Waffen nieberlegt, wird er biefes höchſt wünſchenswerthe Ereig⸗ 
niß beichleunigen, Taufende von Menfchenleben retten, und ebenfo Hunderte 
von Millionen Eigenthums, die noch nicht zerftört find. Aufrichtig boffend, 
dag alle unfere Schwierigfeiten ſich ohne Verluſt eines weiteren Menſchen⸗ 
lebens ausgleichen laſſen, zeichne ac. 

Lee an Grant, 9. April. General! Jh empfing Ihre Zufchrift von 
heute Morgens auf ber Pidetlinie, wohin ich mich verfügt hatte, um mit 
Ihnen zufammenzutreffen, unb befinitiv zu erfahren, welche Bedingungen in 
Ihrem geftrigen Vorſchlag Hinfichtlich ber Uebergabe bdiefer Armee enthalten 
fein. Ih erſuche Sie nun um eine Unterrebung, im Einflang mit bem 
bezüglichen Anerbieten Ihres geftrigen Brief. 

Grant an Lee, 9. April. General! Ihre heutige Note iſt mir erft 
in biefem Augenblid, 11 Uhr 50 Minuten Vormittags, zugelommen, indem 
ich mittlerweile von dem Richmond⸗Lynchburger auf die Farmville⸗Lynch⸗ 
burger Straße vorgerüdt bin. Indem ich dieſes jchreibe, befinde ich mich 
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ungefähr vier Meilen von Watters’ Church, und will bi8 an bie Gränze vor⸗ 
gehen, um Ihnen zu begegnen. Cine Anzeige, wo Sie mich auf biefer 
Straße treffen wollen, wird mich finden. 

Grant an Lee, Appomator Courtshoufe, 9. April. In Einklang mit 
meinem Brief an Sie vom 8. d. bin ich bereit, die Ergebung ber Armee 
Nordoirginiens unter folgenden Bedingungen anzunehmen; ein Verzeich- 
niß aller Ihrer Offictere und Leute ift in Dupficat anzufertigen, das eine 
übergeben Sie einem von mir bezeichneten Officier, das andere bleibt in ben 
Händen von Officteren, welche Sie bezeichnen mögen. Die Officiere geben 
ihr perfönliches Chrenwort , nicht die Maffen gegen bie Vereinigten Staaten 
zu ergreifen, bis fie gehörig ausgewechlelt find, und jeder Compagnie= oder 
Regiments-Commandant unterzeichnet ein gleiches Ehrenwort für die Mann 
Schaft feines Gonmmando’s. Waffen, Artillerie und öffentlihes Eigenthum 
werden verpadt und aufgeltapelt (packed and stacked) und ben von mir 
zum Cmpfang beorberten Dfficieren überliefert. Davon find die Seitenwaffen 
ber Officiere ausgenommen, und ebenfo ihre Nrivatpferde und Privatgepäck. 
Nah diefem barf jeder Officter und Soldat in feine Heimath zurüdfehren ; 
ohne von einer Unionsbehörde beunruhigt zu werben, folang er fein Ehren: 
wort hält und die an feinem Wohnort beftehenden Gefete beobachtet. 

Lee an Grant. Hauptquartier der Armee von Nord:Birginien, 9. April. 
General! Ich babe Ihren Brief vom heutigen mit den Bebingungen em: 
plangen. Da fie wefentlich die nämlichen find, wie die in Ihrer Zuſchrift v. 
8. d. angebeuteten, jo werben fie angenommen. ch werde fofort bie 
geeigneten Dfficiere zum Vollzug der Stipulation bezeichnen. 

Lee trifft Grant um halb 3 Uhr Nachmittags in Appomator 


Court Houfe im Haufe bes Bürgers Melane, in dem Grant ab: 


‚geftiegen. Lee unterzeichnet die Bedingungen Grant’ und verlangt 


feinerfeits am Ende nur noch die Ueberfendung von Lebensmitteln 
an feine Leute, bie feit 36 Stunden nichts gegefjen hätten, mas 
Grant fofort bewilligt. 

Abſchiedsproclamation Lee's an fein Heer: „Soldaten! Na 
vier Jahren mühfamen Kriegsdienftes, die fich durch Tapferkeit und Mut 
obne Gleichen Fennzeichneten, fieht fich das Heer von Nordvirginien gezwungen, 
ber Zahl und den überwältigenden Hülfsmitteln zu weichen. Ich brauche 
denen, die fo viel ſchreckliche Schlachten überlebt und bis am Ende feit ge: 
blieben, nicht zu jagen, baß ich in dieſe Uebergabe Teineswegs aus Mißtrauen 
gegen fie gemilligt, fondern nur aus ber Ucherzeugung, daß Tapferkeit und 
DOpferwilligfeit durchaus nichts hätten erreichen köͤnnen, was ben Verluften 
bei Fortführung bes Krieges gleihfommen könnte. Ich babe mich entſchloſſen, 
bas nutzloſe Opfer der Griftenz jo vieler Männer zu vermeiden, die ihr be⸗ 
wiefener Muth allen ihren Landégenoſſen theuer gemadt bat. Nach ben Be: 
bingungen ber Uebergabe können die Officiere und Soldaten an ihren bäus- 
lihen Herb zurüdtehren und bort bis nad) ihrer Auswechslung verbleiben. 
Ihr nehmt das Bewußtjein treuer Pflichterfüllung mit euch, und ich bete 
aufrichtigft, daß ein barmherziger Gotreuch feinen Segen gewähre und feinen 
Schuß über euh walten laſſe. Mit grenzenlofer Bewunderung eurer Bes 
barrlichfeit und. eurer Dingebung fürs Vaterland, und mit dankbarer Er⸗ 
innerung au eure wohlwollende und großherzige Rückſicht für mid, nehme 
ih von euch hiermit einen freundfchaftlichen — 

Lee's Armee wird entwaffnet und feine Mannſchaft, 26,115 Mann, auf 
Parole entlaffen. 159 Kanonen und 71 Fahnen werben ben Bunbdestruppen 
ausgeliefert. 


12. April. Mobile (Alabama) wird von den Bunbestruppen bejekt. 


„ Erfte Friedensmaßregeln des Präſ. Lincoln: 
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Die Blokabde ber füblichen Häfen wirb aufgehoben und berſelben vor⸗ 
läufig die Schließung ber bortigen Zollfiellen ſubſtituirt. 

Eine Broclamation fündigt an, daß, wenn fortan noch Kriegsſchiffe der Ver. 
Staaten in fremden Häfen als „belligerents“ ftatt als Vertreter einer be- 
freundeten Mat behandelt werden, unverzüglib Repreifalien an 
ben Kriegsichiffen bes jo handelnden Landes ergriffen werden follen. 

Alle Aushebungen und Anwerbungen in ben loyalen Staaten find von 
beut an eingeftellt worden, und follen auch die im Felde ſtehenden Armeen 
(gegen 400,000 Mann) jobald als möglich auf bie mäßige Zahl rebucirt 
werden, deren es zur Vollendung ber PBacification noch bedürfen wird. 

Die Fabrikation von Waffen, Munition ꝛc. für die Regierung, ſowie ber 
Ankauf von Kriegsmaterialien, Borräthen ꝛc. wird unverzüglich eingeftellt 
ober auf ein bejcheibenes Maß zurüdgeführt. 

Eine beträchtliche Anzahl Schiffe fol aus ber Kriegsflotie ausgereibt 
und verlaufl werben. 

Die von ber Militärautorität eingeführten Beſchränkungen bes inlänbifchen 
Hanbelsverfehrs mit dem Süden werden zunächſt für Virginien, Nord: und 
Sübcarolina und den öftlichen Theil von Georgia aufgehoben. 

Rede Lincolns in Wafhingten über bie von ihm verfuchte und bisher 
auirecht erhaltene Reconflituirung Louifianas und über feine Abjicht, auf dem⸗ 
ſelben Wege auch bezüglich ber übrigen Sclavenftanien bes Südens vorwärts 
zu gehn (Lincolns politifches Teſtament). ‚ 


13. April. Raleigh (Norbcarglina) wird von ber Vorhut der Armee Sher: 


14. 


15. 
18. 


21. 


26. 


mans beſetzt. Der Conföberirtengeneral Johnſton zieht fi, eine 
Schlacht vermeidend, zurüd. _ 
» Ermordung Lincolns durch den Schaufpieler Wilkes Booth im 
Theater zu Waſhington. Der Mörder entkommt. Mißlungenes 
Attentat auf ben Staatsfecretär Seward. 
„ Der PVicepräfident der Union, Andrew Johnſon, wird in fein 
neues Amt als Präfident der Union eingefebt und leiſtet ben Eib. 
Convention zwifhen dem Bunbesgeneral Sherman und bem Con: 
föberirtengeneral Johnſton bei Durhams Station: 
Punktation: 1) Waffenruhe und Aufrechthaltung bed status quo 


beider Armeen mit A48ſtündiger Kündigung; 2) Auflöſung aller ſüdſtaat⸗ 


licher Armeen, Ablieferung der Waffen in den Hauptſtädten der verſchiedenen 
Staaten; 3) Anerkennung der Regierungen in den einzelnen Staaten ſeitens 
ber Erecutive ber Ber. Staaten, wenn erſtere ben verfaſſungsmäßigen Eid 
leiften; 4) Wiederherftelung der Bundesgerichtshöfe in den einzelnen Staaten ; 
5) dem Bolf und den Bewohnern aller Staaten follen, foweit es in ber Bes 
fugniß ber Crecutive fteht, ihre politifchen Rechte, ſowie ihre perjönlichen und 
Eigenthumsrechte, wie fie von der Conftitution ber Ber. Staaten und ber be: 


züglichen Einzelftanten befinirt find, garantirt "werden ; 6) bie Erecutive ber 


Ber. Staaten enthält fidh aller feindjeligen Schritte gegen frieblihe Bürger; 
7) der Krieg hört auf, eine allgemeine Amneſtie wird gewährt. Beide Ge: 
nerale verpflichten fi, baldmöglichſt die nothwendige Autorität zur Auss 
führung bdiejes Programms von Seiten ihrer Regierungen zu erbitten. 

„  Bräfident Johnſon verfagt der Convention vom 18. db. M. zwi⸗ 
ſchen Sherman und Kohnfton feine Genehmigung und ertheilt Sher: 
man ben Befehl, fi künftighin aller nicht rein militärifchen Verhand⸗ 
lungen zu enthalten und dem Waffenftillftand unverzüglid ein Enbe 
zu machen. 

„Johnſton ergibt fih an Sherman mit allen conföberirten Trup⸗ 
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pen zwiſchen Ruleigh und Chattahoochie (27,000 Mann) unter beit: 
jelben Bedingungen wie Lee. 


26. April. Willes Booth, ber Mörder Lincolns, wirb bei feiner Gefangen: 


nehmung in Maryland erjchoflen. 


6. Mai. Präfldent Johnſon ſetzt einen Preis auf die Verhaftung bes 


9. 


11. 


13. 


18. 
20. 


22. 


‘ Erpräfidenten Davis und mehrerer anderer Häupter der ehemaligen 
Eonföderation wegen angeblicher Betheiligung an ber Ermordung 
Lincolns. 

„Die conföberirte Beſatzung von Rallahaſſy (Florida) ergibt ſich. 
„ Proclamation des Präſidenten Johnſon bezüglich der ſüdſtaatlichen 
Caperſchiffe und die fernere Haltung der jog. neutralen Mächte gegen 
dieſelben: 

„Sintemal bewaffneter Widerſtand gegen bie Autorität ber Regierung in 
gewiffen Staaten, welde biezuvor in Empörungszuſtand erflärt gewejen find, 
der Sache nah als beendet anzufeben ift, und Männer, welche jenen Wider: 
ftand, fowie bie Operationen der Gaperfchiffe ber Empörer leiteten, fih auf 
flüchtigen ‚Fuß oder in Gefangenſchaft befinden, und fintemal es befannt 
ift, daß einige biefer Gaperjchiffe noch bie hohe See unficher machen, und 
andere noch Anftalten treffen, Schiffe ber Ver. Staaten zu nehmen, zu vers 
brennen und zu zerftören, fo weift ber Präfident ſämmtliche Flotten⸗, Milis 
tär= und Civilbeamten der Ver. Staaten an, eifrigft alle gefeglichen Mittel 
anzuwenden, um befagte Caperſchiffe anzubalten und in einen —* der Ver. 
Staaten zu bringen, auf daß es denſelben unmöglich werde, fernere Caperei 
gegen unfern Handel zu begehen, und anf daß bie Perfonen an Bord bers 
jelben binfort nicht mehr von ber Strafe für ihre Verbrechen befreit bleiben 
mögen. Und fernerhin verfündet und erflärt ber Präfident, baß, wenn nad 
Ablauf einer angemeljenen Friſt, Binnen ber diefe Proclamation in den Häfen 
von Nationen, welche den Anſpruch machen, neutral gewejen zu fein, zur 
Kenntniß gekommen ſein muß, die erwähnten Caperfäiffe ber Empörer und 
Terfonen an Bord derſelben in befagten Häfen weiterhin gaſtfreundlich 
aufgenommen werden, dieſe Regierung ſich gerechtfertigt erachten wird, den 
öffentlichen Schifſen folcher Nationen in ben Häfen ber Ver. Staaten gaft: 
freundlide Aufnahme zu verfagen, und folde andere Mafregeln zu ers 
greifen, wie fie behufs Schuͤtzung der nationalen Setöfflänbigkeit rathſam ers 
‚Icheinen mögen.“ 

„  Präfident Johnſon erläßt eine Erecutivorbre bez. ber Wieberher- 
jtelung der Bundesautorität im Staate Virginien und ernennt Mr. 
Pierpsint zum proviforiihen Gouverneur des Staates, um bie Ne: 
conftitution desſelben einzuleiten. 

v„ Der flüchtige Crpräfident der Conföderation, Jefferſon Davis, 
wird in Irwinsville (Oeorgien) von ben Bunbestruppen eingeholt, 
gefangen und nah Fort Monroe gebradit. 

v» Das conföberirte Kaperfchiff Etonewall ergibt ſich dem ſpaniſchen 
Generalgouverneur von Cuba. 

„ Der Kriegsminifler Stanton erklärt, daß alle diejenigen, welche 
vom 1. Juni an diesſeits des Miſſiſſippi mit den Waffen in der 
Hand ergriffen werden, erſchoſſen würden. 


„Präſident Johnſon erklärt alle Häfen ber Union, diejenigen in 
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(dem noch nicht umterivorfenen) Teras ausgenommen, vom 4. Juli 
an bem Handel für wiebergeöffnet. 


23— 24. Mai. Große Heerſchau in Wafhington über bie Armeen bes Poto- 


mac, von Tenneffee und Georgiens. Es werben feine Negertruppen 
dazu gezogen. 


26. „ Der conföb. General Kirby Smith ergibt ſich mit feiner ganzen 


Heeres: und Flottenmacht und allem Kriegsmaterial des Transmilfij- 
fippi-:Departements an ben Bunbesgeneral Canby, 


29. , Präſident Johnſon erläßt eine Amneftieproclamation: 


30. 


Ausgeſchloſſen von derſelben find: 1) die Civilbeamten und di⸗ 
plomatiſchen Agenten; 2) jene Perſonen, welche ihren Sitz im Congreß oder 
ihre richterliche, militäriſche und ſeedienſtliche Stellung aufgegeben, um ber 
Mebellion zu helfen; 3) die Officiere der Rebellenarmee über Hauptmanns 
Rang, und der Marine über Lieutenants Rang; 4) alle Jene unter diefem 
Range, welche zu Weit Point oder auf ber Marine-Afademie erzogen wur: 
den; 5) Alle, welche Gefangene anders denn al8 Kriegsgefangene behandelten ; 
6) Staatsgouverneure; 7) alle Deferteure, welche den Nebellen geholfen ; 
8) alle Piraten und Grenzräuber, und 9) alle Perfonen, die freiwillig an 
ber Rebellion theilnahmen, und beren fteuerbares Vermögen über 20,000 
Dollars beträgt. Allein Alle, weldhe zu dieſen ausgefchloffenen Clafjen 
gehören, fünnen an der Amneftie tbeilnehmen, wenn fie beim Präfidenten 
bieferhalb ein Geſuch einreichen. Die Gnade fol, foweit e8 die Thatfachen 
bes einzelnen Falles zulaffen und e8 mit der Würde der Vereinigten Staaten 
verträglih, in reiche m Maße zu Theil werden. 

„General Sherman fpriht fi in einer Abſchiedsproclamation an 
feine bisherige Armee gegen jede Betheiligung an einer Expedition 
gegen Mexico aus, 


— Juni. Cine Proclamation des Präfidenten Johnſon hebt alle bishe- 


8. 
19. 


rigen Handelsbeſchränkungen im Süden nad) außen und im Sn: 
nern auf. 


„ Die atlantifche Flotte ber Union wird von 600 auf 90 Schiffe rebucirt. 


„ Eine Depefhe Sewards erklärt fih durch die Depefhe Ruſſells 


vom 2. Yuni (ſ. England) bez. ehemalige conföderirte Caperſchiffe 
feineswegs befriedigt: 

„...Mit Bedauern muß ich Ihnen jedoch mittheilen, daß Earl Rufjel’s De: 
pefche von einigen Vorbehalten und Erklärungen begleitet ift, die der Regie⸗ 
rung ber Vereinigten Staaten unannehmbar erſcheinen. Es ift faum noth⸗ 
wendig, zu bemerken, baß bie Ver. Staaten niemals zugeben werden, was 
fie Bisher fortwährend beftritten haben, daß nämlich bie urjprünglide Con⸗ 
cefjion friegführender Vorrechte an bie Rebellen von Seite Großbritanniens 
nothwenbdig oder gerecht oder buch das Völkerrecht janctionirt geweſen jei. 
Die zwifchen ber diesfeitigen und ber britifchen Megierung in einem frühen 
Stadium des Aufftandes ftattgefundene Correfponbenz zeigt, Daß das zwiſchen 
Großbritannien und Frankreich wechfelfeitig getroffene Uebereinfommen, in 
Bezug auf befagten Aufftand gemeinfam zu handeln, von ben Bereinigten 
Staaten als ein unfreundlicher Schritt angelehen wurbe, unb daß bie Ber: 
einigten Staaten deßhalb ablehnten, von einer diejer beiden Mächte eine Mit: 
theilung entgegenzunehmen, welche bie Eriftenz eines derartigen Arrangements 
fundgab. Ich muß daher bedauern, daß Earl Ruſſell für nothwendig ere 
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achtet Hat, der biesjeitigen Regierung jebt bie Anzeige zu machen, daß Ihrer 
Maj. Regierung e8 für angezeigt gehalten babe, ſich über bie Frage, ob J. 
Maj. Regierung bie Wiederherftelung des Friedens in ben Vereinigten 
Staaten gegenwärtig anerfennen wolle, mit ber franzöfifchen Regierung zu 
beratben. Es ift eine andere Duelle bes Bedauerns, daß I. Maj. Regierung 
erflärt, jeden, Kreuzer der Vereinigten Staaten, ber in einem ber britifchen 
. ‚Häfen, Rheden ober Gewäfler liegt, 24 Stunden lang in benjelben zurüd- 
halten zu wollen, um einem zur Heften Zeit in ihnen befindlichen Inſurgen⸗ 
tenſchiffe Gelegenheit zu bieten, einen ſolchen Vorfprung bei der Abfahrt aus 
biefen Häfen, Abheben und Gewäflern zu gewinnen. Und wieber ift es ein 
Grund des Bebauerns, daß J. Maj. Regierung für geeignet erachtet Hat, 
zu Gunſten ber Inſurgenten-Kriegsſchiffe den weiteren Vorbehalt zu treffen, 
aß, während eines Monats nach Eintreffen ber jet von J. Maj. Regierung 
ertheilten Weifungen bei ihren betreffenden Behoͤrden, jebem in ben Gewäſſern 
3. M. einlaufenden ober bereits befindlichen Inſurgentenſchiffe, das fich feines 
kriegeriſchen Characters entkleiden unb bie Flagge irgend einer, als im Frie⸗ 
den mit J. M. befindlichen, von J. M. Regierung anerkannten Nation ans 
nehmen will, fo zu thun geftattet fein fol; und ferner, daß foldye Schiffe, 
nah vollzogener Entwafjnung, ohne Anfurgentenflagge in ſolchen Häfen, 
Rheden und Gewällern verbleiben dürfen, obwohl bie Beftimmung wegen ber 
24 Stunden auf Schiffe diefer Art nicht angewendet werden fol. Weit ent- 
fernt, bie Gefeglichfeit oder Gerechtigkeit diefer Weifungen zugeftehen zu 
fönnen, halte ich es für meine Pflicht, Ew. Erc. die Mittheilung zu machen, 
daß vor Allem eine VBerfümmerung ber gegenfeitigen Gaftfreundichaft zwiſchen 
den Negierungsfchiffen ber Vereinigten Staaten und Großbritanniens von 
den Vereinigten Staaten nicht zugeitanden werden kann. So lange J. M. 
Regierung auf bie Handhabung des 24 ‚Stunden-Reglements befteht, über 
bas bie Vereinigten Staaten jo lange und ihrem Dafürhalten nad) mit Necht 
geflagt haben, werden die Bereinigten Staaten biefelbe Maß: 
regel den britifhen Regierungsſchiffen gegenüber in An 
wendung bringen müjjen. Und ferner ift e8 meine Pflicht, zu erflären, 
daß bie Vereinigten Staaten niemals zugeben fünnen, baß fie im Ge 
gentheile proteftiren gegen bie Entſcheidung ber britifchen Negierung, der 
zufolge SnfurgentensKriegsihiffen und Piraten bas Ein: und Auslaufen in 
Britenhäfen geftattet fein ſoll, fei es um fich zu entwafinen ober eine fremde 
Flagge anzunehmen, oder zu andern Zweden. In Bezug auf alle Infurgentens 
und Piratenfahrzeuge, bie in Häfen, Rheden und Gewäflern der brit. Reiche 
betroffen werben, mögen fie vor oder nach Eintreffen neuer britifcher Regier⸗ 
ungsbefehle daſelbſt eingetroffen fein, behauptet die bießfeitige Negierung und 
befteht barauf, daß berartige Schiffe verwirft find und gegen bilkige An⸗ 
‚meldung betrefienden Falles den Ber. Staaten ausgeliefert werben 
müffen und baß, wenn fie durch Kriegsichiffe der Ver. Staaten auf- offener 
See unter was immer für eine Flagge abgefangen werben, ſolche Abfangung 
gefeglich fein fol. Obngeachtet der von J. Maj. Regierung gemachten Aus— 
nahmen und Vorbehalte, die hier erörtert worben find, nehmen bie Vereinig- 
ten Staaten mit Vergnügen bie von Ihrer Maj. abgegebene Erklärung ent: 
gegen, vermöge welcher fie das ben Inſurgenten gemachte Zugeftändniß, ben 
Charakter einer Friegführenden Partei zu befigen, zurüdnimmt, und e8 gefteht 
biefe Regierung ferner freiwillig zu, daß, nachdem die normalen Beziehungen 
ber beiden Staaten zu einander auf ben vor Ausbruch, des Bürgerkriegs inne: 
gehabten Standpunkt zurüdgefehrt find, das Recht, britiſche Schiffe zu un⸗ 
terſuchen, durch ein in jedem wejentlihen Bunfte befriedigendes Webereinfommen 
zwiſchen beiden Nationen feinen Abſchluß gefunden habe”. 


— uni. Die Regierung theilt bie Südſtaaten in 5 große Milltärkezirke 
ein unb übergibt das Commando über die atlantifhe Divifion bem 
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Gen. Meade, die des Miſſiſſippi dem Gen. Sherman, des Tenneſſee 
dem Gen. Thomas, des Südweſtens dem Gen. Sheridan, des ſtil⸗ 
len Meers dem Gen. Halleck. 

— Juni. Präſident Johnſon leitet nach und nach bie Reconſtituirung 
ſämmtlicher Staaten ber ehemal. Conföderation ein und ernennt zu 
proviforiichen Gouverneuren für Mifliffippt Sharfey, für Norbcarolina 
Holden, für Sübcarolina Perry, für Georgien Johnſon, für Ala- 
bama Parfons, für Louiſiana Marvin, für Teras Hamilton. 


1. Juli. Der Gouverneur Flether von Miffouri erflärt dur Procla- 
mation, daß die neue Verfaflung des Staates vom Volke angenom- 
men worden fei. 

T. „ Bayne, Frau Surrat zc. werben wegen Betheiligung an ber Er- 
morbung Lincoln’s in Wafhington gehängt, 

12, „ Hanbelscongreß der nördlichen und weftlichen Staaten zu Detroit. 

Derfelbe bezeichnet den Abſchluß eines neuen Reciprocitätsvertrages 

mit Canaba zwar im Allgemeinen als wünſchenswerth, dod mit dem 

Zuſatze, daß derſelbe eine Verbeſſerung bes bisherigen fein müfle 

und erklärt ſich mit allen gegen 2 Stimmen für bie Beibehaltung 

bes gegenwärtigen Schutzzollſyſtems. 

„ Die fpanifchen Behörden auf Cuba liefern das fühftaatlihe Caper- 

ſchiff Stonewall, das ſich ihnen ergeben, an die Union aus. Ebenfo 
wird bie von den Südſtaatlichen nad) der Capitulation Kerby Smiths 
aus Teras nah Mexico gebrachte Artillerie den Bunbesbehörben 
zurüd'gegeben. 

17. „ Der franzöfiie Geſandte Montholon befürwortet die Annahme 
eines Schreibens des Kaifers Marimilian von Merico an ben Prä- 
fidenten Johnſon bezüglich einiger Begebniffe auf dem Rio granbe. 

18. „ Der Präfident lehnt bie Annahme des Schreibens und bie Ge- 
währung einer Aubienz an ben leberbringer besjelben mit der Er: 
Härung ab, er kenne in Mexico Feine andere Regierung als bieje- 
nige bes Präfidenten der Republik Yuarez. 

26. „ Präfident Johnſon hat nad) und nach alle Kriegsgefangenen ein- 

| fchließlich der Generale ausnahmslos begnabigt, unter der einzigen 

Bedingung, daß fie den Treueid Leifteten. 


1. Aug. Die Unionsregierung remonftrirt gegenüber der franzöſiſchen 
Regierung in ziemlich drohendem Tone gegen ein angebliche Colo: 
nifationsproject ehemaliger fühftaatlicher Rebellen in ben benachbarten 
Provinzen Mexico's. 

— „ Ein weientlier Theil der in Teras ftehenden Truppen ber Union 
wird entlaflen. 

49. „ Zum erften Mal ſeit 4 Jahren geht wieder ein Dampfboot un⸗ 
ter amerikaniſcher Flagge nach Europa ab. 
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21. Aug. Zuſammentritt einer Militärcommiſſion in Waſhington behufs 


12. 


eines Urtheils über den Hauptmann Wirz wegen ſeiner Grauſam⸗ 
keiten gegen die unioniſtiſchen Kriegsgefangenen in Anderſonville. 
„u. Sept. Die Convention von Miſſiſſippi geht mit ber Recon⸗ 
ſtruetion des Staates voran. Der Seceflionshefhluß wird zurück⸗ 
genommen und die Aufhebung der Sclaverei anerfannt — unb fo 
dem Minimum ber ſehr beicheidenen Forderungen bes Präfidenten 
genügt. Die übrigen Südſtaaten folgen dem Beifpiele. .Ueberall 
fommen die Anhänger ber Rebellion wieder oben auf. Don einer 
Verleihung des Stimmrechts an bie Neger ift feine Rede und nur 
in einigen ehemaligen Südſtaaten werben fie wenigſtens als Zeugen 
vor Gericht zugelaffen. Spaltung in ber bisher flegreichen republis 
kaniſchen Partei des Nordens in Folge ber neuen Politik bes Prä- 
fiventen Johnſon gegenüber den Südſtaaten. Democratiſche und 
republifanifche Barteiverfammlungen erklären fi für und gegen dieſe 
Politik, 


Sept. Die feniſtiſche Verbrüderung in Springfield (Illinois) erläßt 


ein Manifeſt an das Volt ber Union, demzufolge die Yenians Sr: 
lands wohlorganifirt feien und eine proviforifche Regierung von ih: 
nen eingejeßt worben; ein Heer von 200,000 Dann ftehe bereit 
und werde unterjtüßt von gebienten amerikaniſch-iriſchen Offizieren; 
ihr active Vorgehen erde früher beginnen, als man glaube, ba 
Waffen und alles Nöthige vorhanden fei; do ruft die Verbrübes 
rung zu Gelbbeiträgen auf, ba große Gelbfummen erforderlich feien. 


Det. Die Regierung fordert alle diejenigen, welche unter ben Plün⸗ 


berungen der Rebellenfchifie Alabama, Shenandoah unb anderer, 
bie in den engliſchen Häfen ausgerüftet und bemannt wurben, ges 
litten haben, auf, ihre NReclamationen dem Staatsminifterium einzus 
fenden; dasſelbe beabfichtige, die Neclamationen eifrig zu betreiben, 
bis e8 Genugthuung erhalten babe. ; 


„ Eriter Schritt zu Wieberherftellung der Valuta: 50 Millionen 


verzinsliches Papiergeld follen in Bunbesobligationen umgewandelt 
werben. 


„ Der Präfivent ordnet bie Freilaffung bes gewelenen Vicepräfiden- 


ten ber Eonföberation Stephens aus Georgien, bes Yinanzminifters 
Trenholm aus GSübcarolina, des Oeneralpoftmeiftere Reagan aus 
Teras, bes Richters Campbell aus Alabama und bes Gouverneurs 
Clark aus Miffiffippi unter ber Bedingung an, daß fie ihr Ehren- 
wort geben, bis auf weiteren Befehl jeder in feinem Staate zu 
verbleiben und fi) auf etwa gegen fie zu erhebende Anklage ſofort 
ber ihnen bezeichneten Behörde zu ftellen. 


„ Die Wahlen in Pennfylvanien, Ohio, Indiana und Jewa fallen 


zu Gunften der republikaniſchen Partei aus. 
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bauern wie bie Staaten ſelbſt. „Die Unlon ſoll ewig fein", lanten bie 
Worte des Bundes. Durch einen Beſchluß bes Volles ber Ber. Staaten 
„eine volllommene Union berzuftellen”, ift der erflärte Zweck ber Verfaſſung 
Tie Hand ber göttlichen Vorſehung zeigte fih niemals offenfundiger in ben 
Geſchicken der Menfchheit als bei der Abtaffung und ber Annahme biefer Ur— 
kunde. Obne Vergleich ift es das größte Ereigniß in ber Gefchichte Amerikas; 
und in ber That ift es unter allen Ereignifien ber neueren Zeit bas folgen: 
fhwerfie für alle Vöolker der Erde. Die Mitglieder ber Sonvention, weldt 
bie Urkunde vorbereiteten, bradıten zu ihrem Werk bie Erfahrungen bes Bun: 
bes, ihrer einzelnen Staaten und anderer republilunifchen Negierungen, alte 
und newer ; doch fie bedurften und fie erlangten eine Meisheit höher als Cr: 
fahrung. Und als ihr, bamit fie NRechtsgültigfeit erlange, die Zuftimmung 
eines Volks vonnörhen war, welches einen großen Theil eines Continents be 
wohnte und in vielen befonderen Conventionen eine getrennte Wirkſamkeit 
ausübte, war ed ba nicht eine wunderbare Erfheinung, daß nach langer Be: 
ratbung und ernftem Meinungsaustaufch alle Gefühle und alle Anfichten 
ſchließlich nach einer Richtung bin zu ihrer Unterftübung gelenft wurben? 

„Die Verfafjung, welcher in folder Weiſe Leben eingeflößt worden, bejitt 
in ſich felbft reiche Hülismittel zu ihrer eigenen Erhaltung. Sie hat bie Macht, 
ben Geſetzen Kraft zu geben, Verrath zu beftrafen und bie innere Ruhe zu 
fihern. Im Falle der Ufurpation einer Staatsregierung burd einen Mann 
oder durch eine Oligarchie erwächſt ben Ver. Staaten bie Pflicht, einem jol: 
hen Staat bie ihm verbürgte republifanifche Regierungsform wicberzugeben, 
und fo die einheitliche Beichaffenheit aller Staaten aufrechtzuhalten. Enthül—⸗ 
Ien fih im Berlaufe der Zeiten Mängel, fo ift in der Verfafjung ſelbſt ein 
einfacher Weg ber Abhülfe vorgezeichnet, burch deſſen Betretung fich ihr bie 
von ben Bebürfnifjfen der fortfchreitenden Givilifation gebotene Geftaltung 
geben läßt. Nicht einmal bem Gebanfen einer Möglichkeit, daß mit ihr es 
jemals zu Enbe gehen Tönne, ift Raum gegeben worden. Und biefe ihr inne: 
wohnende Kraft ber Selbfterbaltung ift ftets in ihrer unverfürzten Ganzheit 
von jedem patriotijch gefinnten Staatsoberhaupt zur Geltung gebracht worben, 
von Sefferfon und Jackſon nicht minder als von Wafhington und Madiſon. 
Der Rath, welden der Vater unferes Landes noch als Präfident den Volke 
ber Ber. Staaten zum Abſchied gab, war „bie freie Verfaflung, das Wert 
ihrer Hände, heilig und unverletzt aufrechtzuhalten“, und die Begrüßungs⸗ 
worte des Präfidenten Sefferfon ermahnten zur „Bewahrung bet allgemeinen 
Regierung in ihrer verfafjungsmäßigen Kraft, al8 des Ankers unferes Frie⸗ 
bens im Innern und unjerer Sicherheit nady außen“. Die Berfaflung if 
das Wert bes „Voll der Ber, Staaten“, und muß ebenfo unzerftörbar fein 
wie bas Volk. Ä " 

„Es darf ung nicht befremden, daß bie Urheber ber Berfaffung, beren Vor: 
bild von ber Vergangenheit nicht bargeboten war, die Vortrefflichkeit ihres 
eigenen Werts nicht vollftändig erfannt haben. Friſch aus dem Kampf gegen 
eine Willkürmacht bervorgebend, flanden viele Batrioten noch unter bem Ein: 
druck beängftigender Furcht vor einer Wbforbirung der Staatenregierungen 
burch bie allgemeine Regierung, und viele brüdte die Sorge, daß bie Staa⸗ 
ten aus ihrer gemeinfamen Bahn Ienten würden. Doc gerabe bie Größe 
unferes Landes follte die Befürchtung vor Gewaltanmaßungen feitens ber 
allgemeinen Regierung beſchwichtigen. Die Gegenftände, welche unzweifelhaft 
unter ihre Gerichtsbarkeit fallen, find fo zahlreidh, daß fie ihrem eigenen We: 
fen nad bie Fragen, bie jenfeits ihrer Sphäre fiegen, von fi) abmweifen muß. 
Wäre e8 anbers, fo würbe bie Erecutive unter ber Laft erliegen. Die Babnıen 
der Rechtspflege würben verfchloffen, bie Gefeßgebung buch ihr Webermaß 
gehemmt werden; fo daß eine größere Verfuchung herantritt, einige der Ob⸗ 
liegenbeiten ber allgemeinen Regierung ben Staaten anheimzugeben, als einen 
Eingriff in das gefehlice Gebiet ber letzteren zu machen. „Die unbedingte 
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Fügung in bie Entſcheidung ber Majorität" warb im Anfang biefes Jahr⸗ 
bunberts von Sefferion „als das Lebensprincip einer Republike zur Geltung 
ebracht, und bie Ereignifje ber Iekten vier Jahre haben, wir wollen hoffen 
ür immer, den Grundfat feftgeftellt: daß es eine Berufung an bie Gewalt 
nicht gibt. „Die Aufrechthaltung der Union bringt mit fi bie Unterftügung 
der Stantenregierungen in ihren fämmtlichen Rechten“; es ift jeboch Feines 
ber Rechte irgendeiner Stantenregierung auf ihre eigene Stelle in der Union 
zu verzichten ober bie Geſetze der Union zu nichte zu machen. Die weitefte 
Freiheit muß gelten für bie Beurtbeilung ber Handlungen ber Bunbesregier 
rung; eine Berufung von ihren Gefeten aber gibt es nicht, ausgenommen 
an bie verfchiedenen Zweige biefer Regierung ſelbſt ober an das Volt, weils 
des den Mitgliebern ber gefeßgebenden und ber ausführenden Macht nur 
—— ae Amtsdauer gewährt, und ſolchergeſtalt flets die Abhulfe Im 
n t. 
„Die Soueränetät ber Staaten”, bas ift bie Sprache der Gonföberation 
(d. i. bes der Union vorhergegangenen Staatenbundes), unb nicht die Sprache 
ber Berfaffung. Die Ietstere enthält bie nahbrudsvollen Worte: „Die Vers 
faffung, fowie die Geſetze ber Ber. Staaten, welche Kraft ber Verfaffung ges 
geben werben, unb alle Verträge, bie unter ber Autorität ber Ber. Staaten 
abgeſchloſſen find oder noch abgeichloflen werben, follen das oberfie eich bes 
Landes fein; und bie Richter in jedem Staat follen dadurch gebunden ſein, 
was auch immer im ber Berfaffung ober ben Geſetzen eines Einzelſtaates 
wiberfprechenbdes fidh bieten möge”. ‚ 
„Gewigli if die Regierung ber Ber. Staaten eine begränzte Regierung, 
umb fo auch jebe Staatsregierung. Dieſer Begriff ber Begräuzung zicht fi 
bei und burd alle Formen ber Abminifkration, je fie „von ber allgemeinen 
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bie Vernichtung der einen if bie Vernichtung ber anberu, bie Grhaltung ber 
einen if bie Erhaltung der andern. 

AH habe meine Anfichten beireifs ber gegenfeitigen Beziehungen ber 
Berfatfung und ber Staaten foldermaßen dargelegt, weil fie bie Principien 
enıhüllen, auf Grund beren ich bie gewichtigen Fragen zu löſen, und bie 
ängftigenden Schwierigfeiten, welche ſich mir glei im Anfang meiner Ber: 
waltung entgegenftellten, zu bejiegen geilrebt habe. Es if mein unverrüdtes 
Ziel geweſen, mich dem Einflufje momentaner Leibenjchaften zu entziehen, und 
in ben fundamentalen unb unabäinberlihen Grundſätzen ber Berfajjung eine 
beilende Politik zu finden. 

Bolitil gegen ben Süden. Ich fanb bie Staaten unter ben ol: 
en eines Bürgerkriegs niebergebrüdt. Der Widerſtand gegen bie allgemeine 
egierung ſchien ſich erihöpft zu haben. Die Ber. Staaten hatten wieder 

Beſitz ergriffen von ihren Zeitungen und Arjenalen, unb bie Armeen bielten 
jeden Staat, ber ſich loszureißen verſucht hatte, befeht. Ob das Gebiet inner: 
halb ber Gränzen jener Staaten als erobertes Land unter der von bem Prä- 
fidenten al® dem Haupt ber Armee ausgehenden Autorität zu halten fei, war 
bie erſte Frage, bie ſich zur Entſcheidung batbot. 

„Es würden aber Militärregierungen, auf unbeitimmte Dauer eingefegt, 
feine Gewißheit einer baldigen Unterdrüdung ber Unzufriedenheit gewährt 
haben ; fie würden das Volk in Sieger und Befiegte gejpalten und eher ben 
Haß verbittert, als bie Zuneigung wieberhergeitellt haben. Einmal eingefekt, 
war ihre Fortdauer an Feine berechenbare und feſte Grenze gebunden. Sie 
würden unabſehbare und verberblihe Koſten verurſacht haben. Friedliche 
Auswanderung nach und aus jenem Theil bes Landes iſt eines ber beſten 
Mittel, welche für die Wiederherſtellung ber Eintracht erfonnen werben können, 
und biefe Auswanderung würbe verhindert worben fein. Denn welder Ein: 
wanberer, welcher arbeitlame Bürger im Lande würde fi gern unter mili- 
tärifche Herrichaft ftellen? Diejenigen, welche zumeift ber Armee auf bem Fuß 

efolgt wären, würden von ber allgemeinen Regierung abhängig oder ſolche 
Männer geweien fein, die aus dem Elend ihrer irrenden Mitbürger Nuten zu 
ziehen trachteten. Die Befugniffe ber Stellenvergebung und ber Herrichaft, 
welche unter dem Präfibenten über weite wolfreiche und von ber Natur reich: 
begünftigte Streden ausgeübt worden wären, find größer, als ich fie, es fei 
benn unter bem Drud ber äußerſten Nothwendigkeit, einem einzelnen je an⸗ 
vertrauen möchte; fie find jo groß, daß ich mich niemals, außer in dringend⸗ 
ften Nothfallen, dazu veritehen würde, fie auszuüben, Die Willfürausübung 
ſolcher Befugniſſe, duch eine Reihe von Jahren fortgefegt, würbe die Rein: 
beit ber allgemeinen Verwaltung und bie Freiheit ber treugebliebenen Staaten 
gefährden. Ueberdieß würde die Politik ber militärifchen Beherrfhung eines 
eroberten Gebiets bie Behauptung in fich enthalten haben, daß bie Staaten, 
beren Bewohner an ber Empörung theilgenommen, vermöge dieſes Actes ihrer 
Bewohner aufgehört hätten zu eriftiren. Die wahre Theorie aber ift, daß alle 
borgeblihen Handlungen ber Losreißung von Anfang an null unb nichtig 
waren. Die Staaten Fünnen nicht Verrath begeben, noch auch bie einzelnen 
Bürger, bie Verrath begangen haben, ſchirmen; ebenſo wenig wie jie mit 
fremden Mächten giltige Verträge abfchließen, gefeklihen Verkehr unterhalten 
können. Die Staaten, welche ſich loszureißen verfuchten, verfegten fich in 
eine Lage, worin ihre Lebensfähigkeit beeinträchtigt, aber nicht erftidt, ihre 
Functionen fufpenbirt, aber nicht zerftört wurden. 

„Wenn jeboch irgendein Einzelftaat feine Pflichten bintanfeßt oder zu er⸗ 
füllen vermeigert, fo ift es um fo nöthiger, baß bie allgemeine Regierung ihre 
ganze Autorität aufrechthalte, und jobald wie möglih bie Ausübung aller 
ihrer Functionen in die Hanb nehme. Nach biefem Grundſatz babe ich ge= 
bandelt, und fo allmählig und ftil und in faft unmerklichen Abftufungen 
bie rechtmäßige Thatkraft ber allgemeinen Regierung und ber Ginzelftaaten 
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wieder ins Leben gerufen. Zu dieſem Enbe find proviſoriſche Gouverneure 
für die Staaten ernannt, Conventionen einberufen, Gouverneure erwählt, 
Legislaturen verſammelt, und Senatoren und Repräſentanten für den Con⸗ 
greß der Vereinigten Staaten gewählt worden. Zugleich find die Gerichte⸗ 
höfe der Vereinigten Staaten, wie weit es thunlich war, wieder eröffnet wor⸗ 
den, ſo daß die Geſetze der Vereinigten Staaten durch ihre Vermittlung zur 
Geltung gebracht werden können. Die Blokade iſt beſeitigt, die Zollämter 
in den Importhäfen wieder eingerichtet worden, ſo daß die Erhebung der 
den Vereinigten Staaten zuſtehenden Gefälle möglich iſt. Während ſo 
die Gerichtshöfe ber Perſon und dem Eigenthum Sicherheit gewähren, 
und bie Gröffnung ber Häfen zur Miederaufnahme bes Gewerbsbe⸗ 
triebs und bed Handels einläbt, erleichtert das Poftamt von neuem den ges 
felligen wie den geichäftlichen Verfehr. Und ift es nicht ein Glück für une 
Ale, baß bie Erneuerung diefer Functionen der allgemeinen Regierung einen 
Segen für die Staaten mit fi führt? Verfpricht e8 uns nicht neue Eins 
tracht und neue Liebe zur Union, daß nad allem was geichehen, die Rüde 
kehr ber allgemeinen Regierung nur als cine Wohlthat anerfannt wird ? 
„Ih weiß fehr wohl, daß biefe Politif mit einiger Gefahr verbunden 
iſt; daß fie, um zum Ziele zu gelangen, mindeſtens ber ſtillſchweigenden Er⸗ 
gebung der Staaten bebarf, auf welche fie ſich erftredt; daß fie eine Auffors 
derung an jene Stanten in fich birgt, durch Erneuerung ihrer Unterordnung 
unter bie Bereinigten Staaten ihre Tunctionen als Staaten der Union 
wieder aufzunehmen. Doc es ift eine Gefahr, der man fich nicht entziehen 
kann; in ber Wahl der Schwierigfeiten ift e8 die geringfte Gefahr; und um 
bie Gefahr zu vermindern, oder wo möglich zu befeitigen, babe ich es für 
meine Pflicht erachtet, eine andere Befugniß der allgemeinen Regierung aus⸗ 
zuüben — das Begnabigungsredit. Da kein Staat für bas Verbrechen des 
Verraths eine Vertheibigung vorbringen kann, jo fteht das Begnadigungs⸗ 
recht außjchlieklich der erecutiven Negierung der Vereinigten Staaten zu. In 
ber Ausübung biefes Rechts habe ich alle Vorficht angewandt, e8 mit ber 
Marften Anerfennung der bindenden Gewalt ber Geſetze der Vereinigten 
Staaten und mit der vollften Würdigung ber aus dem Krieg hervorgegan⸗ 
genen großen focialen Veränderung in Bezug auf bie Sclaveret in Verbin⸗ 
bung zu ſetzen.“ 
mendirung ber Verfaffung. „Mein nächſter Schritt zur Wieder: 
herſtellung ber verfaffungsmäßigen Beziehungen ber Staaten war eine Auf: 
forberung an fie zur Betheifigung an dem großen Werte der Verfaſſungs⸗ 
amendirung. Jedes Patrioten Wunſch muß es fein, daß eine allgemeine 
Amneftie gewährt werbe, fobald dieß mit der öffentlichen Sicherheit verein- 
bar ift. Zu bdiefem großen Ziel bebarf es ber Mitbethätigung aller An⸗ 
ſichten und bes Geiftes der Verfähnlichkeit. Alle Parteien, welche in bem 
furchtbaren Kampfe zu Tage traten, müffen nun in Eintraht zuſammenwir⸗ 
fen. Im Namen des ganzen Volks darf man wohl das Verlangen jtellen, 
daß einerfeits der Meconitructionsplan weitergeführt werbe in Gemäßheit ber 
Bereitwilligfeit, mit welcher bie Wirren dev Vergangenheit ber Bergefienheit 
übergeben werben, und daß andrerfeits bie Aufrichtigfeit des Strebens nad) 
fünftiger Aufrechthaltung der Union durch die Beftätigung bes vorgeichlagenen 
Amendements zur Berfaffung, welches bie Sclaverei innerhalb unjerer Grän⸗ 
zen auf ewige Zeiten abgeſchafft erflärt, außer Zweifel gefebt werde. So⸗ 
fange die Annabme dieſes Amendements hbinausgefchoben bleibt, ſo Tange 
wird Zweifel, Eiferfucht und Unficherheit herrſchen. Dieß ift die Maßregel, 
welche die traurige Erinnerung an die Vergangenheit auslöfchen wird; bieß 
die Maßregel, welche am ficherften Einwanderung, Capital und Sicherheit 
jenen Theilen ber Union zuführen wird, welche beren am meiften benöthigt 
find. An ber That, von ben Staaten, welche nun ihre Stelle in ber Familie 
ber Union wieber einzunehmen im Begriffe ſtehen, barf man wohl verlangen, 
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daß fie biele® Pfand ewiger Treue und Sriebfertigleit geben. Erſt wenn bie 

eicheben fein wird, kann bie Vergangenheit vergeifen werben. Die Annahme 
Des Amendements vereinigt uns wieber mit jo ftarfen Banden, bak an eine 
nochmalige Trennung nicht zu benfen iſt. Sie heilt bie Wunde, welche fich 
noch erſt unvollfommen geichloffen bat; fie befeitigt das Element, welches 
über unjer Land fo viel Wirren und Zwietracht gebracht bat, bie Sclaverei; 
fie macht uns wieder zu einem einigen und neu gefräftigten Bolfe. 

„Sit das Amenbdement zur Berfaflung angenommen, fo bleibt den Staaten, 
beren Befugnifle jo lange gerubt haben, nod übrig, ihre Pläte in ben beiden 

weigen ber nationalen Legislatur einzunehmen, und jo das Werk ber Reconftruc- 
tion zu vervollſtändigen. Unb Hier iſt es Ihre Sade, Mitbürger vom Senat, 
und die Ihrige, Mitbürger vom Haufe ber Repräfentanten, jeber nach feinem 
Ermefien über bie Wahlen, den Eintritt und bie Qualificationen Ihrer eiges 
nen Gollegen zu urtheilen.” Der Präfident geht nun auf die Miebderer: 
Öffnung ber Bezirfsgerichtsfikungen in ben früheren Rebellenftaaten über — 
eine Angelegenbeit, in welcher bie Bolfövertretung balbmöglihft eine Ent: 
fheibung abgeben möge. ... „Es ift offenbar, daß Verrath, höchſt verbredhe: 
rifher Verrath, begangen worben ift. Die beffen Angefchulbigten follten ges 
rechtes und unparteiifches Verhör vor ben höchſten bürgerlichen Gerichtshöfen 
erhalten, auf daß bie Verfafjung und bie Gefeße zur vollen Geltung fom- 
men mögen; auf baß bie Wahrheit Flar bingeftellt und dargethan werde, 
daß Berrath ein Verbrechen ift, daß Verräther beftraft werben müflen, und 
auf daß zugleih durch richterlihen Ausſpruch für ewige Zeiten feitgeftellt 
werde, daß fein Staat aus eigenem Willen das Recht hat, feine Stelle in 
ber Union aufzugeben. 

Die befreitenNteger und das Stimmrecht. „Die Stellung, welde 
bie allgemeine Regierung zu ben durch ben Krieg zur Freiheit berufenen vier 
Millionen Einwohnern einnimmt, ijt ber Gegenftand meines ernften Nach⸗ 
benfens geweſen. Was die Frage betrifit, ob es angemeſſen fei, den Bes 
freiten durch eine Proclamation der Erecutive Wahlrecht zu verleihen ? nahm 
ih die Verfafjung felbit, bie Interpretation biefer Urfunde durch ihre Ur⸗ 
heber und beren Zeitgenoffen und die neuere gejeßgebende Wirkſamkeit des Con⸗ 
greffes mir zur Richtſchnur. Als bei bem erjten Schritt zur Erlangung ber Unab⸗ 
bängigfeit ber Congreß ber Vereinigten Staaten die Einzelftuaten aufforberte, 
eigene Regierungen einzurichten, überlieken fie die Enticheibung über ben Ge⸗ 
nuß bes Wahlrechts jedem einzelnen Staate ſelbſt. Während ber Periode 
ber Bundesgenofjenichaft walteten in ben veridhiebenen Staaten fehr abweichende 
Beltimmungen in Betreff ber Wahlbefähigung, und felbft innerhalb eines 
und besjelben Staats eriftirten verfchiebene Beitimmungen in Vezug auf bie 
zu wählenden Würbenträger. Die Berfaffungsurfunde ber Vereinigten Staa: 
ten erkennt dieſe Verjchiebenheit an, wenn fie für die Wahl ber Mitglieder 
bes Nepräfentantenhaufes der Vereinigten Staaten anorbnet: daß „bie 
Wähler in jedem Staat biejenige Beiäbigung baben follen, welche zur Be: 
theiligung an ben Wahlen für ben zahlveichften Zweig ber Legislatur bes 
Staats erforberlih if." Nach ber Feſtſtellung ber Berfafjung blieb es wie 
zuvor ber allgemeine Gebrauch, daß jeder Staat das Wahlrecht nach eigenem 
Ermefjen erweiterte, und in folcher Weife hat ein Staat nad) dem andern 
bie Zahl feiner Wähler vermehrt, bis gegenwärtig allgemeines Stimmrecht, 
oder doch etwas nahe daran grängendes, die durchgehende Regel if. Auch 
ber mir vorangegangene Präfibent bat nie veriucht, dieſes Syſtem abzu⸗ 
ändern, und überbieß würde eine durch ben Präfibenten vollzogene Aus⸗ 
dehnung bes Wahlrechts auf die Emancipirten alle Farbigen betreffen, und 
jo auch bie nördlichen Staaten bebeutend afficivt werben. Andererſeits wird 
jeder Conflict vermieden, wenn bie Löjung ber Frage ben Ginzelfiaaten über: 
laffen bleibt. 

Behandlung ber befreiten Neger. „Während ich fomit nicht ber An⸗ 
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fecht Bin, daß nun nach bem Schluß bed. Kriege bie allgemeine Regierun 
das Wahlrecht der Einzelftaaten abändern barf, ift es nicht minber Har, bob 
ben Befreiten Sicherheit der Perſon und bes Eigenthums, das Recht ber Ar⸗ 
beit und das Recht, für ihre Arbeit Lohn zu verlangen, gewährt werben 
muß. Möge der Parteigeift biefer Frage fern bleiben. Wir dürfen nicht 
voreiligerweife von einer Unmöglichfeit des Zufammenichens ber beiden Racen 
reden. Laßt uns einen Berjud machen, und nicht zu früh den Muth ver: 
lieren. Dem Lande thun bie Arbeitsfräfte noth, den Befreiten Arbeit, Bil: 
bung und Schutz. Während das Net freiwilliger Auswanderung ober 
Ortsveränderung ihnen nicht beitritten werben darf, möchte ich eine zwangs⸗ 
weife Entfernung und Colonifirung nit anrathen.... Das öffentliche In⸗ 
tereffe wirb am ficherften befördert werden, wenn bie einzelnen Staaten ben 
Befreiten angemefjenen Schuß angedeihen lafien. Bis dieß geſchieht, barf 
man ein Fehlihlagen ber Verfuche nicht ben Negern zur Laft legen. Ich 
weiß, daß aufrichtige Philanthropen bie fernftliegenben Ziele gern gleich erreichen 
mödten; die Zeit aber ift jtets ein Element der Reform. Es ift eine ber 
größten Thaten der Geſchichte, daß vier Millionen Menſchen der Freiheit zus 
geführt worden find, Die Bahn freier Arbeit muß ihnen eröffnet werben, 
* dann muß ihr ferneres Wohlergehen hauptſächlich von ihnen ſelbſt ab⸗ 
ingen.... 

Freie Arbeit gegen Sclavenarbeit. „Nun die Sclaverei vernichtet 
it, tritt die Größe bes Uebels in flantsöconomijcher Hinjiht immer klarer 
zu Tage. Die Sclaverei war ihrem Wejen nad ein ArbeitSmonopol, unb 
verlegte jomit ber freien Suduftrie den Weg. Mit ber Aufhebung bes Mo⸗ 
nopol® aber wird freie Arbeit aus allen Theilen der civilifirten Welt her⸗ 
zueilen. Die acht ober neun Staaten, welche dem merticanifchen Meerbufen 
zunächſt Fiegen, find mit einem Boden von üppigfter Fruchtbarkeit und einem 
langer Lebensdauer freundlichen Klima gejegnet, und können einer bichteren 
Bevölferung Raum bieten, als fie bisher in irgend einem Theil unferes 
Landes zu finden if. Und bie fernere Einwanderung wird ſich hauptſächlich 
F dem Norden oder aus den civiliſirteſten Ländern Europa's dorthin 
ziehen. 

„Unſere Regierung bat ihren Urſprung im Volke, und für das Volt iſt 
ſie gemacht, nicht das Volk für die Regierung. Wegen ihres Urfprungs 
ſollte ſie allen Verſuchen, Bevorzugungen herzuſtellen, entgegentreten. Be⸗ 
günſtigte Claſſen oder Monopole duͤrfen nicht exiſtiren; das Princip unſerer 
Regierung iſt Gleichheit der Geſetze und Freiheit der Erwerbsthätigkeit. 

Auf den inneren Handelsverkehr übergehend empfiehlt ber Präſident bie 
Herftellung freieften Verkehrs zwifchen den einzelnen Staaten, bie Befeitigung 
aller Schranken, welche dem Berfonen- oder Wanrentranfit entgegengejtellt 
werden; erwähnt dann ben Bericht des Miniſters bes Innern bezüglich der 
en Ländereien, und preift die wohlthätigen Wirkungen ber Home: 

ead Act.... 

Die Flotte und bie Armee. Der Präfident berichtet, daß bie Flotte 
im Anfang bes Jahres 530 Schiffe mit 3000 Kanonen und 51,000 Dann 
gezählt Habe, und jetzt auf 117 Schiffe mit 830 Kanonen unb 12,218 
Mann rebucirt fei. Seit ber Beendigung ber Feindfeligkeiten feien auch bie 
im Ausland ftationirten Geſchwader wieder verftärft und mit beſſern Schiffen 
verfehen worben. Die anempfohlene Erweiterung ber Schiffswerfte verdiene 
Berüdfihtigung. Die Militärmacht ber Nation babe am 1. Mai db. J. 
‚41,000,516 Mann gezählt. Der Triebensfuß möge auf 50,000 Dann aller 
MWaffengattungen firirt werden, und fo organijirt fein, daß er im Notbfall 
jederzeit auf 82,000 Mann gefteigert werben könne. Das Departement gebe 
mit ber Rebuction ſchnell voran, 800,000 Freiwillige feien bereits entlaſſen; 
bad Kriegsbubget ſei von 516,240,131 Dollar auf 33,814,461 Dollar res 

ucirt. 
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(dem noch nicht untertoorfenen) Teras ausgenommen, vom 1. Juli 
an dem Handel für wiebergeöffnet. 


23—24. Mai. Große Heerihau in Wafhington über bie Armeen des Poto⸗ 


mac, von Tenneffee und Georgiens. Es werben feine Negertruppen 
dazu gezogen. 


26. „ Der conföb. General Kirby Smith ergibt ſich mit feiner ganzen 


Heeres: und Flottenmacht und allem Kriegsmaterial bes Transmilfil- 
fippi:-Departements an den Bundesgeneral Canby. 


29. , Präſident Johnſon erläßt eine Amneftieproclamation: 


30. 


Ausgeſchloſſen von derſelben find: 1) die Civilbeamten und di⸗ 
plomatifchen Agenten; 2) jene Perfonen, welche ihren Si im Congreß ober 
ihre richterlihe, militärifche und feebienftlide Stellung aufgegeben, um ber 
Rebellion zu helfen; 3) die Officiere ber NRebellenarmee über Hauptmanns 
Rang, und der Marine über Lieutenants Rang; 4) alle Jene unter biefen 
Range, welche zu Welt Point oder auf ber Marine-Afabemie erzogen wur: 
den; 5) Alle, welche Gefangene anders denn al8 Kriegsgefangene behandelten ; 
6) Staatsgouverneure; 7) alle Deferteure, welche den Rebellen geholfen ; 
8) alle Piraten und Grenzräuber, und 9) alle Perfonen, die freiwillig an 
ber Rebellion theilnahmen, und beren fleuerbares Vermögen über 20,000 
Dollars beträgt. Allein Alle, welche zu biefen ausgefchloffenen Claſſen 
gehören, fünnen an der Amneftie theilnehmen, wenn fie beim Präfidenten 
dieferbalb ein Geſuch einreihen. Die Gnabe foll, foweit e8 bie Thatfachen 
bes einzelnen Falles zulaffen und es mit der Würde ber Vereinigten Straten 
verträglih, in reichem Maße zu Theil werden. 

» General Sherman fpricht fih in einer Abſchiedsproclamation an 
feine bisherige Armee gegen jede Betheiligung an einer Erpebition 
gegen Merico aus, 


— uni. ine Broclamation bes Präfidenten Johnſon hebt alle bishe- 


8. 
19. 


rigen Handelsbeſchränkungen im Süden nah außen und im Sn: 
nern auf. 


„ Die atlantifche Flotte der Union wird von 600 auf 90 Schiffe reducirt. 


„ Eine Depefhe Sewarbs erklärt fih durch die Depeſche Ruſſells 


vom 2. Juni (ſ. England) bez. ehemalige conföberirte Caperſchiffe 
keineswegs befriedigt: 

ne. Mit Bedauern muß ich Ihnen jedoch mittheilen, daß Earl Ruſſell's De: 
peiche von einigen Vorbehalten und Erklärungen begleitet ift, bie ber Regie: 
rung ber Vereinigten Staaten unannehmbar erjcheinen, Es ift faum noth⸗ 
wendig, zu bemerfen, baß bie Ver. Staaten niemals zugeben werben, was 
fie bisher fortwährend beftritten Haben, daß nämlich bie urſprüngliche Con: 
cefjion Friegführender Vorrechte an die Mebellen von Seite Großbritanniens 
nothwendig oder gerecht oder buch das Völkerrecht fanctionirt geweſen fei. 
Die zwijchen ber diesfeitigen und ber britifchen Megierung in einem frühen 
Stadium bes Aufftandes ftattgefundene Correſpondenz zeigt, daß das zwiſchen 
Großbritannien und Frankreich wechfelfeitig getroffene Uebereinkommen, in 
Bezug auf befagten Aufftand gemeinfam zu handeln, von ben Dereinigten 
Staaten als ein unfreundliher Schritt angelehen wurbe, und daß bie Vers 
einigten Staaten deßhalb ablehnten, von einer biejer beiden Mächte eine Mit: 
theilung entgegenzunehmen, welche bie Eriftenz eines derartigen Arrangements 
fundgab. Ich muß daher bedauern, daß Earl Ruſſell für nothwendig er⸗ 
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achtet bat, ber bieöfeitigen Regierung jetzt bie Anzeige zu machen, daß Ihrer 
Mai. Regierung e8 für angezeigt gehalten babe, ſich über die Frage, ob J. 
Maj. Regierung bie Wiederherſtellung bes Friedens in ben Vereinigten 
Staaten gegenwärtig anerfennen wolle, mit der franzöſiſchen Regierung zu 
berathen. Es ift eine andere Duelle bes Bebauerus, daß I. Maj. Regierung 
erflärt, jeden, Kreuzer ber Vereinigten Staaten, ber in einem ber britifchen 
Häfen, Rheden oder Gewäffer Liegt, 24 Stunden lang in benfelben zurüd- 
halten zu wollen, um einem zur jelben Zeit in ihnen befindlichen Inſurgen⸗ 
tenſchiffe Gelegenheit zu bieten, einen ſolchen Vorſprung bei der Abfahrt aus 
biefen Häfen, Rheden unb Gewäflern zu gewinnen. Und wieber iſt es ein 
Grund bes Bedauerns, daß J. Maj. Regierung für geeignet erachtet Hat, 
zu Gunften ber Inſurgenten-Kriegsſchiffe den weiteren Vorbehalt zu treffen, 
baß, während eines Monats nach Eintreffen ber jet von J. Maj. Regierung 
ertheilten Weifungen bei ihren betreffenden Behörden, jedem in ben Gewäffern 
J. M. einlaufenben oder bereits befindlichen Inſurgentenſchiffe, das fich feines 
kriegeriſchen Characters entkleiden und bie Flagge irgend einer, als im Fries 
den mit J. M. befindlichen, von J. M. Regierung anerkannten Nation ans 
nehmen will, fo zu thun geftattet fein foll; und ferner, daß ſolche Schiffe, 
nah vollzogener Entwaflnung, ohne AInfurgentenflagge in folden Häfen, 
Rheden und Gewäflern verbleiben dürfen, obwohl die Beftimmung wegen ber 
24 Stunden auf Schiffe diefer Art nicht angewendet werden fol. Weit ent» 
fernt, die Gefetlichfeit oder Gerechtigkeit diefer Welfungen zugeftehen zu 
können, balte ich es für meine Pflicht, Ew. Erc. die Mittheilung zu machen, 
baß vor Allem eine Verfümmerung ber gegenfeitigen Gaftfreundichaft zwiſchen 
ben Negierungsichiffen der Vereinigten Staaten und Großbritanniens von 
ben Vereinigten Staaten nicht zugeftanden werben Tann. So lange J. M. 
Regierung auf bie Handhabung des 24 Stunden⸗Reglements bejteht, über 
das bie Vereinigten Staaten jo lange und ihrem Dafürhalten nad) mit Recht 
gellagt haben, werben bie Bereinigten Staaten biejelbe Maß: 
regel ben britifhen Regierungsfäiffen gegenüber in Ans 
wendung bringen müfjen. Und ferner ift e8 meine Pflicht, zu erklären, 
baß bie Vereinigten Staaten niemals zugeben fünnen, baß jie im Ge: 
gentbeile protefliren gegen bie Entſcheidung ber britifhen Regierung, ber 
zufolge InfurgentensKriegsichiffen und Piraten das Eine und Auslaufen in 
Britenhäfen geflattet fein joll, jet es um fich zu entwafinen ober eine frembe 
Flagge anzunehmen, oder zu anbern Zweden. In Bezug auf alle Anfurgentens 
und Tiratenfahrzeuge, die in Häfen, Rheden und Gewäfjern der brit. Reiche 
betroffen werden, mögen fie dor oder nad Eintreffen neuer britiſcher Regier⸗ 
ungsbefehle bafelbft eingetroffen fein, behauptet bie vießjeitige Regierung und 
beſteht darauf, daß berartige Schiffe vermwirft find und gegen bilfige An- 
meldung betreffenden Falles ben Ber. Staaten ausgeliefert werben: 
müffen und ba, wenn fie durch Kriegsſchiffe der Ver. Staaten auf. offener 
See unter was immer für eine Flagge abgefangen werben, foldhe Abfangung 
gejeglich fein fol. Obngeachtet der von J. Maj. Regierung gemachten Aus: 
nahmen und Vorbehalte, die hier erörtert worben find, nehmen die Vereinig- 
ten Staaten mit Vergnügen bie von Ihrer Maj. abgegebene Erklärung ent> 
gegen, vermöge welcher fie das ben Injurgenten gemachte Zugeftändniß, ben 
Eharafter einer kriegführenden Partei zu befigen, zurücknimmt, und es geftcht 
diefe Regierung ferner freiwillig zu, daß, nachdem bie normalen Beziehungen 
ber beiden Staaten zu einander auf den vor Ausbrucd des Bürgerkriegs inne⸗ 
gehabten Standpunft zurüdgefehrt find, das Recht, britifche Sitte zu un⸗ 
terſuchen, durch ein in jedem wejentlichen Bunfte befriedigenbes Uebereinfommen 
zwijchen beiden Nationen feinen Abſchluß gefunden habe”. 


— uni. Die Regierung theilt die Südſtaaten in 5 große Militärbezirke 
ein und übergibt das Commando über die atlantifche Divifion dem 
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Gen. Meade, bie bes Miſſiſſippi dem Gen. Sherman, des Tenneſſee 
bem Gen. Thomas, des Südweſtens dem Gen. Sheriban, bes ftil- 
len Meers dem Gen. Halled. 

— Juni. Präfident Johnſon leitet nad und nad die Reconſtituirung 
ſämmtlicher Staaten der ehemal. Conföberation ein und ernennt zu 
proviforifchen Gouverneuren für Miffiffippi Sharkey, für Nordcarolina 
Holden, für Sübcarolina Perry, für Georgien Johnſon, für Ala- 
bama Parfons, für Louifiaona Marvin, für Teras Hamilton. 


1. Julie. Der Gouverneur Flether von Miffouri erflärt durch Procla- 
mation, daß bie neue Berfafiung bed Staates vom Volle angenom: 
men worden ei. 

T. „ Bayne, Frau Surrat ꝛc. werben wegen Betheiligung an ber Er: 
morbung Tincoln’s in Wafhington gehängt. 

12, „ Hanbelscongreß der nördlichen und weſtlichen Staaten zu Detroit. 
Derfelbe bezeichnet den Abſchluß eines nenen Reciprocitätsvertrages 
niit Canada zwar im Allgemeinen als wünſchenswerth, doch mit dem 
Zufate, daß derſelbe eine Verbeſſerung bes bisherigen fein müſſe 
und erflärt fi) mit allen gegen 2 Stimmen für bie Beibehaltung 
bes gegenwärtigen Schutzzollſyſtems. 

nu Die fpanifchhen Behörden auf Cuba Tiefern das fühftantlihe Caper⸗ 
ſchiff Stonewall, das fi ihnen ergeben, an bie Union aus. Ebenio 
wird die von den Südſtaatlichen nad) ber Gapitulation Kerby Smiths 
aus Teras nah Mexico gebrachte Artillerie den Bundesbehörden 
zurücigegeben. 

17. „ Der franzöfiihe Gefandte Montholon befürwortet die Annahme 
eines Schreibens bes Kaiſers Martmilian von Merico an ben Prä- 
ſidenten Johnſon bezüglich einiger Begebniffe auf bem Rio grande. 

18. „ Der Präfident lehnt die Annahme des Schreibens und bie Ges 
mwährung einer Audienz an ben Ueberbringer desjelben mit der Er: 
Härung ab, er kenne in Mexico feine andere Regierung als bieje- 
nige bes Präfiventen ber Republik Juarez. 

26. „  Präfident Johnſon hat nah und nad alle Kriegsgefangenen ein⸗ 

[hließlih der Generale ausnahmslos begnabigt, unter ber einzigen 

Bedingung, daß fie ben Treueid leifteten. 


nd 
. 


Aug. Die Unionsregierung remonftrirt gegenüber ber franzöſiſchen 
Regierung in ziemlich drohendem Tone gegen ein angebliches Colo⸗ 
nifationsproject ehemaliger fühftantlicher Nebellen in ben benachbarten 
Provinzen Mexico's. 

— „ Ein wejentlider Theil der in Texas ftehenden Truppen der Union 

wird entlafjen. 

49. :„ Zum erften Mal feit 4 Jahren geht wieder ein Dampfboot un⸗ 

ter amerikaniſcher Flagge nach Europa ab 
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21. Aug. Zuſammentritt einer Militärcommiſſion in Waſhington behufs 
‚ eines Urtheils über ben Hauptmann Wirz wegen feiner Graufam- 
keiten gegen die unioniftiichen Kriegsgefangenen in Anderſonville. 
— „1. Sept Die Convention von Miffiffippi geht mit ber Necon- 
ſtruction des Staates voran. Der Seceſſionsbeſchluß wird zurück⸗ 
genommen und die Aufhebung der Sclaverei anerfannt — und fo 
bem Minimum ber jehr beſcheidenen Forderungen bed Präfidenten 
genügt. Die übrigen Südſtaaten folgen dem Beiſpiele. Ueberall 
fommen die Anhänger der Rebellion wieder oben auf. Don einer 
Verleihung des Stimmrechts an die Neger iſt feine Rede und nur 
in einigen ehemaligen Süpftaaten werben fie wenigftens als Zeugen 
vor Gericht zugelaffen. Spaltung in ber bisher fiegreichen republis 
kaniſchen Partei bes Nordens in Folge ber neuen Politik des Prä- 
fiventen Johnſon gegenüber den Südſtaaten. Demoeratiihe und 
republifanifche Barteiverfammlungen erklären ſich für und gegen biefe 
Politik. 


— Sept. Die feniſtiſche Verbrüderung in Springfield (Illinois) erläßt 
ein Manifeſt an das Volk der Union, demzufolge die Fenians Ir⸗ 
lands wohlorganiſirt ſeien und eine proviſoriſche Regierung von ih⸗— 
nen eingeſetzt worden; ein Heer von 200,000 Mann ſtehe bereit 
und werde unterſtützt von gedienten amerikaniſch⸗-iriſchen Offizieren; 
ihr actives Vorgehen werde früher beginnen, als man glaube, da 
Waffen und alles Nöthige vorhanden fei; doch ruft die Verbrüde⸗ 
rung zu Geldbeiträgen auf, da große Gelbjummen erforderlich ſeien. 


— De. Die Regierung fordert alle diejenigen, welche unter den Plün⸗ 
derungen der Rebellenſchiffe Alabama, Shenandoah und anderer, 
die in den engliihen Häfen ausgerüftet und bemannt wurden, ges 
litten haben, auf, ihre Reclamationen dem Staatsminifterium einzu⸗ 
fenden; basjelbe beabfichtige, die Neclamationen eifrig zu betreiben, 
bis es Genugthuung erhalten habe. + 

6. „ Eriter Schritt zu Wieberherftellung ber Valuta: 50 Millionen 
verzinsliches Papiergeld jollen in Bundesobligationen umgewanbelt 
werden. ° 

12. „ Der Präfident orbnet die Freilafjung bes geweſenen Vicepräfiden: 
ten der Conföderation Stephens aus Georgien, des Finanzminifters 
Trenholm aus GSübcarolina, des Generalpoftmeifters Reagan aus 
Teras, des Richters Campbell aus Alabama und bes Gouverneurs 
Clark aus Mifliffippi unter der Bedingung an, daß fie ihr Ehren: 
wort geben, bis auf weiteren Befehl jeder in feinem Staate zu 
verbleiben und fi auf etwa gegen fie zu erhebende Anklage fofort 

ber ihnen bezeichneten Behörde zu ftellen. 

— „ Die Wahlen in Penniplvanien, Obio, Indiana und Jowa fallen 
zu Gunften der republikaniſchen Partei aus, 
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44. Oct. Die Regierung teifft Anorbnungen, um gewiſſe Käftenftriche in 
Sübcarolina, Georgien und Florida, die anfänglich zu Anfiebelungen 
für befreite Neger beitimmt waren, ihren früheren Beſitzern zurüd- 
zugeben. 


» nn Der Präfident hebt den Belagerungszuftand in Kentudy wie: 
der auf. 


16. „ AZufammentritt des Congreſſes ber Fenier in Philadelphia, vom 
Eentralrathe der Verbindung einberufen. Es finden fi etwa 600 
Delegirte ein und berathen in geheimer Situng unter dem Vorfige 
Kohn D’Mahony's. 


2, Nov. Eine Note des Unionsgejandten in London, Hrn. Adams, an 
die englijche Regierung widerlegt, auf Urkunden geſtützt, Punkt für 
Punkt alle Ausflüchte Englands bezüglich feines Benehmens gegen: 
über ben Kaperjchiffen Alabama und Shenanboah. 


Die Rote weist namentlich nach, daß die Union feiner Zeit bie (ähnlichen) 
Beichwerden Portugals freundlich und aufridhtig angenommen, und im Ge: 
folge berjelben nicht bloß bie verlangte Einjchreitung unmittelbar gewährt, 
fondern audy und insbejondere ihre eigenen Geſetze verbefjert und verftärft 
babe, fobald Portugal deren Unzulänglichfeit dargelegt hatte. „England da⸗ 
gegen, fährt Hr. Adams fort, Hat, erfiens, beharrlich verweigert gegen „Ala⸗ 
bama” und „Shenandoah“”, deren Agenten und Ausrüfter einzufchreiten, troß 
meines ausbrüdlichen wiederholten Begehrens, ja es bat bie geſetzwidrig in 
feinen Häfen vorbereiteten Raubwerkzeuge fpäter noch gaftfreundlih aufge 
nommen; und e8 bat, zweitens, unfern fürmlichen Antrag feine Geſetzgebung, 
falls fie unzureichend fei, zu verbefjern und zu ſchärfen, ebenjo entichieben 
von ber Hand gewiefen; wir müfjen e8 baber völferrechtlich für ben Schaden 
verantwortlich erflären, ber uns auf dieſe Weife und durch feine Paſſivität 
ober Fahrläſſigkeit erwachſen if. Die Einrede, daß unfere Verbefferungsgefeße 
ihren Zweck nicht erreicht haben, daß biefelben Verwüftungen nach wie vor 
ftatthatten, ift eben fo unerheblich, als fie thatlädhlih unbegründet iſt: uner⸗ 
beblich, denn wir haben euch nicht vorgefchrieben, unſere Ergänzungsgejeße 
anzunehmen; an euch war es, die Natur berfelben zu beftinmen, ba ihr es 
wartet, welde bie Ohnmacht eurer Vorſchriften anriefet; unbegründet, benn 
bier legen wir euch die autbertiichen Beweife vor, daß Portugal fi für 
Mepnen befriedigt, ſowie für die neuen Verfügungen unſererſeits daukbar 
erklärt bat“. 


6. „ Dep. Sewards an ben amerikaniſchen Geſandten in Paris, Hrn. 
Bigelow, bezüglih Merico: 
Die Anfhauung ber amerikaniſchen Regierung wird in berfelben babin 
angegeben, bie Anweſenheit und bie Operationen einer franzöfiichen Armee in 
Merico feiern für die Ver. Staaten eine Quelle ernitliher Bedenken, welche 
fi) gleichfalls auf bie von jener Armee unterftüßte Autorität erfiredten, denn 
lettere ftehe mit der Politik der Bundesregierung und ihren Grundlagen in 
birectem Widerftreit. Jeder Tag beweife von Neuem tie Richtigkeit ber Ans 
ſchauung, welche bie Bundesregierung zur Zeit, als jene Autorität zuerfi an 
ben Tag getreten fei, offen ausgefprodhen habe. Ebenſo offen erfläre fie jebt, 
baß fie ben Verſuch, eine ausländifche und Faiferlihe Regierung in Merico 
aufzurichten, noch immer für unftattbaft und unausführbar anfehe Aus ben 
gleichen Gründen, von welchen fie fid) bisher habe leiten Lafjen, Fönne fie auch 
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jest keine politiichen Cinrichtungen in Merico anertennen, welche zu ber republis 
Tanifchen Regierung, mit ber bie Vereinigten Staaten fo lange auf freund: 
ſchaftlichem Fuße geitanden Hätten, einen Gegenfaß bildeten. Zum Schluffe 
bemerkt Herr Sewarb, er würbe auf biefe Branche ber politifchen Beziehungen 
feinen fo ernften Nachdruck legen, wenn das amerikaniſche Volf im gegen: 
wärtigen Augenblide fie nicht ben Hanbelsbeziehungen überorbnete. 


— Nov. Auh die Wahlen in Newport, Neujerfey und den weftlichen 


10, 


15. 
21. 


Staaten fallen zu Gunften der republikaniſchen Partei aus. 

„ Wirz, vom Militärgericht zum Tode verurtheilt, wirb gehängt, 
nachdem das Urtheil vom Präſidenten Johnſon beftätigt wor- 
den iſt. 

„ Der Präfibent ernennt den General Logan zum Vertreter ber 
Union bei der Republit Merico. 


„ Der Unionsgefandte in London theilt der engliihen Negierung 


mit, daß fie den Vorſchlag Lord Ruflels, eine gemiſchte Commiſſion 
zu Aburtheilung gewiſſer Anſprüche einzufegen, abgelehnt babe, weil 
nad) bemfelben eine Reihe gerechter Forberungen (Alabama und She: 
nandoah) von vornherein ausgejhloflen fein follten. 

„Colorado hat eine Staatsverfaffung angenommen und beſchließt, 
um Aufnahme in bie Union als Staat einzulommen, 


Dee. Kine Proclamation bes Präfidenten ftellt bie Habess-corpus- 


Acte für den ganzen Norden, nicht aber für die Gübftaaten, wie: 
ber ber. 


„ General Shofleld trifft, wie man annimmt, mit einer vertrau: 


lihen Miffion des Präfidenten bez. Merico betraut, in Parts ein. 


„ AZulammentritt des Congreſſes. Botſchaft des Präfidenten: 
Mitbürger vom Senat und vom Haufe ber Repräjentanten! Im Namen 
bes Volkes Gott Tank zu fagen für die Erhaltung ber Ver. Staaten iſt 
meine erfte Pflicht, indem ich zu Ahnen rede. Unſere Gedanken wenden fich 
zunächſt dem durch eine That vatermörberifchen Verraths Kerbeigeführten Tobe 
bes verewigten Präfidenten zu. Der Schmerz ber Nation ift noch friſch; doch 
einigen Troft finden wir in dem Bewußtfein, daß ihm noch ber höchſte Ve: 
weis bes ihm entgegengebrachten Zutrauens vergönnt geweſen ift, indem er 
noch die erneuerte Periode des oberften Staatsamtes antreten burfte; daß er 
ben Bürgerkrieg dem Wefen nad zum Schluffe gebracht bat; daß fein Ber: 
luſt in allen Theilen ber Union betrauert worben ift, unb daß fremde Natio⸗ 
nen feinem Andenken Gerechtigkeit haben wiberfahren laſſen. Sein Hintritt 
warf auf meine Schultern eine fchwerere Bürbe von Sorgen als fie jemals 
einem feiner Vorgänger zu Theil geworben war. Zur Erfüllung ber mir 
anvertrauten Aufgabe bebarf ich der Unterflügung und bes Zutrauens aller, 
welche mir in ben verfchiebenen Zweigen ber Negierung zur Seite ftehen, 
und ber Unterflüßung und bes Zutrauens des Volks. Nur einen Weg gibt es, 
auf welchem ich Ihre nothwendige Beihülfe zu newinnen boffen kann: indem 
ih freimüthig die mein Verhalten beitimmenden Grundſätze und beren Au⸗ 
wendung auf bie gegenwärtige Sachlage barlege; deſſen wohl bewußt, daß 


- ber günftige Erfolg meiner Beſtrebungen in großem Maß von ber un etheilten 


Zuftimmung abhängt, welche Sie und jene mir zu Theil werben laſſen. 
Ueber bag Austrittsredht einzelner Staaten. Die Union ber 
Ver. Staaten von Amerika follte nach ber Abſicht ihrer Gründer fo lange 
23 
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bauern wie bie Staaten ſelbſt. Die Union ſoll ewig fein’, la uten die 
Worte bes Bundes, Durch einen Beſchluß bes Bolles ber Ber. Staaten 
„eine vollkommene Union berzuftellen”, ift der erflärte Zweck ber Berfafjung. 
Tie Hand ber göttlichen Vorſehung zeigte fich niemals offenfundiger in ben 
Geſchicken der Menfchheit als bei der Abfafliung und ber Annahme biefer Ur: 
kunde. Ohne Vergleich ift es das größte Ereigniß in ber Geſchichte Amerika's; 
und in ber That ift es unter allen Ereignifien ber nemeren Zeit das folgen: 
fhwerfie für alle Völker ber Erbe. Die Mitglieder ber Sonvention, welche 
bie Urkunde vorbereiteten, bradten zu ihrem Werk die Erfahrungen bes Bun 
bes, ihrer einzelnen Staaten und anderer republikaniſchen Negierungen, alter 
und nener ; doch fie beburften und fie erlangten eine Weisheit höher als Er: 
fahrung. Und als ihr, bamit fie Nechtsgültigfeit erlange, bie Zuflimmung 
eines Volks vonnöthen war, welches einen großen Theil eines Gontinents be> 
wohnte und in vielen befonderen Gonventionen eine getrennte Wirffamfeit 
ausübte, war es ba nicht eine wunderbare Erſcheinung, daß nach langer Be: 
rathung und ernftem Meinungsaustaufh alle Gefühle und alle Anfichten 
fehlieglih nad einer Richtung bin zu ihrer Unterftüßung gelenft wurden? 

„Die Verfaffung, welcher in folder Meife Leben eingeflößt worden, befigt 
in ſich felbft reiche Hülismittel zu ihrer eigenen Erhaltung. Sie hat die Macht, 
ben Geſetzen Kraft zu geben, Verrath zu betrafen und bie innere Ruhe zu 
fihern. Im Falle ber Ufurpation einer Staatsregierung durd einen Dann 
ober durch eine Dligardhie erwächſt ben Ber. Staaten bie Pflicht, einem fol: 
hen Staat bie ihm verbürgte republifanifche Regierungsform wieberzugeben, 
und fo bie einheitliche Beſchaffenheit aller Staaten aufrechtzuhalten. Enthül: 
Ien fi im Verlaufe der Zeiten Mängel, fo ift in der Verfafjung felbft ein 
einfacher Weg ber Abhülfe vorgezeichnet, durch deſſen Betretung fich ihr bie 
von den Bebürfniffen ber fortfchreitenben Civiliſation gebotene Geftaltung 
eben läßt. Nicht einmal dem Gedanken einer Möglichfeit, daß mit ihr es 
mals zu Enbe geben könne, ift Raum gegeben worben. Und bieje ihr inne: 
wohnende Kraft ber Selbiterhaltung ift ftets in ihrer unverfürzten Ganzheit 
von jedem patriotifch gejinnten Staatsoberhaupt zur Geltung gebracht worden, 
von Jefferſon und Jackſon nicht minder als von Wafhington und Mabifon. 
Der Rath, welchen der Vater unferes Landes noch als Präfident dem Volke 
ber Der. Staaten zum Abſchied gab, war „bie freie Verfaflung, das Wert 
ihrer Hände, heilig und unverlegt aufreditzubalten”, und bie Begrüßungs⸗ 
worte bes Präfibenten Jefferſon ermahnten zur „Bewahrung bet allgemeinen 
Negterung in ihrer verfaffungsmäßigen Kraft, als bed Anfers unferes Frie⸗ 
bens im Innern unb unjerer Sicherheit nad außen“. Die Berfaffung ift 
das Wert bes „Volks der Ber. Staaten”, und muß ebenfo unzerftörbar fein 
wie bas Bolt. | ° 

„Es barf uns nicht befremden, baß bie Urheber der Berfafjung, deren Bor: 
bild von ber Vergangenheit nicht bargeboten war, bie Vortrefflichfeit ihres 
eigenen Werks nicht volftänbig erfannt haben. Friſch aus dem Kampf gegen 
eine Willkürmacht bervorgehend, flanben viele Patrioten noch unter bem Ein⸗ 
drud beängitigender Furcht vor einer Wbjorbirung ber Staatenregierungen 
buch bie allgemeine Regierung, unb viele brüdte die Sorge, daß die Staa- 
ten aus ihrer gemeinjamen Bahn lenten mwürben. Doch gerade bie Größe 
unferes Landes follte bie Befürchtung vor Gewaltanmaßungen feitens ber 
allgemeinen Regierung beihwichtigen. Die Gegenftände, weldhe unzweifelhaft 
unter ihre Gerichtöbarfeit fallen, find jo zahlreich, baß fie ihrem eigenen We: 
fen nach bie Fragen, bie jenfeits ihrer Sphäre Siegen, von fi abweifen muß. 
Wäre e8 anders, fo würbe bie Executive unter ber Laft erliegen. Die Bahnen 
ber Mechtöpflege würden verfchloffen, bie Gefetgebung durch ihr Webermaß 
gehemmt werben; jo baß eine größere Verfuchung berantritt, einige der Ob⸗ 
liegenbeiten ber ee Regierung ben Staaten anbeimzugeben, als einen 
Eingriff in das gejeßliche Gebiet ber Iehteren zu machen. „Die unbebingte 
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Fügung in bie Entſcheidung ber Majorität" warb im Anfang biefes Jahr⸗ 
bunberts von Sefferfon „als das Leberisprincip einer Nepublit* zur Geltung 
gebracht, und bie Ereigniffe der Ießten vier Jahre haben, wir wollen hoffen 
für immer, ben Grundfat feftgeflellt: daß es eine Berufung an bie Gewalt 
nicht gibt. „Die Aufrechthaltung der Union bringt mit fi) die Unterftühung 
der Stantenregierungen in ihren fämmtlihen Rechten“; es ift jeboch Feines 
ber Rechte irgendeiner Stantenregierung auf ihre eigene Stelle in ber Union 
zu verzichten ober bie Gefete ber Union zu nichte zu machen. Die weitelte 
Freiheit muß gelten für bie Beurtheilung der Handlungen ber Bunbesregies 
rung; eine Berufung von ihren Geſetzen aber gibt es nicht, ausgenommen 
an bie verfchiedenen Zweige biejer Regierung ſelbſt oder an bas Volk, wel 
ches den Mitgliebern ber gejehgebenben und ber ausführenden Macht nur 
eine begränzte Amtsbauer gewährt, und folchergeitalt flets die Abhülfe in 
Händen bat. 

„Die Soueränctät ber Staaten”, bas ift bie Sprache ber Gonföberation 
(d. i. des der Union vorhergegangenen Staatenbundes), und nicht bie Sprache 
ber Berfaffung. Die letztere enthält bie nachdrucksvollen Worte: „Die Vers 
faffung, fowie bie Gefete ber Ver. Staaten, welche traft ber Verfaffung ge: 
geben werden, unb alle Verträge, die unter ber Autorität der Ver. Staaten 
abgeſchloſſen find ober noch abgeſchloſſen werben, follen das oberite Geſetz bes 
Landes fein; und bie Richter in jedem Staat follen dadurch gebunden jein, 
was auch immer in ber Verfaffung ober ben Gefehen eines Einzelſtaates 
widerfprechendes fich bieten möge“. | 

„Gewißlich if die Regierung ber Ber. Staaten eine begrängte Regierung, 
und jo auch jede Staatsregierung. Diefer Begriff ber Begränzung zieht fich 
bei uns durch alle Formen der Abminiftration, fei fie von ber allgemeinen 
Regierung, von den Ginzelftaaten ober von ben Gemeinden ausgeübt, und 
berubt auf bem großen, ung eigenthümlichen Grundſatze ber Anerfennung ber 
Menſchenrechte. Die Nepublifen bes Altertbums ließen den inzelmenichen 
im Staat aufgeben, fie fchrieben ihm feine Neligion vor und beftimmten ſei⸗ 
nen Wirfungsfreis. Das amerifanifche Syſtem grünbet fi) auf die Forde⸗ 
rung gleichen Rechtes an Leben, Freiheit und Streben nad Glüd, an Ges 
wiffensfreiheit, an Ausbildung und Ausübung aller Fähigkeiten für jeben 
Menſchen. ine Folge davon ift es, daß bie Staatsregierung mit Bezug auf 
bie allgemeine Regierung im Intereſſe ber Union, mit Bezug auf ben einzel 
nen Bürger im Intereſſe der Freiheit begränzt ift. 

„Staaten mit ber rechten Begränzung ihrer Macht find eine wejentliche 


Bedingung für das Beftehen ber Verfaffung der Ver. Staaten. Schon gleich 


beim Beginn, als wir zuerft einen Plab unter ben Mächten ber Erbe ein⸗ 
nahmen, wurde die Unabhängigkeitserfärung von Staaten angenommen, nicht 
minder auch bie Artikel der YBundesgenoffenichaft, und als „bas Volk ber 
Bereinigten Staaten” bie VBerfaffung beſchloß und aufrichtete, war e8 bie Zus 
fimmung der Staaten eines nad) dem andern, welche ihr bie Lebensfähigfeit 
verlieh. Auch in bem Fall einer Abänderung ber Verfaſſung bebarf ber Vor⸗ 
ſchlag des Congreſſes der Beftätigung Seitens der Einzelftaaten. Ohne bie 
Einzelftaaten würde ein großer Zweig der gefeßgebenden Regierung nicht vor= 
handen fein. Und bliden wir über ben Buchſtaben ber Verfaffung hinaus 
auf den Charakter unjeres Landes, fo verdankt biefes feine Fähigkeit, ein 
weites feftländifches Neich unter feiner Botmäßigkeit zu halten, bem Syftem 
ber Staaten. Die befte Bürgichaft für die ewige Dauer ber Staaten ift bie 
„oberſte Autorität” ber Verfalfung der Staaten. Die Beftänbigfeit ber Ver: 
faffung bringt mit fich die Beftändigfeit ber Staaten; ihre gegenfeitigen Ber 
ziehungen machen uns zu bem, was wir find, und in unferm politifchen 
Syſtem ift ihre Verbindung unlöslich. Das Ganze Tann nicht ohne bie Theile 
beiteben, noch bie Theile ohne das Ganze. Solange bie Verfaffung der Ver. 
Staaten ſich erhalten wird, fo fange werden fidh bie Einzelftnaten erhalten; 
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bie Vernichtung ber einen iſt bie Vernichtung ber andern, bie Erhaltung be 
einen ift bie Erhaltung ber andern. 

„Ich babe meine Anfichten betreffs ber gegenfeitigen Beziehungen ber 
Verfaſſung und ber Staaten folchermaßen bargelegt, weil fie bie Princiyien 
enthüllen, auf Grund beren ich die gemichtigen ragen zu löfen, und bie 
ängftigenden Schwierigfeiten, welche fih mir glei im Anfang meiner Xer: 
waltung entgegenftellten, zu bejiegen geftzebt babe. Es if mein unverrüdte 
Ziel geweien, mich dem Einflufie momentaner Leibenfchaften zu entzieben, und 
in ben fundamentalen und unabänberlihden Grundfägen ber Berfafjung ein 
heilende Politik zu finden. 

Politik gegen den Süden Ich fand bie Staaten unter ben Fol: 
gen eines Bürgerkriegs niebergebrüdt. Ter Widerſtand gegen bie allgemeine 
Regierung ſchien fi erihöpft zu haben. Die Ber. Staaten hatten wiebe 
Beſitz ergriffen von ihren Feſtungen unb Arjenalen, und bie Armeen bielten 
jeben Staat, ber fidy loszureißen verjucht hatte, beießt. Ob das Gebiet inner: 
balb ber Gränzen jener Staaten als erobertes Land unter ber von bem Prä⸗ 
fibenten als bem Haupt ber Armee ausgehenden Autorität zu balten fei, war 
bie erfte Frage, bie ſich zur Entſcheidung barbot. 

„Es würden aber Militärregierungen, auf unbeitimmte Dauer eingefett, 
feine Gewißheit einer balbigen Unterbrüdung ber Unzufriedenheit gewährt 
haben ; fie würben das Volk in Sieger und Befiegte gelpalten und eher ben 
Haß verbittert, als die Zuneigung wieberbergeitellt haben. Einmal eingejekt, 
war ibre Fortdauer an Feine berechenbare und feſte Grenze gebunden. Sie 
würben unabjehbare und verberbliche Koften verurfacht haben. Friedliche 
Auswanderung nad und aus jenem Xheil des Landes ift eines ber beften 
Mittel, welche für bie Wieberberfiellung ber Eintracht erfonnen werben können, 
und biefe Auswanderung würde verhindert worben fein. Denn welder Ein: 
wanberer, welcher arbeitfame Bürger im Lande würde ſich gern unter mili: 
tärifche Herrichaft ſtellen? Diejenigen, welche zumeift ber Armee auf bem Fuß 
gefolgt wären, würden von ber allgemeinen Regierung abhängig ober folde 
Männer gewejen fein, bie aus bem Elend ihrer irrenden Mitbürger Nuten zu 
ziehen trachteten. Die Belugniffe der Stellenvergebung und ber Herrichait, 
welche unter dem Präfidenten über weite volfreiche und von ber Ratur reich: 
begünftigte Streden ausgeübt worben wären, find größer, als ich fie, es fei 
benn unter dem Drud ber äuperfien Noihwenbigfeit, einem einzelnen je an- 
vertrauen möchte; fie find jo groß, daß ich mich niemals, außer in dringend⸗ 
ftien NRotbfällen, dazu verftehen würde, fie auszuüben. Die Willfürausübung 
ſolcher Befugniſſe, durch eine Reihe von Jahren fortgefegt, würbe die Rein: 
beit der allgemeinen Verwaltung und bie Freiheit ber treugebliebenen Staaten 
gefährden. Ueberdieß würde die Politik ber militäriichen Beherrihung eines 
eroberten Gebiets bie Behauptung in fich enthalten haben, daß bie Staaten, 
beren Bewohner an der Empörung theilgenommen, vermöge dieſes Actes ihrer 
Bewohner aufgehört hätten zu eriftiren. Die wahre Theorie aber ift, daß alle 
vorgebliden Handlungen ber Losreißung von Anfang an null und nichtig 
waren. Die Staaten können nicht Verrath begeben, noch auch bie einzelnen 
Bürger, die Berrath begangen haben, firmen; ebenjo wenig wie jie mit 
fremden Mächten giltige Verträge abfchließen, gejetlichen Verkehr unterhalten 
können. Die Staaten, welde jich loszureißen verjuchten, verſetzten ſich in 
eine Lage, worin ihre Lebensiähigfeit beeinträchtigt, aber nicht erfiidt, ihre 
Zunctionen fufpenbirt, aber nicht zerftört wurben. 

„Wenn jedoch irgendein Einzelftaat feine Pflichten Bintanfeht ober zu er⸗ 
füllen verweigert, fo ift e8 um fo nöthiger, daß bie allgemeine Regierung ihre 
ganze Autorität aufrechthalte, und fobald wie möglich die Ausübung aller 
ihrer Yunctionen in bie Hand nehme. Nach diefem Grundſatz habe ich ges 
handelt, und fo allmählig und ſtill und in faft unmerllihen Abſtufungen 
bie rechtmäßige Thatkraft ber allgemeinen Regierung und ber Einzelftaaten 
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wieber ins Leben gerufen. Zu biefem Ende find proviſoriſche Gouverneure 
für die Staaten ernannt, Gonventionen einberufen, Gouperneure erwählt, 
Legislaturen verfammelt, und Senatoren und Repräfentanten für den Eon: 
greß ber Vereinigten Staaten gewählt worden. Zugleich find die Gerichtss 
höfe der Vereinigten Staaten, wie weit e8 thunlich war, mieber eröffnet wors 
den, jo daß bie Geſetze der Vereinigten Staaten durch ihre Vermittlung zur 
Geltung gebracht werben können. Die Blofabe ift befettigt, die Zollämter 
in ben Importhäfen wieber eingerichtet worben, fo daß bie Erhebung ber 
ben Pereinigten Staaten zuftebenden Gefälle möglich iſt. Während fo 
bie Gerichtshöfe ber Perfon und dem Eigenthum Sicherheit gewähren, 
und bie Gröffnung ber Häfen zur Wiederaufnahme bes Gemerböbes 
triebs und des Handels einlädt, erleichtert das Poftamt von neuem ben ges 
felligen wie den geichäftlichen Verkehr. Und ift es nicht ein Glück für uns 
Alle, daß die Erneuerung biefer Zunctionen ber allgemeinen Regierung einen 
Segen für die Staaten mit fi führt? Verſpricht e8 uns nicht neue Eine 
trat und neue Liebe zur Union, baß nach allem was geichehen, bie Rüds 
kehr der allgemeinen Regierung nur als eine Wohlthat anerfannt wird ? 
„sh weiß ſehr wohl, daß biefe Politif mit einiger Gefahr verbunden 
iſt; daß fie, um zum Ziele zu gelangen, mindeſtens ber ftillfhweigenden Er⸗ 
gebung der Staaten bedarf, auf welche fie fidh erftredt; daß fie eine Auffors 
berung an jene Staaten in fi) birgt, durch Erneuernng ihrer Unterorbnung 
unter bie Vereinigten Staaten ihre Functionen als Staaten der Union 
wieber aufzunehmen. Doch es ift eine Gefahr, der man fich nicht entziehen 
kann; in ber Wahl ber Schwierigfeiten ift e8 bie geringfte Gefahr; und um 
bie Gejahr zu vermindern, ober wo möglich zu bejeitigen, babe ich es für 
meine Pflicht erachtet, cine andere Befugniß ber allgemeinen Regierung auss 
zuüben — bas Begnabigungsredt. Da fein Staat für bas Verbrechen bes 
Verraths eine Vertheibigung vorbringen kann, fo fteht das Begnabigungs: 
recht ausſchließlich der erecutiven Negierung ber Vereinigten Staaten zu. In 
ber Ausübung biefes Rechts babe ich alle Vorficht angewandt, es mit ber 
klarſten Anerkennung ber binbenben Gewalt ber Gefege ber Vereinigten 
Staaten und mit ber vollften Würdigung ber aus dem Krieg hervorgegan⸗ 
genen großen focialen Veränderung in Bezug auf bie Sclaverei in Verbins 
bung zu ſetzen.“ 
mendirung ber VBerfaffung. „Mein nächfter Schritt zur Wiebers 
berftellung ber verfaffungemäßigen Beziehungen ber Staaten war eine Auf: 
forderung an fie zur Betheiligung an dem großen Werke ber Verfaſſungs⸗ 
amendirung. Jebdes Patrioten Wunſch muß es fein, daß eine allgemeine 
Amnejftie gewährt werde, fobalb bieß mit ber öffentlihen Sicherheit verein: 
bar ift. Bu biefem großen Ziel bedarf es ber Mitbethätigung aller Anz 
fihten und bes Geiftes der Verſöhnlichkeit. Alle Parteien, welche in bem 
furchtbaren Kampfe zu Tage traten, müſſen nun in Eintracht zujammenwirs 
fen. Im Namen des ganzen Volfs darf man wohl das Verlangen ſtellen, 
baß einerfeits ber Reconftructionsplan weitergeführt werbe in Gemäßbeit ber 
Bereitwilligfeit, mit welcher bie Wirren der Vergangenheit ber Vergeſſenheit 
übergeben werden, und baß andrerjeits bie Aufrichtigfeit be8 Strebens nach 
fünftiger Aufrechthaltung der Union durch die Beftätigung bes vorgefchlagenen 
Amendementsd zur Berfaffung, welches die Sclaverei innerhalb unſerer Gräns 
zen auf ewige zeiten abgeſchafft erflärt, außer Zweifel gefeßt werbe. So⸗ 
lange bie Annabme dieſes Amenbements hinausgefchoben bleibt, fo lange 
wird Ameifel, Eiferfucht und Unficherheit herrſchen. Dieß iſt die Maßregel, 
welche die traurige Erinnerung an bie Vergangenheit auslöſchen wirb; bieß 
bie Maßregel, welhe am fiherften Einwanderung, Capital und Sicherheit 
jenen Theilen ber Union zuführen wird, welche beren am meiften benöthigt 
find. In ber That, von ben Staaten, melde nun ihre Stelle in ber Familie 
ber Union wieber einzunehmen im Begriffe fteben, darf man wohl verlangen, 
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daß fie dieſee Pfand ewiger Treue und Friedfertigleit geben. Erſt wenn dieß 
gelöehen fein wird, kann die Vergangenheit vergeffen werben. Die Annahme 
e8 Amendements vereinigt uns wieder mit jo flarfen Banben, bafı an eine 
nochmalige Trennung nicht zu benfen if. Sie heilt bie Wunbe, welche fich 
noch erfi unvollfommen geichloifen bat; fie befeitigt das Element, welches 
über unfer Land jo viel Wirren und Zwietracht gebradyt bat, die Sclaverei; 
fie macht uns wieder zu einem einigen und neu gefräftigten Volke. 

„Sf das Amenbement zur Verfafjung angenommen, jo bleibt ben Staaten, 
beren Befugnifle fo lange gerubt haben, noch übrig, ihre Plätze in ben beiden 
Zweigen ber nationalen Regislatur einzunehmen, und jo das Werk ber Reconftruc: 
tion zu vervollſtändigen. Und Hier iſt es Ihre Sache, Mitbürger vom Senat, 
und bie Jhrige, Mitbürger vom Haufe ber Repräfentanten, jeder nach feinem 
Ermeſſen über die Wahlen, ben Eintritt und bie Qualificationen Ihrer eige⸗ 
nen Collegen zu urtheilen.” Der Präfident geht nun auf bie Mieberer- 
Öffnung der Bezirfsgerichtsfikungen in ben früheren Rebellenftaaten über — 
eine Angelegenheit, in welcher bie Bolfsvertretung baldmöglichſt eine Ent: 
fheidung abgeben möge. ... „Es ift offenbar, daß Verrath, höchſt verbredhe: 
rijcher Verrath, begangen worden if. Die deſſen Angefchuldigten follten ges 
rechtes und unparteiiſches Verhör vor ben höchſten bürgerlichen Gerichtshöfen 
erhalten, auf daß bie Verfaffung und die Gefete zur vollen Geltung kom⸗ 
men mögen; auf daß die Wahrheit Flar bingeftellt und bargetban werbe, 
daß Verrath ein Verbrechen ift, daß Verräther beftraft werben müffen, und 
auf daß zugleich durch ridhterlihen Ausſpruch für ewige Zeiten feitgeftellt 
werbe, baß Fein Staat aus eigenem Willen das Recht bat, feine Stelle in 
ber Union aufzugeben. 

Die befreitenfteger und bag Stimmredt. „Die Stellung, weldye 
bie allgemeine Regierung zu ben durch ben Krieg zur Freiheit berufenen vier 
Millionen Einwohnern einninmt, ijt ber Gegenſtand meines ernften Nach⸗ 
benfens gewejen. Was die Frage betrifit, ob es angemefjen jei, ben Bes 
freiten durch eine Proclamation der Erecutive Mahlreht zu verleihen ? nahm 
ih bie Verfaſſung ſelbſt, die Interpretation diefer Urkunde durch ihre Ur: 
heber und beren Zeitgenoflen und bie neuere gejeßgebende Wirkſamkeit des Con⸗ 
reffes mir zur Richtſchnur. Als bei dem erſten Schritt zur Erlangung ber Unab⸗ 
Dängigfeit ber Congreß ber Vereinigten Staaten bie Einzelftnaten aufforberte, 
eigene Regierungen einzurichten, überlieken fie die Entjcheibung über ben Ge⸗ 
nuß des Wahlrechts jebem einzelnen Staate ſelbſt. Während der Periode 
ber Bundesgenofjenichaft walteten in ben verſchiedenen Staaten ſehr abweichende 
Beitimmungen in Betreff der Wahlbefähigung. und felbft innerhalb eines 
und besjelben Staats eriftirten verfchiebene Beitimmungen in Bezug auf bie 
zu wäblenden Würbenträger. Die Verfafjungsurfunbe ber Vereinigten Staa⸗ 
ten erkennt dieſe Verfhiedenheit an, wenn fie für bie Wahl ber Mitglieder 
bes Nepräfentantenhaufes ber Bereinigten Staaten anorbnet: baß „bie 
Wähler in jedem Staat biejenige Bejäbigung baben fjollen, welche zur Be⸗ 
tbeiligung an den Wahlen für ben zahlreichſten Zweig ber Legislatur bes 
Staats erforberli if.” Nach ber Feſtſtellung ber Verfafjung blieb es wie 
zuvor ber allgemeine Gebrauch, daß jeder Staat das Wahlrecht nach eigenem 
Ermefjen erweiterte, und in folder Weiſe bat ein Staat nad bem anbern 
bie Zahl feiner Wähler vermehrt, bis gegenwärtig allgemeines Stimmrecht, 
oder doch etwas nahe baran gränzendes, bie durchgehende Regel if. Auch 
ber mir vorangegangene Präfibent bat nie veriucht, dieſes Syſtem abzu= 
ändern, und überbieß würbe eine durch ben Präfidenten vollzogene Aus⸗ 
behnung bes Wahlrechts auf bie Emancipirten alle Farbigen betreffen, und 
fo auch bie nörblihen Staaten bedeutend afficirt werben. Andererfeits wird 
—* Oonfict vermieden, wenn bie Löjung ber Frage ben Ginzelftaaten über: 
affen bleibt. 


Behandlung ber befreiten Neger. „Während ich fomit nicht ber An⸗ 
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ſicht bin, daß nun nad bem Schluß. bes. Kriegs bie allgemeine Western 


das Wahlrecht der Einzelſtaaten abändern barf, iſt es nicht minder Mar, ba 


ben Befreiten Sicherheit ber Perion und des Eigenthums, bas Recht ber Ar- 
beit und bas Recht, für ihre Arbeit Lohn zu verlangen, gewährt werben 
muß. Möge der Parteigeift dieſer Frage fern bleiben. Wir dürfen nicht 
voreiligerweife von einer Uumöglichfeit des Zufammenlchens der beiden Racen 
reden. Laßt uns einen Verſuch machen, und nicht zu früh ben Muth ver- 
lieren. Dem Lande thun Die Arbeitsfräite noth, den DBefreiten Arbeit, Bils 
bung und Schub. Während das Recht freiwilliger Auswanderung ober 
Ortöveränderung ihnen nicht beitritten merben darf, möchte ich eine zwangs⸗ 
weile Entfernung und Golonifirung nicht anrathen.... Das öffentliche In⸗ 
terefje wird am ficherfien befürbert werden, wenn bie einzelnen Staaten ben 
Befreiten angemefjenen Schuß angebeihen lafien. Bis dieß geſchieht, barf 
man ein Fehlſchlagen ber Verſuche nicht ben Negern zur Laft legen. Ich 
weiß, daß aufrichtige Philanthropen bie fernftliegenden Ziele gern gleich erreichen 
möchten; die Zeit aber ift ftets ein &lement ber Reform. Es ift eine ber 
größten Thaten der Gefchichte, daß vier Millionen Menſchen ber Freiheit zu: 
geführt worden find, Die Bahn freier Arbeit muß ihnen eröffnet werden, 
bin bann muß ihr ferneres Wohlergehen hauptſächlich von ihnen felbft ab⸗ 
ängen.... 

Freie Arbeit gegen Sclavenarbeit. „Nun die Sclaverei vernichtet 
it, tritt Die Größe des Uebels in ſtaatsöconomiſcher Hinjiht immer Tlarer 
zu Tage. Die Sclaverei war ihrem Weſen nad ein Arbeitsmonopol, und 
verlegte jomit ber freien Aubuftrie den Weg. Mit der Aufhebung bes Mo: 
nopol$ aber wird freie Arbeit aus allen Theilen ber civilifirten Welt ber: 
zueilen. Die acht oder neun Staaten, welche dem mericanifchen Meerbuſen 
zunächſt liegen, find mit einem Boden von üppigfter Fruchtbarkeit und einem 
langer Lebensbauer freundlichen Klima gejegnet, und Fünnen einer bichteren 
Bevölferung Raum bieten, als fie bisher in irgend einem Theil unferes 
Landes zu finden if. Und bie fernere Einwanderung wird fich hauptſächlich 
eich bem Norden ober aus ben civilifirteften Ländern Curopa’s borthin 
ziehen. 

„Unjere Regierung hat ihren Urfprung im Volke, und für das Volt ift 
fie gemadt, nit das Volk für bie Regierung. Wegen ihres Urſprungs 
follte fie allen Verſuchen, Bevorzugungen herzuftellen, entgegeniveten. Be⸗ 
günftigte Glaffen oder Monopole dürfen nicht eriftiren; das Princip unjerer 
Regierung ift Gleichheit der Gefebe und Freiheit der Erwerbsthätigkeit. 

Auf den inneren Hanbelöverfehr übergehend empfiehlt ber Präfibent bie 
Heritellung freieften Verkehrs zwiſchen den einzelnen Staaten, bie Befeitigung 
aller Schranfen, welche dem Perſonen⸗ oder Waarentranfit entgegengeftellt 
werben; erwähnt dann ben Bericht des Minifters bes Innern bezüglich ber 
den Ländereien, und preift die mwohlthätigen Wirkungen der Home 

ead Act.... 

Die Flotte und bie Armee. Der Präfibent berichtet, daß bie Flotte 
im Anfang bes Jahres 530 Schiffe mit 3000 Kanonen und 51,000 Mann 
gezählt babe, und jetzt auf 117 Schiffe mit 830 Kanonen unb 12,218 
Mann rebucitt fei. Geit ber Beendigung ber Feindjeligfeiten feien auch bie 
im Ausland flationirten Gefchwader wieder verflärft und mit beffern Schiffen 
verfehen tworben. Die anempfohlene Erweiterung ber Schiffswerfte verbiene 
Berüdfihtigung Die Militärmadht ber Nation babe am 1. Mat d 


.41,000,516 Mann gezählt. Der Friebensfuß möge auf 50,000 Mann aller 


MWafjengattungen firirt werben, und fo organijirt fein, daß er im Nothfall 
jederzeit auf 82,000 Dann geiteigert werben könne. Das Departement gebe 
mit ber Reduction ſchnell voran, 800,000 Freiwillige feier bereits entlaflen; 
bat Kriegsbubget ſei von 516,240,131 Dollar auf 33,814,461 Dollar res 
ucirt. 
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Die Kinanzen. Der Präfibent beziebt fich auf ben Bericht bes Schatz⸗ 
fecretärs, nach weldhem die Ausgaben bes am 30. Juni 1866 ablaufenben 
Finanzjahrs die Einnahmen um 112,194,947 D. überfieigen werben. Dagegen 
weiſe das Bubget für das am 30. Juni 1867 ablaufende Jahr einen Ueber⸗ 
ſchuß ber Einnahmen gegen die Ausgaben von 111,682,218 Doll. nach. Die: 
fer Betrag möge ganz oder theilweile zur Rebuction ber Staatefhulb ver: 
wandt werben, welde am 31.Cct. d. 3. 2,740,854,750 Doll. betragen babe. 
Die Tilgung ber Schuld beredine ber Schatfecretär auf eine Meriobe von 
30 Jahren. Der Präfident Außert fi) dann über die Regelung bes Noten: 
umlaufs: „ES ift unfere erfte Pflicht, eine Abhülfe für die ſtets wachlenben 
Uebel einer uneinlösbaren Notencirculation zu ſuchen, obne eine plößliche 
Erſchütterung, aber auch ohne unzeitgemäßen Auffhub. Dazu muß jeber 
in feiner Stellung beitragen. Tie Crecutive muß in ihren Ausgaben bie 
größte Sparfamfeit walten laffen. Bon ben Banken, welchen bad Recht ber 
Notenausgabe gegen Sicherheit in Bonds ber Ver. Staaten- gegeben worben 
ift, dürfen wir die größte Umficht und Mäßigung verlangen; unb bei jeber 
Ueberichreitung muß die Strenge bes Geſetzes eintreten. Unſern unterneb 
menben und thätigen Landsleuten mögen wir ben Nath ertheilen, fi einem 
Spftem baarer Zahlung ober furzer Erebdite anzufchließen, um auf bie Rück⸗ 
kehr zur Metallmährung gerüftet zu fein. Um unfern Mitbürgern in ber 
weifen Verwaltung ihrer Geldangelegenheiten Hülfe zu Feiften, müſſen wir 
ben Notenumlauf auf gefetlihem Wege zu beichränfen fuchen. Bor fünf 
Jahren betrug die Banfnotencirculation bes ganzen Landes nicht mehr als 
200 Millionen ; jet circuliren 700 Millionen in Bank: und Schatnoten. 
Die almähliche Verminderung ber Noten ift das einzige Mittel, um großen 
Gataftrophen vorzubeugen; und fie läßt fi) durchjeten durch eine allmähliche 
Fundirung der Schapnoten und ihre Umwandlung in Sicherheiten, welche 
die Regierung nach Belieben einlöfen Tann. j 

„Unfere Staaisſchuld ift doppelt fichergeftellt: einmal durch den wirklichen 
Reichthum und die noch größeren, bisher nicht entwidelten Hülfsquellen des 
Landes ; und nächſtdem durch ben Charakter unferer Snititutionen. Die eins 
fihtigften Beobachter unter den Staatsöconomen haben ſtets bemerft, baß bie 
Staatsſchuld eines Landes in bemfelben Verhältniß gefichert dafteht, mie das 
Bolt bes Landes frei ift; daß bie Schulb einer Nepublif die ficherfte von 
allen iſt. Alle Bewohner tragen hier zu der öffentlichen Wohlfahrt bei und 
unterziehen ſich ihrem Antbeil an den öffentlichen Laften. Während bes Kriegs, 
unter dem Antrieb der Vaterlandsliebe, brängten fi) die Männer ber großen 
Mafje des Volle ohne Rüdfiht auf ihre Vermögensverbältniffe zum Dienſt 
in Armee und Flotte, und boten ihr Leben für das öffentliche Wohl dar. 
Jetzt möge bas Beſitzthum des Lanbes feinen gerechten Antheil an ben Laften 
tragen. Diefe Laften mögen fo vertheilt werben, daß Lurusartifel am ſchwer⸗ 
ften, die Bebürniffe bes Lebene fo gering wie möglich befteuert werben. 
Keine bevorzugte Clafje verlange Steuerfreiheit; der angefammelte Reichthum 
bes Lanbes möge ſchwerer betroffen werden als ber Arme. Die Staatsihuld 
aber müſſen wir als das anfehen, was fie ift: nicht als eine nationale Seg- 
nung, fonbern als eine ſchwere Bürbe auf ber Induſtrie bes Landes, welcher 
man fi ohne unnöthigen Verzug entlebigen muß. 

Derbältniß zum Auslande „Die große Ausdehnung unferes 
Gebiets und die Mannichfaltigleit des Klima’s, welches beinahe Alles, was 
ben Bebürfniffen und ber Behaglichkeit entſpricht, hervorbringt, macht uns 
anz bejonbers uncbhängig von der wechſelnden Polttit bes Auslands, und 
Pt ung gegen jede Verſuchung „verfiridender Alltanzen“, während im 
gegenwärtigen Augenblid bie Wiederherftellung ber Eintracht, und bie Kraft, 
welche dieſer entjpringt, unjere beite Sicherheit fein wird gegen „Nationen, 
bie fih ihrer Macht bewußt find unb bes Rechts vergeffen”. Was mich bes 
trifft, war es und wirb es mein beftändiges Streben fein, Frieden und Ein- 
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tracht mit allen fremben Nationen und Mächten zu pflegen, und ich babe allen 
Grund zu glauben, daß fie alle, ohne Ausnahme, von benjelben Gefühlen bes 
feelt find. Unfere erft vor Kurzem angefnüpften Beziehungen mit dem Kai⸗ 
fer von China find überaus freundlich. Unſer Verkehr mit jeinem Reich ent: 
widelt fi fortwährend, und es it erfreulich zu ſehen, daß die Regierung 
biefes großen Reichs ſich von unferer Politik befriebigt zeigt, unb in bie Ehr⸗ 
fichfeit, welche unſern Verkehr characterifirt, gerechtes Vertrauen ſetzt. Die uns 
unterbrochene Harmonie zwifchen ben Ber. Staaten und dem Kaiſer von 
Rußland erhält durch bie projectirten Telegraphenlinien, welche ſich quer durch 
Afien mitten burch feine Reiche ziehen, uns auf einem neuen Verkehrswege 
mit ganz Europa verbinden follen, eine neue Stütze. Durch eine birecte 
Dampferlinie nach dem ſich hebenden Kaiferreih Brafilien ſteht unjerm Vers 
fehr mit Sübamerifa Aufnnmterung bevor. Die ausgezeichnete Gejellichaft 
von Männern ber Wifjenfchaft, welche vor Kurzem unjer Land verließen, um 
bie Naturgefchichte, die Flüſſe und bie Höhenzüge jener Gegenden wiſſen⸗ 
ſchaftlich zu erforichen, hat vom Kaifer einen hochherzigen Empfang erhalten, 
wie auch von feiner ununterbrochenen Freundſchaft für bie Ver. Staaten und 
feinen wohlbefannten Eifer für Hebung und Förderung ber Wiflenfchaft nicht 
ombers zu erwarten war. Es ift zu hoffen, baß unfer Verfehr mit ben reis 
chen und bevölferten Landftrihen am Ufer des WMittelmeers fich bedeutend 
fteigern werbe, Bon Seiten unferer Regierung wird ficherlich nichts verabs 
fäumt werben, um ben Schuß unjerer Flagge bem Unternehmungsgeift uns 
jerer Mitbürger angebeiden zu lafien. Wir erhalten von ben Mächten jener 
Weltgegenden wohlwollende Verſicherungen, und es ift bemerfenswertb, daß 
wir von bem Bey von Tunis, deſſen Herrichaft fih über bie alten Reiche von 
Carthago an ber afrikanischen Küfte erftredt, durd einen beſondern Gejanbten 
eine Beileidsbotichaft beim Tode unjeres verftorbenen höchſten Staatsbeamten 
erhielten” .... Die Gewährung der Rechte einer Friegführenden Partei an die 
Snfurgenten fei ohne Beilpiel gewejen, und habe fich durch ben Ausgang auch 
nicht gerechtfertigt. In ber Neutralität ber verjchiedenen fremden Mächte hät⸗ 
ten ſich neue unverfennbare Unterfchiede kundgegeben. England habe zu gror 
Bem Theil den Infurgenten bas Kriegsmaterial geliefert. Britifche Schiffe, 
bemannt mit britifchen Untertbanen und bereit zur Aufnahme von Arntatur, 
jeien aus britifchen Häfen ausgelaufen, um unter bem Schutze ber von ben 
Snfurgenten ausgegebenen Gaperbriefe gegen ben amerifanifchen Handel Raub: 
züge zu machen. Später ſeien diefe Schiffe wieber in britiſche Häfen einge: 
laufen, um Reparaturen vorzunehmen. Dieſes Vorgehen babe durch Verlän: 
gerung des Kampfes bie Verheerung ber rebelliihen Staaten nur verſchlim⸗ 
mert und den amerifanifchen Handel vom Meere verjagt, während es ihn auf 
bie Macht übertragen habe, von ber es ausgegangen jei. Ein aufrichtiges 
Verlangen nach Frieden ſei ber Grund geweſen, daß er (Johnſon) die folder: 
geftalt zwifchen ben beiden Ländern ſich erbebenden Fragen einem Schieds⸗ 
gericht zu überweifen wünſchte. Dieſe Fragen feien von folcher Wichtigkeit, 
daß fie die Aufmerkjamfeit der Großmächte auf fich ziehen müßten, und feien 
mit ben Snterefien und bem Trieben jeder ber Mächte jo innig verwoben, 
baß eine höchſt bedeutſame Entſcheidung gefällt worden wäre. England aber 
babe ein Schiebsgericht abgelehnt, und eine Commifjion zur Ordnung gegens 
feitiger Anſprüche, jedoch mit Ausſchluß der erwähnten Beraubungen, vorges 
ſchlagen. Ein Vorſchlag von fo unbefriedigender Natur habe abgelehnt wer: 
ben müffen. Die Ber. Staaten böben bie Angelegenheit nicht hervor, um 
einer Macht, welche bie freundſchaftlichſten Gefinnungen zu begen vwerfichert, 
den Vorwurf ber Doppelzüngigkeit zu machen, jonbern weil völferrechtliche 
Fragen barin involvirt feien, deren Regelung für ben Frieden ber Nationen 
eine Nothwendigkeit fei. Auf eine gegen England ausgefallene Entſcheidung 
wäre wahrfcheinlich pecuniärer Schabenerfag gefolgt. Solde Entihäbigung 
aber wäre nicht ber Hauptzwed ber Ber. Staaten geweien. Im Intereſſe 
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bes Friebens umb ber ——— ſei es, wichtige Grundſaͤtze bes Vollerrechts 
feſtzuſtellen. „Der britiſche Miniſter“ — führt ber Präfibent fort — be: 
gründet feine Rechtfertigung barauf, daß das Municipalgefeg einer Nation 
und deſſen interpretation den Maßſtab abgebe für bie Pflichten einer neu: 
tralen Macht. Bor bem Tribunal ber Nationen läßt ſich diefe Rechtiertigung 
nit aufrechthalten. Zu gleicher Zeit aber rathe ich nicht zu einem jetztwei⸗ 
ligen Verſuch, auf bem Wege ber Gefepgebung Abhülfe zu erlangen. Die 
fernere Freundſchaft ber beiden Länder muß auf ber Baſis gegenfeitiger Ge: 
rechtigfeit ruhen. Seit ber Gründung unferer freien Verfeflung war bie 
civilifirte Welt durch Revolutionen im Intereſſe ber Democratie oder ber 
Monardie in Zudungen verjeßt worden; bie Ver. Staaten jebod haben ſich 
in allen diefen Ummälzungen weije und ftandhaft geweigert, für bie Republik 
Propaganda zu machen. Die Republik ift bie einzige für umfere Lage paj: 
fende Regierungoform; body haben wir nie getrachtet, fie andern aufzuerlegen, 
unb folgten confequent bem von Wafhington ertheilten Rath, fie lediglich 
durch forgfältige Wahrung und kluge Benützung ihrer Segnungen zu empfeh⸗ 
len. Während des ganzen Zeitraums war bie Politik ber europäilchen Mächte 
und ber Ver. Staaten im Ganzen eine einträchtige. Wohl gab es zweimal 
Gerüchte einer im monardifchen Intereſſe bevoritehenben Invaſion in gemilje 
Gebietstheile Amerifa’s. Zweimal waren meine Vorgänger veranlapt worben, 
bie Anfichten biefer Nation über eine folhe Einmildung zu verfünden. Und 
beide Male waren die Vorftellungen ber Ber. Staaten geachtet worden, da 
die europäifchen Negierungen tief überzeugt waren, baß die wahre Richtjchnur 
für beide Erbhälften in dem Syftem ber Nichteinmiihung und ber gegenſei⸗ 
tigen Enthaltfamfeit vom Propagandismus beftehe. Seit jenen Zeiten ifl 
unfer Mohlftand, ift unfere Macht gewachſen; aber wir halten feit an ber 
alten Anficht: den europäifhhen Nationen die Wahl ihrer eigenen Dynaftien 
und bie Bildung ihrer eigenen Regierungsſyſteme freizuftellen, Gonjequente 
Mäßigung darf auf ein entiprechendes Maßhalten gerechter Weile Anſpruch 
machen. Wir würden es als ein großes Unglück für uns, für bie Sache 
einer guten Regierung und ven Frieden der Welt anfehen, follte irgendeine 
europäifche Macht das amerikanische Volk gewiſſermaßen herausfordern, ben 
Republifanismus gegen fremde Einmifhung zu vertheidigen. Wir können 
weber vorausjehen, noch find wir abgeneigt in Betracht zu ziehen, welche Ge: 
legenbeiten ober weldye Combinationen fi barbieten möchten, ung gegen Ans 
jchläge zu ſchützen, die unferer Regierungsform feindlih wären. Die Ber. 
Staaten wünſchen in Zukunft fo zu Handeln, wie: fie bisher gehandelt haben; 


ſie werben fi nie von bdiefer Bahn ablenken laſſen, es fei_ denn burd Ein: 


griff enropäifcher Mächte; und wir bauen auf bie Gerechtigkeit und Weisheit 
biefer Mächte, daß fie die Politik der Nichtintervention achten, welche jo lange 
durch die Zeit geheiligt ift unb durch ihre guten Erfolge fih auf beiben Con⸗ 
tinenten bewährt bat. Die Correfpondenz mit Franfreih in Bezug auf bie 
zwifchen beiden Regierungen erörterten Fragen wirb zur geeigneten Zeit bem 
Congreß vorgelegt werben. 

Ausfihten in die Zufunft. „ALS ber erſte Präfibent ber Ber. 
Staaten feine erfie Anſprache an bie beiben Häufer bes Congreſſes richtete, 
that er bie Aeußerung, daß bie Bewahrung des heiligen Feuers ber Freiheit 
und das Geſchick der republifanifchen Staatsform vielleicht faſt ausſchließlich 
von ber Probe abhänge, welche das amerikanische Volk jetzt zu beftehen babe. 
Und das Haus der Repräfentanten antwortete Waſhington durch bie Stimme 
Madiſons: „Wir verehren bie unfichtbare Hand, welche das amerifanijche 
Bolt durch fo viele Schwierigkeiten zu bem Bewußtjein feiner Verantwort⸗ 
Yichfeit für die Zukunft republifanifcher Freiheit geleitet hat’. Mehr als 
76 Sabre find dahingefloſſen, feitdem diefe Worte gefprochen werben, bie Ver. 
Staaten haben durch fchwerere Prüfungen gehen müſſen, ald man geabnt 
hatte. Die Erfahrung bat die Zulänglichkeit der republifaniichen Regierungs= 
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form in Krieg und in Frieden bewiefen, unb ihre Hoheit burch Gefahren und 
ungra@siätäge zur Geltung gebracht, welche jedes andere minber tief in bem 
Herzen bes Volks begründete Syſtem in ben Staub geworfen hätten... Die 
Ueberzeugung, baß uniere Regierungsform bie befte ift, hat es und ermög- 
licht, aus dem Bürgerkrieg binnen vier Jahren mit voller Herſtellung ber 
verfaffungsmäßigen Autorität der allgemeinen Regierung und ohne Kürzung 
jeglicher Freiheit hernorzugehen. Die Schaaren von Einwanderern finb Zeuge 
bes Vertrauens, welches alle Völker zu unferer Lebensfähigfeit Haben. Hier 
ift das große Land der freien Arbeit, wo bie Ermwerbsthätigleit mit einem 
Lohn ohne Gleichen gefegnet ifl, wo das Brob des Arbeiters verfüßt wird 
durch das Bewußtfein, daß bie Sache des Landes „feine eigene Sache, feine 
eigene Sicherheit, feine eigene Würde” ift. Hier genießt ein jeglicher bes 
freien Gebrauchs feiner Kräfte, und der Wahl feiner Thätigkeit als eines 
natürlichen Rechts. Hier hat ſich unter ben vereinten Einflüffen fruchtbaren 
Bodens, liebliher Klima's und glüdlicher Inſtitutionen bie Bevölkerung bins 
nen einem Jahrhundert vervielfacht. Hier hat ſich durch bie leichte Entwick⸗ 


lung unermeßlicher Kräfte ber Nationalftand fo vermehrt, daß wir gegen bie 


finanziellen Gefahren anderer Länder gefichert, und im Geſchäftsverkehr wie 
in unfern Anfichten wahrhaft unabhängig und felbftenticheibend find. Hier 
wird immer größere Sorge getragen, baß jeber, ber auf unjerm Boden ges 
boren wirb, ber Erziehung und Bildung theilhaft werde. Hier weigert ſich 
bie Religion, von politiiher Verbindung mit ber bürgerlichen Regierung frei, 
ben Ränken von Staatsmännern fi unterzuordnen; fie wird in ihrer Uns 
abhängigteit das geiftige Leben bes Volks. Hier wird Duldung gewährt, 
bier firebt ber menſchliche Geift ungefeflelt aufwärts in ber Wiſſenſchaft, und 
erringt eine immer wachiende Herrichaft über die Kräfte ber Natur. Hier 
find die Staatsländereien in Millionen von Freigütern im ben Händen ber 
Bürger, welche fo mehr als die Bewohner irgendeines andern Theild ber 
Erde ein wahres Volk bilden. Hier befteht die bemocratiiche Form ber Res 
gierung, bie Form ber Regierung, welche nad bem Eingeftänbniß europäis 
ſcher Staatsmänner „eine Macht verleiht, beren Teine andere Regierungsform 
fähig ift, weil fie jeden Bürger mit dem Staat ibentificirt und alle Reguns 
gen ber Seele beherricht." Wo in ber Geſchichte vergangener Zeit if bie Pa» 
rallele zu finden zu ber öffentlichen Glüdjeligfeit, welche in bem Bereich bes 
Volke ber Ber. Staaten liegt? Wo lafien fih in ber Welt Inſtitutionen 
auffinden, welche den Sitten unferes Volks fo entiprächen, auf feine Liebe 
einen jo berechtigten Anfpruch hätten, mie unfere eigene freie Verfaſſung? 
Sjeber, wo ex auch lebe in unferm Land, muß ben Wunſch hegen, daß fie 
ewig befiehben möge. Wer will nicht mit mir in ben Worten Wajſhingtons 
anerkennen, baß jeder Schritt, mit welchem bas Volk der Ver. Staaten zu 
bem Charafter einer unabhängigen Nation emporgeftiegen ift, burch ein Zeichen 
provibentieller Führung gekennzeichnet erfheint? Wer will nicht mit mir in 
das Gebet einflimmen, daß bie unfichtbare Hand, welche uns durch bie Fin⸗ 
fterniß geleitet bat, bie unfern Pfad umnacdhtete, uns auch zu einer vollkom⸗ 
menen Wieberbefeftigung brüderlicher Liebesbanbe heranführe, auf daß wir im 
Stanbe jein mögen, unfer großes Erbe, bie Einzelftantsregierungen in allen 
ihren Nechten, die allgemeine Regierung in ihrer ganzen verfallungsmäßigen 
Machtfülle, auf unſere Nachkommenſchaft und biefe wieder auf bie ihrige 
durch unzählige Gefchlechter hinab fortzuerben ?“ ' 
Am Repräfentantenhaufe verliest ber Secretär bas Namensver⸗ 
zeichniß ber Mlitglieber, wobei er die Namen ber von ben recon- 
ftruirten Südſtaaten gewählten Vertreter ausläßt, die daher vorerſt 
nit anerkannt und nicht zugelaffen werden. Wahl bes Spreders. 


In Folge einer am 2, d. M. gehaltenen Borverfammlung von 


424 republikaniſchen Congreßmitgliedern und eines von ihnen ein- 
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ſtimmig gefoßten Beſchluſſes wirb in beiden Häufern darauf angetragen, 
eine gemifchte Commiſſion zur Berichterftattung über die Frage ein: 
zujegen, ob irgenb einer der weiland rebelliihen Staaten berechtigt 
fet, fih im Senate oder im Repräfentantenhaufe vertreten zu laſſen; 
bis bie Berichterftattung, für welche kein Zeitpunkt feitgefeßt werben 
möge, erfolgt und danach gehandelt fei, ſolle fein Mitglied folcher 
Staaten zugelafjen werben. 


6. Tec. Das Repräfentantenhaus genehmigt den Antrag auf Einfegung 


"n 


einer gemiſchten Commiſſion mit 123 gegen 36 Stimmen. 

„ Die Unionsregierung lehnt bie ihr von Frankreich unter d. 18. 
Oct. gemadte Zumuthung, das Kaifertfum Merico anzuerkennen, 
um baburh den Rüdzug ber franz. Armee zu ermögliden, unum⸗ 
wunden ab. 

Dep. Sewarbs an ben Geſandten in Baris: „Jh babe bem 
Nräfidenten bie mir von Ahnen am 29. ult, mitgetheilten Anfichten bes 
Kaiſers über die mericanifchen Angelegenheiten bargelegt und babe jet bie 
Ehre, Sie von ber Art, wie unfere Regierung über benjelben Gegenftand 
denkt, in Kenntniß zu feßen. Die Ideen bes Kaijers jcheinen, wenn man 
fie in eine practifche Form bringt, auf Folgendes hinauszulaufen: daß Frank⸗ 
reich gemillt ift, fih von Merico, fobald es Tann, zurüdzuzichen, aber daß 
ber Rüdzug ungelegen wäre, wenn es nicht vorher vou ben Vereinigten 
Staaten eine Zuficherung erbielte, daß diefelben gegen die Macht, die in ber 
mericanifhen Hauptftabt eine imperialiſtiſche Form anzunehmen fi erlaubt 
bat, eine freunblide oder buldfame Gefinnung an ben Tag legen würden. 
Es freut den Präfidenten, durch Ste biefe Verfiherung über ben guten Wil: 
Ien des Kaiſers zu erhalten. Ich bebauere jebocdh, ſagen zu müljen, baß bie 
vom Raifer angegebene Bedingung ganz unerfüllbar [heint. 
Die Gegenwart frembländifcher Armeen in cinem angrenzenden Lande fönnte 
zwar unter Teinerlei Umſtänden verfehlen, unſerer Megierung Unruhe und 
Belorgnig zu verurfadhen. Sie macht uns ungelegene Koften, von ben Ge: 
fahren eines Zufammenftoßes gar nicht zu reben. Aber trogdem muß ich 
aus bem Inhalt Ihrer Mittheilung jchließen, daß bie Negierung bes Kaifers 
den Hauptgrund ber Unzufriedenheit, die in ben Vereinigten 
Staaten wegen Merico’s herrſcht, nicht vollfommen zu erfennen ver- 
mag. Der Hauptgrund ift wicht, daß eine fremde Armee in Merico jteht, 
viel weniger entjpringt jene Unzufriedenheit aus bem Umſtande, daß bie 
fremde Armee eine franzöfiiche if. Wir erfennen bas Recht jrember Staaten 
an, einander zu befriegen, wenn fie nicht unfer Recht angreifen oder unfere 
Sicherheit oder unfern berechtigten Einfluß bedrohen. Die wahre Urfade 
unferer nationalen Unzufriedenheit iſt, daß bie jegt in Merico ſtehende 
franzöfifhe Armee eine vom mericanifhen Volke begrüns 
dete repubßlifanifhe Regierung, mit ber bie Vereinigten 
Staaten auf das Tieffte ſympathiſiren, angreift, zu dem ein- 


geftandenen Zweck biefe Megierungsform zu unterdrüden unb auf ihren 


‚Trümmern eine fremde monarchiſche Regierung zu errichten, beren Dafein, 
jo lange fie dauern würde, vom Volke ber Vereinigten Staaten nicht anders 
benn als eine Benachtheiligung und Bedrohung feiner erforenen und ihm 
theuer gewordenen republifaniihen Staatseinrihtungen angefehen werden 
könnte. ch gebe zu, daß die BVereinigten Staaten fi nicht berufen fühlen, 
einen propaganbiftiichen Krieg für die Sade ber Republik in ber ganzen 
Welt ober nur auf.biefem Feſtlande führen. Wir hatten genügendes Ver⸗ 
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trauen barauf, daß jene Sache auf biefem Feſtlande durch beu Einfluß ma⸗ 
terieller und moralifcher Urfachen fiegen werde, um den Stand ber Dinge, 
ben wir vorfanden, beftehen zu lafjen, während unjere Republik ihre Geftalt 
annahm und fi entwidelte. Andererfeits haben wir ſtets behauptet und 


müſſen nad wie wor behaupten, daß bas Volk eines jeben Staates auf dem 


amerifanijchen Feitlande das Recht befitt, fi), wenn es ibm gutbünft, eine 
republifanifche Negierungsform zu verſchaffen, und baß eine Einmiſchung 
fremder Staaten, um: e8 an dem Genuß folcdher mit Meberlegung gewählter 
Snftitutionen. zu Hindern, ein Unrecht und in ihren Wirkungen ber in ben 
Vereinigten Staaten beftehenden freien und volfsthümlichen Negierungsform 
eutagonililg it. Wir würden es für unrecht und unweije halten, wenn 
bie Vereinigten Staaten ben Verſuch machen wollten, monardjiiche Regier⸗ 
ungen in Europa mit Gewalt zır flürzen, um republikaniſche Inſtitutionen 
an ihre Stelle zu ſetzen. Es jcheint uns eben fo tabelnswertb, 
wenn europäiſche Staaten ji gewaltjfam in Staaten auf 
bem amerikaniſchen Feſtlande cinmifhen, um republifanifde 
Anftitutlonen umzuftürgen und durch Monardhien oder Kai— 
ferreihe zu erſetzen. Nachdem ih jomit unſere Stellung freimüthig 
dargeftellt babe, überlaffe ich die Frage Frankreich zur Erwägung, aufrichtig 
boffend, daß diefe große Nation es mit ihren beiten Intereſſen -und ihren 
hoben Ehren vereinbar finden möge, ji binnen einer gelegenen und 
billigen Friſt aus ihrer aggreffiven Haltung in Merico zus 
rückzuzie hen und dem mericanifhen Volfe den freien Genuß ber repu= 
blifanifhen Regierungsform zu gönnen, die es fich felbit begründet Hat; daß 
e8 biefer Form getreu anhängt, davon hat es, wie es der Regierung ber 
Vereinigten Staaten fcheint, entfchiedene, bündige, jowie jehr rührende Bes 
weile gegeben. Ich neige mid um fo mehr bazu, eine folche Löſung ber 
Schwierigfeit zu hoffen, weil, fo oft während ber letzten vier Jahre ein 
amerifanischer Staatsmann oder nur ein amerilanijcher Bürger die Frage 
aufmwarf, welches Land in Europa basjenige fei, das am Schwerlichiten eine 
Entfremdung ber Freundfhaft der Vereinigten Staaten erleiden würde, ſo⸗ 
gleich immer bie Antwort lautete: Frankreich. Die Freundſchaft mit Frank⸗ 
reich Hat dem amerifanifchen Volke ſtets wichtig geichienen und ift ihm ſtets 
befonders angenehm gewejen. Jeder amerikaniſche Bürger hält fie für eben 
jo widtig und mwünjchenswerth in ber map wie in ber Vergangenheit. 
Der Präfident wird fi freuen, zu bören, welche Aufnahme biefe Bors 
fhläge beim Kaifer finden.“ 


12. Dec. Im beiden Käufern wirb gleichlautend eine Reſolution betr. 


13, 


” 


Merico eingebracht und an bie Ausſchüſſe für auswärtige Angelegen- 
heiten verwieſen: 

„1) Wir blicken auf die gegenwärtige Lage ber Dinge in ber Republik 
Merico mit tiefer Theilnahme (profound solicitude). 2) Der Verſuch, eine 
ber amerifanifchen NRepublifen durch eine auswärtige Macht gewaltſam zu 
zerfiören, und auf ihren Trümmern eine nur durch europäiſche Bajonnette 
aufrecht erhaltege Monardie zu errichten, ſteht im Widerjprud mit ber oft 
verfündeten Bolitit der Vereinigten Staaten, ijt unfern Volt in hohem Grad 
zuwider (offensive) und ein Attentat auf den Geift unferer Staatseinricht- 
ungen. 3) Der Präfident wird erfucht, in biefer wichtigen Angelegenheit 
Schritte zu thun, um bie anerkannte Politik unferer Republik, zu vinbdiciren, 
um bie Ehre und Intereſſen berjelben in Kraft zu ſetzen.“ J 

Beide Kammern beſchließen überdieß, die Vorlage ſämmtlicher 
Actenſtücke bez. Mexico zu verlangen. 

Auch der Senat genehmigt den Antrag auf Einſetzung einer ge⸗ 
miſchten Commiſſion beider Häuſer bezüglich Zulaſſung von Ver⸗ 
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tretern ber ehrmaligen Rebellenftaaten, jeboch in etwas weniger bin- 
dender Faſſung. 

14. Dec. Das Repräſentantenhaus wählt feine 9 Mitglieder in die ge 
miſchte 15er Commiſſion beider Häufer: es werden 3 Radicale, 
3 Republifaner und 3 Democraten gewählt. Auf den Antrag 
Henderſon aus Oregon beſchließt das Haus ferner einftimmig, baß 
Verrath gegen bie Union ein Verbrechen fei unb beitraft werben 
müſſe und endlih auf ben Antrag Wilſons aus Jowa, mit 107 
gegen 56 Stimmen, baß alle auf die Vertretung der weiland fo: 
genannten conföberirten Staaten bezüglihen Papiere dem gemifchten 
Fünfzehnerausſchuſſe ohne Debatte zu überwelien feien und daß 
fein Diitglieb von irgend einem ber befagten fogenannten Staaten 
zugelafien werbe, bis ber Congreß folde Staaten ober einen be: 
ſtimmten berfelben für vertretungsberechtigt anerfannt haben würbe. 

16. „ Die Unionsregierung bringt immer entidhiebener auf Beendigung 
ber franzöfiichen Intervention in Merico: 

Depeihe Sewardbs an ben Gefandten in Paris: „....C 
it nicht allein die Grecutive biejer Regierung, ber bie Frage nahe 
ebt, ob ber jekige Stand ber Dinge in Dterico fortbauern fol. Das 
—328 daran iſt ein nationales, und jedenfalls iſt der jetzt in Seſſion be⸗ 
findliche Congreß durch die Verfaſſung ermächtigt und geſetzlich berechtigt, 
ber Action ber Vereinigten Staaten in Ben auf biefen wichtigen Gegen 
ftand die Richtung zu geben. Es ift ber Wille bes Präfidenten, daß Frank: 

_ reich Über zwei Punkte unterrichtet werde, nämlich: 1) daß die Vereinigten 
Staaten ben innigen Wunſch haben, aufrichtige Beziehungen zu Frankreich 
aufrecht zu halten unb zu pflegen; 2) baß dieſe Politif in brobende Ge= 
fahr gerathen würde, wenn Frankreich es nicht mit feinen In— 
terefjen und feiner Ehre vereinbar finden Fönnte, abzuftehen 
von ber ferneren bewaffneten Intervention in Merico, bie 
ben Zwed bat, die bort beſtehende heimifche republifanifche Negierungsform 
zu ftürzen und auf ihren Trümmern bie ausländiſche Deonarchie zu errichten, 
beren maugurirung in ber mericanifhen Hauptſtadt verſucht worden ift. 
Zur Antwort auf Ihre Darlegung unſerer Anfichten gab Ihnen Herr Drouyn 
de PHuys zu verftehen, daß bie Regierung der Vereinigten Staaten ben 
ausbrüdlichen Wunſch des Kaifers, ſich aus Merico zurüdzuziehen, begünftigen 
Zönnte, wenn fie ihm eine förmliche Zuſicherung gäbe, daß unſere Regierung, 
im Falle feines Rüdzugs, die Einfegung Marimilians in Merico als einer 
de facto beftehenden politifhen Macht anerkennen würde. Es war mein 
Wunſch, indem ich bie Depeihe Nr. 300 abfaßte, im Namen ber Bers 
einigten Staaten bie Entſcheidung auszubrüden, daß bie vom Kaifer 
an bie Hand gegebene Anerfennung niät gelgehen kann, unb 
zur Erflärung bie Gründe jener Entjchliegung anzugeben. Sch Babe die von 
Herrn Drouyn be l'huys in feiner Unterredung mit Ihnen gegen jene Ent⸗ 
ſcheidung aufgeftellten Gründe forgfam erwogen, und ich finde darin feine 
genücenbe Urſache, bie von ben Vereinigten Staaten ausgefprodhenen Anz 
jichten zu mobifiziren. Sie haben jcht nur noch Herrn Drouyn be ’HUYS 
mein tiefes Bedauern barüber anzuzeigen, baß er es für feine Pflicht erachtet 
bat, in feiner Beiprehung mit Ihnen ben Gegenftand in einer Verfaſſung 
zu laffen, bie uns nicht zur Erwartung berechtigt, baß eine befriebigenbe 
„uegleigung ber Sache auf irgenb einer bisher entdedten Bafis erzielt wer⸗ 
en Tann.“ 


18. „ Der Staatsjecretär bes Auswärtigen, Seward, verfündet burch 


— — — — — 
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Proclamation die Annahme des Amendements zur Verfaſſung zu 
Aufhebung der Sclaverei durch die verfaſſungsmäßige Mehrheit von 
drei Viertheilen aller Staaten der Union. Dabei werden bie ehe⸗ 
maligen Rebellenftaaten al8 zuftimmende gezählt. SKeines ber beiden 
Häufer des Congreſſes erhebt Einſprache gegen dieſe inbirecte Anz 
erfennung bes Wiedereintritts der reconftruirten Sübftaaten in bie 
Unton mit ihren alten Rechten. 


48. Dec. Der Präfident richtet eine Botſchaft an ben Senat über die Zu: 


20. 


21. 


23. 


ftände der ehemaligen Rebellenftaaten nebſt den Berichten von Earl 
Schurz und General Grant: darüber. Die Botfchaft ſpricht bie 
Üeberzeugung aus, daß „der Zuftand ber Südſtaaten befjere Aus- 
fihten biete, als man im SHinblid auf alle obwaltenden Umftände 
zu”erwarten berechtigt war” und fchließt dahin: 

„Natürlih mußte man verwidelte Fragen in Folge fo großer und pltz⸗ 
licher Umwandlungen in den Beziehungen zwiſchen den beiden Racen ge⸗ 
wärtigen, doch entfalten ſich nach und nach Syſteme, bie dem Emancipirten 
ben Schuß gewährleiften, ben er gerechter Weife in Anfpruch nehmen barf, 
ſo daß er fi durch feine Arbeit zu einem nüglichen und unabhängigen Mits 
glied ber bürgerlichen Gefelichaft emporheben Tann, in welcher er feine Heis 
math bat. Aus aller in meinen Beſitz gelangten Kenntniß, und aus bers 
jenigen, bie mir neulich“ von zuverläffiger Autorität mitgetheilt worden ift, 
bin äch geneigt, mich bem Glauben hinzugeben, daß alle jectionelle Animofis 
tät fich Schnell und ficher in einen nationalen Sinn ummanbelt, und daß 
Nepräfentation im Congreſſe in Verbindung mit einem gehörig bemeſſenen 
Steuerfyftem bie harmoniſche Wieberherftellung ber Beziehungen zur Natios 
nal:Union zum Reſultat haben dürfte.“ 

n Der Bräfident beginnt bie bisherigen von ihm ernannten provi⸗ 
forifhen Gouverneure der Südſtaaten abzurufen und bie von ben 
neuen Gtaatsconventen berfelben gewählten Gouverneure einzu: 
weifen. 

» Das Repräjentantenhaus beſchließt auf ven Antrag Alley's aus 
Maflachufetts mit 141 gegen 6 Stimmen, 

„daß dieſes Haus die Anfichten des Finanzminifters über bie Nothwen⸗ 
bigfeit ber Reduction bes Papiergeldes mit Hinficht auf eine fo baldige Wie⸗ 
beraufnagme ber Baarzahlungen, wie es die Gefchäftsintereffen bes Landes 
geftatten, von Herzen billigt und fich zu feiner Unterſtützung baldmöglichfter 
Erreihung dieſes Zweckes verpflichtet.” 

Der Congreß vertragt ſich über Neujahr. Die nicht zugelaffenen 
Vertreter ber Südſtaaten bejchließen, in ihre Heimath zurüdzufehren 
und auf den 4. März wieber zu kommen. 

„In Folge ber Ablehnung des Gen. Logan ernennt ber Präſident 
Campbell zum Gefandten der Union bei der Republik Merico. 


2. Merico. 


4. Ian. Präſident Juarez erläßt von Chihuahua aus eine Proclamation 
an die Mericaner, um fie zu fortbauerndem Widerſtande gegen bie 
fremden Eindringlinge zu ermuntern: 

„... Jener unfluge Dann, ber bie traurige Rolle eines Werfzeugs über: 
nommen bat, um ein freied Volf zu Sclaven zu machen, ınöge eingeben? fein, 
daß Verrat, Vertragsbruch und fremde Bajonnette feine einzigen Anſprüche 
auf bie Herrſchaft bilden... .. Wir Haben großherzige Helfer zu Haufe und 
Far bie ung mit jihren Schriften, ibrem Einfluß, ihren Mitteln bei: 

3. „ Marſchall Bazaine geht in Perfon zur Armee von Dajaca ab. 

7. „ Kaiſer Marimilian erneuert durch Decret die alte Beitimmung 
der fpanifhen Monardie, wonach zur Veröffentlichung aller päpft- 
lien Bullen und fonftigen Actenftüde in Merico das placetum 
regium eingeholt werden muß. — Um mit dem Papft zu unterhan- 
dein, ſchickt der Kaifer eine eigene Commiſſion mit dem Minifter 
Velasquez nah Rom. 


8. „ Der päpftlihe Nuntius Meglia proteftirt gegen bas Tail. Decret 
vom 7. Jan., indem er behauptet, daß, da der Hl. Vater in ver 
ganzen Welt als das Oberhaupt ber Kirche anerkannt werde, feine 
Handlungen bie einer unabhängigen und fouveränen Jurisdiction 
find, und ferner dag Rom nie werbe begreifen können, daß Unter- 
thbanen bes Papftes, feien es nun Kaiſer oder Könige, das 
Recht hätten, die Veröffentlihung einer feiner Decrete zu verbieten 
ober ihre Wirkung zu vereiteln. Der Miniſter bes Auswärtigen 
antwortet fofort und widerlegt fehr entſchieden die im Proteft ent- 
widelten Anfichten, hinzufügend, baß feine Regierung in der aller: 
entſchiedenſten Weife das Princip zurückweiſe, ber Kaifer fei ein 
Unterthan des Papſtes. As Katholit fei der Kaifer dem Papſt 
unterworfen, aber als Herrſcher habe er eine Gewalt in Händen, 
für die er nur Gott verantwortlich fe. — Gen. Vicario verläßt 
die Hauptftadt und macht einen mißlungenen Verſuch eine® Pro⸗ 
nunciamento im Sinne der clericalen Bartei. 

26. „ Ein faiferlihes Decret regulirt bie neue Organifation ber 

Armee: 
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Das Gebiet bes Kaiſerreichs ſoll in fieben milttärtfche Territorialbezirke ges 
tBeilt werben. Die Zahl der Generale wirb auf achtzehn reducirt, nämlich auf 
ſechs Divifions- und zwölf Brigabegenerale. Das Heer wird im Kriegsfuß 
aus 30,044 Manıt, im Friedensfuß aus 22,374 Mann beftehen, und ir zu⸗ 
ſammengeſetzt aus zwölf Bataillonen Infanterie, zwei Bat. Fußjäger, ſechs 
Regimentern Emallerie, zwölf Präfivialeompagnien zu Pferd, einem Bataill. 
Fußartillerie von ſechs Yatterien, einem Regiment vom acht Batterien, wovon 
vier beritten unb vier mit Berggeichügen, einer Schwabron Artillerietrain, 
einer Comp. Handwerker, einer Comp, Armeros (Büchſenmacher ober Feuer: 
werfer), einem Bat. Zapabores (Sappeurs) und einer Genbarmerielegion von 
100 Mann. Dazu kommen etwa 15,000 Mann fremde Truppen, nämlich 
7000 Oeſterreicher, 1500 Belgier und gegen 6000 Mann bes franzdfiichen 
Fremdenlegion. Im Augenblid befinden ji außer ber Fremdenlegion 12— 
15000 Franzojen no im Lanbe. 
— an. Gerücht von einer Abtretung ber Norbprovinzen von Merico. 


Die officiellen franzöfiichen Blätter erflären es für durchaus unge 
gründet. 


9. Febr. Dajaca ergibt fi den Franzofen auf Gnabe und Ungnabe. . 
— „ Die päpſtliche Enchclica und ber Syllabus v. 8. Dezbr. 1864 
werben in Merico nicht veröffentlicht, da die Regierung ihre Erlaub⸗ 
niß dazu verweigert. 
„ Ein Decret bes Kaifers verkündet, daß er bie Fatholifche Religion 
als Staatsreligion beſchützen, aber alle anderen ber Sittlichkeit und 
Sefittung nicht wiberftreitenden Religionen bulden werde. Neue 
Kirchengeſellſchaften bedürfen der Erlaubnig ber Regierung. Miß- 
bräuche von Localbehörden gegen den Cultus anderer Belenntniffe 
follen dem Staatsrath angezeigt werben. — Ein zweites Decret des 
Kaiſers orbnel eine Reviſion aller Verkäufe von Kirchengütern an, 
. beftätigt jedoch ſchon jetzt alle ehriih und geſetzmäßig erfolgten Ver: 
Täufe diefer Art. 
27. „ Caſtillo, der Unterflantsfecretär des Finanzminifteriums, wird zum 
Intendanten der Civilliſte ernannt und tritt bie Finanzen bem eben 
angelommenen Franzoſen Bonnefort ab. 


3. März. Ein kaiſ. Decret theilt das Land in 50 Departementd und 
7 Militärbivifionen ein. 
9. „ Der Kaijer erläßt ein Reglement über das bei ber Mevifion ber 
Verkäufe von Kirchengut zu beobachtende Verfahren. 
12. „ Eine Berfügung des Kaifers ftellt die Kirchhöfe unter bie Civil⸗ 
behörden und febt die Preije von Begräbniffen feit. 


10. April. Der Kaifer erläßt am Jahrestage ber Annahme ber Kaifer- 
frone zu Miramare ein organifches Reichsſtatut für Mexico. „Bis 
eine befinitve Organifation hergeftellt ift, vepräfentirt ber Kaiſer hie 
nationale Souveränetät”. Ein anderes Decret orbnet bie Gründung 
einer mer. Academie ber Wiſſenſchaften an. 

24 
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414. April, Die Belgier erleiden bei Tacamburo (Provinz Michoacan) 
eine fehr empfindliche Schlappe. 

» n Im Baris wird von dem Grafen Germiny als Präfibenten ber 
Finanzcommiſſion für Merico und Pinart, dem Director des Dis- 
eonto:Comptoirs ein neues Anlehen für Merico unterzeichnet. Die 
Beningungen find gerabesu ſchwindelhaft. Das NRomtmalcapital, d. h. 
bie wirflihe Schuld für Merico beträgt 250 Mill., von benen es 
jevog nur 136 wirflih erhält und dieſe muß es mit circa 12% 
pro Jahr verzinien. 

12. „ Der juariftiihe General Negreti nimmt Montereh wieder ein; 
bie Kaiferlicyen ziehen ſich zurüd. 

22, „ Das ſchwindelhafte Anlehen wird in Paris ꝛc. troß ber Nachricht 

vom Falle Richmonds vollſtändig gezeichnet. 


5. Mat. Ankunft bes lebten Transports öſterreichiſcher Freiwilliger in 
Veracruz. 

10. „ Der juariſtiſche General Negreti bedroht Matamorog. 

16. „ Der Taif. General Mejia in Matamoros erhält Verſtärkungen 

von Veracruz. Negreti muß ſich wieder nach Monterey zurück⸗ 
ziehen. 

21. „ Die Regierung ſchließt eine Uebereinkunft mit dem Haufe Jeder 
bezüglich feiner Forderung ab, 


23. „ Ein Deeret des Kaiſers regelt den religißfen Unterrit an den 
Schulen, der gänzli ben Prieftern überlafjen bleibt. 

— .„ Der. franzöi. General Douay langt in Veracruz an mit einer 
Anzahl franzöftiher Gendarmen als Kern einer zu bildenden 
Oendarmerie. 

30, „ Die keiſerlichen ziehen wieder in Monterey an. 


— Juli. Der Kaifer ernennt den franz. Stabsrittmeifter Lonfel zum 
Chef, den franz. Zuavenhauptmann Pierron zum Unterchef ſeines 
Militãreabinets. — Der franz. Staatsrath Langlais wird in Ber: 
ſtändigung mit ber franz. Regierung zum Finanzminiſter von Mexico 
befignirt. 


15. Aug. General Briancourt zieht in Chihuahua ein. Juarez zieht fich 
an bie äußerfte Grenze nad) Paſo del Norte zurüd. 

20, „ Oberſt Garnier beſetzt Hermoſilla, wodurch den Franzoſen alle 
Wege ins Innere von Sonora offen ſtehen. 


16. Sept. Feier des Jahrestage der Unabhängigkeitserklärung Mexico's 
von Spanien. Die Tochter des Kaifers Iturbide erhält den Rang 
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einer. Prinzeſſin, jeine beiden Enkel benjenigen, von Prinzen. Ein 
kaiſerl. Deeret verorbniet die Errichtung einer polytechniſchen Schule 
und 'eines Invalidenhauſes. Der am 4. Februar” in Paris unter: 
. zeichnete Vertrag bez. Errichtung einer mericanifhen Bank wirb ge 
nehmigt. Geſetz zu Regelung bes Einwanderungsweſens und ber 
2 Stellung farbiger Einwanderer, das zwar die. Sclaverei fern hält, 
aber eine Art von Leibeigenihaft geftattet: | 
Nach Art. 1 diefer Beſtimmungen werben, in Gemäßheit ber Landesgeſetze, 
alle Farbigen dadurch allein fchon, daß fie den mer. Boben betreten, frei. 
Nah Art. 2 fünnen fie mit dem Arbeitgeber, der fie angeworben hat, einen 
Bertrag eingehen, ber ihnen Nahrung, Kleidung, Wohnung, Pflege im Falle 
einer Erfranfung und einen zwijchen Beiden Theilen auszubedingenden Lohn 
zufihert. Außerdem muß ber Herr eine bem vierten Theil des Arbeitslohnes 
entſprechende Summe zum PVortheile des Arbeiters in der Sparkaffe anlegen. 
Dagegen verpflichtet fich diefer zu einer Arbeitszeit von mindeftens 5 und 
höchſtens 10 Jahren. 
27, Sept. Der Nordamerikaner Maury wird zum mer. Staatsrath und 
zum Commiſſär für das Einwanderungsweſen ernannt. 


2, Oct. Eine Proclamation bes Kaiſers Marimilian. erklärt bie Auhän— 
ger bes Präſidenten Juarez in die Acht: “ 
„Mericaner, Die Sache, welde Don Benito Juarez fo tapfer unb flanh« 
haft vertheidigte, ift ſchon feit einiger Zeit nicht nur dem Willen "der Rattoır, 
ſondern dem Geſetze feläft, weiches jener Führer zur Unterftübumg feiner Anz 
ſprüche anrief, unterlegen; und heute find auch die Banditen, iu welde ‚die 
Anhänger der Sache verwandelt find, durch bie Abreije ‚ihres Hamptes von 
feinem heimifchen Boden allein gelafjen worden. Die nationale Regierung 
tft eine lange Zeit hiudurch nachſichtig geweſen, inbem fie die Milde. weit 
ausbehute, daß dem irregeleiteten Männern, bie mit ben Thatſachen unbekannt 
wareı, cine Gelegenheit gegeben wurde, fich ber großen Mehrheit ber Natio 
anzuſchließen und wiederum auf ben Pfaden ber Pflicht zu wandeln. Hierin 
war bie Regierung erfolggeich,‘ und ehrenwertbe Männer fchaarten fich unter 
ihre Fahne mit Vertrauen in bie gerechten unb freifinnigen Grundfäße, . welche 
die Geftaltung ihrer Politif beſtimmten. Die Sade ber Friebensftörung 
wurbe nur durch einige wenige Anführer aufrecht erhalten, deren Leidenſchaf⸗ 
- ten ihre Liebe zum Vaterlande erjtidten, durch bie ganz entfittlichten Leute 
der. niederen Klafſen, welche zu unwiſſend waren, um politifche Principien zu 
begreifen, unb durch cine geſetzloſe Soldateska, wie fie ſteis als letzte traurige 
Spur eines Bürgerkriegs zurüdbleibt. Von jetzt ab wird der Kampf nur 
zwifchen den achtberen Männern ber Nation und Banden don VBerbrechern 
und Straßenräubern fein. Don Rangmuth Tann feine Rede mehr fein, ba 
fie nur folden Banden zu Gute fommen würbe, die Dörfer nieberbrennen 
und friedlihe Bürger, entyervte Greiſe und jchußlofe Weiber berauben und 
ermorden. Die Regierung, ftarf in ihrer Macht, wird von biefem Tage’ dn 
‚ wit unbengſamer Stvenge bie Strafe ausmelien, wie bie Geſetze ber Civili« 
—5— bie Rechte der Humanität und bie, Erforderniſſe ber Sitilichkeit fie 
erheiſchen“. . 
Der Proclamation iſt ein Geleg beigefügt Dasſelbe beſtimmt: Art. 1. 
Alle diejenigen, welche Banden angehören oder bewaffneten Berfammlungen, 
bie nicht gejeglich ermächtigt find, mögen fie nun einen politifcden Vorwand 
proclamiren ober nicht, und welches auch bie, Anzahl berer, welche die Bande 
bilden, ihre Organijation und der Charakter, die Benennung, welde fie ſich 
ſelbſt geben, fein möge, follen durch die Kriegsgerichte milttärifch abgeurtheilt 
24° 
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werben, und wenn fie ſchuldig befunden, wäre es aud nur ber Thatfache, 
baß fie zur Bande gehörten, zur Tobesftrafe werbammt werben, bie innerhalb 
24 Stunden nad bem Urtbeilsipruc zur Ausführung fommen muß. Art. 2. 
Diejenigen, weldhe in einem Gefecht ergriffen werben, follen durch bie Führer 
ber Truppen, welche bie Ergreifung vorgenommen, verurtheilt werden, und 
bas Urtheil (die Tobesftrafe) ebenfalls in 24 Stunden vollzogen fein. Art. 3. 
Bon der Tobesftrafe find nur diejenigen ausgenommen, weiche, ohne eines 
weitern Verbrechens beichuldigt zu fein, als bei der Banbe ſich zu befinden, 
barthun, daß fie gewaltfam mit berfelben vereinigt waren, oder baß jie, ohne 
zu ihr zu gehören, fich zufällig in berfelben befunden haben. Die folgenden 
Artikel handeln über das Strafmaß, welches biejenigen betrifft, welde bie 
Guerrillas freiwillig mit Geld ober andern Hülfsmitteln unterſtützen, dieje⸗ 
nigen, welche ihnen Nachrichten ober Ratbichläge zufommen laſſen; biejenigen, 
welche ihnen Pferde, Waffen, Munition, Lebensmittel ꝛc. verfchaffen; diejeni⸗ 
en, welche falſche Nachrichten verbreiten, unb enblich die Eigenthümer ober 

erwalter von Landgütern, welche nicht bei Zeiten Nachricht von dem Durch⸗ 
marſch einer Bande durch das Landgut ſelbſt ben Behörden geben, ober, 
wenn fie im Stande find, ſich zu vertheidigen , ben Guerrilas ober Uebel⸗ 
thätern feinen Widerflanb entgegenfeken. Die Strafen für die beiden letztern 
Hälle befteben in Geldbußen von 100 bis 2000 Peſos, für bie vorbergehen: 
den in Gejängniß von 6 Monaten bis 2 Jahr, ober in Prefibio von 1 Bis 


3 Jahren, 
13, Oct. Die juariftiihen Generale Arteaga und Salazar werben von 


21. 
25. 


18, 


ben Kaiferlihen gefchlagen, gefangen und erſchoſſen. 

„ Die Juariften erfcheinen unter Escobebo und Cortina mit 4000 
Mann und 14 Geſchützen vor Matamoros, 

» Die Auariften werben von ben SKaiferlichen unter Melia vor 
Matamoros geſchlagen. 


Rov. Kaiſer Marimilian erläßt ein Recrutirungsgeſetz für das 


Kaiſerreich und verorbnet eine neue Organifation ber Polizei. 

„ Das Bubget des Kaijerreihs für 1866 weist eine Ausgabe von 
40 Mil. Doll. und eine Einnahme von bloß 15 Mil. aus. 
„Juarez zieht von Pafo bei Norte wieder in Chihnahua ein. 

„ Auarez, befien Präſidentſchaft verfaflungsmäßig abgelaufen ift, 
verlängert aus eigener Machtvollkommenheit feine Amtsdauer. General 
Drtega proteftirt dagegen und macht als Präfident des oberiien Ge⸗ 
richtshofes jelbit Anſprüche auf die Nachfolge auf ben Präſidentenſtuhl. 


Dec. Kaiſer Mar erläßt ein Refcript betreffend Ausführung großer 


öffentlicher Arbeiten und hält ein Anlehen fpeciell zu biefem Behufe 
für nit unmöglich. 

„ Der Kaifer verlängert ben ben Juariſten gefehten Termin zur 
Entwaffnung um 14 Tage und orbnet eine allgemeine Recratirung 
innerhalb bes Kaiſerreichs an. 


„ Die mer. Commiflion in Rom legt dem Papft einen neuen Con- 


corbatsentwurf vor, ber als Grundlage weiterer Unterhandlungen 
von ber Curie angenommen wird. | 


„ Suarez muß fi neuerdings aus Chihuahua nach Paſo del Norte 


zurückziehen. 





. Veberfiht der Ereigniſſe des Jahres 1865. 


Die hervorragendſten Ereigniffe des Jahres 1864 waren un: 
zweifelhaft die befinitive Losreißung ber Eibherzogthümer von Dä⸗ 
nemark und bie Septemberconvention zwiſchen Italien und Trank: 
reich über bie eventuelle Räumung Roms durch die ranzofen. Das 
Jahr 1865 hat indeß mweber bie jchleswig-holfteinifhe noch bie röm® 
miſche Frage zu einer Löſung gebracht, fonbern beide noch durchaus 
ungelöst und in ber Schwebe dem Jahr 1866 übermittelt. Das 
wichtigſte Ereigniß besjelben fällt außer Europa: ber enblihe Sieg 
bes Norbend der Vereinigten Staaten Nordamerikas nad vier: 
jährigem Rieſenkampfe über bie Rebellion ber Sklavenſtaaten bes 
Südens und die principielle Abſchaffung ber Sflaverei im ganzen 
Gebiet der Union. In Europa waren e8 bagegen vorzugsweife bie 
Zuſtände Deutfchlands und bie Beftrebungen Preußens unter ber 
Leitung des Grafen Bismard, welche bas allgemeine Intereſſe ber 
Öffentlichen Meinung und zwar nicht bloß Deutfchlands in fleigendem 
Maße in Anſpruch nahmen und Verwidlungen herbeiführten, bie 
ſchließlich doch kaum anders als durch das Schwert entichieben 
werben dürften. 

Preußen befand fich zu Anfang des Jahres 1865 aller Wahr-Yreusen. 
ſcheinlichkeit nach im Zenith feiner Macht, die ihm umter der Leitung 
des Hrn. v. Bismard möglich und bejchieben war. Der innere 
Eonflict zwiſchen der Krone und ber von ben tiefſten unb mächtig: 
ften Intereſſen der Zeit getragenen Bollsvertretung war durch bas 
plötzliche Auftauchen ber fchlestwig-holfteinifchen Frage, durch bie ge⸗ 
waltige Bewegung, in melde bie gefammte beutfche Nation darüber 
gerieth und ben rafchen und energifhen Entſchluß Bismarcks, bie 
Berhältniffe im Intereffe feiner Politik auszunüken, momentan ent 
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preußen. ſchieden in den Hintergrund getreten und Preußen Tonnte ſich einer 
Reihe von Erfolgen rühmen, die feinem Ehrgeize ſchmeicheln mußten 
und ihm augenblidlid manches möglich und erreichbar erfcheinen 
ließen, was bisher nur in ziemlich weiter Ferne vor feinen Augen 
geihwebt hatte. Mit Hülfe Oeſterreichs wurde bie nationale Be: 
wegung in Deutſchland Hintangehalten und die Bunbesverfammlung, 
. beren Mehrheit einen Augenblid Miene machte, mit der Bewegung 
zu gehn, lahm gelegt. Preußen unb Oeſterreich nahmen bie Ver: 
fretung der „deutſchen Snterefjen“ gegen Dänemark in ihre eigene 
Hand. Der Krieg gegen Dänemark mwurbe eröffnet, Anfangs in 
Wahrheit mehr zum Schein, nachher, in Folge ber däniſchen Hart⸗ 
nädigfeit, in allem Ernſte. Die leitende Macht unter den beiden 
war aber nit Dejterreih, fondern Preußen. Die öſterreichiſche 
Politif unter dem Grafen Rechberg war eine ganz unb gar Topf: 
ie und das Refultat entiprad denn auch einer jolden Politik: 
mit eigenen Händen zerftörte Defterreih ben letzten Reft feines 
Einfluffes in Deutfchland und förderte dadurch die nterefjen 
feines preußiſchen Rivalen gerade da, wo biefer den Hebel anzus 
ſetzen gedachte, um Oeſterreich aus Deutſchland auszufcheiben. 
Oeſterreich ſchien geradezu wie mit Blindheit geſchlagen. Die Er⸗ 
ſtürmung ber Düppeler Schanzen und der Uebergang nach Alſen 
gewährten dem preußiſchen Kriegsruhm neue Lorbeeren und hoben 
mit Macht das Selbſtgefühl der preußiſchen Armee und bes preußi⸗ 
ſchen Volkes. “Die preußiſche Regierung aber, verwerthete dieß jos 
fort gegen den Bund und die Mittelftsaten. Der Friede mit Dä- 
nemark wurbe ohne Zuzug bes deutſchen Bundes abgeſchloſſen und 
König Chriſtian von Dänemark trat durch benfelben nit feine „An: 
ſprüche“, fondern feine „Rechte” auf die Elbherzogthümer an Preußen 
und Defterreich. ab, worauf bie preußifche Regierung die Verfolgung 
ihrer. weiteren Plane zu gründen gedachte. Aber noch fanden bie 
Bundestruppen in Holftein und hielten das Herzogthum im Namen 
bes deutſchen Bundes bejekt. Den preußiſchen Planen fand biefe 
Thatfache ganz und gar im Wege. Sie mußte bejeitigt werben. 
Zunädft erhielt daher ber preußiſche Obergeneral in Schleswig 
Prinz Friedrich Karl von Berlin aus den Befehl, fih zum Herrn 
ber holſteiniſchen Feſtung Rendsburg zu maden. Die preußifchen 
Colonnen ſetzten fih alsbald gegen biefelbe in Bewegung. Der 
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Bundesgeneral war zu ſchwach, ber Gewalt Gewalt entgegen zu Ppreußen, 
ſetzen und ſah ſich daher genöthigt, in demüthigendſter Weiſe den 
Platz zu räumen. Oeſterreich ſchwieg dazu und ließ Preußen ge 
währen. Der Krieg war inzwijchen beendigt, ber Friebe geſchloſſen 
worden: bie öſterreichiſchen und preußifchen Truppen follten daher 
groͤßtentheils wieber in ihre Heimath zurüdtchren. Dielen Moment 
hielt Preußen für geeignet, ber Beſetzung Holfteins durch bie Bundes⸗ 
truppen ein Ende zu machen und diefelben nöthigenfalls ſelbſt mit 
Gewalt hinauszuwerfen. Schon waren die Defterreicher abgezogen 
und bie preußifchen Seeresmaffen zogen von Norden nach Süden, 
um gleichfalls nad Haufe zurücdzufehren. Da erhielten fie plötzlich 
Gegenbefehl. Holftein war voll von preugifhen Truppen und Preußen 
zog überbieß brohend eine Armeebivifion gegen Hannover bei Min: 
ben, eine andere gegen Sachſen bei Berlin zufammen. un wurben 
Hannover und Sachſen Tategoriih aufgefordert, fofort und ohne 
weiteres das Herzogtum Holftein zu räumen. Weber das eine noch 
das andere ned, auch die Bunbesverfammlung in Yranffurt waren 
in ber Lage, ernftlichen Widerſtand leiften zu können. Oeſterreich 
ftanb wiederum auf Seite Preußens und war lediglich bemüht, ber 
Bunbesverfammlung menigftens die äußerſte Demüthigung zu er- 
jparen. Diefelbe fügte ſich freiwillig dem preußifchen Begehren und 
erklärte die Bundeserecution für beendigt: die Bunbestruppen räum⸗ 
ten Holftein, das nun wie Schleswig von ben Preußen unb Oeſter⸗ 
reichern befebt und verwaltet wurde. Den Schlußitein aller biefer 
Erfolge Preußens bildete indeß die Erneuerung der Zollverein: 
verträge auf Grundlage bes zwifchen Preußen und Frankreich abge 
ſchloſſenen Hanbelövertrages. Das war im Grunde bie größte De⸗ 
müthigung ber Mittelftanten und dieſe Demüthigung war eine wohl 
verbiente. Jahre lang hatten fih die Regierungen berfelben gegen 
bie Annahme des franzdfifden Handelsvertrages geiperrt und zivar 
nicht aus wirtbfchaftlichen ober hanbelspolitifden Gründen, ſondern 
lediglich aus pelitiiden Rückſichten für Defterreih gegen die In⸗ 
tereffen und bie laut und einftimmig ausgeſprochenen Wünſche ber 
zunächſt Betbeiligten. Jene politiſchen Rückſichten für Oeſterreich 
waren jetzt dahingefallen und noch vor dem Schluſſe des Jahres 
1864 ſahen ſich die Mittelſtaaten genöthigt, einer nach dem andern 
zum Kreuze zu kriechen und dem franzöſiſchen Handelsvertrage bei⸗ 
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Sreufen: zutreten, ohne jebt mehr ihren Veltritt von einzelnen Mobificatiouen 
abhängig machen zu können, was ihnen rechtzeitig ohne Zweifel 
möglich geweſen wäre. Der Sieg Preußens in biefer Frage war 
zugleich eine empfindliche Niederlage Oeſterreichs, das fh momentan 
wirtbichaftlid von Deutſchland ausgeichlofien ſah und zugleich ges 
nötbigt warb, nun doch mit feinem alten Schutzzollſyſteme zu brechen 
und den Uebergang zu einen freifinnigeren Zollſyſteme unter viel 
ungünftigeren Berbältniffen anzubahnen. Mit einem Worte Preußen 
fühlte fih zu Anfange bes Jahres 1866 mächtig gehoben, fühlte 
ſich zeitweilig als die leitende und entfcheidende Macht in Deutſch— 
land, Dejterreich dagegen mußte einſehen, daß es felbit einen ent- 
Ihiedenen Schritt gethan hatte, um fih aus Deutſchland hinaus⸗ 
brängen zu laflen. Die Mittelftanten aber hatten eine Demüthigung 
nad der andern hinnehmen müſſen, ſahen fih ber Lange getvohnten 
Stüße beraubt und waren überbieß unter ſich uneinig und völlig 
zerlüftet, jo daß außer Bayern, Sachen und Heſſen⸗Darmſtadt alle 
übrigen jeden Compaß verloren zu haben dienen und fi) wenig- 
ftens ängftlich hüteten, Preußen, dem fie noch wenige Jahre vorher 
in jeber Weile Ted den Handſchuh Hinzumwerfen wagten, unter den 
total veränderten Umftänden irgendwie vor den Kopf zu ſtoßen. 
Alles was fie thun Tonnten, war, ſich vorerft in ihre Zelte zurüd- 
zuziehen unb den weiteren Verlauf ber Dinge und damit vielleicht 
den Eintritt günftigerer Verhältniſſe abzuwarten, Bon einer be= 
wußten Politik, von beftimmten Zielpunften war für die Mittels 
ftanten vor der Hand gar feine Rede mehr, zumal auch die nationale 
Bewegung, nachdem das Hauptziel berjelben, die enbliche Losreißung 
ber Elbherzogthümer von Dänemark erreicht ſchien, allmählig erlahmt 
und auf bie allgemeine Erregung eine natürliche Abfpannung ein⸗ 
getreten war. Ä 

Kein deutſcher Stamm ift empfänglicher für Friegerifchen Ruhm, 
faſt wie bie Franzoſen für ihre gloire, als das preußiſche Volk, 
in feinem ift das Staatsbewußtſein Tebenbiger und energifcher. 
Nicht bloß die preußiſche Regierung, auch das preußifche Volt fühlt 
brüdenb das Unfertige, Ungenügende, Unzufammenhängenbe ber Theile, 
bie zufammen das preußifche Staatsgebiet bilden und als europäiſche 

„ Sroßmadt anerkannt find, ohne es doch in Wahrheit wirklich zu fein. 
Eine Ausdehnung bed Staats, das Streben nach allmäliger Ab⸗ 
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jorption weiterer deutſcher Gebiete liegt daher in ber Natur der Yemen, 
Dinge und fcheint Vielen von ber Geſchichte ſelbſt Preußen als feine 
Beſtimmung vorgezeichnet zu fein. Als nach dem Tode König Fried⸗ 
richs VII. von Dänemark die däniſche Frage zur Entſcheidung kom; 
men mußte, galt e8 ber preußiichen Regierung vor allem nur, bie 
Entftehung eines nen, völlig unabhängigen Mittelſtaats zwiſchen 
Dft: und Rorbfec zu verhindern. Zu biefem Zwecke bot fi ihr 
die Allianz mit Defterreih, zu biefem Ende. hin erklärte fie ſich vor⸗ 
exit für gebunden durch den Londoner Vertrag von 1852, Aber 
es ift allerdings wahrſcheinlich, daß Hr. v. Bismard ven allem An: 
fang an bie Möglichkeit einer Erwerbung ber Elbherzogthümer für 
Preußen ins Auge faßte. Das gewaltige Drängen der nationalen 
Bewegung in Deutſchland und bie blinde Hartnädigfeit der Dänen 
arbeiteten jeinen Plänen, in die Hände. Die Londoner Sonferenzen 
blieben ohne Refultat und ber Krieg Tonnte weiter geführt werben, 
bis die Dänen fich genöthigt jahen, bie Waffen zu ftredien und auf 
beide Herzogthümer und das Feine Lauenburg befinitiv zu verzichten. 
Jetzt hatte Bismard erreicht, was er wünſchte und_von nun an wor 
ber Eriverb der Herzogtbümer für Preußen das conftante Ziel jeiner 
Politit, das es nie mehr aus den Augen verlor und für bad er 
alle Mittel, wie verwerflich fie fonft auch fein mochten, ins Wert zu 
feßen entſchloſſen war. Die Bedeutung biejes Erwerbs für Die Aus⸗ 
behnung der preußijhen Machtſphäre zumal im Nordweſten Deutſch⸗ 
lands lag auf der Hand und .ebenjo, daß es Preußen nur durd 
ben Beſitz jener Lande möglich war, fich entjchieden zur Seemacht 
emporzuarbeiten. Tas mar jeboch keineswegs ber einzige Vortheil, 
den Hr. v. Bismard aus ber fchleswig-holfteinifchen Frage zu ziehen 
gedachte: er hoffte damit vor allem auch ben innern Conflict zwiſchen 
der Krone und ber DVollövertretung zum Austrag zu bringen, indem 
er auf bie Unterftügung ber öffentlichen Meinung ohne Unterſchied 
ber Parteien für diefen feinen Play einer Vergrößerung bes preußi- 
ſchen Staates zählte und es für möglich erachtete, daß biefelbe ſich 
ſchließlich auch die Armeereorganifation als Mittel zu jenem Zwecke 
werde gefallen laſſen. Seine Hoffnung war Feine völlig grumblofe, 
Sp lange fi die preußiiche Regierung noch an den Londoner Ber: 
trag bielt und bie Intereflen Dänemarks gegen bie. Herzogthümer 
und gegen Deutſchland zu verfechten ſchien, trat ihm has Abgeordneten⸗ 
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Brerden. haus und bie weit überwiegende öffentliche Meinung aud in Preußen 
energiſch entgegen. Wllein ſobald der Gang bes Krieges zu einer 
Lootrennung ber Herzogthimmer von Dänemarf führen zu müffen und 
tobald die. Bolitit Bismards Immer bentliher auf die Erwerbung 
jener Lande für Preußen felber hinzuzielen ven Anſchein gewann, 
verfiawunte bie Oppofition, trat ein allmäliger Umſchlag der öffent: 
lien Meinung ein und noch vor Ende bed Jahres 1864 war bie 
geſammte preußifche Preſſe mit verſchwindenden Ausnahmen für bie 
Unnerion der Elbherzogthümer an Preußen, mit bem einzigen Unter: 
ſchiede, daß bie einen bie einfache Annerion ohne alle und jede Rüd: 
Rcht auf bie Wünſche der betreffenden Bevölferungen verlangten, die 
andern das Gelbftbeitimmungsredit. derjelben anzuerkennen wünſch⸗ 
ten, aber nur fo weit, als won. demſelben kein Gebraudy gegen bie 
„berechtigten” Forberungen Preußens würde gemacht werben, in wel: 
chem Falle auch fie es für geboten erachfeten, davon Umgang zu 
nehmen, - Auf biefen feſten Punkt geftüßt, gedachte Bismarck ben 
Hebel anzufeten, um bie bisher compacte Oppofition, die ihm im 
Lande und: im Abgeorbnetenhaufe entgegenftand, zu ſprengen. Allein 
darin täufchte er fich menigftens vorerſt noch gänzlich. 

Um 14. Januar 1865 trat der Landtag zufammen. Bas 
Regiment Bismard hielt ed nicht für nöthig, bemjelben mit irgend 
melden Gonceffionen entgegen zu kommen. Der König eröffnete ihn 
mit einer Thronrede, die wohl in der Form wohlwollend mar und 
ben. bringenden Wunſch einer Ausgleihung des obmwaltenden Con: 
flicts ausiprach, aber das Nachgeben ganz und ausfchlieklih von 
Seite der Vollsvertretung erivartete, indem die Krone weder bezüg- 
fi ber Armeereorganifatton noch bezüglih des Bubgetbemilligungs- 
rechtes auch nur die Spur einer Eonceflion in Ausficht fellte, ſon— 
bern lediglich auf ihren bisherigen Anſchauungen unb Forderungen 
beharrte. Diefer ftarren Politik gegenüber konnte die Haltung bes 
Abg. Haufes nicht zweifelhaft fen. Der Antrag ber’ feudalen und 
ber katholiſchen Fraetion des Haufes auf Erlaß einer Adreſſe an die 
Krone wurde faft einſtimmig abgelehnt. Der Minifter bes Innern 
erflärte bei dieſer Gelegenheit, daß „ein Nachgeben in ber Mültär- 
frage Seitens der Regierung ganz. und gar unmöglich ſei; weber 
ber jeßige preußifche Monarch noch irgend ein König Preußens werbe 
von ben Principien diefer Armeereorganifation unb von den geſetz⸗ 


% 
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lichen Beſtimmungen, von welden er glaube, daß fie nothwendige Yeubes 
Borrelative berfelben jein, aus nur einen Funken hergeben“. Ganz 
übereinftimmenb damit brachte deun auch. das. vom Finanzminiſter 
vorgelegte Uudget für 4865 dieſelben Anfjähe wie. in den bletzien 
Jahren für die Armeereorgauiſation und ebenſo beharrte tie vom 
Kriegsminiſter eirgebrachte Militärnvvelle wie bieher auf bex. vollen 
breijäßrigen Dienfizeit. Die Budgetcommiſſion des Abg.Hauſes er 
ſtattete dießmal dem Hauje einen Berberict, in dem fie auf eine 
Reihe vom Reſolutionen antrug, duvch welche das Hans feine. Auf⸗ 
faflung des Budgets grundſätzlich dahin auszuſprechen nufgeforbert 
ward, daß e8 in bem vorgelegten Staalhaushaltsetat eine richtige 
Vertheilung nidgt ‚anertennen könne, daß bie improbuctiven Ausgaben 
namentlih für das Militär weientlich. zu ermäßigen, die probuctiven 
Ausgaben bagegen weientli zu erhöhen und überbieß bie brüdenbfien 
Steuern nah Kräften zu erleichtern fein. Sämmiliche Anträge 
wurde nach mehrtägiger Debatte, fait bloß gegen bie Stimmen ber 
Heinen feubalen Fraction, ber einzigen ſchwachen Stübe ber. Res 
gierung, angenommen. Das. Nefultet der Bubgeibebaite bezüglich 
des Militäretats ließ ich neuerdings vorausſehn. Am I. Mai wurde 
bie von ber Regierung vorgelegte Militärnovelle mit ihrer breijährigen 
Dienftzeit dur 258 gegen 33 Stimmen, am 8; Juni bie. Mehr: 
koſten ber Armeereorganilation im Budget für 1865 mit 207 gegen 
22 Stimmen verworfen. Damit behauptete das Abg.Haus bie vom 
ihm in ben leiten Jahren gegenüher bem Regiment Bismard ein: 
genommene Stellung. Natürlich Ichnte das Herrenhaus das jo res 
ducirte Budget feinerfeitS wie bisher auch wieder ab, jo daB das 
Minifterium nad) der von ihm beliebten Theorie der Lüde in ber 
Berfaffung ohne gejehlich bewilligtes Budget weiter regierte und bie 
Armeereorganifation trotz bed beharrlichen Widerſpruchs bes Abg.⸗ 
Haufes nicht bloß aufrecht erhielt, ſondern auch fortwährend vervoll⸗ 
fländigte. Mit alle dem trat in ben. inuern Zuſtünden Preußens 
feine Wendung ein: fie blieben biefelben mie jeit bem Momente, da 
Hr. v. Bismard die Leitung ber Geſchäfte übernommen : hatte. 

Inzwiſchen war bie öffentliche Meinung ſehr geipamnt barauf 
geweſen, wie fih bie Majorität des Abg.-Daufes zu der auswärtigen 
Politif des Regimentes Bismard ftellen werde. Wie ſchon gejagt, 
hatte fi Hr. u. Bismard und niht ganz ohne Grund ber. Hoff 
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Genen. mung hingegeben, daß fich bie geſchloſſene Oppofition bes Whg. 
Haufes wenigftens auf dieſem Felde fpalten und fich zum minbeiten 
eine anfehnliche Minerität, vielleicht fogar eine Meine Majorität für 
bie Regierung ausfprechen werde. Allein feine Erwartung bewährte 
füh nit. Zwar konnte kaum ein Zweifel darüber walten, daß bie 
Anſichten der Oppofition im Abg.Hauſe bezüglidh ber ſchleswig⸗ 
holſteiniſchen Frage entſchieden auseinander gingen und es ift viel: 
leicht nicht zu viel gelagt, wenn man annimmt, daß fi die An- 
fdauungen ber großen Mehrheit derfelben benjenigen ber Regierung 
ganz weſentlich zuneigten. Allein zu einer förmlichen Spaltung kam 
es nicht: gerabe um Ken v. Bismard nicht mit eigener Hand ben 
Hebel in bie Hand zu geben, mit bem er auch in dem Berfaffungs: 
confliet die Oppofition zu bewältigen hoffte, ging die Oppofition 
jeber principiellen Meinungsäußerung in ber fchleswig-holfteinifchen 
Frage mit großer Vorſicht aus dem Wege und behauptete vielmehr 
ihre Stellung gegen bie Regierung, indem fie am 1. Juni die Ma- 
rinevorlage ber Regierung, durch welche derſelben ein fehr bebeu: 
tenber Credit namentlich zur Befeftigung bes Hafens von Kiel, ber 
doch noch gar nicht in Befite Preußens war, gewährt werden follte, 
mit allen gegen bie Stimmen ber feubalen Fraction verwarf und 
ebenfo am 13. Juni bie Vorlage ber Regierung bezüglich der Koften 
bes Krieges gegen Dänemark. : Umfonft erflärte der Kriegsminifter 
om 5. April, daß „Preußen nicht bloß gegenwärtig im Beſitz eines 
für bie Zwecke ber Kriegemarine wohlgeeigneten Hafens, ſondern 
auch entichloffen fei, im Beſitz biefes Hafens, Kiel, zu bleiben“, um: 
fonft erlärte der Minifterpräfident am 26. April „die Regierung, 
ale Mitbefigerin des Kieler Hafens, betrachte bie Erwerbung bes: 
ſelben als eine unerläßliche Nothwendigkeit und ſei deßhalb mit 
Oeſterreich in Unterhandlung gebweten; für die Forderung bes Kieler 
Hafens fei aber das Verhalten bes Landtags eine bebeutenbe Hülfe 
ober ein entſchiedenes Hinberniß; ohne bie Beisilligung bes verlangten 
Credits ſei der Hafen ein weriblofer Beſitz und er hoffe baher, ber 
Landtag werbe erflären, Kiel müffe gewonnen werben”, umfonft er- 
Plärte er am 2. Juni „der Hafen von Kiel fei allerbings noch nicht 
im rechtlichen Befide Preußens, allein Kein Beſchluß ber ſchleswig⸗ 
holfteinifchen Stände werbe im Stande fein, Preußen aus ben Serzog- 
thinnern hinauszumaßregeln und das Abg. Haus könne ja bie Ge 
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wähtung des Erebites an bie Mebingung Tmüpfen, daß Kiel vorher yamılıs 
erworben fein müfle.” Das Abq. Haus blieb feit berauf, dem Bis 

niſterium Dismord feinen Credit zu bewilligen und bie Regierung 

unterlag. mit. ben wenigen Stimmen ber feubalen Tractien. Hri 

p. Bismaxrck hatte ſich überzeugen müflen,. daß .er Die oppoſitionelle 

Majprität des Abg.Hauqſes weder bezũglich feiner innern noch be⸗ 

zügli feiner auswärtigen: Politik zu ingend einem Zugeſtändniß zu 

vermögen im Stande ſei. Am 17. Juni wurbe daher ber Landtag 

geihleflen und Durch eine Rebe des Miniſterpräſidenten im Namen 

des Könige auf eine für das —— hochſt ungnäbige Weiſe 

— | 
Fand Hr. v. Bismard am Landtage für feine Plane geht 
ber Herzogthünter bie erwartete „bebeustenbe Hülfe“ nicht, ſonbern 
eher ein „eniſchiedenes Hinderniß“, fo waren auch bie Verhäaltniſſe 
und Stimmungen in ben Herzogthümern ſelbſt nicht. der Art, ums 
ihm eine Annexionsplane zu erleichtern... Durch ben Gang ber Er⸗ 
eignifle des %. 1864 war allerdings die fofortige Errichtung eine® 
neuen Mittelſtaaltes in ben Herzogihũmern unter bean Erbprinzen nem 
Auguftenburg buch eine Majorität der Bunbesverfammlung ver- 
binbert, durch ben Wiener Frieden bie proviſoriſche Herrſchaft über 
biefelben von Danemark an Oeſterreich und Preußen abgetreten und 
durch bie Entfernung ber DBunbealruppen aus Holftein zu. Aufang 
Decembers 1864 dieſe propiforiiche Herrichaft der beiben Groß⸗ 
mädte in ben. Herzogthümern thatfächlich durchgeführt worben. Die 
preußiſche Regierung gab fich ber zuverſichtlichen Hoffnung hin, ſich 
mit Oeſtexreich, das im Norden Feine bivecten Intereſſen zu wahren 
hatte und ſich bis jetzt faſt willenlos der Leitung Breußens bins. 
gegeben hatte, in irgend einer Weiſe abfinden zu. KBnnen und be⸗— 
gann mehr und wehr bie Herzogthümer als einen Beſitz zu be 
trahten, ber ihm auf die Dauer unmöglich mehr entgeben 
fonnte. Preußiſche Truppen waren es torzgöweile, welche bas 
Land beſetzt hielten, Preußen fing. {den an, fi im Lande ziem⸗ 
lich hãuslich einzurichten, fein Givilcommifjär, ber che. v. Beblik, 
regierte das Land faft unabhängig nach den Wünfchen unb Jnſtruk⸗ 
tionen feiner Negierung, ohne daß ihn Defterreih bis jetzt barin 
irgend weſentlich gehemmt hätte. Aber bie Rechtsfrage bezüglich ber 
Erbfolge war bamit noch keineswegs entſchieden. Die Bevölkerung: 
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Yaım. Holſteins und auch diejenige Schleowigs betrachteten Ten Erbprinzen 
von Auguftenburg als ihren legitimen Landesherrn, bem fie frei 
willig gehuldigt hatten unb an Dem: fie um ſo mehr Bingen, als er 
ſich gleich von vornherein für das freifinnige -Stuatsgrunbgefeb von 
41848 erklärt und fein Wort bafür. feierlich verpfändet hatte. Seit 
zwansig Jahren war hie Grbfolgefrage von ber. beutfchen Wilfen- 
ſchaſt nach allen Seiten erörtert: worden und ihr Urtheil war big 
auf eine einzige Ausnahme: einftimmig zu Gunften bes Hanuſes Aus 
guftenburg ausgefallen: auf die Anregung bes Ken. v. Warnftebt 
hatten fich neuerdings noch fast ſänmtliche juribifche Fakultäten ber 
beutichen Univerfitäten einmüthig in bemfelben Sinne ausgefgrodgen. 
Ja Brenßen ſelbſt Hatte am 28. Mint 1864 an ber. Lorboner Con: 
ferenz unammmunben zugeftansen, baß „ber Erbprinz von Auguſten⸗ 
berg nicht nur in ben Mugen Deutſchlande bie. meiften Rechte auf 
die Nachfolge in ben Herzogthümern geltend machen könne und deſſen 
Anerkennung buch bie deutſche Bunbesverſammlang demgemäß ge 
ſichert Sei, ſondern daß derſelbe much unzweifelhaft die Stimmen ber 
immenfen Majoritüt ber Bewölterung dieſer Länder auf ſich vereinige.“ 
Es Tonnte in Wahrheit nicht zweifelhaft ſein, da bie Herzogthümer 
there enbliche -2usldiung ven Dänemark dem: für dieſes und für bie 
Serzogihiimer nach: dem Tode Friedrich VII, rechtlich anerkannt ver- 
ſchiedenen Erbgange verdankten und daß bie Londoner Vertrags⸗ 
muͤchte amd) nicht. das mindeſte rechtliche Fundament in Anſpruch 
nehmen Tomnten, um bie däuiſche Geſammtmonarchie ſelbſt nach dem 
Tode Friedrichs VII: zuſammen zu halten, ſondern daß ihre Ab⸗ 
machungen lediglich Auf einer Convenienz beruhten, bie nur ſo lange 
und: fo weit auf Geltung Anſpruch machen konnte, als die Herzog⸗ 
thumer außer Stande waren, bie. willkuͤhrlichen Arrangements über 
ben Saufen zu werfen und ihr altes zutes Recht mit. Gewalt zur 
Geltung zu ‚beingen. Ullerdings war dies ſchließlich thatſächlich Durch 
bie preußiſchen Waffen erfolgi. Allein bie Verslkerungen ber Herzog⸗ 
thümer waren von ber tlebargeugung durchhrungen, daß ohne ben 
Eintritt Preuiens und Defterreichs eben dasſelbe durch ben non einer 
mächtigen ‚natienalen Bewegung gewagenen und gebrängten dentſchen 
Bund erfolgt, daß ber deutſche Bund ſelbſt vhne Oefterreih und 
olme Preußen den Dünen mehr als gewachſen geweſen wäre und 
tig bie Londoner Comferenzmächte einen Krieg ‚init -bemt veutſchen 
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Bunde und der hinter ihm ſtehenden bis in bie tiefſte Tiefe : mir Yemen 
geregten deutſchen Nation gewiß nicht minder geſcheut hähten; ald 
mit Preußen und ‚Defigrreich, deren Hindergedanfen fie von allem 
Anfang an und nicht ohne Grund mit bem größten Mißtrasen be⸗ 
obachteten,. ein Mißtrauen, das wohl auch allein Preußen zu ſeinem 
Antrage. in London für ben Auguſtenburger bewogen hatte. Auch 
waren. bie urſprünglichen Erklärungen Preußens und Deſterreichs zu 
Gunſten des Londoner Vertrags in Wahrheit unmöglich geeigurt ge: 
weſen, bie Berälferungen der Serzogihümer von der Loyalißät und 
dem uneigennützigen Wohlwollen Preußens für ihre Rechte umb ihre 
Befreiung vom däniſchen Joche zu ühergeugen: fie glaubten baris 
nur eine fpecifiih preußiiche, aber in feiner Weile «ine wahrhaft 
deutſche Politik zu erkennen. Trotzdem waren fie geneigt; ben. that⸗ 
fächlichen Verhältniſſen Rechnung zu tragen unb gu einem „engeren . 
Anſchluß“ an Preußen bie Hanb zu bieten, mehr im Iniereſſe Deutſch⸗ 
lands als in ihrem eigenen, ba fie ſchon nor 10 Jahren die Ueber⸗ 
zeugung gewonnen hatten und ben Beweis gelelitet zu haben glaubs 
ten, daß fie dem Fleinen Dänemark volllammen gewachſen feien und 
überdieß durch die Aufnahme Schleswigs in ben deutſchen Bund 
beffen ganze Macht Hinter fich zu haben bafften und darin fir fick 
auch ohne einen bejonberen Schuß Preußens eine mehr als gemü- 
gende Sicherheit erblidten. Ihre nächſten Wunſche gingen inzwiſchen 
babin, daß ihr Herzog von den beiden Großmächten und dem deut⸗ 
ſchen Bunde eingeſetzt werden möchte, worauf es dann ſeine und 
ber legalen Ständeverſammlung Sache wäre, ſich mit Preußen fiber 
jenen „nähern Anſchluß“ zu verftändigen und zu vereinbaren. 
Preußen war jedoch ganz und gar nicht gemeint, ſich auf dieſe 
Beftrebungen einzulajien und ben „näheren Anſchluß“ von bem guten. 
Willen des fchleswig-holfteiniihden Ständewerfammlung abhängig zu 
madyen. Nicht mit Unrecht von feinew Gtanbpuntte aus fürditete es, 
bag, von den übrigen Mittelſtaaten unterftügt, Hergog und Gtänbe, 
fobald fie einmal ihren Zwei erreicht hätten, beſtrebt wären, jenen 
Anſchluß auf ein Minimum zu rebuciren, etwa eine Milttäreonben. 
tion, wie fie Koburg und andere Kleinftagten mit ihm abgeſchloſſen 
hatten. Ein ſolches Refultat des Kriegs gegen Däucmarf genügte 
ihm aud nicht von ferne. Konnte es bie völlige förmliche Ausıcrien 
vielleicht auch nicht ſofort erreichen, fo war es doch entſchloſſen, ſich 
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Frespen, unter Yeinen Umftänben mit weniger als mit ber unbebingten Ver⸗ 
fügung über fämmtliche Militärkräfte der Herzogthümer, zu Lande 
und zur See, zu begnügen und zwar bieß in einer Meife und in 
einem Umfange, bat bie Herzogthümer gänzlich von ihm abhängig 
würden und die Vereinbarung nur als eine Art Mebergang zu Tpä- 
terer völliger Annerion Hätte betrachtet werben können. Ohne biefe, 
wie es ‚meinte, „bereditigten Anſpruche“ vorher geſichert zu wiflen, 
war es entichloffen, die Gonftituirung bes nenen Staats um jeben 
Preis zu verhindern. Zu diefem Zwecke und mit Rüdficht auf bie 
Meglichteit einer völligen Annerion galt es vor allem mus, bie Erb: 
anfprücke und bamit die Stellung des Anguftenburgers in den Herzog: 
thümern wo Immer möglich anzuzweifeln und zu erſchüttern. Unb 
bier begegnen wir denn einer Reihe von Bemühungen der preußifchen 
Regierung, bie auf jeder Unbefangenen nicht ambers denn einen 
hochſt wiberlichen Einbrud machen konnten. Zunächſt erflärte Preußen, 
daß fein Antrag an der Londoner Eonferenz zu Gunften des Auguſten⸗ 
burgers als des „beſtberechtigten“ Prätendenten lediglich ein diplo⸗ 
matifher Schachzug geweſen und mit ben Beftrebungen ber Lon⸗ 
boner Gonferenz von felber dahin gefallen fei. Dann nahm es auch 
feine frühere Erflärung, daß bie Vorausſetzungen bes Londoner Ver: 
teag von Dänemark nicht erfüllt worden feien, daß bie Abänderung 
ber Erbfolge die Zuftimmung ber Stände von Holitein und Schles- 
wig nicht erhalten Habe und daß daher die Anſprüche Chriftian IX. 
auf die Erbfolge rechtlich nicht begründet ſeien, zurüd und fuchte ſich 
auf bie einfeltige Verkündigung der neuen Erbfolgeorbnung von Seite 
der damaligen bänifchen Regierung su flüben, um aus ben unbes 
gründeten Anſprüchen Daͤnemarks begründete Rechte auf die Herzog: 
thümer herzuleiten, bie durch ben Wiener Zrieben von Dänemark an 
Defterreich und’ Preußen abgetreten worden felen, womit bie Rechte 
des Auguſtenburgers ohne weiteres befeitigt werden ſollten. Diefe 
Inconſequenz ber preußiſchen Regierung machte begreiflicherweiſe 
feinerlei: Eindruck auf bie öffentlihe Meinung Deutfchlanbs und noch 
weniger auf‘ biejenige ber Herzogthümer, die von ben Rechten bes 
Auguftenburgere nad ben Ergebniffen der flaatörechtlichen Unter: 
ſuchungen der erften juriſtiſchen Autoritäten der beutichen Wiffen- 
ſchaft vollſtändig überzeugt waren. Die preußiihe Regierung be: 
mübte fi daher, auch biefe zu erichüttern, jeboch mit wentg Erfolg 
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und: nik : geringeren Ruhm ‚flr um Waf ihnen Grorffenhäftigkeit vreeden. 
und der preußiſchen Deviſe des sum ouie. "Bogen bie Anſprche 
bes Auguſtenburgerts wurden zunachſt biejenigen. des Großherzogs 
von. Odenburg ins Feld geführt, was um fo mehr ben Fucbtuck bloßare 
Willkür machte, als. bie Uebertragung feiner Anſſrücht von Seite 
des voſſiſchen Kaifers uf Ihn immer noch der evforderlichen foͤrm⸗⸗ 
lichen Urkunde entbehrte und Iiberbieh rein werthlos war, je lange: 
ber:mit ſeinen Anfpeüchen zwiſchen dem Kaiſer von Rußland and 
dem Großherzoz von Oldenburg -fichenbe Prinz von‘. Waſa beine 
Miene machte, auch jeinerjeits. zu Gunſten des Oldenburgers zu vers. 
zichten. Mach tiefer aber wurde bie öffeniliche Meinung verletzt; als 
bie preußeſche Regierung den Berfuch urachte, das Ergebriß der völlig! 
unabhängigen deutſchen Wiſſenjchaft burch ein Gutachten der abhängigen 
preuhiſchen Kronjuxijten amiſteßen oder wenigſtens zu par«iyſiren, 
deren Mehrheit bene ich wirllich bie Frage nach bes Wäuſchen der 
preußifchen Regierung begutachtete und nach Biefen Wunſchen die echte 
des Auguſtenburgers ſehr poeiichhaft fand. Die--preuhiige Regie⸗ 
rung zögerte auch bange, das Gutachten ihrer Kronjuriſten dem Ur⸗ 
theil ber ‚öffentlichen Meinung durch den Druck worzulsgen und: ale: 
ed enblich geſchah, fehlten darin bie Austährungen der in ber Minder⸗ 
heit gebliebenen Mitglieder, bie ihren wiſſenſchafttichen Ruf: dem In⸗ 
terefje der Regierung völlig preiszugeben ſich doch wicht hatten em: 
hießen tännen. Alles das war natürlicher Weile wicht geeignet, 
Preußen eine zahlreiche and, entſchiedene Bartei in ben Herzogthümern 
zu erwerben... Die „ungeheure Mehrheit" der Bevbikerungen, wie 
Preußen feiner Zeit ſelbſt conſtatirt hatte, bielt vielmehr nad wie. 
vor. fe am Herzog Friedrich, in dem ſie nicht: nur ihren legitimen 
Lanbeäheren,: ſeudern auch den Fürſten ihrer Wahl anerkannte, Die 
Umtriebe ber preuiiichen Rigierung waren nut :geeiguet, fie darin 
zu beſtärken. In ber. That war .bie Zahl ‚derer, bie- fig offen. and. 
enticgieben .zu Gunften ber preußiſchen Abſichten meipeschen, eins. 
verſchwindend kleine. Rod vor Ende des 3.1864 hatten 17 Mit⸗ 
glieder ber Rittericgaft in einer Adreſſe an den König von Preußen 
fi für die Annerion ausgefprohen. Aber ber Schritt einer Haub⸗ 
voll Feudaler geb nur Del ins Feuer. Daß dieſe Feudalen fi - 
zum Regiment Bismarck hingezogen fühlten, war freilich natür⸗ 
id. Allen ihr Einfſuß im Lande war ſeit dem Beginne der 
25 
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Preupen, ledten Verwielung gleich Nall uud ihre Beibeurungen: son Patrio⸗ 
tises fanden wit Recht nicht den mindeſten Olauben, ſeit bie eng- 
liſchen Blaubücher verrathen ‚hatten, daß es ihrem Führer, dem ein⸗ 
ſtigen Praſibdenten ber holſteiniſchen Ethnde, dem Frhru. v. Scheel⸗ 
Pleſſen nicht ſewohl un has Rand, als zunächſt um. bie Ausſichit 

"auf: Hof⸗ und Geſandtjchaftaſtellen zu Ihm war, web bei er 
und jeine Oefinnungsgeneflen darum früher fe eifrig am daniſchen 
Geſammiſtaat gehalten unb jagt wohl wieberum nur darum init 
einen größeren Staate vereinigt gu werben: wünschten. ‘Die nädhfte 
Folge bes Schritied der ſiebenzehn Feubalen war. eine zu Anfang des 
% 1865 vereinbarie Gegenerllärung von 40. ber augejehenſten Maͤn⸗ 
ner, bie binnen wenigen Wochen nicht weniger. als 60000 Unter⸗ 
ſchriflen faund. Allerdings hatte Preshen außer den paar Feudalen 
auch noch eine Anzahl, Anhäuger in. bürgerlichen Kreiſen und zwar 
Männer von Talent und Entſchiedenheit; allein auch ſie bildeten 
nur ein kleines Haͤuflein uud ihr Einfluß wurde dadurch ſehr ge: 
ſchwächt, daß die meiſten derſelben urſprünglich gerade zu. den hitzig⸗ 
ſten Anhängern des Auguſtenburgers gehört hatten, jo daß es nahe 
lag, ibram nunmehrigen Eifer gegen ihn. und für Preußen eigen: 
nügige Motive ‚unterguichiehen... Ihrer :24 tralen am 12. Februar 
in Rendsburg aufammen, um. ſich . über ein. feſtes Programm zu 
einigen, mad. denn auch mit 21 gegen. 3 Euimmen dahin zu Stande 
kam, bei bie Breußen als. Schnumadht ber. Herzoghümer entipwechen: 
bee Mechte demjelben voll und. „für: alle Zeiten“ eingeräumt werben 
follten, unb zwor die volle Militürhohrit zu Waſſer und zu Lanbe, 
die bipfomatifche Vertretung und bie, handelspelitiſche Führung, eub⸗ 
lich na dieſe Rechte Preußen „wer“ :ber. definitiven Ordnung "ber 
inneren Verhältuiſſe einzuräumen. ſeien. Das. Programm dieſer ſo⸗ 
geanmuies: „notionafen" ante. fand indeß nur. wenige Veitretenbe: 
es jcheint, baf- dieſelben nie auch nur bie..Zähl von hundert erreich⸗ 
ten. Wie gering die Neigung her großen Mehrzahl ber Bewdl: 
kerung ben preußiſchen Forderungen var, zeigte neuerbings bie am 
26. Februar in. Rendoburg abgehaltene Delegirtenverfanmiung. der 
Schleswig Hol ſtein⸗Vereine beider Herzogthumer. Bei dem Mangel 
einer geſetzlich geregelten Volksperiretung konnten dieſe Berſamm⸗ 
lungen wenn auch nicht wöllig, doch ſo ziemlich als ber wirkliche 
Ausdrud der üherwiegenden Mehrheit angeſehen werden. Von 
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149 Vereinen waren mi 26. Februar 120 Narh 208 Delkkirtigtensen 
vartreten. ‘Der’ „engere. Anſchluß“ an: Preußen janb- mich in bieſer 
Verſammlaung feine Vertreter und rief eine fehr lebhafte Webatte 
hernor. Mit 120 gegen BB wurde indeß ’eih dießfalliger Antrag 
bes Kieler: Vereins abgelehnt und beſchloſſen, ed dem Herzog und 
ber Land esvertretung anhrimzuftellen, bie im: Antereffe Deutſchlands 
nöthigen. Staatsbertrãge mit: Preußen abzuſchließen.“ Die Erklaͤrung, 
daß die Verſammlung „an: ber. auf Grund des Rechtes gefobten‘ 
Trene an Herzog Friedrich VIII. feſthalte“ war: vorher einſtimmig 
erfolgt. Se bot bie Stimmang der Bevdlkerrengen ber Herzogthümet 
ſellin Preußen für feine Plane: nur ſehr geringe Anhaltspunkte bar; 
im Gegertheil maſſte es fich auf einen ebenſo entſchiedenen als zähen 
Widerſtand. gegen dieſelben don dieſer Seile gefaßti machen. 
Aheß darum kummerte ſich das Retgiment Bismeerck wenig. 
Gs beitachteie die Herzogthumer nicht als befreite, fondern als er⸗ 
oberte Lande, über welche bie. Souveränetät durch den Wiener Frie⸗ 
bean auf. die: Herrſcher von Preußen und: Oeſterreich übergegangen 
ſei uud ‚hielt es für volllommen genügend, Wenn “Preußen ſich mit 
Oeſtarreich wärbe verflündigen Hinten. So lange Graf Rechberg bie 
auswärtigen Augelegenheiten Oefterrtichs leitete, war Hr. v. Bismarck 
wohl barechtigt, dieß für. nicht allzuſchwet zu Halten. Graf Nechberg! 
mer blind genug, gar nicht zu ſehen, wohin er Oefterreich mit ſeiner 
Alliang ut Preußen führte, blind gentig, gar nicht: zu ſehen, daß er 
durch hen mit Beietigung des deutſchen Bundes gegen Dänemark eröff⸗ 
neten. Krieg. in. dem Deſterreich allen Wendungen Preußens willfahrig! 
folgie, lediglich die ſpezifiſch preußiſchen Intereſſen im Norden unkerſlützte, 
blind genug, ben Verluſt alles bisherigen - Vertrauens in Oeſterreich 
von ESeite der miitelſtaatlichen Regierungen in den Winb zu ſchlagen 
und erſt als. bie zeüher mit allen Mittel von Oeſterreich verhinderte: 
Srouuerung des Zollvereins zur vollenbeten Thatfäche geworden und 
Oeſterreich von ſeinem Allärten wirthſchaftlich aus Dentſchland hinaus⸗ 
gehrängk war, gingen ihm eadlich die Augen auf und gab-er endlich ſeine 
Sntlaffung ein; So vollkonmen bimb war die Politik: des Grafen 
Rechberg, daß er noch kurz vor feinem. Nüdtritt Preußen ben- ge: 
radezu naiven Borichlag machte, die beiden: Großmächte wollten ges 
meinfam. ihre: Befigkitel':an bie Herzogihlimer ‚anf den Auguſten⸗ 
busge. uhertregen anb bie. brigen Prate ndenten ed ein Auerrãgal⸗ 
| TER }:) Bar 
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Yarspengericht, weiſen. Vermuthlich Hatte Graf Mechberg. den. bezüglidien 
Artikel bes. Wiener Friedene in dieſem Sinne. aufgefaht. Preußen 
hatte aber damit ganz andere Abfichten ;verbunben unb ging watär- 
lich auf ven Vorſchlag bes Grafen Rechberg gar nicht ein. Als 
Graf Mensborfi an die Stelle des Grafen Rechberg trat, fanb er 
benn freilich die Ilesiyig-halfteinifihe Angelegenheit, wie fig fein 
Gollege, der Staatsminiſter Schmerling, offen ausbrädte, „total ver 
fahren.” Was einmal geliehen war, Tomte er nicht mehr unge⸗ 
icheben machen. Die Sage Vefberreitie war ‚auch nit: ber Art, daß 
es baran denken konnte, mit Preußen zu brechen und eime ganz ent⸗ 
gegengeſetzte Politik bezüglich Deutſchlands zu inmeguriven. Aber 
Graf Mensdorff war wenigſtens alsbald entſchloſſen, auf dem bie⸗ 
berigen Wege. eines blinden Vertrauens nicht weiter zu gehen, Preußen 
vielmehr an ber Erreichung feines letzten Zieles entfehieben zu. hindern. 
Und da ber Wiener Friebe ‚bie, Kergogihlimer. m Deſterreich und 
Preußen gemeinfam abgeireten hatte, jo ‚hatte Oeſterreich bazu «alle 
Mittel in ber Hand: ohne die Zuftimmung Oeſterreichs konnte Preußen‘ 
feinen Schritt vorwärts machen. : Freilich. hatte biefes biäher bdurch 
feinen Civilcommiſſar in Schleswmig. ‚den Frhrn. v. Zeblitz, ziemlich 
unumſchränkt gewaltet. Graf Rechberg Hatte demſelben als bſter⸗ 
reichiſchen Civilcommiſſar zuerſt den Grafen Revertera, dann ben 
Baron Leberer au die Seite geſtellt; beide ließen indeß ganz im 
Sinne der. Politit, des Grafen. Rechberg ben preuhiichen Eommifſar 
nach Belieben Ichalten und ‚walten in ausſchließlich preuiichen In⸗ 
terefie. Das exſtez, was nun Graf Mensborff that, war, daß er 
den Baron Leberer abberief und kan Gen. v. Zeblik den energiſchen 
Sen. v. Halbhuber, ‚offenbar mit ber. beitimmten Inſtruction, bie 
oͤſterreichiſchen Intereſſen genau: zu wahren, an bie Seite ſetzte. Yen 
einem Bruch: wit Preußen war indeß ebenſowenig ‚bie Rebe, ale von 
eines Rückkehr Oeſterreiche auf den Staudpunkt des Bundesvechts 
und allgemein deutſchen Intereſſes: mod glaubte es, an der Allianz 
mit Preußen feſthalten zu müſſen und ließ daher gewähren, daß 
Preußen durch offene Drohung die Bundesverſammlung zwang, bie 
Erecution in Holſtein für heendigt zu erklären und Die Bundestruppen 
aus dem Herzogthum zurückzuztehen. Beide Herzogthümer flanben 
nun unter ber ‚unmittelbaren Verwaltung Oeſterreichs und Preußens 
und das letztere hielt es as ber Zeit, birecter auf ſein Biel: losgzu⸗ 
gehn. Kaum war bie Autorität bes Bundes in SHolftein befeitigt, 
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con: under bem 13. Dee. 1864 richtete Hr. v. Bismarck eine De: vrerhes. 
peſche an Defterreich, in der die Intereſſen Preußens in ben Herzog: 
thũmern enbichheben in Sen Vordergrund geftellt murben, mit ber Er: 
Härumg,-Soß „Preufen die Befriebigung derſelben nicht von dem 
zweifelhaften guten Willen bes Lanbesheren, von ber Stimmung ber 
‚Shänbe, von. bem Spiel des Parteien abhängig maden koͤnne. Die 
Regierung habe bie erforberlihen Schritte geihan, um eine gründ- 
lichere wiſſenſchaſtliche Prüfung ber Rechtsfrage (durch die preußiichen 
‚Kronjweiften) und ein beftimmteres Programm überhaupt vorzube⸗ 
reiten. Uebrigens meine er, Preußen und Defterreich könnten und 
follten, wie die Dinge gegenwärtig ſtänden, einander mehr gewähren, 
als das beutiche Bundesrecht zur vertragsmäßigen Pflicht madje. Sie 
feien burg Art. 3 des Wiener Friedens Mitbefitzer bes an. fie ab: 
getretenen Territoriums ber brei Herzogthümer. Defterreichs gen: 
graphiſche Lage ſei aber der Art, daß es Fein Intereſſe babe, fi 
einen Theil diefes Gebietes dauernd einzuverleiben. Die Annerion 
bes Herzogihümer an Preußen würde ben beutichen Intereſſen im 
höchſten Grabe förberlich, den dfterreichifcher aber nicht zuwiderlaufend 
fein. Er wiſſe indeß gar wohl, daß er biefe Annerion ohne bie 
Auftimmung Oefterreichs nicht vollziehen könne.” Uebereinſtimmend 
mit diefen Anfchauungen der preußiſchen Ntegierung erfolgte denn zu 
Anfang des Jahres 1865 die Miſſion des Prinzen Friedrich Karl 
nach Wien, Sie blieb jedoch ohne Refultat: Preußen mußte fich 
überzeugen, daß Oefterreich freiwillig niemals in biefe Annerion ein: 
willigen und Preußen nur folche fpezielle Vortheile in ben Herzog⸗ 
thümern zugeftehen werbe, welche fich wenigftens irgend wie mit bem 
Bunbesrechte in Uebereinftinnmung bringen ließen. Wenn mit Oeſter⸗ 
reich weiter unterhandelt und auf diefem Wege von ihm etwas er: 
reicht werben ſollte, fo mußte vorerft auf bie förmliche Annerion ver: 
zöchtet werben. Hr. v. Bismarck entfchloß fich bazu und formulirte 
in einer Depeſche vom 22. Februar endlich bie Forderungen Preußens, 
von: beren vorheriger Gewährung es feine Zuftimmung zu ber Er: 
richtang eines eigenen ſchleswig⸗holſteiniſchen Staats abhängig machte. 
Im Weſen kom es freilich auf baffelbe Heraus: nur bie Form ber 
Annexion war fallen gelafien, ber neue Staat märe von "Preußen 
ganzkich abhängig geworden und der Herzog nicht viel mehr als ber 
erbliche Oberpräfibent einer neuen preußiſchen Provinz geivefen. Nach 
dem PVorfchlage Preußens follte der neue Staat ein ewige und uns 
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Berufen. auflceliches Sihpak: und Truphüntgiß mit Preußen. ſchlichen und zu 
dieſem Ende hin dem Könige won Preußen feine geſammtie Wehr⸗ 
kxraft zur DBerfügung. ſtellen, um fie innerhalb: der preſchiſchen Armee 
und Flotte zum Schutze beider Länder und ‚ihrer Intereſſen zu ver⸗ 
wenden. Die Dienſtyflicht und die Stärfe der mon Schleowig⸗ 
Holſtein zu flellenden Mannſchaften ſollten nad) den in Preußen 
geltenden Beitimmungen feſtgeſtellt, überhaypt bie game greußiice 
Kriegsverfaſſung auch auf bie Herzogthümer ihre Anwendung finden, 
bie Aushebung von ben preußiſchen Militärbehörden borgenommen, 
anb bie jchleswig-holfteiniichen Truppen je nach dem Ermeſſen bes 
Königs. von Preußen fogar mit ben preußiſchen Truppen verichmolzen 
werben, preußiſche Truppen in ben Herzegthümern ſtationirt und bie 
Sarnifonsverbältnifle von der preußiſchen Regierung ; geregelt werben 
können, ja bie in die preußtiche Armee und Flotte eintretenden. ſchleswig⸗ 
holſteiniſchen Unterthanen follten dem Könige yon Preußen ben Fahnen: 
gib ſchwöreg. Die Marinetruppen ber. Herzogthümer follten einfach 
für die preußiſche Ylotie verwendet werben, Für die Unterhaltung 
feiner Land⸗ und Seetruppen ſollte Schleswig⸗Holſtein an die preußiſche 
Staatskaſſe einen näher zu vereinbarenden, eventuell nach Maßgabe 
ber Volkszahl und der preußiſchen Militär: und Marincausgaben 
näher zu beſtimmenden jährlichen Beitrag zahlen. Um trotzdem der 
Bundesverfaſſung wenigſtens formell zu genügen, waren beſondere 
Beſtimmungen getroffen, Im fernern ſollte Rendsburg zur Bundes⸗ 
feſtung erhoben, bis dahin aber von Preußen beſetzt bleiben. Weiter 
ſollte Schleswig⸗Holſtein an Preußen bie Stadt Sonderburg mit 
einem entſprechenden Gebiete zu beiden Seiten des Alſenſundes, bie 
Veſte Friedrichsort nebſt entſprechendem Gebiete d. h. den Hafen von 
Kiel und an beiden Mündungen des zu erbauenden und unter das 
Oberaufſichterecht Preußens zu ftelenden Nordoſtſeecauals das für bie 
Anlage von Befeiligungen und Kriegshäfen erforkerliche Terrain förmlich 
abtreten. ‚Endlich jollte der neue Staat zunächft dem Zollverein, gleich⸗ 
zeitig aber für immer dem preußiſchen Zollſyſtem beitreten und fein. Poſt⸗ 

und Telegrapbenmejen an Preußen abtreten, Es iſt klar, daß der Herzog 
und bie Stänbe ber Herzogthümer auf. dieſe Forderungen Preußens 
aus. freien Stüden niemals eingegangen wären. Much. wit bem be- 
ſtehenden Bundesrecht. ließen ſie ſich uamöglich in Einklang bringen. 
Oeſterreich erklärte fich, nenerbings bereit, Preußen jedes Zugeftänd- 
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wih za machen, bau innerhalb - diefes Bundesrechtes nur irgendwie Were. 
zuläffig fei,. über wur biefe Forderungen Eirike «8; nicht eingehen. 
‚Unter dem 5. Murz lehnte es dieſelben entſchieden ab unb fügte bei, 
daß es Dali eine Whale ber Unterhaublungen ſchließe, in der eine 
befiieitiue Vereinbarung dt mögtich ſcheine. Auch die Bevdlle⸗ 
rungen ber Herzogthümer waren 'wachgerabe geneigt, in ihren Zu⸗ 
geſtändnifſen an Preußen bi an bie Auferfie Gränze bes Möglidten 
zu gehen, um nur enblich aus dem Prosiforiam binauszulommen 
und ſich ſelbſiändig confittuiren zu Tönnen. Aber jene Forberungen 
Preußens in ihrem ganzen Umfange zugugeftehen, dazu Tonnten fle 
ſich freiwillig nimmermehr verfichen. Durch Vermittlung des Sehe: 
unddreißiger Ansoſchuſſes in Frankfurt mwurbe eine Berflänbigung 
awilchen Vertrauensmännern ber Herzogthümer und einer Anzahl 
herborragenber Mitgliever bes preußiſchen Abgeorbnetenhauſes in 
einer Zuſammenkunft zu Berlin verſucht. Nah einläflicher Eroͤr⸗ 
terung aller Verhältniffe geſtanden bie fehleswig-holiteinifchen ' Ber: 
Rauenemänner als „im Sinterefie Deutſchlande nüßlie und mit 
Preußen zu vereinbarende Einrichtumgen* zu: 1) bie gleichartige For⸗ 
mirung, Ausbildung und Bewaffnung bes ſchleswig⸗holſteiniſchen 
Heeres mit ber preußiſchen Armee, etwa aud unter Vorbehalt einer 
wirffamen Inſpeetion von Seite Preußens; 2) die Verfügung Preußens 
über die militäriſchen Streitfräfte Schleswig-Helfteins im Kriegs: 
falle; 3) die Anlegung ber zur Sicherung ber beutichen Grängen 
etwa nötbigen Feſtungen, befefligten Kriegshäfen x. in Schleowig⸗ 
Holſtein durch Preußen; 4) Berfügung Preußens über bie feebienft- 
pfliglige Mannſchaft ber Herzogthümer nad ben bisherigen gefeh- 
lichen Beſtimmungen und Leiftung eines verhältnifmäfigen Gelb: 
Beitrags Settens ber Herzogthümer zur Unterhaltung ber preußifchen 
Marine bis zur Gründung einer beutidhen Flotte. 5) Eintritt Schles⸗ 
wigs in den deutſchen Bunb und der Herzogthümer in ben Zoll: 
verein, fowie Sinränmung ber in Bezug auf Anlage und Benutzung 
eines Nordoſtſeecanals erforberfihen Rechte an Preußen. Dagegen 
erachteten die Vertrauensinänuner als durchaus unverträglih mit ber 
Selbfländigfeit der Herzogthümer: 1) Ableiftung bes Yahneneibs 
an den König von Preußen; 2) Anshebung ber Mannihaften für 
das Landheer Seitens Preufens und einfeitige liebertragung ber 
preußifegen Armeesrganiſation, Militärgefehgebung und Beriähis- 
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Aevoro harbeit ‚auf Schlecwig· Halſrin uhae : Drümirfung- der ſchleswig⸗hol⸗ 
Reniigen Gtaaogemalten; 32: Verwaltung a6 Zell⸗ Poſt⸗ und 
Telegraphenweſens dunch andeze al6 die eigenen Lanhesbchäeben. 
Dieſelben erklärten. ſchließlich, daß die Berälterung, GShleswig Hel⸗ 
Heinst. jeher Bergemolligung dan zähellen: Widerſtand enigegeniagen 
werde und im Kampfe gegen ſolche; non dem Nechts⸗ und. Ehrgefühl 
rber geſammten dentfchen Ration Schutz und Beiſtand erwante.“ Die 
Delegirtenverſammlamg der Schleswig-Helftein- Vereine . erlärte ſich 
mit ben Conceſſionen ihrer Vertraueusmänner trotz einiger Bedenken 
mit allen gegen 1 Stimme einverſtanden. Dagegen vermochten bie 
beibeiligten Mitgliever bes preußiſchen Abgeordnetenhauſes es nicht, 
bie Maiorität besjelben zu irgend einer Meinungsäußerung in dem⸗ 
jelbhen Sinne zu bewegen. Die preußiſche Regierung nahm. auf ben 
ganzen Vorgang ganz und gar feine Ruckſicht. Auf bie Daurch⸗ 
Führung ihrer Forderungen mußte fie indaß Deſterreich gegenüber 
perzichten unb ihre Oxgane erflärten ben ganzen Schritt ſpäter für 
‚einen überwmubenen Gtaskpuntt. Zu ber That faßie Fe, ba dieſes 
Minimum, wie wieberhoft erklärt wurde, auf dem Wege ber Uuter: 
handlungen nicht zu erreichen mer, um fo entichiebener bie förmliche 
Annexion ins Auge, entichleflen, die Loſung ber Frage fo lange zu 
‚sexhinbern, bis fie unter günftigen Umſtänden in ihrem Giane er: 
folgen Lönne. Inzwiſchen ſah fie fi von dem activen Vorgehen 
‚in ‚ben, Herzogthümern nicht ſowohl durch bie ihr entgegenſtehende 
Etrãamung ‚ber öffentlichen Meinung und. bie befanmie zähe Aus⸗ 
dauer ber Schleswig⸗Holſteiner als durrh den Umſtand gehenunt, 
daß jeher . Schritt nur im- Einyerſtändniß der beiden Civilcommiſſare 
Defierreiche und Preußens geſchehen Tonnie und ber öſterreichiſche, 
Hr. v. Halbhuber, zu keiarr Maßregel feine Zuftimmung gab, bie 
im ausſchließlichen Intereſſe Preußens und feiner Plane war. Co 
‚hiieb deun immer mieber. nichts ührig ale ber Weg. ber Unterhand⸗ 
lhungen mis..hem äſterreichiſchen Cabinet and ‚Or. v. Biemard er 
ſchoͤpite ſich in allen; möglichen Anxegungen, bie nur einige Ausſicht 
boten, Preußen zu ſeinem Ziele zu :führen. . Zunärhft wurde wieder 
bes Großherzog von Oldenburg -0l8.. Mrätenbent, yorgeicoben, aber 
‚weilereeid. mißtraute una weigerte ſich auticieben, Preußen zu einem 
Abkommen mit bemigfben zum, voxca⸗ ‚carte blanohe zu geben. 
Dana gerigih. Hr... Bismardeguf die Idee, ſich ‚mihreiner ſchleswig⸗ 
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holſteniſchen Stänbeberfanmmlung, zu scoflänbigen und fdhlug SDefler- Semi. 
reich hir Berufung : einer folchen wh bem -Stombögrumbgefeir ben 
1848 wor. Deſterreich hielt es zumidhit fie camfertwahtuer, bei. einer 
felgen nach ven: ben Herzogthümern von Pümemasl scirenirten Ver⸗ 
fofiung von 1854 fliehen zw bleiben, ging aber .ulebaib auch auf 
den preußiſchen Borſchlag ein. Num wollte jeboch Hr. v. Bisnenedl 
nichts mehr daven wiffen und ſprang jeinerfets auf. die Verſafſung 
von 1854 über; ſobald aber Oeſterreich ſich auch das gefallen laſſen 
wollie und beibe endlich völlig einig zu fein ſchienen, lich er "Die 
ganze. Jpee fallen. Immerhin wer Has weniger auffallend, als daß 
He. v. Bismard überhaupt auf bie bee fiel, ſich mit eimer jchleswig⸗ 
holſteiniſchen Ständeverfammiung verftändigen zu wollen. . Denn wie 
die Stimmung in ben Herzogthümern war, fehien es ganz außer 
allem Zweifel, bag jebe Stünbeverimmlung, ſie hätte nach jebem 
beliebigen. Wahlgeſetz berufen werben ‚mögen, mit weit überwiegenber 
Mehrheit in eriter Linie die Einſetzung des Herzogs Friedrich und 
bie Gomftitwirung bes neuen felbftändigen Staates geforbert und in 
Hueiker Die Forberumgen Breußens, ſie machten nun auf eine formelle 
ober bloß eine thatſachliche Annexion gerichtek fein, abgelehnt haben 
wirbe. Hr. a. Bismard: war baram wicht verlegen, bie Sache wieder 
von einer andern Seite anzugreifen — er begann nım thatſüchlich 
vorzugehen. Am 24. März verfügte eine kgl. preußiſche Gabinets⸗ 
orbee bie Verlegung ber preußiſchen Slottenfintion wen Danzig nach 
Kiel und am 5. April verlangte bie preußiſche Regierung vor ihrem 
Landtage einen Credit von circa 6 DAN. Thlrn. behufs Befeſtigung 
bes Kieler Hafens umd Aulegung prenßiſcher Marine⸗Etabliſſements 
in demſelben, wobei fie offen erklärte, daß Preußen „eniſchloſſen ſei, 
im Beſitz dieſes Hafens zu. bleiben.“ Da bas preußiſche AbgHaus 
das Anſinnen ablehute, jo fiel bie ganze Frage vorerit dahin. Sir. 
v. Biemarck mußte einen neuen Angriffepunkt hervorſuchen und bieß« 
mial gerieth er am dasjenige Hinderniß, das ber. Verwirklichung fei- 
ner Plane. allerkings in erſter Linie. entgegen ftand, bie:fortwährenbe 
Anweſenheit bed Auguſtenburgers in Kiel und bie Thatfache, daß 
bie ungeheure Mehrheit ber Bevölkerung ber Herzogthümer ihn 
ixob ber fastilchen Herrichaft Defterreihe und Preußens als ihren .- - 
eigentlichen Landesherrn beiradsiete und bei .jever Gelegenheit af - : 
die Beendigusg jenes Proviſeriums und bie endliche Einſehzung ihres 
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‚Yemıten. Herzogs: Drang. Die forimährende Anweſenheint des Augufteccbutgers 
im Laube gab Heu. v. Biomarck ben Grund ober Borwand, bie mit 
Oeſterreich bereito beveinbarte Einberufung einer ſchleswig⸗holſteiniſchen 
Stänbeverfanunkmg: plöhlich wieber fallen zu laffen. So lauge ber 
Wugwitenbunger int Lande fei, ſei tie fentliche Meinung näde frei 
zu. Dune am eine Ginberwfung. ber Stände nicht gebacht werben. 
Allem ‚Defterreich ging auf das preußiſche Verlangen, ben Pedten- 
‚benten nötbigenfalls: gewaltſam zu entfernen, wicht ein, auch nich, 
als die preußifcge Regierung ſich Durch eine Note des Großherzogs 
son Oldenburg fecunbiren ließ, in welcher bie bitterfien Klagen gegen 
bie. „Auguſtenburgiſche Nebenregierung“ erhoben und im Namen 
æiner billigen Barikkt für beide Prätendenten auf bie Befeitigung 
fo anormaler Zuflündbe gehrimgen warb. Prenßen brang immer leb⸗ 
‚hafter in Oeſterreich, aber ewionft unb die 'nabiirlidhe Folge bes 
sißinmgenen. Verſuches war die, Beiefligung bes auguftenburgiächen 
Einfluſſes im Lande, und zwar um fs -entichlebener, als. Preußen 
‚gu berieben Zeit einen verunglückten Verſuch machte, an den däniſch 
gefianten Norbſchleswigern, bie es als Yon ber  augujtenburgiichen 
Bartei beeinträchtigt und -vorfeigt darzuſtellen bemüht war, eine 
Stäbe: für fi zu gewinnen; 8. zeigte: ſich das bemtlich bei Gele⸗ 
gercheit der Geburtstagsfeier bes Herzogs Friedrich am 6. Jnli, ber 
fo ziemlich im gangen Lande feſtlich begangen wurde und eine große 
Anzgahl von Deputatinnen au aus dem Schleswigfchen nach Mien: 
fübten, wo ber. Herzoz wohnte, führte, während bie Preußen es 
nicht gar Tamge früher bei Gelegenheit bes Geburtstage bes Kinigs 
Bibeln trotz aller Anfivenguugen niit über. ofſizielle Formlich⸗ 
keiten za bringen vermocht hatte. Sekt war bie‘ Geduld des Hrn. 
v. Bismard zu Ende und reifte in ihm ven Entſchluß, um jeben 
Preis eine Aenderung der Situation berbeizußlhten mb zu biefem 
Ende: Bin nöthigenfalls ‚ganz anders als Bisher. gegen Oeſterreich 
aufzusveten. Bevor wir indeß bie Vorgänge ſchilbern, bie ſchließlich 
zu ber Gaſteiner Convention zwiſchen Oeſterreich und Preußen führ⸗ 
ten, iſt es au ber Zeit, einen Blick aufı bie innere Lage des Kaiſer⸗ 
finats feit. Anfang des J. 1865 zu werfen. 

Dee Der Sen ſeit bem Roveniber 1864 verfammelte weitere 

reich. Arichsruth Fpiegchte ziemlich genau Die allgemeine Ungüfriepenheit ber 
offentſichen Meinung in alten. Theilen bes: Reichs über die Politik 
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ber metieruus wieder. Ungarn beharrie in feinem paſſiven Wider⸗ 
ſtande gegen bie Februawerfaſſung umd bie Regieruug wmadite ihrer⸗ 
ſeits auch nicht ben mindeſten Verfuch, eine Ausgleichung umb Ber: 
ſtändigung wenigſtens anzubahnen ober vorzubereiten, nach dem be: 
kaunten Ausſpruche des Staateminiſters Scwerling „wir bünmen 
warten“. Die Slaben wühlten nach Kräften gegen die Februurver⸗ 
faſſung und gegen ben Reichsrath, der fie in ihren ſeparatiftiſchen 
Beftrebungen eineugte und dem deutſchen Elemente bas Uebergewicht 
figerte. Die beutfchen Provinzen waren mit der preußiicken Allianz 
und ber ganzen deutſchen Politik ber Regierung, die ben Kaiſer⸗ 
flaat mehr und mehr Deutſchland entfremden mußte und ganz bem 
Rathe bes Hrn. v, Bismard, den Schwerpunkt bes Reis ven 
Bien nad Dfen zu verlegen, zu entſprechen fchien, nichts weniger 
als einverftanden. Benetion nahm am Reichsrathe ebenfalls Teinen 
Antheil und mußte fortwährend gegenüber den Italieniichen Seläften 
durch eine jederzeit ſchlagfertige Armee miebergehalten werten. Die 
Steuern laſteten ſchwer auf allen Klaſſen ber Geſellſchaft und 
waren nachgerade fait unerihwinglid, fo daß die Rüdflände, bie 
nicht eingetrichen werben Tonnten, fich in erſchredender Weiſe auf: 
Ihürmten und in viele Millionen gingen und dennoch waren bie 
Staatsausgaben Jahr für Jahr inmmer größer als bie Einnahmen 
und zeigten immer en Defizit, das wur durch ueue Schalben ge⸗ 
beit werben Tomate, währenn ber Staaiskredit joriwährend abnahm 
und jedes neue Aulehen zu immer ungänjligeren Bebimgungen 
abgefchlofjen werben mußte. Es lag auf der Hand, daß ber Staat 
auf biefem Wege allmälig ficher den Bankeroit enigegen trieb. Tas 
Miniſterium Schmerling hatte ſich feiner Auigebe entjchieden wicht 
gewachſen erwiefen. Ohne Zweilel if bie Entwidiung bes Bijeni- 
lichen Geiftes im Oeſterreich burd bie Inſtitution bes Reichsraths 
und ber Landtage um einen gewaltigen Schritt vorwärts gekemmen. 
Allein das war zum ellergeringfien Theile das Berbienft des Hru. 
b. Schmerling, ber für bie weitere Nusbilbung ber Fchruarzerfaffung 
gar nichts that, im Gegertheil dieſelbe möglich zu Heuumen und 
das alte Bewermunbungsigien aufrecht zu erhalten bemüht war. 
der Verwaltung berielbe geblichen. licherblitt man bie Thatiglch 
des Reichsrathe ſeit dem Jahr 1561, ie ergibt füh ein im ber Thet 
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hochſt aranfeligesielisctat und ‚bie Schuld baran lag wahrlich nicht am 
Abgeorduetenhauſe desfelben, ſondern an der Regierung, bie es an 
eingreifenden Vorlagen ermangeln ließ und ſich begnügte, durch ben: 
ſelben das jährliche Vubget debattiren und bewilligen zu laſſen. 
Janmerhin war durch das neue Vankgeſetz und die Dispoſitionen zu 
Herſtellung der Baluta ein bedeutſamer Schritt geſchehen und wenn 
es dem Reichſsrathe gelingen würde, die Regierung zu Erſparniſſen 
is einem Umfange zu zwingen, bie wenigſtens das jährliche ſoge⸗ 
nannte Gebahrungsdeficit beſeitigte, ſo konnte ber Reichsrath ſich das 
Zeugniß geben, wenigſtens die finanziellen Grundlagen für eine ge: 
funbe Entwicklung bes Reiche geſchaffen zu haben. In ber That 
betrachtete er denn auch das letztere als die Hauptaufgabe feiner 


letzten Seflion. Es war, wie ſich bald zeigte, ein hartes Stüd Ar: 


beit. Die Regierung febte bem Bemühen den zäheften Wiberjtand 


entigegen. Am 9. Jannar 1865 beſchloß bie Finanzeommiſſivn bes 
Abg. Hauſes auf. den Antrag des Grafen Brints, der nichts weniger 


als zu bei Gegnern ber Regierung gehörte, einſtimmig, das ihr vom 
Saufe. überwieſene Vudget für 1865 an die Megierung zurückzuſen⸗ 
ben, mit.ber Aufforderung, darin ſelbſt Diejenigen Abftriche vorzu: 
aehmen, die fonft die Commiſſion zu beichfießen- genöthigt wäre, um 


‚menigftens das eigentliche Gebahrungsdefieit für 1865 zu befeitigen. 


Das Begehren war fe billig und fo natürlich, daß bie Regierung 
nicht umden Lommte, Darüber mit dem Yinanzansichuffe wenigitens ins 
Benehmen zu treten; fie: machte jeboch eine Verſtändigung von zwei 
Borberingungen: abhängig, einmal davon, daß der Reichsrath ber 
Regierang vollkommen freie Virements innerhalb ber einzelnen Mi: 
niſterien gewähre und dann, baf er. nach Berathung bes Budgets 
für 1865 ſofort in Wiefenige über das Bubget für 1866 eintrete, 
anb weigerte fidh beharrlich, die Summe bes von ihr für möglich 
gehaltenen Abſtrichs zu nennen. Gegenüber biefem fonberbaren 
Berhalten fchte ber Finanzausſchuß das Defieit auf 25 Millionen 
amb zwar als anzunehmendes Minimum feit, und begann mit ber 
Beratung des Budzotentwurfs, indem er von ſich and die nöfhigen 
Abſtriche vornahm, obwohl Hr. v. Schmerliag ziemlich drohend Bin- 
warf, das Abgevorbnetenhaus Kane allerdings 25, 28 ja noch mehr 
Millionen abſtreichen, aber das Bubget gelange an die drei ver⸗ 
faflungensäßigen Facioren und da jei- Gefahr. vorhanden, daß das 
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Finanzgeſetz gar wit zu. Stande kowme, womita er ſich alſo gang 7— 
auf ben Etandyunkt der Praxis des Ken. v. Biemardk in Brain 
ſtellte. Der Finanzausſchaß ‚ging jedoch, ohne ſich von:ber. Drehung 
einſchüchtern gu Laffen, ie feiner Arbeil wor, entichleſſen, bas Defioit 
mit ober ohne die Zaſtimmung der Regierung durch ‚nllfeilige Er⸗ 
ſparniſſe zu Peſeitigan. Am 19. Fehr. legte ingmiſchen ber Finanz⸗ 
miniſter v. Plener das Huhget für. 1866 vor, das ſelbſt nad. 
feiner Sruppiruug wieberum ein Daßci von 18 Millionen aufwies 
und erſt für 1904 „hoffte“ er, dasſalbe ganz befekigen zu können. 
Der Einbrug auf die öffentliche Meinung mar nethwendig ein über⸗ 
aus ſchlechter und bie Finanzconmiſſion richtete daher eine nene 
Aufforderung an die Regiexung, bie Sıanme ihres Abſtrichs im 
Budget für 1865 zu nermen, Gublich gab dieſe nach und veuftanb. 
fi) zu einem Abſtrich pon 20 Millionen, wobon 11 Mil. auf: 
das Militär: und 1,770,000-fl, auf das Marinebudget fallen joll⸗ 
ten, weigerte ſich aber, in die Eiungen ben, Commiſſion, in denen 
das Militärbubgei erörtert werben ſeollte, ihre Bertreter zu ſchichen. 
Die Jinanzcommiffion. lieh fi nicht beirren und beſchloß, für dieſes 
Budget fait ber zugeſtandenen 11 vielnehr reinen Abſtrich son 47: 
Miliogen und im Maringhupget einen folhen von 2,398,000 FL... 
Am 17... März erledigte, die Cenmiſſien has Budget für 1865:. 
trotz aller Ahſt riche blieb doch no ein Deficit won ca.7 Millionen, . 
Am 27. März beggun bie Debatte über das Budget. m Abgeord⸗ 
netensSaufe. Das Minifterium Schmexling badte bie Mehrheit, über 
die eg bisher im. Abg.-Haufe werfügen Bonnie, eingebäßt: bie ent⸗ 
ſchiedene Majorität ſtand zus Finauzcommiſſion und ſchon is ber 
allgemeinen Debatte wurde von ‚allen Seiten laut nad übereinflin- 
menb erflärt, daß hinseichende Abfriche uncriaplih feien, weil weder 
weitere Steuegerhöhungen noch eine weitere Berligung bes Eta⸗ts⸗ 
credits mehr möglich ſeien. Die Specislbereihung legte ben feften 
Entſchluß der Majoritãt gegen bie Regierung no deutlicher an den 
Tag: nicht in ber unbebastensfrn Rubrik ‚gelang es ihr, gegen bie 
Anträge. bes Finanzausidgufies burdgubriugen, wenn ſie auch oft 
allerdings nur mit wenigen Etimmen in der Miuberheit blick. 
Namentlid) wurbe der Abfirih vom Militäretat nad dem Antrage 
ver Sommifjion mit 17 Mill. und ebenjo heim Marineetet geuch- 
migt. Wenn bad Teficit beictigt, wenn überhaupt erlledliche Es⸗ 
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Dener⸗ ſparniffe gemacht werden folkten, ſo⸗ lonnten fie'me ir biöfen- berden 
mei: Zeigen ber Stausverwaltung erzielt werden. Bevabe dieß aber 
traf · bie abſolutiſtiſchen Reiguugen und Gewohnheiten ber Regierung 
am aller empftablichſten. Wie berechtigt aber das Borgehen des 
Abgz⸗Hauſes mit Rackficht auf bie tiefe Zerrüfking ber Staatofinan⸗ 
zen. war, zeigte ſich au pragnanleften, als ber Finanzminifter üm 8. 
Inni das Haus und bie ödffentliche Meinung mit ber Forderung 
überrafchte, des Regierung ein Anlehen bon nicht weniger als 117 
Millionen :zu bewilligen, behufſs Dedung eines nicht vorgeſehenen 
Defickts.in ber Staaterechnung von 1864, Deckung ber vorausſichtlichen 
Deficits. ber: Jahre 48856 und: 1866 und Beſchaffung ver Mittel 
zur Orfülleng ver gegenüber ber Nationaibank eingegangeiten Ber: 
pflichtungen für Herſtellung der Valuta.“ Die-Negierung mußte ein: 
geſtehen, daß ſie das Budget für 1864 um 7% Deiliiinen über: 
ſchritten habe und ‘ba: von ‚ben Steuern wicht weniger ale 20 Mill. 
nicht eingegangen feien und trotz aller Strenge ber Behörben nidjt 
hätten eingetrieben werben. können. Die Regietung mußte eingeftehen, 
bag fle zur Dedung dieſes undorhergeſehenen Deſteiks Summen 
verivenbet Yabe, bie vom Reichsrath ‘für. Harz andere Zwecke be: 
willigt worben waren: und bie jet eben noch einmal bewilligt werden 
miiſſen. Die ganze Datlegung ließ Liner tiefen Blick in ben’ Ab⸗ 
grumb- der öſtere. Finanzen thun. Dad Abgeordnetenhaus war um 
fo entſchloſſener, feine Pflicht zu thun und die Finanzeommifſion 
deoſelben beſchloß alsbaAb rinſtinimig, dem Hauſe berhaitpt Feine 
Soebitbewilligemg zuzumuthen, bevor nicht das Finanzgeſeß fin 1865 
verfafiengemäkig ſeſtgeſtellt ſei, um dem Einbrechen der preußiſchen 
Theerie, von ber Lüuchke in der Berfaffimg“auih in Deſterreich von 
vors hetein einen Niegel vorzuſchteben. Ferner beſchloß ſie, jede 
Berwilligung von. Beite des Abge⸗Haufes dürfe nur erfblgen unter 
hierrichender "Garantie, daßz! die willkaührlichen Bubgettberichreitungen 
umb verſteckten Aulehen ohne Zuſtimmung bed Reichsratchs, wie ſie 
fich das angeblich conuſtitutivnelle Miniſterium Schmerling in ben 
letzten Jahren wiederholt erlaubt hatte, für die Zukunft unmöglich 
umb ber Grunbſatz der Berfaflung, daß die Staatsſchuld unter ber 
Gowtrole. des Neicgeriths - ſtehe und Staatsjcdyufden nur mit feiner 
Zuftinennug . comtrahiid werben bürften, zur Waͤhrheit gemacht were. 
Die bffentliche Meinung konnte fich indeß nicht verhehken, baß die con- 
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fißttianehle < Freiheit ii ODeſterreich noch. auf chwachen Küken: there 
und am. Hamehauſe jobemiells: teine Etiche habe. Dieſre mi am. 
23. Juni in bie Behandlung bes Webgeis fir 1865 win umb- wer. 
bemüht, im Gegenſetz gegen. die Erſparniſſe des Abze Hauſes faſt 
überall wieder bit nriprünglichen Auſtze der Megierung herzuſtelben 
und ſeine Eommdllien trug Namentlich darauf au, bad Militacbadget 
um 5 Millionen, das Marinobeeget um.880,000 fi. zu erhöhen 
Ein Corflict zwiſchen beiden: Häuſern ſchien faſt unausweichlich, als 
eine Kriſts eintrat; die im weiteren Verſoige ben gangen. Reichsrath 
auf bie Seite. ſchieben und. Oeſterreich in ſeiner Umgeſtaltung er 
eine ganz met, ungewiſſe Bahn füllen ſollte. 

In der Wiener Soflurg machte das Aaftveten dae Abſ ·Harſee 
des Reichſsraths begreiflicher Weile einen höchſt ungünſtigen Eindrutk. 
Hr. v. Schmerling mochte überhaupt, undbas: barf zu ſeiner Cents 
ſchuldigung allerbings nicht außer Acht gelaſſen werden, um jeiner 
buͤrgerlichen Herkunft willen und. weil u aller Connexionen under 
ben großen ariftscratiichen Familien des Laudes, welche vie Perſon 
des Herrſchers untgeben, euthehrte, vielfach eine. ſchwierige Stellung 
gegenüber bau Hofe haben. Deunoch ſtand er ziemlich feft, folange: 
Ausſicht war, feine Schöpfung, bie Februarverfaffung, allulig mw 
conjolibixen ‚und. jo das Reich zu reconſtrniren, ehne daß von ben 
alten. Meigumgen und Gewohnheiten: allzuviel geopfert werben: milgte, 
bee Staatsfinenzen wenigſtens aufrecht erhalien werden konnten, das 
Miktärwelen. nicht angetaſtet wurde und bie auswärtige Politik un⸗ 
behindert wie bisher geleitet und beeinflußt. werben. Tonic. Wis‘ 
aber biefe Amsfichten. eine wach ber audern ſchwanden, als 0 ſich 
nomensläch Jeigke, . bet. das Miuiſteriem Sıhwerling: außer Gtanb 
jei, bie ‚Ungern zu verſohnen, ja nmicht Einmal einen Verſuch "bayır 
zu. undernehmen wagte, als vollenbo ber. Reichsrach unbequem zu 
werbew ‚anfing, trat allmülig ein Umſchauung in ben ibchſten 
Regionen gegenäber. der Februarverfaffung, dem Miniſterinem Schmer 
ling und dem Reichsrathe ein. Die ſog, aliconſervative ungariſche 
Partei, weicher namentlich auch ber Graf Moriz Eſterhazy ange⸗ 
hörte, dem ein Sitz im Miniſterrathe ohne Portefenille übertragen 
worden war, bewüßte dieſe Stimmung und legte ganz im Stillen 
den Hebel an, ber- die Februarverfaſſung bejeitigen und fie ſelbſt 
and uber briugen ſollte. Die Partei gab ſich der Hoffnung. bin, 
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Defer- und wule ſie offenbar much bem Haiſer beizubringen; daß es ihr 
einem werbe, einen Auehleich mit Ungarn auf — ‚Bes 
dingungen bin gu Stande zu bringen. 

: Die Einleitung bildete ein Beſuch des Ries in Peſth zu 
Anfang Juni. ‚Der Empfang war cin glämzenber, bie Befriedigung 
anf beiden Seiten gleich. groß. Der Boben,. uf bem das Mini⸗ 
ſterium Sehmerling zu fichen glaubte, war. unterhöhlt, ohne daß 
es davon eine Ahnung zu haben ſchienn Plötzlich am 26. Juni, 
alſo nur wenige Wochen nach dem Befnche des Kaiſers In Peſth, 
erhielden die besten Hoflanzler Tür Ungarn und: Siebenbürgen, bie 
Grafen Franz Zichh und Nabasoy, beibe entſchiedene Anhänger ber 
TGehruarverfafiung, ohne daß fie bar nachgeſucht hälten, ihre Ent- 
lafſung und wurde. Graf Georg Majlath won der Partei. der Mit: 
conſervativen, ohne ba das Miniftertum beriber pr Nathe gezugen 
worden :wäre., zum ungeriichen Soflanzlet ernannt. Der. Schlag 
wos entſcheidend. Schon am folgenden Tage gab das Wöiwifterium 
Schmerling, wit Ausnahme ber Minifter. bes Auswärtigen und bes 
Hriege, feine Entiafjung ein; Erzherzog Rainer, der. Bräfibent des 
Miniſterrache erhielt eimen. Urlaub. und trat andy am gleichen Tage 
eime Reiſe ind Ansland an. Nicht eine bloße Miniſterkriſis fon- 
dern eine fürmliche Staatskriſts war eingetreten, wem aud). bie 
gffentliche Meinung Über die Mistive und die FJiele berfelben vorerſt 
ned im Dunktin blieb. Der Rrichsrath fühlte, duß feine Griftenz 
eine, zweifelhafte geworben ſei und. beeilte ſich, wenigſtens noch bie 
dringendſten Geſchüfte igeiwideln. . Um: bie öffentliche Meinmg zu 
beſchwichtigen, ordneie ein kaiſerl. Haubſchreiben bie unverzägliche 
Venjchkuung ber italieniſchen Armee auf ben vollen. Friedensſtaud am, 
fo: aß; der Annahme des Vudgets für 18056 wie es aus ben Be⸗ 
rathungen bes Abg.⸗Hanſes hervorgegangen war, nichts mehr in 
Sege Rand. Freilich gehhaß-ed. nicht, ohne bafz ſich dabei deegicrung 
und Herrenhaus arge Blößen gaben. Noch am 6. Mai hatte ber 
Kriegeminiſter dem Abtz. Hauſe erklaärt, daß ex dem geforderten Ab⸗ 
ſtriche „unmöglich zuſtimmen könne, wenn ex. nicht bie Organiſation 
ber Armee angreifen tolle”; nun war es doch möglich .geweien, 
bem Begehren desſelben zu entſprechen, offenbar ohne jene Organis 
fallen anzugreifen. Das Herrenhaus aber zeigte ſeinerſeits wenig 
Selbftänbigfeit; fo lange es glaubte, ben Wünichen ber: Regierung 
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zu entſprechen, votirte es überall bie Anſätze ber Megierung gegen gr 
die Abſtriche des Abg. Hauſes; fobald dagegen der Umſchwung ein 
getreten war und das Handbillet bes Kaijers bie Mebuction ber 
Armee angeorbnet hatte, war es auch damit einverflanden und ge: 
nehmigte weiterhin fo ziemlich alle Abftrihe des Abg.Hauſes. Beide 
Häufer ftellten indeß ihre Arbeiten wefentlih ein. Das Bubget für 
1866 wurbe nicht mehr in Angriff genommen und ebenfo. blieb bie 
große Anlehensforberung ber Regierung unerlebigt, mit Ausnahme 
einer Summe von 13 Millionen, welde die Ichtere für bie Be 
zahlung bes eben fälligen Julicoupons augenblidlid bedurfte. In⸗ 
zwijchen wurbe mit ber Ernennung ber neuen Minifter auffallend 
lange gezögert. Ofjenbar fehlte es an enticheibender Stelle noch an 
einem feiten Plane, während bie ungewiſſe Zukunft ſchwer auf ber 
öffentlichen Meinung laſtete. 

Diefen Moment, da Defterreih einen neuen Verſuch machte, Sreufen. 
bie inneren Schwierigkeiten feiner Lage zu bewältigen, einen Verſuch, 
der jedenfalls nicht ohne Gefahr und deſſen Erfolg noch fehr zwei⸗ 
felhaft war, hielt Preußen für geeignet, um aus ber unbehaglichen 
Lage in Schleswig-Holſtein herauszulommen und auf Defterreich 
einen Drud auszuüben, um eine feinen Planen entſprechende Ber: 
einbarung zu erzielen oder wenigftens anzubahnen. Der König von 
Preußen hielt fih damals zur Kur in Karlsbab auf in Beglei⸗ 
tung bes Hrn. v. Bismard und biefer richtete denn von bort aus 
zunächſt unter bem 11. Juli eine Depeſche an das öſterreichiſche 
Gabinet, in der er laute Klage über die Zuftände in Holftein gegen 
die bortige Preffe, gegen bie Vereine, gegen bie Beamteten, gegen 
bie Univerfität Kiel erhob und bei Verweigerung öfterreichifcher Mit- 
bülfe zu Bejeitigung ſolcher Zuſtände geradezu ein einfeitiges Vor⸗ 
gehen Preußens in Ausſicht ftellte. Zugleich außerte fi Hr. ©. 
Bismard ganz laut und namentlich gegenüber bem ebenfalls im 
Karlsbad verweilenden franz. Botfchafter in Wien, dem Herzog v. 
Grammont, daß er einen Krieg gegen Defterreih nicht nur nicht 
ichene, fondern gerabezu wünfcde und daß Preußen in Güte oder 
mit Gewalt die Suprematie in Deutichland erlangen wolle und er⸗ 
langen werbe. Oeſterreich fuchte vorerſt Preußen in feinen Klagen 
zu begütigen. Nach beenbigter Babecur ging ber König von Karls 
bad nach Gaſtein und hielt am 21. Juli auf bem De babin in 
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Sreugen. Megensburg ein förmliches Gabinetsconfeil ab, zu dem nicht nur 


fämmtlige Minifter von Berlin, fondern aud bie Geſandten Preu: 
ßens in Wien und Paris beichieden waren. Auf bem weiteren Wege 
traf Hr. v. Bismard in Ealzburg mit dem bayrifhen Minifter 
v. d. Pfordten, den er dahin zu einer Unterrebung eingelaben hatte, 
zufammen. In biefer Unterredbung — bie beffälligen Angaben 
ſcheinen aus einer authentifchen Quelle herzurühren und es wurde ihnen 
von den Beiheiligten wenigſtens nicht widerſprochen — erflärte Hr. 
v. Bismarck, daß feiner feften Ueberzengung nach der Krieg zwilchen 
Defterreih und Preußen mahrfcheinlich und unmittelbar bevorftehend 
fei, weßhalb er die Mittelſtaaten zu Wahrung ftricter Neutralität 
auffordere, indem er beifügte, Oeſterreich fei weder gerüftet noch 
habe es die Mittel fi zu rüften; ein einziger Etoß, eine Haupt: 
ſchlacht und zwar von Echlefien ber und Preußen werde in ber Tage 


ſein, den Frieden zu bictiren. In biefen Bispofitionen Yangte das 


preußiiche Hoflager in Gaftein an. Oeſterreich blieben natürlich biefe 
Drohungen nicht unbefannt. Und allerdings fcheute e8 den Krieg: 
feine Finanzen wie bie eben eingetretene innere Krifis machten einen 
ſelchen für dasſelbe faft unmöglih. Preußen aber hielt es für 
paflend, e8 aufs äußerfte zu reizen, indem es wirflih, wie es ge- 
drobt, in Schleswig-Holitein einfeitig und gewaltfam vorzugehen be- 
gann. Am 26. Juli wurde der Redacteur May in Altona, zus 
gleich eines ber hervorragenbften und thätigften Mitglieder des Aus- 
ſchuſſes der Schleswig-Holftein:Vereine, früh Morgens durch preuß. 
Truppen in feinem Bette überfallen, gewaltfam aufgehoben unb auf 
die Feftung Rendsburg gefchleppt, und ber liberale preuß. Abgeord⸗ 
nete Frefe, der fich feit einiger Zeit in Kiel aufhielt, aus Holitein 
ausgewiefen, beides ohne erft die Zuftimmung bes öfterreichtfchen Ci— 
vilcommiffärs eingeholt zu Haben, der denn auch gegen beide Ge: 
walttbaten feinen feierlichen Proteft einlegte. Die Nachricht davon 
regte ganz Deutfchland auf und das öfterreichiſche Cabinet befchloß 
nun, feinen Geſandten in Münden, Graf Blome, den es ſchon vor: 
ber zu biefem Ende nad Wien beſchieden Hatte, nad Gaftein zu 
fenden. Graf Blome kehrte jedoch einige Tage nachher unverrid): 
teter Dinge nad Wien zurück. Am 8. Auguft ging er indeß mit, 
neuen Inftructionen nad Gaſtein und am 14. fam denn auch eine 
Beritänbigung zwilchen beiden abinetten zu Stande, die fogenannte 
Safteiner Convention. Eine endlihe Löfung ber fchleswig-holfteini: 
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fhen Trage war es freilich nicht, ba Preußen auf eine folge Deſter⸗ 
innerhalb des Bundesrechts nad dem Vorſchlage Defterreiche, Defter: gruen. 
reich Dagegen auf eine Mebertragung feiner durch ben Wiener Frieden 
erworbenen Rechte an Preußen, wie biefes wünjchte, nicht einging. 
Es war wieber nur ein Proviforium, aber ein ſolches, das Preußen 
beftimmte Vortheile und freiere Hanb für die Verfolgung feiner 
weiteren Plane, Defterreih dagegen bie Ausficht bot, ferner nicht 
wie Bisher in fortgefehte Colliſionen mit Preußen zu gerathen, und 
das die Hauptfrage vorerft noch intact erhielt. Durch die Gafteiner 
Convention wurben die beiden Herzogthümer wieber auseinander ges 
riflen und die Regierung und Verwaltung von Schleswig an Preu⸗ 
Ben, diejenige von Kolftein an Deiterreich überlaſſen, Lauenburg 
aber von Defterreih gegen 2,500,000 däniſche Reichsthaler, in 
Berlin zahlbar und zwar in preuß. Silbergeld,. definitiv an Preußen 
abgetreten. Ueberdieß erhielt Preußen den Hafen von Kiel mit bem 
Recht, denfelben zu befeſtigen und in bemfelben bie erforderlichen 
Marineetabliffements anzulegen, außerdem bie Mitbeſetzung der Feftung 
Rendsburg, fo lange nicht Kiel vom beutigen Bunde zum Bundes⸗ 
hafen, Rendsburg zur Bundesfeſtung erhoben wäre. Endlich wurde Preu- 
Ben die Oberaufficht über den zu erbauenden Nord⸗Oſtſee⸗Canal zugeftan- 
ben. Gab ihm die Gafteiner Convention auch Feineswegs alles, was Preu⸗ 
en wünſchte, fo konnte es doch mit dem Reſultat fehr zufrieden jein: 
ber Erwerb von Lauenburg, ber thatſächliche Befig bes Kieler Hafens 
und bie freie Hand, in Schleswig nunmehr die Annerion ungehemmt 
vorbereiten und einleiten zu Können, waren ganz wejentlidde Erfolge 
Bismarks, der denn auch zum Dank dafür von König Wilhelm in 
den Grafenftand erhoben wurbe. Aber außer Preußen lautete das 
Nrtbeil über die Safteiner Convention: gar? andere. In ben Her 
zogthümern ptoteflirte die Majerität der Ständemitglieder, bie De⸗ 
Vegirtenverfammlung ber Schleewig-Solftein-Vereine einflimmig und 
ebenfo ein Städtetag in Neumünſter aufs entſchiedenſte gegen eine 
Abmachung, die das Land neuerdings auseinanderriß und überhaupt 
barüber ganz und gar als über ein erobertes Land verfügte. Der Ver⸗ 
kauf Lauenburgs um baare harte Thaler wie „eine Heerde Vieh“ 
erregte in Deutſchland Scham und Entrüftung, Frankreich und Eng: 
land geißelten durch diplomatiſche Circularſchreiben in ben aller: 
flärkfien Ausdrücken, wie fie in ſolchen Actenſtücken ſelten find, den 
2° 
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Erflärungen ſtand, welche bie beiben beutichen Großmächte bei Be: 
ginn des bänifchen Krieges und im Berlauf beöfelben abgegeben 
hatten. Sie Tehrten fi nicht baran: Defterreih war froh, einer 
Triegerifchen Verwicklung burch einige Eonceffionen entgangen, Preu: 
Ben glaubte feinem Ziele um einen entihiebenen Schritt näher ge: 
tommen zu fein. 

Während fo die Allianz zwiſchen Oefterreih und Preußen all: 
mälig in ihr Gegentheil umzuſchlagen unb bie beutihe Frage in 
ein neues Stabium einzutreten begann, beichäftigte ſich bie roma⸗ 
niſche Welt mit der römiſchen Frage. Da die Septemberconvention 
zwifchen Frankreich und Stalien ohne Zuzug ber römiſchen Curie 
und felbft ohne fie darüber vorher auch nur zu conjultiven, abge 
fchloffen worden war, nahm der Papſt zunächſt von berfelben fchein- 
bar gar Feine Notiz. Doch ließ fich nicht verkennen, baß die En: 
chelica vom 8. December 1864 eine Art indirecter Antwort auf 
biefelbe war. Denn indem der h. Stuhl durch dieſelbe nicht bloß 
eine Reihe religiöfer oder philoſophiſcher Sätze verurtheilte, was 
feines Amtes fein mochte, jondern darüber hinaus aud alle bie 
ſtaatlichen Errungenfchaften ber Neuzeit verdammte und ſich dabei 
ganz auf den Standpunft bes Mittelalters über bas Verhältniß 
zwiſchen Staat und Kirche ftellte, lag barin ſchon ausgejprochen, 
daß der Papit nie und nimmer geneigt fei, dem SKirdyenftant bie 
jenigen politiihen Freiheiten zu gewähren und jelber diejenigen po: 
litiſchen Reformen einzuführen, die er in ber Enchelica und bem 
Syllabus als verberblih und gottlos verwarf. Und doch war das 
nach ber nicht zweifelhaften Weberzeugung des Kaijers der Franzofen 
das einzige Mittel und »dev ausfchließliche Weg, auf bem ber Papſt 
fih aud nad) dem Abzuge ber Trangofen und gegenüber dem An: 
brängen bes neuen Italiens ben Reſt feiner weltlichen Souveräne⸗ 
tät erhalten, jeine Unabhängigkeit ſicher koönnte. Doch das 
war vorerſt noch eine Frage der Zukunft. Dagegen griff bie En- 
epclica weit über die Frage ber weltlichen Herrſchaft des Papftes 
hinaus, griff die Grundlagen und bie verfaflungsmäßigen Zu: 
ftänbe aller beſtehenden Staaten an. In ben germanifchen Rändern 
war der Erfolg jedoch ein fehr geringer: bie Veröffentlichung ber 
päpftlichen Manifeftationen fließ nirgends auf wejentlihe Hinder⸗ 
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niffe von Seite bes Staats, allein fie machten auch feinen weſent⸗ Srent- 
lichen Einbrud auf bie öffentliche Meinung. Anders bagegen in 
den romaniſchen Staaten. Die franzöfiiche Regierung betradjtete bie 
Enchclica und mit Recht als nicht zum minbeften gegen fie gerich⸗ 
tet und ber Juſtizminiſter erließ denn auch ſchon unter ben 1. as 
nuar 1865 ein Rundichreiben an fämmtliche Erzbiichöfe und Biſchöfe 
bes Kaiferreiche, in dem er ihnen erklärte, daß bie Veröffentlichung 
bes erften Theils ber Encyclica und des Syllabus nicht geftattet 
werben könnte, „da fie Aufftellungen enthielten, die ben Grundſätzen 
zuwiberliefen, auf welchen bie Verfafſung des Kaiſerreichs beruhe.“ 
Ein Decret des Kaijers vom 5. Januar beftätigte das Verbot. Als: 
bald gerieth der ganze Epifcopat mit fehr wenigen Ausnahmen in 
Bewegung und Aufregung. Zwei Erzbifhöfe und ein Biſchof wag- 
ten es, bie päpftlihen Erlafie troß des Tailerlichen Verbots von 
ihren Kanzeln zu verkünden. Sie wurden dafür vor ben Staats⸗ 
rath gezogen unb wegen Mißbrauch veruribeilt. Die übrigen Biſchöfe 
wagten e8 nicht, dem Beifpiel zu folgen und ebenfo offen die Sahne der 
Widerjeblichleit gegen bie Anorbnungen des Staats aufzupflanzen. 
Die förmliche Verkündigung der Erlaffe unterblieb. Allein ein Bifchof 
nah bem andern erklärte fi in offenen Echreiben an ben Juſtiz⸗ 
minifter für die von ber Curie verkündeten Grunbfäge und protes 
flirte energifch gegen die Maßregeln der Regierung. Die Regierung 
war jedoch Aug: fie vermehrte den Biſchöfen nicht, ihre Anſchauungen 
und Weberzeugungen, wenn auch bie Art und Weije wie es geſchah oft 
jiemlih unpaflend war, an den Tag zu legen, ba bie öffentliche 
Meinung in ihrer weit überwiegenden Mehrheit nicht die minbeite 
Luft verrieth, den Staat wieder unter das Joch ber Kirche zurückſinken 
zu laſſen. Allmälig Iegte fi die Aufregung und wurbe die En: 
cpelica mit fammt dem Syllabus fo ziemlich vergeflen. Am 15. Jas 
nuar eröffnete ber Kaiſer die Kammern und die Verhandlungen ber- 
jelben über die Antwortsadreffe gaben ber. öffentlichen Meinung bald 
eine andere Richtung. Der Kaifer betonte in ber Thronrebe bezüg- 
ih der beutichen Frage „das Recht ber Bevölkerungen über ihr 
Schickſal befragt zu werben,“ erörterte die September-Eonvention 
dahin, daß das „wirkſam gefchüßte päpftliche Territorium durch den⸗ 
jelben unter den Schub eines Vertrages geftellt jei”, erklärte bes 
beftimmteften, daß bie, von ber äffentlihen Meinung eben wenig 
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Kg gebilligten, Expeditionen in die Kerne alle zu Ende gingen, baf 


jelbft „die nach Mexico gefandte Armee bereits nach Frankreich zu- 
rückkehre,“ bob die Rechte der bürgerlichen Gewalt gegenüber ben 
Anſprüchen der Kiche mit Nachbrud hervor, ftellte ber Gemeinde 
und bem Departement in den Berlagen der Regierung ein unab: 
bängigeres Leben in Ausfiht, erwähnte ſogar wohlwollend bie Für: 
derung ber. inbivibuellen SYnitiative und bes Genofjenichaftsgeiites, 
ſchloß dagegen mit Nachdruck und faft drohend dahin, daß „bie Grund⸗ 
lagen der Berfaflung mit Feſtigkeit aufrecht erhalten und ben über: 
triebenen Beftrebungen berjenigen Widerjtand geleiftet werben müſſe, 
die Veränderungen anfirchten, einzig um zu untergraben, was bad 
Kaiſerthum geichaffen babe”. Die Debatten beider Staatskör per, 
bes Senats und des geſetzgebenden Körpers, namentlicy bie bes 
leßteren über die Antwortsadreflen waren lebhaft und erinnerten oft 
an frühere Zeiten. Allein bie Oppofition, obwohl fie bezüglich aller 
weientlicyen Fragen ihre Anträge stellte, unterlag in allem, trotzdem 
daß ihre Zahl feit den leiten Wahlen nicht mehr eine fo verfchtwin: 
dend kleine war wie früher und obwohl fie fich theilmeile von ber 
öffentlichen Meinung namentlid) aller größeren Städte, Paris voran, 
getragen fühlte, wozu allerdings namentlich auch der Umftand bei: 
trug, daß fie aus zu heterogenen Glementen, Tegitimiftifchen, orlea: 
niftifchen, republifantichen, zuſammengeſetzt war, jo daß fie nur in 
bem übereinftimmte, was fie nicht wollte, keineswegs aber in bem, 
was fie pofitiv anſtrebte. Biel bebeutfamer war es, daß fich zum 
eriten Mal und wiederholt eine gewille Spaltung ober mwenigftens 
Zerlüftung unter ber bisher compacten und durchaus willfährigen 
Majorität bemerflih machte. Ein Amendement der Oppofition ge: 
gen das herrſchende Preßregime vereinigte 63 Stimmen auf fich, 
was mit Recht nicht geringes Auflehen erregte. Einiges trug zu 
jener Zerflüftung der Majorität allerdings auch der Umftand kei, 
daß dieſelbe ber gewohnten ſichern und. energifchen Leitung ihres 
bisherigen Präfidenten, bes Herzogs v. Morny, entbehrte. Cr war 
ziemlich unerwartet plößlid, mit Tod abgegangen: ber Kaifer verlor 
in ihm eine feiner zuverläfligften Stützen, einen feiner wichtigften 
Genoſſen vom 2. December, beren Reihen fi) überhaupt allmälig 
zu lichten begannen. Wiederholt wurbe denn auch ber 2. December 
im gejebgebenben Körper zur Sprade gebracht unb zwar jo unver: 
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holen, daß es zu ben leidenſchaftlichſten Auftritten führte. Bei Ger Irert- 


legenheit der September:Gormwentien und ber römiihen Frage fand 
ein clericales Amendbement zu Gunſten ber weltlichen Herrſchaft bes 
Bapites 84, ein Amendement aus den Reihen ber Oppofition gegen 
biefelbe nur 24 Stimmen. Die ganze Adreffe des geſetzgebenden 
Körpers, die im Grunde nur ein Wiederhall der Thronrede war 
und eine mehr oder weniger von ber Regierung abweichende Ten: 
benz höchſtens ganz ſchwach anzubeuten juchte, wurde ſchließlich mit 
249 gegen bloß 15 Stimmen angenommen. Bald nachdem bie 
Adreßdebatte vorüber war, trat der Kailer eine Reije nad) Algerien 
an, bie ihn ſechs Wochen von Frankreich ferne hielt, wo er bie 
Kaiferin mit ausgebehnten Vollmachten als Regentin zurückgelaſſen 
hatte. Frankreich blieb während der ganzen Zeit vollfommen ruhig 
und alles bewegte fih in dem gewohnten Geleiſe: allein die Eon: 
fequenzen, die von der Regierung für ben Fall eines Abiterbens des 
Kaiferd daraus gezogen wurden, dürften mehr als unficher fein. 
Der geſetzgebende Körper ſetzte inzwilchen feine Arbeiten fort und 
ſchloß mit ber Erledigung des Budgets, welche Gelegenheit Hr. Thiers 
ergriff, um das Finanziyftem des Kaiſerreichs einer überaus jcharfen, 
geradezu vernichtenden Kritit zu unterziehen und es unumwunden 
auszufprechen, daß Frankreich auf diefem Wege, wenn auch nicht 


alsbald, doc, fiher dem Staatsbankerott entgegen gebe. Am 4. Juli 


wurde die Seſſion geichlofen. Gerade die heiklichſten Vorlagen, 
diejenige über bie Decentralifation und bie größere Selbftändigfeit 
ber. Gemeinden und Departements, diejenige über große öffentliche 
Ardeiten im Betrage von 360 Mill. Fr. wovon 100 durd Der: 
kauf von Staatswaldungen gehedt werden follten, was einen wahren 
Sturm der Entrüftung hervorgerufen und ſelbſt auf Seite der Ma⸗ 
jorität einem unverfennbaren allgemeinen Widerwillen begegnet war, 
endlich die Unterrichtsfrage, indem das Bollsihulmejen nach den 
Anfihten der Negierung zwar noch nicht obligatoriſch, aber Doch un: 
enigeltlich gemacht werben jollte, blieben unerlebigt. Am 22. Juli 
fand die Erneuerung der Gemeinderäthe in fämmtlichen Gemeinden 
des Reichs. ftatt. Das Nefultat entſprach wefentlih den lebten Neu- 
wahlen zum gejeßgebenden Körper. Es wurde, da es ſich nicht um 
“eigentlich politiſche Wahlen handelte, nicht geradezu oppofitionell ges 
wählt, aber zumal in ben größeren Stäbten keineswegs unbebingk 
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Beont- nach ben Wünfchen und willenlos unter. ber Leitung ber Regierung. 


Es conftatirte ſich vielmehr aud in biefen Wahlen wieber, daß eine 
entfchiebene Wenbung ber öffentliden Meinung einzutreten begonnen 
bat. Gin beadhtenswerthes Zeichen ber Zeit war es namentlich, daß 
gerade zu biefer Zeit eine Anzahl angefehener Männer in Nancy 
ein fürmliches Decentralifationsprogramm ausgehen ließen, das eine 
Reihe von Torberungen bezüglich größerer Selbftänbigfeit der Ge⸗ 
meinden und ihrer Vertreter fo wie der Departements und der fie 
vertretenden Generalräthe gegenüber der Allgewalt ber Centralre- 
gierung und ihrer Organe genau formulirte und das momentan ge- 
waltig einſchlug. Die unabhängige Preffe und eine Reihe hervor: 
ragender Männer aller Parteien erklärten ſich entfchieden für bie 
ausgefprochenen Ideen und diefelben fanden in einer Anzahl Ge: 
meinberäthe größerer Stäbte und in einigen Generalräthen einen 
nit zu verfennenden practifchen Anklang. Um fo bebauerlicher war 
es, daß bie officielle und bie ofjiciöfe Preſſe ſich entſchieden bagegen 
ausſprach und der ganzen Bewegung entgegentrat, fobald die Oppofition 
fich derfelben bemächtigen zu wollen ſchien. Und doch Viegt, wie wir 
meinen, gerade hier Die Zukunft des Kaiſerthums und der napoleonijchen 
Dynaſtie in Frankreich. Wenn die napoleonijche Dynaftie nicht mit 
ber Freiheit bejtehen fan, jo wird fie auf die Dauer überhaupt 


‚nicht beftehen. Der Kaifer hat vom monarchiſchen Standpunkt aus 


vollkommen Recht, wenn er bie politiiche Gentralifation in feiner 
eigenen Hand und der jeiner Organe feſthält. Allein die admi⸗ 
niftrative Decentralifation, das Selfgovernment der Gemeinden und 
ber Bezirke oder Departements in allen ihren fpeciellen Angelegen- 
beiten und zwar im ausgebehnteften Maße, in geradezu republicani: 
ſcher Weife, iftin Jranfreih fo wenig ale in einem andern monar: 
Hilden Staate Europas auf die Dauer abzuwenden und iſt viel: 
leicht die einzige Rettung bes monarchiſchen Principe, das feit 1848 
überall in Europa trotz aller feither eingetretenen Reaction wahrlich 
nicht an Anhängern getvonnen bat, wenn auch nirgends „republi- 
eanifche Parteien“ als ſolche aufgetreten find, oder wo fie es find, 
in ber That weder gefährlich ſchienen noch es auch als ſolche waren. 
Daß der Kaiſer Napoleon ben Entwidlungsgang ber öffentlichen 
Meinung in biejer Beziehung nicht anerkennen will und alle, aber 
auch gar alle Gewalt in feiner einzigen Hand concentiirt zu er: 
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halten bemüht ift, in dem Wahne, daß die fog. alten Parteien noch ae 
zu feinen Lebzeiten jo gut wie ausfterben würben und daß bie uns 
bedingte Aufrechtbaltung bes bisherigen Syſtems abjolut nothiwenbig 
fei, um feine Diymaftie zu gründen, ift geradezu unbegreiflich. Es 
iſt dieß ein Schatten, dem er nadjagt und ben er menſchlicher Wahrs 
ſcheinlichkeit nach nicht erreichen wird. Gein Regiment in Frank⸗ 
veich beruht doch ganz auf feiner eminenten Perfönlichleit: auch nach 
feinem Tode wird das Spitem nicht alsbald audeinanderfallen, ba - 
bie Gewalt ber ‘Dinge die perſönlichen Anhänger des Kaifere und 
bie Partei der Regierung zwingen wird, zufammenzubalten; aber 
wenn ber Failerlide Prinz nur der Erbe bes Bluts, nicht auch ber 
Geiſtes⸗ und Charakterfraft feines Vaters ift — mas allerdings möglich, 
aber erfahrungsgemäß keineswegs wahrſcheinlich ift — ſo wird er ſich ent: 
weder auf bem Throne gar nicht halten können ober er wirb der von 
allen Seiten anftürmenden öffentlichen Meinung Eonceflionen machen 
müſſen, bie nach der Meinung Vieler mit ber bonapartiſchen Re⸗ 
gierung und einer bonapartiichen Dynaſtie gar nicht vereinbar find. 
Auch in Italien befchäftigte fi die Öffentliche Meinung zu Ztatien. 
Anfang bes Jahres lebhaft mit der Encyclica und bem Eyllabus 
bes Papfles und da dieſelben zunächſt gegen Italien und gegen Frank⸗ 
veih gerichtet waren, jo glaubte man zahlreiche und hartnädige Con⸗ 
flicte zwiſchen ber Staatsgewalt und einer Reihe italienifcher Bifchöfe 
vorausfehen zu müflen. Es war jeboch nicht ber Fall. Die Re 
gierung war fo Flug, ben päpftlihen Erlaß als eine bloße Meinungs- 
äußerung aufzufaflen, dem die Eurie außer Stande ſei practifche Geltung 
zu verichaffen und geftattete daher unter allem Vorbehalt ber Rechte 
des Staates ben Bilhöfen deren Berkünbigung, fo daß jeber Con⸗ 
fliet unterblieb. Das Parlament ſaß damals noch in Turin, bie 
Regierung war jebody bereits im Umzuge nach Florenz begriffen. 
Der König felbft gebachte noch längere Zeit in Turin zu verweilen, 
als die Benölferung ber bisherigen Hauptitabt ihn ziwang, ben Schritt, 
jo ſchwer er ibm überhaupt fiel, ſofort zu thun. Die Turiner groll- 
ten ſeit den Ceptemberereigniflen mit ver Regierung, obwohl fie fi 
äußerlich ruhig verhielten. Gegen Ende Januars erfolgten aber all: 
abendli wieder Unorbnungen und Ercefle von Seite des Pöhels, 
denen bie höheren Klafien keinerlei Wiberjtand entgegenſetzten, bie 
fie im Geheimen vielmehr gerabezu zu begünftigen und zu fchüren 
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Jealien. ſchienen. Zuletzt wurde ber König felber nit mehr geſchont und 


die zu einem Hofball fahrenden Gäfte deſſelben aufs gröblichfte in: 
fultirt, Die Regierung hütete ſich wohl, in denſelben Fehler zu 
fallen wie im September, dagegen verlangte fie mit nollem Recht 
von ben Gemeindebehörden ein entichiedewes Eingreifen und eine 
unzweideutige Manifeltation. Die Municipalität war ſchwach genug, 
beides zu veriveigern, fo daß dem Könige nichts anderes übrig blieb, 
al® feine Würde felbft zu wahren; am 3. Februar früh Morgens 
verließ er ohne Ankündigung und ohne allen Abſchied die bisherige 
Hauptitadt und fiedelte jofort nach Florenz über, worauf in Turin 
alsbald ein Umfhlag in ber öffentlihen Meinung erfolgee Das 
Parlament blieb indeß noch big zum Schluß feiner Seflion in Turin 
verfammelt. Seiner Berathung und Entſcheidung lagen noch äußerſt 
wichtige Fragen vor, hie Einführung ber Civilehe, die Abſchaffung 
ber Tobesftrafe, die Aufhehung der Klöfter, die Säcularijatipn ber 
geiftlichen Güter, die Ordnung der Staatsfinanzen. Nicht alle wur: 
ben erlebigt, am wenigſten bie letztere, obwohl fie Die bringenbite 
von allen geweien wäre. Dagegen wurde bie Einführung ber Civil: 
ehe von beiden Kammern mit großen Mebrheiten beichloffen, ebenjo 
auch die Abſchaffung der Todesſtrafe von der zweiten Sammer, wäh: 
rend der Senat fie vorerft noch ablehnen zu müſſen glaubte. Schwie: 
riger war bie SKlojterfrage: Regierung und Sammer waren zivar 
über das Princip einig, nicht aber über bas Detail der Ausführung 
und bie zukünftige Verwendung und Verwaltung ber. bisherigen 
Kloftergüter. Ein unerwartete Ereigniß unterbrady die dießfälligen 
Berhandlungen. Am 6. März richtete der Papſt ein eigenhändiges 
Schreiben an den König Victor Emanuel, in dem er- bie. Berlafien- 
heit jo vieler italieniſcher Bilchofsfige beflagte und ſich mit dem Kö⸗ 
nige über bie Wieberbefegung berfelben zu verſtändigen wänſchte. 
Die Regierung ftand feinen Augenblid an, auf den Wunſch bes 
DI. Vaters einzugehn und orbnete den Commendatore Vegezzi, 
einen gemäßigten und gewanbten Mann, zu biefem Behufe nad) 
Kom ab, doch mit ber beitimmten Inſtruction, fi) auf bie an⸗ 
geregte rein kirchliche Verſtändigung zu beſchränken und bie 
pblitiſchen Fragen ſorgfältig intact zu erhalten. Die erſten allge 
meinen Unterhandlungen ſchienen das beite zu. verſprechen und bie 
Regierung jah fick jogar veranlaßt, am 26. April yon der Depu⸗ 
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firtenfammer bie vorläufige Vertagung ber Berathungen über das Italien 
Kloſtergeſez zu verlangen und am folgenden Tage daſſelbe ſogar 
gänzlich zurückzuziehen, wobei ſie jedoch erklärte, daß dieſer Schritt 
mit der Miſſion Vegezzi in keinem Zuſammenhange ſtehe und daß 
fie den Gejehesentwurf in der nächſten Seſſion aufs neue vorzu⸗ 
legen entichloffen fei. Unterbefien geriethen aber bie Unterhand⸗ 
lungen mit Rom in’s Stoden und mußten ſchließlich abgebrochen 
werden. Es zeigte fich eben bald, wie fchwer es fei, bei ben num 
einmal bergebradhten Berhältniffen zwiſchen Staat und Kirche die po- 
Itiihen Beziehungen gänzlich bei Seite zu laffen. Doch zeigte bie 
italienische Regierung ihre Bereitwilligkeit zu einer Berftänbigung, 
io weit es ohne Beeinträchtigung ber Rechte und ber Interefien des 
Staatis möglidy war, dadurch, daß fie tro& des Abbruchs ber Unter: 
bandlungen einer Reihe von Biſchöfen, die meiſt aus zureichenben 
Gründen aus ihren Diöcefen hatten entfernt werben müflen, bie 
Rückkehr in dieſelben geftattete. Die größte und Tchiwterigfte Auf— 
gabe des Parlaments blieb die Finanzfrage. Ale Welt ſah in, 
daß ein jährliches Deficit von mehreren hundert Millionen auf bie 
Dauer geradezu eine Unmöglichkeit fei, daß ber Grebit bes Staates 
feine -Gränzen habe und daß biefe Gränze bereits fo ziemlid) erreicht 
ſei. Allerbings muß zugegeben werden, daß bas neue Königreich fi 
in einer jchwierigen und vielfach erceptionelfen Lage befand. Die 
Befreiung von ber Fremdherrſchaft hatte baffelbe ſchon an fi mit 
einer ſchweren Schuldenmaffe belaftet und als endlich die Einheit 
errungen war, hatte es in ben neu erwerbenen Provinzen jo unend⸗ 
ih viel nachzuholen. . Die Finanzen waren zwar in bem meiften ber 
früheren italieniſchen Staaten ziemlih wohlgeorbnet, die Schulden 
nicht übermäßig, die Abgaben theilmeife jogar gering; aber bie meiften 
diefer Stanten hatten für Die eigentlichen und höhern Zwecke bes 
Staates auch blutwenig gethan: ber Glanz der Höfe und der Haupte 
ftäbte, das Militär und bie Sicherheitspolizei verſchlangen bie Ein⸗ 
nahmen; für den öffentlihen Verkehr, für Wege und Straßen, war 
wenig, für das Volksſchulweſen meiſt gar nichts gethan werben. Die 
neue Regierung faßte ihre Aufgabe weit höher und bie ‚genannten 
beiben Zweige bes Staatslebens verſchlangen allein ungehenre Sum: 
men. Dazu kam, daß eine neue nationale Armee und Flotte erſt 
zu fehaffen waren. und biefe waren es, bie bie Finanzen vollends 
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Heli, zu Boden brüdten. Schulden wurben auf Schulden gehäuft, fo baf 
fih bald Niemand ber Einficht verſchließen Tonnte, daß man bei 
aller in ber That anerkennenswerthen Opferwilligleit ver Bevöl⸗ 
ferungen auf biefem Wege dem unausweichlidien Staatsbankerott 
entgegen treibe. In jeber Seflion brang bas Parlament auf Er⸗ 
ſparniſſe, jeber Finanzminifter verſprach, das Deficit wenigftens ſehr 
weientlich zu ermäßigen. Allein bie große Frage war, wo Erſpar⸗ 
nifje gemacht werben Tünnten und ba in ben einen Zweigen ber 
Staatöverwaltung vernünftiger Weile in ber That nichts erſpart 
werben Tonnte, in ben anbern- nichts erfpart werben wollte, jo ge: 
ſchah in Wahrheit gar nichts ober nur in Branchen, bie unmöglid 
von Belang fein konnten. E86 lag auf der Hand, baf, gerade wie 
in Defterreih, nur durch eine erkleckliche Rebuction der Militär: 
ausgaben das Bleichgewicht der Finanzen hergeftellt ober wenigftens 
angebahnt werben lonnte; allein gerade bie war es, wo nicht geipart 
werben wollte. Und barüber waren Regierung unb Volksvertretung 
jo ziemlih einzig. Ein Bolt, das feine Unabhängigkeit nicht felber 
mit ben Waffen in ber Hanb zu wahren fähig ift, ift nicht unab- 
bangig. Die Befreiung von ber Fremdherrſchaft wäre ohne Frank⸗ 
reihe Hülfe nicht möglich geweſen; ohne Frankreichs fortdauernden 
Schub war ber Beitanb bes Königreichs Italien unzweifelhaft auch 
fortan ein entichieben precärer. Deſterreich war weit entfernt, das⸗ 
jelbe anzuerkennen; es beharrte auf dem Standpunkte bes Züricher 
Friedens und bedrohte thatſächlich von feinem Feflungsviered aus 
bie neue Schöpfung, bie darum naturgemäß in einer gewillen Ab: 
hängigkeit von Franfreich bleiben mußte. Diefe Abhängigteit läßt 
fi) zwar mit ber früheren Herrſchaft Defterreihs gar nicht ver: 
gleichen, aber fie Taftete boch fchwer auf ben Gemüthern ber Ita 
liener und alle waren geneigt, die äußerſten Anftrengungen zu 
unterftüßen, um bas Land fo bald wie möglich durch Ausbil 
bung feiner Wehrfraft nach allen Seiten auf eigene Füße zu Stellen. 
Sp weit ftellte fih bie Nation immerhin eine Aufgabe und ein Biel, 
bas binnen nicht allzulanger Zeit erreichbar ſchien und wohl aud 
wirklich erreihbar war. Entſchieden tarüber hinaus lag bagegen 
die Eroberung Venetiens und doch wurde fie fort und fort von ber 
Regierung wie von ber Nation prockamirt. Denn daß Italien allein 
ber erprobten djterreihifchen Armee gegenüber völlig außer Stande jet, 
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bas Feſtungsviereck zu nehmen und Venetien zu erobern, lag auf ber Jielien. 
Hand. Zu einem neuen Kriege gegen Oefterreih um Italiens willen 
hatte aber Frankreich Feinerlei Luft und wenn es jogar der yall wäre, 
fo hätte Jialien biefe Hülfe vieleicht durch neue Abtretungen, jebenfalls 
buch eine erhöhte Abhängigkeit erfaufen müſſen. So ſah fi denn 
Stalien, wenn es nicht wenigſtens vorerit auf Venetien völlig ver- 
sichten wollte, darauf angeiviefen, den durchaus ungewiſſen und jeben- 
falls unberechenbaren Eintritt irgenb welcher europäifcher Complica- 
tionen gegen Defterreich zu erhoffen unb zu eriwarten, bie ibm Ge 
legenheit böten, „feine Geſchicke zu erfüllen“, wie fi) ber König jelber 
alljährlich bei Gelegenheit der Neujahrsaufwartung auszubrüden pflegte. 
Wenn aber berlei erwartet werben wollte, jo Tonnte natürlich am 
eine weſentliche Reduction bes Heeres unb ber Flotte, um bie Staats⸗ 
finanzen zu erleichtern, nicht gedacht, mußten im Gegentbeil alle 
Kräfte aufs Außerfte angeipannt werben, um für einen ſolchen Mo- 
ment bereit zu jein. Und bas war denn auch wirklich ber Fall. 
Die troftlofe Lage der Finanzen zwang zwar bie Regierung um bie 
Mitte des I. 1865 Eriparniffe im Militär wenigſtens zu verſuchen 
unb es wurden wirklich eine Reihe von biekfälligen Maßregeln be- 
ſchloſſen und auch bucchgeführt, Allein Venetien wurbe darum nicht 
aus ben Augen gelaflen, ber Organifation ber Militärfräfte mit 
Rüdfiht auf diefes Ziel follte darum in keiner Weife zu nahe ge 
treten werben; die natürliche Folge bavon war, baß bie Erfparnifie 
durchaus ungenügend und bie Finanzen wejentlich in ihrer bisherigen 
troftlofen Lage blieben. Am 25. April genehmigte die Deputirten⸗ 
kammer ein neues Anlehen von 425 Mil. Fr. mit 153 gegen 
47 Stimmen, ber Senat am 9. Mai mit 73 gegen 19 Stimmen. 
Shen am 28. April hielt bie Deputirtenfammer ihre letzte Sigung 
in Zurin, ber Senat am 14. Mai. Turin bat mit biefem Tage 
aufgehört, die Hauptſtadt Staliens zu fein. Zugleich war bie legis⸗ 
Intive Periode des Parlaments abgelaufen: die Regierung ſprach ine 
deß erft am 7. Det. die Auflöjung deſſelben aus und feßte Die Neu: 
wahlen für ganz Italien auf den 22. Dct. an. 

Entjchieden mehr als bisher trat Epanien während bes Jahro Spanien. 
1865 in den Vordergrund und zwar fowohl bezüglich feiner innern 
Zuftände als bezüglich feiner auswärtigen Politik. Die im vorher: 
gehenden Jahre nach mehreren wenig befriebigenben Verſuchen, fich 
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Opanien.imit Uebergangsminifterien zu behelfen, erfolgte Bildung eines Mi: 
nifteriums Narvaez entfprach ber überwiegenden öffentlichen Meinung 
bes Landes keineswegs unb es gelang biefer allmälig immer ent- 
ſchiedener, fih Geltung zu verſchaffen. Mehrtägige Unruhen zu 
Mabrid im April, eine Militärverſchwörung zu Valeneia im Juni, 
bie zwar noch zu vechter Zeit entdeckt und unterhrüdt wurde, zeig: 
ten, daß bie Regierung auf einem Bulkan fand. Das Minifterium 
wollte zu durchaus veactionären Maßregeln greifen. Allein ſchon 
am 19. Juni mußte es jene Entlaffung nehmen und neuerdings 
einem Minifterium O’Donnel Plab machen, das nunmehr der öffent: 
lichen Meinung in entſchieden Tiberaler Richtung zu genügen fuchte, 
Der in Folge der Aprilereigniffe aufgelöste Municipalrath von Ma: 
drid wurbe wieber eingejebt, das Wahlrecht erweitert, der Preſſe 
eine freiere Bewegung geftattet, enblidy, troß Aller Abmahnungen 
Oeſterreichs, das Königreih alien anerfannt. Selbft gewiſſe Ein- 
ftäffe am Hofe, die ſchon Tängft das allgemeine Miftrauen und bie 
allgemeine Unzufriedenheit erregt hatten, wurden befeitigt: ber P. Claret, 
der Beichtvater der Königin, und bie allmächtige Schweſter Batroci: 
nio, mußten weichen und ſich in ihre Klöfter zurückziehen. Ueberhaupt 
ging das Miniſterium O’Donnel dießmal in feinen Maßregeln ent: 
ſchieden und doch nit ohne Mäßigung vor. Weniger glüdlich war 

- Spanien in jeiner auswärtigen Politik, namentlih in feinen Ber: 
Tuchen, feine Autorität gegenirber feinen ‚ehemaligen Colonien in Ame⸗ 
rifa zu einer gewiffen Anerkennung zu bringen. Schon in ben 
erften Tagen des Januar mußte ſich die Regierung bazu entſchließen, 
anf die Annerion von Et. Domingo, bie fie durchzuführen aufer 
Stande war, geradezu zu verzichten. Im Februar wurde zwar Peru 
durch die Drohungen des Befehlshabers der fpanifchen "Flotte im 
ſtillen Weltmeer zu einem Frieden gezwungen. Allein wenige Wo: 
hen darauf Krach gegen den Ptäfldenten Pezet von Peru, ber ſich 
dazu herbeigelaffen, eine Revolntion aus, bie zwar Anfangs nur ge: 
ringe Fortſchritte machte, aber gegen Ende des Jahrs mit ber Ein 
nahme der Hauptflabt Lima und der Vertreibung Pezets enbigte. 
Unterdeſſen hatte Spanien aber auch mit Chile, ber folideften und 
blũhendſten aller ſüdamerikaniſchen Republiken, unter ziemlich nich⸗ 
tigen Vorwänden Händel angefangen. Der ſpaniſche Geſandte Ta⸗ 
vira wollte zwar nicht allzuweit gehn und begnügte ſich mit ben Er- 
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Tänterungen ber chileniſchen Regierung über feine Beſchwerdepunkte; Epanien. 
allein fein Gebahren erhielt nicht die Villigung ber heimiſchen Re 
gierung, er wurde abberufen und bem Admiral Pareja ber Befehl 
ertbeilt, wie Peru fo nunmehr auch Ehile durch Drohungen zu 
zwingen. Am 17. Aug. erſchien derſelbe mit feiner Flotte vor Val: 
paraifo und ſandte der chilenischen Regierung fofort ein Ultimatum. 
Es wurde abgelehnt. Nun erklärte der Spanier bie fämmtlichen 
Häfen des Landes in DBlofadezuftend, worauf die Ehilenen mit einer 
Kriegserflärung antworteten. ine wirkſame Blokade war übrigene 
ben Spaniern mit ihren wenigen Kriegsfchiffen gegenüber einer fo 
lang geftrediten Küfte nicht möglich und die Chilenen wehrien fi 
nah Kräften. Am 2. Dec. gelang es ihnen fogar, ein ſpaniſches 
Kriegsihiff zu nehmen, was ben Admiral Pareja in ſolche Auf: 
regung verfebte, daß er fich felber das Leben nahı. Am 5. Der. 
ſchloſſen Chile und Peru eine förmliche Allianz gegen Spanien und 
gaben fid) ber nicht ganz ungegrünbeten Hofinung bin, daß eine 
Reihe anderer füd⸗ und mittelamerifanifcher Republiken fi allmälig 
derfelben anjälieken würden. Auch in Spanien felbft gelang es 
dem Minifterium O'Donnel nicht, feften Fuß zu fallen und bie 
Parteien, die ihm bisher entgegen geftanden, nunmehr um fich zu 
Ihaaren. Die Demokraten, die Progreffiften und felbft ein Theil 
der Moderados enthielten fich zu Anfang Decembers ber Theilnahme 
an den Eortesivahlen wie bisher und eine hilgemeine Unbehaglichkeit 
und Unruhe griff Platz, die nichts Gutes ahnen Tieß, zumal ein 
Theil der Armee keineswegs vollkommen zunerläflig- zu fein ſchien. 
Mit’ der größten Befrlebigung vielleicht nnter allen Staaten Rupland, 

Europas kann Rußland auf die Refultate des Jahres 1865 zurück⸗ 
bliden. Die große Maßregel der Emancipation ber Leibeigenen 
wurde zu Ende des Jahres als im weſenilichen völlig durchgeführt 
betrachtet, wenn auch die Eonfolidirung ver neuen Zuſtände natür: 
her Weiſe noch einer Fängeren Reihe von Jahren bebarf umd bie 
jegensreichen Folgen der Mafregel erſt nach und nach zu Tage treten 
werden. Die neuen Synftitutionen ber Kreis und Provinziallanbes: 
verfammlungen traten allmälig in Wirkſamkeit und find ohne Zweifel 
geeignet, die verſchiedenen Klaſſen der Bevölkerungen nach und nach zu 
größerer politiſcher Thätigkeit und Selbflänbigfeit zu erziehen. Die 
Adelsverſammlung von Moskau wollte freilich alsbald viel weiter gehen 
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Rufland. und richtete eine Abrefie an ben Kaljer um eine „Generalverfamne 
lung ber Erwählten Rußlands zur Prüfung ber bem ganzen Reid 
gemeiniamen Bebürfnifie.” Der Senat fchloß jedoch alsbald bie 
Verſammlung, erllärte unter einem formellen Vorwande die Be 
fhlüffe derfelben für ungültig und ber Kaiſer felbft trat allen ber: 
artigen Gelüften burd ein ſcharfes Refeript an ben Minifter bes 
Innern zu Hanben ſämmtlicher Abelsverfammlungen ber verfchiebenen 
Gouvbernements entgegen. Die Adelsverſammlung von Moskau beharrte 
jebod in einer jpätern Jahresverſammlung auf ihrer Anſchauung 
und legte fie wenigftens in einer bießfälligen Erklärung zu Protokoll 
nieder. Auch in der Provinziallanbesverfanmlung bes Gouverne⸗ 
ments Et. Petersburg wurbe gegen Enbe bes Jahres bie Trage 
eines ruſſiſchen Parlaments angeregt und wenigitens die Sympathie 
für die bee der Nothiwenbigleit einer ſolchen Inſtitution fait ein 
flimmig auszufpredhen beſchloſſen. Wichtiger ift bas Vorgehen ber 
ruſſiſchen Regierung gegen bas polniſche Element in ben jogenannten 
weitlihen Oouvernements, wo auf dem Lande nur ber Abel und ein 
Theil der Stabtbevölferung ber polniſchen Nationalität unb zugleid 
der katholiſchen Kirche angehören, bie große Mehrheit dagegen ber 
rufliihen Nationalität und der griehiihen Kirche. Alle Maßregeln 
der Regierung bilden nun ein zufammenhängenbes Syſtem, das 
polniſch⸗katholiſche Kirchen: und Schulwefen einzuengen und wo mög- 
lich zu unterbinden, den polniſchen Abel in biefen Gegenden ge 
rabezu auszurotten und dagegen das ruſſiſche Element unb bie 
griechiſche Kirhe in jeber Weife zu ftärken und zu entwideln. 
Ein kaiſerlicher Ukas vom 22. Dec. 1865 verbot Perfonen pelniicher 
Herkunft ohne weiteres Güter in jenen Gouvernements zu erwer⸗ 
ben und zwang alle biejenigen polniichen Abeligen — und beren 
Zahl war eine überaus große — deren Güter in Folge ber Inſur⸗ 
rection wit Beſchlag belegt werben, biefe binnen eines feſtgeſetzten 
Termins zu verlaufen und zwar an Perjonen nicht-polniſcher Ab⸗ 
kunft. Zugleich wurde für Perſonen geringerer Stände eine Art 
gewaltfamer Auswanderung in rein rufſiſche Gouvernements ins Wert 
geſetzt und dagegen ber Verſuch gemadt, fie durch ruſſiſche und 
beutiche Eoloniften zu erfeßen. Auch Polen wurbe fo weit möglid 
ruflifichet. Die höheren Beamtenfiellen und auch bie nieberen bis 
weit hinab wurden ausichließlih mit Nationalruſſen befett; der Adel 
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liegt an den ſchweren Wunden, bie ihm die letzte Inſurrection ge⸗ Keßland. 
ſchlagen, nad) tief darnieder und wird ſich jedenfalls nur langſam 
wieder erholen und wohl nie mehr zu ſeiner früheren Macht und 
ſeinem früheren Einfluſſe zu erheben vermögen; bie Bauern ſtehen 

in Dolge ber Emancipationsgeſetze überwiegend auf Seite ber 
Regierung, bie eben dadurch auch ben Abel finanziell weſentlich 

in ihrer Hand hat. Nur bie katholiſche Kirche ſtand ihr als ge- 
ſchloſſene Macht gegenüber, Gegen jie fiel nun ein Haupt 
ſchlag. Ein kaiſerlicher Ulas vom 26, November 1865 fäculari- 

firte das Kirchengut und ſtellte es unter die Verwaltung bes Staates, 
während der geſammte Klerus auf feſte Beſoldung geſetzt wurde: 
damit iſt die bisherige Unabhängigkeit der Kirche in Polen gebrochen 

und die Abhängigkeit des Klerus vom Staate wenigſtens angebahnt. 
Polen wird ſich von ber tiefen Entkräftung, bie als einziges Reſul⸗ 

tat der letzten Inſurrection zurückgeblieben, nie mehr erholen: die 
ruſſiſche Regierung kann machen was ſie will und macht was ſie will. 
Europa aber, von ſo vielen andern ihm näher liegenden Fragen in 
Anſpruch genommen, ließ Rußland gänzlich gewähren und ſchien von 

dem, was in Polen geſchah, kaum mehr auch nur Notiz zu nehmen. 

Bon ver Türkei und Griechenland iſt wenig zu jagen: die Verhält-Turkei u. 
niffe und Zuſtände der erſteren befierten fih nicht und biejenigen” men 
bes letzteren verichlimmerten fih wo möglid noch im Laufe bes 
Jahres 1865. 

Das wichtigſte Ereigniß des ganzen Jahres fiel jenfeits bes Nor- 
Deeans, bie Beendigung bes nordamerikaniſchen Bürgerkriegs, die “merika. 
Einnahme von Richmond und die legale Befeitigung der Sclaverei 
auf dem ganzen Gebiete ver Union. Diefer Ausgang bes Riejen- 
fampfes war ſchon zu Ende des vorhergehenden Jahres mit Sicher: 
heit vorauszufehen -gewefen. Die EConföberation der Sübftanten lag 
finanziell und politifh in den legten Zügen und wurde nur burd 
bie Tapferkeit ihrer Generale unb ihrer Armeen, die ſich wie Ver 
zweifelte fehlugen, verdeckt und um eine kurze Spanne Zeit aufgefchoben. 
Immerhin bedurfte es noch einer gewaltigen letzten Anftrengung von 
Seite des Nordens; um den Gegner vollends zu Boden zu werfen. 
Bräfident Lincoln hätte lebhaft gewünſcht, dieſes biutige Ringen ab- 
wenden zu können unb war jehr bereit, nochmals bie Hand zu einer 
Friedensconferenz mit ben Häuptern ber. Seceflion zu ‚bieten. Gie 
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Ar fand am 30. Januar an Bord eines Umnionsbampfers bei Fort 

mei. . Monroe ftatt, führte jedoch zu keinem Reſultat. Lincoln war ge 
neigt, auf Grundlage einer Anerkennung ber Union ven Geite ber 
Conföperation die Tiberalften und umfaſſendſten Zugefländniffe zu 
machen ; allein, verblenbet und bartnädig, beftanben bie Vertreter bes 
Südens auf einer Anerkennung ber Gonföberatton von Seite des 
Nordens. Auf einer foldyen Grundlage war eine Berflänbigung von 
vornherein unmöglich, Tonnte von Seite bes Bundes nicht einmal 
unterhandelt werben. Die Eonferenz wurbe abgebrochen, bie Waffen 
mußten entſcheiden. Zufällig erfolgte am folgenden Lage, ben 31. Ja⸗ 
nuar, im Repräfentantenhaufe zu Washington bie folgenſchwere Ab- 
flimmung über bie Aufhebung der Sclaverei. Der Senat hatte 
fon im vorhergehenden Jahre feine Zuſtimmung zu einem dieß 
fälligen Amendement zur Bundesverfaſſung mit ber von biefer ge: 
forderten Zweibrittele:Majorität ertheilt, im Repräfentantenhaufe war 
jedoch nur eine einfache Mehrheit zu erringen geweſen, fo baß ber 
Antrag als abgelehnt galt. Nun aber flimmten 119 gegen 56 Mit: 
glieder für den Antrag, der aljo nuch hier die geforderte Zweibrittels⸗ 
Matorität auf ſich vereinigte. Damit war bie große Maßregel 
geſetzlich feftgeitellt, ſobald auch noch zwei Drittheile aller einzelnen 
Staaten fie fanctionirten, woran jedoch wenigftens auf die Dauer 
gar nicht zu zweifeln war. 

Inzwiſchen nabte Richmond das nicht mehr abzuwendende Ver⸗ 
haͤngniß mit immer ſchnelleren Schritten. Noch wollte es die erhitzte 
Maſſe freilich nicht einſehen: zwei Volksverſammlungen daſelbſt ſprachen 
fich am 6. und am 9. Febr. für energiſche Fortſetzung des Krieges 
aus. Aber fon war bie Zwietracht, bie gewöhnlich ber letzten 
Nieberlage vorangeht, in bie Räthe ber Conföberation eingefchlichen: 
Jefferſon Davis, ber Präfibent, und ber conföberirte Congreß über: 
Bäuften fi gegenfeitig in öffentlichen Actenftüden mit Vorwürfen 
und mit Anklagen. Schon war bie Conföberation fo weit herunter: 
gebracht worben, daß fie fih nur noch durch Bewaffnung ber Sclaven 
balten zu können ſchien, d. h. durch Aufgeben bes ganzen Princips, 
auf dem fie. beruhte. Ebendarum entihloß fie ſich ſchwer Dazu und 
erft im letzten Augenblide, da es längſt zu fpät war. Am 18. März 
vertagte ſich der Congreß ber Conföberirten, nachbem er ein Mani⸗ 
feſt erlaſſen Hatte, in bem bie Eroberung bes Sübens noch immer 
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für anmglich enflärk wurde und nachdem ex bie Regierung ermäch⸗ Rare 
tigt hatte, vethigenſalls die Baarvorräthe ber Richmonber Banken "Mile 
in Beſchlag zu nehmen. Erſt an biefem Tage wurde bie Auss 
behung ber Sclaven, zum Militärbienfte - angeordnet. Doc, ſchon 
holte der Norden zum letzten entfcheivenden Schlage aus. Am 
27. März trafen Präßipent Lincoln und bie Generale Grant, Sher: 
men und Sheridan zu einem Kriegsrathe im Lager vor Richmond 
ein und verſtändigten fih über ihre in einander greifenden Dispos 
filionn, Grant hatte bis ‚dahin fi immer mehr ber letzten Eiſen⸗ 
bahnlinie, hie Lee unb ben Conföderirten noch bie Ausficht auf einen 
ungehinderten Ybzug und bamit bie Möglichkeit einer Fortſetzung bes 
Krieges im- Süben gewährte, genähert umb war im Begriff, ben 
lernen Ring. um. bie Doppelfeſtung Richmond⸗Petersburg, bie Lee 
mit einem Muthe und einer Ausdauer vertheibigte, bic eimer beflern 
Sache würbig geweſen wären, uöllig zu ſchließen. Wilmington in 
Norbearolina, das während des ganzen Kriegs bie Verbindungen mit 
Europa namentlih wit England hauptſächlich aufrecht erhalten und 
ben Bruch ber Blokade bie leichteſte Gelegenheit: geboten hatte, war 
bereits gefallen, Sherman hatte fih auf feinem lühnen Zuge bon 
Savannah bereits durch Sübenvelina bis nah Norbcarolina herauf: 
gearbeitet und bebrahte Schrütt für Schritt Richmond vom Süden her, 
Charlefton, das biellaien fo lange von ber See aus umfonft belagert 
hatte, war, im Rüden gefaßt, ohne Schweriftreih von ihm bejekt 
worden; chen fahen fi bie Südbundsgenerale genöthigt, die Neuſe⸗ 
linie aufzugeben umd fich Hinter ben Roanpfe zurüdzuzichen. End⸗ 
lich war auch General Sheriban aus bem Shenandoahthale am 
Pamunkey angelangt, überjchritt bald darauf ben Jamesfluß und ver⸗ 
einigte fig mit der Armee Grants. Am 29. März ſetzie ſich die 
ganze Armee Grants in Bewegung, um ben letzten Sturm gegen 
Peiersburg und gegen Richmond zu unternehmen usb ben Brand, 
ber bie Union hätte vernichten follen, in feinem SHeerbe zu. eriliden, 
Um folgenden Tage Abends gelang es dem Gemeral Sheridan big 
Bofition Five forks, die für einen allfälligen Rückzug Lee's nad) Sü⸗ 
ben von entſcheidender Wichtigkeit war, zu beſetzen, doch vermochte 
er fie nicht zu behaupten und mußte fie in ber Nacht wieder räu⸗ 
men. Erſt am 4. April erſtürmte er bie. Pofltion befinitiy; am 
2. April wurde die ganze äußere Zortifickionslinie pen Petexsburg 
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Nord» genommen und bie Eonföberirten: ach vor Rkhmtonb aus einer: Nelhe 
Amerila. un feſten Punkten zurückgeworfen. Lee mußte einſehen, daß bie 


beiden Städte einem neuen Sturme Nicht mehr zu widerſtehen ver⸗ 
möchten. In der Nacht vom 2. auf ben 3. April räumte er mit 
feiner Armee beibe, in der Hoffnung, bie &ifenbahn nach bem Süben 
zu gewinnen, um bort ben Kampf fortfeken zu können. Es gelang 
ihm nicht. Sheridan warf ihn mit großem Verluſt über ben Ap⸗ 
pomator zurüd, fo daß ihm nichts anderes übrig blieb, ale am 
9. April zu capituliren. Die Bebingungen, die ihm Grant auf: 
legte, waren überaus mäßig.‘ Die ganze Armee wurde mıf Eh: 
reniwort, nidyt weiter bie Waffen gegen die Union zu tragen, bis 
fie gehörig ausgewechfelt fei, in ihre Heimath entlaffen, Waffen und 
Munition wurden an Grant ausgeliefert. Die Armee zählte noch 
26,115 Mann mit 159 Kanonen. Am 26, ergab fh auch Ge 
neral Johnſton mit der faſt eben jo ſtarken Sübarmee ber Confs—⸗ 
berirten an Sherman zu benfelben Bebingungen wie Lee und ge 
rade einen Monat fpäter ſtreckte endlich Gen. Kirby Smith mit den 
lebten Truppen der Südſtaaten jenfeit® des Miffiffippt die Waffen. 
Der ganze Süden unterwarf fi, ohne weiteren Widerſtand durch 
Guerillas oder dgl. zu verſuchen; er war zwar keineswegs belehrt, 
aber er fühlte fich erfchöpft, gebrochen, von ber unzweifelhaften Ueber: 
macht beflegt. Theuer genug hatte der Norden feinen Sieg erfaufen 
müffen, nicht bloß durch die ungeheuren Opfer während bes vier: 
jährigen Bürgerkriegs, das tbeuerfte entriß ihn Haß und Fanatis⸗ 
mus erft nah bem letzten Schlag. Am 14. April wurde Präſi⸗ 
dent Lincoln in feiner Loge im Theater zu Waſhington meuchlings 
ermordet. Der Thäter war ein Schauſpieler, ein fanatifcher An⸗ 
bänger bes Sübens, Namens Wilkes Booth, ber nach der That in 
feinem Wahn no ausrief: sic semper tyrannis! Ein anberer 
Verſchworener machte zu berfelben Zeit einen Morbanfall auf ben 
Stäntsfecretär Seward, verfehlte jedoch feine Abſicht, obwohl er ihn 
bertvunbete. Der Mörber batte ohne Zweifel geglaubt, durch das 
entfegliche Ereignig würbe bie ganze Bundesregierung ins Schwan⸗ 
ten, vielleicht der Norden felbft in Verwirrung geratben. Er täufchte 
fi vollſtändig. Mit einer Ruhe, die in einer alten Erbmonarchie 
unmöglich größer hätte fein Tönnen, trat fojort, nad den Beftim- 
nungen ber Berfeflung, der Bicepräfident Andrew Johnſon an Die 





Wichil Vu Guinea den Jahras 106% 


421 


Stelle des ernorbeten Präfiventen, leiſtete nen Cib, beſtätigte bie Bean: aen⸗ 


teten im ihren Stellen und ergriff die Zügel der Regierung. Jehnſon, 
aus Teuneſſee gebuͤrtig, hatte ſich in feinem heimathlichen Siaate durch 
Muth und Entſchloſſenheit für die Aufrechthaltung ber Union und gegen 
die Beftrebungen ber. Seceſſion ausgezeichnet unb mar wie Lincoln ber 
Candidat ber renublilaniichen Bartei für bie Stelle des Bicepräfibenten 
ber Republit geweſen. Zunädit ſchien er auch wirklich diefelbe Bahn 
einzuhalten, wie jein Vorgänger, erſt ſpäter follte fich zeigen, daß mit 
ben Wechſel in ber Perſon des Präfidenten auch ein totaler Wechſel 
in ber politiſchen Leitung ber mächtigen Republif eingetreten war. 
Die Beendigung bes nordamerikaniſchen Bürgerkriegs fürberte 
‚inbejlen mehrere beachtenswerthe Thatſachen zu Tage. Wenn je 
irgend ein Krieg mit gegenfeitiger Wuth und Erbitterung geführt 
worden iſt, jo war es biejer und dennoch folgten ber Unterbrädtung bes 
Aufftandes nicht jene ſcheußlichen Scenen gefeßlicher Rache, wie fie bie 
monarchiſchen Staaten Europas noch im J. 1849 und feither aufge: 
wieſen haben. Mit Ausnahme bes Scheuſals Wirz, der im Einderſtändniß 
mit ber Regierung von Richmond die in Anderjonville zu Taufenben 
eingepferchten Kriegsgefaugenen bes Nordens wit Abſicht zu Tode 
gehungert, wie Eclayen mißhandelt, wie Wild niebergeichoffen hatte 
und ber. bafür vom Kriegsgericht einftimmig zum Strange, verur: 
theilt wurbe, trat nicht die minbefte Verfolgung weber ber militä; 
riſchen noch ber politiihen Häupter bes Aufſtands ein. Jefferſon 
Davis, ber gemelene Präfibent .de8 Südbundes, offenbar der Haupt: 
ichulbige, war auf ver Flucht eingeholt und nad Fort Monroe ge: 
bradt worden und mit ihm einige andere Mitglieder feiner Regie: 
rung: bie lebteren find längſt wieber auf Ehrenwort im ihre Hei⸗ 
math entlaſſen worden und bürften höchſt wahrſcheinlich gar nicht 
weiter bebelligt werden; Jefferſon Davis wird allerdings vor Ge⸗ 
richt geftellt: und verurteilt werben müflen, aber es fteht bereits 
außer Zweifel, daß auch er fofort begnabigt werben wirb, höchſtens 
unter ber Bebingung, auf ewig das Gebiet ber Union zu meiben. 
In der That die nordamerikaniſche Republik wird Urſache haben, 
jeberzeit mit- Stel; und Befriebigung auf biefe Thatſachen zurüd: 
zubliden, Ein zweites beachtenswerthes Moment bildet die Schnelligkeit, 
mit welcher bie gewaltigen Armeen, die der Norden noch im April auf 
den Beinen hatte, binnen weniger Monate größtentheils entlaflen 


122 Ucberkat der Okiguime dee Däheky' 1OOB, 


er» wurben nnd Tofort zu ihren früßeren frieblichen Beidikftigungen zu: 
Smeriie. npteheten. Ebenſo wurde bie zahlreiche Flotte, Die hauptfädhlic 
für bie Vlokade des Südens feit vier Jahren geſchaffen worden wer, 
ohne Berzug reduzirt amd ber größere Theil derſelben verfauft. Es 
ſcheint außer Zweifel, daß bei ſtehenden Heeren, wie wir fie ned 
in Eurspa haben, ein ähnlicher fehneller Uebergang bom Krieg zum 
Frieden gerabezu unmöglich wäre. Endlich war ben norbamerife 
niſchen Freiftnaten, als fie im Verfolge des Bürgerkriegs gleichſam 
zu Einem großen Seerlager geworben Waren, vielfach prophezeit 
worben, daß das militäriihe Element in Zukunft eine ganz ambere 
Rolle in ihrem politifchen Reben ſpielen würbe ale bisher. Allein es 
erfolgte nichts von alle dem. Gelbft- viejenigen Generale, bie wäh: 
renb des Krieges die höchſte Macht bekleidet und denen bie Republik 
unzweifelhaft ben endlichen Sieg verbankte, wie Grant und Sher— 
man, haben bis jett nicht den leiſeſten Verſuch gemacht, auf ihre 
milttärifchen Verdienſte irgend welche politiſche Anſprüche zu grümben, 
von ben übrigen Generalen gar nicht zu reben, bie ohne Zaubern 
wieber in bie verichiebenen Barrieren bürgerlicher Thätigkeit zurüd- 
traten, aus benen fie hervorgegangen waren. Dagegen iſt «3 auch 
Thatſache, daß fi das Meilizfuftem, wie es ver dem Biürgerfriege 
in Nordamerika beftand und mit ber kleinen fiehenden Armee und 
der Kriegsſchule von Weſtpoint die Grundlage ihres gefammten Mi- 
Inärwefens bildet, fi) nicht bewährt bat. Es ift weſentlich bloße 
Spielerei. Hätte bie Union ein Milizſyſtem gehubt, wie bie Schweiz, 
fo wären ihre Armeen nicht nur umendlich viel jchneller kriegstüchtig 
gewefen, ſondern die Aufftellung und Ausrüflung derſelben hätte bie 
Nation auch unendlich viel weniger Opfer aller Art gefoflet. Dennoch 
ſcheint es nicht, daß eine organifche Veränderung von ber öffentlichen 
Meinung in Ausfiht genommen werde. Und es läßt ſich bie auch be 
greifen. Das gefammte wirthicgaftliche Leben ber Union iſt ber Art, daß 
es durch eine fefte, wenn auch noch fo einfache, Milttärorgantfation und 
durch einen geregelten auch noch fo leichten Deifitärbienft in feiner 
Beweglichkeit ſich vurchaus ‚nicht will hennnen lafſen. Die Union fucht 
teinen Krieg nad außen und hat ebenfo wenig einen Krieg von 
außen, wenigſtens nicht zu Lande, zu fürdten. Im Nothfall wärbe 
fie es madjen wie in biefem Bürgerfriege. Bezüglich eines Ger 
kriegt Dagegen iR bie Nation außer Serge: fie hat gezeigt, daß fie 
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alle Mittel beſitzt, ſelbſt binnen kurzer Zeit gewaltige Flotten in * 


See zu ſtellen und fürchtet dießfalls offenbar ſelbſt England nicht 

Weder England noch Frankreich hatten dieſen Ausgang des norb: 
amerilaniſchen Bürgerkriegs vorausgefehen. Beide hatten es für höchſt 
wahrſcheinlich gehalten, daß bie Union in zwei Theile auseinanberfalle, die 
ſich gegenjeitig auf Jahrzehnte hinaus paralyfiren würden, jo daß fie von 
biefer Seite vorerſt nichts mehr zu bejorgen hätten. England hatte die 
Südſtaaten in jeder Weife unterftügt und feine Minijter fprachen im 
offenen Parlament von ber „neuen Nation” bes Hrn. Jefferſon Davis ; 
bie Mehrzahl der Blätter und bie große Mehrheit der herrſchenden Klaſſe 
ftand entſchieden auf Seite der Rebellen gegen bie Union. Frankreich 
aber hatte bie Bebrängni der leßteren benügt, um den Kaiferthron in 
Merico zu gründen, in ber von Kaifer Napoleon jelbjt ganz unum⸗ 
wunden ausgeiprodhenen Abficht, dem „weiteren Vorbringen der Nord⸗ 
amerifaner aud) nad) Süden und auf bas Gebiet der Tateinifchen 
Race Schranken zu ſetzen“. Jetzt jahen fi) beide Weſtmächte in 
ihren Berechnungen ‚vollftändig getäuſcht. Die Union hatte alle ihre 
Kräfte aufbieien müflen, um des Verderbens Herr zu werben und 
ihre Eriftenz zu. retten. Uber fie war eben baburch ihrer unge- 
heuren Kräfte jelber erji recht inne geworben und hatte eine Probe 
beitanden, wie ‚fie ſchwieriger und gefährlicher kaum irgend einem 
ber beftehenden Staaten je beſchieden war. Jetzt ſtand fie größer 
und mächtiger da und die Nation war von dem vollen Bewußtjein 
beflen getragen, was fie geleiftet habe unb mas fie zu leiften fähig jet. 


Die nächſte Folge davon ſchien auf Mexico zurüd fallen zu Meice 


follen. Mexiko als Republif war feit feiner Trennung von Spanien 
nicht im Stande gewejen, den erjten Anforderungen, die an den Staat 
als folchen geftellt werden, Sicherheit und Orbnung, bie allerdings 
weder feine einzigen, noch feine höchften Aufgaben bilden, aber bie 
Grundlagen für alles weitere find, zu entjpredhen und bie Ueber⸗ 
zeugung Napoleons war ganz richtig, daß zunächſt und auf Grund 
ber einmal beftehenden Zuftände die Monarchie cher dazu geeignet wäre. 
Allein inbem er fi zu der Erpebition nach Merico verleiten ließ, 
übernahm er eine_Aufgabe, der aud) er offenbar nicht gewachſen war. 
Sollte Mexico mit Gewalt zur Monarchie umgewandelt werden, jo be: 
durfte e8 dazu unumgänglich einer zahlreichen und feit organifirten zu- 
verläffigen Armee und reicher finanzieller Diittel. Beides Tieferte zunãchſt 
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Mesico, Frankreich dem Fürften, ben es nad Mexico geſetzt hatte, uber ob 


es gewillt und im Stande fein werbe, in beiben Beziehungen fo 
lange auszuhalten, als es durchaus erforberlich jein würde, das war 
bie Frage. Zugleich mit Annahme ber Kaiſerkrone ſchloß Kaiſer 
Marimiltan ein erſtes großes Anlehen in Frankreich ab, im April 
41865 folgte bereits ein zweites, beide natürlich zu fehr ungünftigen 
Bedingungen, ber geringen Sicherheit entſprechend, welche Merxico 
feinen Gläubigern für Kapital und Zinfen zu bieten geeignet if. 
Sie werben jebenfallg nicht die lebten fein, welche Merico zu con 
trabiren im Falle ift, bevor die neue monardifche Orbnung bafelbit 
confolidirt fein wird. Bevor aber das wirklich der Fall ift, bürfte 
nicht daran zu denken fei, daß Merico im Stande jein wirb, bie 
Intereſſen diefer Staatsſchuld aus eigenen Cinfünften zu bezahlen 
und neue Schulden zu machen, bürfte immer fchwieriger werben. 
Ebenſo ſchwierig wirb auf die Dauer die militärifche Belekung bes 
Landes werden. Soweit der Arm ber franzöſiſchen Dceupationstruppen 
reicht, fo weit find fie freilich den republifaniichen Truppen des Juarez 
ober ben Buerillas überlegen. Allein die Franzoſen mit fammt 
den von Kaifer Marimilian organifirten einheimifhen Truppen find 
lange nit im Stande, das ganze ausgebehnte Land zu beſetzen und 
bie republikaniſchen Beitrebungen überall nieberzubelten. Im Jahre 
1865 gelang es ihnen zwar, Chihuahua, ven bisherigen Sitz des 
Präſidenten Juarez und feiner Regierung zu beſetzen und ihn zu 
zwingen, ſich nad) Paſo del Norte an der äußerfien Gränze gegen 


"Nordamerika zurüdzuziehben. Allein jobald fie fih von Chihuahua 


zurüdgogen, kehrte Juarez auch wieder dahin zurüd. Und aud im 
füblihen Theile des Staates ijt eigentlich nur die Hauptſtadt Merico 
und ihre Umgebung pacifizirt, in allen übrigen Provinzen tauchen 
bie Republifaner immer wieder bald da bald dort auf und ſelbſt pie 
Straße von Veracruz nad) Merico wird fortwährend von Guerillas 
unfiher gemacht. Co bebürfte das Kaiſerreich Mexico noch hun⸗ 
berte von Millionen und einer flarfen franzöfiihen Decnpations- 
armee und zwar auf Sabre hinaus, bevor es confelitirt und finan- 
ziel fowohl als militäriich auf eigenen Füßen zu fliehen vermöchte. 
Die franzöihen Kapitaliften werben aber ſchwerlich Luft haben, jene 
Millionen jelbit gegen bie lockendſten Verſprechungen berzuleihen und 
bie frangäfiige Regierung wird ſchwerlich im Selle fein, ihre eigenen 
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Truppen unb bie einheimiſchen mericanifchen noch dazu auf’ ale Dierico. 
bin auf ihre Koſten zu erhalten. ° Die Idee des Kaifers Rupoleon 

war eine kühne und großeriige Conception und feine Wahl fiel auf 
einen feiner Aufgabe in der That nit unmwürbigen Fürften. Allein 

bie Vorausſetzungen beiber trafen nicht zu. Es iſt beinahe ganz 
unmöglich, daß fich das Kalſerthum Merico auf bie Dauer zu halten 
bermöge, ganz abgefehen von ben Gchwierigfeiten, bie fi) von Seite 

ber Bereinigten Staaten erheben mußten, ſobald fie des Burger 
kriegs Herr geworden waren. 

So lange hatte ſich die Union freilich gedulden And ben Kaiſer Rord⸗ 
ber Franzoſen gewähren laſſen müſſen. Allein kaum war Richmond in 
gefallen und waren die Suüdſtaaten von den Bundestruppen vollſtändig 
bejeßt, jo ertönte auch im Norden von allen Geiten lauter und 
lauter ber Ruf gegen die franzöfifche Intervention in amerikaniſche 
Dinge und gegen bie gewaltfante Importation ber Monardie in 
Merten, und biefer Ruf erregte in Frankreich um fo mehr Belorg- 
niffe, als ber Kaifer gar wohl wußte, daß bie mericaniſche Expe⸗ 
bition in Frankreich ſelbſt im höchſten Grabe umpopulär fer. unb 
eben fo wenig Aiberjah, daß bie von Frankreich in Uebereinſtimmung 
mit England erlaflene Neutralitätserflärung und die Anerkennung 
der Sübftaaten als Friegführender Macht in den Vereinigten Staaten 
einen tiefen Groll zwar zunädft und zumeift gegen England aber 
auch gegen Frankreich zurüdgelaflen hatte. Und doch ſchien es für 
den Kaiſer faft nur unter der Bedingung, baß feine Schöpfung in 
Merico wenigftens von Seite der Ver. Staaten nichts zu beiorgen 
babe, möglich, fi) binnen einer nicht allzu langen Frift aus Mexico 
zurückzuziehen, ohne feine moralifchen Verpflichtungen gegenüber bem 
Kaiſer Marimilien arg zu verleben und ohne feinem Anjehen in 
Europa einen ſchweren Schlag zu verfeßen. Allein bieß ergab fidh 
jofort als ſehr ſchwierig und bald als ganz und gar unmöglich. 
Umjonft verfuchte der franzöſiſche Geſandte in Waſhington im Laufe 
des Null, diplomatiſche Beziehungen zwiſchen ber Regierung bes Kat: 
fer won Mexico und dem Cabinet von Waſhington zu ‚vermitteln. 
Präfident Johnfon erklärte unumwunden, er kenne keinen Kaifer 
von Merico und ftehe nur mit dem Präfibenten ber mericanifchen 
Republik Sennor Juarez in Beziehungen. Umfonft ſchlug das fran- 
zoſiſche Cabinet ber Negierung ber Union unter bem 18. Oct. vor, 
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„bie in Merico begründete Monarchie menigftens als eine Regierung de 

naoto anzuerkennen“ und in diplomatiſche Beziehungen zum Hofe von 
Mexico zu treten, unter welcher Bebingung Frankreich „Leine Schwie⸗ 
rigkeit ſaͤhe, Arrangements zur Abberufung feiner Truppen bienen 
einer billigen Friſt zu treffen.“ Die Union ging anf bie Bedingung 
Frankreichs nit ein. Unter bem 6. December erklärte Hr. Se 
warb biefelbe für „ganz umerfüllbar” umb beutete ſehr verſtändlich 
darauf hin, daß die Ber. Etaaten eine nit auf dem Volkswillen 
berubenbe, fondern durch frembe Bajonette gewaltfam eingeführte 
Monarchie auf die Dauer in Merico nicht dulden würden. Wenige 
Tage darauf, am 16. December, ging Hr. Sewarb noch einen 
Schritt weiter, indem er burd feinen Gefandten dem Taiferlichen 
Sabinet in Paris geradezu erflären ließ, daß die bisherigen freund: 
ſchaftlichen Beziehungen zwifchen ber Union und Frankreich „in 
drohende Gefahr gerathen würden, wenn Frankreich es nicht mit 
feinem Intereſſe und jeiner Ehre vereinbar finden könnte, vom der 
beivaffneten Intervention in Mexico abzufteben.” Deutlicher Tonnte 
bie Regierung ber Union in ber That nidht ſprechen unb Napoleon 
war wenigftene gewarnt, wenn er trotzdem auf feinem Plane in 
Merico bebarren wollte. 

Schwieriger noch als zwiſchen der Union und Frankreich wurbe 
in Folge der Beendigung bed Bürgerkrieges das Verhältniß zwiſchen 
jener und England. Ein neuer tiefer Groll hatte fi in ben Ge: 
müthern des Norbend gegen bas ehemalige Mutterland eingefreflen. 
Und es läßt fich nicht läugnen, dieſer Groll war ein beredjtigter. 
Nicht nur hatte England deutlich genug an den Tag gelegt, daß es 
das Auseinanderfallen der Union nicht bloß für wahrſcheinlich Halte, 
fondern basjelbe auch lebhaft wüniche, nicht bloß hatte es burdh jeine 
NReutralitätserflärung den Sübftanten diejenige Unterflükung ge 
währt, die es ihnen überhaupt gewähren Tonnte, ohne offen auf ihre 
Seite zu treten, fi in den Streit zu milden und der linion ben 
Krieg zu erklären, jondern es hatte namentlich auch den Sühflaaten 
erlaubt, in engliichen Häfen Caperſchiffe zu bauen, ausjurüften umb zu 
bemannen unb wit benjelben den See-Haudel ber Ber. Staaten völlig 
lahm zu legen, unb daraus allen nur möglichen Vortheil gezogen. 
Umfonft Hatte das Gabinet von Waſhington von allem Anfang au 
gegen bie Ansräftung fübfantlicher Caper in engliigen Häfen pro- 
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teſtirt, uunſonſt hicht der amerikaniſche Gefanbte im Lonbon anf ber: Bee 
gleichen Practiken ein wachfames Auge und machte wenigſtens in 
einem,. dem letzten und eclatanteſten Falle die engliſche Megteremg 
rechtzeitig darauf aufnrerkſam, daß wieder cin ſolches Sul im 
Bau begriffen ſei; machte fie gewiſſerniaßen Tag Mir Tag: mit Dem 
Fortgang der Arbeiten bekannt und forberte ſie auf, einzuſchreiten. 
Unter ben nichtigften Vorwänden wich die englilhe Regierung aus, 
zögerte und zögerte, bis das Schiff glücklich entwiſcht war. Ya ſelbſt 
nahdem Richmond gefallen und bie Conföberation der Eüdſtaaten 
befiegt war, zog England feine ſchützende Hand von den Caper⸗ 
ſchiffen derſelben noch nicht ganz zurück und gewährte ihnen wenig⸗ 
ſtens noch eine Zeit lang einen gewillen Schub gegen bie Verfolgung 
ber Kriegsſchiffe der Unten. Darauf entfpann ſich denn eine ume 
fangreiche diplomatiſche Correſpondenz, in ber das Gabimet von 
Waſhington von England Erfak für ben erlittenen Schaden forberte, 
und, nicht in gereizter Sprache, fondern mit der Ruhe deſſen, ber 
von feinem echte überzeugt ift unb alle Daten in ver Hand hat, 
um es zu erweiien, das illoyale Berfahren Englands zeichnete und 
das Urtheil der öffentlichen Meinung Europas herausforberte. Eng- 
land wollte nicht darauf eingehen. Den Berfchlag ber Unim, bie 
Differenz einem Schiebsrichter am Entſcheidung vorzulegen, lehnte 
es ah, und ſchlug dagegen bie Ernennung einer engliſch⸗amerikaniſchen 
Commiffiow vor, der bie Unterſuchung aller während bes Krieges 
etwa eniftanbenen Anfprüche zugewieſen werben follte, wovon «8 je 
doch gerabe die Hauptfache, eben jene Frage ber in: England mus: 
geräfteten Caperſchiffe ausnahm; Darauf ging. hinwieder begreiflicher 
Weiſe bie. Linien nicht ein. : Die Eorrefpondeng konnte unter biefen 
Umftänben zu feinem Ende führen: und wurde ſchließlich auch von 
ben Ber. Staaten: fallen gelaffen, freilich ohne daß biefelben darum 
auf ihre Anſprüche verzichtet hätten, vielmehr unter dem unzweifel- 
haften Borbehelt, zu gelegenerer Zeit darauf zurück zu kommen b. h. 
bie erfte Verlegenheit Englands zu benügen, um es. mit gleicher 
Münze zu bezahlen. Am Uebrigen hielt ſich die auswärtige Politik 
Englands ungemein ftille. Seit dem vefultatlofen Ausgange ber Engiont, 
Londoner Gonferenz von 1864 hatte es ſich auf has Prineip ber 
Nichteinmiſchung in bie Händel bes Feſtlandes zurädigezogen unb tar 
dabei geblieben. Der Abſchluß der: Gafteiner Convention zwiſchen 
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Engtanv. Oeſterreich und Preußen gab ihm zwar Veraulaſſung, ſich gleich 
Frankreich in einer Circulardepeſche gegen dieſelbe auszuſprechen 
und bie Widerſprüche, in bie ſich bie beiden Großmächte daburch 
mit ihren urſprünglichen Erklaärungen gegenüber Dänemark, gegen⸗ 
über bem deutſchen Bund und gegenüber ben Lomboner Confereny 
mädten verwidelt hatten, in fcharfer Sprache barzulegen. Eine 
weitere Folge hatte bie Depeiche nicht. Am 18. October ftarb Lord 
Palmeriton, der Präfibent des Minifteriums, ziemlich unerwartet. 
Die Seele des Cabinets, Hatte er feit Jahren das Parlament be 
herrſcht und mejentlich ſowohl bie innere als bie auswärtige Politik 
ber Regierung geleitet. Die öffentliche Meinung des Lanbes fühlte, 
daß mit feinem Tode eine Periobe in ber inneren Entwicklung Eng- 
lands ihren Abſchlußg gefunden babe. Das Oberhaus ift ſeit einer 
Reihe von Jahren in feiner früheren Bebentung und - feinem früheren 
Einfluffe weientlih zurüdgetreten, vie alten Parteien ber Whigs und 
Torys find fchon feit längerer Zeit augenfcheinlich im Abſterben be 
griffen, eine neue Zeit klopft an die Pforten Englands au unb be 
gehrt Einlaß. So lange Palmerfton lebte, war es ihm gelumgen, 
die Parteien in einer Art von Gleichgewicht zu halten unb bie Po⸗ 
litik in bisheriger Weiſe zu leiten. Kurz vor feinem Tode halten 
indeß allgemeine Parlamentswahlen ftntigefunben: es war vorauszu⸗ 
jeben, daß mit ben neuen Ideen and neue Menſchen, neue Kräfte 

⸗ auf den Plan treten würden. Das Cabinet reconſtruirie ſich: Ruſſell 
übernahm die Präfiventichaft, Glabſtone bie Leitung bes Unterhaujes, 
Lord Klarendon dad Nuswärtige; weitere Beränberungen sub u 
mentlich Berflärkungen bed Gabinets durch friiche Elemente, wad 
augenſcheinlich durchaus nothwenbig war, wurben vorbehalten An | 
Aufgaben für das Cabinet fehlte es nicht. Die Berihiwörung ver 
Fenier in Frland, tie Negermebeleien auf Jamaica und das Aui- 
tauchen einer neuen Agitation für Weiterführung ber Parlaments- 
rejorm waren Echwierigleiten, benen bad Cabinet im jeimer erſten 
Zufommenfchung offenbar wicht gewechſen war. Die enilehlidhen 
Borgänge auf Jamaica, im benen bie Neger aufs muihtsdlligfie zu 
Hunderten bingemorbet wurben, wobei ſich bie meiften Pilanzer mb 
wiht wur biefe, jonberm auch bie engliſchen Beamirien uub bad eng- 
Ice Miltter im höchſten Grabe brutal, der Geuwerneur Eiyre aber 








Ucbiikst- der Oreiguife der Vchres 1008; 429 


Riorrattiihen Binflen. und iheen Organen anfänglich vertuſcht werben England. 
Allein bie :Uffentliche Meinung geriet burd die allmälig eintreffen⸗ 
den Berichte, die immer haarſträubendere Details brachten, in Auf 
vegung und zeigte fich ſtärker als das Intereſſe einzelner Glaffen. 
Die Regierung wurbe gendtbigt, den Gouverneur Eyre zu fuspen- 
diren und eine eigene- Unterfuchungstommifften hinüber zu ſchicken, 
beren Bericht ‚nunmehr vorliegt und unzweifelhaft zur Entfehung 
des Gonverneurs, wie zu hoffen ficht aber zu auch Maßregeln im In: 
terefie ber emaneipirten Neger führen wird: Schwieriger war bie 
Verſchwörung der Fenier in Irland. Irland ift und bleibt ein 
Pfahl ins Fleiſche Englands, Bis es ſich entfchlieht, ben wur zu ges 
gründeten Beſchwerden ber Iren gerecht zu werben, die Schmarotzer⸗ 
planze der engliſchen Hochkirche in Irland zu bejeitigen ober we⸗ 
nigſtens zu beſchneiden und die agrarifhen Berhältniffe in billiger 
Weile zu orbnen. Die englifche Selbitgerechtigfeit gegenüber Ir⸗ 
land, wen - fie auch zur Zeit noch im Parlament, in ber Preſſe, 
zum Theil fogar in ber öffentlichen Meinung vorherrſcht, ift eine 
Heuchelei, die nicht allzulange mehr vorbält. Noch weist das Parla⸗ 
ment, auch das nen gewählte, alle Anträge zu Gunſten Irlands 
kurzer Hand ab, allein früher - oder fpäter wirb es fich dazu ent: 
ſchließen mürflen, eine aufrichtige und wirkliche Unterſuchung ber Zu⸗ 
fände und ber Beſchwerden Irlands anzuftellen, fatt bie Dinge 
geben zu Faffen und wenn bie allgemeine Unzufriebenbeit Die Ufer 
überfluthet, mit bloßer Gewalt einzufchreiten. Zunächſt blieb ber 
feniſchen Verſchwörung gegenüber freilich nichts anderes übrig. Schon 
lingft Hatte man Spuren eines Geheimbunbes, ber fi) über ben 
größten Theil ber Inſel ausdehnte und natürlich auf nichts geringe: 
red als auf eine Rosreifung von England abzielte, entbedt. Die Re 
gierung verachtete bas, wie fiemeinte, ohnmächtige Treiben. Allein im 
Sommer 1865 vernahm man, daß Überall nächtliche Waffenübungen 
ſtatt hätten, daß bie unteren Volksklaſſen maffenhaft dem Bunde, 
der fi ber der Fenier nannte, angehören, daß berfelbe vollkommen 
organiſirt fei und unter energifhen Häuptern ſtehe. Zugleich ftand 
berfelbe in genauer Verbindung mit einem gleihen Bunde ber in 
ben Ber. Stanten angefiebelten Iren, ber denfelben Zweck und zwar 
bort ganz offen verfolgte. Seit 15 Jahren waren Millionen Iren 
nad Amerika ausgewandert und hatten ſich daſelbſt zum Theil eine 
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Sübbund gebient und ber amerikaniſche Fenierbund gebachte ben 
iriſchen mit Geld, wit Waffen umb Officieren au verfchen: denn ben 
Haß gegen England heiten fie über ben Occan mitgenemmen und 
biefer Hab fanb dort währenn des Krieges in ber. äffentlichen 
Meinung neue Nahrung. Endlich, wenn auch ſpät genug, hielt es 
bie eugliſche Regierung für geboten, einzuichreiten. Ploͤtzlich beſehte 
om 15. September bie Poligei in Dublin bie Druckerei bes feniſchen 
Hauptorgans the irish people und. verhaftete die Leiter derſelben 
und ‚eine Anzahl anderer Perfonen, ‚gegen bie ſofort ein Staats: 
proceß eingeleitet wurbe: zugleich wurben mehrere Bezirke, die als 
die Haupibeerbe ber Beriehivgrung gelten, in Kriegezuftand perſetzt. 
Auf das Haupt ber Fenier, John Stephens, wurbe ein Preis ge 
ſetzt und einige Zeit nachher gelang es auch wirklich, benfelben zur 
Haft zu bringen. Dublin wurde von zahlreihen Truppen befeht 
und bie Regierung hielt ben ganzen Spud für jo ziemlich beenbigt 
unb nicht weiter gefährlich. Allein fe mußte ſich bald überzeugen, 
daß bie Fenier weber unterbrüdt noch eingelchüchtert waren, Stephens 
entwich aus bem Staatsgefängnig von Dublin, was nur durch Eon: 
nivenz von GStaatsangeitellien möglih war, und konnte troß ber 
Iodenditen Anerbietungen nicht wigber eingefangen werben, obwohl 
die Polizei überzeugt war, daß er im Lande verſteckt fei. Bald war 
bie Regierung genöthigt, noch ganz aubere Mittel gegen Irland in 
Anwendung zu bringen, bie jebod nicht mehr ind Jahr 1865 
fallen. Die wichtigſte Veränderung jedoch, bie in Folge bes Todes 
von Lord Palmeriton eintrat, war, daß bie Agitation für eine wei 
tere Parlamentsreform, bie er jo lange er lebte, in und außer bem 
Parlament bintanzubalten gewußt, unmittelkar nach feinem -Abtreien 
bon ber politischen Bühne ſich wieber zu regen beganı und baß bie 
öffentliche Meinung fich ber Ueberzeugung bingab, daß Lord Ruſſell 
nad feiner ganzen Vergangenheit nicht werbe umhin können, darauf 
einzugehn, um fo mehr als das neue Sabinet offenbar viel zu ſchwach 
war, um fi dem Parlament gegenüber zu halten, ohne jeine Stütze 
in ben verjtärkten liberalen Elementen besfelben zu ſuchen. Bis zu Ende 
bes Jahres 1865 hielt das Cabinet jeboch mit feinen bickfälligen 
Anfihten und Abfichten zurüd, in ber richtigen Ueberzeugung, daß 
bie Öffentliche Meinung. fig erſt deutlicher ausſprechen muſſe, bevor 








Urbtchäpt der :Grciguiße dus Ahers ABS. 431 
es an ber Zeit fei, eine fo ſchwierige Frage feinerfeits in bie Henbengtunt. 


zu nehmen. 

Einen noch größeren erlußt als England durch ben Tob 
Palmerſtons erlitt Belgien durch ben Tod feines greiſen KWBnigs Beigien. 
Leopold, der am 10. December 1865 ſtarb. König Leopold war 
das Muſter eines gewiſſenhaften couſtitutivnellen Fürſten und Hat 
während feiner langen Regierungszeit bewieſen, wie. heilſam ein 
folder zu wirken. vermag, wenn er Geift und Character. genug. be: 
fügt, um feiner Aufgabe zu genügen, während bie Dinge wenigftend 
in gewöhnlichen Zeiten allerbings auch ohne ihn mehr oder weniger 
ihren gewiefenen Weg gehn, wenn bas nicht der Fall if. Er ſtarb 
in. einem für Belgien verhängnißosllen Momente,. da, wie man ines 
nigftens ziemlich allgemein glaubte, won Preußen ans dem Kaiſer 
ber Franzoſen die Möglichkeit einer ‚Annerion Belgiens oder wenig: 
ftens des größeren Theils besielben neuerdings nahe gelegt war, 
wofern er dagegen Preußen in Deutſchland freie Hand laſſen würbe. 
Borerft erfolgte indeß ber Thronwechſel in aller Ruhe und Belgien 
hatte Zeit, fi auf die Gefahren, die ihm unter Umflänben drohen 
mochten, vorzubereiten. Die Schweiz, Dänemark, Schweben. waren Sawi. 
im Jahr 1865 mit Reformen ihrer Berfaflungen befchäftigt. Durch 
den Abſchluß des Handelsvertrags mit Frankreich genöthigt, Sie 
Souveränetät einiger Cantone bezüglih ber bürgerlichen Stellung 
ber Jsraeliten von Bunbeswegen zu befchränfen, beſchloß ber ſchwei⸗ 
zerifche Bundesrath, der Bunbesverfammlung vorzufchlagen, hie Reviſion 
ber Bundesverfaffung nicht auf dieſen Artikel allein zu befehränten. Diele 
ging darauf ein unb beide Räthe beſchloſſen in einer befonberen Seffion 
eine Reihe von Abänberungen in ber Bundesverfaffung, bie in ber 
That wahre unb mejentliche Verbeflerungen in Fiberalem Sinne geweſen 
wären, ‚ohne darum nad irgend einer Seite zu weit zu geben. Allein 
durch eine Koalition confervativer und rabicaler Elemente, benen bie 
Reformen entweder zu weit oder nicht weit genug gingen, wucben 
bei der Volksabſtimmung zu Anfang bes folgenden Jahres mit 
Ausnahme bes Judenartikels alle andern Artikel verworfen. — In 
Dänemart verbanbelte die Regierung während des ganzen Jahres Dän«- 
mit den beiden Thingen des Reichsraths und bes Reichstags über wark. 
eine Revifion der Berfaflung, welche ben Reichsrath erhalten und 
nur in etwas mehr comjerbativene Sinne umbilben ſollte. Die Re; 
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Diane sierung kam bamit enblich, wenn auch nicht ohne Schwierigkeiten, 
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zum Ziele; doch mußte das Minifterium Bluhme in Folge davon 
zurücktreten unb einem foldyen umter dem Borfike bes Grafen Frys⸗ 
Fryſenborg Platz machen. Ob Dünemark burd bie Beibehaltung 
einer fo complicirten boppelien Berfaffungsmaſchinerie, die in Folge 
bes Berluſtes ber Serzogihiimer eigentlich gar feinen Sinn mehr 
bat, wohl gethan bat, mag billig bezweifelt werben. Dänemark ift 
durch jenen Berluft ein Fleiner Staat geivorben, ber unmöglich noch 
immer fo fortwirthidaften Kann wie früher. Allein Regierung und 
Bolt können fi offenbar noch nicht in die neue befcheidene Rolle, 
die ihnen beſchieden ift, fchiden und jo bietet es das Schauipiel 
eines Leinen Staats mit den Formen, Einrichtungen und Bebürf- 
niffen einer großen Monarchie. Auf bie Dauer wird es indeß doch 
nicht geben und man begreift, daß bie bee eines Anſchluſſes an 
Schweben und Rorwegen unter feldyen Umfländen ihre innere Be 
rechtigung hat, zumal feine Eigenthümlichleit dadurch nicht die min: 
beften Gefahr Tiefe, fo wenig als diejenige Norwegens, bas alle 
Urſache bat, mit feiner Verbindung mit Schweden zufrieden zu fein, 
während diefes ſich unter einer wohlwollenben und einfihtigen Re 
gierung aufs Träftigfte entwickelt. Das Jahr 1865 bezeichnet für 
basjelbe namentlich einen gewaltigen Fortſchritt. Im December kam 
nämlidy bie vom Könige und feiner Regierung vorgelchlagene neue 
Verfaſſung, bie an. die Stelle des fehwerfälligen Reichstages mit 
feinen veralteten vier Stänben ireten fol, zur Annahme, Bürger: 
und Bauernftand nahmen biefelde theils ganz, teils faſt einſtimmig 
an; dagegen machten ber Abel und ber Prieſterſtand Miene fie ver: 
werfen zu wollen, fügten ſich jedoch der entſchiedenen Haltung ſowohl 
ber öffentlihen Meinung als ber Regierung gegenüber, wenn aud) 
theilweife nnter Proteften, auf bie weiter feine Ruͤckſicht genommen 
wurde. Für Schweden beginnt bamit eine neue Periode foliber 
Entiwidlung. 

Unenblich viel gefahrvoller, ſchwieriger und bon ungewiſſem 
Ausgang war die Verfaflungstrifis, in welche Defterreich, wie wir 
gefehen Haben, durch die Einleitung einer Verftändigung mit Ungarn 
und die dadurch bebingte Entlafjung des Minifteriums Schmerling 
eingetreten war. Zunädft trat eine längere Minifterfrifis ein. Erſt 
an bemfelben Tage, an bem ber Reichörath feierlich geſchloſſen wurde, 
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erfolgten bie Ernennungen ber neuen Minifter: Graf: Belcrebi trat Fr 


als Staatsminiſter an die Stelle Schmerlings, Graf Lariſch als 
Finanzminiſter an bie Stelle Pleners. Die öffentliche Meinung ſchwebte 
aber trotzdem in nölliger Unwiſſenheit barüber, wohin das Staatsſchiff 
eigentlih fleure. Daß die Yebruarverfallung gefährdet fei, lag auf 
ber Hand: ein Ausgleih mit Ungarn und die Integrität der Februar: 
verfaffung ſchloſſen fi) gegenfeitig aus. Allein ob ber Ausgleich 
auf dem Boden biefer Verfaſſung ober neben demſelben gefucht 
werde, das war bie Frage. Die wiederholten feierlichen Zuſicherungen 
bes Kaijers Schienen das erftere zu verbürgen. Hatte body ber 
Kaifer bei ber Eröffnung bes Reichsraths am 1. Mai 1860 fürm: 
lich gelobt: „Sch erkenne e8 als Meine im Angefichte aller Meiner 
Völker übernommene und durch jene Kundgebungen nachbrüdlich 
befräftigte Hegentenpflicht, im Sinne der im Diplome vom 20. Dec: 
tober v. J. ausgefprodhenen und in den Grundgeſetzen vom 26. Fe⸗ 
bruar 1. %. zur Durchführung gelangten Ideen, die Geſammtver⸗ 
faſſung als das unantaftbare Fundament Meines einigen und un: 
theilbaren Kaiferreichs, dem in feierlicher Stunde gelgifteten Ange: 
löbniß getreu, mit Meiner Taiferlihen Macht zu ſchützen und bin 
feften Willens, jede Verlegung berjelben als einen Angriff auf den 
Beitand der Monarchie, auf die Rechte aller Meiner Länder und 
Völker nachdrücklich zurückzuweiſen“. Hatte ferner. doch bie KRegier: 
ung bei jeber ©elegenheit erflärt, daß ein Ausgleih mit Ungarn 
nur auf dem Boden ber Verfaflung, nur in und mit dem Reiche: 


rath geſucht werben könne. Und dennoch fürchtete Die öffentliche 


Meinung für die Verfaſſung und nicht mit Unrecht. Welcher Art 
und Natur die Grundlage und die Bedingungen fein wuͤrden, unter 
welchen die Grafen Eſterhazy und Majlath, die neuen ungarijchen 
Berather der Krone, eine Berfländigung mil Ungarn für möglich 
hielten und anzubahnen verjuchen würden, blieb völlig ungewiß, um 
fo mehr als diefelben nicht der Partei Deals, dem die große Mehr: 
heit der ungarifhen Nation mit unbebingtem Vertrauen folgte, fon: 
dern ber wenig zahlreichen und ziemlich einflußlojen Partei ber 
fog. Altconfervativen angehörten. Erft allmälig traten bie Ziele 
punkte berjelben wenigſtens in ihren allgemeinen Umriſſen hervor. 
Zunähft wurde die ſchon feftgefegte Eröffnung bes croatiſchen Lands 
tags, auf dem nach den Intentionen des Minifteriums Schmerling 
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Defer ein erneuerter Verſuch hätte gemacht werben fellen, Croatien für 
bie Februarverfaſſung und ben weiteren Reichsrath zu gewinnen, 
vertagt, jene Intention fallen gelaffen unb der Hoflanzler Mazura⸗ 
nic, der fie, wie Graf Nadasdy in Eiebenbürgen, für Eroatien 
hätte verwirklichen ſollen, entlaffen. Deutlier trat ber Plan in 
Siebenbürgen hervor. Belanntlid war bier burd eine vom Kaiſer 
oeropirte neue Wahlordnung das Uebergewicht der Magyaren auf 
dem Landtage gebrochen, waren bie bisher völlig rechtloſen Rumänen 
als vierte Nation anerkannt worben und war es gelungen, Sieben: 
bürgen zur -Anerlennung der Februarverfaſſung und zur Beichidung 
bes Reichsraths zu bewegen, Jetzt wurden all die entlaflenen un- 
gariſchen Würbdenträger und Beamten Siebenbürgens maſſenhaft re 
activirt und alsbald darauf am 1. September durch kaiſerliches 
Reſeript der neue Landtag, in dem bie Magyaren in ber Minder⸗ 
beit geiwefen waren, wieder aufgelöft, die proviſoriſche Landtagsord⸗ 
nung, bie ihr früheres Uebergewicht gebrochen hatte, überhaupt be 
feitigt und ein Landtag wieber nach ben früheren Geſetzesbeſtimmungen 
von 1191, die den Magyaren neuerdings das Uebergewicht ficherten, 
einberufen, um „bie Revifion bes erften Artikels bed Grjches ven 
48548, bie Vereinigung Siebenbürgens mit Ungarn betreffend, ver: 
zunehmen.” Jetzt war es Elar, dag das Minifterium Belcredi-Maj⸗ 
lath entihloflen war, nicht bloß auf eine Beiziehung Groatiens zum 
Reichsrathe zu verzichten, jondern auch Ziebenbürgen aus demſelben 
anszuiheiten und jo dem erjten Verlangen ber Ungarn nad Her: 
ſtellung der Vereinigung mit Siebenbürgen nad den Beſchlũſſen ven 
1543 und nad) Herſtellung ber alien Berbindung mit Groatien ge 
recht zu werben, bie Yänber ber Stephansktone, Ungarn um? die 
joy. partes adnexe, ten übrigen Kronländern, namentli uber den 
beutjch:flaniichen Provingen, bie im engem Reiheraih ihre State 
und ihr gemeiniames Band erfannten, als Ganzed gegemüber zu 
ſtellen. Der weitere Reichsrach mupte bemgemäh überhaupt kabın- 
fallen, nubt aber ebenſe nethwendig auch ber engere, gegen denſen 
Fertbeſtand die Ungarn au ſich nichts einzuiwenten hatten Alkım 
am 2% Zopeemker erichien ein Wanifelt des Kaijers „em market 
Nälter* und cin kaiſerl. Patent, durch welche bie ganze Hebumme- 
weriajlung, engert wmb ieeilerer Neicheratb, jmfpentirt Mmurke, mmrr 
dem bien Berkehale, tier Rejuliate cines alljälien Unbyianps 
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mit ben Ländern der ungariſchen Krone „den loyalen Vertretern Deſter⸗ 
ber andern Königreiche und Ränder” — alſo ben zahlreichen Land⸗ ria. 
tagen berfelben — „vorzulegen, um ihren gleichgewichtigen Aus⸗ 
ſpruch zu vernehmen und zu würbigen.” Die Motivirung biefes 
Schritte murbe indeß nicht in dem befannten Art. 13 der Februar: 
verfaffung, fondern in der allgemeinen Nothwendigkeit eines Aus: 
gleichs mit allen Ländern der Monarchie gefuht. Im Grunde war 
e8 ein Staatsftreich in aller Form, ein Staatsftreich, der zunächſt 
wenigftens und für bie gemeinfamen Intereſſen bes Gejammtreichs 
ben früheren Abſolutismus wieber herftellte, ohne indeß den Ber: 
faffungen der einzelnen Länder als ſolchen zu nahe zu treten. Wirk: 
lich waren fihon zwei Tage vorher wie die Landtage ber Länder 
ber ungarifchen Krone fo auch Diejenigen der deutſch-ſlaviſchen Pro: 
vinzen und Galiziens auf den 23. November einberufen worden. 
Die öffentliche Meinung erkannte jedoch barin weder eine Genug: 
thuung noch eine Beruhigung. Die Siflirung ber Februarverfaſſung, 
bie thatfächliche Herftellung des früheren Abjolutismus durch einen 
bloßen Yeberzug bes Raifers und im Gegenfab gegen die feierlidh- 
ften Zufagen und Erflärungen ſchlugen tief in die öffentliche Dleinung 
ein. Die paar Jahre conftitutionellen Verfaffungslebens waren doch 
in den deutſchen Bevölkerungen bed Reichs, die an materiellem Be⸗ 
fig, an inbuftriellee gewerblicher Thätigfeit, vor allem aber an 
Bildung die anbern weit überragten, nichts weniger als ſpurlos 
vorübergegangen. Leider muß zwar die Thatfadhe conftatirt werben, 
baß der Adel im Ganzen, einzelne Nusnahmen find unmöglich maf- 
gebend, fo wenig wie im übrigen Deutſchland biejenige Unabhängig: 
feit der politiſchen Anſchauung und bes politiſchen Characterd an 
det Tag legte, bie feiner materiellen Unabhängigkeit entipräche und 
die ihn allein zu einer bevorzugten Stellung im Staatsleben und 
in ber Vertretung der Nation berechtigen: würbe, eine’ Unabhängig: 
feit, die die engliſche Nobiltty und entry in fo hohem Grabe be- 
figt, in der aber ber deutſche Noel fo tief, fo unendlich tief 
unter bem englifchen fteht. Ebenſo blieb das Concordat wie ein 
vergiftender Mehltbau über ber geiftigen Entwidelung Oeſterreichs 
liegen und bildete für das ſchwache Winifterium Schmerling offen- 
bar ein förmliches noli me tangere. ber vie Mittelefaffen haben 
fich in die neuen Verhältniffe eingelebt und dieſelben ſowohl tm 
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7 Reicherathe als auf den Landtagen mit Entſchiedenheit und doch 
*. zugleich mit Mäßigung auszubilden und weiter zu entwickeln fich 
bemüht. Defterreih ift jeit vier Jahren um einen gewaltigen 
Schritt vorwärts gerüdt und durfte hoffen, fi) wenn auch langſam 
bob allmälig auf die gleiche Stufe politiiher Eniwidelung und 
politiiden Lebens emporzuarbeiten, auf ber andere Nationen frei: 
lih längſt angefommen find, und zu ber es die geiftige Anlage 
feiner Völker wahrlich nicht minder als dieſe berechtigt. “Die will- 
kührliche Siftirung der Verfaſſung rief die berechtigte Oppofition des 
beutihen Elementes hervor unb bieje fand ihren gemeilenen Aus: 
brud auf ben Landtagen. Kaum waren fie zuſammengetreten, jo 
wurde in einem nach dem andern auf Adreſſen an den Kaijer mit 
ber Bitte um Mieberberitellung der Verfaſſung angetragen und 
in den rein deutſchen Provinzen, Ober: und Unteröſterreich, Gteier- 
mark, Kärnthen, Salzburg, Vorarlberg, auch Schlefien ging der An- 
trag fofort , theilweife jogar fait einflimmig durch. Dagegen ſtieß 
er in Böhmen, Mähren und Krain auf den Wiberfprud) ber Slaven 
und wurde entweder abgeworfen ober fallen gelafien. In Böhmen 
namentlid) wurbe er abgewarfen, indem die Mehrheit der Groß: 
grundbefiger, die unter dem früheren Minifterium mit biejem auf 
Seite der beutihen Partei geftanden hatte, nun unter dem neuen 
Miniftertum, das bie Slaven und die „hiſtoriſch-politiſchen Indivi⸗ 
bualitäten“ zu begünftigen fchien, mit wenig Character zu ber 
czechiſchen Partei überging. Tyrol allein von allen deutſchen Land: 
tagen unterließ jebe dießfällige Meinungsäußerung: das vom Clerus 
faft wilfenlos gegängelte Bolt jagt ausſchließlich feinem beſchränkten 
Ideal der Slaubenseinheit nah und die Regierung kam ihm darin 
fogar entgegen, indem fie demſelben mit unzweifelhafter Berleßung 
bes Proteftantenpatents vom 10. April 1862 die Conceſſion machte, 
daß proteftantiiche Gemeinden fi in Tyrol nur mit Genehmigung 
des Landtags follten bilden dürfen, d. 5. vor der Hand wenigftens 
überhaupt nicht gebuldet werden follten. Am 14. December fand auch 
bie Eröffnung bes ungariſchen Landtags und zwar dießmal burd) 
ben Kaiſer jelber flat. Die Thronrede ließ die im Jahr 1861 
noch aufrecht erhaltene Theorie ber Rechtsverwirkung endlich fallen 
und anerlannte bie Rechtscontinuität und die formelle Gejeblichkeit 
ber Geſetze non 1848, beharrte dagegen auf ber bißberigen Anſicht 
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ber Regierung, daß biefelben einer Reviflon unterzogen werben Deiter- 
müßten, bevor fie von ihr anerkannt und ausgeführt werben könnten, "i® 
während bie Ungarn bekanntlich umgekehrt verlangen, daß jene 
Geſetze vor allem aus und zuerft anerkannt und eingeführt werben 
müßten, bevor fie fi Dazu entichlöffen, dieſelben zu revidiren. Die 
Anwortsadreſſe des ungarifchen Landtags fällt indeß nicht mehr ins 
Sahr 1865. Das Jahr Schloß für Defterreich im Ganzen nichts 
weniger als befriebigenb: bie deutſchen Benölferungen waren durch 

die Siftirung ber Verfaffung verlegt und der Regierung entfrembet, 

auf die Slaven, zumal die Czechen mit ihren beutich-feindlichen Be: 
ftrebungen Tonnte ſich diefe unmöglich ſtützen, der Ausgleich mit 
Ungarn ftand troß der ihm gemachten Conceflionen noch in weiter 
Berne, die Yinanzlage des Reichs war fortwährend eine zum min- 
deften höchſt bedenkliche. 

Gegenüber Preußen hatte fi Defterreih durch den Abſchluß 
ber Gafteiner Convention vorerft Ruhe verſchafft. Die Differenz 
mit Preußen mar aber dadurch keineswegs hefeitigt worden. Die 
Allianz war innerlih vollftändig gelöſt und konnte jeden Augenblick, 
wie Hr. v. Biemard dazu Thon vor dem Abſchluß der Convention 
Luft gezeigt hatte, in ihr Gegentheil, d. 5. in einen offenen Krieg 
zwijchen Oeſterreich und Preußen umſchlagen. Das Verhältnig zum 
übrigen Deutichland wurde durch die Gafteiner Convention für Defter: 
reich in keiner Weile gebeſſert. Das Verhältniß zur Bundesver⸗ 
fammlung in Franffurt blieb dasſelbe. Vor der Gaſteiner Conven⸗ 
tion, als das Verhältniß zu Preußen immer ſchlimmer wurde, jchien 
Defterreih einen Augenblid fi der Bunbesverfammlung wieder 
nähern zu wollen. Einem von Bayern, Sachſen und Heflen-Darm- 
ftadt am Bunde - geftellten Antrage „die vertrauensvolle Erwartung 
auszufpredhen, es werde ben höchſten Kegierungen von Oeſterreich 
und Preußen gefallen, dem Erbprinzen von Auguftenburg das Her: 
zogthum KHolftein nunmehr in eigene Verwaltung zu übergeben"' 
ftimmte ODefterreich bei und ber Antrag erlangte damit am 6. April 
eine Mojorität von 9 gegen 6 Stimmen, blieb aber ohne allen Er- 
folg, indem Preußen feinerfeits ſofort erflärte, daß „bie Erfüllung 
der ausgefprochenen Erwartung nicht in Ausficht ſtehe“. Am 27. 
Juli ſtellten dieſelben drei Regierungen einen neuen Antrag am 
Bunde, durch welchen Oeſterreich und Preußen aufgefordert werden 
ſollten, bie Stände von Holſtein einzuberufen und auf bie Aufs 
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Dentq⸗ nahme Schleswigs in den deutſchen Bund hinzuwirken; der Antrag 


laud. 


wurde jedoch im Ausſchuſſe begraben, ſo daß bie drei Regierungen 
fich veranlaßt ſahen, den Antrag vom 4. November zu erneuern und 
auf fofortige Abftimmung zu dringen. Oeſterreich trat nuu wieber 
auf Seite Preußens und fo wurde beun am 18. November mit 8 
gegen 7 Stimmen beſchloſſen, nicht fofort abzuftimmen, ſondern aud 
biefer erneuerte Antrag wiederum an ben Ausſchuß verwieſen, ben 
felben Ausſchuß, der nad dem Wunfche Oeſterreichs und Preußens 
fon über den erjten Antrag einen Bericht zu erftatten befchloflen 
hatte. Yet ging den Regierungen von Bayern, Sachſen und Heften: 
Darmftabt doch die Gebulb aus und biejelben erklärten, „daß fie, 
nachdem fie alle ihnen nad ber Bundesverfaflung zu Gebot ftehen- 
ben Mittel erfchöpft hätten, ihre Aufgabe und ihre Thätigkeit inner: 
halb ber Bunbesverfammlung als abgeſchloſſen betrachten und fid 
auf eine laute und entichiebene Verwahrung gegen jebe der Grund—⸗ 
lage des Rechts freinde Abmachung beſchränken würden“. So weit 
batte es aljo Bayern gebracht, das zu Anfang ber deutſch-däniſchen 
Verwidlung, Ende des Jahres 1863, den Grundſatz aufgeftellt 
batte, Alles „mit bem Bunde und durch ben Bund“. Die unbe: 
fangene öffentlihe Meinung batte ſich nie ber Hoffnung bingegeben, 
daß bie Frage burch den Bundestag gelöst werben könne. Die Nation 
betrachtete ben Bundestag längft als einen Leichnam, ben feine Macht 
ber Welt wieber ins Leben zurüdzurufen im Stande jei, wenn fie 
auch getheilter Anficht war über das, was an feine Stelle zu treten 
babe unb ihr allgemeiner und immer wieberholter, lauter und lauter 
erſchallender Ruf nad einem Parlament in ben Ohren ber Regie: 
rungen erfolglos verhallte. Leider Tonnte es nicht geleugnet werben, 
daß bie Nation der ſich immer enger jchürzenden Verwidelung ber 
deutſchen Dinge überhaupt und der Politit der beiden Großmächte, 
bie nur ihre eigenen Intereſſen verfolgten, gegenüber, nachgerade 
ebenfo rathlos baftanb, wie die Regierungen ber Mittelftanten und 
daß bie Parteien ber Großbeutihen und ber Kleindeutjchen füch jo 
ziemlich abgenügt hatten. An der auf Begehren ber Schleswig: 
Holſteiner durch den 36er Ausſchuß nah Frankfurt einberufenen 
AbgeorbnetensBerfammlung, erfchienen neben etwa 250 Abgeordneten 
aus Süd⸗ und Mitteldeutihland nur 17 aus ganz Norddeutſchland, 
nur ein einziger aus Defterreih und felbft biefer kein geborner 
Oeſterreicher und nur 8 Mitglieder bes preußiſchen Abgeordneten⸗ 
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baufes, bie ſich ſchließlich ber Abftimmung enthielten, da bie Be⸗denn⸗⸗ 
ſchlüſſe nothwendig gegen die bismarckiſche Politik ausfallen mußten, “ 
eine Politik, die ſie zwar nicht billigten, der ſie aber auch um 
Preußens willen nicht abſolut entgegentreten wollten. Einige andere Mit⸗ 
glieder des preußiſchen Abgeordnetenhauſes, die nicht erſchienen waren, 
ſprachen dieß ganz unumwunden aus, wie z. B. Tweſten, der der 
Verſammlung einen förmlichen Abſagebrief zuſandte, indem er ſich 
zwar gegen die Politik Bismarcks, aber auch dahin erklärte, daß 
er und ſeine Gleichgeſinnten „nicht blos das Selbſtbeſtimmungs⸗ 
recht des Volkes in Deutſchland, nicht blos die Rechte des Volkes 
den Regierungen gegenüber, ſondern auch die Machtſtellung Preußens 
ins Auge zu faſſen hätten, und ſich daher nie an Schritten bethei⸗ 
ligen könnten, welche ſich nicht bloß gegen die augenblicklichen Macht⸗ 
haber, ſondern gegen den preußiſchen Staat wendeten, welche darauf 
abzielten, Preußen eine Niederlage zu bereiten,“ daß „es keine 
Macht gebe, die für Deutſchland etwas leiſten und wirken könne, 
als Preußen,” endlich, „daß die Mehrheit der preußiſchen Abgeorb- 
neten niemals Bejchlüffen zuſtimmen werbe, welche gegen bie Macht 
und bie Zukunft des preußiichen Staats in die Schranken träten”. 
Die Abgeorbnnetenverfammlung ſprach fih für das Selbitbeitimmungs- 
recht ber Herzogthümer aus, das nur bejchräntt jei durch die höhern 
Intereſſen Deutichlands und für eine Erledigung der Frage „im 
Sinne des Rechts“. Ihre Aufforderung an das preußiiche Abge⸗ 
orbnetenhaus „für bie verlebten Rechte ber Herzogthümer, für bie 
Berufung ihrer Vertretung und für bie fofortige ſtaatliche Conſti⸗ 
tuirung Schleswig-Holſteins entſchieden und ohne Verzug einzutreten 
mb bamit ihre eigenen und verfafjungsmäßigen Rechte zu wahren,” 
machte in Preußen, wo bie weit überwiegende Mehrheit mit Bis⸗ 
marc, wenn auch nicht auf feinem Wege oder mit feinen Zielpunk⸗ 
ten, mehr weit mehr als „berechtigte” Forderung in Anſpruch nahm, 
feinen Eindrud. Daß aus ganz Norddeutichland nur 17 Abgenrbs 
nete erſchienen waren, zeigte, daß die Anjhauungen und Beſtrebun⸗ 
gen im Süden und im Norden bereits weit auseinander gingen. Die 
Berfammlung legte die eingeiretene Zerflüftung ber Barteibeftreb: 
ungen an ben Tag unb förberte fie jogar. Die geringe Zahl 
ber eridienenen Abgeordneten im DBergleih mit der Berfammlung 
vom. December 1863 und ber damaligen Begeiſterung und Ein: 
müthigfeit in ber. Hauptſache machte einen: niederſchlagenden Ein⸗ 
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Deetä-brud, felbft in Shöbentihland. Anbere Symptome ziemlich, allge 
meiner Rathloſigkeit Tamen dazu. Ter großbeutidhe Refornwerein 
verzichtete neuerbings auf bie Abhaltung einer Generalveriaumlung. 
Seine been einer Reconfiruirung Deutſchlands auf fireng föbe- 
ralen Grundlagen ſchwebte bei ber Stellung, die Oeſterreich unb 
Preußen gegen einander und gegen das übrige Deutichland einge- 
nommen hatten, in der That volllommen in der Luft, ſein Ber: 
trauen in bie Opferwilligfeit der mitteljtaatlidhen Regierungen, bie 
er bei Gelegenheit des Fürftentages an ben Tag gelegt batte, fand 
feine gläubigen Chren, da dafür wohl ſchöne Worte und Verſprech⸗ 
ungen, aber in Wahrheit audy nicht die allerkleinſte Thatſache vorlagen. 
Der Rationalverein hielt zwar jeinerjeits eine Generalverjammiung 
ab, allein, um jein Auseinanderfallen durch den Gegenſatz zwiſchen 
ben Anſchauungen feiner preußiſchen und jeiner nicht-preußiſchen Mit⸗ 
glieder zu verhüten, faßte er Reſolutionen, mit denen ein großer 
Theil ſeiner Mitglieder nur halb oder gar nicht einverſtanden war 
und die mehrfache Austritte zur Folge hatten. Sein Einfluß war 
entjchieven gebrochen. Es fonnte auch nicht anders fein, ba bie 
Geſtaltung der politiſchen Dinge in Preußen dieſem in Sũd- und 
Mitteldeutſchland alle Sympathieen entzogen und im allerhöchſten 
Grade abſchreckend hatten wirken müſſen: bie Gewaltipolitik des 
Regimentes Bismarch, die nicht eine durch ein freies und mächtiges 
Parlament beſchränkte und controllirte Hegemonie, ſondern eine bi- 
recte Herrſchaft Preußens in dieſer oder jener Form, ein entſchie⸗ 
denes Unterordnen der nationalen Iniereſſen unter die ſpecifiſch 
preußiſchen anſtrebte, hatte ihm nothwendig den Boden unter den 
Füßen entzogen. Eine dritte Partei, die ſich unter dieſen Umſtän⸗ 
nen im Laufe des Jahres 1865 aufzuthun ſuchte, die großdeutſch⸗ 
democratiſche, fand zwar für ihre nächſten Zielpunkte, eine durch⸗ 
greifende Reform der öffentlichen Zuſtände in ben Mittel⸗ und Klein⸗ 
ſtaaten auf entſchieden liberaler und democratiſcher Grundlage, un- 
zweifelhaft vielfachen Anklang, aber ihre Ideen über die zukünftige 
Geſtaltung Geſammideutſchlands namentlich - bezüglich Oeſterreichs 
und Preußens waren ſo durchaus unklar und verſchwommen, daß 
bie Nation ſich unmöglich einer Partei in bie Arme werfen konnie, 
bie gerabe für diejenige Frage Feine Röjung wußte, welche brohend 
vor ber Thüre fland, jo drohend, daß gewiſſermaßen das Schwert 
ſchon aufgehoben war, das fie mit Gewalt löſen wollte. 
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Shen vor der Gaſteiner Convention hatte Graf Bismard ft 


ganz offen mit einen Kriege gegen Oeſterreich gebroht und damit " 
allem Anſchein nach eine Preflion auf dasſelbe ausgeübt, durch bie 
es zum Abſchluß jener Convention beivogen wurbe. . Die Gafteiner 
Konvention war aber wieder nur ein prosiforifches Arrangenent, 
das jeinen Abfichten jeineswegs entiprach, durch das er jedoch der 
Erreichung berjelben näher zu kommen hoffte. Die ausſchließliche 
Derwaltung Schleswige und ber Befit des Hafens von Kiel mit 
dem Recht der Erbauung eines Canals zur Verbindung der Nord: 
fee mit der Oſtſee, durch den der Hafen von Kiel für die maritime 
Entwidlung Preußens erft feine volle Bebeutung erhielt, waren mer 
ſentliche Conceſſionen Defterreichs, ſchätzenswerthe Errungenſchaften 
Preußens. Aber genügen konnten ſie Preußen nur, wenn damit 
die volle Annexion eingeleitet werden konnte. Und bald zeigte es 
ſich, daß das ſehr zweifelhaft war. Selbſt in Schleswig war die 
öffentliche Meinung ber weit überwiegenden Mehrheit ber Bevöl⸗ 
ferung Preußen nicht geneigt, felbft dort hielt fie feit an dem Au: 
guftenburgerr. Das erite, was ber neue preußiihe Gouverneur, 
General von Manteuffel, that, war zivar eine durchgreifende Puri⸗ 
fication der Beamteten: alle auguftenburgiich Gefinnten wurben ent 
laſſen und durch entichiebene Anhänger Preußens und feiner An⸗ 
nerionsplane erjeßt, theilweile fogar durch frühere Werkzeuge ber 
däniſchen Herrfchaft, auf bie fih das preußiſche Regiment unter allen 
Umftänden gleichfalls verlaffen konnte. General v. Danteuffel bereiste 
jelber das Land und ſuchte mit Eifer für Preußen Propaganda zu 
machen. Der Erfolg entſprach jedoch feinen Wünſchen jehr wenig 
und bevor bas Jahr zu Ende ging, ſah er ſich genöthigt, nad ein- 
ander das Vereinsweſen, bie Freiheit ber Preſſe, endlich ſogar das 
Petitionsrecht zu unterdrüden. Er erreichte jedoch feinen Zweck mit 
alle dem doch nicht. Die Bevölkerung fügte fich zwar und ſchwieg, 
aber fie wurde darum doch nicht preußiſch geſinnt; bie eigentlich 
preußiſch gefinnte Partei war und blieb. eine verſchwindende Ming: 
vität. Die flille Oppofition im Sonde tönte laut aus Holſtein 


berüber. Defterreih hatte fich feinerfeits mit Holitein begnügt, war _ 


aber nicht gemeint, bier für Preußen zu arbeiten. Es ließ im Ge- 


gentheil die Holfteiner jo ziemlich gewähren, fobald es nur mil 


einiger Rüdfiht auf bie thatſächlichen Verhältniffe des Regiments 
geſchah. Die fait durchweg auguftenburgifh gefinnten Beamteten, 
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Desiflenie es vorfand, ließ es alle in ihren Aemtern, das Rereinsweien 
wurbe nicht befchräntt, ebenfo wenig bie Preſſe ober das Belitione- 
recht. Der Auguftenburger blieb unangefocdhten im Lande. FERL. 
v. Gablenz, der öfterreihifche Statthalter, erflärte bei einer Gelegen 
beit ſelbſt, er wolle nicht, daß man bereinft bei feinen Weggenge 
von ibm fage, er habe „wie ein türliſcher Paſcha regiert“. Der 
Gegenſat zwiſchen ben Zuftänden Schleswige und benen Holfteins 
hätte in der That nicht greller fein können. Preußen überzeugte 
fi Bald, daß es unter ber getbeilten Domination nicht weiter Tam, 
als umter dem früheren Eonbominat: es jab fidh fortwährend ben- 
felben Schwierigkeiten gegenüber, Oeſterreich, das nicht gemeigt war, 
die Herzogthümer unb damit die Euprematie in Teutichland frei 
willig an Preußen zu überlaflen, befinitiv feine Eiellung in Teuüch⸗ 
land ganz aufzugeben und aus demſelben thatſächlich auszuſcheiden, 
ber Qunbeswerfammlung in Frankfurt, deren Majorität ans nabe 
liegenden Gründen die Errichtung eine neuen unb zwar ven 
Preußen möglihjt unabhängigen Mittelftaates in Schleswig Helſtein 
wänidte und ten Schleswig-Holſteinern ſelbſt, bie von ihrem Ser: 
zeg nicht laſſen wollten und bie, wenn jie aud nicht ungemeigt 
waren, Preußen gewifie Rechte einzeraumen, darin dech nicht Ye 
weit geben wellten, tab fie in Wahrheit auf jere Selbftäntigfeit 
verzichtet hatten und von Preußen vollkemmen abhängig geiwerten 
wären. Schen ver Ente des Jahres 18065 war ed gamı Flar, 
daß Preußen ſich im weientlichen genau wieber im derſelben Sare 
fühlte, wie ver ter Gaflteiner Conventien. Zion damals barte 
aber Graf Bismarck in Karlsbad erflärt, daß er einen Krieg mir 
Oeſterreich wicht ſchene, daß er ihn im Gegeniheil geradezu teünide, 
ſchen tamals hatte er im Salzburg tem bayeriſchen Wiriſter 
v. d. Pfordten gegenüber die Reutralität ber Mittelteaten geferbert, 
ſchen tamals hatte er, wie jeither behauptet warte, mit “Italien 
angeknũpft, um Deſterreich zu jchreden eber ven zwei Eciten mu 
gleich zu ſaſſen. Für fih ſeſt entichleffen, auf bie kefinitime Er⸗ 
werbung ter Herzogthümer und tumit auf die Euprematie im 
Deutihlanb wicht zu verzichten, warum ſollte er in berfelben 
Lage nicht wiererum auf dieſelben Ideen zmrüd Tree? Tas 
waren die Ausfichten, wit beuen Teutihlaub im das Sehr 1866 
hinübertrat. 
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—28R800 Angelegenheiten, deuiſche. S. 35—150: Vil 9, VIII 22, 
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ſchluſſe des Vereinstags deutfcher Arbeitervereine in Stuttgart) ©. 101, IX 25 
MWieſchluͤſſe des Handeldta ge in Frankfurt a M.) ©. 113, Vin 21 (Befch Lüffe 
F NE ber breuptfihen egierung einberufemen Gommiffion bez. ber Arbeiter: 
frage . 


at &. 35-150: U 18, 11 5, IV 4. 
sttemberg. 8. 35-150: I 9, 5, 10, 12, 20, 80, 11 14, 16, I 22, 28, IV 
6, 11, 14, VI 27, vl 8, 10, 26, VII 8, 18, IX 2, 18, 19, X 31, 
* Zi, Yns 30, 
Aetenſtuü de: IM 22 (Kericht und Antrag ber ftaatsrechtlichen Commillion ber 
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Selverein, S. 35-150: II 27 ul 19, IV 11, V 16, 26, 27, 30, 31, VI8, 14, 


vs, vu 31, Xu Xu 1 
Actenfüde: XII 3 (Srtlärung Slatiens bez. Handelevertrag) ©. 148. 
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